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Borwort. 


(ss gereicht mir zu großer Befriedigung, die Gefchichte der deutichen 
Einheitsbeftrebungen, welche ich vor zwanzig Jahren bis zu dem ge: 
jcheiterten Berfuche des Jahres 1848 bejchrieben habe, jegt vom Stand- 
punkte des glücklich vollendeten Werkes aus wieder aufnehmen zu können. 
Wer meine frühere Darftellung gelejen hat, wird fich erinnern, daß id) 
auch nach dem Mißlingen des Verfaſſungswerkes die Hoffnung nicht 
aufgeben fonnte, daß Preußen die politiiche Einigung der deutichen Staaten 
und Stämme zu Stande bringen und die dynaſtiſchen und particulariftis 
ihen Hinderniffe überwinden werde. So war ich den feiner von denen, 
die jich von gewohnten Anjchauungen losreißen mußten, und konnte mic) 
um fo berzlicher freuen, al3 dev Weg, der mir immer der richtige ge- 
ſchienen hatte, mit jo überraſchendem Erfolg betreten wırde.. Was die 
Kunft und Thatkraft eines genialen Staatsmannes erftvebt hat, ift unter 
dem Beiftand des allerhöchſten Weltregenten zu einem herrlichen Ziele 
geführt worden. Wer follte nicht voll Jubel fein, das erreicht zu ſehen, 
was uns in unjerer Jugend als Ideal vorleuchtete: ein einiges Deutjches 
Reich, das nod) vor furzem uns Süddeutſchen jo weit entrückt jchien, da 
Staatsmänner und Bublifum in feiner Verwirklichung nur die Zerrüttung 
des Baterlandes vorausjehen wollten! 

Die gefhichtlihe Darftellung, deren erften Band ich der Leſewelt 
vorlege, ijt zwar eine Ergänzung meiner Schrift: „Die deutfchen Einheits- 
beftrebungen in ihren geſchichtlichen Zuſammenhang“, welche im J. 1853 
bei &. Mayer (jegt Julins Klinkhardt) in Leipzig erjchienen ift, bildet 
aber nicht deren unmittelbare Fortſetzung. Jene frühere Arbeit fuchte das 
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Hervortreten der Einheitsidee von den Anfängen der deutjchen Gejchichte 
bis zum Schluß der Bewegung des Jahres 1848 zu jchildern, Fonnte 
aber die letztere, theil3 weil die Ereigniffe noch zu neu waren, theils weil 
die Auffalinng durch das Miflingen und die bereits eingebrochene Reaction 
getrübt war, nicht unbefangen und erichöpfend behandeln. Die Gefchichte 
von 1848 bedurfte daher dringend einer neuen Bearbeitung, und bei dem 
engen Zufammenhang, der zwifchen dem Werfe von 1866 und 1870—71 
mit den Creignifjen und Beftrebungen von 1848 — 50 befteht, war es 
jedenfalls nöthig, auf die frühere Zeit zurüczugreifen. 

Meine Aufgabe war, den Verlauf der Eiuheit3bewegung vom Jahre 
1848 an bi zur Gründung des deutfchen Neiches überfichtlih und ein- 
gehend zu erzählen, und ich glaube damit ein wirkliches Bedürfniß zu 
befriedigen, da es bei all den vielen Schriften über neueſte Gejchichte 
doch an einer Darftellung fehlt, welche die nationale Entwiclung mit 
einiger Ausführlichfeit in einem abgerumdeten Gejammtbilde zeichnet. 
Der vorliegende erjte Band führt die Erzählung bis zu dem Punkt, an 
welchen es nicht mehr zweifelhaft erfcheint, daß der Dualismus von 
Defterreih und Preußen nur durch das Schwert zu überwinden fei. 

Bei den eingeflochtenen Aftenftücten habe ich nicht jedesmal die be- 
treffenden Quellenfammlungen citirt, da den Kundigen die Hauptwerke 
wohl befannt find, nämlich: der Recueil general von Martens, die 
Duellen und Aftenftüde von Weil, das Staatsardiv von Wegidi und 
KHaubold, der Gejhichtsfalender von Schultheß und die beiden Samm— 
ungen von L. Hahn: „Zwei Jahre preußiſch-deutſcher Politik“ und „Der 
Krieg Deutichlands gegen Franfreih und die Gründung des Kaiferreichs". 
Daß ich die ganze publiciftiiche Literatur der Zeit forgfältig benutt babe, 
wird dem Leſer nicht entgehen. 


Tübingen, Juli 1872. 
Der Berfafler. 
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Erftes Kapitel. 


Die dentfche Einheitsidee jeit der Zeit der Befreinngskriege. 


Das Jahr 1870 und der Angriffsfrieg dei Franzoſen bat ung 
Deutihen die längft erfehnte Einheit in einer Weiſe gebracht, welche alle 
Erwartungen weit übertrifft. Selbjt das alte deutjche Reich im jeiner 
höchſten Blüthe hat nie eine ſolche, die wichtigiten Beftandtheile der Staats- 
gewalt zujammenfaflende Einheit dargeftellt, und jeder gute Deutiche wird 
ji diefer Errungenfchaft von ganzem Herzen freuen. Wer das Bedürfnik 
bat, die Gegenwart aus der Bergangenheit zu erflären, der wird gern 
einen Rückblick auf die Zeit werfen, welche jeit dem Untergang des alten 
deutſchen Reichs verfloſſen ift, und ſich daraus Har zu machen juchen, wie 
die Widergeburt des neuen Meiches zu Stande kommen fonnte. 

Wohl war die dee der Widerberftellung einer gemeinfamen Ber: 
fafjung Deutjchlands jeit 1806 öfters aufgetaucht, und wurde auch zur 
Zeit der Freiheitskriege lebendig. Einzelne Staatsmänner, Geſchicht— 
ſchreiber und Dichter ſprachen in allem Ernite davon und führten den Ge— 
danken in Abhandlungen und Yiedern aus. Aber derjelbe war doch nur ein 
ſchöner Traum der höher gebildeten Kreiſe, die Nation im Ganzen trat 
nicht fir die Verwirklichung ein und die europäischen Machthaber wollten 
nichts davon willen, und jo gewöhnte man jich, die ftaatliche Einheit des 
deutichen Volkes als unpraftiiches deal bei Seite zu legen. Der Frei— 
berr von Stein hatte jchon vor der Entjcheidung des ruffischen Feldzuges, 
in einer Denfichrift vom 18. September 1812 über Deutjchlands fünftige 
Verfaſſung, eine Monarchie als das bejte Mittel zur Sicherung der Un- 
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abhängigkeit Deutſchlands bezeichnet, aber war bald bei näherer Erwägung 
zur Einficht gefommen, daß wegen de8 Dualismus von Defterreich und 
Preußen die vollftändige Einheit unmöglich fein werde, und daß man fich 
daher mit einem Uebergangszuſtand begnügen müffe, den er in der Thei- 
lung Deutjchlands nad der Mainlinie gefunden zu haben glaubte. In 
einer jpäteren Denkſchrift vom März 1814 entwarf er den Plan einer 
Bundesverfaffung, an deren Spige ein aus Dejterrcih, Preußen, Bayern 
und Hannover gebildetes Directorium ftehen follte, das die Vollziehung 
der Geſetze handhaben, die Rechtspflege, Verwaltung, die Beziehungen zu 
auswärtigen Mächten, jowie die der verbündeten Staaten zu einander und 
der Fürften zu ihren Unterthanen überwachen, auch das Recht des Krieges 
und Friedens haben jollte. Der treue Gehilfe Steins und litevarifche 
Dolmeticher feiner Ydeen E. M. Arndt ftellt ebenfalls den Einheitsftaat 
als ideale Forderung auf, gibt aber zu, daß derjelbe nicht ausführbar 
jein werde und will fich mit jener Zweiheit begnügen. Im dritten Band 
jeines „Öeijtes der Zeit" (1813) fommt er wieder auf den füderaliftifch 
modificirten Einheitsjtaat zurüd. Die Fürſten follten ihren Kaiſer wäh— 
fen, der aber mit größerer Macht ausgeftattet werden müßte, als Die 
Kaifer der fpäteren Jahrhunderte befaßen, und namentlich den alleinigen 
Dberbefehl über das Heer haben müßte, während die Fürſten feine Stell- 
vertreter für Rechtspflege und Verwaltung fein Fönnten. J. Görres, 
der Herausgeber des einflußreichen rheinischen Merkurs, fpricht im Alt» 
gemeinen von Herjtellung der Einheit, hin und wieder von Wiederauf- 
richtung. des deutfchen Kaiferthumg, dag er dem Haufe Habsburg über- 
tragen wiſſen will, doch mit Einrichtungen, welche auch Preußen an der 
höchſten Gewalt theilnehmen laſſen. Auch in anderen Zeitjchriften wurde 
die Verfaſſungs- und Einheitsfrage bejprochen, aber alle Vorſchläge fonnten 
über den Gegenfag von Defterreih und Preußen nicht hinwegkommen. 
Letzteres hatte ſich durch jeine Yeiftungen in dem Befreiungsfrieg unbe: 
jtreitbare Anfprüche auf die Führung Deutſchlands erworben, und man 
fonnte ihm jedenfalls nicht zumuthen, ſich Oeſterreich zu unterwerfen, 
Diefes hatte aber die alte Ueberlieferung und das hiftorifche Recht auf 
jeiner Seite. Nur der Verfaſſer eines Aufſatzes in den Brockhauſiſchen 
deutfchen Blättern wagt es auszufprechen, ob es nicht am bejten wäre, 
wenn Defterreich Deutfchland ganz an Preußen überliege und fich mit 
einer lojeren Verbindung begnügte. 

Die deutiche und europäifhe Diplomatie hat den Gedanfen einer 
einheitlichen Verfaſſung Deutſchlands nie ernftlich als berechtigt anerkannt, 
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vielmehr zu wiederholten malen abgewieſen. Die berühmte Proclamation 
von Kaliſch vom 25 März 1813 hat über die künftige Geſtaltung Deutſch— 
lands nur unbeftimmte Andeutungen gegeben und die Form derjelben 
den Fürſten und Völkern anheimgejtellt. Aber während des Befreiungs- 
frieges gegen Napoleon wurde den zwei Rheinbundskönigen von Bayern 
und von Wirtemberg, um diejelben von Frankreich abzuziehen, kurz vor 
und nach der Eutjcheidungsschlacht bei Yeipzig in den Verträgen von 
Ried und Fulda (8. Oktober und 11. November 1813) die von Napo— 
leon verliehene Souveränität und die Integrität ihres Gebietes von 
Defterreih garantirt, und damit allen folgenden Berbandlungen über 
Anerkennung einer deutichen Centralgewalt ein nicht zu befeitigendes Hin- 
derniß entgegengeftellt. Bor der Einnahme von Paris im März 1814 
wurde im Yager der Berbündeten unter Steins Mitwirkung über die 
künftige Berfafjung Deutichlands in einer Weiſe beratben, bei der auf mo» 
narchiiche Einheit von vorne herein verzichtet wurde, aber doch ein Bundes— 
ftaat in Ausficht genommen, wobei die nationale Einheit jedenfalls viel 
bejfer gewahrt worden wäre als bei der jpäteren Bundesverfaſſung. 
Der Bartjer Frieden verhieß ſämmtlichen deutjchen Staaten Unabhängig: 
feit umd Vereinigung durch eine Bundesverfaffung. Auf dem Wiener 
Congreß, auf welchem dieje feitgejtellt werden follte, tauchte die Idee 
der Widerheritellung des Kaiſerthums eine Zeitlang auf. Sie war ver- 
treten durch die Gefandten von 29 Heinen deutſchen Fürſten, die am 16. 
November 1814 in einer Eingabe an die Bundesverfammlung ein ge- 
meinfames Oberhaupt verlangten. Auch Stein wirkte mit Eifer dafür 
und jprach fich in einem Gutachten an Kaiſer Alerander von Rußland 
ausführlich darüber aus. Aber die augenblidliche Bewegung führte zu 
feinem Ergebniß, weil der Kaiſer von Defterreic die Würde hätte über- 
nebmen müſſen. Weder er noch Metternich waren geneigt darauf einzu— 
gehen, umd die welche für die Idee des Kaiſerthums jchwärmten wie 
Stein, wollten die Gewalt doch eigentlich nicht in Oeſterreichs Hände 
geben. Preußen aber dieſe Würde und Macht zuzumenden war aus 
Rückſicht auf Defterreih und die Stimmung vieler deutfchen Fürſten und 
der europäiſchen Mächte, inSsbejondere Englands, nicht möglich, und 
aus diefem Grund erklärten fi) auch die preußiichen Staatsmänner Har- 
denberg und Wilhelm von Humboldt entjchieden gegen die Widerher- 
ftellung des Kaiſerthums. 

Wenn wir nun nach den Erfahrungen der Gejchichte die Eventua- 
(tät einer damaligen Webertragung an das Haus Habsburg ins Auge 
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faffen, jo dürfen wir ung glücklich preifen, daß es nicht dazır gefommen 
ift, e$ wäre ein Begräbniß der deutjchen Nationalität gewejen. Wie es 
gefommen ift, daß man von der Schwärmerei für eim neues deutjches 
Kaiſerthum zu der möglichit jchlechten Form deutjcher Einheit, zu der 
jehr nüchternen Bundesverfaſſung heruntergedrüct worden ift, fünnen wir 
bier nicht erzählen. Dieſes traurige Ergebniß war eine Frucht der Eifer: 
jucht Defterreich8 auf Preußen und der Mißgunſt der europäifchen Groß— 
mächte gegen dieſes. Metternich Fonnte es Preußen nicht verzeihen, dar 
es ich durch jeine hervorragenden Yeijtungen im Striege, durch den Anſtoß, 
den es zur nationalen Auffallung dejjelben gegeben, Anſpruch auf die 
Führung Deutjchlands erworben hatte. Durch den Aufruf an das Volk, 
durch die Beibehaltung der Yandwehr nach dem Frieden hatte Preußen 
in den Augen der übrigen Mächte ſich den Stempel einer revolutionären 
Erijtenz aufgedrüdt, und es bildete ſich nun eine ftillichweigende Ver— 
Ihwörung, Preußen niederzuhalten. Darauf war die Bundesverfafjung, 
welche Preußen unter die Vormundſchaft Dejterreichs jtellte, wohl berechnet. 
Darauf war auch die territoriale Zufammenfegung des preufifchen Staates 
angelegt. Man gönnte Prengen nicht die Einverleibung des ganzen 
Königreichs Sachſen, damit es nicht eine zuſammenhängende Yändermajfe, 
nicht einen Zuwachs von mehreren Millionen gebildeter protejtantijcher 
Bevölferung befomme. Man gab ihm lieber eine fatholijche Bevölkerung 
in den Rheinlanden und Wejtfalen und jorgte dafür, daß die beiden Haupt: 
theile der Monarchie von einander getrennt wurden durch das dazwiſchen 
liegende Hannover und Heilen. Auch vom Meer jollte es abgeſchloſſen 
werden, und mußte deshalb das altpreußiſche Oſtfriesland an Hannover 
abtreten. 

Durd) die Bundesverfafjung war Deutjchland um die „Entwidelung 
aus ureigenem Geijte jeines Volkes," die in der Proclamation von Kaliſch 
verheigen war, betrogen, e3 war für. ein halbes Jahrhundert in die 
Feſſeln habsburgiſcher Politit gejchlagen. Die optimiftiihe Auffaſſung, 
welche in der Bundesafte nur die vorläufige Grundlage einer Einigung 
Deutjchlands ſah, welche auf weitere nationale Ausbildung des Bundes— 
tags zu einer Fräftigen Gentralgewalt hoffte, jollte jich nicht erfüllen. 
Die Bundestagspolitif entwidelte jich vielmehr unter Yeitung Dejterreichs 
immer mehr zu einem Polizeiinftitut, das in Niederhaltung nationaler 
und freiheitlicher Beftrebungen die Yöfung feiner Aufgabe fand. Yeider 
ließ fich Preußen die ihm zugemwiejene untergeordnete Rolle nur gar zu 
geduldig gefallen und ging bereitwillig auf die Wünfche und Winke Oeſter— 
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reichs ein. Der König Friedrich Wilhelm III., der durch den Aufſchwung 
der Befreiungskriege und die Staatsmänner und Kriegshelden, die ihn um— 
gaben, über fein angeborenes Maß gehoben war, ſank in feinen beſchränkten 
Gedankenkreis und die Anſchauungsweiſe eines nüchternen Geijtes und 
ängftlihen Gemüthes zurüd. Der nationale Aufſchwung wurde für vevo- 
Iutionär, jtaatsgefährlich, gottlos angefehen, feine Stimmführer außer 
Thätigfeit gejegt oder zu untergeordneten Aufgaben verwendet, und das 
fönigliche Wort, welches die Berufung von Reichsitänden verheißen hatte, 
blieb ungelöst, indem man Jahrzehnte lang in ängſtlicher Zaghaftigkeit 
den rechten Zeitpunkt immer noc nicht gefommen glaubte, und jo jid) 
einer Verſäumniß fchuldig machte, die noch bis auf den heutigen Tag 
ihre jchlunmen Nachwirkungen übt. Je weniger Preußen die auf das: 
jelbe gejetten nationalen Hoffnungen erfüllte, deſto mehr juchte man nun 
in den Meitteljtaaten eine Stätte politifcher Freiheit zu gründen. Die 
Bollziehung des Artikels 13 der Bundesafte, weicher allen Bimdesitaaten 
landſtändiſche Berfaflungen verhieß, wurde das Ziel, auf das man zu: 
nächft binarbeitete. Der Großherzog Karl Auguft von Sachjen-Weimar 
war der erjte deutſche Fürjt, der 1816 feinem Yande eine freijinnige 
Verfafjung gab; der Großherzog Karl von Baden, der König Marimilian 
Joſeph von Bayern und der König Wilhelm von Wirtemberg folgten 
1818 und 1819 nad. Es war gerade feine Begeifterung für ein freies 
Staatsleben, welche dieſe letzteren Fürſten dazu beftimmte, fie fürchteten der 
Yımdestag werde die Sache in die Hand nehmen, fie wollten die von 
Napoleon gejchenften und vom Wiener Congreß beftätigten neuen Erwer— 
bungen durch eine Verfaffung mit den angeftammten Gebieten enger ver: 
binden, ihrer Souveränität die Weihe der populären Anerfennung ver- 
Ihaffen, und dachten durch Gewährung einiger unfchädlicher Rechte, durch 
conftitutionelle Formen ihre Völfer dem nationalen Gedanfen zu entfremden. 
Doch glaubte man mit diefen Verfaſſungen damals Großes errungen zu 
baben, und es ift eine oft widerholte Yehre des Yiberalisimus, daR das 
Verfaffungsleben der deutſchen Meittelftaaten für das deutſche Volf eine 
höchſt werthvolle Schule politischer Freiheit gemwefen ſei. Aber der un— 
befangene Beobachter wird Bedenken tragen, in diefes Yob des Conſti— 
tutionalismus unbedingt einzuftimmen. Es fragt fich jehr, ob die Ver— 
jafjungen der Einzelftaaten nicht unjerer nationalen Eutwickelung mehr 
Hemmungen bereitet, als die politische Freiheit gefördert haben. In 
dem berechtigten Streben, die verfaffungsmäßigen Nechte des Einzeljtaats 
ju wahren und gegen die Eingriffe der Bundesgewalt zu vertheidigen, 
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verhinderten die Volksvertreter jede Ausbildung derjelben im einigender 
Richtung, und fürchteten bei jeder allgemein deutſchen Maßregel für die 
materiellen Intereſſen, fie könnten dadurch den gehaßten Bundestag ftärfen. 
Der Eifer für die conftitutionellen Formen wiegte fie in die Täufchung 
ein, als wären fie unendlich weit vorgefchritten gegen dag abſolutiſtiſche 
Preußen; fie verrannten ſich in einen feindlichen Gegenfat zu demfelben, 
und dag unglücjelige Streben der beiden VBormächte des Bundes, die 
Berfaffungen zu befchneiden und zu bejchränfen, verjchärfte dieſen Gegen- 
jag noch mehr und ſchuf die verkehrte Anficht, als ob der Kern des 
wahren Deutjchlands in dem conftitutionellen Südweften zu juchen wäre. 
Dazu kam daß die conftitutionelle Wahlverwandtichaft zu Frankreich hinzog, 
in deſſen Verfaffung und Kammern man das Mufter und in dem man 
die Schutzmacht jah, an welche man ſich anlehnen müſſe. Da die mittel- 
und kleinſtaatlichen Ständeverjammlungen jich nicht mit den großen ragen 
einer allgemein deutjchen Politif zu bejchäftigen hatten, fo vertieften fie 
jih in ihre provinziellen Angelegenheiten und behandelten dieſe mit einer 
Wichtigkeit, als ob es ſich um lauter Principienfragen handelte, oder fie 
machten fich mit Kleinlicher pedantifcher Kritif einiger Budgetpoften und 
Nergeleien an ©ejetesentwürfen breit. Kamen die Redner danır hin 
und wieder auf Fragen allgemeinerer Natur zu fprechen, wie 3. B. auf 
Preffreiheit, jo ergingen fie fich in unfruchtbarer Rhetorik. Aug dem 
Bewußtſein daß der Heine Staat, dem man angehörte, die Sache ja doch 
nicht zu entjcheiden habe, ging ein dilettantiſches Theoretifiren und lang- 
weiliges Kannegießern hervor. Und wenn man dann näher unterjucht, 
was dieje ſüddeutſchen Kammern für die wirkliche „Freiheit geleiftet haben, 
jo muß man befennen, daß der wahre Gewinn in feinem Verhältniß zu 
dem großartigen Apparat, zu der großen Meinung von der Sache umd 
zu dem finanziellen Aufwand der verwidelten Staatsmajchine ftand. Häufig 
blieben die liberalen Parteien in der Minorität und konnten deswegen 
ſchon nicht viel wirken, und wenn fie zeitweie auch zur Mehrheit an- 
mwuchien, jo that die vom Bundestag gejchügte und beeinflugte Regierung 
doch was ſie wollte, und jah die ftändiiche Oppofition nicht als eine be- 
rechtigte Macht an. Der Kampf wurde dadurch zu einem perfünlichen 
Streit mit allen feinen Kleinen Yeidenjchaften und Bitterfeiten, und jo 
wurden die mittelftaatlichen Wolfsvertretungen mehr und mehr zu einer 
compromittirenden Scauftellung conftitutioneller Unmadt. Die oben 
angedeutete dee eines aus den conjtitutionellen Mitteljtaaten gebildeten 
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Kleindeutjchlands fam in dem Manufcript ang Siüddeutichland *), welches 
im Jahre 1821 veröffentlicht wurde und damals großes Aufjehen machte, 
zu einem Ausdrud, der eim wichtiges Document für die antinationale 
Richtung damaliger liberaler Kreife ift. Es wird darin die Rheinbunds— 
politif offen befannt, der Gegenjag Siüddeutichlands gegen Preußen und 
Korddeutichland mit aller Schärfe ausgeiprochen, und auf die Idee eines 
einheitlichen Deutjchlands mit naivem Realismus verzichtet. Die Bayern 
und Alemannen werden als die Kernftämme des reinen Deutichlands und 
die Rönigreiche Bayern und Wirtemberg als die Staaten bezeichnet, an 
welche ſich die übrigen Kleinftaaten naturgemäß anjchliegen müßten. An 
die Stelle des von Preußen und Oeſterreich beherrichten, in feiner frei- 
beitlihen Entwicklung verfümmerten allgemein deutjchen Bundes ſollte 
der Südbund als das verjüngte Deutjchland treten. Dieje Politif fand 
denn auch innerhalb der Bundesverfammlung ihren Ausdruck unter Füh— 
rung des wirtembergifchen Gejandten K. A. von Wangenheim, dem ic) 
auch der bayerijche, die beiden heifiichen, der ſächſiſche und oldenburgiiche 
Gejandte anfchloffen. Doc konnte es diefe Richtung zu feinem Ergebniß 
bringen, fie nahm fchon nad) einigen Jahren (1823) unter dem Drud 
der Großmächte ein klägliches Ende. 

Während Defterreich durch feinen Einfluß im Bundestag und feinen 
diplomatischen Verkehr mit Preußen dahin arbeitete, die Entwidlung einer 
nationalen Einheit in Deutjchland. zu unterdrüden, während Preußen 
durd Verweigerung der verheißenen Berfaffung den politifchen Fortſchritt 
bemmte und den Norden dem Süden entfremdete, während die Politik 
der Mittelftaaten den conftitutionellen Particularismus pflegte, hatte der 
Gedanke der nationalen Einheit auf den Univerfitäten eine Stätte ge- 
funden. Die jchon im Sommer 1815 zu Jena gejtiftete Vereinigung 
der akademischen Jugend zu einer deutjchen Burſchenſchaft ward als 
Vorbild des einigen Deutjchlands angefehen. Die Berbindung aller deut: 
ihen Stämme und Staaten zu einem nationalen und politiichen Ganzen 
galt in dieſen Kreiſen als felbjtverftändliche Conſequenz der Befreiung 
und Widergeburt Deutſchlands. Die von Stein, Arndt, Görres, Yuden, 
Ofen aufgeftellten Plane einer einheitlichen deutjchen Verfaſſung wurden 
vielfach beiprochen und als Ideale fejtgehalten, zu deren Verwirklichung 
Jeder nad Kräften beitragen müſſe. Mit der 300jährigen Jubelfeier 





*) Als Verfaſſer wurde der kurländiſche Literat Lud. Friedr. Lindner genannt, 
der die Schrift unter Inſpiration des Königs Wilhelm von Wirtemberg verfaßt 
haben ſoll. 
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der Reformation im Jahre 1817 murde auch der Anfang eines neuen 
politifchen Deutſchlands gefeiert. Yu der Nähe von Jena, wo der Herd 
der Burſchenſchaft war, wurde am 18. Dftober 1817 auf der Wartburg, 
auf welcher Yuther feine Bibelüberjegung begonnen, ein Verbrüderungs- 
feft gehalten, zu dem ſich 500 patriotiiche Jünglinge von faft allen 
Univerfitäten Deutichlands einfanden. Die gehaltenen Reden, welde 
an den Aufihwung der Befreiungsfriege, an die damals gehegten Hoff: 
nungen und die jeitdem erfahrenen Täuſchungen erinnerten, und die in 
jugendlihem Uebermuth vollzogene Verbrennung einiger antinationalen 
und freiheitsfeindlichen Schriften erregten in hohem Grade das Miffallen 
der Fürften und Staatsmänner. Es hatte fich in dieſen Kreiſen die 
Meinung feitgeiegt, der wiedergewonnene Frieden, die öffentlihe Ruhe 
und Ordnung jei nur dann gewahrt, wenn fich das Volk der Theilnahme 
an öffentlichen Angelegenheiten möglichft enthalte und das Geichäft des 
Negierens den geborenen Fürſten und ihren Dienern überlaffe.. Die 
Ideale von politiicher Freiheit und nationaler Einheit jollten durch einen 
verftändigen Realismus und Materialismus verdrängt werden. Die Re— 
gierungen verabredeten fich zu Maßregeln gegen das Umfichgreifen der 
Bewegung, zu genauer Beauffichtigung der Univerfitäten und der Preſſe. 
Die Ermordung des ruſſiſchen Staatsrath8 Kotzebue, der die Yenaer 
Burfchenfchaft denuncirt hatte, durch einen ſchwärmeriſchen Genofjen diejer 
Berbindung, Karl Sand, ſchien den gegen die nationalen Beftrebungen 
entftandenen Verdacht zu rechtfertigen und das VBorhandenfein einer Ver— 
ſchwörung zu beweifen. Man nahın davon Beranlaffung zu Unterſu— 
Hungen und Verdächtigungen ſolcher Männer, welche ſich durch Liberale 
und nationale Gefinnungen und Schriften bemerflic) gemacht hatten; es 
entjtand eine Hetzjagd gegen angeblihe Demagogen, Nevolutionäre und 
Verſchwörer. Ein von den regierenden Staatsinännern in Wien und 
Berlin auf den Auguft 1819 nad) Carlsbad berufener Congreß von 
Diplomaten beſchloß Mafregeln zur Ueberwahung der Univerjitäten und 
der Preſſe und der Beichränfung der Nechte deutjcher Bolfsvertretungen. 
Die durch Eongreß und Bundestag unterdrüdte Burſchenſchaft ſtand bald 
als geheime Verbindung auf faſt allen deutjchen Univerfitäten wieder auf, 
und innerhalb derjelben bildete ich noch ein engerer Geheimkund, der 
auch nicht vor revolutionären Wegen zurüdjchredte, und durch Umfturz 
der beitehenden Negierungen die Einheit Deutſchlands ermöglichen wollte. 
Plane zur fünftigen Geftaltung des Baterlandes wurden zwifchen Yehrern 
und Studirenden eifrig beiprodyen, aber über das Was und Wie war 
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man ſehr im Unklaren. Die Einen wollten ein Kaiſerreich mit Preußen 
an der Spitze, Andere ihren Landesfürſten, wenn er für liberal und 
deutich gejinnt galt, wieder Andere die Föderativrepublif; aber feſte Ziele, 
die man mit ernjter politiicher Arbeit verfolgte, hatte man nicht. Die 
meiften Mitglieder der Verbindungen waren unreife Jünglinge; gereiftere 
Männer bielten ſich vorfichtig zurüd, und das Geheimniß, in welches 
die Berathungen gehüllt werden mußten, trug noch weiter dazu bei, das 
Helldunfel zu erhalten. Dem böjen Gewiſſen der Staatsmänner aber, 
welche das deutſche Volt um die Erfüllung feiner nationalen Hoffnungen 
gebracht hatten, erichienen diefe ITräumereien und Schwärmereien als 
höchſt gefährliche Unternehmungen. Daher jene langwierigen Unterſuchungs— 
Commiffionen, die jchlieglich nur unerhebliche Enthüllungen an's Tages: 
licht brachten, aber manchem ftrebfamen Jüngling, der Tiüchtiges hätte 
leiften können, feine natürliche Yaufbahn abjchnitten und ihn in Feſtungs— 
baft verfünmmern liefen. Ein greifbares Ergebniß für die nationale Ent- 
widlung haben die Beftrebungen der Burfchenfchaft nicht gehabt, aber 
das Berdienft haben fie doch, daß jie die dee der nationalen Einheit 
unter den fünftigen Geiftlichen, Yehrern, Beamten, Advofaten und Aerzten 
und damit unter einem großen Theil des gebildeten Meittelftandes fort: 
pflanzten. Diejer Einfluß der Burfchenjchaft hätte freilich in weit be- 
deutenderem Maße ftattfinden können, wenn die Negierungen diefe Pflanz: 
ſchule nationalen Yebens nicht verfolgt und unterdrüdt, fondern ihr 
Spielraum zu freier Entwidlung gewährt hätten. Dann wäre manche 
Einjeitigfeit und Entartung, welche durch die Nothwendigfeit der Geheim— 
baltung herbeigeführt wurde, weggefallen; das Bedürfniß nach gründlichen 
politifchen und geſchichtlichen Studien hätte ſich entwidelt, die ehemaligen 
Burſchenſchäftler hätten nicht nöthig gehabt, mit ihren Ideen und Ueber: 
jeugungen zu brechen, jondern nur, jie durch Erfahrungen des Yebens 
zu berichtigen und zu ergänzen, und das Jahr 1848 würde beſſer ge- 
Ihulte Staatsmänner vorgefunden haben. 

Hin und wieder wurde der Keim im ernjteren Naturen weiter ent- 
widelt, und wir jtogen in der Yiteratur auf manche Spuren des Nadı)- 
denfens über die Wege, auf denen Deutichland zu einem nationalen Staat 
ausgebildet werden fünnte. So finden wir in dem Nachlaß des Generals 
Friedrich von Gagern*), der im Jahre 1848 von den dentichen Repu— 


*) Das Leben des Generals Friedr. v. Gagern von Heinr. dv. Gagern. I. Bd. 
1856 I. ©. 278 u. ff. 


A 
10 Die deutſche Einheitsidee feit der Zeit der Befreiungstriege. 


blifanern erſchoſſen wurde, eine Denfichrift aus dem Jahre 1323 „Ueber 
die Nothwendigkeit und die Mittel, die politifche Einheit Deutſchlands 
herzuſtellen“. Diejelbe erjcheint ihm als eine unzweifelhafte Forderung 
der europäiſchen Politif, und er iſt zur Einficht gekommen, daß Defter- 
rei) durchaus unfähig fei, das deutfche Neich, das unter feiner Führung 
zu Grumde gegangen, wieder aufzurichten. Dagegen findet er, daß Preufen 
die Mittel dazu zu Gebote ftehen, es dürfe nur eine kühne, Fuge Politik 
befolgen, um Deutichland in Ein Reich zu vereinigen. Dem durchge: 
bildetjten, klarſten Ausdrud der Ueberzeugung, daß mir Preußen die 
politiiche Einigung Deutjchlands zu Stande bringen fünne, begegnen wir 
in der Schrift eines jungen wirtembergiichen Juſtizaſſeſſors, in Paul 
Pfizer's Briefwechiel zweier Deutihen (Stuttgart 1831, 2. A. 1832). 
Auch er findet ſich durch die Einfiht von der Unfähigkeit Dejterreichg, 
einen deutſchen Staat aufzurichten, an Preußen gewieſen, das durd) 
außerordentliche Anftrengung jeiner phyfiichen Kräfte, noch mehr aber 
durch das moraliiche Gewicht, das fein Enthufiasmus in die Wagfchale 
legte, die Befreiung Deutjchlands von der Herrichaft Napoleons ent: 
ichieden, und dadurch für jeine Anſprüche auf die Hegemonie Deutſch— 
lands einen vollgültigen Nechtstitel erworben habe. Pfizer iſt es, der 
den Gedanfen der preußischen Hegemonie nicht nur zuerft am entjchiedenften 
ausgeiprochen, jondern auch jo ausführlich begründet hat, daß wir nad) 
einer vierzigjährigen Erfahrung nichts Wefentliches hinzuzufügen haben. 
Er hat das, was im jeinem Briefwechjel zuerft ausgeführt wurde, dann 
jpäter in zwei anderen Schriften: „Gedanfen über Recht, Staat und 
Kirche“, Stuttgart 1842, und „Das Vaterland“ 1845 weiter bejprocen. 
ALS den richtigen Weg, die Hegemonie Preußens zu verwirklichen, denft 
er fich die Entwicklung Deutichlands zu einem conftitutionellen Bundes: 
jtaat. Anfnüpfend an das damalige Verlangen einer Bolfsvertretung 
am Bunde zeigt er, daß mit einem bloßen Parlament neben dem Bundes» 
tag nichtS geholfen wäre, daß damit die Machine nur noch jchwerfälliger, 
noch kraft: und einheitlofer würde, daß die Idee der Nationalrepräjen- 
tation nur dann einen rechten Sinn und Nachdruck habe, wenn fie ſich 
zujpite in einer ftarfen Gentralgewalt, und dieſe müſſe in den Händen 
eines ausgebildeten, mächtigen Staates, nämlich Preußens fein. Nach 
allgemeiner Einführung von Nepräfentativverfaflungen müßten die Yand: 
jtände aus der Mitte ihres Yandes, nach Verhältniß der Bevölkerungs— 
zahl, eine Anzahl Vertreter zu einem deutjchen Parlament wählen, das 
am Site der preufijchen Regierung zujammenzutveten hätte. Yetterer 
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füme dann die Aufgabe zu, die Fürften in ähnlicher Weile zu vertreten, 
wie das Parlament das Boll, und die Vollfpredung der gemeinjamen 
Beichlüjjfe zu übernehmen. Damit wäre dann gegeben, daß Preufen in 
allen allgemeinen Angelegenheiten die eigentliche Herrichaft über das übrige 
Deutichland zu führen und die Wünjche und Intereſſen der anderen deut: 
jchen Regierungen nur in foweit zu berüdjichtigen hätte, als es ſelbſt 
für gut fände und fie in der Bundesverfammlung mit Majorität ver: 
treten wären. Daß Oeſterreich jich diefer Bevormundung durch Preußen 
nicht würde unterwerfen können, verhehlt er fich nicht, jondern fieht die 
Ausscheidung Defterreihs aus dem Bunde als die nothwendige Conſe— 
quenz feiner Anjicht an. Im „Baterland” jpricht er e8 S. 201 unbe: 
denflih aus, daß es ein Glück für Deutjchland und fein wirklicher Verluft 
für Defterreih wäre, wenn fein aus Neichszeiten überfommener Einfluß 
auf Deutichlands innere Angelegenheiten aufhörte. „Oeſterreichs ſtaats— 
rechtliche Scheidung von Deutichland”, jagt er S. 236, „Scheint eine Noth— 
wendigfeit"; und S. 291, es gehöre doch wenig Nachdenken dazu, um 
einzuſehen, daß man, um eine deutihe Macht zu fein, Deutichland ganz 
angehören müſſe, und daß an einer deutichen Nationalvertretung der 
gefammte Kaiſerſtaat mit Einjchluß aller feiner magyariichen, italienischen 
und ſlaviſchen Beftandtheile unmöglich” Theil nehmen könne. Mit der 
Hegemonie Preußens über Deutichland meint er es jo ernitlich, daR er 
zur Durchführung der Einheit eine Periode der Gentralilation, der Dic— 
tatur fir erforderlidy hält, und jedenfalls für die auswärtigen Verhältnifie 
eine Anerkennung des preußifchen Supremats für unentbehrlich anſieht. 
Zu einer wahren, auf den Grundſatz der Gleihberedhtigung der Mitglieder 
gegründeten Föderativverfaſſung, jagt er, jei es nun in einem Bund 
von Fürſten oder von Völkern, gehört Gleichheit der Macht und Gleich: 
beit der Intereſſen, und fo lange es an diejen Bedingungen fehlt, ſcheint 
feine andere Wahl übrig zu bleiben, als entweder freiwillige Unterordnung 
unter eine iiberlegene Größe, oder bejtändiger Zwieſpalt, Bürgerfrieg 
und Duldung auswärtiger Gewaltherrichaft. Will aber Deutichland irgend 
eine politihe Bedeutung gewinnen, jo muß es den erjten Weg einjchlagen 
und zur Anerkennung eines Supremats wmwenigftens in den auswärtigen 
Berhältnifien jich bequemen. Ein Bund der einzelnen Staaten unter 
einander fönnte nur dann zur nationalen Einigung führen, wenn eine 
zwingende Gewalt und die Mittel zur Vollftreduug des nationalen Ge— 
jammtwillens vorhanden wären. hr Verhältniß zu einander müßte fo 
geordnet jein, daR es nicht in der Willkür des Einzelnen ſtünde, ob er 
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für die gemeinfchaftlihe Sache mitwirken oder ſich davon losjagen und 
mit Fremden verbinden tolle. | 

Die Hare, im jchöner Sprache gehaltene Darlegung einer jo durch— 
dachten politiichen Leberzeugung machte großes Auffehen und fand bei 
Bielen Anklang und begeifterte Zuftimmung. Aber doch war e8 mehr 
die freimüthige Art im Allgemeinen, mit der fich der Verfaſſer über die 
deutſchen Zuftände ausſprach, was ihn und feinem Buch Beifall und 
Berühmtheit verjchaffte, als die eigenthümlichen und neuen Ideen über 
Deutihlands nationale Rettung durch die preußiſche Hegemonie. Die 
fiberalen Freunde in der Heimat des Verfaſſers betrachteten jeine Vor— 
liebe für Preußen mehr als eine jubjective Anficht, die man mit in den 
Kauf nehmen müfje, nicht als den Angelpunft feines ganzen politijch- 
nationalen Syſtems, nicht als das Ziel, das er dem nationalen Streben 
alter Deutſchen binftellen wolle. Man war damals in Deutjchland, dem 
von der franzöjiichen Fulivevolution gegebenen Impulſe folgend, viel mehr 
auf die Ausbildung der Freiheit durch Verbefferung des conftitutionellen 
Syſtems gerichtet, als auf die Einheitsfrag.. Doch wurde auch hierin 
in den dreißiger Jahren ein höchſt wichtiger Fortfchritt gemacht durch) 
die Gründung des deutjchen Zollverein, der das ganze auferöfterreichifche 
Deutfhland mit einem weit fejteren Einheitsband umjchlingen jollte, als 
der deutjhe Bund. Wir müfjen daher auf die Geſchichte feiner Ent- 
jtehung etwas näher eingehen. 

Schon die Bundesverfaffung hatte das Bedürfnig gemeinjfamer An: 
ordnungen für Handel und Verkehr der verbündeten Staaten anerkannt, 
und der Bundestag hatte feit feinem Beginn mehrmals Anläufe dazu 
genommen. Es war ein Ausſchuß zur Regelung des Korn- und Vieh: 
handels niedergejett worden, aber man fonnte bald fehen, wie wenig der 
Bund zur Löſung diefer Aufgabe geeignet jei. Hannover verwahrte ſich 
gegen die Berbindlichfeit eines Majoritätsbefchluffes in ſolchen Dingen, 
Bayern knüpfte jeine Zuftimmung an die unerfüllbare Bedingung, daß 
ſämmtliche Bundesjtaaten auch mit ihren nicht zum Bunde gehörigen 
Yändern unmiderruflich dem Beſchluſſe beitreten. Es murde eine neue 
Berichterftattung bejchloffen und damit die Sache auf die lange Banf 
geihoben. Und doch war eine Aenderung des bejtehenden Zuftandes 
dringend nöthig. Die fiiddeutichen Staaten Hatten ihre Grenzzölle und 
waren dadurd im gegenfeitigen Verkehr mit einander gehindert, die ver- 
ichiedenen Beftandtheile des preußifchen Staates hatten 60 verſchiedene 
Zolle und Xccife- Tarife. Und bei allen diefen vielen Zolllinien hatten 


Anfänge des Zollvereine. 13 


doch die engliichen Manufacturiwaaren freien Eingang in Deutichland und 
verdrängten alle deutihen Waaren vom Markte, während andere Staaten, 
wie Frankreich und Defterreich, ſich durch ihr Zollſyſtem dagegen ver: 
ſchloſſen bielten. Dagegen konnte Deutichland den Engländern ihre Waaren 
nicht mit den entbehrlichen Acderbauerzeugmiien bezahlen, weil dies Die 
englijchen Korngejege binderten. Zunächſt juchte nun Preußen dem Uebel— 
jtande dadurch abzubelfen, daß es unter dem 26. Mat 1818 ein Geſetz 
erließ, welches die Zolljchranfen zwijchen den einzelnen Provinzen der 
Monardie aufhob, für die Ausfuhr das Princip der Handelsfreiheit aus- 
ſprach und für ausländiiche Waaren eine Verbraucsiteuer von 10 Procent 
feſtſetze. Den preußiihen Staatsmännern wäre e8 vielleicht lieber ge- 
weſen, zum volljtändigen internationalen Freihandel übergeben zu fünnen, 
Dies war aber unmöglih, weil die übrigen Großmächte feine Schritte 
in diefer Richtung thun wollten. Durch das preußiiche Zollſyſtem war 
num eine Bevölferung von etwa 10 Meillionen zu einem gemeinjamen 
Dandelögebiet vereinigt, aber da Preußen bei jeiner zerftreuten Gebiets— 
lage 28 andere deutiche Gebiete berührte und 13 andere deutiche Staaten 
alg Enclaven in fich jchloß, jo waren dieſe zum Theil ſchlimmer daran 
als vorher. Die berührten Staaten jaben das preufiiche Zollgeſetz als 
einen unerträglichen Eingriff in ihre Souveränität an, und die Beleitigung 
deſſelben war Gegenftand der kleinſtaatlichen Agitation, aus der fih dann 
weitere Beftrebungen für ein allgemeines deutiches Handels- und Zolls 
Syſtem entwidelten. Es bildete jich im Frühjahr 1819 zu Frankfurt a. M. 
ein Berein von Stauflenten und Fabrikanten, welcher jich die Erfämpfung 
dieſes HZieles zur Aufgabe machte und an dem damaligen Profeſſor der 
Staatswiljenichaften in Tübingen, Friedrich Liſt, einen genialen, uner: 
müdlichen Berather und Agitator gewann, der in Karlsruhe, Stuttgart, 
Münden, Berlin und Wien dafür zu wirken fuchte, an manchen Orten 
Anklang, an anderen jchnöde Abweijung fand. Gleichzeitig hatte in Baden 
ein junger Staatsmann, Karl Friederich Nebenius, einen Entwurf für 
eine allgemeine Zolleinigung der deutſchen Staaten ausgearbeitet, der im 
April 1819 an die Mitglieder der badischen Ständeverfammlung vertheilt 
und im folgenden Jahre auch bei den Mitgliedern der Wiener Meini- 
jterialconferenz in Umlauf gejegt wurde. Auf dieſer Conferenz jollte 
unter Anderem auch die Frage der Erleichterung des Handels und Ber: 
kehrs zwijchen den verfchiedenen Bundesitaaten zur Berathung kommen, 
aber fie jchien fich nur in Anflagen über die eigenmäcdhtigen Anordnungen 
Preußens verlaufen zu wollen, und Graf Bernftorff, der preußiſche Ge- 
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fandte, jah ſich deshalb veranlaßt, zu erflären, Preußen könne aus Rück— 
jicht für die übrigen deutfchen Staaten von feinem Syftem nicht abgeben, 
nur durch Verträge mit einzelnen Staaten laſſe fich helfen. Weiteren 
Verſuchen der Meinifterialconferenz, von Bundeswegen über die Zollan- 
gelegenheit etwas feftzufeen, widerjegte fi) Preußen entjchieden, und im 
der Situng vom 11. Mai 1820 erklärte Bernftorff, „dar echte, welche 
einzelne Bundesglieder aus einer anderen Quelle berleiteten, als der 
Bundesakte ſelbſt, niemals Gegenftände der Entjcheidung des Bundes 
werden könnten. Hier jtünden ſich die Bundesglieder als Souveräne 
europäiicher Staaten gegenüber, die den Streit völferrechtlich mit einander 
auszugleichen hätten, und nicht vor der Bundesverfammlung. Nie habe 
Preußen die Bundesakte anders verftanden, mie werde es in eine jolche 
Beichränfung jeiner Souveränität willigen und vom Bunde Recht nehmen.“ 
Schon damals alfo ſprach Preußen den Grundfag aus, vom Bunde fich 
nicht majorifiren zu laffen, der Bevormundung Oeſterreichs und der mit 
demjelben verbiündeten Mittelftaaten ſich nicht unterwerfen zu wollen. 
Der Anjpruch auf Yeitung der deutichen Angelegenheiten ohne Mitwirkung 
Dejterreih8 war damit jtillichweigend erhoben. 

Schon vor der Wiener Conferenz war in der Zollſache der Weg 
der Separatverhandlung mit einzelnen Staaten betreten worden. Am 
25. Oftober 1819 hatte Schwarzburg-Sondershaufen einen Vertrag mit 
Preußen abgeſchloſſen, wodurch Die BVerhältnifie des größeren Theils 
feiner Beſitzungen, welche im preußifchen Gebiet eingejchlofien waren, 
in Bezug auf Zoll und Berbrauchgfteuern auf preußiſchen Fuß geordnet 
wurden. Es fojtete nach den jtolzen Erklärungen Preußens auf den 
Wiener Conferenzen Mühe, auch andere Kleinftaaten zur Nachfolge zu 
bewegen, und doch entichlojfen fich nach einigen Kahren (1822 und 1823) 
mehrere andere thüringiſche Staaten: Schwarzburg-Rudolſtadt, Sachſen— 
Weimar, Anhalt» Bernburg, dem Vorgang Sondershaufens zu folgen. 
Die widtigfte Erweiterung des preußiichen Hollgebiete8 war aber der 
am 14. Februar 1823 abgejchlofiene Vertrag mit Hefien- Darmftadt. 
Er war hauptfächlich deshalb von großer Bedeutung, weil dadurch Preußen 
feinen ernftlichen Willen, den übrigen deutjchen Staaten zur commerciellen 
Einheit die Hand zu bieten, thatjächlich beurfundete, indem es durch 
Aufnahme eines Heinen Gebietes, das die Zollgränze unverhältnigmäßig 
verlängerte und damit die Verwaltungskoſten vermehrte, der Sache ein 
erhebliches Opfer brachte. Nun entftand aber dennoch ein großer Lärm 
über die eigenmügigen, gefährlichen Abfichten Preußens, das ganz Deutſch— 
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land in fein Net ziehen wolle, um es auszubeuten. Mean glaubte Vor: 
februngen zum Schuß gegen weitere Verbreitung des preußiſchen Zoll— 
ſyſtems treffen zu müffen; eine Anzahl nord: und mitteldeuticher Staaten: 
Hannover, Sachſen, Kurheſſen und andere jchlofien unter Anftiftung 
Defterreihs am 24. September 1825 einen Zomderzollbund auf 6 Jahre. 
Dagegen näherten ſich nun Wirtemberg und Bayern, die am 18. Ja— 
nuar 1528 ebenfalls einen Zoll und Handelsvertrag mit einander ab- 
geichlofien hatten, dem aber Baden beizutreten ſich weigerte, Preußen, 
da fie fanden, daß ihr Gebiet doch nicht gehörig arrondirt fei und der 
Verein weder volfswirtbichaftlih noch finanziell bedeutende Vortheile ge- 
währe. Der König von Wirtemberg gab den Anſtoß und jandte im 
Einverftänduiß mit Bayern den Buchhändler J. F. v. Cotta, der ein 
eifriger Vertreter der Zolleinheitsidee, mit Nebenius befreundet und mit 
deifen Planen vertraut war, zu Anfang des Jahres 1829 zu Unter: 
bandlungen nad) Berlin, und es fam am 27. Mai ein vorläufiger Vertrag 
zwijchen Preußen und Bayern -Wirtemberg zu Stande, kraft deſſen viele 
Erzeugniſſe der betreffenden Yänder frei von Eingangszöllen eingeführt 
werden durften umd die vertragichließenden Staaten ſich verpflichteten, 
ihre Zollgefege allmählig in Uebereinftimmung zu bringen. Die öffent: 
liche Meinung in Süddeutſchland zeigte damals noch wenig Verſtändniß 
für den Werth der Zolleinigung mit Preußen, der größte Theil des 
Handel$- und Gewerbeſtandes, bejonders in Bayern, war dagegen und 
glaubte den Ruin der jich hebenden Induſtrie davon fürchten zu müfjen. 
Bei den Yiberalen fam auch noc die Furcht vor dem Einfluß des preu— 
ßiſchen Abſolutismus hinzu. Mean erhob fi) daher in Süddeutſchland 
noch gar nicht zu einer unbefangenen Würdigung des ungeheuren Gewinns, 
der aus den Bollverträgen mit Preußen für die nationale Einigung er- 
wachjen mußte, und wir fehen mit Wehmuth den wunderlichen Widerjpruch, 
in welchen ſich die ſüddeutſchen Yiberalen, die doc) die nationale Einheit 
als eine jelbftverftändlihe Forderung aufjtellten, durch ihre Oppofition 
gegen den Zollverein verwidelten. Glücklicherweiſe war in den Kreifen 
der Regierung eine bejjere Einficht vorhanden, und ihrem Einfluß gelang 
es, in der Ständeverfammlung eine Majorität für den Vertrag mit 
Preußen zu befommen, der alsdann am 22. März 1833 von Wirtem- 
berg und Bayern abgejchloffen wurde. Acht Tage jpäter folgte auch das 
Königreich” Sachen nad), unerachtet der Vorurtheile der dortigen Kauf: 
leute und Fabrifanten, welche kurz vorher eine Petition unterjchrieben 
hatten, in der die größte Beſorgniß für die ſächſiſche Induſtrie ausge: 
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Iprochen und namentlich der Ruin Yeipzigd als unausbleibliche Folge des 
Vertrags prophezeit war, was ſich fo wenig erfüllte, daß jchon nad) 
wenigen Jahren eine raſch zumehmende Blüthe des Handels und der 
Gewerbe zu bemerfen war. Badens liberale Oppofition jträubte fich 
beſonders hartnädig. Nebenius hatte jchon 1833 eine Schrift fir den 
Beitritt Badens veröffentlicht, und in derfelben auch feine urjprüngliche 
Denfjhrift über die Handelseinigung abdruden laſſen; auch Mathy, der 
im Gegenfag gegen’ feine Gefinnungsgenoffen die nationale Bedeutung der 
Bollverbindung wohl erfannte, zeigte in einer Flugſchrift die überwiegenden 
Bortheile des Beitritts; aber Rotteck fette alle Mittel der Prefie und 
Agitation in Bewegung, um, wie er jagte, in dieſer Yebensfrage für 
das conftitutionelle Deutichland fein Heimatland vor den Schlingen einer 
abſolutiſtiſchen Politif zu bewahren. Aber doch fonnte er nicht hindern, 
daß auch dort der Vereinigungsvertrag in der erften Kammer mit Ein- 
jtimmigfeit und in der zweiten mit großer Majorität genehmigt wurde, 
worauf am X, Mai 1835 Baden dem Zollvereine beitrat. Die naſ— 
jauifche Negierung hatte ſich durch eine Intrigue Frankreichs, das mit 
großer Rührigkeit der deutichen Zolleinigung entgegenarbeitete, verführen 
laffen, einen Handelsvertrag mit Frankreich abzufchließen, der aber glüd- 
liherweije dur den Tod des Minifters v. Marſchall, der die wirth- 
ſchaftliche Iſolirung feines Landes erzwingen wollte, noch rechtzeitig zu 
Tall fam. 

So war nad dem Beitritt Badens, Naſſau's und Frankfurts im 
Jahre 1836 der Zollverein bereit3 auf ein zufammenhängendes Gebiet 
von 8253 Quadratmeilen mit 25 Millionen Einwohnern angewachjen, 
die bald die großen materiellen Vortheile zu fühlen befamen, welche die 
freiere Bewegung des Handels und der Gewerbe mit ſich brachte. Die 
ängftlichen Zweifler, welche den Ruin diefes und jenes Gewerbszweigs 
vorausgefagt hatten, wurden beſchämt durch die Fortjchritte der Induſtrie 
und des Wohlftaudes, welche felbft die Erwartung der Freunde des 
Bereins übertrafen; und von den politiichen Gefahren war um jo weniger 
etwas zu bemerfen, als fich die preußische Negierung vorfichtig bütete, 
den Berein in diefer Richtung auszubeuten, und überhaupt, unerachtet 
ihres UebergewichtS durch den Umfang ihres Gebiet8 und ihrer Seelen: 
zahl, in Sachen der Zollverwaltung große Selbftverläugnung gegen die 
verbündeten Regierungen übte. 

Defterreih fuhr fort den Zollverein mit fcheelen Augen anzujehen, 
ergriff jede Gelegenheit, der Weiterentwiclung defjelben Hindernifje zu 
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bereiten, umd fügte damit den übrigen Urſachen feiner Trennung von 
Deutichland eine neue hinzu. In Deutjchland begnügte man ſich zunächſt 
mit den materiellen Vortheilen des HZollvereins und verfäumte es, den 
nationalen Gehalt weiter auszubilden und eine gemeinfame parlamentarijche 
Berathung der Verkehrs: und Handelsinterefjen zu erftreben. Noch weniger 
waren die liberalen Volksvertreter geneigt, die Bundesgewalt zu einer 
deutihen Gentralgewalt erwachſen zu lafien, vielmehr glaubten fie, im 
Intereſſe des Gonjtitutionalismus, der fih durch die Bundesgewalt be- 
jtändig mit Eingriffen in das Verfaffungsteben und mit Befchränfungen 
bedroht fah, Sich gegen den Bund in BVertheidigungszuftand feten zu 
müflen. Die Bundesbeichlüffe vom Jahre 1832 und 1834 maren der 
Hauptgegenftand der liberalen Oppofition, der es als erjte Pflicht erichien, 
das einzige Band politifcher Einigung, das rechtlich bejtand, durch be- 
ftändige Verwahrung dagegen abzuſchwächen, wodurch der Fiberalismus 
in eine ganz jchiefe Stellung gerieth, indem er das Recht der Einzel: 
ftaaten gegen die Centralgewalt, den Particularismus gegen die Geſammt— 
heit vertrat. So fam es, daß man die Nachricht mit großem Mißtrauen 
aufnahm, es jei von Preußen eine Neform der Bundesverfafjung angeregt. 

Der äußere Anftoß war von Frankreich gekommen, wo im Früh— 
jahr 1840 das Minifterium Thiers offen erklärte, die franzöfiiche Re— 
gterung müſſe für die in der orientalifchen Frage erlittene politische 
Niederlage Entihädigung in Deutichland ſuchen und das linfe Rheinufer 
fordern. In demjelben Jahre hatte in Preußen ein Thronwechſel ftatt- 
gefunden, und der neue König Friedrich Wilhelm IV., der ſchon als 
Kronprinz für nationale Ideen geſchwärmt und fich mit dem Gedanken an 
Widerherftellung des deutſchen Neiches bejchäftigt hatte, war entjchloffen, 
die Reform der Bundesverfaffung ernftlich in Angriff zu nehmen. Cein 
Vertrauter, General von Radowitz, beftärfte ihn darin und stellte ihm 
vor, daß die Sehnfucht nach einem in inmerer Gemeinschaft wachjenden 
Deutichland das Einzige fei, was iiber den Parteien jtehe, und daß er 
durch Entgegenkommen in diefer Richtung am ficherften das Vertrauen 
des Volkes gewinnen könne. Der König glaubte, daß eine Berftändigung 
mit Defterreich zu diefem Zweck vor Allem gefucht werden müfle, und 
nahm bei einer Zuſammenkunft mit dem Fürſten Metternich, die er im 
Auguft 1840 zu Dresden hatte, Gelegenheit, mit diefem ein ernjtes Wort 
über die Sadje zu ſprechen und ihm die Nothmwendigfeit einer Wider: 
belebung der erjtorbenen Bundesverfaffung vorzuftellen. Er verhief, bald 
beitimmtere Anträge an den öfterreichiichen Hof zu bringen. Wirklich 
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jandte er im Oktober defjelben Jahres die Generale v. Radowitz und 
dv. Grolmann an den öfterreichiichen Hof, um Plane über die Verthei— 
digung der Bundesgrenze vorzulegen und an eine gründliche Bundesreforn 
zu mahnen. Metternich ging auf eine Beſprechung der Vorkehrungen 
für den Krieg ein und wies auch die Anregung binfichtlich der Bundes— 
reform nicht ab, meinte aber, daß man fich AngefichtS eines Krieges auf 
Maßnahmen in Beziehung auf diejen zunächft befchränfen müſſe. Es 
geihah nun im Folge diefer Verhandlungen Manches für Verbeſſerung 
der Kriegsverfaſſung; die einzelnen YBundescontingente, die Waffenvorräthe, 
die Feitungen wurden ımterjucht, die Bundesfeſtung Ulın wurde erbaut, 
die Befeftigung von Raſtatt ergänzt, mehrere Punkte der Kriegsordnung 
näher beftimmt. Aber weiter gejhah auch nichts, da Defterreih in 
Beziehung auf die ſtaatsrechtliche und politische Frage feinen Schritt 
entgegenfam und auch die übrigen Staaten in diefem Punkt große Theil- 
nahmlofigfeit und Abneigung zeigten. Unter diefen Umſtänden wagte 
auch die preußifche Regierung nicht, eine kühne Initiative zu verjuchen. 
Aber in der Volksſtimmung zeigten ſich Spuren, daß der Wunſch nad) 
Einheit wieder lebendig wurde. In den Zeitungen wurde darauf hin: 
gewicjen, daß endlich einmal ein Schritt zur Einigung gejchehen müfje, 
dat dem Volk eine Theilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten ge- 
bühre, daß ein Organ dafür geichaffen werden müffe. In der Gejchicht- 
ichreibung machte jich die nationale Auffaffung immer mehr geltend, mit 
Borliebe wandte ſich die Forſchung den Zeiten zu, in welchen das Neid) 
groß und mächtig daftand; im der deutichen Sprad und Alterthums: 
forſchung wehte ein patriotiicher Haud. Die Wanderverfammlungen der 
deutjchen Gelehrten mehrten jih und nahmen häufig eine politiiche Fär— 
bung an. Beſonders machte in diejer Beziehung die im Herbſt 1846 
nach Frankfurt a. M. berufene Verſammlung der Germaniften Epoche. 
Hervorragende Männer von entichiedener politischer und nationaler Ge— 
finnung: E. M. Arndt und Dahlmann in Bonn, die beiden Brüder Grimm 
in Berlin, Uhland und Reyſcher in Tübingen, Gervinus in Heidelberg 
hatten die Einladung dazu erlajfen. Die Verſammlung wurde im großen 
Saale des Nathhaufes, des jogenannten Römers gehalten, deſſen Wände 
die Bilder der alten deutjchen Kaifer jchmücdten, von denen Uhland in 
einem Toaſt, im welchem er von dem Naben einer nationalen Kriſis 
ſprach, ſagte: es jei ihm, als ob jie aus ihren Rahmen fprängen und 
unter die Verſammlung träten, wm fie mit ihrem Blick anzufeuern oder 
zu zügeln. Die eben damals zur Tagesordnung gekommene jchleswig- 
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boffteinifche Frage gab reichliche Veranlaſſung zu Erörterung nationaler 
Rechte und Ansprüche, und die Ahnung eines Umſchwungs fand ſowohl 
in den wifjenfchaftlichen Verhandlungen als im gejelligen Verkehr beredten 
Ausdrud. Mit Zuverfiht ſprach man die Hoffnung aus, der Tag 
werde nicht ferne fein, wo ftatt der Gelehrtenverfammlung eine politische 
Vertretung des deutjchen Volkes fih in Frankfurt verfammeln werde, 
nicht ohne Schadenfreude wies man auf den Bundespallaft in der Ejchen- 
beimer Gaſſe hin umd meinte, die Diplomaten werden nun am längften 
dort getagt haben. In Scherz und Ernſt wurden Plane bejprochen, wie 
man mit vereinigten Kräften zuſammenwirken wolle, um durch Mittel der 
Preffe, in Ständeverfammlungen und freien Vereinigungen das nationale 
Bewußtjein zu nähren und die Einheit der Nation zu verwirklichen. Im 
Süden und Norden Deutjchlands verbreitete fi) damals das Gefühl, 
daß ein neuer Geiſt wehe, befonders hoffte man auch in Preußen, daß 
die Verfaſſungsfrage endlich erledigt werde. Als nun das Patent vom. 
3. Februar 1847 erichien, fand man ſich zwar etwas enttäufcht von 
dem gebotenen Berfajlungsentwinf, aber doch betrat Peußen mit dem 
Vereinigten Yandtag die Bahn comftitutionellen Yebens, und e3 war eine 
Stätte geſchaffen, an welcher eine freie nationale Gefinnung zum Worte 
fonınen und die politifchen ragen der Gegenwart mit mehr Erfolg be— 
iprochen werden konnten, als in den Ständeverfammlungen der Mittelſtaaten. 

Ein anderer Sprechjaal für nationale Angelegenheiten that ſich in 
Süddentfchland auf durch die Gründung der Deutjchen Zeitung, welche 
jeit dem 1. Juli 1847 unter der Redaction von Gervinus bei Baſſer— 
mann im Heidelberg erſchien. Die nationalgefinnten Yiberalen in Süd— 
und Norddeutichland hatten nun ein gemeinfames Organ, das durch Ent: 
ſchiedenheit der politischen Farbe, durch einheitliche Redaktion und gehalt- 
volle Yeitartifel jeine älteren Gollegen übertraf, von denen nun Manche 
dem gegebenen Beifpiel folgten und ebenfalls regelmäßige Yeitartifel ein- 
führten, welche bis dahin im den deutjchen Zeitungen nicht Gebrauch ge- 
wejen waren. Das Progranım in Beziehung auf die deutſche Frage war 
übrigens ein jehr bejcheidenes. Es bezeichnet als Grundtendenz die Aufgabe, 
das Gefühl der Gemeinſamkeit und Einheit der deutjchen Nation zu unter: 
balten und zu jtärfen, und zollt jogar der Bundesverfajjung die Aner— 
fennung, daß fie jelbjt in der Vagheit ihrer Beitimmungen dazu beige- 
tragen habe, Einigkeit und Verknüpfung in die deutſche Staatenreihe zu 
bringen, und daR jie vielleicht fogar durdy die Schwäche der Einheitsform 
den Geift der Einheit dejto ftärfer habe werden laſſen. Aber jet müſſe 
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es gejtattet fein einen Schritt weiter zu gehen umd an die Lücken der 
Bundesverfafjung im inneren Beziehungen, befonders an die Mängel ihrer 
Beſtimmungen über die auswärtigen Verhältniffe, Kriege und Bindniffe 
zn erinnern, ja die eigentliche Unbaltbarfeit derjelben für den Fall ver: 
wicelter Colliſionen bezeichnen zu dürfen. Schlieflich wird in Aussicht 
genommen, daR die Gejchichte dahin führen werde, „bei einer erften ernten 
Gelegenheit und größeren Zeitforderung die fchlaffen ftaatenbündlichen 
Beitimmungen in bundesstaatliche anzuziehen, die enge Befugnig des Bundes 
zu erweitern und dem vierten Artifel der Schlußafte, der die Entwicklung 
und Ausbildung der Bundesverfaffung in Ausjicht ftellt, nach einer großen 
und freien Auslegung zu bethätigen.” Uebrigens wurde in den Kreifen, 
aus welchen die deutjche Zeitung hervorging, die Reform des Bundes 
erntlich beiprochen. So bejonders in einer Berfammlung von Kammer: 
mtitgliedern verjchiedener deutjcher Staaten, die am 10. Oftober 1847 
zu Heppenheim an der Bergitraße ftattfand, an welcher ſich unter Andern 
Daniel Hanfemanı aus Preußen, Goppelt und Römer aus Wirtemberg, 
Baſſermann, Buhl und Mathy aus Baden, Heinrich v. Gagern aus 
Heſſen betheiligten. Hier jtanden zwei Anfichten einander gegenüber. Die 
eine forderte Vertretung der Nation neben der Bundesverfanmmlung umd 
allmählige Umwandlung des Bundes in einen Bundesftaat. Dem ent- 
gegen wurde befonders von Mathy ausgeführt, daß die Ausficht auf eine 
Meiterentwidelumg der Bundesverfaffung nicht vorhanden ſei. Der Bund 
enthalte Glieder, die zugleich auswärtige Mächte feien, wie Dänemark 
nud die Niederlande, die ſich mit deutjcher Macht und Politik niemals 
befreunden würden, und jolche die Gebietstheile enthalten, welche zwar 
deutjch feien, aber nicht zum deutihen Bunde gehören. Ferner bedinge 
eine Nationalvertretung auch eine Nationalvegierung, ausgerüftet mit den 
Befugniffen der deutichen Staatsgewalt, uud diefe ſei bei einem völker— 
rechtlichen Bunde unmöglid. Das Ziel der Einigung Deutichlands zu 
deutjcher Politif und gemeinſamer Yeitung deutfcher Intereſſen werde des— 
halb eher erreicht, wenn man die öffentliche Meinung für Ausbildung 
des Zollvereins zu einem deutjchen Bereine zu gewinnen ſuche. Hier 
babe man bereit3 eine wenn auch mangelhafte gemeinfame Bermaltung, 
welche die Verbeſſernngen, deren fie dringend bedürfe, durch eine Erwei- 
terung ihrer Befugnifje erhalten Fönne, und der man eine Verfammlung 
von Notabeln, die von den Kammern und andern Körperichaften der Ver- 
einsftaaten zu wählen wären, zur Seite ftellen könnte. Hier liege der 
Keim einer Vereinspolitif, die durch Feine fremden Glieder gejtört wäre, 
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und den Zoll- und Handelsinterefjen würden ſich bald andere Angelegenz R 


beiten anfchließen: Yand- und Waſſerſtraßen, gleiche Beſteurung, Gewerbe— — 


verfaſſung, Marine, Conſulate, Handelsgeſetze. Durch ſolche Ausbildung 
zur Macht geworden, würde dieſer deutſche Verein eine unwiderſtehliche 
Anziehungskraft auf andere deutſche Länder ausüben und ſo eine wahr— 
haft deutſche Macht werden. Dieſer Gedankengang, der im Einzelnen durch— 
geſprochen und erörtert wurde, vereinigte endlich alle Meinungen und es 
wurde beſchloſſen, vorzugsweiſe auf Ausbildung des Zollvereins und eine 
Vertretung ſeiner Bevölkerung im Zollcongreß durch Notable hinzuwirken, 
aber auch feine andere Gelegenheit, welche Zeit und Ereigniſſe bringen 
mögen, unbenütt zu lajlen, um die Idee der deutjchen Einigung zu jtärfen. 
Zu dieſem Behuf ſollten in allen deutichen Kammern möglichft gleichlau- 
tende, doch mit Rückſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe der einzel— 
nen Staaten modificirte Anträge gejtellt werden. In der badiichen Kammer 
wurde der Anfang damit gemacht. Am 5. Februar des folgenden Jahres 
1843 bradite der Abgeordnete Baſſermann den Antrag ein, die Kammer 
möge im einer Adreife an den Großherzog die Bitte ausjprechen, auf ges 
eignete Weiſe dahin zu wirken, daß durch gemeinjame Vertretung der 
deutichen Ständelammern am Bundestag ein ficheres Mittel zur Erzielung 
gemeinfamer Gejeggebung und einheitlicher Nationaleinrichtungen gejchaffen 
werde. Einige Tage jpäter am 12. Februar begründete Ballermann 
jeinen Antrag mit einer beredten Schilderung der damaligen politifchen 
Shwähe Deutihlands, umd machte damit jowohl in der Kammer als 
außerhalb derjelben den größten Eindrud. Die Forderung, daR der na- 
tionalen Einheit Deutjchlands ein jtaatsrechtlicher greifbarer Ausdruck gege: 
ben werden müſſe, war damit an berechtigter Stelle ausgeſprochen. Der 
Antrag wurde von der Kammer mit Begeifterung angenommen, und wenn 
auch die badifche Regierung jich vorjichtig abwehrend dagegen verhielt, 
jo fonnte man doch hoffen, daß die Wiederholung des Antrags in anderen 
deutichen Kammern die Regierungen nöthigen werde, demjelben Gehör zu 
geben. Noch ahnte man nicht, daß die Frage jchon in einigen Wochen 
in ein ganz anderes Stadium treten würde, in welchem die bejcheidenen 
Reformbeftrebungen weit überholt werden follten von der ungeftiim for- 
dernden Volksbewegung. 
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Dbgleich der Sturz der Regierung Louis Philipps mit den nationalen 
Beftrebungen in Deutjchland in gar feinem inneren Zufammenhang jtand, 
jo gab doch die Februarrevolution Frankreichs den Deutjchen einen mäch- 
tigen Anftoß, für Verwirflihung ihrer nationalen und liberalen Forde— 
rungen einzutreten. Der Anlauf zur Selbjtbejtimmung war der franzö- 
fifchen Nation in überrafchender Weife gelungen, warum ſollte ev nicht 
auch in Deutjchland von Erfolg fein? Dazu fam das Bewußtſein, daß 
das uneinige zerfplitterte Deutjchland etwaigen Uebergriffen des revoluti- 
onären Frankreichs nicht gewachjen fein würde. Allgemeine Volksbewaff— 
nung war eine der Hauptforderungen, welche die Märzbewegung an die 
deutschen Regierungen ftellte.e Man wollte dem vevolutionären Strom, 
wenn er die Grenzen überfluthen follte, fefte Dämme entgegenjegen, dem 
Feinde, wenn Frankreich als jolcher käme, die ftarfe Bruftwehr eines ei- 
nigen freien Deutjchlands entgegenjeßen. 

Eine der erjten unter dem Eindrud der Nachrichten aus Frankreich 
entftandenen Kundgebungen und Formulirungen der Bollswünfche war 
der Antrag, den am 27. Februar Heinrich v. Gagern mit einigen Ge— 
noffen in der heſſiſchen Kammer einbrachte: fie möge an den Großherzog 
die Bitte richten, in der Bundesverfammlung und außerhalb derſelben 
dahin wirken zu wollen, daß unter fo dringenden und von außen Gefahr 
drohenden Umftänden die Sorge für den Schuß der äußeren und inneren 
Sicherheit Deutſchlands, insbeſondere die Yeitung der auswärtigen Ange: 
fegenheiten, des Heerwejens und der Volfsbewaffnung in die Hände eines 
Cabinet3 gelegt werde, deſſen Minifter dem interimijtiichen Haupte Deutſch— 
lands und der Nation verantwortlich jeien. Das interimiftifhe Haupt 
Deutſchlands jolle Geſetzgebung und Beſteuerung in Uebereinftunmumng mit 
einem Rath der Fürſten und einem Rath des Volkes nach den wefentli- 
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hen Formen des repräfentativen Syſtems ausüben, und die Berufung 
der Nationalrepräfentation gleichzeitig mit der Ernennung des Bundes: 
bauptes erfolgen. Herftellung eines Bundesftaates, Einfegung einer Gen: 
tralgewalt, und Einberufung einer VBolksvertretung in zwei Kammern waren 
jomit die Forderungen, welche diefer Antrag in fich fchlof. Der Aus- 
drud, die Centralgewalt jolle in die Hände eines Cabinets gelegt werden, 
deutete an, daß von feiner mehrföpfigen Gentralgewalt, von feinem Directo- 
rim die Nede fein könne. Gagern hatte, das wußte man ſchon damals, 
nicht3 anders im Sinne, als die llebertragung der Centralgewalt an Preußen. 

Eine Boltsverjammlung, die am 29. Februar in Heidelberg zufanmten- 
getreten war, forderte außer allgemeiner Volksbewaffnung und Preffrei- 
beit ebenfall8 Berufung eines allgemeinen deutichen Nationalparlanıents; 
eine Tübinger Berfammlung erließ eine Erklärung, in welcher in erjter 
Reihe Ausbildung der Geſammtverfaſſung Deutſchlands im Sinn eines 
Bundesjtaates, mit Volfsvertretung durch ein allgemeines Parlament neben 
dem Bundestag, verlangt war. In ganz Süd- und Meitteldeutichland 
traten Verſammlungen auf, welche ähnliche Erklärungen erließen. Von 
bejonderer Wichtigkeit aber war der Zufammentritt einer ſchon in den 
erften Tagen nad) dem Bekanntwerden der Parifer Ereigniffe angeregten 
Berjammlung von ſüddeutſchen Abgeordneten und anderen Mitgliedern 
der liberalen Partei, von denen fih 51 am 5. März in Heidelberg 
einfanden und befchloifen, ihre Regierungen dringend anzugehen, daß fie 
auf's fchleunigfte eine möglichft vollftändige Vertretung der deutjchen Na- 
tion zu Stande bringen follten. Die Verſammelten wählten einen Aus: 
ſchuß von fieben Männern*) aus ihrer Mitte, mit dem Auftrag, vorläufig 
die Grundlagen einer nationalen Berfaffung für Deutfchland zu berathen, 
und diefe, wovon zwei in ihrem engeren Vaterland in denjelben Tagen 
zu leitenden Miniftern berufen worden waren, H. d. Gagern in Heſſen 
und Friedrich Römer in Wirtemberg, erließen am 12. März eine Auf: 
forderung an alle früheren oder gegenwärtigen Ständemitglieder und 
Theilnehmer an gejeggebenden Verſammlungen in allen deutfchen Yanden, 
am 30. März in Frankfurt fich einzufinden. Dort war jelbft das Organ, 
welches feit mehr denn drei Jahrzehnten als Hemmſchuh der nationalen 
Entwidelung Deutfchlands gewirkt hatte, der Bundestag, von der patri— 
otiſchen Bewegung ergriffen, und erließ am 1. März eine Anfprache an 
das deutiche Volk, um daffelbe zu verfichern, er werde von feinem Stand- 
punft aus Alles aufbieten, um für die Förderung der politischen Intereſſen 


u * Binding, H. v. Gagern, Itzſtein, Römer, Stedmann, Welcker, Willich. 





24 Das Frühjahr 1848. 


und des nationalen Lebens zu ſorgen. „Deutjchland,” hieß es in diefem 
Erlaß des Bundestags, „wird und muß auf die Stufe gehoben werden, die 
ihm unter den Nationen Europas gebührt, aber nur der Weg der Eintracht, 
des gejeglichen Fortſchritts und die einheitliche Entwidelung führt dahin." 

Einige Tage fpäter, am 3. März wurde der bundestägliche Beichluf 
verfündet, e3 jolle jedem Bundesftaat freigeftelit fein, die Cenſur aufzu: 
heben und Preßfreiheit einzuführen. Auch wurde eine Regeneration des 
Bundestags verjucht, bejonder8 unpopuläre Mitglieder mit populären 
vertauscht, jo z. B. an die Stelle des badifchen Gejandten v. Blittersdorf 
der vieljährige Vorkämpfer des YPiberalismus in der badijchen Kammer, 
Karl Welder gejeßt. Ueberdies forderte die Bundesverſammlung nad) 
einem Beichluß vom 1 . März die deutfchen Regierungen auf, neben die 
17 Stimmen des engeren Raths 17 Männer des allgemeinen Vertrauens 
mit dem Auftrag nad Frankfurt abzuordnen, der Bundesverfammlung 
und deren Ausjchüjlen zum Behuf der Revifion der Bundesverfaffung 
mit gutachtlichem Beirat an die Hand zu gehen. ALS ſolche Vertrau— 
ensmänner wurden von Preußen Dahlmann, von Defterreih Schmerling 
und Somaruga, von Hannover zuerjt Wangenheim, dann Profeſſor Zachariä 
in Göttingen, von Wirtemberg Uhland, von Baden Baffermann, von 
Holftein Droyjen, von den freien Städten Gervinus, von Braunfchweig 
und Naſſau Mar v. Gagern gewählt. 

Der Hauptherd der Agitation fiir eine Reform der deutfchen Bundes— 
verfaſſung war das ſüdweſtliche Deutjchland. Hier wurde die Forderung 
eines deutjchen Parlaments in zahlreichen Adreſſen ausgejprochen, bier 
wurden die Minifterien durchgreifend umgeſtaltet und mit den Führern 
der bisherigen Oppofition bejegt. Bejonders von Baden, Heſſendarmſtadt 
und Naſſau aus wurde die Verfaffungsreform mit Eifer betrieben. Bon 
den dortigen Regierungen wurde der naſſauiſche Yegationsrath Max v. Gagern, 
der Bruder des heſſiſchen Minifters, und ein heffischer Gejandter Graf 
Lehrbach am 9. März auf eine Rundreiſe zu mehreren dentjchen Höfen 
ausgejandt, um eine Verftändigung einzuleiten über die Wege, die zur 
Umgeftaltung des deutichen Bundes in einen eigentlichen Bundesstaat, zu 
Berufung eine Parlaments und Einjegung einer allgemein deutjchen 
Centralgewalt führen könnten. In Stuttgart fanden die Geſandten den 
König geneigt, die Yeitung der deutjchen Angelegenheiten in die Hände 
eines deutjchen Regenten zu legen, auf welchen ſich die meijten Stimmen 
vereinigen wirden, und der König erklärte jich bereit, dieje Yeitnng dem 
Könige von Preußen anzuvertrauen, unter der Vorausſetzung daß er jeinem 
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Volt diefelben conftitutionellen Rechte und Freiheiten verleihen werde, 
welche die Süddeutichen bereit bejäßen. In München fand die durch 
einen wirtembergifchen Beauftragten verftärkte Geſandtſchaft weniger gün- 
ftige Aufnahme, es wurde im Allgemeinen das Bedürfniß der deutjchen 
Einigung anerkannt, aber man hütete fich, in diefer Richtung beftimmte 
Zufagen zu machen. Dies mochte zum Theil daher kommen, daß eine 
Thronveränderung im Werke war. König Yudwig glaubte jich in die 
neu angebrochene Zeit nicht mehr finden zu können und übergab die Re— 
gierung jeinem Sohne, der als Marimilian II. den 20. März 1848 
den Thron beftieg. Alles ſchien nun darauf anzufommen, wie ſich Preußens 
König und Megierung zu diefer Frage ftellen würden. Die ſüddeutſche 
Geſandtſchaft jetste ihren Weg nach Berlin fort, und es fand dajelbjt am 
23. März eine Conferenz jtatt, deren Reſultate aber den Erwartungen 
nicht entjprachen. Um dies zu erklären müjjen wir etwas weiter ausholen. 

Wir haben oben gejehen, daß der König von Preußen jchon jeit 
feiner Thronbefteigung die Reform der deutijhen Bundesverfaffung ins 
Auge gefaßt, daß er zu diefem Behuf mit dem Wiener Hof und Mini: 
ſterium Unterhandlungen angefnüpft hatte. Dieje ruhten, da jich in Defter: 
reich wenig guter Wille zeigte; aber im Herbſt 1847 wurde vom König 
von Preußen auf's neue die Initiative ergriffen und der General v. Ra- 
dowig wurde mit Ausarbeitung einer Denkſchrift beauftragt, in welcher 
er den ganzen Umfang der Frage erörtern jollte. Diefe Denkſchrift wurde 
am 20. November 1847 dem Könige vorgelegt und von demfelben voll: 
tändig genehmigte. Nach den Vorjchlägen diefer Denkichrift follte die 
Entwidelung des Bundes in drei Richtungen verfolgt werden: in Betreff 
der Wehrbaftigfeit, des Nechtsihuges und der materiellen Intereſſen. 
Für die erjtere wurde regelmäßige und allgemeine Beauffichtigung des 
Bumdesheeres, gemeinfchaftliche Uebungen aller Contingente, Vereinigung 
des Reglements und des Kalibers und die Einführung eines Bundes: 
feldzeichens und Bundeswappens beantragt. Für den Rechtsſchutz war 
Einfegung eines oberjten Bundesgerihts, gemeinjchaftliches Strafrecht 
und Strafverfahren, Handelsrecht und Greditordnung, Wechſelrecht, allge: 
meines Heimatsrecht und volle reizüigigfeit verlangt. Bejonderes Ge: 
wiht war auf das oberjte Bundesgericht gelegt. Die dritte Kategorie, 
die der materiellen Intereſſen, umfaßte die Ausdehnung des Zollvereing 
auf den ganzen Bund, gemeinjchaftlihe Maße und Gewichte und Münze, 
allgemeine Poft- und Eifenbahnordnung, freien Verkehr mit allen Lebens— 
mitteln, Aufhebung aller Wafferzölle, allgemeinen Sciffahrtsvertrag, 


26 Das Frühjahr 1848. 


Bundesconfulate, Regulivung der Auswanderung und Colunifation. Für 
diefe Reformvorfchläge follte nun zuerft der Wiener Hof gewonnen werden, 
und wenn dies erreicht wäre, fo wollte der König von Preußen die Yei- 
tung der weiteren Schritte Defterreich überlaffen. Für die Feſtſtellung 
der Normen follte dann ein Fürftencongreß zufammenberufen, deſſen Ver— 
bandlungen veröffentlicht und die Ausführung des Einzelnen von der 
Bundesverfammlung unter Zuziehung von Sacverftändigen aus allen 
Theilen Deutſchlands berathen werden, bei deren Berufung nad) den frei» 
finnigften Grnndfägen verfahren werden follte. Der König von Preußen 
fcheint bei diefen Planen von der janguiniichen Hoffnung ausgegangen zu 
fein, daß Defterreich auf diefe Reformvorſchläge ernftlich und ehrlich ein- 
gehen werde, doch wurde auch der Fall ins Auge gefaßt, daß es nicht 
möglich fein wiirde, Defterreich auf die nationale Bahn zu bringen. In 
diefem Fall wollte der König feine Forderungen dev Bundesverfammlung 
unmittelbar vorlegen. 

Die Mittheilung der Radowitziſchen Denkichrift an den Wiener Hof 
fcheint dort feine Wirkung hervorgebracht zu haben. Im Februar 1848 
fchiekte fi der König von Preußen an, die Sache wieder aufs neue in 
Anregung zu bringen, und der Ausbruch der franzöfiichen Revolution 
bejchleunigte die Ausführung feines Entjchluffes. General v. Radowitz 
reiste am 2. März 1848 mit bejtimmten Aufträgen nach Wien ab. Der 
öfterreichifche Hof ging jo weit auf die an ihn gebrachten Borfchläge ein, 
daß er der Berufung eines Fürſtencongreſſes zuftimmte, wollte diejen 
aber nicht, wie Preußen wiünjchte, in Frankfurt verfammelt willen, da 
diefes bereit3 von der Volksbewegung des jüdweitlichen Deutjchlands zu 
fehr ergriffen jei, jondern jchlug Dresden als Verfammlungsort vor. Auf 
den 25. März jollte der Congreß dorthin berufen werden; fpäter wurde 
Potsdam zum VBerfammlungsort beftimmt. Die Kunde von diefem Fürften- 
congreß wurde aber in Deutjchland mit emtjchiedener Ungunft umd mit 
Miftrauen aufgenonmen. Es hieß, jett ſei es nicht mehr Zeit zu Fürſten— 
und Diplomatencongrefien, das deutjche Volk jelbjt müſſe das Werk jeiner 
Einigung und die Berathung feiner VBerfafjung in die Hand nehmen. 
Bereit war ja der Auf zu der Abgeordnetenverfammlung auf den 30. 
März nad) Frankfurt ergangen. Der YFürftencongrekplan wurde, wenn 
auch vielleicht nicht förmlich aufgegeben, doch durch die kommenden Ereig- 
niffe unmöglich gemacht. 

Das Zufammentreffen der Reformplane von — Seiten 
wäre an ſich ganz erfreulich geweſen, aber der Uebelſtand war, daß man 
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in Berlin und Süddeutſchland auf verjchiedenen Standpunften ftand. 
Dem preußiſchen König und feinen Rathgebern mußte e8 als eine unbequente 
Störung erſcheinen, daß man ihre ehrlich gemeinten Reformplane durch 
eine Boll3agitation, deren Tragweite Niemand berechnen könne, durchkreuze; 
aber nicht minder waren die Sübddeutjchen darüber verftimmt, daß man 
auf dem alten Wege diplomatifcher Verhandlung die nationale Aufgabe 
löſen wolle, die doch nur durch die Kraft der Volksbegeifterung durch— 
geiegt werden fünne. Doc, die Volksbewegung gerieth leider bald auf 
ſchlinme Irrwege. 

In Wien und Berlin brachen nämlich Aufſtände aus, die nach fran— 
zöftihen Mufter mehr dem freiheitlichen Fortſchritt al8 der nationalen 
Einigung galten. Die Berliner Bollsmenge, von der Gährung der Zeit 
ergriffen und von radikalen Agitatoren, darunter Polen und Ruſſen, gefchürt, 
wollte in diejer Zeit allgemeiner Bewegung aud ihre Revolution haben. 
Am 13. und 14. März fanden Zufammenrottungen und Demonftrationen 
ftatt, gegen welche Militär aufgeboten wurde, das fich mehrmals genö— 
tbigt jab, von der Schußwaffe Gebrauch zu machen, wobei einige Ber: 
ſonen getödtet und andere verwundet wurden. Am 18. März erneuerte 
fich die Bewegung, das Volt verfammelte fi) vor dem Schloß, und eine 
Deputation überreichte dem König eine Adrefje, im welcher Veränderung 
des Miniſteriums, Einführung einer freifinnigen Berfaffung und Volks— 
bewaffnung verlangt wurde. Der König gab freundlich Gehör und ftelite 
die Erfüllung der Volkswünſche in nahe Ausfiht. Bald darauf erfchie- 
nen zwei füniglihe Patente, welche Aufhebung der Cenſur, befchleunigte 
Einberufung des Vereinigten Yandtages, Umgeftaltung des deutichen Staaten- 
bundes in einen Bundesstaat, umd im Zufammenhang damit eine auf 
ganz Deutichland fi ausdehnende Verfafjung verhießen.*) Diefe Zufa- 
gen jchienen das Volk allgemein zu befriedigen, e8 wurde dem König 








*), In dem Batent vom 18. März beißt es: „Wir finden uns bewogen, nicht 
nur vor Preußens, fondern vor Deutſchlands — fo es Gottes Wille ift — bald innigft 
vereinigtem Volle laut und unummunden auszufprechen, welches die Borfchläge find, 
weiche Wir Unſeren deutſchen Bundesgenoffen zu machen befchloffen haben. Bor Allem 
verlangen wir, daß Deutfchlanb aus einem Staatenbunde in einen Bunberftaat ver- 
wanbelt werde. Wir erfennen an, daß diefes eine Reorganifation der Bundesverfaffung 
vorausfegt, welche nur im Bereine der Fürften mit dem Volke ausgeführt werden 
lann, daf dbemnad; eine vorläufige Bunbdesrepräfentation aus den Ständen aller deutſchen 
Lander gebildet und umverzüglich berufen werden muß. Wir erfennen an, daß eine folche 
Bundearepräfentation eine conftitutionelle Berfaffung aller deutfchen Länder nothwendig 
erheiſcht, damit die Mitglieder jener Repräfentation ebenbürtig nebeneinander figen.“ 


nu. TEN“ 
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ein Lebehoch gebracht, und als er auf dem Balfon erjchien, wurde er 
mit taufendjtimmigen “Jubel begrüßt. Aber diefe Wendung entſprach den 
Wünſchen der revolutionären Agitatoren nit. Auf einmal erhob fich 
das DBerlangen, das Militär, das den Schloßplat und die Eingänge zum 
Schloß bejett hatte, jolle jich zurüdziehen. Diefem Begehren fonnte der 
König nicht ohne Weiteres willfahren, das Volk drängte weiter und er- 
neuerte fein Verlangen heftiger, das Militär rücte mit gefälltem Bajo- 
nett und gezogenem Säbel vor, es fielen einige Schüjfe, man weiß nicht 
woher, es erhoben jich in aller Schnelligkeit funftgerecht errichtete Barri- 
faden, und es entjtand ein Kampf in den Straßen, bei dem jedoch das 
Militär im Vortheil blieb. Der König wurde nun auf’ Neue von 
mehreren Seiten mit Bitten bejtürmt, da8 Militär zuridzuziehen, und 
leider ließ er fich zur Unzeit bewegen, den Befehl zu geben, das Mili— 
tär jolle fi in jeine Kaſernen verfügen. So ſchien es nun, der 
König habe .der drohenden Volksmenge nachgeben müſſen, fein Anjehen 
war dadurch bedeutend erjchüttert, und er mußte fich verjchiedene De- 
müthigungen gefallen lafjen. Die ganze Stadt wurde vom Militär ge- 
räumt, und ſelbſt das Schloß der Bürgergarde übergeben; die blutigen 
und befränzten Yeichen der Gefallenen am Schloß vorübergeführt, und 
der König und die Königin vom Volk genötbigt, ihnen ihre Ehrfurcht 
zu bezeigen.*) Die Beränderung des Minifteriums, die Berufung des 
liberalen Grafen Schwerin und des national gejinnten Heinrich v. Arnim 
erfchien nicht mehr als das Ergebniß freien Entjchlußes. ine weitere 
unzeitgemäße Nachgiebigfeit war, daß der Prinz von Preußen, der jetige 
König und Kaifer von Deutjchland, von dem man behauptete, er habe 
jih der Zurücziehung des Militärs widerfegt, die Weiſung erhielt, ſich 
auf einige Zeit aus dem Yande zu entfernen und einen Bejuh in Eng: 
land zu machen. 

Eine nationale Demonftration, welche jett der König, wie man jagt, 
auf den Rath feines neuen Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten, 
Arnim, unternahm, verfehlte ihre Wirkung. Am 21. März Mittags hielt 
der König, mit einem jchwarz=roth-goldenen Bande um den Arm ge- 
ſchlungen, und gefolgt von feinen Miniſtern, einigen Prinzen des füniglichen 
Haufes und einigen Generalen einen feierlichen Umzug in den Straßen 
von Berlin. Zugleich wurde auf dem Thurme des Schlofjes eine große 
Flagge mit Schwarz-roth:gold aufgezogen. An fünf verfchiedenen Orten 

*) ©. Deutiche Zeitung vom 25. März, Nr. 85, ©. 615 und A. X. Ztg. vom 
26. März, Nr. 86, ©. 1366. 
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bielt der König Neden an das Volk, befonders auf dem Rathhauſe und 
auf der Univerjität. Er jagte dabei, man möge ihn nicht mißverftehen, 
mern er jich jet die deutfche Fahne vortragen laffe, er wolle feine Krone 
ulurpiren, er wolle feinen Fürften vom Throne ftoßen. Aber die Noth 
des Augenblids erfordere es, daß er ſich an die Spite der Bewegung 
in Dentichland ſtelle. Es habe fich plötlich in einigen Theilen Deutſch— 
lands Untreue gezeigt, nicht gegen ihn, jondern gegen Deutichland. Die 
deutiche Einheit und Freiheit fei bedroht, diefe müſſe geichirmt werden 
durch deutjche Treue. Solle Deutichland in diefem Augenbli nicht ver- 
loren geben, jo müſſe er als der mächtigjte Fürſt Deutichlands ſich an 
die Spike der ganzen deutichen Bewegung ftellen. Es mögen ſich aljo 
alle guten Deutichen um ihn jchaaren, er jchwöre, er wolle Nichts als 
das conftitutionelle vereinigte Deutichland. Auf der Univerjität machte 
er noch überdies darauf aufmerkſam, mie ſich Schon mehrmals in der 
deutichen Geſchichte der Fall ereignet habe, daß irgend ein mächtiger Fürft 
das Neichspanier ergriffen habe, um das Reich zu retten. Gleichzeitig 
wurde ein in der königlichen Hofbuchdruderei gedrudtes Placat „An die 
deutiche Nation“ verbreitet, in welchem der König ſagte: „Mit Vertrauen 
ſpreche ich heute im Augenblid, wo das Vaterland in höchſter Gefahr 
ſchwebt, zu der deutichen Nation, unter deren edelfte Stämme jich mein 
Volk mit Necht rechnen darf. Deutjchland ift von innerer Gährung er: 
griffen und kann durch äußere Gefahr von mehr als einer Seite bedroht 
werden. Rettung aus diefer doppelten dringenden Gefahr kann nur aus 
der innigſten Vereinigung der deutichen Fürften und Völfer unter einer 
Feitung hervorgehen. Ich übernehme heute die Yeitung für die Tage der 
Gefahr. Mein Volk, das die Gefahr nicht jcheut, wird mich nicht ver: 
laffen, und Deutſchland wird ſich mir mit Vertrauen anfchliegen. Ich 
babe heute die alten deutihen Farben angenommen und mich und mein 
Bolf unter das ehrwürdige Banner des deutjchen Reiches geftellt. Preußen 
geht fortan in Deutjchland auf. Als Mittel und gejetliches Organ, um 
im Verein mit meinem Volk zur Rettung und Beruhigung Deutjchlands 
voranzugehen, bietet fich der auf den 2. April bereits einberufene Yandtag 
dar. Ich beabjichtige, in einer unverzüglich näher zu ermägenden Form 
den Fürſten und Ständen Deutjchlands die Gelegenheit zu eröffnen, mit 
Organen diefes Yandtags zu einer gemeinfchaftlichen Verſammlung zu: 
fammıenzutreten. Die auf diefe Weife zeitweilig jich bildende deutjche 
Ständeverfammlung wird in gemeinfamer freier Berathung das Erforder- 
fiche in der gemeinfamen inneren und äußeren Gefahr ohne Verzug vor- 
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kehren. Was heute vor Allem Noth thut, ift: 1) Aufftellung eines 
allgemeinen deutjchen volfsthümlichen Bundesheeres, 2) Bewaffnete Neu- 
tralitätserflärung. Sole vaterländifche Rüftung und Erklärung werden 
Europa Achtung einflößen vor der Heiligfeit und Unverletzlichkeit deutſcher 
Zunge und deutſchen Namens, Nur Eintradht und Stärke vermögen 
beute den Frieden in unferem jchönen, durch Handel und Gewerbe blühenden 
‚Gejammtvaterlande zu erhalten. leichzeitig mit den Mafregeln zur 
Abwendung der augenblidlichen Gefahr wird die deutiche Ständeverfamm- 
lung über die Widergeburt und Gründung des neuen Deutjchland be- 
rathen, eines einigen, nicht einförmigen Deutjchlands, einer Einheit in 
der BVerjchiedenheit, einer Einheit mit Freiheit. Allgemeine Einführung 
wahrer conjtitutionelfer Verfaſſungen, mit VBerantwortlichkeit der Minifter 
in allen Einzelftaaten, öffentliche und mündliche Rechtspflege, in Straf- 
jahen auf Gejchwornengerichte geſtützt, gleiche politifche und bürgerliche 
Rechte für alle veligiöfen Glaubensbefenntniffe und eine wahrhaft volks— 
thümliche freifinnige Verwaltung werden allein ſolche höhere umd innere 
Einheit zu bewirken und zu befejtigen im Stande fein. Berlin, 21. März 
1848. Friedrich Wilhelm.“ 

Dieje Anſprache an das Volk war offenbar das Programm für die 
bundesjtaatliche Einigung Deutſchlands unter Preußens Führung. Die 
Andeutungen über dag, was und wie es werden follte, waren zwar noch 
etwas unklar gehalten, aber doch waren es die greifbaren Grundzüge 
einer deutjchen Verfaſſung. Das, was deufenden Patrioten als Ziel der 
deutfchen Entwicklung vor der Seele geftanden hatte, war in überrafchender 
Weife von einem edlen, deutjch gefinnten Fürften geboten. Aber doch 
verfehlte der ganze Akt, jowohl der feierliche Umzug, als dag verbreitete 
Programm den rechten Eindrud, weil die Scene im unrichtigen Augen- 
blif aufgeführt war. Der großen Mafje erichienen die blutigen Bor» 
gänge am 19. März, der Kampf des Militärs gegen die Volksmenge 
als ein Akt monarchiſcher Verftoctheit, militäriicher Brutalität, die ge- 
fallenen Opfer auf Seite des Volkes, deren Zahl ſehr übertrieben wurde, 
als Märtyrer der Freiheit; man forderte eine Sühne für dieſes Verbrechen 
an der Majeftät des Volkes; man ſprach davon, der König werde nach 
diefen Vorgängen genöthigt fein, zu Gunſten feines Neffen abzudanken ; 
die demofratifche Preſſe jprah mit Schadenfreude davon, durch dieſes 
Blutbad in Berlin fei die preußifche Hegemonie unmöglich geworden, und 
der Berfuch des Königs, ſich gerade jet zum Führer Deutichlands auf- 
zumwerfen, wurde als eine unerträgliche Anmaßung aufgenommen. In den 
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Augen Anderer, gut monarchiſch Gefinnter, hatte dagegen das Anfehen 
des Königs durch die Nachgiebigfeit gegen die leidenschaftlich aufgeregte 
Tollsmenge, durch den unzeitig ertheilten Befehl zum Rückzug des Mili- 
tirs große Einbuße erlitten, die Führer des Heeres waren gefränft und 
erbittert. Man jagte, ein Herricher, der in der Stunde der Gefahr jo 
den Kopf verliert, hat nicht das Necht, fi zum Führer und Haupt des 
deutihen Volkes, zum Erretter aus äußerer und innerer Gefahr aufzu- 
werfen. An den deutfchen Höfen, wo man Anfangs vielleicht nicht ab- 
geneigt geweien war, dem König von Preußen für die Zeit der Bewegung 
und Gefahr die Yeitung der deutjchen Angelegenheiten zu überlaffen, war 
das Vertrauen, daß man an Friedrich Wilhelm einen Halt finden werde, 
dadurch jehr geſchwächt, daß er ſich am 18ten ſchwach gezeigt hatte, und 
jene Rede am 21jten, wie das begleitende Programm erjchienen nun als 
imberechtigte Anmaßung, als Buhlen um Volksgunſt, als eitler Schwindel. 
Selbſt in jolchen Kreifen, in denen das Dogma, daß Preußen die oberite 
Yeitung der deutſchen Dinge in die Hand nehmen müſſe, feſt jtand, war 
das Vertrauen auf die Verwirflihung diefes Wunfches jehr geichwunden. 
Die deutihe Zeitung jprad in einem Yeitartifel vom 27. März die Be: 
jürhtung aus, daß durch die Vorgänge vom 18. bis 21. März die Hoff: 
nung auf das Verhältnig Preußens zu Deutichland jo gut wie zeritört 
jet. Mean fand, daß die VBerfündigungen am 21. die Gereiztheit über den 
Antheil, den der König an den Scenen des 18. März gehabt, nicht 
beihwichtigt, jondern nur gejteigert haben. Man fand es untlug, daß 
jegt, nachdem das Volk und feine Vertretung die Berathung über die 
fünftige Gejtaltung Deutſchlands in die Hand genommen, der König von 
Preußen fi als Führer vordränge. Die Rolle, die er anfpreche, wolle 
gehandelt und nicht geſprochen fein. 

So war in dem Augenblid, in welchem die deutichen Verhältniſſe 
zur Verwirflihung der preußiichen Hegemonie reif geworden jchienen, 
durch den Zwiſchenfall des Berliner Aufftandes die Entwidelung gejtört, 
und dies gab von Anfang an der Partei, welche die preußiſche Hegemonie 
für die allein richtige Löſung der deutjchen Frage hielt, eine jchiefe Stel- 
lung. Es war ihr der Stempel der Unpopularität aufgedrüdt. 

Nicht minder verwirrend wirkte die Katajtrophe in Wien, welche jic) 
einige Tage vor den Berliner Vorgängen vollzog. Am 13. März, an 
welchem die Verſammlung der öfterreichiichen Provincialjtände eröffnet 
werden jollte, brad) das bisherige Regierungsſyſtem faſt widerſtandslos 
jufammen vor einer Volksmenge, deren Sprecher conftitutionelle Berfaffung 
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und Gewährung der im übrigen Deutſchland ſchon bemilligten Volks— 
wünſche verlangten. Der Obeim des Kaifers, Erzherzog Ludwig, ber 
jtimmte feinen eines Fräftigen Entfchluffes unfähigen Neffen, keine Gewalt 
anzumenden und nachzugeben. Auch die geforderte Entlafjung Metter- 
nich's wurde ohne Zögern gewährt, und derfelbe fügte ſich mit ftiller 
Nefignation dem ihn ereilenden Gejchi und begab ſich noch in der Nacht 
auf die Neife nach England. Die Bevölkerung Wiens war jehr glüclich 
über die jo jchnell und unverhofft gelungene Revolution und gab ſich in 
ihrer naiven Freude den unfinnigften Täufchungen hin. Auch das Ver- 
hältniß zu Deutjchland wurde im rojigften Yichte betrachtet, man glaubte, 
jetst feien alle Schranfen gefallen, wodurch Deutjchöfterreihh von dem 
übrigen Deutjchland jo lange getrennt gewejen war, man fühlte ſich nun 
ebenbürtig und wähnte, das Weitere werde fi von felbjt machen. Se 
unffarer man über die ftaatsrechtlichen Fragen war, defto umgeftörter 
war die Freude. Die Kunde von den blutigen Ereigniffen in Berlin 
jteigerte da8 Hochgefühl der Wiener noh mehr. Sie glaubten, nun 
hätten fie die Berliner überholt. Um jo empfindlicher wurden fie daher 
durch) das Auftreten des Königs von Preußen und feine Proclamation 
berührt. Sie jahen darin einen Verſuch, die Herrichaft in Deutichland, 
die doch das rechtmäßige Erbe Defterreich$ jei, durch Ueberrumpelung an 
fich zu reißen. Die nationale Eiferfucht wurde dadurch gewect, man be- 
eiferte fich, das Deutjchthum herauszufehren, e8 wurde überall Schwarz» 
rothgold aufgehängt, am Morgen des 2. April flatterte eine riefengroße 
Fahne vom Stephansthurm, und die Studenten drüdten fogar dem Kaifer 
‚Ferdinand die dreifarbige Fahne in die Hand. Im übrigen Deutichland 
ward dadurch der Irrthum verbreitet, als ob Defterreich in die deutjch- 
nationale Bahn eingetreten fei und man auf deſſen Betheiligung bei der 
Errichtung des neuen deutjchen Reiches zu rechnen babe. 

Das Hauptorgan der nationalen Bewegung in Deutjchland war 
nunmehr das jogenannte Borparlament, die Berfammlung, die fich auf 
den Aufruf der Heidelberger Siebenercommiffion am 30. März in Frank— 
furt einfand. Es waren uriprünglich alle früheren oder gegenwärtigen 
Ständemitglieder und Theilnehmer am gefetgebenden Verſammlungen in 
alfen deutjchen Yändern eingeladen worden, und dann behielt man ſich 
vor, auch eine Anzahl anderer durch das Vertrauen des deutjchen Volks 
ausgezeichneter Männer aufzufordern, eine Befugniß, welche von einigen 
Mitgliedern der Siebener, befonders von Itzſtein gar zu weit ausgedehnt 
wurde. Es erfchienen im Ganzen 500 bis 600 Männer; die größten 
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Eontingente lieferten Preußen mit 141, Darmftadt 84, Baden 72, Würt: 
temberg 52. Defterreich war zuerjt nur durch einen zufällig in der 
Nähe fich aufhaltenden jüdiichen Literaten Wiesner vertreten, jpäter kam 
no der würtembergijche Standesherr Graf Bilfingen, der auch in Defter- 
reih begütert und eine Zeit lang Gouverneur von Tirol geweſen war, 
hinzu. Es war eine fehr bunte Berfammlung von Männern verschiedener 
politiicher Richtung, doch großentheil® Mitglieder der bisherigen liberalen 
Oppofition in den deutfchen Mittel- und Kleinftaaten, darunter viele ohne 
politifchen Beruf; aber die Berfammelten betrachteten fich als die Ver— 
treter des deutfchen Volkes, als das durch die Zeitverhältniffe gefchaffene 
Parlament. Biele famen mit der Vorausfegung nad Frankfurt, es 
bandfe fih darum, eine neue Regierungsgewalt zu begründen und die 
politiſche Neugeftaltung Deutſchlands nad) der “dee einer Föderativs 
Republik in's Werk zu fegen. Man träumte davon, fi) mit einer Schaar 
Bewaffneter zu umgeben, welche dem Parlament Schuß gewähren, dafjelbe 
überwachen und die Uebereinftimmung feiner Bejchlüffe mit dem Volks— 
willen fichern, wohl auch im Nothfall erzwingen follte. In einer Zus 
ſammenkunft, welche die bereit3 in Frankfurt Angekommenen am 29. März 
im Weidenbufch hielten, wurden von Heder und Struve ſtark republi- 
laniſche Neigungen ausgeſprochen, und in einer zweiten borbereitenden 
Verfammlung fand die hauptfählih von Welder vertretene Anficht, daß 
bei der Berathung des Verfaffungswerfes die Mitwirkung der Regierungen 
nicht ausgefchhloffen werden dürfe, ftarfen Widerfprud. Die erfte eigent- 
lihe Sigung des Vorparlament3 wurde am 31. März unter Vorſitz des 
Heidelberger Profeſſors Mittermaier gehalten. Als Grundlage der Be- 
rathung konnte ein Programm vorgelegt werden, das die Siebenercom- 
miffion entworfen, Mar dv. Gagern auf feiner Aundreife in Karlsruhe, 
Stuttgart, München und Berlin vorgelegt hatte, und das auch) von der 
Bundesverfammlung in Verbindung mit den beigegebenen Vertrauens: 
männern angenommen worden war. Daffelbe enthielt die Grundzüge 
einer Berfaffung und eines Parlamentswahlgeſetzes und ftellte folgende 
Hauptforderungen auf: 

1. Bundesoberhaupt mit verantwortlichen Miniftern. 

2. Errichtung eines Senats der Einzelftaaten, d. h. eines Fürftenhaufes. 

3. Errichtung eines Vollshaufes, das aus Ur: und Kopfwahlen her: 

borgegangen, für je 70,000 Seelen einen Abgeordneten haben folite. 
4, Dich Beſchränkung der Einzelftaaten zu Gunften der Centralgewalt 
foll Einheit des Heerweſens, der diplomatifchen Vertretung im Aus— 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. I. 8 
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fand, der Handeld- und Verkehrs» Gefetgebung, der Minze, des 

Maaßes und Gewichtes, der Eivil- und Strafgefetgebung und des 

Gerichtsverfahrens gejchaffen werden. 

5. Die Berufung einer conftituwirenden Nationalverfammlung foll Durch 
die mit den Bertrauensmännern verjtärkte Bundesverſammlung er- 
folgen. 

6. Ein aus gegenmwärtiger Verſammlung zu wählender Ausfhuß von 
15 Mitgliedern wird beauftragt, die Einberufung des Parlameuts 
zu betreiben. 

Hiemit waren die weſentlichen Erfordernifje einer nationalen Bundes- 
ftaat3verfaffung ausgefprochen. Anftatt aber dieje ganz vernünftigen Vor— 
Ichläge anzunehmen oder eingehend darüber zu berathen, warf man Die 
Streitfrage, ob Republik oder Monarchie, unter die Berfammlung. Struve 
verlangte Aufhebung der erblichen Monarchie und eine Bundesverfaffung 
nad dem Mufter der nordamerifanifchen Union, es Fam zu heftigen, 
ftürmifchen Scenen, und erft an den folgenden Tagen fonnte eine ruhige 
Berathung ftattfinden. Die Trage über den Wahlmodus wurde dahin 
entichieden, daß das Wahlreht und die Wahlfähigkeit weder von einem 
Cenfus noch von einem bürgerlichen Stande, noch von einem Glaubens» 
befenntniß abhängig gemacht werden folle, dagegen drang der Antrag, 
daß unmittelbare Wahlen durch bindende Vorfchrift gefordert werden 
folften, nicht dur. ALS die Wahl des Ausſchuſſes zur Geichäftsführung 
vorgenommen werden jollte, zeigte die republifanifche Partei ftarfe Neigung, 
die ganze Verſammlung für permanent zu erklären, doch fiel der dahin 
gehende Antrag mit 368 Stimmen gegen 143 durd), und es wurde dann 
al8 Vermittlung bejchloffen, die Zahl der Ausichußmitglieder auf 50 zu 
erhöhen. Bei der Wahl derjelben wurden die Vertreter und Führer der 
republifanifhen Richtung gänzlich ausgefchloffen, was von Geiten der 
Majorität zwar confequent, aber vielleicht nicht ganz Hug war. Die 
Folge war, daß eine Fraction der ertremften Republifaner, Heder und 
Struve mit ihren Genofjen, etwa 40 Mann, in der dritten Situng aus 
dem Vorparlament austrat und im badifchen Oberland fir eine Revo- 
(ution arbeitete. 

Der Fünfzigerausfhuß, der am 4. April an die Stelle des Vor— 
parlament3 trat, entbehrte wie diefes einer rechtlichen Autorität und war 
weder bon den Regierungen, noch von der Nation, fondern nur von dem 
Borparlament ermächtigt. Er fonnte nur durch das Anfehen der Per: 
fönlichkeiten, aus denen er zufammengefegt war, und dur die Macht 
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der Thatfachen Geltung gewinnen. Aber wir finden unter feinen Mit- 
gliedern nur wenige von denen, die ſich fpäter als deutfche Staatsmänner 
einen Namen gemacht haben. An dem badifchen Abgeordneten, Nechts- 
anwalt v. Soiron, hatte die Verſammlung einen guten PBräfidenten; außer 
ihm bemerfen wir von hervorragenden Namen die fpäteren Reichsminiſter 
Hediher und Duckwitz, den badiihen Abgeordneten Mathy, der aber 
durch innere Angelegenheiten feiner Heimat verhindert ward, fi) an ben 
Verhandlungen des Ausjchuffes viel zu betheiligen, und den berühmten 
Rechtsgelehrien K. ©. Wächter, damals Präfident der mwirtembergifchen 
Abgeordnetentammer. 

Die nächte Aufgabe des Fünfzigerausichuffes war, die Vorbereir 
tungen zur Wahl einer conftituirenden Nationalverfammlung zu über: 
wachen und zu befchleunigen, und in diefer Beziehung war feine Thätigkeit 
nicht überflüffig und nicht ohne Erfolg. Aber die von ihm beantragte 
und durchgefetste Veränderung der urjprünglichen Beftimmung des Wahl: 
geſetzes, wonach auf 50,000 ftatt auf 70,000 See.en ein Bertreter 
fommen follte, war weder nöthig noch zwedmäßig. Vollends aber war 
e3 eine Veberjchreitung feiner Aufgabe, daß der Ausſchuß ſich bemühte, 
die Stellung einer proviforiichen Regierung Deutſchlands zu gewinnen, 
und fi demgemäß mit allerlei Gegenftänden wie Volksbewaffnung, Mas 
rine, Noth der Gewerbe und Arbeiter, Verhältniß Oeſterreichs zu Deutſch— 
land, etwaige Reſtauration eines felbftändigen Polenreichs befaßte. Seine 
Neigung, fi) in die Megierung einzumifchen, verhinderte auc die Aus— 
führung eines fehr vernünftigen Vorſchlags in Betreff einer proviforifchen 
Erecutivgewalt.. Die fiebzehn Bertrauensmänner hatten einen darauf 
jielenben Antrag geftellt, und Welder beftimmte benjelben näher dahin, 
daß diefe Erecutivbehörde aus drei Staat3männern beftehen follte, wovon 
der eine von Preußen, ein zweiter von Defterreih und ein dritter von 
Bayern vorzuschlagen und in Gemeinschaft mit den übrigen Bundesstaaten 
zu ernennen fei. Dieſe Behörde follte unter eigener Verantwortlichkeit, 
do unter Beirath der Bundesverfammlung die deutfchen Angelegenheiten 
feiten, den Bundesfeldheren ernennen, den Bund Ddiplomatifch ver— 
treten u. ſ. w. Es erſchien wünſchenswerth, daß bei dem Zufammentritt 
der Nationalverfammlung Träger der Staatögewalt vorhanden jeien, die 
das Intereſſe der Regierungen vertreten könnten und als eine Art Mi— 
nifterium der Nationalverfammlung gegenüberftünden. Aber gerade dieſe 
Auffaffung erwedte das Mißtrauen des Fünfzigerausfhuffes, und erfchien 
demfelben als eine Beeinträchtigung der Volfsfouveränität. Die Debaiten 

3* 
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darüber wurden leidenfchaftlih und die Folge war, daß die Bundesver— 
ſammlung den Antrag zurüdzog, und daß bei dem Zufammentritt der 
Nationalverfammluug ein Organ fehlte, durch defjen Vermittlung man 
mit den Negierungen hätte unterhandeln können. 

Auch von Seite der Regierungen wurde verfäumt, für Ausarbeitung 
eines Verfaſſungsentwurfs zu jorgen, den man der Nationalverfammlung 
hätte vorlegen können. Sie ließen fowohl ihre ordentlichen Bundestags- 
gefandten, als auc ihre Vertrauensmänner ohne Inſtruction. In den 
beiden Grofftaaten Preußen und Defterreich hatten die revolutionären 
Erjehütterungen der Märztage die Staatsgewalt außer Faſſung gebracht 
und ihre Thätigfeit gelähmt,; man wußte nicht recht, welche Entjchlüffe 
und Plane man fajjen jollte. Und nicht minder groß war die Verlegen- 
heit in den Mittel und Stleinftaaten. In diefer Zeit offizieller Unthätigfeit 
und Unklarheit arbeiteten die Vertrauensmänner auf eigene Fauſt einen 
Verfaſſungsentwurf aus, oder vielmehr einer derjelben, der Hiftorifer 
Dahlmann war es, der feine Gedanken darüber feinen Collegen mittheilte 
und das Ergebniß jeiner Beiprechungen niederfchrieb. Schon am 27. April 
fonnte er denjelben den fertigen „Entwurf eines deutfchen Reichsgeſetzes“ 
vorlegen, und gewann befonders durch eifrige Unterftügung feiner Collegen 
Albrecht und Droyfen die Majorität des Collegiums für feine Ideen. 
Der Einheitsgedanfe war in diefem Entwurf zum entfchiedenen, klaren 
Ausdrud gefommen. Die Reichsgewalt war mit allen wejentlichen Be- 
fugniffen einer Centralgewalt ausgeftattet, das Recht der Entjcheidung 
über Krieg und Frieden, die Einheit des Heerweſens mit allen Confe- 
quenzen gefordert, und 3. B. die Ernennung aller Offiziere, nicht nur 
der höheren, dem NeichSoberhaupt zngetheilt, ebenfo die diplomatifche 
“ Bertretung, und allen Einzelftaaten das Recht der Gefandtichaften ab- 
geiprochen. Dabei war Einheit des Zollgebietes, der Gefetgebung, der 
Leitung des Verkehrsweſens, des Münz-, Maß- und Gewichtsſyſtems, 
des Rechts und der Gerichtsbarkeit ausgefprocdhen, auch der Reichsgewalt 
die Befugniß ertheilt, Neichsftenern in den Einzelftaaten zu erheben. 
Die Würde und Gewalt des NeichSoberhauptes follte erblih und unver: 
antwortlich fein, und die vollziehende Gewalt durch ein verantmwortliches 
NReichsminifterium ausgeiibt werden. Den Fürften follte zur Entſchädigung 
für die Negierungsrechte, auf die fie zn Gunften des Neichgoberhauptes 
verzichten müßten, ein Sit im Oberhaus eingeräumt werden, welchen fie 
aber auch durch Stellvertreter einnehmen fönnten. Neben ihnen follten 
Neichsräthe figen, die halb von den Regierungen, halb von den Land: 
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ftänden auf 12 Jahre ermählt werden follten. Das Unterhaus jollte aus 
Vollsabgeordneten beftehen, die auf 6 Jahre gewählt werden, jo daß auf 
je 100,000 Einwohner ein Abgeordneter komme. Wahlberechtigt jollte 
jeder jelbftändige Staatsbürger fein; ob die Wahlen direct oder imdirect 
durh Wahlmänner gejcheben follen, bleibt der Geſetzgebung des Einzel: 
ftantes überlaffen. Der Reichstag joll alljährlih am einem bejtinmten 
Tage zufammentreten, und zwar in Frankfurt a. M., wo aud) der vegel- 
mäßige Sig des Neichsoberhauptes fein ſoll. Neben dem Reichstag ſoll 
noch ein aus 21 Mitgliedern zuſammengeſetztes Neichsgericht befteben, 
dem Nürnberg als Sit angewiejen wird und deſſen Gompetenz jehr um: 
faflend ift. Ein befonderer Artifel des Entwurfs enthält auch eine reiche 
Aufzählung der Grundrechte des deutjchen Volkes. 

Der Selbjtändigfeit der Einzelftaaten war in diefem Entwurf wenig 
Spielraum gewährt, doch lie fich für die Verwaltung und das Finanz— 
weien ein Sonderleben der Provinzen denfen, wie denn auch eigene Yand- 
ftände der Einzeljtaaten vorausgefett werden, die aber nur die Bedeutung 
von Provinzialftänden haben fonnten. Wie fehr das Necht der Fürſten 
von Dahlmann anerfannt wurde, zeigt folgender Sat aus der VBorrede: 
„Die Bedeutung unferer Dynaftieen ift durch die Stürme weniger Wochen 
nicht entblättert, und eine edle Scham hat uns Deutjche behütet, denen 
zur Seite zu treten, welche au dem Mißbrauche der Macht, wozu die 
Verfuhung in jeder Menfchenbruft liegt, die Nothwendigkeit folgern wollen, 
jede hervorragende Größe als ein Hindernig der Freiheit zu befeitigen. 
An unfere Fürftenhäufer knüpft fich nicht blos die alte Gewohnheit des 
Gehorfams, welche ſich durchaus nicht beliebig anderswohin übertragen 
läßt, fondern in Wahrheit die einzige Möglichkeit, dieſes weitjchichtige, 
vielgeftaltige Deutſchland allmählig in die Staatseinheit einzuführen, die 
ih aus höheren Gründen nicht länger entbehren läßt." — Unter dem 
erblihen Reichsoberhaupt hatte fich der Verfafjer ohne Zweifel den König 
von Preußen gedacht, dies aber nicht ausgejprochen. Für Defterreich, 
oder überhaupt für einen Dualismus zweier Großmächte ift durchaus 
fein Raum gelaffen, und wenn auch dies das unbedingt Nichtige des 
Entwurfes war, fo war es doch ein Mangel, daß er fich in diefer Be- 
ziehung nicht erklärte und auf die Hauptfrage, von der die Möglichkeit 
eined einheitlichen nationalen Staates abhing, gar nicht einging. An 
diefer Umgehung lag es, daß der Entwurf feine praftifche Bedeutung 
erlangen fonnte, jondern, nachdem er der Bundesverfammlung vorgelegt 
war, zwar veröffentlicht, aber als Privatarbeit zu den Akten gelegt wurde, 


38 Das Frühjahr 1848, 


Sind wir heute verfucht, jenes Verfahren als ein unbegreiflich unpraftiiches 
zu verurtbeilen, fo müffen wir uns erinnern, daß in der damaligen Lage 
gerade die Klugheit zu erfordern fchien, einen Streit zu vermeiden, der 
nicht durch theoretifche Erörterungen zu fchlichten war, fondern nur durch 
unbejtimmt geahnte Ereigniffe entjchieden werden konnte. Kam doc in 
jener bewegten Zeit jo manches Unerwartete, warum jollte man nicht 
hoffen, daß ein Stoß von aufen die eine der beiden Großmächte in den 
Vordergrund drängen werde? Aber unter den fiebzehn Vertrauensmän- 
nern waren die Hoffnungen eben fo getheilt wie die der ganzen Nation. 
Nur vier waren entjchieden für Preußen, die übrigen theils für Oeſterreich, 
theils unentjchieden; die beiden letzteren Gruppen betheiligten fid) denn 
auch wenig an den Verhandlungen, und bei der Abſtimmung wurde der 
Entwurf nur mit 8 gegen 5 Stimmen angenommen. Bon öjterreichijcher 
Seite wurden feine Einwendungen dagegen erhoben. Schmerling und 
Somaruga waren fo naiv, e8 gar nicht merfen zu wollen, daß die Aus- 
ſchließung Oeſterreichs die Vorausfegung fei, auf der die ganze Arbeit 
beruhe. Somaruga verficherte fpäter, e8 fei bei den Verhandlungen gar 
nicht von Preußen oder Defterreich und überhaupt nicht davon die Rede 
gemwejen, welcher Fürft an die Spite kommen müſſe. Schmerling meinte, 
da der König von Preußen fo fehr biscrebitirt fei, könne bei etwaiger 
Ausführung des Entwurfs nur an den Kaifer von Defterreich gedacht 
werden. Biel fchärfer ſprach fich die bayerifche Regierungspartei dagegen 
aus. Der bayerifhe Vertrauensmann Kirchgeiner hatte vom 20. April 
an gar nicht mehr Theil an den Berathungen genommen, und als der 
Entwurf befannt geworden war, wurde von Seiten der bayerifchen Re— 
gierung eine Erklärung verbreitet, welche denfelben einen Völker und 
Fürſten vernidhtenden Entwurf nannte, der die wejentlichjten Rechte der 
Einzelvegierungen zerftöre, die Freiheit der Entwicklung der Volksſtämme 
aufhebe und in der centralen Gewalt eine Despotie erfchaffen wolle, welche 
die Fürften und Völker Deutfchlands in dem Keime ihrer Macht, ihrer 
freien Bewegung und ihres innerften Lebens vernichte. Ein Gegenentwurf 
unter dem Titel: „Grundzüge zu einer nationalen deutſchen Bundes— 
verfaſſung“ wurde zuerft fithographirt und nachher als „Revidirter Eut— 
wurf" gedruckt veröffentlicht. In demfelben wurde ftatt eines erblichen 
Reichsoberhauptes ein von 6 zu 6 Jahren wechjeludes Directorium vor» 
geſchlagen, daS nicht gewählt werden, fondern nad) einem gewiſſen Turnus 
wechſeln follte, fo daß bald eine norddeutjche, bald eine ſüddeutſche, bald 
eine öfterreichiihe Negierung die Geſchäfte führen follte. Für den Ober 
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feldherrn war ein fünftlicher Wahlmodus vorgejchlagen. Die Einzelftaaten 
foliten zwar das Kriegs- umd Friedensrecht zu Gunſten des Directoriumd 
aufgeben, aber das Gefandtichaftsrecht und alle auderen Souveränitäts- 
rechte behalten. Diefer Entwurf fand außerhalb Bayerns gar feinen 
Anklang; aber e8 entjtanden eine Menge Privatentwürfe, die in Brojchüren 
veröffentlicht wurden; die einen näherten fi mehr dem Dahlmannifchen 
Einbeitsftaat und erklärten fich für die dee eines deutjchen erblichen Kaiſers, 
die anderen nahmen den Plan eines Directoriums auf. 

Ein zwar damals nicht veröffentlichter, aber ſehr intereifanter Ent 
murf einer deutjchen Reichsverfaſſung ijt der vom 28. März 1848 datirte 
von dem Prinzen Albert, dem Gemahl der Königin Victoria von Eng» 
land, mit Bemerkungen, welche der König Friedrich Wilhelm IV. von 
Preußen eigenhändig beigefügt hat.*) Das Reichsoberhaupt, das den 
Kaijertitel führen müßte, foll nach diefem Entwurf von den Fürſten des 
deutfchen Bundes und den vier Bürgermeiftern der freien Städte aus 
ihrer Mitte gewählt werden, entweder auf Lebensdauer oder auf 10 Jahre. 
Dieſem Kaijer fällt die Repräfentation der deutſchen Staatsgewalt zu, 
in feinem Namen jollen die Neichsgefchäfte beforgt und die hohen Aemter 
bejett werden. Er hat ein verantwortliche Minifterium und einen Kriegs— 
rath zur Seite, der die Organijation des aus den Truppen der verjchie- 
denen Einzelftaaten zufammengejetten deutjchen Heeres, an deſſen Spike 
in Rriegszeiten ein Bundesfeldherr ftehen muß, zu bejorgen hat. Die 
deutjchen Souveräne bilden einen Fürſtentag, der ein Veto gegen die Be- 
ſchlüſſe des Reichstags und die Beſetzung der Aemter durch den Kaifer 
hat. Die Abftimmung gefchieht nad) Majorität, doc fo, daß die Fürften 
größerer Staaten eine verhältnigmäßig größere Stimmenzahl haben. Der 
Reichstag folk von den Landftänden der Einzelftaaten auf drei Jahre 
gewählt, aber die Zahl der Vertreter von ganz Deutjchland auf 150 
Abgeordnete bejchränft werden. Als dritten politifchen Körper fordert 
der Entwurf ein Neichsgeriht, das, aus den juriftiichen Fakultäten 
der deutſchen Univerfitäten zujammengefegt, in allen ragen zwiſchen 
den verjchiedenen Einzeljtaaten und zwijchen den einzelnen Regierungen 
und ihren Unterthanen entjcheiden ſoll. Diefem Entwurfe fügte der König 
von Preußen im April Strihe und ausgeführte Bemerkungen bei, worin 
er ausſpricht, daß von allen VBerfajfungsprojecten dieſes am meiften ſei— 
nen Anfichten entſpreche, nur in Einzelheiten könne er nicht beipflichten. 


*), Siehe „Zum ze ber deutfchen Frage.“ Mit zahlreichen Alktenſtücken. 
Stuttgart, 1867. ©. 27 — 
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Zuerft proteftirt er gegen eine Wahl des NeichSoberhauptes auf eine be- 
ftimmte Zeit und meint, für ein folches Oberhaupt dürfte man in feinem 
Fall den Kaifertitel verſchwenden, aber auch für ein lebenslängliches Ober- 
haupt wilf er blos den Titel Regent, zum Theil aus dem abententerlichen 
runde, daß der Raifertitel al8 Ehrenwürde dem Haufe Oeſterreich bleiben 
müffe Er meint nämlich, die römische Kaiſerwürde, die bis zum Jahre 
1806 mit dem deutfchen Königthum verbunden geweſen, follte man er- 
neuern, und unauflöslich mit dem öftereichifchen Erbfaiferthum verbinden. 
Neben diefer erblichen Ehrenwürde follte aber ein gewähltes deutjches 
Neichsoberhaupt beftehen. Die eigentliche Wahl follten, ähnlich wie die 
alten Kurfürften, die Könige vollziehen, jedoch aud) die übrigen jouveränen 
Fürften zur Zuftimmung auffordern, und zulegt den Kaifer um Beſtä— 
tigung bitten. Dur die Ertheilung der römischen Kaijerwürde an 
den öfterreichifchen Erbfaifer glaubte Friedrih Wilhelm ganz Oeſter— 
reich dem neuen Reiche fichern zu können. Auf den Fürftentag legt der 
König großen Werth, er will ihn alle drei Jahre verfammelt und in ein 
Collegium der Könige, Herzoge und Fürften gegliedert wiljen, und em— 
pfiehlt, daß man bei der Stellung dieſes Oberhauſes des Reichstags 
zum Unterhaufe nie vergeffen werde, daß fouveräne Fürften den Kern 
bilden. Mit der Aufftellung eines verantwortlichen Minifteriums erklärt 
fich der König einverftanden, nur meint er, dürfte dem Oberhaupt etwas 
mehr freie Hand gelaffen werben, und für kriegeriſche rebelliſche Zeiten 
fordert er für daffelbe Dictatur. Diefer erft im Yahre 1867 an bie 
Deffentlichkeit gebrachte Entwurf Prinz Alberts und die Kritif Friedrich) 
Wilhelms gewann befanntlich nie praftifche Bedeutung, aber die letztere 
ift charafteriftifch für des Königs Auffaffung. Seine Beifäge find wichtig 
zum Verſtändniß des Pogramms vom 21. März und erflliren fein Ber- 
halten zum Verfaſſungswerk der Nationalverfammlung und feine Ablehnung 
der angebotenen Kaiſerkrone. 

Während in Frankfurt im Fünfzigerausfhuß und im Giebzehner- 
colfegium über die deutſche DVerfafjungsfrage berathen wurde, verjuchte 
eine extreme Partei in dem ſüdweſtlichen Winfel Deutſchlands, die Ber: 
faffungsfrage zu Gunſten einer Yöderativrepublif zu entjcheiden. Der 
badifche Abgeordnete, Rechtsanwalt Friedrich Heder, ein Mann von feu« 
riger Beredtfamfeit und höchſt einnehmendem Wejen, dabei von glühendem 
Ehrgeiz und fieberhafter politiicher Erregung, ftand an der Spike des 
Unternehmens. Der Hauptagitator für die Republik war aber der Rechts— 
anwalt Guftav v. Struve, der früher die diplomatische Laufbahn verjucht 
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hatte, ein ercentrifcher Menfch und fanatifcher Doctrinär. Als diefe beiden 
fahen, daß fie das Vorparlament nicht auf den Weg zur Republif mit 
fortreigen fonnten, und durch die Wahlen für den Fünfzigerausfchuß von 
der Theilnahme an der nationalen Führung ausgefchlofien waren, erklärten 
fie, jegt jei die Zeit zum Handeln gefommen, Frankfurt aber fei nicht 
der Ort, man müfje e8 in Baden verfuchen. Hier war der Boden für 
eine revolutionäre Agitation befonders günftig, hier war der Kampf gegen 
den falſchen Eonftitutionalismus bejonders heftig gewejen, der Yiberalis- 
mus ſchon längft an das unbedingte Opponiren gewöhnt und mit revo— 
[utionären Elementen zu Schuß und Trug verbunden. Die Regierung 
hatte ſich abgenütt in diefem Kampfe, hatte Vertrauen und moralijche 
Gewalt verloren. Dazu fam die Nachbarſchaft Franfreihs und die An- 
ftefung mit revolutionären Ideen von dorther. 

Schon Mitte März hatten fih in Conftanz und an anderen Orten 
des Seekreiſes Stimmen für die Republik erhoben; auf einer großen Volks— 
verjammlung, welde am 19. März zum Behuf der Vorbereitung für 
die Parlamentswahlen in Offenburg gehalten wurde, war Proclamirung 
der Republik beabfichtigt, aber von Heder noch verhindert worden. Jetzt 
aber folite e8 Ernſt werden und Heder in Offenburg, Fickler ein ein: 
flußreicher Yournalift, im Seekreis die Republik verkünden. Aber auf 
dem Wege dahin wurde Fickler im Bahnhof zn Karlsruhe von Mathy ver- 
baftet, und damit war der ganzen vepublifanifchen Erhebung die Spite ab- 
gebrochen. Heder jammelte zwar einige republifanijche Freifchaaren, mit 
denen er im Schwarzwald operirte und ji) den zur Bekämpfung der Re— 
volution ausgejandten badischen und heſſiſchen Truppen entgegenftellte. Es 
fam am 20. April in einem Gebirgspaß der Scheidegg bei dem Städtchen 
Kandern zu einem Zufammenftoß zwifchen den Freiſchaaren und den Negie- 
rungstruppen, bei welchem der neu ernannte badijche General Friedrich 
dv. Gagern, ein edler patriotifcher Mann, welcher es verfucht hatte die Auf- 
ftändifchen durch verftändige Ermahnung zur Beilginung zu bringen, von 
einem aus der Reihe der Freiſchaaren meuchlings erfchoffen wurde. Es blieb 
bei diejem einen beflagenswerthen Opfer, der ganze Auftand fcheiterte, die 
Freiſchaaren, die nur aus Heinen, keineswegs kriegstüchtigen Haufen beftan- 
den, liefen auseinander und die Anführer flüchteten in die Schweiz oder hielten 
fi) im Lande verborgen. Doch war das ganze Ereigniß von fchlimmifter 
Nahmirkung; der Bruch zwifchen den national gejinnten Liberalen und 
den demofratijchen Radicalen war dadurch vollzogen. Der Mord Gagerns 
pflanzte bei feinen Gefinnungsgenofjen tiefe Erbitterung gegen die ‘Demo- 
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fraten, und das böfe Gemiffen, das diefe wegen diefer That hatten, trug 
auch wieder dazu bei, die feindfelige Stimmung gegen ihre Gegner zu 
verftärfen. Andere wurden durch den republifanischen Putjch überhaupt 
mißtrauifch gegen die deutſche Bewegung und liegen ſich nad) der reaftio- 
nären Seite drängen. 

Gleichzeitig mit dem vepublifanifchen Aufftand in Baden brach im 
Norden Deutfchlands, in Schleswig und Holftein, ein Kampf für Erhal- 
tung der deutjchen Nationalität aus. Beide Länder ftanden unter däni- 
ſcher Herrihaft, aber mit dem Unterfchiede, daß Holftein ein Theil des 
deutfchen Bundes, Schleswig aber unmittelbar der dänifchen Regierung * 
in Kopenhagen untergeben war. Obgleich beide Länder von alten Zeiten 
ber zu einer ftaatsrechtlichen Einheit verbunden waren, hatte der Wiener 
Eongreß aus Nückficht für Dänemark diefe unnatürlihe Trennung vers 
anftaltet. Die dänische Regierung trachtete aber, je mehr ſich das däni- 
fhe Staatsbewußtjein entwicelie, um fo mehr darnach, die lockere Ver— 
bindung, welche zwijchen dem Inſelland und dem deutjchen Nebenland 
bejtand, im eine engere zu verwandeln, die ganze Monardie durd) eine 
Gefammtverfaffung zu verbinden, und das Deutjche durch Dänisches Rechts 
und dänische Sprache zu verdrängen. Dieſem Beftreben ftand entgegen, 
dag Holjtein dem deutjchen Bund angehörte, dag Schleswig durch altes 
Recht mit Holjtein verbunden war, und daß fir die beiden Herzogthümer 
und das dänifche Inſelland ein verfchiedenes Erbfolgereht galt, was um 
fo wichtiger war, al3 der Zweig des Holftein-Gottorpiihen Regentenhaufes, 
welcher im Beſitz des dänifchen Thrones war, ſich dem Ausfterben nä- 
herte. An diefe drei Rechtsgründe, welche den Herzogthümern Holſtein 
und Schleswig eine jelbjtändige ftaatliche Eriftenz verbürgten, klammerte 
fih num eine ziemlich jtarfe Partei des Landes an, welche deutjch bleiben 
wollte. Im Jahre 1846 war zuerjt ein offizielles Aftenjtüc, der offene 
Brief des Königs von Dänemark erfchienen, worin Schleswig für unzer- 
trennbar mit Dänemark verbunden erflärt, und auch die Einverleibung 
Holſteins in Ausficht geftellt wurde. Holftein rief jchon damals den 
Schuß des dentfchen Bundes an, und die öffentliche Meinung in Deutſch— 
lands ſprach ſich in zahlreichen Kundgebungen für das gute Necht Holfteing 
aus. Die angedrohte Einverleibung diefes Landes in Dänemarf ward 
jedoch wicht ins Werk geſetzt, da der damalige König, Chriftian VIII. 
den Deutjchen im Ganzen freundlich gefinnt war. Als er aber am 20. Ja— 
nuar 1848 ftarb, und fein fchwacher finderlofer Sohn Friedrich VII. 
zur Regierung gelangte, ließ fic) diefer von der demofratifchen Geſammt⸗ 
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ſtaatspartei in Kopenhagen beftimmen, die Einverleibung der deutfchen 
Herzogthiimer in Angriff zu nehmen. Es wurde num ein Berfaflungs« 
entwurf für alle der däniſchen Krone unterworfenen Gebiete veröffentlicht, 
der übrigens jehr freifinnig gehalten, den Deutſchen durch Zugeftändniffe 
in freiheitliher Richtung eine Entihädigung für die Trennung von dem 
unter bundestäglichem Regiment ftehenden deutjchen Vaterland bieten follte, 
Aber die Holjteiner wollten Deutjche fein, und auch die Schleswiger fürch« 
teten fich jehr vor der Einverleibung im einen dänischen Gejammtjtaat, 
fie wollten lieber mit Holjtein verbunden bleiben. Es entjtand in den 
Herzogthümern eine große Aufregung und die beiderjeitigen Stände er- 
liegen am 17. Februar eine ſebr entjchievene Protejtation gegen die dä- 
niſche Geſammtſtaatsverfaſſung. Sie verlangten dagegen eine gemeinfame 
Verfaffung für Holftein und Schleswig und Aufnahme des letzteren in 
den deutjchen Bund. Dies jpornte die dänische Gejanmtftaatspartei zu 
um jo größerem Eifer für ihre Zwede an. Eine große Maſſenverſamm— 
lung, die in drohender Haltung vor das Schloß in Kopenhagen rückte, 
zwang am 20. nnd 21. März den König zur Einfegung eines neuen 
Minifteriums, das die ganze Volkskraft aufbieten jollte, um die Geſammt— 
ftaatsverfaffung durchzufegen. Die Antwort der deutfchen Partei in 
Schleswig-Holftein war die am 24. März erfolgte Einfegung einer pro— 
viſoriſchen Regierung, die überall im Yande freudige Anerfennung fand; 
das Militär trat zu ihr über und e8 wurde alsbald eine Volksbewaff— 
nung organifirt. Aber auch die Dänen rüfteten; es rückte aus Jütland 
eine Armee von 11,000 Mann in Schleswig ein, griff die fchleswig- 
holſteiniſche mit großer Uebermacht am 9. April bei Bau in der Nähe 
von Flensburg an, und die Schleswig-Holjteiner mußten nad) zehnftün- 
digem bfutigem Kampfe weichen. Eine große Anzahl Freiwilliger, nas 
mentlich Kieler Studenten, fanden dort ihren Opfertod fürs Vaterland. 
Die ſchleswig-holſteiniſche Begeiſterung verbreitete fich bei der ohnehin 
gehobenen nationalen Stimmung raſch in ganz Deutjchland. Es bildete 
fh nit nur ein Freicorps, das unter Führung des damaligen Majors 
von der Tann, des jetigen bayerischen Obergenerals, manche kühne That 
gegen die Dänen ausführte; auch das Vorparlament, der Fünfzigeraus— 
ſchuß und der Bundestag, fowie die preußifche Negierung interejjirten fich 
lebhaft für die ſchleswig-holſteiniſche Sache. Der Fünfzigerausfchuß be- 
trieb mit großem Eifer die Aufnahme Schleswigs in den deutjchen Bund, 
und am 21. April hatte bereit3 der Kieler Profeſſor Madai ald Ver— 
treter Schleswig-Holfteind Sig und Stimme in der Bundesverfammlung. 
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Preußen wurde vom Bundestag aufgefordert Schleswig zu befeten, und 
der Herzog von Auguftenburg, der nächft berechtigte Erbe der Herzog: 
thümer, der durch die neue Geſammtſtaatsverfaſſung befeitigt werden follte, 
erhielt auf feine Bitte an den König von Preußen, ihn in feinem guten 
Nechte zu ſchützen, die Zufage diefes Schutes und damit die Anerfen- 
nung feines Rechtes. Jene preußifchen Truppen, welche am 18. März 
in Berlin den Befehl zum Rückzug erhalten hatten, wurden beordert in 
Holftein und Schleswig einzurüden. Schon am 12. April überjchritten 
fie die Eider, und vertrieben am 23. die überrafchten Dänen von ihren 
Verfhanzungen am Danewirke; die Dänen mußten fich zurücziehen und 
Schleswig war von ihnen befreit. Aber bereits drohte die neidiſche Ein- 
ſprache der europäifchen Mächte, befonders Rußland nahm fic) des be- 
drohten Dänemarks an und hinderte die Preußen an weiterem Vorrüden. 

Diefe jchleswig-holfteiniihe Sache ift deshalb von jo eingreifender 
Bedeutung, weil an ihr fich erproben follte, ob das neue Deutfchland, 
wie e3 aus der Bewegung des Frühjahrs 1848 hervorgegangen und eben 
jetst durch die Nationalverfammlung repräfentirt war, mächtig genug jet, 
um feine nationalen Anfprüche gegenüber von Europa durchzufegen und 
den alten deutichen Bund zu beichämen. 


Drittes Kapitel. 


Bon der Eröffnung der Nationalverfammlung biß zur Ein- 
ſetzung der proviſoriſchen Gentralgewalt. 


Die deutſche Nationalverfammlung follte nach dem Beichluffe des 
Borparlaments am 1. Mai zufammentreten. Man überzeugte fich aber 
bald, daß es nicht möglich fein würde, die Wahlen in allen heilen 
Deutichlands fo früh zum Vollzug zu bringen, und fo wurde von ber 
Bundesverfammlung und dem Fünfzigerausfhuß der 18. Mai feſtgeſetzt. 
In dem größten Theile Deutfchlands war die Betheiligung bei den Wahlen 
eine ungemein zahlreiche und eifrige, in manchen Bezirken Süddeutſchlands 
gab es die heftigften Wahlfämpfe. Nur in einigen Theilen Defterreichg, 
in Böhmen und Mähren, weigerte man fich geradezu, die Wahlen für 
ein deutfches Parlament vorzunehmen. Bon 68 Wahlbezirfen famen nur 
in 13 ordnungsmäßige Wahlen zu Stande, in 7 Wahlbezirfen brachte 
man es nur zu Minderheitswahlen, und 46 Bezirke wählten gar nicht. 
Dagegen wurden in den, neu in den bdeutjchen Bund aufgenommenen 
preußijchen Oftfeeprovinzen, in Oft- und Weftpreußen die Wahlen mit 
Begeifterung vorgenommen, fogar in dem polnisch gefinnten Großherzogthum 
Poſen kamen fie zu Stande. 

Am 18. Mai Nachmittags 3 Uhr begaben fich die Abgeordneten 
in feftlichen Zug unter Kanonendonner und Glodengeläute in ihr Sigungs- 
lofal, die Paulsfirhe. Die Zahl der in der erften Sitzung Anwejenden 
war 320; ſchon in den nächften Tagen waren es 400, die Geſammtzahl 
betrug 586. Nah einem Wahlmodus gewählt, welcher einer großen 
Mafie ungebildeten Volkes das directe Stimmrecht einräumte, waren doch 
die Wähler weitaus vorherrfchend Vertreter des gebildeten Mittelftandes, 
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und fo hoch auch die Wogen einer republifanifchen Bewegung in manchen 
Gegenden Süddeutſchlands gingen, gehörte nur eine Minderzahl dieſer 
Richtung an. Ein verhältnigmäßig großes Contingent hatte der: Gelehrten- 
ftand geliefert; Univerfitätsprofejjoren, Gymnaſiallehrer, Schriftfteller waren 
es über 100, darunter Namen vom bejten Klang: Die Hiftorifer E. M. 
Arndt, Dahlmann, Droyfen, Dunder, Gervinus, Naumer, 
Stenzel, Waitz; die Staatsgelehrten und Juriſten Rob. Mohl, 
Karl Welder, Wurm, Zachariä, G. Befeler, Mittermaier, der 
deutſche Alterthumsforſcher Jakob Grimm und der Dichter Ludwig 
Uhland. Dazu Fam eine große Anzahl praftifcher Juriſten, ſowohl 
richterliche Beamte als Advofaten; verhältnigmäßig ſchwach vertreten war 
der Stand der größeren Grumdbefiger, Jnduftriellen und Kaufleute, doc) 
hatten gerade dieje einige bedeutende Männer geliefert wie Bederath 
und Baffermann. Männer der höheren politiichen Praris in Vermal« 
tung und Finanzen fehlten faft ganz; e3 waren zwar mehrere Minifter 
gewählt, aber nur ſolche, die ihr Amt erft den Märztagen zu verdanfen 
hatten. Die Zahl der Mitglieder nach den verjchiedenen Berufsklafjen 
wird folgendermaßen angegeben: 104 Gelehrte, 12 Literaten, 100 rich— 
terlihe Beamte, 95 Advofaten, 124 Verwaltungsbeamte, 18 Geiftliche, 
15 Aerzte, 10 Militärs, 34 Gutsbeſitzer, 13 Induſtrielle und 15 Kaufleute. 

Zum Präfidenten wurde in der zweiten Sitzung Heinrid) v. Gagern 
mit 305 Stimmen von 396 gewählt; Vicepräſident wurde mit nod) 
größerer Majorität Alerander v. Soiron, der ſich als Vorfitender des 
Fünfzigerausfchuffes erprobt hatte. An Gagern hatte die Verſammlung 
einen Präfidenten, wie er nicht beffer hätte gedacht werden fünnen, um 
in einer Perfönlichkeit ihre idealen Beftrebungen gleichſam zu verkörpern. 
Gr bejaß den Zauber einer imponirenden Erfcheinung, welche ernfte 
Würde mit Milde verband, fein ganzes Wejen drücdte die innigfte Hin- 
gabe an feine Ueberzeugung aus, und jo übte er mit feiner Rede eine 
Gewalt über die Berjammlung aus, deren fein Anderer ſich rühmen 
konnte. Auch fonft fehlte es nicht am ausgezeichneten Rednertalenten, 
wir. nennen nur: Baffermann, Bederath, Radowitz, Rieſſer, 
Lud. Simon, ©. Binde, 8. Vogt. 

Ehe wir zu den Verhandlungen übergehen, ift es nöthig, daß mir 
die verjchiedenen Bejtandtheile der Verfammlung und ihre mitgebradhten 
Anfihten und Stimmungen etwas näher in’3 Auge fafien. Die Aufgabe 
der Nationalverfammlung war eine ungemein ſchwierige. Sie war eine 
conftitwirende im hervorragendem Einne. Sie hatte feinen vorhandenen 


Stimmungen ber Mitglieder. 47 


Staatskörper zur Unterlage, defien Verfaffung neu geftaltet werden ſollte, 
fondern der ganze Staat und fein Grumdgejeg mußte neu geſchaffen werden. 
Das Ziel ftand wohl im Allgemeinen feft, e8 war die nationale Einigung 
des ganzen deutichen Volkes und feiner vielen mehr oder minder feſt 
gefügten Staaten. Aber über die Mittel und Wege zum Ziel, über die 
Mächte, mit welchen man rechnen follte, die man anerfennen oder mit 
denen man brechen follte, herrichten die unklarften Vorftellungen. Das 
Vorparlament hatte der Nationalverſammlung allein die Befugniß zuge: 
iprochen, über die fünftige Verfaffung zu befchließen, und die Mitwirkung 
der Regierungen, von denen man nur Hinderniffe fürchtete, ausdrücklich 
ausgeſchloſſen. Aber die rechtliche Grundlage des Wahlgeſetzes war der 
Beihluß der Bundesverfammlung vom 30. März, und in dieſem waren 
die Regierungen aufgefordert, die Wahlen von Nationalvertretern zu 
veranftalten, um durch Vereinbarung zwiichen dem deutfchen Volk und 
den Regierungen das deutfche Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen. 
Auf diefen Beſchluß hin hatten die Regierungen die Wahlen angeordnet 
und ausgeichrieben. Dies fonnte nicht genügen. Man bedurfte Mittels- 
perjonen, welche im Namen der Negierungen mit den BVolfsvertretern 
verhandelten, und beſtimmte Vorjchläge, über die man fich verftändigen 
fonnte. Aber daran fehlte es. Der Entwurf der 17 Bertrauensmänner 
war zwar vorhanden, aber nur die bayerijche Negierung hatte fich offi— 
ciell darüber ausgeiprochen, feine der übrigen hatte eine Erklärung ab» 
gegeben, wie fie fich zu dieſen Vorſchlägen verhalte. Diefe Unterlaffungs- 
fünden Hatten freilich ihren guten Grund. Die fonft tonangebenden 
Großmächte waren rathlos; das fo feierlich ausgegebene Programm des 
Königs von Preußen war ungehört verhallt, theils ignorirt, theils mit 
Unmillen und Schmähungen in der Prefje zurücgewiefen. In Defter: 
reih wußte man nicht, weldhe von den ftreitenden Nationalitäten des 
Raiferjtaates das Heft in die Hand befommen werde, man wußte nicht, 
ob Dejterreich deutſch, ungarisch oder ſlaviſch regiert werden würde, 
radifale Demokratie und reactionäre Tendenzen lagen im Streit mit ein- 
ander. Und wenn auch die Negierungen wieder mehr gekräftigt geweſen 
wären, jo würden fie ſich doch nicht zu einer gemeinfamen Vorlage an 
die Nationalverfammlung haben vereinigen können, da ihre ganze politifche 
Anſchauung und ihre realen Yntereffen zu weit auseinander gingen. Der 
König von Preußen hatte freilich an die Möglichkeit einer Einigung über 
die deutiche Frage zwifchen Oeſterreich und Preußen geglaubt, und viele 
der damaligen StaatSmänner theilten ſeinen Irrthum. Die Mittelftaaten 
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aber, die gewohnt waren, durch Oppofition gegen die Großmächte ihre 
Freifinnigfeit zu bethätigen und in der Eiferfucht zwijchen Defterreich und 
Preußen die Bürgſchaft ihrer felbftändigen Eriftenz zu ſuchen, waren 
weder ernjtlih bemüht noch befähigt, einen gemeinfamen Berfafjungs- 
vorjchlag herbeizuführen. Co unterblieb der erjte Schritt zur BVerftän- 
digung zwijchen den Regierungen und der Nationalverfammlung. 

In diefer jelbft waren nur Wenige, die mit einem ganz Haren, 
feften Programm und mit dem Entjchluß, daſſelbe mit Ausdauer und 
Eonfequenz zu verfechten, nach Frankfurt gekommen waren. Wohl hatte 
der Entwurf der Vertrauensmänner manche offene und jtille Anhänger, 
aber feiner wagte darauf zu dringen, daß diefer Entwurf zur Grundlage 
der Verhandlung gemacht werde. Die dee, daß die nationale und po- 
fitifche Einheit duch Anſchluß an den preufifchen Staat zu verwirklichen 
fei, hatten wohl Viele gehegt, aber unter diefen liefen fih Manche durch 
die meueften Ereigniffe irre maden und glaubten der Möglichkeit einer 
Einigung des ganzen Deutſchlands ihre Lieblingsidee zum Opfer bringen 
zu müſſen. Sie fagten jich, der Anfchlug an Preußen und die Ent: 
widlung Ddiejes Staates zum deutſchen Staat wäre -wohl für Zeiten 
ruhiger Entwicklung der richtige Weg geweſen, aber jett, da die revo- 
Intionäre Bewegung dazwijchen gefommen ſei und größere Anfprüche mache, 
müffe man der Selbjtbejtimmung des Volkes ihren Lauf laſſen. Der 
Mißerfolg Friedrih Wilhelms ließ deffen Wahl zum Oberhaupt Deutſch— 
lands unmöglich erjcheinen. Dabei lieg man ſich auch durch die Rüdficht 
auf das durch den Sturz Metternichs vermeintlich deutſch gewordene 
Defterreih und auf die in Süddeutjchland vorherrfchende Stimmung ver: 
wirren. So kam e8, daß die Zahl derer, welche dem Gedanken der 
preußifchen Spige treu geblieben waren, bei dem AZufammentritt der 
Nationalverfammlung auf eine Heine Gemeinde zufammengejchmolzen war, 
die vielleicht höchftens 30 Genoſſen in fich faßte. Die Uebrigen glaubten, 
man müfje ſich mit einem Divectorium, oder einem gewählten oder zeit 
weiſe mwechjelnden Reichsvorftand begnügen, wenn man nicht Gefahr laufen 
wolle, daß nicht nur Defterreih, fondern ein großer Theil Süddeutſch— 
lands von dem deutfchen Bundesftaate fern bleibe. Von folhen unklaren 
Gedanken und Erwägungen war wohl die Mehrheit der Verſammlung 
beherriht, und das Gefühl war faft allgemein, die Hauptfragen feien 
jet noch nicht zur Entjcheidung reif, man müſſe Geduld haben, meitere 
Beiprehungen und Ereigniffe - müßten die öffentlihe Meinung abklären. 
Außer diefer Mehrheit waren dann noch Demokraten und Republifaner 
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da, welche ein fürftliches Oberhaupt Deutjchlands überhaupt nicht wollten, 
aber dabei richtig einfahen, daß eine republifanifche Spitze des ganzen 
Deutjchlands erft dann möglich fei, wenn auch in den Einzelftaaten die 
Fürſten bejeitigt fein würden; ferner confervative Particulariften, welche 
die öffentliche Ruhe und Ordnung allein durch Erhaltung der Einzel: 
ftaaten bedingt glaubten; dann Defterreiher und Anhänger Defterreichg, 
beſonders Bayern, welche grundfäglic) gegen preußifche Leitung und ver: 
ftärften Einfluß Norddeutichlands waren, und fich ein einiges Deutichland 
nur unter einem Habsburgijchen Kaifer denken fonnten. Namentlich eifrige 
Katholiken waren diefer letzteren Anficht zugethan und glaubten, nur unter 
dem Regiment des fatholiihen Defterreih wären die Rechte und Frei: 
heiten der Fatholifchen Kirche gefichert. Diefe öfterreichifche Fraktion 
bildete einen großen Beftandtheil der Nationalverfammlung, und ihr 
Mitwirfen war ein wejentliches Hindernig für die Bildung einer großen, 
auf Herftellung eines rein deutjchen Bundesjtaates gerichteten Majorität. 
Ueber die Berhältniffe in Defterreih und Defterreihs zu Deutjchland 
berrichte in der Nationalverfammluug, fowie im deutfchen Publikum viel 
Unmiffenheit und Täufhung, und diefe wurde von manchen Seiten noch) 
abſichtlich genährt. Man wollte nicht fehen, daß die große Majorität 
in Defterreich an der deutjchen Bewegung und den deutfchen Intereſſen 
ſich nicht betheiligen wollte und konnte. Die Slaven, welche doch faktiſch 
die Mehrheit der öfterreidhiichen Bevölkerung bilden, waren gegen den 
Anſchluß am Deutſchland geftimmt, und die Deutjchen, welche durch 
Bildung und Beſitz zwar das Uebergewicht gehabt hätten, waren unter 
dem Regiment Metternich8 fo jehr einer eigenen politiihen Machtſtellung 
enttwöhnt, daß fie auch jett nicht Mittel und Wege finden fonnten, ihre 
Anfprüche geltend zu machen. Das neue Minifterium, das aus Deutjchen 
beftand, nahm ängftliche Rücficht auf die Slaven und Ungarn, und hätte 
eigentlih am Liebften die Xheilnahme am Frankfurter Parlament abge: 
lehnt, aber es verhehlte ſich andererjeit8 nicht, daß das europäifche An- 
jeden Defterreih3 auf feiner Verbindung mit Deutfchland beruhe, und 
fürhtete daher, die Enthaltung vom deutſchen Parlament könnte als Aus— 
tritt aus dem deutfchen Bunde gedeutet werden. Die Regierung ordnete 
daher die Parlamentswahlen an, fügte aber dem betreffenden Erlaß vom 
9. April die Erklärung bei, daß fie fich nicht an die künftigen Parlaments- 
beichlüffe gebunden erachte, fondern fich vorbehalte, der neuen Bundes» 
verfaffung nur dann ihre Zuftimmung zu ertheilen, wenn fie mit ben 
eigenthümlichen Berhältniffen der deutfchen Erbländer, ſowie der’ Geſammt— 
Rlüpfel, Einheitäbeftrebungen. I. 4 
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monarchie im Einklang ftehe. Noch deutlicher ſprach fich das öſterreichiſche 
Minifterium in einer Erflärung vom 21. April aus, worin gejagt war, 
eine unbedingte Unterordnung der zum deutjchen Bunde gehörigen Erb- 
länder unter die Bundesverfammlung ud Bundesgewalt könne nie zu— 
gegeben werden, vielmehr müſſe man ſich im jedem einzelnen Fall die 
Zuftimmung vorbehalten, und Defterreich werde nicht in der Lage fein, 
dem neuen deutfchen Bunde beizutreten, wenn er das Wefen eines Staaten- 
bundes überſchreite. Es war damit deutlich gejagt: Oeſterreich will, 
daß es im Wefentlichen beim Alten bleibe, und wird einem engeren Bundes- 
ftaat oder einem deutſchen Einheitsftaat nicht beitreten. Kehren wir nun 
zur Nationalverfammlung zurück. 

Der Präfident Heinrih v. Gagern trat feinen Vorfig mit einer 
Nede an, in welcher er den vom Vorparlament ausgefprochenen Grundſatz, 
daß der Nationalverfammlung allein dag Recht zuftehe, eine neue Ver— 
faffung für Deutfchland zu jchaffen, anerkannte. Er erflärte, der Beruf 
und die Vollmacht dazu liege in der Souveränität der Nation, und die 
Schwierigkeit, ja die Unmöglichkeit, auf einem anderen Wege eine Ver— 
faffung zu Stande zu bringen, habe diefen Beruf in die Hände des 
Parlaments gelegt. Gagern pollte damit keineswegs die abftracte Volks— 
fouveränität behaupten, fondern nur den Grundſatz aufftellen, daß über 
alfen Einzelftaaten und deren Regierungen das höhere Recht der Nation 
ftehe; aber er ahnte nicht, daß es ihr eben jo unmöglich fein würde, 
al8 den Regierungen, fich über die Verfaffung zu verftändigen. Dies 
Frage über das Recht der Einzelftaaten gegenüber von der National: 
verfammlung kam bald nachher noch weiter zur Spradhe durch einen 
Antrag des Abgeordneten Raveaur von Köln, welcher eine Erklärung 
von Seiten der Nationalverfammlung verlangte, daß man gleichzeitig 
Abgeordneter der deutichen und der preufiichen Volfsvertretung fein könne. 
E3 war nämlid in Preußen, wo man ebenfall$ eine fchleunige Feſtſtellung 
der BVerfaffungsreform verlangte, eine conftituirende Berfammlung auf 
den 22. Mai einberufen worden. Außer dem wirflihen Bedürfnif, die 
Grundlagen des Staates wieder zu befeftigen und den Conflift des König— 
thums mit der Demokratie zu löſen, führte zu diefer Maßregel die Furcht 
vor dem verfündigten Aufgehen Preußens in Deutjchland. Der Fünfziger- 
ausjchuß hatte dagegen proteftirt, und auch in Preußen hatten manche 
Deutſchgeſinnte jehr davor gewarnt, und der Erfolg gab ihnen vecht, 
denn die Wahlen für Frankfurt hatten die beften Männer vorweg ge: 
nommen und Preußen war an tüchtigen Volksvertretern nicht jo reich, 
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daß es auch noch die Berliner Berfammlung gut hätte verforgen können. 
Der Antrag Raveaur's hatte die Abficht, dem Fehler der gleichzeitigen 
Berufung einigermaßen gut zu machen und ein BZufammenwirfen der 
Frankfurter und Berliner Abgeordneten zu ermöglichen. Die Frage wurde 
in febhaften und aufgeregten Verhandlungen vielfach beleuchtet, aber nicht 
beantwortet, da die Debatte fich hauptfählih darum drehte, die Selb- 
kändigfeit der Fraukfurter Verſammlung zu wahren. Diefem Zwed jchien 
ein Vorſchlag des nafjauischen Abgeordneten Wernher am beften zu ent 
ſprechen. Derſelbe beantragte, die Nationalverfammlung folle erklären, 
dak Beſtimmungen einzelner deuticher Verfafjungen, welche mit dem von 
ihr zu gründenden allgemeinen Berfaffungswerf nicht übereinftimmen, nur 
nah Maßgabe des letzteren als gültig zu betrachten feien. Die Ver— 
ſammlung nahm diefen Antrag am 27. Mai faft einftimmig an und jprad) 
damit auf’8 neue den Grundjag der Unterordnung der Einzelftaaten unter 
die Nationalverfammlung und deren Verfaſſungswerk aus. 

Nachdem die Verſammlung ſich conftituirt hatte und einige zufällige 
Verhandlungen über Tagesereigniffe den Gegenſatz der Parteien in aller 
Schärfe hatten hervortreten lafien, erſchien die Beftellung einer provi- 
ſoriſchen Vollziehungsgemwalt als das dringendfte Bedürfniß. Schon im 
Fünfzigerausfhuß war vielfach darüber verhandelt worden, und da auf 
der linken Seite der Berfammlung unverkennbar eine ftarfe Neigung vor: 
banden war, ſich eine Regierungsgewalt anzumaßen und in die Ereigniffe 
beitimmend einzugreifen, jo glaubte aud) die rechte Seite nicht ohne ein 
geſetzliches Organ für die Beforgung der gemeinſamen deutjchen Ange: 
fegenheiten ausfommen zu fünnen. Zwar bejtand noch in der Bundes- 
verjammlung ein derartiges Organ, und Viele, wie 3. B. Mathy, Bafjer- 
mann, Gervinus waren der Meinung*), man follte jene bereits beftehende 
Behörde, welche vermöge ihres Zuſammenhangs mit den Regierungen 
die rechtlich beftehende Vertretung der öffentlichen Gewalt in Deutjchland 
fi, erhalten, bis die neue Verfaſſung eine definitive Centralgewalt ge— 
Ihaffen haben würde. Aber die Bundesverfammlung bejaß eben fein 
Vertrauen mehr, obgleich das alte verhafte Perſonal längft durch Liberale 
Mitglieder erfett worden war, und die Mehrzahl der Nationalverjamm- 
lung glaubte fih mit Einfegung einer neuen Gentralgewalt beeilen zu 
müſſen. 

) Die Deutſche Zeitung brachte in ihrem Blatt vom 31. Mai (Nr. 151) eine 
Denfiägrift über die Erhaltung der Bundesverfammlung und deren Umgeſtaltung zu 
tinem Staatenhaus. 

4* 
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Schon am 3. Juni wurde ein Ausſchuß von 15 Abgeordneten zur 
Prüfung der Vorſchläge niedergefeßt, und am 17. erftattete Dahlmann 
im Namen dieſes Ausſchuſſes oder vielmehr deſſen Mehrheit Bericht. 
Die vorhandenen Anfichten und Anträge, fagte er, laffen fich auf zwei 
verschiedene Syſteme zurücdführen. Das eine gehe vom Grundſatz der 
Bolfsfonveränität aus, jehe die Nationalverfammlung als die einzige 
Quelle der Erecutivgewalt an und verlange die Wahl einer vollziehenden 
Behörde, welche die Beichlüfie der Nationalverfammlung zur Ausführung 
zu bringen habe. Das andere Syſtem wolle die Erecutivgewalt durch 
die Negierungen bejtellt wiffen, und jchlage die Ernennung von einer 
Anzahl Bundesminiftern vor. Da e8 nun aber für dreißig conftitutionelle 
Regierungen äußerſt ſchwierig jet, über die Ernennung einiger wenigen 
conftitutionellen Miniſter fich zu vereinigen, jo jchlage der Ausſchuß einen 
Mittelweg vor, nach welchem Regierungen und Nationalverfammlung ge- 
meinfam drei Bertrauensmänner mit der Führung einer proviforischen 
Gentralgewalt betrauen follen. Der Antrag lautete wie folgt: 

1. Bis zur definitiven Begründung einer Negierungsgewalt für 
Deutjchland foll ein Bundesdirectorium zur Ausübung der oberfter Ge— 
walt in allen gemeinfamen Angelegenheiten der Nation beftellt werden. 
2. Dafjelbe foll aus drei Männern beftehen, welche von den deutſchen 
Negierungen bezeichnet, und nachdem die Nationalverfammlung ihre zu- 
jtinmende Erklärung durch einfache Abjtimmung ohne Discuffion abgegeben 
haben wird, von denfelben ernannt werden. 3. Das Bundesdirectorium 
bat proviſoriſch a) die vollziehende Gewalt zu üben in allen Angelegen- 
heiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deutjchen 
Bundesstaates betreffen; b) die Oberleitung des gefammten Heerweſens 
zu übernehmen und namentlich den Oberfeldherrn" der Bundestruppen zu 
ernennen; c) die völferrechtliche Vertretung auszuüben und zu dieſem 
Zweck Gefandte und Confuln zu ernennen. 4. Ueber Krieg und Frieden 
und über Verträge mit den auswärtigen Mächten befchlieft das Bundes- 
Directorium im Einverftändniß mit der Nationalverfammlung. 5. Die 
Errichtung des Verfaſſungswerkes bleibt von jeiner Wirkfamfeit ausge: 
ſchloſſen. 6. Das Directorium übt feine Gewalt durch Minifter aus, 
die der Nationalverfammlung verantwortlich find. 7. Sie haben das 
Necht, den Berathungen der Nationalverjanmlung beizuwohnen und von 
derjelben jederzeit gehört zu werden; Stimmrecht haben fie jedoch nur, 
wenn fie al3 Mitglieder gewählt find. 8. Sobald das Verfaſſungswerk 
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für Deutfchland vollendet und in Ausführung gebracht ift, hört die Thä- 
tigfeit des Directoriumg und feiner Minifter auf. 

Diefer Vorſchlag machte nicht den Anfpruch, die abjolut richtigfte 
Form der deutichen Centralgewalt, jondern nur das unter den beftehenden 
Berhältniffen Mögliche aufzuftellen. Namentlih der Verzicht auf eine 
monarchiſche Spite beruhte nicht ‘auf vepublifanifchen Neigungen, ſondern 
auf der Erwägung, daß auf diefe Weiſe den Intereſſen der drei Haupt- 
maſſen des deutjchen Bundes am eheſten Rechnung getragen werde. Bei 
den Verhaudlungen darüber, welche am 19. Juni eröffnet wurden, zeigte 
ich bald, daß die Anzahl der Gegner die der Anhänger weit übermog. 
Sleih Anfangs meldeten jich 121 Nedner, deren Zahl nachher auf 189 
ftieg. E3 war Ausfiht auf eine endloje Debatte. Viele Redner brachten 
nur Phrafen vor, oder ergingen ſich in wohlgejegten Reden, in theoreti- 
ihen Betrachtungen über den Vorzug einer monarchiichen oder einer ve 
pubfifanischen Negierungsform, was Alles für die Entjcheidung fein Gewicht 
in die Wagjchale legte. Am wenigften wurde die Frage erörtert, wie 
es denn anzufangen fei, daß die von der Nationlverfammlung gejchaffene 
Eentralgewalt auch mit der Macht ausgeftattet werde, die erforderlich 
fein würde, um die im Beſitz befindlichen Dynaftien, welchen Armeen, 
gefüllte Kaffen und ein reicher Negierungsapparat mit den Bevölferungen 
der Rejidenzftädte zu Gebote ftand, zur Unterwerfung unter die Befehle 
der Reichsregirung und die Beichlüffe der Nationalverfammlung zu zwin- 
gen. Die Republifaner, die auf einen bürgerlichen Präfidenten losjteu- 
erten, gingen von dem Vollbewußtjein der Nationalfouveränität und dem 
naiven Glauben an die Allmacht des Parlaments aus. Die confervative 
Mehrheit des Ausichuffes, welche das Directorium vorgefchlagen hatte, 
wollte den realen Boden nicht verlafjen und dachte ſich deshalb unter 
den Trägern der Centralgewalt Mitglieder der bedeutendften Häufer Deutſch— 
lands, einen öfterveichiichen, preußifchen und bayerjchen Prinzen. Aber 
es erhoben ſich bald gewichtige Bedenken und Zweifel darüber, ob die 
vielen Höfe und Regierungen ſich zu einer einftimmigen Wahl diejes 
Triumvirats würden einigen können. Da jchien die Wahl eines Hauptes 
noch leichter umd mwahrjcheinlicher, und jo gewann jowohl vom vepublifa= 
niſchen als vom confervativen und monardhijchen Standpunkt aus die 
Einheitsidee immer mehr Anhänger. Die Debatten drehten ſich immer 
wieder um die Frage, ob die Nationalverfanmlung allein für ſich die 
Eentralgewalt wählen, oder die Verftändigung mit den Negierungen juchen 
jolle. In letzterem Fall waren unabjehbare Berhandlungen und Ver— 
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fchleppungen zu erwarten. Diefem Schwanfen fuchte der Präfident ein 
Ende zu machen, als er nach jechstägiger Debatte am 24. Yuni das 
Wort ergriff. Nachdem er zuerft über den Umfang der Gewalt geſprochen 
hatte, welche der zu wählenden Erecutivbehörde zu übertragen fei, über- 
rafchte er die Berfammlung durch den Vorſchlag, die Negierungen der 
großen DVerlegenheit zu überheben durch die Wahl einer Perjönlichkeit, 
bei welcher man ficher auf ihre nachträgliche Zuftimmung würde rechnen 
können. Auf die Frage: wer foll die Gentralgewalt jchaffen? gab er die 
Antwort: „ich würde es bedauern, wenn es als Princip gälte, daß Die 
Regierungen in diefer Sache gar nichts follten zu jagen haben, aber vom 
Standpunft der Zweckmäßigkeit aus ift meine Anficht bei weiterer Ueber— 
fegung weſentlich eine andere, als die der Majorität des Ausichufjes. 
Ich thue einen kühnen Griff und ich fage Ihnen, wir müfjen die pro- 
viforische Centralgewalt jelbjt ſchaffen. Darum müfjen wir fie jelbft 
ihaffen, weil fie ftark fein, weil fie Vertrauen einflößen muß. Wir 
müſſen fie aber bejonders darum jelbft jchaffen, weil wir ihrer jchnelf 
bedürfen, und weil wir nicht gewiß find, daß fie dann jchnell geichaffen 
werden wird, wenn wir eine Mitwirkung der Regierungen in Anjpruch 
nehmen wollten. Es ift ein Unterjchied, ob wir die Vollziehungsgewalt 
aus Dreien oder Einem beftehen laffen; würde die Anficht die überwie— 
gende fein, daß fie aus Dreien beftehen ſollte, und wir wollten die Mit- 
wirfung der Regierungen, dann wäre die Schwierigkeit nicht jo groß, 
aber die Majorität der Verfammlung fcheint mehr und mehr zu der An— 
ficht gekommen zu fein, die auch ich theile, daß die künftige Centralgewalt 
Einem Reichsverwejer mit verantwortlichen Miniftern übertragen werden 
müſſe. Ueber diefen Einen könnten ſolche Schwierigkeiten entjtehen, daß 
wir die Negierungen nur einer großen Berlegenheit überheben, wenn wir 
auf ihre nachträglihe Einftimmung rechnen, ihnen die Wahl und den 
Vorſchlag erlaſſen.“ Er führte dann weiter and, „daß wenn man Einen 
zum Träger der Gentralgewalt wählen wolle, diefer Eine ein Hochitehen- 
der, ein Fürſt fein müſſe, und meinte dies Fünnten auch die einräumen, 
die ihn wählen nicht weil, fondern obgleich er ein Fürſt ſei.“ Damit 
deutete Gagern, ohne es jedoch beftimmter auszufprehen, auf den Erz- 
herzog Johann von Defterreich hin. Diefer war nämlich einer von den 
Prinzen, welche man unter der Borausfegung des dreiföpfigen Directoriums 
neben einem preußiichen und bayriichen Fürften im Auge gehabt hatte. 
Auf ihn hatte der preußifche Abgeordnete G. v. Binde in einer am 
21. Juni gehaltenen Rede hingedeutet, in welcher er ſich für die einheit- 
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liche Leitung ausſprach und hinzufügte: „nach dem, was ich von den 
Geſinnungen des Königs und ſeiner conſtitutionellen Miniſter erwarte, 
glaube ich, daß ſie durchaus nichts dagegen einwenden würden, wenn ein 
anderer deutſcher Fürſt, namentlich aus dem erhabenen Hauſe, das Jahr— 
hunderte laug an der Spitze des deutſchen Reiches geſtanden hat, hierzu 
auserſehen würde.“ 

Die Rede Gagerns, des allverehrten Präſidenten, machte großen 
Eindruck, aber überraſchte ſehr, denn man hatte erwartet, er würde, wie 
er wenige Tage zuvor im Klub gethan, für ein dreiheitliches Directorium 
und für die Ernennung durch die Regierungen fprechen. Gegen die Anjicht 
jeiner Parteigenoffen jchlug die gemwichtige Stimme des Präfidenten durch, 
die Wahl des einen Reichsverweſers und zwar des Erzherzogs Johann 
war damit entjchieden. Zwar erfolgte die entfcheidende Abftunmmmng nicht 
jogleih. Unmittelbar nach Gagerns begeifterter Rede ſprach Dahlınann 
jehr nüchtern und verftändig über die vorliegende Frage, ignorirte Ga— 
gerns Vorſchlag beinahe, empfahl um der Zufunft nicht vorzugreifen ein 
dreiföpfiges Directorium, und ſprach fi im engeren Kreife ſehr ſcharf 
gegen den kühuen Griff Gagerns aus, den er unverholen als einen großen 
Mißgriff bezeichnete. Aber es half nichts, Gagerns Rede hatte bereits 
die Mehrheit der Berfammlung erobert, und obgleich Dahlmann, ſowie 
andere Genofjen feiner Bartei wie Beckerath, Beſeler, Dunder, Gervinus, 
die Bedenken gegen Gagerns Vorſchlag unermüdlich zum Ausdrud brachten, 
jo wurde do am 29. Juni Erzherzog Johann dv. Oefterreich mit 436 
Stimmen gegen 110 zum unverantwortlichen Reichsverweſer gewählt, 
nachdem Tags zuvor das Gejeß über die proviforifche Centralgewalt, 
welches einem von der Berfammlung zu wählenden Oberhaupt die voll: 
jiehende Gewalt in allen alfgemein deutjchen Angelegenheiten übertrug, 
mit 450 Stimmen gegen 100 angenommen worden war. Bon den 110 
Stimmen, welche nicht auf den Erzherzog fielen, waren 52 9. v. Gagern, 
32 A. v. Itzſtein gegeben worden. 

Nach den Erfahrungen der Folgezeit müffen wir den damaligen Gegnern 
des Bräfidenten vollfommen beiftimmen und feinen kühnen Griff, mit welchem 
er die Berfammlung überrnmpelte, für einen ſehr beflagensmwerthen Mißgriff 
erklären. Wir müfjen freilich in der Kritit noch weiter gehen und überhaupt 
die Einfegung der proviforifchen Gentralgewalt als einen, freilich aus den 
damaligen Verlegenheiten fich ergebenden, politiichen Fehler bezeichnen. 
Das Bedürfniß eine einigende Gewalt zu haben hätte vielmehr zur 
beihlennigten Erledigung einer Verfaſſung drängen follen. Vorläufig 
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hätte der alte Bundestag im Verein mit den beftehenden Regierungen 
genügen fünnen. Dagegen galt es, das Eifen zu ſchmieden fo lang es 
warın war, und den Augenblid‘, in welchem die Nationalverfammlung noch 
die größte Macht in Deutjchland war, zur Herftellung einer Verfafjung 
zu benützen, welche die deutfchen Staaten zu einer engeren Einheit zufammen- 
ichlöffe. Jet waren die Regierungen noch bereit eine Macht anzuerkennen, 
welche Ruhe und Ordnung verbürgte und die Wünſche der Nation be- 
friedigte. Defterreich, mit innerer Verwirrung ringend, von Italien und 
Ungarn bedroht, war damals nicht im der Lage, wirkſame Einjprache 
gegen die Bildung eines engeren deutjchen Bundes zu erheben, und 
hätte fich die vollendete Thatjache gefallen laffen müſſen. Aber das Pro— 
viforium ſchob die Entjcheidung hinaus. Und die Wahl eines öfterrei- 
chiſchen Erzherzogs war eine Bejtärfung der öftereichifchen Anſprüche und 
Hoffnungen, und wurde al3 Abjchlagszahlung, als DVerjprechen für die 
Zukunft angefehen. Aber abgefehen von dem principiellen Zugeftändniß, 
das in der Wahl eines habsburgiſchen Prinzen lag, war dieſer Prinz 
gar nicht geeignet, mit dem Beruf einer Neugeftaltung Deutſchlands be- 
traut zu werden. Er war ein gemüthlicher alter Herr von 66 Jahren, 
der feine Popularität dem Umſtand verdanfte, daß er einft in den Kriegen 
gegen Napoleon ein großes Heer befehligt, auch bei dem Ziroler Aufftand 
des Jahres 1809 mitgewirkt hatte, nad) den Friedensichlüffen von 1814 
und 1815 aber von dem Wiener Hofe und aller Betheiligung am Regi- 
ment fern gehalten wurde. Er hatte fid) ganz ins Privatleben zurüd- 
gezogen, eine nicht ebenbürtige Heirath mit der hübſchen jugendfrifchen 
Tochter eines fteyerijchen Poſthalters gejchloffen, und widmete fid) auf 
einem ländlichen Gut in Steiermark der Landwirthichaft und der Jagd. 
Er genoß als einfacher biederer Herr in feiner Umgebung einer großen 
Popularität. Im Jahre 1842 wurde er von König Friedrich Wilhelm IV. 
zu den Manövern des 7. und 8. Corps bei Düffeldorf eingeladen und 
joll bei einem feftlihen Mahl im königlichen Schlofje zu Brühl einen 
Zoajt auf dag einige Deutjchland ausgebraht haben: „Kein Preußen, 
fein Defterreich, ein großes einige8 Deutjchland, jo feft und frei wie 
jeine Berge!” find die Worte, die ihm in den Mund gelegt wurden und 
damals die Runde durch Deutſchland machten. Später wurde behauptet, 
der ganze Toaſt jei eine Erfindung, und wenn der Erzherzog auch ein— 
mal etwas dergleichen ausgejprochen habe, fo fei erft durch die verjchö- 
nernde Ueberlieferung der Toaſt formulirt worden. Damals aber wurde 
er ald Thatfache angenommen, und alle die nationalen Erwartungen, die 
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man von dem neugewählten Reichsverweſer hegte, fnüpften ſich an dieſes 
geflügelte Wort. In der That war er aber nicht befähigt, eine weit- 
tragende politifche Wirkjamkeit auszuüben. Schon in feiner Jugend war 
feine politiſche und militärifche Bedeutung überfchägt worden, er entbehrte 
durhaus einer ſtaatsmänniſchen Bildung und Uebung, die nationale Ydee 
lag ihm ferne, und wenn er auch fein Freund von dem Metternich’fchen 
Regiment war, jo war er doch in habsburgifchen Anfchauungen aufge: 
wachjen und vor Allem Defterreicher. Auch darin täufchten ſich diejenigen, 
die ihn anf den Schild hoben, daß fie vorausfegten, er werde als öfter: 
reihiicher Prinz eine bejondere Autorität haben. Er war ein durchaus 
unmächtiger, einflußlojer Privatmann, und fein Wort hatte nicht einmal 
in Oeſterreich eine bejondere Geltung. Eine ſolche nüchterne Auffaffung 
der Wahl fand aber damals fein Gehör; man war begeijtert von dem 
Gedanfen, wieder einmal ein gewähltes Oberhaupt des Neiches zu haben, 
und auch diejenigen, welche nicht jo überzeugt waren, daß die Wahl eine 
glüfliche fei, waren froh, daß man nad) langen parlamentarischen Kämpfen 
endlich zu einem Ergebniß gekommen jei, und entſchloſſen fich, das Beſte 
zu hoffen. 

Nachdem die Wahl vollzogen war, wurde alsbald eine Deputation 
der Nationalverfammlung nad) Wien gejandt, wo der Erzherzog als 
Stelivertreter de3 vor der revolutionären Bewegung nad Insbruck ge- 
flohenen Kaifers weilte. Sie traf am 4. Juli in Wien ein und fand 
den Fürſten, dejjen Weigerung Manche gefürchtet hatten, alsbald bereit, 
die Wahl anzunehmen. Ob er fich der Größe der Aufgabe, der Schwierig: 
feit ihrer Durchführung bewußt war, ob er fich über das Verhältniß 
zwiſchen dem neuen deutjchen Weich und der öjterreichiihen Monarchie 
feine Gedanfen machte, ob er feine Plane hatte, wie er zu Gunften 
Defterreihs feine Stellung benügen wolle, wiffen wir nicht, nur das 
fönnen wir hier andeuten, daß die Wahl des Erzherzogs Johann dazu 
gedient hat, den jtörenden Einwirkungen Oeſterreichs auf die Widergeburt 
Deutichlands die Wege zu bahnen. Obgleich der Erzherzog damals in 
Wien unentbehrlich jchien, jo zögerte er doch nicht, fein neues Amt an- 
zutreten. Nach wenigen Tagen begab er ſich auf die Reife und fam am 
11. Juli Abends 6 Uhr in Frankfurt an, von Kanonendonner, Gloden- 
geläute und Yebehocdhrufen empfangen. Am folgenden Tage wurde er 
nach der feſtlich geſchmückten Paulgfirche abgeholt und von dem Präſi— 
denten der Nationalverfammlung mit einer Anrede begrüßt, die er mit 
kurzen Worten ermwiderte. Hierauf las der Präfident das Geje über 
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die Einführung einer proviſoriſchen Gentralgewalt vor und der Reichs— 
verwefer erklärte, diefes Gejet halten und halten laffen zu wollen zum 
Ruhme und zur Wohlfahrt des Vaterlandes. Bon der Paulskirche hinweg 
begab ſich der Neichsverwejer in den Thurn und Taris’schen Palaft, 
um die Auflöfung des Bundestags, ‚die von der Nationalverjammlung 
mit 510 gegen 35 Stimmen bejchloffen worden war, auszuſprechen uud 
eine Adrejje der Bundesverfammlung entgegenzunehmen, worin fie erklärte, 
daß fie Namens der deutjchen Regierungen die Ausübung ihrer verfaſſungs— 
mäßigen Befugnijfe und Verpflichtungen auf die proviforifche Central- 
gewalt übertrage, diefelbe in die Hände des deutſchen Reichsverweſers 
lege und ihre eigene Thätgfeit für beendigt anfehe. Der Reichsverweſer 
erwiderte hierauf: er übernehme die verfafjungsmäßigen Befugnifje und 
Verpflichtungen mit dem Vertrauen auf die thätige Mitwirkung der Re— 
gierungen. So war nun alſo der Reichsverweſer an die Stelle der 
Bundesverfammlung getreten, nur mit dem Unterfchied, daß er nicht von 
den ynftructionen der Regierungen abhängig war. Er war damit jelb- 
ftändiger geftellt, aber er entbehrte aud, den engeren Zufammenhang mit 
der realen Staatsgewalt der Einzelftaaten. 

Zur Bervollftändigung der Gentralgewalt gehörte auch die Bildung 
eines Minifteriums, und man beeilte ſich alsbald, ein ſolches zu fchaffen. 
Der erfte Minifter, welchen der Reichsverweſer ernannte, war fein Lands— 
mann, der bisherige öfterreichifche Bundestagsgejandte Schmerling, ein 
kluger, gewandter Dann, der aber durch den Ausdrud feiner Perfönlichkeit 
gerade fein Vertrauen einflößte, und durch beißenden Spott und Ber: 
höhnung politifcher Gegner vielen feiner Collegen in der Nationalver- 
ſammlung verhaßt geworden war. Er erhielt das Minifterium des Innern 
und vorläufig auc das des Aeußeren. Der zweite war der Hamburger 
Advofat Heckſcher, ein Mitglied der Deputation, welche den Erzherzog 
in Wien abgeholt hatte; er hatte fi) durch gewandte Reden in der 
Nationalverfammlung bemerflich gemacht, und befonders in der jchleswig- 
holſteiniſchen Sache hervorgethan, ermangelte aber einer höheren politifchen 
Auffaffung. Ihm wurde zuerft die Yuftiz, fpäter die auswärtigen Ans 
gelegenheiten zugetheilt. Für die Leitung des Kriegswejend wurde ein 
gebildeter und gelehrter preußifcher General, Peuder, berufen. Erjt im 
Monat Auguft wurden die übrigen Minifterien befegt. Das Yinanz- 
wejen wurde, nachdem anfänglich der Badenſer K. Mathy dafür beftimmt 
war, dem rheinpreußiſchen Fabrikanten Beckerath übertragen, der bei dem 
König von Preußen beliebt war und durch feine verjühnliche Milde und 


_ 





Ernennung ber Reichsminifter. 59 


diebenswürdigkeit ein einflußreiches Mitglied des Parlaments wurde. Das 
Departement des Handels übernahm der Bremer Senator Dudwiz, ein 
trefflicher Bachmann; die Juftiz an Heckſcher's Stelle der Heidelberger Pro- 
feſſor Rob. v. Mohl, der fich unter den vielen Gelehrten des Parlaments 
durch Geichäftsgewandtheit vortheilhaft auszeichnete. Außer Peuder und 
Ducdwiz waren alle Minifter Mitglieder der Nationalverfammlung, und 
um deren Mehrheit noch weiter zur Vertretung zu bringen, wurden den 
Miniftern Unterftaatsjecretäre beigegeben, unter denen Bafjermann für 
das Innere und Mathy für die Finanzen bejonders hervorragten. Eigent— 
li hätte es noch feine Eile mit der Beſetzung der Minifterien gehabt, 
denn e3 fehlte noch gar zu fehr an dem Material für ihre Thätigfeit; 
der Kriegsminifter hatte fein Heer, der Finanzminiſter feine Einfommens- 
quellen, und alle anderen hatten feine wirkliche Regierungsgewalt. 


Viertes Kapitel. 


Die Nationalverfammlung von Einſetzung der probiforischen 
Gentralgewalt bis zur Saiferwahl. 


Mit der Errichtung der proviforifchen Centralgewalt glaubte man 
den Grundftein zur ftaatlihen Einigung Deutſchlands gelegt zu haben. 
Aber bald zeigte ſich, daß eine fejte Unterlage fehle, die im Stande wäre, 
den Grumdftein zu tragen. Die Regierungen, wenn auch erfchüttert, hatten 
doch die wirkliche Macht noch in Händen. Entweder mußte das Bolf 
die beftehenden Negierungsgewalten ftürzen, die Fürften verjagen und eine 
ganz neue demofratiiche Staatsgewalt fchaffen, oder mußte die National- 
verjammlung mit dem beftehenden Negierungen ſich verjtändigen, um mit 
ihrer Hilfe die einheitliche Reform durchzuführen. Die ftärfjte ftaatliche 
Macht in Deutſchland war offenbar Preußen, im Beſitz eines Heeres, 
gut geordneter Finanzen, eines disciplinirten Berwaltungsapparates, einer 
fejt gegründeten monarchiſchen Autorität. Seit Jahrzehnten hatten die 
erleuchtetjten Waterlandsfreunde im Anſchluß an Preußen den einzigen 
möglihen Weg zur nationalen Einigung erfannt; der König von Preußen 
hatte jich zur Führung erboten, und mehrere Fürften hatten fich bei Be- 
ginn der Bewegung bereit erflärt, die Leitung der deutſchen Angelegen- 
beiten Preußen zu übertragen. Nach diefen Vorgängen war es offenbar 
ein Rückſchritt, daß die Nationalverjammlung die proviforiiche Central- 
gewalt einem öſterreichiſchen Prinzen übertrug, der durch feinerlei Yeiftung 
für die deutjche Einheit oder für die Verföhnung des Dualismus der 
beiden deutſchen Großmächte Anfprud auf eine ſolche Vertrauensſtellung 
erworben hatte. Nachdem aber einmal der Verfuch gemacht worden war, 
auf diefem Wege die Gründung eines deutfchen Staates anzubahnen, 
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wäre es die Aufgabe des Reichsverweſers gewejen, entweder die Groß: 
macht, welcher er durch Familienbeziehungen angehörte, zu beftimmen, 
der Aufrichtung des neuen Reiches ihre militärischen und diplomatischen 
Mittel zur Verfügung zu ftellen, oder wenn Defterreich bei feiner der- 
maligen Lage dazu nicht im Stande war, bei Preußen die Unterftügung 
zu juchen, welche unentbehrlich war, weun die neue Gentralgewalt nicht 
auf Sand gebaut werden follte. Das Wichtige wäre gewejen, wenn der 
Reichsverweſer, anftatt fih in die Jllufion des Beſitzes ſouveräner Ge: 
walt einzuwiegen, die preußifche Negierung gebeten hätte, die militärijche 
und diplomatische Leitung der deutichen Angelegenheiten zu übernehmen. 
Statt deſſen begnügte er ſich damit, ein eigenes Minifterium zu bilden 
und Berwaltungsbeamte zu ernennen, denen ext ein Arbeitsfeld gejchaffen 
werden ſollte. Man machte wohl einen Verſuch, preußifche Kräfte heran: 
zuziehen, indem man einen preußischen Offizier zum Kriegsminifter, einer 
preußifchen Fabrifanten zum Finanzminifter berief, und einen preußifchen 
Diplomaten für die auswärtigen Angelegenheiten ſuchte. Aber jolche 
Verwendung von einzelnen Perfönlichfeiten Konnte nicht die Autorität des 
preußijchen Staates in den Dienft der Gentralgewalt ziehen. Die preu- 
Bische Regierung felbft bot die Hand zu einer Annäherung, indem fie 
bald nad) der Wahl des Neichsverweierd den Vorſchlag machte, um 
eine Brüde zwiſchen den Einzelregierungen und der Centralgewalt zu 
ihlagen, follten die bei letzterer beglaubigten Bevollmächtigten der Staaten 
zu einem Collegium vereinigt werden und al8 Rath dem Reichsverweſer 
zur Seite ftehen. Defterreich und Preußen jollten je 3 Stimmen, Bayern, 
Sachſen und die herzoglich fächfifchen Länder, Wirtemberg und Baden, 
Hannover mit den norddeutichen Bundesftaaten, die beiden Heſſen mit 
Keineren mitteldeutjchen jollten je eine Stimme führen, jo daß im Ganzen 
13 Stimmen den Rath bildeten. Die größeren Staaten gingen darauf 
ein, aber Heffen- Darmftadt und einige hervorragende Mitglieder des 
Parlaments wollten von diefem Vorſchlag nichts wifjen, und jo fam er 
nicht zur Ausführung. *) Unter diefen Umftänden war es ganz natürlich, 
daß die neue Gentralgewalt und die Nationalverfammlung, aus der fie 
hervorgegangen war, in Berlin mit Mißtrauen und Eiferfucht angejehen 
wurde. Es war nicht blos eine dynaftiihe Empfindlichkeit, jondern eine 
Verlegung des Staatsbewußtſeins. Der König, die Birreaufratie, das 


*) Siehe David Hanfemann: Das preußifche und deutſche Verfaſſungswerk. 
Berlin 1850. ©. 125 u. ff. 
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Heer hatten in diefer Beziehung ein Gefühl, das fid) dagegen fträubte, 
von Frankfurt aus regiert zu werden.*) Nationalgefinnte Staatsmänner 
auf beiden Seiten waren bemüht, zu vermitteln und zu verjühnen, aber 
der Mifgriff war einmal gemacht und die Majoriät in Frankfurt ver: 
ſchloß ji der Einſicht, daß die Gentralgewalt aus eigener Madhtvoll- 
fommenheit und im Gegenfag gegen die Einzelftaaten nicht bejtehen könne. 

Der Eonflift zwijchen der Centralgewalt und den Einzelvegierungen 
fam bejonders zum Ausdrud, als das NeichSminifterium eine Verfügung 
traf, wonach das gefammte Heer des deutſchen Reiches am 6. Auguft 
dem Reichsverweſer huldigen follte. Das Bewußtjein des ganzen preu— 
ßiſchen Heeres empörte ſich gegen dieje Zumuthung, und eine Schrift 
des preußischen General3 von Griesheim: „Die deutiche Gentralgewalt 
und die preußifche Armee” ſprach diefe Anfchauung in ſehr jchroffer Weiſe 
aus. ES ftand fo, daß die preußiiche Negierung, wenn fie auch geneigt 
geweſen wäre, um des guten Vernehmens willen die Anordnung des 
Neichskriegsminifters auszuführen, dies wegen der Stimmung der Armee 
nicht thun konnte. “Die Huldigung unterblieb, und es fanden nur feit- 
liche Demonftrationen ftatt. Auch Bayern und Hannover fügten fid) der 
Anordnung nit. Nur Sachſen, Wirtemberg, Baden und die Heineren 
Staaten ließen die Huldigung gejchehen, die fih dann an vielen Orten 
zu einer Kundgebung der demofratiichen Partei geftaltete. Dagegen wurde 
bald nachher von preußischer Eeite eine Gelegenheit zu freundlicher Ans 
näbherung ergriffen. Auf den 15. Auguft war zur eier des großartig 
vorgefchrittenen Dombaues in Köln ein Feſt veranftaltet. Dazu lud 
nicht nur der Kölner Dombauverein die Mitglieder der Nationalver- 
fammlung ein, fondern der König ließ an den Reichsverweſer, an den 
Präfidenten der Nationalverfammlung und an 25 Abgeordnete noch eine 
befondere Einladung zum Feitmahl ergehen. Die Geladenen fanden fich 
ein, und der Reichsverweſer, der noch vor dem König von Preußen den 
14. Auguft Mittags in Köln eintraf, ging dem Ankommenden zum Lan— 
dungsplaß entgegen, und zwar in preußifcher Generalsuniform, und der 
gegenfeitige Empfang der beiden Fürften war fo herzlich, daß die Zu— 
fchauer feine Spannung ahnen konnten. Auch den Präfidenten der National» 
verfammlung empfing der König von Preußen ungemein freundfih, und 


*) Weber diefe Spannung zwiſchen Berlin und Frankfurt gibt uns Bunfen in 
feinen Aufzeichnungen interefjante Nachrichten. S. Bunfen aus feinen Briefen und 
eigenen Erinnerungen gefhildert vom feiner Wittwe. Bd. II. ©. 453 u. ff. 
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nachdem er die Abgeordneten fich hatte einzeln vorftelfen laſſen, -vichtete 
er eine allgemeine Anſprache an fie, worin er feine Eympathie für das 
Werf der deutjchen Einigung ausſprach. „Mit vollem Herzen," ſagte er, 
„münjche ich Ihrer wichtigen Aufgabe ein jegensreiches Gedeihen. Seien 
Sie iiberzeugt, daß ich nie vergefien werde, welch ein großes Werf Sie 
zu gründen berufen find, wie ich auch überzeugt bin, daß Sie nie ver: 
geffen werden, daß es in Deutjchland Fürften gibt, und daß ich deren 
einer bin.“*) Auch bei dem Feſtmahl im Gürzenich brachte der König 
einen begeifterten Zoaft auf die Abgeordneten der Nationalverfanunlung 
als die Baumeifter am großen Werk der deutjchen Einheit aus. Das 
Dombaufeft wirkte unftreitig verjöhnend; doch erregte die Mahnung des 
Königs an die fürftlichen Rechte und Anfprüche bei Manchen auch wieder 
Verjtimmung, als ein Zeichen, daß der König nicht gefonnen fei, auf 
jeine preußiſchen und dynaftiichen Anfprüche zu Gunften der deutjchen 
Einheit zu verzichten. AndererjeitS verübelten Manche dem Reichsver— 
wefer, daß er durch das Anlegen der preußifchen Generalauniform Preußen 
eine Huldigung dargebradht habe, und meinten, dies fei doch eine Artigfeit, 
die dafjelbe durch Verweigerung der militäriichen Huldigung am 6. Auguft 
nicht verdient habe. Das Dombaufeft gab auch Gelegenheit zu preußiichen 
Demonftrationen. Die Reife des Königs nah Köln war ein wahrer 
Zriumphzug; auf allen Bahnhöfen unterwegs war das Volk zufammen- 
geftrömt, um den König zu begrüßen, Pinienmilitär, Landwehr, Geiftliche, . 
Lehrer waren angetreten, Fahnen wehten und zwar überwiegend mehr in 
preußiſchen als in deutſchen Farben. Man konnte fehen, daß die An- 
bänglichfeit an das preußiſche Königthum auch in der ARheinprovinz feſt— 
gewurzelt war. Daß dem König feine Verſicherungen ernft waren, daß 
er mit wahrem Herzensantheil die Neugeftaltung Deutfchlands winfchte, 
dürfen wir in feiner Weife bezweifeln, und auch ein Theil feiner Staats: 
männer hätte gern die Hand dazu geboten; aber das vertrauensvolle 
Entgegentonmmen, welches er nod immer von der Nationalverfammlung 
hoffen und erwarten mochte, blieb aus. Bei dem gefteigerten Mlachtge- 
fühl der Nation war es jelbft den am meiften preußenfreundlich gefinnten 
Mitgliedern des Parlaments moralifh unmöglih, auf Anerkennung der 
preußiichen Auffaffung hinzuwirken. Durch die ängftliche Eiferfucht, wo— 
mit die Nationalverfammlung ihre Selbftändigfeit bewachte, wurden die 
widerjtrebenden Elemente in der Umgebung des Königs ungemein geftärft, 





*) Kölnifche Zeitung vom 17. und 18. und Deutfche Zeitung vom 19. Augnft. 
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und konnten mit Recht darauf hinweiſen, daß die Frankfurter Anfprüche 
nie zu befriedigen fein würden. 

Geradezu feindfelig und refpectSwidrig gegen die Centralgewalt zeigte 
fich die hannoverifche Regierung. _ Sie erklärte am 7. Juli ihrer Stände: 
verjamminng, „fie habe zwar im Vertrauen auf die Perfönlichfeit des 
Erzherzogs Johann fich entjchloffen, Bedenken, welche die Form und der 
Inhalt des Beichluffes über die demfelben zum übertragende Gewalt zu 
erregen wohl geeignet geweſen wären, jett nicht geltend zu machen; alfein 
der Zuftand Deutjchlands laſſe die Herftellung einer folchen Centralregie— 
rung nicht zu. Der König werde einer Verfaſſung feine Zuftimmung 
nicht geben, welche der Seldftändigfeit der Staaten Deutjchlands nicht die 
nöthige Geltung fichere." Die Kunde von diefem Erlaß brachte die 
Nationalverfammlung in große Aufregung, und derfelbe wurde im der 
Sitzung vom 14. Juli in ſehr lebhafter Verhandlung beſprochen. Es 
fiel manches drohende, trogige Wort, der Abgeordnete Wefendonf nannte 
den König von Hannover einen Rebellen, der abgeſetzt und deſſen Land 
zum Beften des Reiches eingezogen werden müfje; der Abgeordnete Wy— 
denbrugt, Sachſen-Weimariſcher Minifter, beantragte in heftiger, mit 
großem Beifall aufgenommener Nede, daß die Nationalverfammlung die 
unummundene Anerkennung der Gentralgewalt von der hannoverifchen Re— 
gierung fordern müſſe, was denn auch befchloffen wurde. Aber der Wider- 
ftand Hannovers ging nicht bloß von deſſen König Ernſt Auguft, jondern 
auch von feinem Märzininifter, dem gefeierten Oppofitionsmann Karl 
Stüve aus, und hatte in der conjervativen Selbftgenügjamfeit eines tüch— 
tigen Volksſtammes einen Hinterhalt. Einige Wochen fpäter wurde zwar 
von dem hannoverifchen Gejandten v. Bothmer die verlangte Anerkennung 
der Gentralgewalt ausgefprochen, aber man erfuhr fpäter, daß der Ge- 
fandte dies auf eigene Verantwortung gethan hatte, und es war ſchon eine 
große Nachgiebigfeit, daß er nicht desavouirt wurde. 

Unter diefen Verhältniffen durfte fi die Nationalverfammlung nit 
zu jehr beeilen, die vorläufige Centralgewalt in eine definitive zu ver: 
waudeln. So mwünfchenswerth auch der Abſchſchluß des Verfaſſungswerks 
gewejen wäre, fo wurden von allen Parteien Gründe des Abwartens 
geltend gemacht. Die der Majorität fennen wir, fie fühlte ſich nicht 
ftarf genug, weil fie ſich über die Hauptfachen nicht Mar war. Die repu- 
blicanijche Partei, die auf den ſchließlichen Sieg ihrer Sache hoffte, fühlte 
do, daß fie in der Nationalverfammlung nicht zahlreich genug vertreten 
fei, um ihre Wünfche durchzufegen und mit Umgehung der Fürften eine aus 
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dem Parlament hervorgegangene Behörde am die Spite von Deutfchland 
zu bringen. Sie hoffte, daß es der Wühlerei ihrer Gefinnungsgenofien 
in den einzelnen Ländern gelingen werde, das Anſehen der Negierungen 
mehr zu untergraben, jie rechnete darauf, daß die Revolution in Baden, 
Birtemberg, Sachſen und in den kleinen Herrichaften Mitteldeutichlands ent: 
ſchiedene Erfolge erringen und wenigjtens Theile des übrigen Deutſchlands 
mit fortreigen werde. Auch die Defterreicher und die öfterreichiich ge: 
ſinnten Mitglieder der Nationalverſammlung, die jich eine Einheit Deutſch— 
lands nur mit dem Kaifer von Defterreid an der Spite denken konnten, 
mollten die Erftarfung Dejterreihs, die Verſöhnung der einander be- 
fümpfenden Nationalitäten, die Beendigung des ungarischen und böhmischen 
Aufftandes, und des italienischen Strieges erwarten. Aber die National: 
verjammlung fonnte indefjen doc nicht unthätig fein, da man die Noth: 
wendigfeit einfah, dem mit Ungeduld auf Thaten harrenden Volke etwas 
zu bieten. So famen die Führer aller Parteien in dem Gedanken überein, 
gewiſſe Grundjäge der politifchen Freiheit, die unter jeder Verfaſſungsform, 
unter jeder Führung anerfamıt fein müßten, feftzuftellen. Wan nahm 
aus dem Ganzen des BVerfaflungsentwurfs, welchen der dafür niederge- 
ſetzte Ausſchuß bearbeitet hatte, einen Abjchnitt heraus: die fogenannten 
Grundrechte des deutſchen Volkes. Echon beim Beginn der Berathungen 
hatte der Berfaffungsausfhuß auch für die Bearbeitung der Volfsrechte 
eine Commiffion beftellt, und diefe, aus drei Mitgliedern: Dahlmann, 
Rob. Mohl und Mühlefeld bejtehend, hatte am 1. Juni einen aus 19 
Artikeln bejtehenden Entwurf vorgelegt, welcher, ohne zu fehr in Detail: 
fragen einzugehen, die wefentlichjten Nechte bürgerlicher und politischer 
Freiheit furz und gedrängt zufammenfaßte, und die Aufgabe in ganz frei— 
finnigem Geifte löste. Aber dies war vielen nicht genügend, die Einen 
wollten eine populärere Faflung, die Andern ausdrückliche Abwehr gegen 
etwaige Reaftionsverjuche der Einzeljtaaten, genauere Beftimmungen über 
Kirche und Schule. Es ward beichloffen, die fnappe Form mit einer 
ausführlicheren zu vertaufchen. Am 5. Juli wurde der neue, weitichichtig 
gerathene, mit allerlei Zufägen und Aenderungsvorschlägen ausgeftattete 
Entwurf der Grundrechte zur Berathung vorgelegt, mit einem ausführli- 
hen Beriht über die Gründe, warum man jest gerade dieſen Abjchnitt 
vornehme. Einmal, hieß es, wolle man ausfprechen, wo die deutjche 
Bolfsbewegung ihre Grenze finden folle, und zweitens wolle man, da 
man fich erſt fennen lernen müſſe und die anseinander gehenden Anfichten 
fih erjt ausgleichen müffen, vorerft ein neutrales Gebiet auswählen. Daß 
Klüpfel, Einheitäbeftrebungen. I. 5 
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aber auch die Grundrechte kein neutrales Gebiet ſeien, erwies ſich bald 
in den heftigſten und langwierigſten Debatten, die ſich über einzelne 
Punkte entſpannen, in denen fich deutſche Gründlichkeit, Luſt an theore— 
tiſchen Ausführungen, parlamentariſche Schwatzhaftigkeit und demokratiſche 
Vorliebe für radikale Phraſen breit machten. Die Verhandlungen zogen 
ſich, freilich durch mehrere Zwiſchenfälle unterbrochen, bis zum Ende des 
Jahres hinaus, und man verlor eine koſtbare Zeit, während welcher das 
Anſehen des Parlaments immer mehr ſank, ſo daß es zur Durchführung 
ſeiner Aufgabe unfähig wurde. 

Der bedeutendſte Zwiſchenfall war der Waffenſtillſtand, den Preußen 
zugleich auch im Namen des deutſchen Reichs mit Dänemark am 26. 
Auguſt zu Malmö abſchloß. Wir haben oben geſehen, daß ſchon im 
April ein preußiiches Heer in Schleswig eingerüdt war, um deſſen Rechte 
gegenüber von Dänemark zu fchügen und feine Aufnahme in ‚den deut⸗ 
chen Bund zu bewirken. Die Preußen bejegten in Verbindung mit 
deutſchen Bundestruppen nicht nur Schleswig, jondern drangen auch 
im Mai bis Jütland vor, aber fanden ſich durch die Drohungen Ruß— 
lands genöthigt, von weiterem Bordringen abzuftehen und auf Waffen- 
ftillftandsverhandlungen einzugehen. Dieſe wurden unter ſchwediſcher Ver— 
mittlung zu Malmö in Schweden geführt, und am 2. Juli wurden dort 
Präliminarien eines Waffenftillftandes zum Abſchluß gebracht, welche von 
der unberechtigten VBorausjegung ausgingen, daß die jchleswig-hoffteinifche 
Bewegung eine umnbefugte Rebellion und bereit im Wefentlichen unter: 
drückt ſei. Nach der gejchloffenen Uebereinkunft jollte eine neue Regie— 
rung für die Herzogthümer eingejegt und aus fünf Mitgliedern gebildet 
werden, von weldyen zwei der König von Dänemark und zwei Preußen 
für Holftein und dieje vier einen fünften VBorfigenden zu wählen hätten. 
Schon dadurch war die formelle Trennung der beiden Herzogthiimer aner: 
fannt, aber überdieß wurde noch bejtimmt, daß die fchleswig-holjteinijche 
Armee in eine ſchleswigiſche und holſteiniſche getrennt, diefe auf den Friedens: 
fuß reducirt, jene aber bis auf die Cadres aufgelöst werden follte Als 
die Kunde von diefem Vertrag an die proviforiiche jchleswig - hoffteinijche 
Negierung gelangte, entjtand dort große Entrüftung, und e8 wurde jogleich 
beichlojjen, bei der preufifchen Regierung und der Gentralgewalt in Frankfurt 
Schritte zu thun, um den Abſchluß auf Grund folder Präliminarien zu 
verhindern. Am 9. Juni hatte die Nationalverfammlung erflärt, daß 
die ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit eine Sache der ganzen Nation 
jei und daß fie energiſche Mafregeln verlange, um den Krieg zu Ende 
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zu führen und einen für Deutjchland ehrenvollen Frieden mit Dänemarf 
zu erlangen. Auf die Anzeige von den Präliminarien kam die Sache 
am 31. Juli in der Nationalverfammlung nochmals zur Verhandlung, 
und das ReichSminifterium veriprach, alle Mittel zu einer energifchen 
und erfolgreichen Fortiegung des Krieges in Anwendung bringen zu wollen; 
auch wurde geltend gemacht, daß es nicht Sache Preußens allein fei, in 
diefer Angelegenheit abzufchliegen, fondern daß die deutjche Gentralgewalt 
auch ein Wort mitzufprechen habe. In diefem Sinn wurde vom Reichs— 
minifterium an die preußifche Regierung berichtet, und dieſe that auch 
wirflih einen Schritt zurüd und legte neue Bedingungen vor, in welchen 
namentlich erklärt wurde, daR der deutjchen Gentralgewalt die Genehmi- 
gung des Waffenftillftandes vorbehalten werden müſſe. Aber eben dies 
erfhien den Dänen und den ihnen befreundeten europäiſchen Mächten 
al3 eine ganz ungehörige, unberechtigte Forderung. Deyn die deutiche 
Gentralgewalt war von feiner der europäiichen Großmächte anerkannt, 
die deutjchen Reichsgeſandten, die nad) Yondon und Baris gejchieft worden 
waren, Freiherr von Andrian nnd Friedr. von Raumer, bemühten jich ver: 
geblih, an den betreffenden Höfen einen ofictellen Empfang zu erlangen, 
Rußland weigerte ſich entfchieden, der neuen deutjchen Gewalt eine inter: 
nationale Stellung einzuräumen, und die europäischen Mächte fchienen 
verſchworen, eben die ſchleswig-holſteiniſche Frage als Gelegenheit aus— 
zubeuten, um das neue deutſche Reich ſeine Unmacht fühlen zu laſſen. 
Auch an Preußen wollten fie ſich rächen nnd dieſe aufſtrebende Macht 
dafür jtrafen, daß fie ji) der deutſchen Intereſſen jo eifrig angenommen 
hatte. Preußen wurde von Rußland, England, Frankreich mit Drohungen 
beftürmt, und wollte fich jetst auch nicht für Deutſchland opfern, das 
jeeben eine concurrivende Gentralgewalt eingefett hatte. Ueberdies fonnte 
Preußen zweifeln, ob es im Fall eines Krieges von Seiten Deutſchlands 
kräftig unterftütt werden würde. Denn abgejehen von dem übeln Willen 
der deutjchen Regierungen kannte Preußen die Mängel der Bundesfriegs- 
verfaffung und mußte auf die Mitwirkung Defterreihs jedenfall3 verzichten. 
So gab endlich Preußen nach, und ging das Neichsminifterium um Voll 
macht zu einem vorbehaltlofen Abſchluß an. Der Neihsminifter des 
Aeußeren, Hedicher, gab auc nad) und ftelite die Vollmacht aus, wenn 
auch noch nicht ohne alle Beichränfungen. Er glaubte das unter obwal- 
tenden Umftänden Mögliche gethan zu haben, inden er den Parlaments— 
abgeordneten und Staatsfecretär des Neichsminifteriums M. v. Gagern 
zur Uebermachung der Verhandlungen nach Malmö jchidte. Bei diefen 
5* 
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wurden zwar einige Punkte der Präliminarien gemildert; aber im Ganzen 
blieb es dabei, und die Dänen fetten es jogar dur, daß zum Präji- 
denten der neuen proviforifchen Regierung ein in Echleswig-Holftein be— 
jonders verhafter Mann, Graf Moltfe gewählt wurde. Preußen wurde 
genöthigt, nicht mur im Namen Deutſchlands, fondern aud in feinem 
eigenen Namen den Waffenftillftand abzufchliegen, wodurch es auch für 
den Fall gebunden blieb, daß Eentralgewalt nnd Nationalverfammlung 
den Bertrag verwerfen würden. Bon der Gentralgewalt wurde aber in 
der betreffenden Urkunde nicht einmal Notiz genommen, fondern nur der 
nicht mehr exiſtirende deutſche Bund genannt, im deſſen Namen Preußen 
verhandelt habe. Es follte damit eine ausdrückliche Demonftration ge- 
macht werden, daß die neue Gentralgewalt völferrechtlich nicht anerkannt 
ſei. Am 26. Auguft 1848 wurde der Waffenftillftandsvertrag zwifchen 
Preußen und Dänemark unterzeichnet, und England übernahn die Garantie, 

Diefen Schlag ins Gefiht konnte die Nationalverfammlung nicht 
ruhig hinnehmen. Dahlmann, dem die fchleswig-holfteinishe Sache, 
welcher er in Kiel 17 Jahre lang feine Kräfte gewidmet hatte, Herzens: 
ſache mar, interpelfirte das Reichsminiſterium am 4. September mit einer 
Rede, in welcher er die ganze Kraft ſeiner Sprache und Ueberzeugung 
anfbot, und Alles zuſammenfaßte, was ſich gegen den Waffenſtillſtand 
geltend machen ließ. Die Interpellation wurde von Seiten des Reichs— 
miniſteriums mit einer ausführlichen Mittheilung über die Thatſache und 
alle Umſtände, welche fie erklären und rechtfertigen Fonnten, beantwortet. 
Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten wurde mit Berichterftattung 
beauftragt, und jchon am folgenden Tage wurde über die Frage verhans 
delt, ob der Waffenftillftand anerkannt oder vorläufig fiftirt werden folfe. 
Dahlmann als Derichterftatter beantragte im Namen der Mehrheit des 
Ausſchuſſes die Siftirung der zur Ausführung des Waffenftillftandes er: 
griffenen militärtichen und fonftigen Maßregeln. Es handelte ſich nämlich 
zunächſt darum, ob die Reichstruppen aus den Herzogthümern zurücge- 
zogen werden follten, ob die Ausſcheidung der Schleswiger aus der ſchles— 
wig-hoffteinifchen Armee angenommen, ob die neue proviforifche Regierung 
conftituirt werden ſolle. Dahlmann vertrat voll patriotiiher Aufregung 
die Motive feines Antrags und wies jchließfich darauf hin, daß es fich 
nicht blos um die ifolirte jchleswig-holfteinifche Frage handle, fondern 
um die Einheit Deutſchlands. „Diefe neue deutſche Macht," jagte er, 
„welche jo lange Deutſchland befteht noch nie erblidt wurde, die ihren 
Mittelpunkt hier in der Paulskirche hat, und über welche das Vertrauen 
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des ganzen deutjchen Volkes wacht, fie joll von Anfang in ihrem Auf: 
feimen bejchnitten, fie foll, wenn es möglich wäre, nach allen Zeiten hiu 
zerfegt und endlich zerbrochen werden. Unterwerfen wir ung bei der 
eriten Prüfung, welche uns naht, den Mächten des Auslands Heinmüthig 
bei dem Anfang, dem erften Anblid der Gefahr, dann, meine Herren, 
werden Sie ihr ehemals ftolzes Haupt nie wieder erbeben, denfen Sie 
an dieſe meine Worte, nie!" Es war ein Irrthum, von dem Dahlmann 
ausging, indem er wähnte, die Nationalverfammlung befitze ſchon eine Macht, 
welche die europätichen Mächte zu zwingen im Stande jei, und diefer 
Irrthum ließ ihn nicht erfennen, wie gefährlih es im der jegigen Yage 
jei, etwas zu befchliegen, was man nicht durchjegen fünne. Denn die 
Berwerfung des Waffenftillftandes mußte einen Bruch mit Preußen ber: 
. beiführen, das ſich zur Durchführung des Bertrages verpflichtet hatte. 
Und auf diefen Bruch hatten eben die Feinde der deutſchen Einheit, 
weiche wohl wußten, daß ohne Preußen diefelbe nicht zu Stande kommen 
könne, gerechnet, und in diejem Sinn die ſchleswig-holſteiniſche Frage 
ausgebeutet. Der Dinoritätsantrag wies auf dieje Gefahr hin, und das 
Reichsminiſterium jprach fich einſtimmig gegen die Siftirung und Ber: 
werfung des Waffenftillftandes aus. Doch wurde die Siftirung mit 
238 gegen 221 Stimmen bejchlojjen. Aber diefe Majorität beftand zum 
großen Theil aus Demofraten und Gegnern Preußens; Dahlutann, Droyſen 
und einige andere hervorragende Schleswigholfteiner hatten ſich von ihren 
bisherigen Gefinnungsgenojjen getrennt und mit der Majorität geſtimmt, 
fie mußten aber bald ihren Fehler erfennen. Das ReichIminifterium 
verlangte und erhielt feine Entlafjung, Dahlmann wurde nach parlamenta- 
riſchem Braud) mit der Bildung eines neuen beauftragt, aber fonnte feines 
finden. Seine Partei fonnte und wollte den Gegenfat gegen Preußen 
nicht vertreten, und unter feinen bisherigen Gegnern wollte er die Ge— 
nofjen feiner Politif nicht fuchen; er mußte jeinen Auftrag zurüdgeben. Die 
Nationalverfammlung war in eine gefährliche Yage gerathen, fie hatte eine 
Niederlage erlitten, die um fo Schlimmer wirfte, als das Geheimniß ihrer 
Unmacht dadurch offenbar geworden war. Jetzt glaubte die revolutionäre 
Bartei, ihre Zeit fei gefommen. Sie bemächtigte fich der jchleswig-hol- 
fteinijhen Frage, weil fie ihrem Haß gegen Preußen einen geſchickten 
Vorwand gab, und weil jetst der lang erjehnte Bruch mit den beftehenden 
Gemwalten, der Weg der Revolution möglich ſchien. Dieſe Yage der Dinge 
brachte Manche, die der Aerger über den Malmöer Waffenftillftand mit 
fortgerifjen hatte, zu einer müchterneren Ueberlegung; e8 war ihnen will- 
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fommen, daß die Frage über Annahme oder Verwerfung des Malmöer 
Vertrags noch einmal zur Verhandlung fam. Am 14. — 16. September 
wurde die Debatte wieder aufgenommen. Die Art wie die Redner der 
Linken den Antrag auf Verwerfung vertraten, ihre Berufung auf die 
revolutionäre Leidenfchaft, die Mittel welche fie für die Durchführung 
ihres Programms im Aussicht ftellten, machten die Natur der Parteifrage 
Har, und die Majorität ſprach fi) mit 258 Stimmen gegen 236 für 
Annahme des Waffenftillftandes aus. Jetzt aber machte die revolutionäre 
Partei, die jo ficher auf einen Sieg gerechnet hatte, wüthend über Die 
getäufchte Hoffnung, einen Verſuch, ob fie nicht durch Agitation außerhalb 
des Parlaments die nationale Mißſtimmung über den ſchmählichen Waffen: 
jtillftand doch noch für die Nevolution ausbeuten könnte. Auf den fol 
genden Tag nad) der Abſtimmung, einen Sonntag (17. September) wurde 
auf der Pfingftweide bei Frankfurt eine große Volksverſammlung veran- 
ftaltet, welche die Majorität der 258 für Verräther des deutjchen Volfes, 
der deutjchen Freiheit und Ehre erklärte. Die aufgeregte Volksmenge 
verabredete Plane zur Bergewaltigung der Nationalverfammlung; am 
18. juchten bewaffnete Banden in die Paulskirche einzudringen, und in 
den Straßen Frankfurts wurden Barrifaden gebaut. Doch gelang es 
bald den in aller Eile aus Mainz und Darmftadt herbeigerufenen Truppen, 
des Aufſtandes Herr zu werden. Bor den Thoren der Stadt aber trieb 
ji) noch eine aufgeregte Vollsmaſſe umber, und zwei confervative Abge- 
ordnete, der Fürſt Yichnowsfi und der General Auerswald, wurden bar— 
bariſch hingefchlachtet. Der nach Höchft geflohene Neichsminijter Hedicher 
entging kaum einem ähnlichen Schidjal, und der greife Turnvater Jahn 
gerieth ebenfalls in große Gefahr, als Volksverräther vom Pöbel ermordet 
zu werden. Die abgetretenen Minifter der Centralgewalt nahmen die 
Geichäfte wieder in die Hand und entwidelten eine ebenjo bejonnene als 
energiiche Ihätigfeit gegen die Revolution. Biele die mit Mißtrauen 
auf die Gentralgewalt geblickt hatten, waren nun froh, an ihr einen Halt 
zu finden, und namentlich die wanfenden Regierungen der Einzeljtaaten 
flichteten ſich unter ihren Schug und ftellten ihr bereitwillig Truppen zur 
Dispofition. 

Die Revolution, welche nun in Frankfurt unterdrüdt war, kam 
einige Wochen jpäter in Wien zum Ausbruch, wo deutiche und flavijche 
Demofraten zufammengeftrömt waren. Seit der Märzrevolution war 
Oeſterreich eigentlih nie zur Nube gefommen. Es war bier auch eine 
nationale Bewegung, aber nur feine deutiche. Ungarn, Ezechen, Südſlaven 
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machten ihre nationalen Anfprüche geltend nnd verlangten eine bevorzugte 
Sonderftellung, die jich mit einer conftitutionellen Einheit der Monarchie 
nicht vereinigen ließ. Den größten Erfolg hatten die Ungarn errungen, 
die nicht nur zu einem mächtigen ungarischen Yandtag, jondern zu einem 
fast jelbjtändigen Meinifterium gelangt waren. Gegen fie erhoben jich 
aber die Croaten, welche ji das Uebergewicht der ungarischen Bevölke— 
rung nicht gefallen laſſen wollten, und fie fanden an ihrem Banus 
ellachich einen fühnen muthigen Führer, der an der Spitze eines an- 
jehnlichen Heeres den magyarischen Anfprüchen entgegentrat. Dies benütte 
die öjterreichiiche Negierung, deren Politif e8 immer gewefen war, die 
eine der unter ihrem Scepter vereinigten Nationen durch Die andere im 
Zaum zu halten. Der Banus Jellachich wurde zum Commandanten 
der öjterreihifchen Armee ernannt, der unbequeme ungariiche Yandtag 
aufgelöst, und ein außerordentliher Commiſſär nach Peſth geſchickt, welcher 
den Oberbefehl über die ungarischen Truppen übernehmen ſollte. Die 
Ungarn jahen darin die Abjicht der öfterreichiichen Negierung, fie mit 
Waffengewalt zu unterwerfen, und bereiteten dem unglüclichen Grafen 
Yambert, der al3 Vermittler zu kommen meinte, einen fchlimmen Empfang. 
Ein wilder Volkshaufe trat ibm, mit Aerten und Knütteln bewaffnet, 
entgegen und jchlug ihn todt. In Ungarn war damit die Revolution 
erflärt. Oeſterreich mußte jet auch Waffengewalt anwenden, gab dem 
Banus Jellachich die nöthigen Befehle und veriprach, ibm Berftärfung 
zu jchiden. Ein in Wien ftehendes Regiment follte nach Ungarn ab- 
marichiren, die Wiener Bevölkerung aber, die, von verjchiedenen demo— 
kratiſchen Agitatoren aufgejtachelt, den Ungarn ihre Sympathie zeigen 
wollte, juchte das bereit3 durch allerlei Kiinfte der Verführung wider: 
Ipenjtig gemachte Negiment mit Gewalt daran zu verhindern. Da der 
Kriegsminifter Latour ſich weigerte den Marjchbefehl zurückzunehmen, wurde 
die Zujammenrottung des DVolfes immer drohender, bewaffnete Haufen 
drangen in das Kriegsminiſterium ein und bemächtigten ſich des greifen Mini— 
ſters, der nach Schauderhafter Mißhandlung, mit 43 Wunden bevdedt, ein 
Opfer der Bollswuth wurde. Hierauf erftürmte dev Pöbel das Zeughaus, 
um in den Beſitz von Waffen zu gelangen, worüber jid) mit der Beſatzung 
ein langer Kampf entjpann, der zu Gunſten der revolutionären Partei 
ausfiel. So heftig die Bewegung war, jo unflar war ihr Biel, und 
Niemand wuhte recht, warum umd wozu. Eine umbeftinmmte, freilich nicht 
unbegründete Furcht vor Neaction hatte die Gemütber aufgeregt, man 
verlangte ein Auftreten zum Schut der Freiheit, welche durch die Maß— 


72 Die Nationalverfammlung. 


regeln gegen Ungarn gefährdet fchien. Der Reichstag, der durch jeine 
Unthätigfeit viel dazu beigetragen hatte daß es jo gekommen war, fuchte 
zu vermitteln, ein neues volfsthümliches Minifterium berzuftellen, aber 
bei Hof war man nicht im Zweifel, daß die aufrührerifche Hauptſtadt 
mit Waffengewalt zur Unterwerfung gezwungen werden müſſe. Für jegt 
aber hatte die Demokratie den Sieg in Händen. 

Unbegreiflich iſt, wie an dieſen augenbliclichen Sieg der Demofratie 
in Wien, der doc) am ehejten der Reactiou den Weg bahnen mußte, 
Hoffnungen für die deutjche Sache gefnüpft werden fonnten. Und doch 
geihah dies in den Reihen der Frankfurter Linken. Am 12, Oftober 
ftellte der öfterreichifche Abgeordnete Joh. Berger den Antrag, der Ma- 
jorität des Wiener Reichstags und der Wiener Bevölkerung für ihre 
Berdienjte im Kampf gegen eine „freiheitSmörderifhe Camarilla" ven 
Dank des Haufes auszujprechen. Das Parlament ging zwar uicht darauf 
ein, wies aber diefe Thorheit doch nicht entjchieden genug zurück, und 
der Neichsminifter Schmerling ließ fid) fogar herbei, feine Eympathie 
für die Ungarn auszufprechen und fich zu entfchuldigen, daß er bei der 
großen Entfernung vorläufig nichts für die Wiener thun fünne. Doc) 
jchidte er zwei Commifjäre, Welder und Mosle, nad) Defterreih, um 
den Frieden zwiſchen Volk und Negierung zu vermitteln. Dies genügte 
der Linfen natürlich nicht, fie beichloß in ihrer Klubjigung, zwei ihrer 
Mitglieder, Jul. Fröbel und Rob. Blum, nah Wien zu ſchicken, um 
die dortige Demokratie ihrer Theilnahme zu verjichern und ihr wenigſtens 
eine moraliiche Unterjtügung zu gewähren. Es war eben die alte unklare 
Vermiſchung von demofratiichen und nationalen Tendenzen, die zu folchen 
Kundgebnugen trieb. Vielleicht mochte auch die Hoffnung vorjchweben, die 
bedrängte und vathlofe öfterreichifche Negierung werde jet bereitwillig jein, 
jich der deutjchen Centralgewalt zu unterwerfen und bei ihr Schug und 
Vermittlung zu juchen, oder auch, Defterreich werde jett auseinander fallen 
und die deutichen Provinzen ſich an das deutjche Reich anſchließen. Diefe 
Hoffnungen fchlugen bekanntlich ganz fehl; die öfterreichiiche Negierung 
raffte ihre Kraft zuſammen, die Militärpartei fam jett zur Herrichaft und 
betrieb die Belagerung Wiens mit aller Energie. Jellachich rückte vor 
die Stadt, Windifchgräg eilte mit feinem Heere aus Böhmen herbei und 
erließ am 20. Oktober feinen erjten Aufruf an die Wiener, von welchen 
er umbedingte Unterwerfung forderte, dem bald eine zweite Kundgebung 
folgte, worin ev eine 48 ftündige Frift gab. Der Stadt fehlte es an 
den gehörigen Mitteln zur Vertheidigung, fie hatte fein reguläres Militär, 
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und außer dem alten polniſchen General Bem, zu welchem die Bevölke— 
rung fein rechtes Vertrauen hatte, feinen kriegsverſtändigen Commandanten. 
Wien fonnte daher feinen ausdauernden Widerjtand leiten, und als vollends 
Windiihgräg am 31. Oktober zu dem angedrohten Bombardement jchritt, 
öffneten fich ihm nach zwei Stunden die Thore. Mit dem Falle Wiens 
war die Revolution bejiegt; e8 begann num ein Militärdespotismus, welcher 
dur ftandrechtliche Verhaftungen und Hinrichtungen bald Ruhe ſchaffte 
und feine politische Bewegung mehr aufkommen ließ. 

Seit dem Ausbruch des Aufftandes in Wien erjchien dem öjterreichiichen 
Machthabern auch die deutjche Bewegung in um jo jchlimmerem Yicht. 
Dean glaubte nun alle Urſache zu haben, diejelbe zu hafien und Allen, 
was von Frankfurt ausging, grumdjägliche Abwehr und Mikachtuug ent: 
gegenzuftellen. Dies hatten jchon die Commiſſäre der deutjchen Central: 
gewalt, noch mehr aber die demokratiſchen Abgeordneten der Nationalver- 
ſammlung Fröbel und Blum zu erfahren. Die beiden letteren wurden 
verhaftet und wegen aufrührerijcher Reden und bewaffneten Widerjtandes 
gegen die faiferlihen Truppen zum Tode verurtheilt. Fröbel wurde zwar 
begnadigt, weil es ſich herausſtellte, daß er eine Flugſchrift geichrieben 
batte, in welcher er Wien zur Hauptftadt eines großen mitteleuropäiſchen 
Staatenvereind auserforen und das Ziel der Bejtrebungen der Frankfurter 
Majorität, einen deutſchen Einheitsftaat zu gründen, leidenjchaftlich be: 
fämpft hatte. Au Robert Blum dagegen, welcher fich folcher Verdienfte 
nicht rühmen konnte, wurde das Urtheil des Kriegsgerichts vollzogen, am 
9. November wurde er in der Brigittenau erſchoſſen. Bezeichnend für 
die Mifachtung, die man in Wien gegen die Nationalverfammlung begte, 
iſt es, dag man gar nicht für nöthig erachtete, ihr von der Verhaftung 
und Berurtheilung ihrer Mitglieder Nachricht zu geben. Die Berwen- 
dung des Reihsminifteriums Fam zu jpät, und ein am 16. November 
faft einjtimmig gefaßter Beichluß des Parlaments, gegen die Tödtung 
des Abgeordneten Blum feierliche Verwahrung einzulegen und das Reichs— 
minifterium zur Beftrafung der unmittelbar oder mittelbar Schuldtragenden 
aufzufordern, hatte feine Wirkung, indem in Wien die betreffende Note 
des Neihsminifteriums gar nicht beachtet wurde. 

Während Windiihgräg mit feinem Heere Wien belagerte, wurde im 
Parlament zu Frankfurt über das Verhältnig Defterreihs zum deutjchen 
Reiche viel geſprochen. Es bot ſich dazır gerade gute Gelegenheit; denn 
nachdem man lange mit weitjchweifigen Verhandlungen über die Grund: 
rechte, und mit dringlichen Anträgen zu unausführbaren Mafregeln, welche 


74 Die Nationalverfammlung. 


man der VBollziehungsgewalt zumuthen wollte, die Zeit verjchwendet hatte, 
entjchloß die Verfammlung ſich endlich, die erjten Sätze der Reichsver— 
faffung zur Berathung zuzulaffen. Der erfte Sat: „Das deutjche Reich 
bejteht aus dem Gebiet de3 bisherigen deutjchen Bundes. Die BVerhält- 
niffe des Herzogthums Schleswig und die Grenzbeftimmungen im Groß: 
herzogthum Poſen bleiben der definitiven Anordnung vorbehalten” wurde 
unangefochten angenommen. Dagegen gab der zweite und dritte Satz 
Stoff zu den lebhafteften Debatten, denn das Verhältniß zu Defterreich 
war darin mit principiellev Schroffheit blosgelegt. Sie lauteten: „Kein 
Theil des deutjchen Reiches darf mit michtdeutfchen Yändern zu einem 
Staate vereinigt fein. Hat ein deutjches Land mit einem nicht deutfchen 
Yande dafjelbe Staatsoberhaupt, jo iſt das Verhältniß zwifchen beiden 
Ländern nad) den Grundjägen der reinen Perjonalunion zu ordnen." Es 
war dies eine heransfordernde Erklärung an Defterreih, dem damit 
die Wahl gelaffen war, ob es die ftaatliche Berbindung feiner deutjchen 
Erbländer mit dem nicht deutjchen Yändern: Ungarn, Polen, Eroatien, 
Italien auflöfen und in eine Perjonalunion verwandeln, oder auf die 
Theilnahme am deutjchen Neich verzichten wolle. Dahlmann und Droyjen 
waren 08, die im VBerfaffungsausihuß diefe Paragraphen in ihrer ganzen 
Schroffbeit gefaßt und in den Entwurf gebracht hatten. Sie wollten 
Klarheit in der Gardinalfrage und vertbeidigten die einfache Annahme 
diefer Säge gegen alle abjchwächenden und zögernden VBermittlungsvor- 
jchläge mit patriotifcher Wärme und doctrinärer Härte. Der Mahnung, 
man möge doch dem Kaiſerſtaat, der gerade in einer wichtigen Kriſis fei, 
Zeit zur Entwidelung lafjen, entgegnete Dahlmann in einer Klubfigung: 
„Entweder ergibt fih, daß Dejterreich ſich in feine nationalen Bejtand- 
theile auflöst, und Fein Zweifel wäre dann mehr, daß die deutjchöfter- 
reichiichen Yande unjerem Deutjchland zufallen müßten. Der andere Fall 
ift der, daß Dejterreich im feiner weltgejdichtlichen Bedeutung als ein 
Ganzes zufammenbfeibt, und wir müſſen dann wohl unjere Wünſche trennen 
von dem, was die Nothwendigkeit gebietet, wir verzichten dann auf den 
Eintritt Defterreihs in unſeren Bundesſtaat, neben einem mächtigen 
Defterreich beftehe ein miächtiges einiges Deutfchland. So gehen wir 
nicht als Einheit fort in der Gejchichte, wohl aber einig. Freilich nur 
völferrechtlich werden wir miteinander verbunden fein, denn einen Mittel: 
weg kann ich nicht denken, kann eine ftaatliche Berbindung nicht denfen 
mit einem Körper, der außer dem Staate fteht." Wohl der größte Theil 
der Nationalverjammlung war überzeugt, daß Defterreich ſich zunächſt 
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weder auflöfen, noch freiwillig zum Princip der Perfonalunion in Bezie— 
bung auf die deutjchen Yänder befennen werde. Doch waren nod Wenige 
jo weit gekommen, daß fie dies geradezu ausgefprocen willen wollten, 
und waren deshalb jehr geneigt, auf einen vermittelnden, der Enticheidung 
ausmweichenden Borjchlag einzugehen. Die öjterreichiihen Abgeordneten 
ihrer Mehrzahl nach, jowie die Ultramontanen und ein großer Theil der 
Bavern, aud die preußischen Gonjervativen, waren für Feſthaltung der 
Verbindung mit Dejterreih. Keiner wußte jedoch zu fagen, wie die Selb- 
ftändigfeit Oeſterreichs und der Eintritt in das deutiche Reich vereinigt 
werden follte. Die Integrität des deutjchen Gebietes, ſagten fie, müſſe 
vor Allen jejtgehalten werden. Ein böhmijcher Abgeordneter, Graf Deym, 
machte den phantaftiichen, aber jpäter von der üjterreichiichen Regierung 
und den Großdeutſchen adoptirten Borjchlag, ein großes mitteleuropäiiches 
Reich zu gründen, in welchem der ganze öſterreichiſche Kaijerjtaat mit 
allen feinen Nationen Raum finden könnte. Die linke Seite der National: 
verſammlung wollte auf die Hoffnung einer baldigen Zertrümmerung der 
öfterreichiichen Monardie, die ja nur noch durch das Heer zuſammenge— 
balten werde, nicht verzichten, und Manche meinten, man könne ja diejen 
Auflöfungsproceß durch Unterjtügung der Magyaren, Italiener und Polen 
beichleunigen. Selbjt in den Reihen der Conjervativen fand dieſe Anwart— 
ſchaft auf Auflöfung der öfterreichiihen Monarchie durch das Princip der 
Nationalitäten und die jich darauf gründende Hoffnung, daß e8 Deutſchöſter— 
reih in Folge davon möglich werden würde, dem deutjchen Bundesjtaate 
beizutreten, einen Vertreter in dem Hiſtoriker Waitz. 

Der Wunſch, unter den widerjtreitenden Anfichten eine Ausgleichung 
zu finden, und eimerjeitS das in den vorgelegten Berfajlungsparagraphen 
aufgeftellte Brincip der nationalen Einheit fefthalten zu können, amdererjeits 
doch nicht ganz auf Oeſterreich verzichten zu müſſen, führte jchliehlich 
auf den Gedanken eines engeren und weiteren Bundes. Zuerſt jprac) 
Ge. Bejeler den Gedanken aus, ob es nicht möglich wäre, mach Aus— 
iheidung der deutjchen Gebiete Oeſterreichs aus dem deutichen Bundes— 
ftaate, ſich mit Defterreich über eine verfaſſungsmäßige Berbindung zu 
verftändigen. Gagern führte diefen Gedanken weiter aus und betonte 
die Möglichkeit eines zwiichen Staatenbund und Bundesſtaat in der Mitte 
liegenden Verhältniſſes auf Grund gemeinfchaftlicher materieller Intereſſen, 
und ftellte den Antrag, zu den Paragraphen 2 und 3 den Zujag zu 
machen: „Defterreich bleibt in Berücjichtigung feiner ftaatsrechtlichen Ver— 
bindung mit nichtdeutfchen Yändern und Provinzen mit dem übrigen 
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Deutjchland in einem bejtändigen unauflöslichen Bund," deſſen nähere 
Beitimmungen in einer bejonderen Bundesafte feftgeftellt werden jollten. 
Aber auch diefer Vorichlag fand damals noch feinen rechten Anklang und 
Gagern 309 ihn deshalb ganz zurüd, in der Hoffnung daß bis zu einer 
zweiten Leſung die Nationalverfammfung neue Gründe haben werde, auf 
feinen Gedanken einzugehen. Ein anderer hervorragender Abgeordneter, 
an deifen echt deutſcher Gefinnung fein Zweifel fein Eonnte, Ludwig Uhland, 
gab dem weit verbreiteten Gefühl, daß Defterreich aus dem neuen Bundes- 
ftaat nicht ausgejchloffen werden dürfe, begeijterten Ausdrud. „Ein völ- 
lerrechtliches Bündniß,“ jagte er, „wäre die Bruderhand zum Abſchied.“ 
Dejterreich habe den Beruf, eine Pulsader zu fein im Herzen Deutfchlands, 
es wäre Thorheit, es jet von ung (oszureißen, „wo es eben jung wie 
ein Adler, mit den frifchen Wunden der März und Maikämpfe zu uns 
herangetreten ijt, um den neuen Bund der Freiheit zu fchließen.” Solche 
Gefühle und Gefinnungen hielten viele wadere Männer ab, ihre Zuftim- 
mung zum offenen Bruch mit Dejterreich zu geben. Unverfennbar war 
die Frage im Bewußtſein der meiften Abgeordneten und der öffentlichen 
Meinung noch nicht für die Entjcheidung reif. Auch konnte fie eigentlich 
nur in Verbindung mit der Frage über das Oberhaupt entjchieden werden. 
Wer noch Hintergedanfen an ein habsburgiſches Kaijerthum hatte, konnte 
natürlich von Oeſterreich nicht lafjen, auc in der Perjonalunion feinen 
Ausweg jehen; wer ein deutjche8 Reich unter preußifcher Führung im 
Auge hatte, dem mußte das Ausjcheiden Deutjchöfterreihs als eine will- 
kommene Erleichterung ericheinen; nur wer ein dreiföpfiges8 Directorium 
für die mögliche Auskunft hielt, konnte über das Verhältniß zu Dejter- 
reich noch hin und her ſchwanken. Merkwürdiger Weije fiel, unerachtet 
des WiderjtreitS der Anfichten über die Confequenz der vorgelegten Ver— 
fajjungsjäge, die Abſtimmung am 27. Oftober günjtiger für fie aus, als 
man erwarten fonnte Der Satz 2, der die Aufnahme nicht deuticher 
Yänder in das Neid) abjchnitt, wurde mit 340 gegen 76 Stimmen ans 
genommen; der Satz 3, der den Ausweg der Perfonalunion vorjchrieb, 
mit 316 Stimmen gegen 90. Der Borichlag, die Berhältniffe Defter- 
reichs einer definitiven Anordnung vorbehalten zu wollen, erhielt nur 
104 Stimmen. Diejes Nejultat wäre nad) den vielen und langen Reden 
für die Theilnahme Defterreih8 am neuen Neiche nicht zu begreifen, wenn 
man nicht in Betracht zöge, daß es großentheils Dejterreicher waren, 
deren politifchen Auseinanderfegungen und Tiraden die Verſammlung mit 
jo unendliher Geduld gelaufcht hatte. Für die Gegenpartei war die 
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Sache ſchon in den Clubs entjchieden und fie hielt es für überflüſſig, 
Reden zu halten, welche die Andern doch nicht befehrten. Dennoch ftimmten 
ihr viele Unentjchloffene zu, aber die Sache war tamit nicht entjchieden, 
weil man die eigentliche Beichlußnahme auf die zweite Leſung und auf 
die Verhandlung über das NeichSoberhaupt ausgeſetzt jein laſſen wollte. 

Nachdem mun fo die Ausſcheidung Oeſterreichs einmal in's Auge 
gefaht war, begann fich eine Partei zu bilden, welche planmäßig auf den 
Anſchluß an Preußen binarbeitete. Aber auch dieje Politif hatte einen 
ſchweren Weg vor ſich, denn es zeigten fich in dem Verhältniß zu Preußen 
mehr Schwierigfeiten, als man erwartet hatte. Nicht nur die reactionären, 
fpeciell preußifchen Elemente, die von einem Aufgehen Preußens in Deutich- 
land nichts wiſſen wollten, bereiteten Hinderniffe, jondern auch die demo- 
fratiihe Partei in Preußen, befonders in Berlin, wollte ſich dem Parla- 
ment in Frankfurt, das fie in demofratifcher Richtung weit überholt zu 
baben ſich rühmte, Feineswegs unterordnen. Preußen hatte im Mider- 
ſpruch mit Beichlüffen des VBorparlaments, des Yünfzigerausichuffes md 
mehreren Anträgen der Nationalverfammlung, daß gleichzeitig mit letterer 
leine Landesverſammlung tagen jollte, doch feine conftituirende Verſamm— 
lung, die für Preußen eine neue Berfaffung jchaffen follte, auf den 
22. Mai zufammenberufen. Dies war ein Unglüd für Preußen, dem 
es fan eine Berfammlung zu Stande, in welcher Demokratie und Mlittel- 
mäßigkeit das große Wort führten. Mean wollte die Frankfurter Ber: 
Sammlung durch einen weiter fortgejchrittenen Yiberalifmus überbieten, 
und von Anfang an fuchte das lärmende Demagogenthum der Straße 
auf die VBolksvertretung durch Einjchüchterung zu wirken. Schon im 
Juni war e8 zu revolutionären Maffendemonftrationen gekommen, das 
Zeughaus war am 14. Juni geftürmt und geplündert worden. In Folge 
davon hatte das in den Märztagen gebildete Miniftertum als nicht liberal 
genug abtreten müſſen und ein neues, an deſſen Spige David Hanjemann, 
Milde, Nodbertus ftanden, war an deſſen Stelle getreten. Daſſelbe 
machte Zuficherungen in liberaler Nichtung, fuchte aber dabei die Zügel 
der Regierung kräftig zu handhaben, und verlor darüber bald die an- 
fänglihe Popularität. Gegenüber von den demokratischen Demonftrationen 
lam e8 zu herausforderndem Neden und Gebahren des Adels, der Büreau— 
fratie und des Militärs, mitunter jogar zu blutigen Conflicten, wie in 
Schweidnig, wo am 31. Juli das von fich zufammenrottenden Volks— 
haufen und der Bürgerwehr gereizte Militär auf lettere Schoß und mehrere 
Feute tödtete. In Folge davon ward am 9. Auguft von einem Abge- 
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ordneten Echulz in der conftituirenden Verſammlung der Antrag geftelit, 
das Kriegsminifterium folle denjenigen Offizieren, welche die neue Ord— 
nung der Dinge mit ihrer Ueberzeugung nicht vereinigen fönnen, zur 
Ehrenpflicht machen, aus der Armee auszutreten, was mit 180 Stimmen 
gegen 179 angenommen wurde. Das Minifterium weigerte fich, dieſen 
Beſchluß zur Ausführung zu bringen, aber einen Monat jpäter (am 
. September) wurde der Antrag von dem Abgeordneten Stein aus 
Breslau erneuert und dabei der Grundjag aufgeftellt, daß die Regierung 
der Kammer Gehorjam fchuldig fei. Da diefer dem Princip der Mo— 
narchie entjchieden feindliche Antrag mit 219 gegen 142 Stimmen zum 
Beichluß erhoben wurde, jo nahm das Minifterium feine Entlafjung. 
Ein neues Minifterium unter dem Borfig des Generals Pfuel jollte 
Popularität mit Energie verbinden, trug aber der erfteren Aufgabe un- 
geſchickter Weiſe Nechnung durch einen Erlaß, welcher der Forderung 
des Stein’schen Antrags in der Hauptfache willfahrte. Der Terrorismus 
des Volfes gegenüber von der conftituivenden VBerfammlung dauerte fort, 
die conjervativen Abgeordneten wurden verhöhnt und bedroht, die öffent: 
lichen Gewalten wagten nicht einzujchreiten, die Bürgerwehr zog ſich 
zurüc, wenn es galt, eine Demonftration zu verhindern. Die Nach— 
richten von dem Sieg der Revolution in Wien ermuthigten natürlich 
die Berliner Demokraten, und als Wien von dem Heere Windiſchgrätz' 
bedroht wurde, jtellte die Yandesverfammlung ſogar das Anfinnen an das 
Minifterium, es folle zu Gunſten der bedrohten Volfsfreiheit in Wien 
einjchreiten. Das Verlangen nach reactionären Mafregeln wurde auf 
der andern Seite immer dringender, und endlich entjchloß fich der König, 
diefem Treiben ein Ende zu machen. Das Minifterium Pfuel nahın 
auf einen gegebenen Wink feine Entlafjung und der König beauftragte 
feinen Oheim, den General Grafen von Brandenburg, einen durchaus 
rechtlichen, aber ftreng ariftofratisch gefinnten Mann, am 2. November mit 
der Bildung eines neuen Miniſteriums. Die Seele deifelben war ver 
Freiherr dv. Manteuffel, ein den conftitutionellen und nationalen Anfor: 
derungen abgeneigter Biüreaufrat. Die conftituirende VBerfammlung wurde 
bis auf den 27. November vertagt und nad) der Provinzialftadt Branden- 
burg verlegt, um der Einwirkung des Berliner Pöbels entzogen zu werden, 
Sie weigerte jich, ihre Situngen einzuftellen, wurde jedoch vom Militär, 
das mit ihrer Auflöjfung beauftragt war, von einem Yofal zum andern 
verfolgt und beichloß endlich am 15. November, das Minifterium ſei nicht 
befugt, forthin Steuern zu erheben. Damit hatte fie aber die Grenzen 
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ihrer Macht überjchritten. Die Steuerverweigerung fand feinen Anklang 
bei dem Bolf, die Kammer befam Miftrauenserflärungen, die Steuern 
wurden an vielen Orten vor dem Verfall bezahlt und es zeigte fich, daß 
die Regierung fejter ftand als man geglaubt hatte. Nach dem 27. No: 
venber fand fich eine beichlußfähige Verfammlung in Brandenburg ein, 
jie wurde jedoch aufgelöst, und ein Fönigliches Dekret vom 5. December 
octroyirte eine Verfaſſung, deren liberaler Anhalt mit der Form, in 
der jie gegeben war, viele bisherige Gegner verjühnte. Ueberdies war 
der Vorbehalt einer Nevifion durch eine neue in furzer Frijt zu wäh— 
lende Kammer ausgefprochen. 

In der Frankfurter Nationalverfammlung fehlte es nicht an Sym- 
pathieen für die Berliner, aber ſelbſt auf der linken Seite konnte man 
die Berliner Demofraten feineswegs als Verbündete anfehen, da einige 
Wochen vorher die Berliner Verfammlung einen Beſchluß gefakt hatte, 
welcher die Autorität der Frankfurter zurüchwies. Diefe hatte nämlich 
nad langen Erwägungen und Berhandlungen befchloffen, daß, um den 
Anſprüchen der deutichen und polnischen Nationalität gerecht zu werden, 
nur der weſtliche Theil de8 Großherzogthums Pofen in dem deutichen 
Staatöverband aufgenommen werden jollte, dagegen erklärte nun die preu— 
Kiihe Yandesverjammlung durch Beichluß vom 23. und 26. Oftober, 
freilich nur mit 1 und 2 Stimmen Mehrheit, daß das ganze Groß— 
berzogthHum dem Staatsgebiet des Königreihs Preußen einverleibt und 
ihm feine nationalen Rechte gemwährleiftet werden jollten. Dabei wurde 
der Grundjag ausgelprochen, daß in Preußen fein Erlaß der Central: 
gewalt oder der Verſammlung in Frankfurt Geſetzeskraft erhalten dürfe, 
mern er nicht von der preußiichen Nationalverfammlung beſchloſſen, an: 
genommen und genehmigt je. Somit hatte jich die preußische Volks— 
vertretung in einen particulariftiichen Gegenfat gegen die deutſche gefetst, 
und auch die linke Seite der Fraukfurter Verſammlung war nicht un— 
empfindlich gegen dieſe Demonstration. Als nun die Kumde von der 
Ernennung des reactionären Miniſteriums in Berlin nach Frankfurt ge: 
langte, wurden von der Yinfen mehrere Anträge auf Unterftügung der 
Berliner Verſammlung und des entichiedenen Widerftandes gegen das 
neue Minifterium geftellt. Die Vertreter der Rechten verlangten Weber: 
gang zur Tagesordnung, aber der Antrag des Ausſchuſſes, welcher ver: 
mittelnd vorſchlug, man jolle die preußiiche Regierung zu beftimmen fuchen, 
daR fie die Verlegung der Nationalverfammlung nad) Brandenburg zurüd- 
nehme und die Krone alsbald mit einem Minifterium umgebe, welches 
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das Vertrauen des Yandes beſitze umd die Beforgniffe vor reactionären 
Beftrebungen zu befeitigen geeignet fei, gewann dod eine Majorität von 
239 Stimmen gegen 189. Auch den confervativen Kreifen der National- 
verjammlung erichien das Minifterium Brandenburg-Dianteuffel bedenklich 
und zu offen reacttonär, man ftritt über das Recht dev Krone zu den 
getroffenen Berfügungen, war aber doch über die Mißbilligung der 
Berliner Verſammlung nicht im Zweifel. In dieſer Anficht wurde 
die Majorität beftärft durch den Bericht des Abgeordneten Bafjermann, 
der als Neihscommiffär nach Berlin gejchiet worden war, und nad) 
feinev Nückehr von dort am 18. November Schilderungen von dem 
Treiben der Pinfen machte, welche zur Berurtheilung der Berliner National: 
verſammlung und zur Nechtfertigung der von der Negierung ergriffenen 
Maßregeln führen mußten. Aus diefem Eindrud ging ein Antrag ber: 
vor, welcher Parteinahme für die preußifche Krone und weder den Rück— 
tritt des Minifteriums, noch die Zurücverlegung der Yandesverfammlung 
nad) Berlin, jondern nur im Allgemeinen Schug und Aufredhthaltung 
der conftitutionellen Freiheit verlangte. Im Berlauf der Verhandlungen 
wurde diefer Antrag aber jehr abgeſchwächt. Manchen ſchien es aus 
Rückſicht für die Popularität doc) jehr bedenklich), geradezu die Schritte 
der preußiichen Negierung zu billigen, Manche mochten auch wirklich 
fürchten, fie könnten damit die Reaction zu fehr ermutbigen, und jo wurde 
denn am 20. November mit großer Mehrheit beſchloſſen, die Central: 
gewalt aufzufordern, fie möge in Berlin auf Ernennung eine Mini: 
ſteriums hinwirken, welches daS Vertrauen des Yandes beſitze. Dagegen 
wurde der Steuerverweigerungsbejchluß der Berliner VBerfammlung für 
null und nichtig erklärt, und für die dem preußiſchen Volke gewährten 
und verheißenen Rechte der Schug ter Nationalverfammlung zugejagt. 
Die Art, wie der Neichsverwefer oder vielmehr deffen Minifter Schiner- 
ling diefen Beſchluß ausführte, verkehrte die Abficht der Vermittlung in 
eine Beleidigung. Er erließ am 22. November ein Manifeft an das 
deutsche Vol, worin unter Anderem gefagt war: „Preußen! die zu Frank— 
furt verjammelten Vertreter des deutſchen Volfes haben in fo verhängnig- 
vollem Augenblide das ausgleichende Wort des Friedens gejprochen. Die 
Neichsverfammlung bat verlangt, daß Preußens König fih mit Männern 
umgebe, welche das Bertrauen des Yandes geniefen. Sie hat die ge- 
währten und verheifenen Rechte und Freiheiten feierlich verbürgt; fie hat 
Euch gegen jeden Verſuch einer Beeinträchtigung derjelben ihren Schuß 
zugefagt. Sie hat aber zugleih den auf die Einftellung der Steuer- 
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erhebung gerichteten Beſchluß der preußiſchen Volksvertreter fiir nichtig 
erklärt. Preußen! Die Reichsverſammlung zu Frankfurt vertritt die 
Geſammtheit der dentichen Nation, ihr Ausſpruch ift oberftes Geſetz für 
Alle! Deutfche! in voller Uebereinftimmung mit der Reichsverſammlung 
werde ich handeln. ch werde die Vollziehung jenes Beichluffes nicht 
dulden, welcher durh Einftellung der Steuererhebung in Preußen die 
Wohlfahrt von ganz Deutichland gefährdet. ch werde aber auch die 
Bürgihaft der Nechte und Freiheiten des preußiichen Volkes zur Geltung 
bringen; jie jolleu ihm unverfümmert bleiben, wie allen unferen deutjchen 
Brüdern." Dieje lächerlihde Anmaßung, als Patron der preußischen 
Regierung aufzutreten, nachdem die Nationalverfammlung in den Ver— 
bandlungen über den Malmöer Waffenftillitand ihre Unmacht io Klar 
betviefen hatte, muRte jeden guten Preußen empören. Es ift faum an- 
zunehmen, daß der Reichsminiſter blos aus Selbſttäuſchung diefen Ton 
angeichlagen habe, und die Vermuthung liegt nahe, er habe damit der 
Partei, welche Verſtändigung mit Preußen juchte, ihre Arbeit verpfufchen 
wollen. Die Berjtimmung des Königs nahm natürlich in Folge davon 
zu, und man fonnte es dem Minifterium nicht verdenfen, wenn es in der 
Gentralgewalt einen übelwollenden Gegner jah. Die gemäfigte Ma— 
jorttät in Frankfurt bemühte ſich jedoch fortwährend, ein freundliches 
Terbältnig mit Berlin herzuftellen. Beckerath, Simſon und Hergenhahn 
wurden dahin geſchickt, um einerjeitS Beiftand und Bermittlung im Con— 
fliet mit der Volksvertretung anzubieten, andererjeit ein Einverftändnif 
über die deutiche Verfaſſung anzubahnen, wurden aber in Betreff des 
eriteren Punktes ſehr abmeifend behandelt und bedeutet, die preufiiche 
Regierung bedürfe feiner Hilfe, fie habe ſelbſt die nöthige Einjicht und 
Macht, ihre Verhältniffe wieder in Ordnung zu bringen. Auf Zufagen 
wegen der deutichen Verfaſſung wollte man fich eben jo wenig einlaffen 
und beobachtete eine gänzlihe Zurückhaltung. Da es den bisherigen 
Commiſſären nicht hatte gelingen wollen, etwas auszurichten, jo wurde 
der angeiehene Präfident der Nationalverfanmlung, Heinrich) v. Gagern, 
von denjelben gebeten, nach Berlin zu fommen, um die Vermittlung zu 
verſuchen. Denn die Ueberzeugung befejtigte jich immer mehr bei den 
Mitgliedern der Frankfurter Majorität, daß man eines realen Stüt- 
punktes bedürfe, und daß man ohne Anhalt an einen mächtigen Staat 
zu feiner lebensjähigen deutichen Verfaflung gelangen werde. Am 24. No- 
vember reiste Gagern nach Berlin und hatte mehrmals eine Unterredung 
mit dem König, befonders am 27. eine dreiſtündige Audienz, bei welcher 
Klüpfel, Einbeitsbeitrebungen. 1. 6 
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er ſeine ganze Beredtſamkeit aufbot, um den König zum Eingehen auf 
die Plane der preußiſch geſinnten Partei der Nationalverſammlung, und 
jpeciell zur Annahme der Würde des ReichSoberhauptes zu bewegen, aber 
ohne Erfolg. Der König beftand darauf, er könne und wolle feine Macht 
ufurpiven, welche ihm die deutſchen Fürften nicht freiwillig zugejtehen 
würden, und daß die größeren wenigftens niummermehr zuftimmen würden, 
das glaubte er mit Sicherheit annehmen zu müſſen. Wenn Defterreich 
bei Deutjchland verbleiben jolle, jo fei der Plan unbedingt unausführbar, 
aber auch wenn es ausjchiede, ginge es wegen der Könige nicht. „Das 
Haus Habsburg," ſagte Friedrih Wilhelm IV., „fteht voran, und ich 
bin perjönlich nicht geeignet, bin fein Friedrich der I. noch ein Friedrich I. 
Wenn Defterreich ausjchiede, jo würde Deutjchland ein getheiltes und ge: 
mindertes fein, und ich mag nicht nach Herjtellung des Kaiſerthums der 
erjte Kaiſer fein, der eine verſtümmelte Krone trüge. Ich würde auch 
nur die Yeitung eines Schwachen Neiches überkommen. Meine Krone würde 
ſchwach jein durch die Widerwilligkeit der unterworfenen Dynaftieen, durch 
die Macht jo mancher unaustilgbaren Antipathieen, der fatholifchen, der 
jüddentjchen, Durch die erregte Eiferfucht und Mißgunſt der auswärtigen 
Mächte, durch ihren Urſprung.“*) 

Gagern umd jeine Freunde waren über den Bejcheid des Königs 
und über die ihren Planen jo ungünftige Stimmung der Berliner Staats: 
männer jehr niedergejchlagen, aber fie gaben die Hoffnung darum nicht 
anf, fie hofften auf den unberechenbaren romantischen Sinn des Königs, 
auf eine mit großer Majorität zu erzielende Wahl, auf den Ehrgeiz des 
preußiichen Volkes, auf die Macht der Berhältniffe, welche Preußen und 
jeinen König doc) zulegt an die Spike Deutjchlands bringen müßten. Sie 
waren entjchlojjen, von nun an mit aller Macht auf diefes Ziel hinzu— 
arbeiten und ihren ganzen Einfluß in der Nationalverfammlung dazu 
anzumenden, um die deutſche Verfaflung zu einer für Preußen annehm— 
baren zu maden. Ohne Zweifel war diefes Vertrauen auf die innere 
Berechtigung ihrer dee ein gegründetes. Aber darüber täufchten fie ſich, 
daß fie glaubten, Oeſterreich werde auf die Einmifhung in die deutjchen 
Angelegenheiten verzichten und ein öſterreichiſcher Erzherzog als provifo- 
riicher Inhaber der deutjchen Centralgewalt werde die auf Gründimg eines 
deutjchen Reiches unter preußischer Yeitung abzielenden Plane begünftigen, 
oder ſich auch nur paſſiv dabei verhalten. 


*) Bergl. Jürgens: Zur Geſchichte des deutichen Berfafjungswertes. I. 5.316 u. ff 
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Daß aber das Verhältniß des deutichen Reiches zu Oeſterreich ins 
are kommen müſſe, ehe man in der Berfaflungsarbeit zu einem Ziele 
gelange, das jahen Gagern und feine Gefinnungsgenojjen recht gut ein. 
Und Oefterreich jelbit bot die Hand dazu, indem es auf die Frage, welche 
ihm die Nationalverfammlung durch Annahme der Berfajiungsparagrapben 
2 und 3 geftellt hatte, eine Antwort gab. Der neue öjterreichiihe Mi: 
nifterpräfident Fürſt Felix von Schwarzenberg hatte den Reichstag von 
dem revolutionären Wien in das mähriſche Städtchen Kremſier berufen, 
und legte demjelben am 27. November ein Programm vor, welches die 
Staatseinheit der öfterreichiichen Monarchie als Grumdbedingung der Re— 
form aufjtellte umd jich auch über das Verhältniß zu Deutichland bejtimmt — 
ausſprach. „Oeſterreichs Fortbeftand in ftaatlicher Einheit ift ein deut: 
ſches wie europäiſches Bedürfniß. Bon diejer Ueberzeugung durchdrungen 
jeben wir der natürlichen Entwidelung des noch nicht vollendeten Umge— 
faltungsprocefies entgegen. Erjt wenn das verjüngte Dejterreich und 
dad verjüngte Deutjchland zu neuen fejten Formen gelangt find, wird 
es möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ſtaatlich zu beftinmen. 
Bis dahin wird Defterreich fortfahreu, feine Bundespflichten treulich zu 
erfüllen.” Damit erklärte Oeſterreich, daß die Neugeftaltung beider Reiche 
gejonderte Aufgaben jeien, daß es an der neuen Berfaffung Deutjchlands 
feinen Antheil nehmen könne, daß diefem allein überlaffen fein müſſe jich 
zit verjüngen und fich neue Formen zu geben. yolgerichtig hätten nun 
die öfterreichiichen Abgeordneten aus der deutihen Nationalverfammlung 
austreten umd fich von den Berathungen an dem Berfafjungswerf, das 
für ihr Vaterland feine Geltung haben follte, zurüctziehen müſſen. Dieſes 
wire das Gebot politischer Ehre geweien, und das Parlament hätte die 
Prliht gehabt, es durch Majorität auszusprechen. Aber damit würde 
Defterreich auch feinen Anfpruch auf die Theilnahme an der deutjchen 
Centralgewalt aufgegeben haben, und fo war es von dem öfterreichiichen 
Ninifterpräfidenten nicht gemeint. Darauf deutete die Verfiherung, 
Defterreich werde indejien jeine Bundespflichten erfüllen, d. h. es werde 
jeine Anfprüche auf eine Stelinng in Deutjchland nicht aufgeben. Dies 
geht auch aus dem Schreiben vom 23. November hervor, mit welchem 


der Fürſt Schwarzenberg fein Kremfierer Programm überjandte. Er 
ſagt darin: „Weit entfernt Defterreich Deutjchland entfremden zu wollen, 
find wir vielmehr bereit, mit der Neichsgewalt Hand in Hand zu gehen, 
ud was das künftige jtaatliche Verhältniß zu Deutjchland anbelangt, der 
Entwickelung der beiderjeitigen inneren Zuftände in Feiner Weife vorzu- 
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greifen." Der Sinn diefer Erflärung war wohl der: Deutjchland folle 
mit dem Abſchluß feiner Verfaſſung hübſch warten, bis Defterreich mit 
feiner Wiedergeburt fertig fei. In diefem Sinne faßten die öfterreichiichen 
und öjterreichifchgefinnten Abgeordneten ihre Aufgabe bei den weiteren 
Berfafjungsberathungen auf. Zunächſt waren fie bejtürzt und in Berle- 
genheit: der Austritt aus dem Parlamente wäre ihnen jehr jauer ange— 
kommen, und jie waren froh, daß die Majorität nicht darauf drang. 
Schmerling war am wenigjten geneigt jeine Stelle zu verlafien. Freilich 
fam ihm die offene Erklärung jeiner vaterländifchen Regierung jehr une 
gelegen und er beeilte jich, beiondere Unterhandlungen darüber mit dem 
öfterreichiichen Minijterium einzuleiten. Die nächſte Veranlaflung dazu 
gab der mwirtembergifche Abgeordnete und Minifterpräfident Römer durch 
eine nterpellation, die ev am 5. December an das Reichsminiſterium 
mit der Frage richtete: ob und was nach den Kremfierer Progranım 
geichehen jei zur Wahrung der Stellung und Nechte der Gentralgewalt 
und Nationalverfammlung. Unter den bejonderen Erwägungen, die zu 
machen jeien, erwähnte er auch, dar wenn Oeſterreich dem zu bildenden 
deutichen Bundesitaat wicht beitrete, die Theilnahme der aus Dejterreich 
gewählten Abgeordneten zum dentichen Neichstage an den Berathungen 
dejjelben die Nichtigkeit von deſſen Beſchlüſſen zur Folge haben könnte. 
Schmerling legte hierauf nach einigen Tagen den Entwurf eines Schreibens 
an das öjterreichiiche Cabinet vor, worin ausgeführt wurde: die Feſtſtel— 
lung des Verhältniſſes Defterreich3 zu Deutichland dürfe nicht vertagt 
werden, man dürfe micht Hier und dort bejonders die neue Ordnung 
feftitellen; Deutjchland habe ein heiliges Recht auf Oeſterreich und übe 
dafjeibe, indem es den imnigjten Verband mit dem deutjchen Provinzen 
Oeſterreichs in Anipruch nehme; ebenjorwenig dürfe ſich letzteres von Deutſch— 
land zurüdzichen wollen; der Weg der Verftändigung ſei ohne Zögern 
zn betreten; in dem Programm von Kremſier werde deutlich genug auf 
ein blos völferrechtlihes Band Hingewiejen und die zu löjende Frage 
vorweg entjchieden, damit könne jich aber das Reichsminiſterium keineswegs 
beruhigen. 

Schmerling, der wohl einjah, daß er bei den Verhandlungen mit 
Defterreih das Miftrauen der mehr preußiich gefinnten Meitglieder der 
Nationalverfammlung gegen ſich haben werde, fette ſich mit dem Präſi— 
denten Gagern ins Vernehmen und jtellte ihm vor, daß die Verhand- 
lungen mit Defterreich viel bejjer von einem diefem Staat nicht angehö- 
rigen Neichsminifter geleitet werden Fönnten, und erklärte jich bereit, ihm 
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Auch im Minifterrath wurde die Sache bejprochen, derjelbe fand es chi: 
ftimmig ſehr wünſchenswerth, daß Gagern eintrete, und Ddiejer erftärte 
fih dazu bereit. Beide beiprachen fich nun weiter über die mit Dejter- 
reich einzuleitenden Unterhandlungen, und es jchien als ob fie ein voll- 
ftändiges Einverftändnig erzielt hätten. Auf Grund diefer Verſtändigung 
wurde am 13. December im Minifterrath ein dringlicher Antrag an die 
Nationalverfammlung auf Ermächtigung zu Verhandlungen mit Defterreich 
verabredet. Es iſt wahrjcheinlih daß Schmerling Gagern als Werfzeig 
benügen wollte, um die Enticheidung über Dejterreich binauszufchieben ; 
andererjeit8 war Gagern arglos genug, von Echmerling zu hoffen, daß 
er die öfterreichiiche Regierung zn Gunften Deutſchlands beeinfluffen werde. 
Nun wurde aber die Frage über den Eintritt Gagerns auch in den ver- 
ibiedenen Klubs beiprocden, befonders in dem welchen Gagern angehörte, 
dem Caſino, und hier drang die bejonders von Wilh. Befeler vertretene 
Anficht durch, daß Gagern nicht, mie es urſprünglich beabjichtigt war, 
als College Schmerlings eintreten Fünne, jondern daß Schmerling, gegen 
den jih ein eutſchiedenes Mißtrauen fundgab, vorher austreten müſſe. 
Die Anfichten in diefer Beziehung waren nicht einftimmig, namentlich 
Beckerath, Mathy uud Ballermann hielten die Verdrängung Schmer- 
lings für unpofitiich und unbillig, aber die Majoritat des Klubs entjchied 
ih dafür, und Echmerling bat um jeine Entlaffung. Gagern übernahm 
nun am 16. December das Mlinifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
und die Präſidentſchaft. Schmerling, empfindlich verlegt, reiste jofort 
nah Olmüg und fehrte mit Inſtruktionen von feiner Regierung veriehen 
nah Frankfurt zurüd, um insgeheim als Gegner einer jelbftändigen Ge: 
ſtaltung Deutjchlands in öfterreichiichem „nterejfe zu wirken. Das Prä— 
jdium der Nationalverſammlung ging nun auf den bisherigen Vicepräii- 
denten, Prof. Simſon aus Königsberg über. 

Der neue Minifterpräfident legte am 16. December der Nationaf- 
verjammlung fein Programm vor. Er erklärte: ein Gefühl der Noth- 
wendigkeit, ein heißes Verlangen durchdringe das Volk, daß das Ber- 
faſſungswerk ſchnell vollendet werden müffe, um die Hinderniffe zu befeitigen, 
die fi demjelben entgegenjtellen. Als eine Hauptfrage ftellte ev das 
Verhältniß Defterreih8 zu Deutichland voran. Das Programm von 
Kremfier, das von dem öfterreichiichen Reichstag mit allgemeinem Beifall 
aufgenommen worden ſei und den Winjchen und Anfichten der großen 
Mehrheit in den deutjchöfterreichiichen Landen zu entiprechen jcheine, gebe 
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eine klare Antwort auf die Paragraphen 2 und 3 der Neichsverfaflung. 
Diejem entjprechend werde man wohl annehmen müſſen, dag Dejterreich 
in den nen zu errichtenden deutichen Bundesſtaat nicht eintreten wolle. 
Die Aufgabe ſei nun, Defterreich8 Verhältniß zu Deutfchland mittelft einer 
bejonderen Unionsafte zu ordnen und darin alle die verwandtichaftlichen, 
geiftigen und materiellen Bedürfniffe nad) Möglichkeit zu befriedigen, welche 
Deutichland und Dejterreih von jeher verbunden haben und im gefteigertem 
Maße verbinden fünnen. “Da Dejterreih zu dem von der Centralgemwalt 
repräjentirten Deutichland zwar in einem unauflöslichen Bunde ftehe, in 
den Bundesstaat ſelbſt aber nicht eintrete, jo jei die Verjtändigung über 
alle gegenfeitigen, ſowohl bereits bejtehenden als künftigen Bundespflichten 
und Rechte auf geiandtichaftlichem Wege einzuleiten und zu unterhalten. 
Die Berfaffung des deutſchen Bundesjtaates dürfe jedoch nicht (mie 
Schmerling und Alle die an Defterreich hingen gewollt hatten) Gegenftand 
der Unterhandlung mit Dejterreih fein. Auf dieſe Säte hin verlangte 
der Neichöminifter die Ermächtigung zur Anknüpfung einer gefandtichaft- 
lichen Verbindung mit Defterreih. Sein Programm drüdte die der der— 
maligen Yage entiprechende Erkenntniß aus, daß die Ausfcheidung Oeſter— 
reichs ans Deutjchland unerläßlicy fei; e8 war aber mit einiger Unflarbeit 
behaftet, indem es auf die immer noch übrig bleibende reale Einheit eine 
ganz befondere ftaatliche Freundichaft bauen wollte, die durch eine Unions— 
afte befiegelt werden umd ganz neue Beziehungen zum Vorſchein bringen 
jollte. So jehr mit diefem Antrag die Stimmung der Mehrheit aus: 
gedrüdt war, jo fand das Hare Ausſprechen derjelben doch feinen Beifall, 
denn es traten dieſer Stimmung jofort allzu viele Partetintereflen gegen: 
über. Die jentimentale Nedensart von dem unbarmherzigen Hinauswerfen 
Defterreichd wırde mit Erfolg gehandhabt und Viele waren geneigt, lieber 
auf die jtrenge Einheit des Bundesſtaates als auf die jtaatliche Verbin— 
dung mit Dejterreich zu verzichten. Die Particularijten, welchen der 
centralifivende Bundesjtaat überhaupt verhaßt war, die Ultramontanen, 
welche die firchlichen Intereſſen den nationalen voranftellten, und die 
Demokraten, welche die preußische Spige und eine ftarfe Centralgewalt 
verabſcheuten, alle waren bereit zu einer Coalition ſich zu vereinigen, welche 
die Durchführung des Gagern’schen Programms befäwpfen follte. Der : 
verdrängte Schmerling bemüßte die durch das Weihnachtsfeſt veranlaßte 
Unterbrehung der Sitzungen zu einer Neife nad Wien, angeblich um 
den Plan eines engeren und weiteren Bundes durch Beſprechung mit 
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Öfterreichiichen Staatsmännern nahdrüdlich zu unterftügen, in der That 
aber, um dem Miniſterium in Wien begreiflic) zu machen, daß eine jolche 
beitimmt ablehnende Erklärung wie die von Kremjier den öfterreichiichen 
Interreſſen nicht förderlich fein fönne. Zugleich aber bewarb er ſich 
auch um eine Wahl für den neuen öjterreichiichen Reichstag, und gab 
bei dieſer Gelegenheit feinen Wählern die Verficherung, daR er vor allen 
Dingen Defterreiher und dann erft Deutfcher fei. Sein Rath fand 
Gehör, er- wurde zum öfterreichiichen Bevollmächtigen bei der Central: ____ 
gewalt ernannt und fehrte mit einer minifteriellen Note vom 28. De- 
cember nach Frankfurt zurück, worin es als Mißverſtändniß bezeichnet 
war, wenn das Reichsminiſterium die Erklärung von Kremſier jo gedeutet 
babe, als wolle Defterreih in den zu errichtenden Bundesſtaat nicht ein- 
treten; es habe in jenem Programım vielmehr nur gejagt werden follen, 
dak Dejterreih jich die Vereinbarung über die in Frankfurt bevatbene 
Verfaſſung vorbehalte. Defterreich jei heute noch eine deutiche Bundesmacht 
und gedenfe dieje Stellung, hervorgegangen aus der naturgemäfen Ent: 
wicklung taujendjähriger Verhältnifje, nicht aufzugeben. Wenn es gelinge, 
wie man in Wien aufrichtig wünjche und gern erwarte, eine innere Ver— 
Ihmelzung der verjchiedenen Beftandtheile Deutjchlands zu Stande zu 
bringen und das Verfaſſungswerk auf eine gedeihliche Weiſe feinem Ziele 
zujuführen, jo werde Dejterreich in diefem neuen Staatsfürper feinen 
Pas zu behaupten willen. edenfalls würde der fünftigen Gejtaltung 
des bisherigen deutichen Staatenbundes vorgegriffen, wenn man jetst ſchon 
das Ausjcheiden Defterreichs ald eine ausgemachte Sache betrachten wollte. 
In diefer Sachlage könne fich die öfterreichiiche Regierung auf einen ge- 
ſandtſchaftlichen Verkehr mit der proviforischen Gentralgewalt nicht einlaſſen 
md erwarte von Herrn v. Gagern, daß er zur Yöfung der Verfaſſungs— 
frage den Weg der Verftändigung mit den deutjchen Regierungen einjchlage, 
unter welchen die Faiferlihe Regierung den erſten Platz einnehme. Dieſe 
neue öfterreichiihe Erklärung nahm das offene klare ſtaatsmänniſche Be— 
lenntniß des Kremfierer Programms zurüd und fette den deutſchen Ein- 
beitäbeftrebuugen die Drohung entgegen: weil Oeſterreich nicht in den 
beabjichtigten Bundesſtaat eintreten fann, aber doch jeine taujendjährige 
Stellung in Deutfchland nicht aufgeben will, jo muß legteres ſich darnach 
richten und feine Verfafjungsreform fo geftalten, daß Defterreich ſich 
dabei betheiligen fann, jonjt wird aus der ganzen Sache nichts. Gagern 
begleitete die Uebergabe jenes Schriftſtückes mit einem Schreiben an das 
Präfidium der Nationalverfammlung, worin er zwar feine Ueberzeugung 
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ausſprach, daß Dejterreih, was auch die Akte vom 23. December jagen 
möge, einem Bundesjtaate wie ihn das deutjche Volk verlange, in Folge 
jeiner ftaatlichen Verbindung mit außerdeutfchen Yändern nicht beitreten 
fünne und werde, aber doch die Zweckmäßigkeit der Verftändigung mit 
den Regierungen zugejtand und den Weg zu meiteren Berhandlungen 
offen ließ, wozu er ji) von der Nationalverfammlung die Ermädtigung 
erbat. Doch fügte er mit Beziehung auf die, welche unter dem Vor— 
wand der Nücjicht auf Defterreih das Einigungswerf hindern wollten, 
bei: Die Hoffnung daß die Zeit gefommen jei, den ftarfen Bundes: 
jtaat mit dauerhafter einheitlicher oberjter Gewalt in der Geburt zu er: 
jtifen, und durch ein Surrogat zu erjegen, das dem alten Bundestag 
mehr oder weniger ähnle, werde zu Schanden werden. Die National: 
verjammlung wählte nun zur Begutachtung der öjterreichiicheu Note einen 
neuen Ausſchuß, welcher dev Mehrzahl nad) aus Freunden Dejterreichs 
bejtand. Gagerns Nachgiebigkeit gegen die Anfprüche Dejterreichs erklärt 
ji) aus dem Gefühl, daß er von der Mehrheit der Berfammlung eben 
nicht hinreichend unterjtütt jei. Die Frage, ob und in welchem Sinn dem 
Reichsminiſterium Vollmacht zu Verhandlungen mit der öfterreichiichen 
Negierung gegeben werden jolle, gab Veranlaſſung zu einer dreitägigen 
Debatte vom 11—13. Januar 1849, in welcher alle Möglichkeiten des 
Berhältniges von Defterreihh zu Deutichland gründlich erörtert wurden. 
Der döjterreichiihe Standpunkt war bejonders durch Schmerling vertreten, 
die Kritif des Gagern’schen Programms mit einem Verſuch zur Vermittlung 
durch den Sahjen-Weimarifchen Minifter v. Wydenbrugf, der Standpunft 
Gagerns außer durch ihn ſelbſt beſonders durch Beckerath, deſſen jchla- 
gender Ausſpruch: „Das Warten auf Oeſterreich iſt das Sterben der 
deutſchen Einheit“ zum geflügelten Wort wurde. Die Verhandlung war 
ihrem Inhalt nach eine der gründlichſten der Panlskirche, aber ſie brachte 
in der Hauptfrage keine Entſcheidung, indem der Wunſch, Oeſterreichs 
Verbleiben im deutſchen Reichsverband zu ermöglichen, doch vorherrſchend 
blieb. Die vom Reichsminiſterium erbetene Ermächtigung zu Verhand— 
lungen mit Oeſterreich wurde mit 261 gegen 224 Stimmen gewährt. 

Eine Fortſetzung der Debatten über die öſterreichiſche Frage waren 
die über das Reichsoberhaupt. Für diejenigen, welche den deutſchen 
Bundesſtaat ohne Rückſicht auf Oeſterreich geſtaltet wiſſen wollten und 
das Ausſcheiden Deutſchöſterreichs nicht ſcheuten, war es auch ſelbſtver— 
ſtändlich, daß nur an eine einheitliche Spitze der Reichsgewalt gedacht 
werden und daß nur Preußen dieſelbe bilden könne. Aber ſelbſt im Ver— 
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faffıngsansihur tauchten noch mannigfaltige Vorichläge auf: Wechjel der 
Neichsgewalt zwijchen Dejterreih und Preußen und etwa nod Bayern; 
ein dreiföpfiges Directorium; Wahlmonarchie für eine beſtimmte Reihe 
von Jahren oder auf Yebenszeit. Für erbliche Monarchie war wenigfteng 
eine relativ gejchlofiene Mehrheit mit fejten Ueberzeugungen vorhanden, 
aber es war zweifelhaft, ob fie in der Debatte den Sieg gewinnen winde. 
Tie Abſtimmungen vom 19. bi8 23. Januar ergaben eine große Mannig— 
jaltigfeit von Hauptvorfchlägen und Modifikationen, aber feine abjolute 
Majorität. Das Divectorium, welches bauptjächlih durch Dejterreicher 
und Bayern vertreten war, gewann nur 97 Stimmen, welden 361 ent: 
gegenftanden; der jechsjährige Turnus zwiichen Defterreih und Preußen 
nur 80 Stinmen gegen 377. Die Frage, ob ein regierender deuticher 
Fürſt zum Oberhaupt gewählt werden follte, wırde mit 258 gegen 211 
Stimmen bejaht, dagegen die Erblichfeit mit 263 Stimmen gegen 211 
verworfen. Die Wahl auf ſechs Jahre erhielt 196 gegen 264 Stimmen. 
Der Vorſchlag, dem Reichsoberhanpt den Titel eines Kaiſers zu ertheilen, 
wurde mit 214 gegen 205 Stimmen angenommen. 

Kaum war man mit diejen wichtigen, auf die Stellung des Neichs- 
oberhaupts bezüglichen Abjtimmumgen fertig, jo wurde eine Givcularnote 
der preußiichen Negierung vom 23. Januar befannt, welche, zunächſt an 
die deutjchen Regierungen erlafjen. auch dem Neihsminifterium mitgetbeilt 
wurde. Dadurd eröffnete jich für die Partei, welche die Hoffnung auf 
das Zujtandefommen des Berfafjungswerfes an den Wunjch einer Ber: 
fändigung mit Preußen gefmipft hatte, eine höchſt willkommene Ausficht. 
Wenn auch in diefer Mittheilung keineswegs eine Zuftimmung zu den 
Planen jener Partei ausgejprochen war, jo war doch die Bereitwilligfeit 
ausgedrüdt, im Einverftändnig mit der Majorität der Nationalverfammlung 
zu handeln. Dieſe Note gab derjelben den freundichaftlihen Rath, auf 
die Wünſche der Einzelvegierungen zu hören, und machte den Vorſchlag, 
da eine eigentliche Vereinbarung mit 37 Negierungen allerdings große 
Schwierigkeiten habe, dieſelben jollten ihre Anfichten über die fertigen 
Artikel der Verfaſſung fundgeben, damit fie vor der zweiten Leſung be- 
rüdjichtigt werden fünnten. Ueber das Verhältnis zu Oeſterreich ſprach 
ih das preußiſche Rundſchreiben feineswegs entſchieden aus, aber bezwei- 
jelte, ob die centralconftitutionelfe Richtung, die der Kaiſerſtaat neuejtens 
eingejchlagen habe, ihm den Eintritt feiner deutſchen Provinzen in den 
Bundesjtaat möglich machen werde, deutete, mit Beziehung auf die Ana- 
logie des Zollvereins, die dee eined Bundesftaates innerhalb des mit 
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Deiterreich zu Necht bejtehenden Bundes an, und näherte fi) damit dem 
Gagern'ſchen Programm eines engeren und weiteren Bundes. „ES wird," 
heißt es in dem Numndjchreiben, „ſowohl die Aufrechthaltung und Ent- 
wicklung des deutjchen Bundes, als die Erhaltung der dem Kaiferhaus 
gebührenden Stellung vollfommen vereinbar fein mit dem Zuſammentritt 
der übrigen deutſchen Staaten zu einem engeren Vereine, zu einem Bundes- 
ſtaate innerhalb de3 Bundes." Der Unterjchied dieſes preußiſchen Vor— 
ichlags von dem Gagern'ſchen war der, daß jener den alten Bundestag 
als den urſprünglichen und bereit vorhandenen Rahmen anjah, während 
diefer zuerft den neuen engeren Bundesstaat gejchaffen wiſſen, und hernach 
einen neuen weiteren Bund mit Defterreich ſchließen wollte. 

Dem preußifchen Rundſchreiben folgte alsbald eine öſterreichiſche 
Note vom 4. Februar an das Reichsminiſterium, worin Oeſterreich gegen 
jede Geftaltung des Bundesſtaats, in welcher der Kaiferjtaat mit jeinen 
deutjchen ſowie außerdeutichen Beftandtheilen feinen Raum haben würde, 
jein Veto einlegte. Die öfterreichiiche Negierung erklärt hier, fie erfenne 
das Bedürfnif der Wiedergeburt Deutichlands und die jich hieraus erge— 
bende Aufgabe eines engeren Verbandes der deutichen Staaten vollfommen an, 
und jei weit entfernt, von dem Werke der Einigung fich ausjchliegen zu wollen, 
vielmehr zur ernftlihen und aufrichtigen Mitwirkung bereit, vorausgejetst 
daß es ſich hier um Einigung, nicht um gänzliche Umfchmelzung der be> 
jtehenden Verhältniſſe handle, um Wahrung der verjchiedenen lebenskräftigen 
organischen Glieder Deutfchlands, und nicht um deren Aufhebung und 
Vernichtung. Die Geftaltung eines Einheitsjtaates aber, auf den es 
abgejehen zu fein fcheine, jei weder für Defterreich ausführbar, noch wün— 
ichenswerth für Deutfchland. Fir Oeſterreich nicht, weil er daſſelbe 
entweder aus dem neuen Dentjchland gänzlich ausichliegen, oder den Ver— 
band zwijchen den deutichen Erblanden und den nichtdeutichen Bejtandtheilen 
löſen würde. Eine ſolche Verfaffung abzulehnen gebiete Dejterreid) die 
Pfliht der Selbjterhaltung. Für Deutfchland paſſe der engere Bund 
nicht, weil dadurch den einzelnen Staaten jedes jelbftändige Yeben entzogen 
und auf einen künſtlich gefchaffenen Brennpunkt übertragen würde Da- 
gegen fchwebe der Faiferlichen Negierung ein nach Außen feſtes und mäch- 
tiges, im Innern ftarfes und freies, organifch gegliedertes und doch in 
fich einiges Deutſchland vor, und fie glaube eine Grundlage dazu bieten 
zu können, auf der alle deutjchen wie auferdeutichen Staaten des Kaijer- 
veihs ihren Plat finden könnten. Durchdrungen von der Weberzeugung, 
daß ein wirklich einiges Deutjchland nur geichaffen werden fünne, wenn 
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Oeſterreich und Preußen bei dem Baue Hand in Hand gehen, habe man 
zunächſt nach Berlin in dieſer Richtung Mittheilung gemacht, und vor— 
geſchlagen, das Werk der Vereinbarung in Frankfurt gemeinſam mit den 
Fürſten und zwar zunächſt mit den Königen Deutſchlands zu beginnen. 
Die beabſichtigte Verſtändigung mit Preußen ſei jedoch nicht erzielt worden. 
Oeſterreich betrete daher allein den Weg der Vereinbarung mit Frankfurt 
und erwarte, daß unerachtet der jüngſten Beſchlüſſe der Nationalverſamm— 
lang eine nach allen Seiten hin befriedigende Verſtändigung erzielt werden 
könne, wenn einmal die fertige Verfaſſung den deutſchen Regierungen 
vorgelegt ſein werde. Eines aber ſtehe feſt, daß die kaiſerliche Regie— 
rung in der Begründung eines einheitlichen Centralſtaates den Keim 
unheifvoller Spaltungen erkennen müßte, den Anlaß zur YZeriplitterung, 
nicht Einigung Deutjchlands. Jedenfalls müſſe man ſich gegen jede Unter: 
ordnung Dejterreihs unter eine von einem anderen deutfchen Fürſten ges 
bandhabte Gentralgewalt aufs Feierlichite verwahren. Es erhellte aus 
diefer Note, daR, jo nebelhaft auch die dee eines einigen und organic 
gegliederten Deutjchlands war, in welchem Defterreich mit feinen nicht- 
deutichen Yändern Raum finden jollte, Defterreich jedenfalls jeinen Kern 
bilden wollte, an welchen ſich die Königreiche als treue, zur SHeeresfolge 
verpflichtete Bafallen anfchliegen follten, fo dak der Kaiſer von Dejter- 
reich faktiich das Haupt des Staatenbundes wäre. Das war aber nicht 
das Ziel, das man in Frankfurt erſtrebte, nicht die Verwirklichung des 
nationalen Bundesjtaates, von dejien Idee die deutiche Bewegung aus— 
gegangen war. 

Die Mittheilung diefer Note, welche eine thatfächliche Protejtatton 
gegen die ganze Auffafinng des Einigungswerfes war, die den bisherigen 
Beſchlüſſen der Nationalverfjammlung zu Grunde gelegen hatte, machte 
einen höchſt niederichlagenden Eindrud, und felbjt die öfterreichifchen Ab- 
geordneten bevathichlagten, ob es mit ihrer Ehre verträglich fei, an dem 
Weiterbau der deutichen Verfaſſung theilzunehmen, wurden jedoch von 
einem aus ihrer Mitte, Somaruga, der fir ein öfterreichifchdeutiches 
Kaiferthum ſchwärmte, vom Austritt zurüdgehalten. Sie fetten ihre 
landsmannſchaftlichen Verſammlungen fort, und hieraus entwicelte fich die 
jogenannte großdeutiche Partei, welche jich außer den eigentlichen Deiter: 
reihern aus Ultramontanen, aus Theoretikern, die darauf beftanden, es 
müffe das ganze Deutichland fein, und aus unentſchiedenen Politikern, 
welchen die preußifche Parteiftellung nicht behagte, zufammenfegte. Da— 
gegen ſchloſſen jich Diejenigen, welche lieber einen territorial befchränften 
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als feinen deutschen Bundesſtaat wollten, um jo enger zufammen. Sie 
wurden von den Gegnern Kleindeutſche genannt, welche Bezeichnung fie 
in der Folge felbft gebrauchten, jo daß dieſe Parteibenenmungen bis in 
die neueſte Zeit fich erhielten. Jene Großdeutſchen beauftragten num am 
.11. Februar einen Ausihuß mit Ausarbeitung eines Verfaſſungsentwurfs, 
welcher Defterreih Raum gebe und deſſen Zuftimmung erlangen könne. 
Diefer Entwurf, von Welder verfaßt, ſchlug eine aus ſieben Mitgliedern 
bejtehende NeichSregierung mit einem Neichsftatthalter an der Spike vor. 
Defterreich und Preußen jollten je drei Jahre lang die Regierung führen 
und überdies den Vorzug erhalten, daß fie nicht nur ein Mitglied der 
Neichsregierung zu ftellen, jondern aucd zwei Stimmen zu führen haben 
joliten. 

Nachdem die beiden Großftaaten ſich über ihre Stellung zum Ber: 
fafjungswerf ausgejprochen hatten, gaben auch die Kleinftaaten ihr Votum 
ab. Der preufifche Bevollmächtigte bei der Gentralgewalt, Mlintjter 
Camphauſen, übergab am 24. Februar im Namen von 28 deutjchen 
Negierungen, worunter Baden die bedeutendfte war, eine Collectiverflärung, 
welche im Allgemeinen dem Berfafjungsentwurf der Nationalverfammtlung 
zujtimmend lautete, aber doch eine Menge Ausstellungen enthielt, die auf 
eine Beichränfung der Centralgewalt zu Gunften der Einzeljtaaten ab- 
zwedten. Sie beanjtandete die Ausdrüde Reich und Neichsgewalt, und 
wollte ftatt dejien Bundesftaat und Bundesgewalt, ferner wollte fie nichts 
von Neichsfteuern wiſſen, und auf das Recht, Conjuln zu ernennen, nicht 
verzichten. Cine fpätere Collectivnote verlangte auch ein abjolutes Veto 
für das Reichsoberhaupt. Aber noch viel ftärkeren Widerjpruch erhoben 
die don Oeſterreich bearbeiteten Königreihe, vor Allen Bayern, deſſen 
Geſandter in London, Graf Bray, ſchon am 28. December 1848 an 
Yord Palmerfton gefchrieben hatte, daß fein König zur Errichtung einer 
erblihen Kaiſerwürde für Deutichland nimmermehr feine Zuſtimmung 
geben wiirde, und fich in diefer Beziehung auf die Verträge von 1815 
und deren Garantie durch die europäiichen Mächte berufe. Aus Veran— 
lajjung des preußifchen Rundfchreibens erflärte ſich Bayern in einer Note 
vom 16. Februar aufs Beftimmtefte und Schärfjte gegen eine Berfaffung, 
welche Defterreich ausſchließe oder in die Stellung eines weiteren Bundes» 
verhältuifjes hinausdränge. Am 1. März folgte eine ausführlichere Er- 
Fäwing, welche die Proteftation gegen ein einheitliches Oberhaupt wieder- 
holte, ein Divectorium als die einzig mögliche Form der Bundesgewalt 
bezeichnete, und für die Neichsregierung ſolche Beſchränkungen forderte, 
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dak nicht viel Anderes als der alte Bundestag übrig geblieben wäre. 
Auch die beiden Kammern legten gegen ein Katjerthum und gegen das 
Ausscheiden Dejterreichs Verwahrung ein. Namentlich bejtand die bayertjche 
Regierung darauf, daß die bisherige Militärverfaſſung des Bundes bei: 
behalten werde, die ſich ja jo treiflich bewährt habe! Auch verlangte fie, 
daß die Zolleinfünfte nicht Für Bundeszwecke verwendet werden dürften, 
und daß der Aufwand für diefe nur wie bisher auf Matricularbeiträge _ 
der Einzelftaaten vertiefen werde. Die königlich ſächſiſche Negierung, 
deren demokratische Volfsvertretung ſchon früher das Recht in Anſpruch 
genommen hatte, über Annehmen oder Ablehnen der Reichsverfaſſung zu 
entjcheiden, gab am 24. Februar ebenfalls eine Erklärung ab, in welcher 
jie das füderative Princip betonte, Reichsſteuern als unftatthaft bezeich- 
nete, und gegen den Einheitsitaat, gegen Aufrichtung einer deutichen Kaiſer— 
würde und Ausſchluß Defterreihs protejtirte, dagegen einem aus Ber: 
tretern der Einzeljtaaten zu bildenden Directorium den umbedingten Vorzug 
gab. Der hannoverſche Gejandte erflärte ohne Inſtruction zu fein, über: 


gab aber acht Tage nad) der bayerifchen Erklärung, am 7. März, eme 


Anzahl Bemerkungen, welche im Wejentlichen auf die bayerijchen For: 
derungen hinausliefen. Wirtemberg allein wollte ſich den Beſchlüſſen 
der Nationalverfanimlung unbedingt unterwerfen, erklärte jedoch, es ver- 
möge der Bildung eines engeren Bundes im Bunde nicht das Wort zu 
reden, lege auf das Verbleiben Defterreihs im Bunde den größten Werth 
und wolle, wenn die Wahl eines einzigen Bundesoberhauptes den Aus: 
tritt Dejterreich8 zur Folge haben jollte, auf ein nur um dieſen Preis 
zu erzielendes einziges Oberhaupt verzichten und an dejien Stelle mit 
dem Directorium ji begnügen. Bald nad) diejen Aeuferungen der 
Einzeljtaaten lief eine neue Note aus Wien vom 27. Februar 1849 ein, 
welche beſtimmte Borichläge in Betreff der YBundesreform enthielt, nämlich 
ein Directorium, das zwilchen Defterreih und Preußen wechjeln und 
wobei diefe beiden Großftaaten je zwei Stimmen, Bayern eine und Die 
übrigen Staaten vier Stimmen haben follten. Bon einer dem Direc- 
torium zur Seite ftehenden Bolfsvertretung war aber nichts erwähnt. 
Alle diefe Erklärungen der verjchiedenen Regierungen zeigten dentlich, 
was man von einer DBerjtändigung mit ihnen zu erwarten habe, Es 
wäre höchftens eine verbejjerte Auflage des alten Bundestags geweſen, 
und fo drängte fich der Nationalverfammlung auf's Neue die Notbwendig- 
feit auf, unabhängig ihren Entwurf zu vollenden. Ihre Berathungen 
waren jo weit vorgejchritten, daß eine zweite Yejung des BVerfafjungs- 
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entwurfs im nächſter Ausficht ftand. Die großdeutſche Partei hatte große 
Anftrengungen gemacht, um eine Majorität für das von Defterreidh und 
den Königreichen begünftigte Directorium zu gewinnen, und es ſchien, 
daß wirklich bei einer nochmaligen Berathung und Abftimmung diejes 
Compromiß von zweifelhafter Lebensfähigfeit durchdringen werde. Da 
fam unerwartet die Kunde, daR am 4. März das öfterreichifche Mini— 
jterium den Reichstag aufgelöft und eine Gefammtftaatsverfafjung octroyirt 
habe, welche Defterreih als eine jelbftändige, untheilbare, unauflösliche 
Erbmonarchie verkündete und jeden Unterjchied zmijchen den einzelnen 
Provinzen für aufgehoben erklärte. Dieſe Verfaſſung enthielt zwar nichts 
anderes al3 die Erfüllung des Programms von Kremfier, aber die auf 
dafielbe gefolgten Erklärungen hatten hoffen laſſen, daß man nicht daran 
fejthalten würde. Jetzt aber war jede engere Berbindimg mit Deutſch— 
land ausgejchloffen, und nicht einmal mehr für die alte Bundesverfaflung 
Naum gelaffen. Da brach den ehrlichen Großdeutſchen, die fich Fein 
Deutſchland ohne Defterreich hatten denken können, die Geduld, und einer 
derjelben, Welcer, der mit dem ganzen Eifer feines gemüthlichen Patrio- 
tismus für die Feſthaltung Oeſterreichs eingetreten war, bradte am 
12. März zur allgemeinen Ueberrafhung einen Antrag ein, der alle groß- 
deutfchen Directorialplane über den Haufen warf und geradezu vorichlug, 
die einheitlihe Berfafjung anzunehmen und dem König von Preußen die 
zu begründende erbliche Kaiferwürde zu übertragen. Er erklärte bei der 
Begründung feines Antrags, die von der öfterreichifchen Negierung octro= 
pirte Verfaſſung habe ihn überzeugt, daß Defterreich, welches er bisher 
um jeden Preis bei Deutjchland erhalten zu müſſen geglaubt, fih an 
dem Bundesjtaat in feiner Form betheiligen wolle, und da Deutjchland 
nicht die Mittel beſitze, Defterreich zum Eintritt in denjelben zu zwingen, 
jo müſſe die Verfaffung ohne Rückſicht auf dafjelbe abgefchlofien werden, 
indem wegen der vielfachen Gefahren, womit von Seiten der europäijchen 
und deutjchen Diplomatie das ganze Wert bedroht werde, Eile dringend 
nöthig jei. Uebrigens wolle er feine Ueberrumpelung, ſondern wünsche, 
daß fein Antrag vor der Abſtimmung reiflich erwogen werde. Die Haupt- 
ſätze dejjelben lauten wie folgt: „Die geſammte deutjche Reichsverfaſſung, 
jo mie fie jet vorliegt, wird durch einen einzigen Gejammtbejchluß der 
Nationalverfammlung angenommen, und jede etwa heilfame Verbeſſerung 
den nächſten verfaflungsmäßigen Reichstagen vorbehalten. Die in der 
Verfaſſung feftgeftellte erbliche Kaiferwürde wird Sr. Majeftät dem König 
von Preußen übertragen. Die ſämmtlichen deutjchen Fürften werden ein: 
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geladen, großherzig und patriotiſch mit dieſem Beſchluß übereinzuſtimmen 
und ſeine Verwirklichung nach Kräften zu fördern. Es wird eine große 
Deputation der Nationalverſammlung abgeſendet, um Sr. Majeſtät dem 
König von Preußen die Wahl zum deutſchen Erbfaifer anzuzeigen. Seine 
Majeftät der Kaiſer von Defterreih, als Fürft der deutich-öfterreichiichen 
Yande, und die fämmtlichen Bruderftämme in diefen Landen find zum 
Eintritt in den deutſchen Bundesftaat und feine Verfaſſung jett und zu 
aller Zeit eingeladen." Welcker hoffte jo, durch das Gewicht einer 
vollendeten Thatjache, die Hindernifje zu überwältigen, die Umtriebe der 
Parteien und Diplomaten niederzufchlagen, die Bedenklichkeiten des Königs 
von Preußen zu überwinden und die Zuftimmung der Fürſten zu erobern. 
Dazu war es aber jest zu jpät; im Sommer 1848, zur Zeit der Er- 
richtung der provijorifchen Gentralgewalt, hätte jo etwas gelingen können, 
jegt war die Widerſtandskraft Defterreihs und der Königreiche zu jehr 
erftarft, die Parteibeftrebungen der Dejterreiher und der Demokraten 
ihon zu gut organifirt. Und dann war die naive Art, in welcher Welcker 
für Oefterreih den Beitritt offen laſſen und immer noch nicht ganz auf 
dafielbe verzichten wollte, zu jehr im Widerſpruch mit dem Entichluf, 
die Raijerfrone dem König von Preußen zu übertragen. Wäre die Ab- 
ſtimmung über Welcker's Antrag fogleich vorgenommen worden, fo wäre 
vielleicht doch, unter dem Eindrud der Entmuthigung und Entrüftung 
über die öfterreichiiche Gefammtftaatsverfaflung, eine Majorität zu Stande 
gefommen, aber am 21. März, welcher zur Abjtimmung anberaumt wurde, 
hatte die Stimmung jchon wieder etwas umgejchlagen und Defterreich 
indeffen jeine Yeute zu ſammeln umd zu bejchwichtigen gewußt. Zwar 
gaben auch die Defterreicher in der Nationalverfammlung nad der Kunde 
von der octropirten Verfaſſung ihre Sache verloren. Schmerling gab 
jeine Entlaffung als Bevollmächtigter bei der Centralgewalt ein, weil 
für die Fortführung feines Amtes die rechtliche Baſis fortfalle; der 
Unterftaatsjecretär v. Würth, Arneth, Kaifer traten aus der National- 
verjammlung aus, Mackowiczka und E. Rößler blieben zwar darin, er: 
Härten aber, fie würden für die Kaiferwahl des Königs von Preußen 
ftimmen. Jedoch wurde Schmerlings Entlafjungsgefuch nicht angenommen, 
und Schwarzenberg belehrte ihn: „nur iu einen Bundesftaat, welcher 
die Selbjtändigfeit der Einzelftaaten vernichtet, kann und will Oeſterreich 
nicht eintreten. in jolches Ertrem ift aber mit dem Begriff des Bundes— 
ftaates nicht nothwendig verknüpft. Man kann fich denjelben aud jo 
denfen, daß dem Auslande gegenüber ein einiges Deutjchland auftritt, 
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im Inneren den verjchiedenen Staaten ımd Stämmen eine vernünftige 
Gemeinjamfeit der materiellen Intereſſen und der nationalen Rechts— 
inftitutionen gewahrt bfeibt. In einen ſolchen Bundesjtaat einzutreten 
ift Defterreih jeden Augenblid bereit." Schmerling ließ ſich halten, 
für ihn war der bevorftehende Banferott der Nationalverfammlung ja 
ohnehin gewiß. Noch vor diejer Antwort auf jein Entlafjungsgeiud) war 
ein Schreiben Schwarzenbergs an ihn abgegangen, in weldem die Be- 
dingungen mitgetheilt waren, umter denen die öfterreichiihe Regierung 
ſich entjchliegen könnte, in ein bundesftaatlihes Verhältnis mit Deutich- 
land einzutreten. Letzteres müßte in eine Anzahl großer Kreiſe einge: 
theilt werden, von denen Dejterreich als Geſammtſtaat einen zu bilden 
hätte (demm es jei Yebensbedingung für Defterreich, jeine Provinzen nicht 
aus dem engen VBerbande zu reißen, der die Monarchie zur Einheit ge- 
ftalte), und deren Vertretung bei der Gentralgewalt lediglich in einem 
Staatenhauſe bejtehen dürfe, welches aus Ausſchüſſen zufammengejett jet, 
die aus der Vereinbarung zwijchen Regierung und Ständen hervorgehen, 
und welches nicht durch eine über oder neben ihm ftehende Volksvertretung 
gelähmt würde. Auf dieſe Bedingungen Hin jei die öfterreichiiche Re— 
gierung bereit, ein großes, ſtarkes Deutjchland mit gemeinfamer Ver— 
tretung nad) Außen aufrichten zu helfen, wollte man dagegen den Bundes: 
jtaat aus anderen Elementen zujammenjegen, jo wirde jich Oeſterreich 
verpflichtet erachten, jich den Gefahren zu entziehen, die aus dem Wider: 
jtreit der Gewalten für das ganze Neich ſich nothwendig ergeben müßten. 
Damit hatte nun allerdings Fürſt Schwarzenberg feine wahre Meinung 
und das Ziel ausgejprochen, das den weltmonarchiichen Ueberlieferungen 
der habsburgiichen Dynajtie entipriht. ‚Das neue Reich follte aljo ein 
durch Deutichland vergrößertes Oeſterreich fein. Defterreih, das nad) 
jeinem damaligen Umfang an Flächenraum und Volkszahl dem übrigen 
Deutichland überlegen war, jollte da8 herrichende Hauptreich fein, und 
die einzelnen Staaten Deutichlands den Kreis der Bundesgenoſſen bilden, 
deren Machtmittel der Negierung des Hauptlandes zur Verfügung geftellt 
wären. Bon einer Gfleichberechtigung Preußens hätte Feine Rede fein 
können, dafjelbe wäre eben eines der Defterreich unterworfenen Königreiche 
gewejen. Die in Deutichland erftrebte Gejammtvertretung der deutjchen 
Nation war bei diefem Plane principiell zurüdgewiejen. In der That 
hatte die öfterreichiiche Negierung durch die Frechheit, mit der fie dem 
nad Einigung und Freiheit ringenden Deutichland ſolche Anerbietungen 
machte, demjelben eine Schmach zugefügt, auf welche das Abbrechen aller 
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weiteren Verhandlungen und die Errichtung eines deutſchen Bundesftaates 
mit Ausschluß Defterreihs die allein richtige Antwort geweſen wäre. 
Man follte meinen, die Freunde Defterreihs in Deutjchland hätten nun 
genug gehabt. Aber feineswegs; ihre Geduld war unerfchöpflich, immer 
famen jie wieder auf die alten abgedroſchenen Einwendungen gegen das 
Ausscheiden Defterreichs zurüd, die Verſuche, wieder anzufnüpfen, wınden 
immer widerholt, der Glaube an die trügeriichen Verheißungen der öfter: 
reihiichen Staatsmänner war ıumvertilgbar. 

Kehren wir zu Welcker's Antrag und den Verhandlungen der National- 
verfammlung zurüd. Am 21. März fammelte Defterreich feine Getreuen 
und warb unter den Reihen der preußenhaflenden Linken mit folchem Er: 
jolg Verbündete, daß der Antrag Welcker's, obgleih mit großer Beredt— 
ſamkeit vertheidigt, durch eine Mehrheit von 2833 gegen 252 Stimmen 
verworfen wurde. Das Minifterium Gagern bot nach diefer Niederlage 
feine Entlaffung an, da fein Programım nun Feine Ausjicht auf Annahme 
mehr zu haben fchien, mußte aber bleiben, weil es unmöglich war, im 
jetigen Augenblid ein neues zu bilden Der Nathlofigfeit unerachtet, 
wurde die Verhandlung über die Verfaſſung fortgejegt und mit möglichiter 
Eile zu Ende getrieben. Am 23. März begann die zweite Leſung. Die 
Politif der Linken ging dahin, durch Aufnahme radikaler Beftimmungen 
die Macht des Reihsoberhauptes möglichjt zu beichränfen, wobei jie die 
Defterreicher, die Particnlariften und die Ultramontanen zu Bundesgenojfen 
batten, da diefe hierdurch die Verfaffung für Preußen unannehmbar zu 
machen hofften. Leider halfen dazu die Erbfaiferlichen jelbft mit, inden 
fie der Gegenpartei Zugeftändniffe machten. Sie ließen fi) nämlich das 
abjolute Beto, das dem Oberhaupt zugeftanden war, in ein dreimaliges 
juspenjives abſchwächen, und verfprachen, das Wahlgefeß für den Reichs: 
tag, das bei der erjten Leſung fast ohne Beichränfung allgemeines directes 
Wahlrecht feftgejett hatte, nicht zu beanftanden. Auf diefe Weile ges 
wannen jie etwa 30 Stimmen. Am 27. März fam man endlich zur 
Abjtimmung über die Wahl eines Oberhaupts. Die Uebertragung diejer 
Würde am einen regierenden deutjchen Fürſten wurde mit 279 gegen 
255 Stimmen, und die Erblichkeit derjelben mit 267 gegen 263 votirt. 
Der Kaiſertitel jiegte mit einer Majorität von 24 Stimmen, Am 
28. März jchritt man zur Kaiferwahl, Don den anmejenden 538 Mit: 
gliedern wählten 290 den König Friedrich Wilhelm von Preußen zum 
deutichen Kaijer, 248 Abgeordnete: Defterreiher, Bayern, Ultramontane 
und Linke, enthielten fi) der Abftimmung. Eine Deputation von 
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34 Abgeordneten wurde jofort gewählt, um dem König Friedrich Wil- 
beim IV. von Preußen die Kunde feiner Wahl zum deutfchen Kaifer zu 
überbringen. Ehe wir jeine Antwort vernehmen, müſſen wir aber bie 
Berfafjung näher anfehen, auf deren Grund er die Vorftandfchaft des 
deutjchen Reiches übernehmen ſollte. 

Der Kaijer ift nach dieſer Verfafjung der erbliche Träger der mit 
den wejentlichjten echten einer conftitutionellen Monarchie ausgeftatteten 
Gentralgewalt. Dieje hat die völferrechtliche Vertretung des ganzen 
deutjchen Reiches, ſowie der einzelnen deutichen Staaten. Ihr fteht aus: 
ſchließlich das Recht des Krieges und Friedens zu, jowie die Verfügung 
über die ganze bewaffnete Macht, Yandheer und Flotte. Der Kaifer hat 
im Namen der Neihsgewalt Bindniffe und Berträge mit auswärtigen 
Mächten zu fchließen, Gejandte und Conſuln zu ernennen. Er hat die 
Befugniß, den Neichstag zu berufen, zu jchliegen und aufzulöfen, dem- 
jelben Gefetesvorichläge zu machen, und die vom Neichstag beichlofjenen 
Geſetze zu verkünden und zu vollziehen. Iſt der Kaifer mit ‚diefen Be: 


ichlüffen nicht einverſtanden, fo fann er dreimal fein Veto einlegen und 


dreimal den NeichStag auflöfen, muß aber dann zuftimmen. Alle dieſe 
Gewalt übt er durch die von ihm ernannten, aber dem Reichstag ver: 
antwortlichen Minifter aus. Neben der ynitiative zur Geſetzgebung hat 
die Neichsgewalt aud die Oberaufjiht über das Verkehrsweſen, Zoll 
und Münze, und die Aufgabe, in allen diejen Gebieten möglichfte Einheit 
herzuftellen. Zur Beftreitung der Ausgaben für die von Reichswegen 
auszuführenden Mafregeln und Einrichtungen ift die Neichsregierung auf 
die Einkünfte aus den Zöllen und die gemeinfamen Productions: und 
Verbrauchsſteuern angewiefen, hat aber auch das Necht, injoweit dieje 
Einkünfte nicht ausreichen, Matricularbeiträge von den Einzeljtaaten ein: 
anziehen, und in außerordentlichen Fällen auch Reichsfteuern aufzulegen 
und zu erheben, ſowie Anleihen zu machen. Der Kaifer bezieht eine 
Givillifte, welche durch den Reichstag feftgefegt wird. Die einzelnen 
Staaten behalten alle diejenigen Rechte, welche nicht ausdrücdlich der 
Neichsgewalt übertragen find. Was ihnen bleibt, ift die Verwaltung 
im engeren Sinne, die Feſtſetzung, Erhebung und Verwaltung der Grund: 
und Gewerbeſteuern, die Rechtspflege, die Handhabung der Polizei, die 
Leitung des Unterrichtswejens. Da der Neichsgewalt die oberfte Yeitung 
und Organifation des Heerweſens zujteht, und die Stärfe der Heeres: 
macht durch ein mit dem Reichstag zu vereinbarendes Wehrgeſetz beftimmt 
werden foll, jo hat der Einzelftaat nur die Ausführung der von dem 
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Reichsminiſterium erlaſſenen Anordnungen, die Ausbildung der einzelnen 
Truppen und die Ernennung der Offiziere, mit Ausnahme der Ober: 
befehlshaber jelbftändiger Heeresförper. Der Reichsregiekung fteht die 
Tolfsvertretung, der Reichstag zur Seite. Diejer befteht aus zwei 
Häufern, einem Staatenhaus und einem Bolfshaus. rjteres wird ge: 
bildet aus Vertretern der Einzeljtaaten, die zur Hälfte von den Regie— 
rungen ernannt, zur andern Hälfte durch die Volfövertretung der be- 
treffenden Staaten auf je ſechs Jahre gewählt werden. Ihre Zahl beträgt 
mit Einfluß Deutjchöfterreihs 192 Mitglieder; jo lange die deutjch- 
öjterreihiichen Lande am Bundesjtaat feinen Theil nehmen, werden die 
auf Defterreich fallenden 38 Mitglieder auf eine Anzahl der anderen 
deutichen Staaten vertheilt, von welcher Vermehrung aber Preußen, das 
hen 40 Mitglieder hat, ausgejchloffen it. Das Volkshaus bejteht aus 
Abgeordneten des Volkes, die von allen volljährigen, d. h. 2djährigen 
unbefcholtenen Deutſchen je auf drei Jahre jo gewählt werden, daß auf 
100,000 Seelen je ein Volksvertreter fommmt. Wenn fich jedoch in einem 
Einzeljtaat bei Bildung der Wahlfreife ein Ueberſchuß von 50,000 Seelen 
ergibt, jo ift hierfür ein bejonderer WahlfreiS zu bilden. Die Wahl: 
berechtigung ift eine durchaus allgemeine, an feinen Cenſus, an feine 
Stenerquote gebunden. Die Wählbarkeit ift ebenſo unbeſchränkt. Rechts: 
gültige Beichlüffe der Volfsvertretung fünnen nur durch Uebereinftimmung 
beider Häufer zu Stande kommen. Als Bürgjchaft für die Reichsver— 
jaflung und den öffentlichen Rechtszuſtand des Reiches wird ein Neichs- 
gericht eingefetst, mit vollfter Competenz in allen ftaatsrechtlichen Fragen 
des Reiches umd der Einzeljtaaten. Ein bejonderer Abjchnitt über die 
Grundrechte des deutſchen Volkes bejtimmt die perjünlichen Nechte der 
Deutſchen, die fhon am 27. December 1848 als vechtsgültig verkündet, 
aber nur von den Hleineren deutichen Stmaten angenommen waren; Dejter: 
veih, Preußen, Bayern und Hannover hatten die Anerkennung verweigert. 

Dies war alfo die Verfaffung, welche der König von Preußen an— 
nehmen mußte, wenn er deutjcher Kaifer werden wollte. Mit großer 
Spannung harrte die Nationalverjanmfung und das ganze deutjche Volk 
auf die Antwort des Könige. Wie fie ausfallen wirde, war ſowohl 
nad jeinen bisherigen Aeuferungen, als nad) jeinem ganzen Charafter 
jehr zweifelhaft. Er hatte fich wiederholt ausgeiprochen, daß er die deutjche 
Krone von der Nationalverfammlung allein nicht würde annehmen können, 
fondern nur, wenn auch die deutſchen Fürften einverftanden wären. Er 
war von einem faft religtöjen Glauben an die legitimen Rechte der Fürſten 

7* 
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befeelt und hatte überhaupt eine große Scheu vor Anerkennung revolu- 
tionärer Prigipien, welche durd) die Erlebnifje des vergangenen Jahres 
nur verftärft worden war, Daß gefährlihe Berwidelungen mit aus: 
wärtigen Mächten in Ausficht ftehen würden, das mußte er mit Be- 
ftimmtheit in Nechnung nehmen, und in der ihm angebotenen Verfaſſung 
waren manche Punfte, die ihm bei feinen politiichen Ueberzeugungen ein 
Anftoß fein mußten. Die Beichränfung des Veto's gegen Beichlüffe der 
Volfsvertretung auf blos _dreimalige Suspenfion, das Wahlgeſetz, welches 
allem Volk, auch dem_ungebildeten und befiglofen, den gleichen Einfluß 
gab, waren Beltimmungen, gegen welche das monarchiſche Princip einen 
ihmweren Stand hatte. Bei Erwägung diefer Verhältniſſe konnte fich 
die Partei der Nationalverfammlung, welche die Wahl des Königs von 
Preußen durchgejett hatte, faum Hoffnung machen, daß er diefe Wahl 
annehmen und die daraus erwachſende Aufgabe mit Kraft und Ausdauer 
durchführen werde. Doch fehlte es der erblaiferlihen Partei auch nicht 
an Gründen für ihre Hoffnung, daß der König einen ihren Wünſchen 
günftigen Entjchluß faffen werde. Für feinen auf das Große und Ideale 
gerichteten Sinn mußte die Kaiferfrone doch lockend fein; der Beruf des 
Neichgoberhauptes war ja eben das, was er am 21. März 1848 jelbft 
als feine Aufgabe verfindet hatte; feinen confervativen Bedenken fonnte 
ja aud die Erwägung ein Gegengewicht geben, daß ein Ablehnen der 
Wahl und das daraus fi) ergebende Scheitern des Einigungswertes’ 
Deutſchland in eine gefährliche Krifis ftürzen und der Revolution Thür 
und Thor öffnen wiirde. Man hoffte, feine Umgebung würde ihn be- 
jtimmen, namentlih wußte man von General Radowig und von dem 
preußiſchen Gejandten in Yondon, Bunſen, der damals in Berlin war, 
daß fie in diefem Sinne auf ihn einwirfen würden. Auch hoffte man 
eine günftige Einwirkung der allgemeinen Stimmung in Deutjhland uud 
Preußen, die ungeachtet des vorangegangenen Schwanfens jett jehr für 
den Abſchluß der Verfaffungsfrage war. Der Widerftand, welchen Dejter: 
reich und die deutfchen Fürften entgegenfegen fonnten, war am Ende 
nicht jo mächtig. Eben das Oeſterreich, das ſich jo jchroff gegen den 
deutichen Bundesſtaat ausgefprochen hatte, war felbjt noch meit davon 
entfernt, einen feſt gejchloffenen, organifirten Einheitsförper zu bilden; 
es war im Kampf mit zwei großen Provinzen, mit Ungarn und Italien, 
und dadurd fo befchäftigt und gelähmt, daß es fich nicht wohl mit Nach— 
druck in die deutfchen Angelegenheiten mifchen konnte. Und dann, was 
die deutfchen Fürften betraf, jo war es doch fraglich, ob fie durch Wider: 
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Ipruch gegen die Kaifergewalt die Bewegung verlängern wollten, oder 
vorzogen, durch Unterwerfung zur Herftellung der Ruhe und Ordnung 
beizutragen. Und jelbit die Gefahr des Widerſpruchs der auswärtigen 
Mächte war nicht jo ſchlimm, wenn die Sache raſch durchgefegt werden 
lounte. 

Die Deputation der Nationalverſammlung*), welche den Auftrag 
datte, dem König von Preußen die Nachricht von feiner Wahl zum deutjchen 
Kaiſer zu überbringen, reifte langjam, wm dem Könige Zeit zu reiflicher 
Ueberlegung zu laſſen. Am 2. April traf fie in Berlin ein. An dem- 
jelben Tage bejchloffen beide Kammern eine Adreffe an den König, worin 
fie ihn baten, gemäß feiner Erwählung die Yeitung der Geſchicke des 
Vaterlandes zu übernehmen, dabei aber auch der obwaltenden Schwierig: 
feiten gedachten. ‚Am 3. April hatte die Deputation Audienz bei dem 
König, zu welcher fie mit gefpannter, mehr ängitlicher als freudiger Er- 
wartung eintrat. Der König erklärte: er erfenne in dem Beſchluſſe der 
deutichen Nationalverfammlung die Stimme der Vertreter des deutjchen 
Bolfes, diefer Auf gebe ihm ein Anrecht, das er zu fchägen wifle, und 
er ſpreche ſeinen Dank für diefes Vertrauen aus. „Aber“, fuhr er fort, 
„Ih würde ihr Vertrauen nicht rechtfertigen, ich würde dem Sinne des 
deutihen Volkes nicht entfprechen, ich würde Deutjchlands Einheit nicht 
aufrichten, wollte ich, mit Verlegung heiliger Nechte und meiner früheren 
ausdrüdlichen und feierlichen Verſicherungen, ohne das freie Einverſtändniß 
der gefrönten Häupter, der Fürſten und freien Städte Deutjchlands, eine 
Entſchließung faſſen, welche für fie und für die von ihnen regierten deut: 
Ihen Stämme die entjchiedenften Folgen haben muß. An den Regierungen 
der einzelnen deutjchen Staaten wird es daher jett fein, in gemeinfamer 
Berathung zu prüfen, ob die Verfaffung den Einzelnen wie dem Ganzen 
frommt, ob die mir zugedadhten Rechte mich in den Stand fegen würden, 
mit ftarfer Hand, wie ein ſolcher Beruf es von mir fordert, die Geſchicke 
des großen deutjchen Vaterlandes zu leiten und die Hoffnungen feiner 
Völfer zu erfüllen. Deſſen aber möge Deutjchland gewiß fein, und das, 
meine Herren, verfündigen Sie in allen feinen Gauen: bedarf es des 
preußiſchen Schildes und Schwertes gegen äußere oder innere Feinde, 
jo werde ich auch ohne Auf nicht fehlen. Ich werde dann getrojt den 


—— 





*) An der Spitze berfelben war der Präfident Simfon, von den übrigen Mit- 
gliedern nennen wir E. M. Arndt, Dahlmann, Mittermaier, Fr. v. Raumer, Rümelin, 
dv. Soiron, Stenzel, Zachariä von Göttingen. 
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Ad 


Weg meine Haufes und meines Volkes gehen, den Weg der deutjchen 
Ehre und Treue.” 

Diefe Erflärung war der Frankfurter Deputation eine fchmerzliche 
Enttäufhung; wenn fie ſich aud) auf Vorbehalte und Einwendungen gefaßt 
gemacht hatte, fo hatte jie Doc) nicht erwartet, daß der König der National: 
verfammlung die Befugniß, ohne die Fürften das deutiche Verfaſſungs— 
werk feitzuftellen, jo gänzlich abjprechen wiirde. Doc einem Mitglied 
der Deputation konnte diefe Ablehnung nicht unerwartet fein. E. M. Arndt 
hatte in jenen Tagen, in welchen die Erklärungen von Defterreih und 
Bayern das Gelingen des Einheitswerfes fo ſehr in Frage ftellten, an 
den König gejchrieben, ihn an fein Wort vom 21. März 1848 erinnert 
und jich darauf berufen, daß er ſich für einen ehrlichen, ſtarken deutjchen 
Bundesftaat, ftatt des unehrlichen und jchwächlichen früheren Staaten- 
bundes erklärt habe, er habe gelobt, alle feine Macht und die Stärke 
jeines Volkes für die Stärke und Macht Deutfchlands einzufegen. Diefes 
königliche Wort, die ftarfe Bindung diefes Bundes, welcher Preußen und 
Deutjchland in Eins verwandle, jei die einzige Möglichkeit, die Ehre 
und Herrlichkeit Deutjchlandg zu retten. Nur wenn der König von Preußen 
als Halter und Netter Deutjchlands ſich an dejjen Spite ftelle, könnten 
die Liſten Defterreihg, das Deutichlands Ehre und Macht feit drei Jahr— 
Hunderten verzettelt und verjchleppt habe und es jet wieder in's Schlepptau 
nehmen wolle, und die bei einem Directorium unvermeidliche rothe Re— 
publif überwunden werden. In der Weije eines altteftamentlichen Pro- 
pheten bejchwor er den König und machte ihm die Annahme des von 
der Nationalverfammlung angebotenen Berufes zur Gewiffenspflicht. Hier— 
auf antwortete der König, in voller Anerkennung des Sinnes, in welchem 
Arndt zu ihm gefprochen hatte, in einem Schreiben vom 18. März in 
der Hauptjache Folgendes: „Die große Verſammlung, die jich deutjche 
Reichs- oder Nationalverfammlung nennt, von der ein erfreulich großer 
Theil zu den beften Männern des großen VBaterlandes gehört, hat weder 
eine Krone zu geben nod zu bieten. Sie hat eine Verfaſſung zu ent- 
werfen und demnächſt mit allen von ganz Europa anerkannten vegierenden 
Herren und Städten Deutjchlands zu vertragen. Wo ift der Auftrag, 
der diefe Männer berechtigt, über die rechtmäßigen Obrigfeiten, denen 
jie gejchworen, einen König oder Kaifer zu jegen? Wo ift der Rath 
der Könige und Fürften Deutſchlands, der nad taufendjährigem Her— 
fommen dem heiligen Reich feinen König kürt, und die Wahl dem Volke 
zur Bejtätigung vorlegt? Ihre Verſammlung hat fich der Bildung dieieg 
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Rathes, der Darftellung der deutjchen Obrigfeiten im neuen Centrum 
der Nation ſtets widerjegt. Das ift ein ungeheurer Fehler, man darf 
e3 eine Sünde nennen — jetzt zeigen fich die Folgen diefer Sünde, jett 
fühlt Jedermann zu Frankfurt, auch die, denen Urjache und Wirkung 
nicht Har iſt, daß man daſelbſt bei jo viel Verdienft, jo großen Mühen 
und tbeilweile jo reiner Abjicht, an einer gewijlen Unmöglichkeit Taborirt. 
Glauben Sie, dak Herz und Bein durchichütternde Scenen, Worte und 
Beichlüffe des Parlaments das Unmögliche möglich machen fünnen? Doc) 
gejett, mein theurer Arndt, die Sünde wäre nicht begangen, oder jie 
wiirde noch gut gemacht, uud der ächt und recht vereinte Rath der Fürften 
und des Volkes kürte in der alten Wahljtadt und böte mir die alte, 
wahre, rechtmäßige, taufendjährige Krone der deutichen Nation — nun 
verweigern und nehmen, bier zu handeln wäre heute thunlich — aber 
antworten würde ich, wie ein Mann antworten muß, wenn ihm die höchfte 
Ehre diejer Welt geboten wird. Doc ad), jo jteht es nicht! Auf eine 
Botjchaft, wie jie mir aus Frankfurt droht — geziemt mir das Schweigen. 
Ich darf und werde nicht antworten, um Männer, die ich ehre und Liebe, 
auf die ich mit Stolz, ja mit Danfbarfeit blicke, nicht zu beleidigen, denn 
was würde mir geboten? Sit diefe Geburt des gräßlich kreiſenden Jahres 
1848 eine Krone? Das Ding, von dem wir reden, trägt nicht das 
Zeichen des heiligen Kreuzes, drückt nicht den Stempel von „Oottes 
Gnaden“ aufs Haupt, ijt feine Krone. Es ift das eiferne Halsband 
einer Knechtichaft, durch welches der Sohn von mehr als 24 Negenten, 
Kırfürjten und Königen, das Haupt von 16 Millionen, der Herr des 
treueften und tapferjten Heeres der Welt, der Revolution zum Yeibeigenen 
gemacht würde. Und das jei ferne! Der Preis des Kleinodes müßte 
obenein das Brechen meines dem Yandtage am 26. Februar gegebenen 
Wortes jein: „Die VBerftändigung mit der deutichen Nationalverfanunlung 
über die zukünftige Verfaflung des großen Baterlandes im Verein mit 
allen deutjchen Fürften zu verfuchen." Ich aber breche weder diejes, 
no irgend ein anderes gegebenes Wort. Es will mid) fajt bedinfen, 
mein theurer Arndt, al3 walte in Ihnen ein Irrthum, den Sie freilich 
mit vielen anderen Menjchen theilen, al3 ſähen Sie die zu befämpfende 
Revolution nur in der fogenannten vothen Demokratie und den Com: 
muniften — der Irrthum wäre jchlimm. Jene Menſchen der Hölle und 
des Todes können ja nur allein auf dem lebendigen Boden der Revo— 
(ution wirken. Die Nevolution it das Aufheben der göttlichen Ordnung, 
das Beraten, das Beleitigen der rechten Ordnung, fie lebt und athmet 
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ihren Todeshauch, fo lange unten oben und oben unten ift. Go lange 
alfo im Centrum zu Frankfurt die deutjchen Obrigfeiten feine Stätte 
haben, nicht obenan im Rathe figen, welcher der Zukunft Deutſchlands 
eine Zukunft zu geben berufen ift, fo lange fteht dieſes Centrum unter 
dem Spiegel des Revolutionsſtromes und treibt mit ihm, fo lange hat 
e8 nichts zu bieten, was veine Hände berühren dürfen. ALS deutjcher 
Mann und Fürft, deifen Ja ein Ya vollfräftig, defien Nein ein Nein 
bedächtig, gehe ich in Nichts ein, was mein herrlich Vaterland verkleinert 
und daljelbe dem gerechten Spotte feiner Nachbarn, dem Gerichte der 
Weltgejchichte preisgibt, nehme ich Nichts an, was meinen angeborenen 
Pflichten nicht ebenbürtig ift, oder ihnen hindernd entgegentritt. Dixi 
et salvavi anımam meam.“ 

MNach diefer Erklärung konnte Niemand von dem König eine zufagende 
Antwort auf die Botjchaft der Kaiferdeputation erwarten. Arndt aber 
durfte feinen Colfegen weder von jeiner Anfrage, noch von dem Brief des 
Königs etwas mittheilen, da der König ihm die ftrengfte Geheimhaltung 
zur Pflicht gemacht hatte. Erjt nad) dem Tode Beider wurde die Cor- 
rejpondenz veröffentlicht. *) Uebrigens muß ‚man wohl annehmen, daß 
Arndt jelbjt nach diefem auf eine, wenn auch bedingte, Zuſage des Königs 
nicht ganz verzichtet hatte. Man wollte damals in Berlin wijjen, der 
König habe gefchwanft und fei jogar für die Annahme gejtimmt gewejen, 
jet aber Tags zuvor auf einer Jagdparthie, an welcher der öfterveichifche 
Sejandte, Freiherr v. Profefh, Theil genommen, von diefem zur Ab- 
lehnung bejtimmt worden. Dies ift nad) obigem Brief mehr als un- 
wahrſcheinlich. 


*) Zuerft im Halleſchen Volksblatt von Stadt und Land, und dann in der Auge- 
burger Allg. Zeitung 1861, 22. Januar oder Nr. 22 Hauptblatt. 


Fünftes Kapitel. 


Die Nationalverfammlung, von Friedrich Wilhelm IV. Ablch: 
nung der Staiferwahl, bis zu ihrer Auflöfung. 


Wie Triumphatoren waren die Abgefandten der Nationalverfammlung 
ausgezogen, jagt ein Gefchichtichreiber jener Zeit*), und wie verfprengte 
Flüchtlinge fehrten fie zurüd. Es war der Eindruck einer verlorenen 
Schlacht, einer unzweifelhaften Niederlage, welche die Nationalverjanmt- 
(ung erlitten hatte, Der Anfpruch, das BVerfaffungswerf aus eigener 
Macht zu vollenden, war entjchieden zurückgewieſen, und die Verfaſſung 
nur als ein Entwurf, als Grundlage für die gemeinfame Berathung der 
Negierungen behandelt. Diejenigen, welche immer das Bereinbarumgs- 
prinzip feftgehalten hatten, waren gerechtfertigt und wollten nun Vertagung 
des Parlaments, um den Regierungen Zeit zur Berathung zur laffen. 
Die Yinfe, der es mehr um die Geltung der Grundrechte, um die Befug- 
niſſe der gemeinfamen VBolfsvertretung zu thun war, als um die Cen— 
tralgewalt, wollte die Verfaſſung beibehalten und nur die Oberhauptsfrage 
offen laſſen. Die Freunde des Directoriums glaubten, jett blühe ihr 
Weizen, und man dürfe nur ftatt des Erbfaifers das Directorium als 
Schlußſtein einfügen. Wieder Andere verlangten, der Habsburger ſolle 
jet die vom Hohenzoller zurücgewiefene Krone aufnehmen. So meit 
dieje Ziele auch auseinander gingen, jo fanden e8 doch alle Parteien in 
ihrem nterefje, die von der Berfammlung angenommene Verfaſſung un: 
verändert feitzuhalten, und es wurde in Folge einer Verabredung der 
Gentren und der Linken am 11. April ein gemeinjamer Antrag von 
Kierulf und Vogt eingebracht und mit 276 Stimmen gegen 159 ange: 





*) Siehe N. Haym, Die deutiche Nationalverfammlung, Schlufberiht S. 27. 
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nommen, wonach die Nationalverfammlung feierlih vor der deutſchen 
Nation erklärte, an der in zweiter Leſung beſchloſſenen Verfaſſung un— 
wanbelbar feithaften zu wollen, und ein Ausfhuß von 30 Mitgliedern 
wurde beauftragt, diejenigen Mafregeln zu berathen, weiche zur Durd): 
führung diejes Beichluffes nöthig erfchienen. Diefer Ausſchuß war aus 
Angehörigen der preußischen Partei wie Droyjen und Dunder, aber auch 
der Linfen wie Ludwig Simon und Vogt zufammengejett, und es war 
nicht zu eriwarten, daß diefes unnatürliche Bündniß von Dauer fein könne, 

Um Tage nad) der Audienz der Frankfurter Deputation, d. 4 April, 
erließ die preußiſche Regierung eine Circularnote an die deutſchen Negie- 
rungen, in welcher die Antwort des Königs mitgetheilt und erläutert wurde, 
E3 wird darin gejagt, S. Maj. habe die Bereitwilligfeit, an die Spige 
Deutjchlands zu treten, erklärt, aber auch auf der audern Seite daran 
fejtgehalten, daß die Verfaffung Deutjchlands nur im Wege der Bereit: 
barung fejtgeftellt werden, und die getroffene Wahl nur durd das freie 
Einverſtändniß der Negierungen zu voller NRechtsgiltigfeit gelangen Fünne. 
Seine Maj. fei nun, dem ergangenen Rufe Folge leiftend und eingedeuf 
der Anfprüche, welche ihm Preußens Stellung in Deutichland gewähre, 
entichloffen, an die Spige eines deutfchen Bundesjtaates zı treten, der 
aus denjenigen Staaten fich bilden werde, welche aus freiem Willen fich 
demſelben anfchließen wollen. Die Formen diefes Yundesftaates würden 
wejentlic) davon abhängen, wie viele und welde Staaten ſich demfelben 
anschließen. Am Zuſammenhang damit wurden nun die Regierungen 
aufgefordert, Bevollinächtigte in Frankfurt zu beftellen, welche eine Erklä— 
rung darüber abzugeben hätten, ob und unter welchen Bedingungen fie 
geneigt wären, dem Bundesjtaate beizutreten. Da diefe Note in directem 
Widerfpruch mit dem Beſchluß der Nationalverfanmmlung vom 11. April 
ftand, jo verfuchte nun das Neichsminifterium eine Verftändigung anzu— 
bahnen. Aut 14. April berief der Präfident defielben, Gagern, nachdem 
er mit einigen Vertretern Heinerer Staaten ſich beſprochen hatte, die Ver— 
tretev der ſämmtlichen deutichen Einzelftaaten zu fi, um von ihnen Er- 
Öffnungen über die Stellung ihrer Regierungen zur Neichsverfaffung 
entgegenzunehmen. Hier erklärten nun die Bevollmächtigten der König: 
reiche, fie feien ohne Inſtruction; Hannover war gar nicht vertreten, 28 
Kleinjtaaten aber, Baden an der Spike, gaben eine gemeinſame Erflärung 
ab, in welcher fie das volle Einverftändnig ihrer Regierungen mit der 
Kaijerwahl des Königs von Prenfen und der NeichSverfaffung befannten, 
und die übrigen Regierungen, insbefondere die preußifche aufforderten, 
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nicht durch das Fefthalten an dem Bereinbarungsprinzip das Vater: 
land den Gefahren preiszugeben, die mit einem längeren Vorzug des 
Berfaffungswerfes verbunden fein müßten. Es jollte auf dieſe Weife 
ein Drud auf Preußen geübt und den Königreichen ein gutes Bei- 
ſpiel gegeben werden; aber die Demonftration hatte nicht die beabjichtigte 
Wirkung. Am 17. übergab der preußiſche Bevollmädhtigte v. Camphaufen 
ein Schreiben an Gagern, worin er widerholte, der König von Preußen 
babe die Uebernahme der Oberhauptswiürde an die VBorbedingung des 
freien Einverftändnifjes dev Regierungen geknüpft. Da num zwar 28 
Regierungen ſich einverjtanden erklärt, die größeren Staaten aber ihre 
Stimmen noch nicht abgegeben hätten, fo fei die Vorbedingung der Ent: 
ihliefung des Königs noch nicht vorhanden. Die preußische Regierung 
wolle nun in Rückſicht auf die Wichtigkeit der Sache noch eine furze Friſt 
warten, ehe jie ihren weiteren Entjchliegungen die Thatſache zu Grunde 
lege, dar die Zuftimmung der größeren deutichen Staaten fehle. Ein 
Mitglied des Reichsminiſteriums, Bederath, reiste hierauf nach Berlin, 
um auf den König einzuwirfen, aber feine Bemühungen hatten feinen 
Erfolg. In der zweiten preußifchen Kammer bot Georg v. Binde alle 
jeine Beredtfamfeit auf, um einen der Annahıne der Reichsverfaſſung 
günftigen Beichluß zu Stande zu bringen, und am 21. April tellte der 
Abgeordnete Rodbertus den Antrag auf rechtögiltige Anerkennung der 
unv.ränderten Reichsverfaffung. Aber auch diejes half nichts. Graf Bran— 
denburg erklärte, die Regierung erfenne zwar die Macht der öffentlichen 
Meinung an, aber „niemals, niemals, niemals" werde fie das Staats— 
jchiff den Stürmen diefer wandelbaren Meinung ohne Steuer preisgeben. 
Die preußifche Regierung fehe fih in Betracht der Beichaffenheit der 
Reichsverfaffung außer Stande, ihre umbedingte Annahme dem Könige 
zu empfehlen. Der Antrag des Abgeordneten Rodbertus wurde dennod) 
angenommen, aber nur mit einer Majorität von 16 Stimmen. 
Außerhalb Preußens fonnte man nicht vecht begreifen, daß dort die 
Begeifterung für die Reichsverfaſſung nicht größer, daß unter den gebildeten 
Ständen die Meinung jehr getheilt war. Das feite Staatsbewußtſein, 
das an den bejtehenden Zuftänden mit Anhänglichkeit fejthielt umd ſich 
nicht auf umfichere Verſuche einlafjen wollte, war deu Bewohnern der 
Klein: und Mittelftaaten, welche die Urſache aller jocialen Uebeljtände in 
dem Mangel an freier politifcher Bewegung fahen, unverſtändlich, jie 
waren nicht im Zweifel darüber, dap man eine ganz Deutjchland eini- 
gende Verfaſſung der bisherigen Zerfplitterung und den beengenden Vers 
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hältniffen, welche daraus folgten, vorziehen müſſe. Im ſüdweſtlichen 
Deutjchland war die Agitation für die Reichsverfaſſung bejonders lebhaft, 
und der Widerftand der Regierungen fonnte nur in dem Eifer dafür be- 
jtärfen. Mean war feit Jahrzehnten daran gewöhnt, dak in der Oppo- 
fition alles politifche Yeben aufging. Auf ihrer Seite ſah man Zalent, 
Geiſt und Ehrenhaftigfeit; wer auf Seiten der Regierung ftand, galt als 
hinter der Zeit zuriicgeblieben, ja er war dem Verdacht ausgejett, daß 
er eigennüßige Zwede verfolge, daß er es nicht ehrlich meine, daß es 
ihm an Yiebe zum Vaterland und Sinn für das allgemeine Wohl fehle. 
Die formalen Rechte der Volfsvertretung erjchienen als die Hauptjache, 
nad) den materiellen Zweden und Zielen fragte man weniger, daher 
fam es daß im der liberalen Oppofitionspartei Yeute von verjchiedenen 
politifchen Neigungen vereinigt waren, ohne ſich der mejentlichen Unter: 
ichiede bewußt zu werden. ‘Daß die Oppofition ungeachtet aller Nührigfeit 
kleine Erfolge und Yeiftungen aufzumweifen hatte, Konnte in dem Glauben 
an die Verdienfte des Yiberalismug nicht irre machen, denn man jchob 
die Schuld der Unfruchtbarkeit der liberalen Bejtrebungen auf die engen 
politiihen Berhältuifje, in einem größeren Staat, glaubte man, würden 
die muthigen Redner und freifintigen Schriftfteller gewiß Gehör gefunden 
und etwas ausgerichtet haben. Darum ſah man es jett als jelbftver: 
ftändlih an, daß das, was eine große VBerfammlung der beften Männer 
aus allen Gauen Deutjchlands, fo vieler bewährter Vaterlandgfreunde, 
geiftreicher Gelehrten, trefflicher Redner bejchloffen hatte, auch für ganz 
Deutjchland Geltung haben müfje, und daß nur Unverftand, Uebelwollen, 
dynaſtiſcher Eigenfinn, bornirter Birreaufratenhohmuth und Servilismus 
fih dagegen jträuben fünnten. So waren im ſüdweſtlichen Deutjchland 
alle, die zur liberalen Oppofition zählten oder dazu hinneigten, die große 
Mehrzahl des gebildeten Mittelftandes, fowie der Handwerker und Ge— 
werbsleute in den Städten, für die NReichsverfaffung. In Wirtemberg 
hatte das aus den Reihen der liberalen Oppofition bervorgegangene 
Märzminifterium von Anfang an feine Bereitwilligfeit erflärt, die Beſchlüſſe 
der Nationafverfammlung anzunehmen, e8 hatte ſich beeilt die Grundrechte 
rechtsgiltig zu verfündigen, und wollte jest auch die Reichsverfaſſung 
und die Kaijerwahl ohne Verzug anerkannt wiſſen. Der König Wilhelm 
war nicht jo bereitwillig; er hatte zwar gleich bei dem Beginn der Be— 
wegung ſeine Zuftimmung dazu gegeben, daß der König von Preeußn die 
Leitung der deutjchen Angelegenheiten in die Hand nehme, und noch im 
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December einen Brief an den König geichrieban, der einen Bund ohne 
Defterreich empfahl*); aber jpäter, da man ihm von Berlin aus weniger 
entgegenfam als er gehofft hatte, öſterreichiſchen Einflüfterungen Gehör 
gegeben und an der Oppofition der anderen Königreiche gegen Preußen 
theilgenommen, und war überhaupt ängftlih darauf bedacht, von feiner 
Souveränität jo viel feſtzuhalten, als ſich nach den Verhältniſſen retten 
ließ. Jetzt konnte er die Unterordnung der Königreiche unter das Kaiſer— 
thum oder die Reichsvorjtandtichaft Preußens keineswegs als vollendete 
Thatſache anfehen, er wuhte, daß ihm weder von Preußen noch von feinen 
föniglihen Collegen ein Zwang drohe, und war deshalb von feinem 
Standpunft aus ganz berechtigt, die ihm angefonnene Erklärung für die 
Reihsverfaffung und die erbliche Kaijerwürde zu verweigern. Das Mi- 
niftertum aber und die Bolfsvertretung ſahen es, im Einklang mit der 
Stimmung des ganzen Landes, für eine Ehrenfahe an, daß Wirtemberg, 
das bisher die Beichlüffe der Nationalverſammlung als vechtsgiltig aner- 
lannt hatte, auch diesmal in der Hauptfrage und bei dem Abjchluß des 
Einigungswerfes ohne Berzug zuftimme. Wirtemberg follte mit der Reichs— 
fahne vorangehen und den übrigen Königreichen in der Aufopferung der 
Souveränität zu Gunften der nationalen Einheit ein gutes Beifpiel geben. 
Die Minifter drängten den widerftrebenden König zu einer entſchiedenen 
Erklärung und forderten für den VBerweigerungsfall ihre Entlaffung. Im 
ganzen Lande wurde die Zufage des Königs lebhaft gewünscht und ge: 
fordert, das Volf erinnerte jich der früheren Verfaſſungskämpfe, in welchen 
der König auch der allgemeinen Stimme hatte nachgeben müſſen, es wollte 
auch diesmal feinen Willen dDurchjegen. Beſonders in der Nejidenzitadt 
war die Stimmung für Annahme der Neichsverfaffung ſehr entjchieden. 
In der eben anmefenden Ständeverfammlung wurde mit 70 gegen 7 
Stimmen eine Adrejfe an den König für unummundene Anerkennung der 
Reichsverfaſſung befchlofien, welche demjelben von einer Deputation über: 
bracht wurde, die ihn auch noch mündlich mit Hinweifung auf die drohen: 
den Gefahren zur Annahme der Neichsverfaifung zu beſtimmen fuchte. 
Er antwortete: die Reichsverfaſſung fei ja noch gar nicht fertig, es werde 
ja noch darüber von dem König von Preußen mit Gagern unterhandelt, 
er fünne nicht anerkennen, was noch gar nicht vechtsgiltig eriftire. Man 
möge ihm doch Zeit laſſen. MWebrigens wolle er die ganze Reichsver— 
fafjung mit Ausnahme der Oberhauptsfrage annehmen. „Dem Haufe 


*) Bunjens Peben II. ©. 485. 


110 Die Nationalverfammlung. 


Hohenzollern," fuhr er fort, „unterwerfe ich mich nicht. Ich bin das 
meinem Lande, meiner Familie und mir jelbjt ſchuldig. Würden aber 
alle Fürften von Deutjchland es thun, jo würde auch ich diejes Opfer 
für Deutjchland bringen, aber mit gebrochenem Herzen. Ich kann durch 
Ihre Erklärungen, durch Aufruhr im Yande dazu genöthigt werden. Wenn 
Sie fid) auf den Boden der Revolution ftellen und mich zwingen, mein 
Wort zu geben, fo it es fein freies. Das erfennen Sie jelbjt an, 
und fünnen es auch nicht wollen; denn cin erzwungenes Wort wäre für 
mid) nicht bindend, ich fünnte es ja widerrufen, wenn mein Wille wieder 
frei wäre. Die deutiche Verfaſſung werde ich in meinem Yande einführen, 
wie ich die Grundrechte zuerjt eingeführt habe. Ich gebe Ahnen mein 
Wort. Aber dem Haufe Hohenzollern unterwerfe ich mich nicht, mein 
Gewiſſen und meine Ueberzeugung laſſen e8 nicht zu. Dem Kaifer von 
Dejterreich, wenn er gewählt worden wäre (da ic) die Ueberzeugung habe, 
das es für Wirtenberg vortheilhaft gewejen wäre) würde ich mich unter: 
worfen haben. Ich bin mit meinem Minifterium nicht uneing, ich bin 
mit ihm bis Diefen Augenblick ganz zufrieden. Eine Meinungsverſchie— 
denheit herrſcht zwiſchen uns nicht, nur in Beziehung auf die Zeit meiner 
Erklärung bin ich mit ihm nicht einig. Ich vertraue übrigens dem guten 
Sinn meine Volfes. Der Stern des Volkes ift gut geſinnt. Die Auf: 
regung it durd) die Vereine, welche auch eine Märzerrungenfchaft jind, 
künſtlich hervorgebracht. Wollen Sie mid zwingen, id) muß es darauf 
anfommen lajjen.. Sie kennen meinen Muth. ES ift nicht um meinet= 
willen, id habe nur noch wenige Jahre zu leben, aber mein Vaterland, 
mein Haus, meine Familie legt mir diefe Pflicht auf. Ich würde es 
jehr bedauern, wenn gerade jegt im dieſer wichtigen Sache die Stände 
mit der Negierung nicht Haud in Hand gingen“.*) Dieje Antwort ver: 
mochte die aufgeregte Stimmung nicht zu bejchwichtigen, vielmehr fteigerte 
jic) diejelbe immer mehr, aus vielen Theilen des Yandes kamen Erflä- 
rungen und Deputationen, und in der Kammer fiel ſchon das Wort „pro= 
viſoriſche Regierung”, und es fehlte nicht viel, fo wäre eine joldhe errichtet 
worden. Der König erließ eine Proclamation an fein Volk, um mit 
Berufung auf feine 32jährige Negierung Vertrauen zu fordern, reiste 
aber in der Nacht vom 22— 23. April jchleunig in das drei Stunden 
entfernte Yudwigsburg, wo die ftärfjte Garnifon war. Dorthin folgten 
ihm die Minifter Römer und Duvernoy, um noch einen legten Verſuch 
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zu machen. Es gelang ihnen am 24. April, die Erklärung zu erpreſſen; 
„S. Maj. der König nimmt, im Uebereinſtimmung mit ſeinem Miniſte— 
rum, die Reichsverfaſſung, einjchlieglich des Kapitel über die Oberhaupts— 
frage und der im Sinn diefer Berfaffung zu verwirklichenden Yöfung, 
unter der ſich von jelbjt verjtehenden Borausjegung an, daß Diejelbe in 
Deutihland in Wirklichkeit tvete. Zugleich foll der wirtembergiiche Be— 
vollmächtigte in Frankfurt dahin inftruirt werden, zu erklären, daß die 
wirtembergijche Regierung nichts dagegen einzuwenden babe, wenn ©. 
Maj. der König von Preußen, welcher das Erbfaiferthum nicht annehmen 
wolle, unter den vorliegenden Umpftänden fich für jet mit Zuftimmung 
der Nationalverfammlung an die Spite Deutjchlands ftelle".*) 

Die Anhänger der Reichsverfaffung in nnd außer Wirtemberg tri- 
umpbirten jehr über diefen Sieg, und hofften, das Beiſpiel Wirtembergs 
werde auch auf die übrigen Stönigreiche wirken. Aber diefe Hoffnung 
erfüllte fich nicht; in Bayern und Hannover nicht, weil e8 dort an der 
eiumüthigen Stimmung des Volkes fehlte, in Sachjen nicht, weil die Re— 
gerung für ihren Widerftand an der preußiſchen felbjt einen Rückhalt 
hatte. Die bayerifche Regierung erklärte in einer Note vom 23. April, 
dak fie der Neichsverfafjung und der darauf geftütten Wahl eines Erb- 
fatiers ihre Zuftunmung nicht ertheilen könne, weil dadurch Defterreich aus 
Deutichland ausgeſchloſſen und nicht ein Bundesftaat, jondern ein Einheits— 
ftaat geichaffen würde, welcher den Einzeljtaaten jede Selbjtändigfeit raube. 
Die beabfichtigte Eentralifation fei der Eigenthümlichkeit des deutſchen Volkes, 
deſſen geiftige Bedeutung auf feinem reich entfalteten Stammesleben berube, 
aufs Aeukerfte zuwider. Das Streben nach größerer Einigfeit ſei zwar 
wohl berechtigt, umd eine hiedurch zu erlangende größere Macht nad) 
Augen wohl wünfchenswerth, aber diefe Macht jei ja doch nicht die ledelſte 
Aufgabe eines Volkes und ſtehe oft mit deſſen Glück im umgefehrten 
Verhältniffe. Die bayerische Negierung konnte ſich bei der Ablehnung 
der Neichsverfaffung alferdings auch noch auf ihre beiden Kammern be: 
rufen, die erſt Fürzlich fich gegen die Tremmung von Oeſterreich und die 
Gründung eines Erbkaiſerthums ausgefprochen hatten.**) Wirklich war 
in Bayern, das fich al3 halber Großſtaat fühlte, und nichts von einer 
Unterordnung unter eine norddeutſche Obergewalt wiſſen wollte, die Stim: 
mung jehr getheilt, und es war hier von einer ähnlichen Agitation wie 
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in Wirtemberg von ferne feine Nede. Nur in Franken und in der Pfalz 
war der größere Theil der Bevölkerung für die Neichsverfaffung. In 
Hannover; wo der Yandtag wegen ſeines Dringens auf Anerkennung der 
Grundrechte fürzlich vertagt worden war, vereinigte ſich zwar ein großer 
Theil der Kammmermitglieder zu einer Bitte an die Regierung um Aner— 
fennung der Neichsverfajlung, aber das Minifterium wußte die fürmliche 
Unterzeichnung der Adrefie zu verhindern, und die Ständeverſammlung wurde 
duch ein Dekret vom 26. April aufgelöft. Aus einzelnen Gemeinden 
famen zwar wohl Adreſſen zu Gunſten der Neichsverfaffung ein, aber 
von einem’allgemeinen Einjtchen des Volfes für die Frankfurter Beſchlüſſe 
war man weit entfernt. Auc war das Märzminiſterium, an deſſen Spige 
der ziemlich particwlariftifch gefinnte Stüve ftand, mit der Weigerung 
des Königs gar nicht unzufrieden. In Sachſen drang die Volfsvertre= 
tung, die ſich freilich durch radical demokratische Tendenzen bei allen Ge— 
mäßigten in Mifcredit gebracht hatte, auf Anerfennung der Neichsver- 
fajjung. Die Ständeverfammlung wurde aber am 28. April aufgelöft, 
und zwar, wie man behauptete, weil der König von Sachſen gegen die 
preußische Regierung ſich zur Nichtannahme der Reichsverfaflung verpflichtet 
hatte. So blieb unter den Negierungen der vier mittleren Königreiche die 
mirtembergifche die einzige, welche der Agitation für Anerkennung der Reichs = 
verfaſſung nachgab. 

Auch die preußische Regierung griff zu dem Mittel der Kammerauf— 
löfung, die in Folge der Annahme des Rodbertus’schen Antrages am 
27. April verfügt wurde. Die Kunde hievon verurfacdhte eine ſtarke 
Aufregung der auf öffentlichen Plägen Berlins verſammelten Bollsmenge, 
e8 fam zu einem Krawall, das Militär mußte einfchreiten, aber bald 
war die Ruhe wieder hergeftellt. Arm folgenden Tage brachte der Staats— 
anzeiger eine ausführliche Erklärung des preußiſchen Cabinets über die 
deutiche Frage, in Form einer Schreibens an den fol. preußiſchen Be: 
vollmächtigten bei der Gentralgewalt,*) in welchem die definitive Ablehnung 
der Kaiferwahl und der Reichsverfaſſung ausgeiprocdhen wurde. Als 
Motive wurden angegeben, „daR die bedeutendften deutjchen Regierungen 
die Verfaſſung in der Form, "wie fie vorliege, nicht annehmen zu können 
erflären, in der Errichtung eines erblichen Kaiſerthums die größte Gefahr 
für Deutjchland erbliden, und ihre Abneigung dagegen oder ihren fejten 
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Entſchluß ausgeſprochen haben, einem anderen deutjchen Fürften als Kaiſer 
id nicht unterzuordnnen." In Betreff des Inhalts der Verfaſſung wurden 
die darin aufgenommenen Grundrechte hervorgehoben, unter denen,, ein- 
jelne jo tief eingreifende und in mancher Hinficht noch zweifelhafte Grund- 
läge enthalten, daß es bedenklich erjcheinen müſſe, diefelben für alle Zeiten 
bindend den einzelnen Staaten aufzudringen"; ferner: daß dem Reichs— 
oberhaupte durch die Annahme des juspenjiven Veto und und die Aus— 
dehmung ſelbſt auf Berfajjungsänderungen in Wahrheit eine Stellung 
gegeben worden ſei, bei der weder die Würde, noch die zum Seile des 
Ganzen wie der Einzelnen erforderliche Macht gewahrt werden könne; 
daß endlich das conftitutionellemonarhiiche Princip, an welchem die große 
Mehrheit des deutjchen Volkes mit Yiebe und Vertrauen fejthalte, durd) 
diefe Stellung in jeinen Grundlagen bedroht jei, hienach die ganze Ver- 
faflung, mit dem alle Schranken niederwerfenden Wahlgejege, einen Cha- 
rafter erhalte, welcher fie nur als Mittel erfcheinen laſſe, um allmählich 
und auf anfcheinend legalem Wege die oberjte Gewalt zu bejeitigen und 
die Republik einzuführen. Dieſem Urtbeil über die Reichsverfaſſung, 
welches allerdings manche bedenkliche Punkte derjelben ganz richtig ber: 
vorbob, aber die daraus entjpringenden Gefahren doch weit übertrieb, 
folgte dann die Verficherung, daß der König fich dem Werke der Neuge— 
jtaltung Deutſchlands feineswegd ganz entziehen wolle, vielmehr beißt 
es: „Wie der König ſelbſt unter den Erften gemwejen ift, aus freier Ent: 
ſchließung zu der Neugejtaltung Deutjchlands zu einem künftigen Bundes: 
ftaat die Hand zu bieten, jo wird er auch der Yegte fein, an dem Gelingen 
diefes großen Werkes zu verzweifeln. Preußen wird ſich unter feinen 
Umständen von dem Werk der deutjchen Einigung zurücziehen, vielmehr 
auch jest alle Kraft aufbieten, um daſſelbe zu fürdern. Die Kal. Negie- 
tung bat zuerft den Weg der Verftändigung eingejchlagen, umd wenn 
gleich ihre bisherigen Bemühungen ohne ihre Schuld fruchtlos geblieben 
Ind, jo will fie doch diefelben nicht aufgeben und erflärt daher ihre 
jertwährende Bereitwilligkeit, auf jede Verjtändigung einzugehen. Wenn 
die Nationalverfammlung uns wirklich in gleichem patriotifhem Sinn 
entgegenfommen will, jo liegt e8 noch immer in ihrer Hand, der Ver— 
faſſungsangelegeuheit eine folche Wendung zu geben, daß die Regierungen 
ſich mit ihr verftändigen und unter ihrer Mitwirkung und auf dem Wege 
der Vereinbarung die von einer ruhigen Erwägung der deutſchen Ver— 
bältuifje geforderten Meodificationen zu Stande kommen. Daß es über- 
haupt möglich fein müſſe, auf die Berathung der Verfaflung noch einmal 
Klüpiel, Einbeitsbeftrebungen. 1. 8 


— 


zurückzukommen und Modificationen derſelben ins Auge zu faſſen, wird, 
glauben wir, ſchon darum die Nationalverſammlung ſelbſt nicht verkennen, 
weil ſie ſich nicht wird verhehlen können, daß der 8 2. der Verfaſſung 
in jedem Fall ſich nur durch Gewalt, auf dem Wege des Krieges oder 
der Revolution würde ins Leben führen laſſen: eine Aufgabe, welche die 
Nationalverſammlung ſich ſo wenig ſtellen wird, wie irgend ein deutſcher 
Fürſt es thun könnte.“ 

Durch dieſes Aktenſtück war die deutſch-preußiſche Partei welche mit 
großer Treue und Ausdauer unter unſäglichen Schwierigfeiten für die 
Berfafjung gearbeitet hatte, uuumwunden zurücgewiejen. Ihre Mitglieder 
hätten vielleicht auf weitere Mitwirkung verzichten und ihr Mandat nieder: 
legen jollen. Aber dazu konnten fie fich nicht entjchließen, die Meijten 
glaubten, von einem Werk, in dem fie ihren Yebensberuf fahen, nicht zurück— 
treten zu dürfen. In einer Abendberathung bei Gagern ſprach der Sachſen— 
weimarifche Minifter von Wydenbrugf, der übrigens der erbfaiferlichen Partei 
nicht angehörte, den Gedanken aus, daß die Ablehnung des Königs von 
Preußen doch nicht die innere Wahrheit und nicht die zweifelloſe Berech— 
tigung des Berfaffungsplanes widerlegen fünne; das Reich werde und 
jolfe freilich nicht ohne Preußens Primat bejtehen, aber das Zuſtande— 
formen des Bundesjtaates müſſe unabhängig fein von dem Eigenfinn 
und der Phantafie des gegenwärtigen Königs von Preußen; man müſſe 
an dem Plane fejthalten und einen Verſuch zu deſſen Ausführung ohne 
den König machen. Der Gedanke fand bei Vielen Anflang, aber aud) 
heftigen Widerfpruch, namentlih von Bederath, welcher darauf hinmwies, 
daß man jenen Verſuch nicht machen könne ohne ſich auf die Bahn der 
Nevolution zu werfen. Andere jedoch ſprachen eifrig dafür, und jo wurde 
Wydenbrugk von der Mehrheit der Partei beauftragt, feinen Vorſchlag 
zu einem Antrag zu formulieren. Dies gejchah, und er wurde nun von 
dem Dreißigerausſchuß, deſſen Mitglied Wydenbrugf war, am 3. Mat ein: 
gebracht und am 4. von einer fleinen Mehrheit der Nationalverjammlung 
(190 gegen 188) angenommen. Yaut diejes Antrags forderte das Parlament 
das ganze deutfche Volk, Regierungen und Gemeinden der Einzeljtaaten 
auf, die bejchloffene Verfaffung des deutjchen Reiches zur Geltung zu 
bringen. Die bisherige Nationalverfammlung jollte ſich auf unbejtimmte 
Zeit vertagen und ein neuer Meichstag auf den 22. Auguft nach Frank— 
furt berufen werden. Die Hoffnung auf Preußen follte nicht aufgegeben 
jein, aber jo lange diejes nicht beigetreten jein wiirde, jollte dag Ober: 
haupt des größten unter den Staaten, weldye die Reichsverfaſſung aner- 
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fannt haben, unter dem Titel eines Neichsftatthalter die Nechte und 
Pilichten eines Oberhauptes ausüben, eine Rolle, die dann dem König 
von Wirtemberg zugefallen wäre. Sobald jedoch die Verfaſſung von 
Preußen anerkannt fein würde, follte die Würde eines Neichsoberhauptes 
auf dejien König übergehen. 

Die Meiften, welche diejem Beſchluß zuftimmten, verjprachen fich 
wohl ‚feine ernftliche Wirfung von dem Aufruf an das deutiche Volk, 
jondern juchten nur einen anfjtändigen Ausweg aus der Sadgajje, einen 
Vorwand das Parlament zu vertagen oder aufzulöfen. Aber diejes 
ruhige Ende war der Nationalverfammlung nicht bejchieden. Bereit war 
in verfchiedenen Theilen Deutichlands der Aufruhr im Anzug, den man 
ald natürliche Folge der Ablehnung der Neichsverfaflung jo oft voraus: 
gelagt hatte. In der bayriichen Rheinpfalz, in Baden, in Sachſen, in 
Veftfalen brachen Aufjtände aus, welche die Durchführung der Reichs— 
verfaſſung auf die Fahne jchrieben, aber weientlich republifanifcher Natur 
waren. In Sachſen war’ jcheinbar am meiften VBeranlafjfung, im Namen 
der Neihsverfaffung vorzugehen. Hier war der Yandtag am 30. April 
banptfächlich wegen jeines Dringens auf Anerfennung der Neichsverfaffung 
aufgelöst worden. Auch ein Theil des Minifteriums war abgetreten, 
weil er für die Neichsverfajjung war. Der andere Theil, Freiherr v. Beuft, 
der fpätere öfterreichifche Neichstanzler, und Herr dv. Nabenau, zu welchem 
noch Geheimerath Zinsky als Juftizminifter eintrat, beftärkten den König 
im Widerftand. In Dresden und Yeipzig war die allgemeine Stunmung 
für Annahme der Berfaffung, und die Aufregung ftieg auf einen hoben 
Grad. Die Erklärung des neugebildeten Meinifteriums, die Negierung 
könne feine Anerkennung der NeichSverfaffung ausfprechen, da auch der 
König von Preußen weder jie noch die Kaiferfrone annehme, befriedigte 
nicht. Im Dresden fam es zwifchen dem königlichen Militär nnd der 
Bürgerwehr, an die fich zahlreiche Freiichaaren anſchloſſen, zu einem blu— 
tigen Zufammenftoß, und es entitanden mehrtägige heftige Straßenfänpfe. 
Der König, perjünlich bedroht, begab ſich auf den Königftein, und aus 
den in Dresden anweſenden Mitgliedern des aufgelösten Yandtags bildete 
ji eine proviforifche Negierung, die aus Heubner, Tzſchirner und dem 
Miniſterialrath Todt beftand. Die Bertheidigungsanftalten Dresdens 
leitete ein ruffiicher Flüchtling Namens Bakuniu, und da die Aufftändi- 
ihen vom Lande her ftarfe Zuzüge erhielten, jo vermochte das anweſende 
Militär der Bewegung nicht Herr zu werden. Es war daher jehr will: 
lommen, als auf die Bitte des Königs von Sachſen am 7. Mai Morgens 
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10 Uhr das preußifche Grenadierregiment Kaifer Alerander in Dresden 
einrücte und noch andere preußifche Truppen nachfolgten, mit deren Hilfe 
der fortgefetste Widerftand niedergefchlagen und die Stadt förmlich erobert 
wurde. Auch in Yeipzig Fam es zum Bau von Barrifaden und Anwendung 
von Waffengewalt. Nach einigen Tagen war in beiden Städten die Ruhe 
wieder bergeftellt, e8 folgten aber Belagerungszuftand, zalhlreiche Verhaf— 
tungen umd Verurtheilungen, und noc bis vor einigen Jahren wurden 
Berurtheilte des Maiaufjtandes in ſächſiſchen Zuchthäufern feitgehalten. 
Viele Theilnehmer hatten nichts anders gewollt, als Anerkennung der 
Reichsverfaſſung, aber einige der Führer verfolgten allerdings ganz andere 
Ziele. Das ſächſiſche Königshaus hatte die Erhaltung jeines Thrones 
aber wejentlich der preußischen Hilfe zu verdanfen. 

In der Rheinpfalz, deren Bevölferung beſonders empfänglich für 
politiſche Aufregung ift, und mit der bayriſchen Negierung ohnehin auf 
geſpanntem Fuße ftand, gab der Widerjtand gegen die Reichsverfaſſung 
den Anftoß zu der lebhaftejten Bewegung, und man jprach offen fiir Los— 
trennung von Bayern, In einer großen Bollsverfammlung, die am 
2. Mai in Kaiferslautern ftattfand, wurde ei Yandesvertheidigungsaus- 
ſchuß, d. h. eine proviforifche Regierung gewählt, Steuerverweigerung be— 
ichloffen, und mehrere Wochen lang war die Autorität der Füniglichen 
Obrigkeit völlig ſiſtirt, und ftatt ihrer herrjchte der Yandesausichuß. Auch 
nach Baden verbreitete ji) die Bervegung, obgleich deſſen Regierung die 
Reichsverfaſſung anerkannt hatte. Hier war feit dem Frühjahr 1848 
die Negierung nicht mehr in voller Autorität, e8 war fortwährend für 
die Nepublif gewühlt worden, und ſelbſt ein großer Theil der Beamten 
und des Militärd war von diejer Gefinnung angeftekt. Am 11. Mai 
brad in Naftatt ein Militäraufftand aus, am 13. in Karlsruhe, und 
der Großherzog, der jeine Sache ganz verloren gab, verließ mit jeiner 
Familie und dem Miniſterium das Yand, und begab ſich nad) Yauterburg 
im Elſaß. Ein Yandesausfhuß, aus den Führern der demofratiichen 
Bereine beftehend, bemächtigte ji) der Regierungsgewalt und ernannte 
Minifter aus jeiner Mitte. So kam ganz Baden in die Hände der 
republifanischen Partei, der ſich auch die monarchiſche Minderheit fügen 
mußte. Die Revolution auch in die benachbarten Staaten zu verbreiten, 
war der ausgejprochene Zwed der badijchen Führer, und es wurde in 
Helfen und Wirtemberg eifrig, aber ohne mwejentlihen Erfolg dafür ge- 
worben. Der flüchtige Großherzog wandte ſich mit der Bitte um bewaff: 
nete Hilfe an Preußen. Aber auch diefer Staat blieb nicht frei von 
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ähnlichen Bewegungen. In Breslau, Elberfeld, Düffeldorf, Iſerlohn 
fam es zu Bolfserhebungen, welche den Zweck hatten, die Anerkennung 
der Reihsverfaflung und der Grundrechte zu erzwingen, aber bald durch 
Waffengewalt niedergeihlagen wurden. Durch alle diefe Ereignifje wurde 
aber dem Feſthalten an der Neichsverfaffung ein jo revolutionärer Stempel 
aufgedrüct, daß die preußiſch geſinnte Mehrheit der Nationalverfammlung, 
welche bisher vorzugsweiſe dafür gefämpft hatte, nicht mehr mitgehen 
fonnte. Biele Abgeordnete der rechten Seite des Parlaments traten aus 
und die Linke fam immer mehr oben auf, und jegte nun neue Beſchlüſſe 
durch, welche geradezu auf Unterftügung des Aufruhrs hinausliefen. Am 
10. Mai wurde ein Antrag des Statiftifers Freih. v. Reden angenommen, 
in welchem erflärt war, die preußiſche Negierung habe ſich durch unbe: 
fugtes Einfchreiten in dem Königreih Sachſen einen ſchweren Bruch des 
Keihsfriedens zu Schulden kommen lajjen, dem man durd alle zu Gebot 
ftehenden Mittel entgegentreten müjle. Die Antwort der preußiſchen Re— 
gierung hierauf war eine Verordnung oom 14. Mai, welche das Mandat 
der preußiichen Abgeordneten für erlojchen erklärte und ihnen die Weifung 
gab, jich jeder Theilnahme an weiteren Berhandlungen zu enthalten. Dieje 
Verordnung wurde zwar von der Nationalverfammlung faft einſtimmig 
als unberechtigt bezeichnet, aber einige Tage jpäter, am 21. Mai, zeigte 
55 Abgeordnete, worunter Gagern, Simfon, Dahlmanı, Arndt, Droyſen, 
Dunder, Mathy, überhaupt der Kern der preußifchen Partei, ihren Austritt 
aus der Verſammlung an und motivirten ihren Schritt durch eine aus— 
führlihe Erklärung, worin jie unter anderem fagten: „In dieſer Yage 
der Dinge hat die Neichsverfammlung nur die Wahl, entweder unter 
Bejeitigung der bisherigen Gentralgewalt das legte gemeinfame und ges 
jeglihe Band zwiſchen allen deutjchen Regierungen und Völkern zu zer: 
reißen, umd einen Bürgerkrieg zu verbreiten, deifen Beginn jchon die Grund- 
lage aller gejellfchaftlihen Ordnung erjchüttert hat, oder auf die weitere 
Durchführung der Reichsverfaſſung durch gefetsgebende Thätigkeit von ihrer 
Seite, und unter Mitwirkung der proviforifchen Gentralgewalt, Verzicht 
zu leiften. Die Unterzeichneten haben unter diejen beiden Uebeln das 
letztere, als das für das Baterland geringere erachtet — und übergeben 
das Verfaſſungswerk für jett den gefetlichen Organen der Einzelftaaten 
und der jelbjtthätigen Fortbildung der Nation." Etwas fpäter folgten 
noch weitere zahlreiche Austrittserflärungen, und da die Verſammlung 
dadurch unter die beichlußfähige Zahl herunterfanf, jo beſchloß fie, mit 
mm 100 Mitgliedern bejchlußfähig fein zu wollen. Noch vor jenen 
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mafjenhaften Austritten hatte ſich auch das Neichsminifterium aufgelöst ; 
Gagern und feine Colfegen waren e8 müde, die revolutionären Zumu— 
thungen der Verſammlung abzumehren und gaben dem NeichSverweier 
ihre Portefeuilles zurüd. Letzterem wäre es beſſer angeftanden, dem 
Nathe Preußen! zu folgen und fein Amt, das jest feinen Sinn mehr 
hatte, ebenfalls niederzulegen, al3 ein neues Meinifterium zu bilden, das 
in der That nur eine Verhöhnung der deutjchen Centralgewalt war. Er 
wählte die neuen Minifter aus der äußerten Nechten und ftellte einen 
Mann an die Spite, der fich bisher nur dadurch bemerflich gemacht hatte, 
daß er den Spott und die Lachluſt der Verſammlung bevausforderte, den 
preußifchen Negierungsrath Grävell, einen wunderlichen Sonderling; außer 
ihm wurde der hannoverifche Advofat Detmold, ein witiger aber boshafter 
Spottvogel, der General Jochmus, ein Abenteurer, und der Hamburger 
Großhändler Merk, ein eifriger Anhänger Defterreihs, berufen. In 
öfterreichifchern Intereſſe hielt Erzherzog Johann feine Reichsvorſtandſchaft 
feſt, und in öfterreichiichem Intereſſe machte er das Reichsminifterium 
zu einer lächerlichen Tyarce. Das nationale Beginnen Deutjchlands in 
jeinem Scheitern zu verhöhnen, war die unedle Freude des Defterreichers. 

As in der Sigung, vom 17. Mai das Schreiben des Reichsver— 
weſers an die Nationalverfammlung, welches die Ernennung der neuen 
Minifter enthielt, vorgelefen wurde, entftand in Gegenwart des auf der 
Minifterbanf erjchienenen Abgeordneten Grävell, ein allgemeines Gelächter, 
und es folgte jogleich ein dringlicher Antrag Welcker's, die National: 
verſammlung jolle erklären, daß fie zu dieſem Minifterium nicht das 
geringfte Vertrauen haben könne und diefe Ernennung als eine Belei- 
digung der Nationalverfammlung betrachten müſſe. Diejer Antrag wurde 
dann auch mit großer Majorität angenommen, bewirkte aber weder die 
Rücknahme der Ernemung von Seiten des Reichsverweſers, noch den 
freiwilligen Rücktritt der neuen Minifter. An den Reichsverweſer erging 
nun am 18. Mai eine officielle Aufforderung des preußischen Minifteriumg, 
er möge die Gentralgewalt niederlegen; er weigerte fich deſſen und that 
e3 auch nicht, als am 22. Mai diefe Aufforderung erneuert wurde. Die 
Nationalverfammlung hatte eigentlich nichts mehr zu thun, als Austritt: 
erflärungen und Berichte ihrer in die aufftändiichen Bezirke ausgejandten 
Neihscommifjäre anzuhören, aber fie wollte ſich doch auch nicht zur Selbft- 
auflöfung entjchliegen, fondern griff nach allerlei Nothbehelfen, um ihr 
Daſein zu friften, und machte Plane zur Ueberfiedelung in eine andere 
Stadt, da fie fürdhtete, durch die nach der Pfalz und nad) Baden be: 
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orderten preußtichen Truppen aus Frankfurt mit Gewalt vertrieben zu 
werden. Einer der letzten Beſchlüſſe in Frankfurt war der, einen Aufruf 
zur Durchführung der Reichsverfaſſung an das deutjche Volk zu erlaflen, 
mit deſſen Entwurf Uhland beauftragt wurde. Am 25. Mai wurde der- 
jelbe vorgelegt und angenommen. Er verfuchte eine Rechtfertigung der 
Zähigfeit, mit welcher die Verſammlung ihre Aufgabe fefthielt, und ſchloß 
mit einer Aufforderung zur Bildung einer Volfswehr, zur Berufung von 
Erſatzmännern für die Ausgetretenen und zur Ablehunng eines etwa will- 
kürlich octroyirten Wahlgeſetzes.“) Einige Tage darauf wurde die Ver: 
legungsfrage berathen, und ungeachtet der beftimmtejten Warnung der 
meiften anweſenden Wirtemberger mit 71 gegen 64 Stimmen beichlofjen, 
nach Stuttgart zu überfiedeln. Die Hoffnung der äußerſten Yinfen, der 
Aufftand, der Baden ergriffen hatte, könne durch diefe Verlegung auch 
nah Wirtemberg verpflanzt werden, entichied für die Wahl des Ortes. 
Doch die Partei verrechnete fich bei diefem Plane; die wirtembergijche 
Regierung leiftete fräftigen Widerftand, und der Verſammlung blieb die 
drohende Auflöfung durch Waffengewalt nicht erjpart. Nur 10 Abge- 
ordnete famen in Stuttgart zuſammen, und dieſes Rumpfparlament wählte 
dort am 6. Juni mit einer Majorität von 93 Stimmen eine Reichs- 
regentjchaft, aus fünf Mitgliedern: Raveaux, Karl Vogt, Schuler, Heinr. 
Simon und Becher beftehend. Unter den VBerneinenden waren ſechs 
Abgeordnete aus Wirtemberg, dabei Uhland und Römer. Die National: 
verfammlung entwickelte fich immer mehr zu einem revolutionären Convent, 
und die wenigen Beſonnenen, welche nicht zuftimmten, wurden als Vater: 
fandsverräther behandelt. Am 8. Juni wurde nicht durch namentliche 
Abjtimmung, fondern dur Erhebung der Mehrheit von ihren Siten 
beichlofien, Baden und die rheinifche Pfalz unter den Schu und die 
Fürſorge des deutjchen Reiches zu ftellen. Durch einen Beſchluß vom 
16. Juni wurde die Fortführung des dem Erzherzog Johann verliehenen 
Amtes für eine gejektwidrige Anmaßung unzuftändiger Befugniffe erflärt 
und die deutfche Neichsregentichaft beauftragt, der von ihm angemaßten 
Gewalt mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln entgegenzutreten. In 
derſelben Sigung wurde der Entwurf eines Geſetzes über Bildung einer 
Bolfswehr zum Schub und zur Durchführung der Reichsverfaſſung ans 
genommen. Vermöge dieſes Geſetzes wurde außer dem ftehenden Heere 
die gefammte männliche Bevölkerung vom 16. bis 50. Jahre für heer- 
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bamnpflichtig erflärt. Auch wurde ein Finanzgejeg vorgelegt, das der 
Neichsregentichaft einen Credit von 5 Millionen Gulden bewilligte, die 
durch in vierzehntägigen Raten zu zahlende Matricularbeiträge aufgebracht 
werden ſollten. 

Die wirtembergiiche Regierung erklärte hierauf in einem Erlaß vom 
17. Juni, daß fie diefe Beichlüffe nicht anerfenne und allen Behörden ver: 
biete, denjelben Folge zu leiften. An demjelben Tage richtete der Minifter: 
präfident Römer, der am 8. uni feinen Austritt aus der National- 
verfammlung erklärt hatte, ein Schreiben an den Präfidenteu derjelben, 
Dr. med. Yöwe aus Galbe, worin er die Maßloſigkeit ihrer Beſchlüſſe 
in's Yicht fette und ihn erfuchte, ohne Verzug dahin zu wirken, daß 
Parlament und Regentſchaft ihren Sit außerhalb Wirtembergs verlegen 
und jchon jet die Vornahme jedes weiteren officiellen Aftes unterlafjen 
möchten, indem Mißachtung diefes Anfinnens nöthigen würde, demjelben 
duch Anwendung geeigneter Mittel Geltung zu verſchaffen. Dieſes 
Schreiben wurde von Römer am 18. Juni in der Sigung der wirtem- 
bergijchen Kammer der Abgeordneten vorgelejen und dabei bemerft, es 
ſei hierauf noch feine Antwort erfolgt. Sofort erwiderte der damalige 
VBicepräfident der Nationalverfammlung, Scoder, der al$ Mitglied der 
wirtembergifchen Kammer anmejend war: „Ich kann die Antwort geben. 
Die nächte Sitzung der Nationalverfammlung ift heute Nachmittag drei 
Uhr.” Im einer in derjelben Situng gehaltenen längeren Nede für das 
Recht der Nationalverfammlung jagte er unter Anderem: „Meine Herren 
Minifter, werden Sie die in Ihrem Schreiben enthaltene Drohung aus» 
führen, jo machen Sie ſich nach dem im wirtembergifchen Negierungsblatt 
verfündigten Neichsgejete des Hochverraths jchuldig, welcher mit Ge- 
fängniß, beziehungsweije mit Zuchthaus bis zu 20 Jahren bedroht iſt.“ 
Diejes durfte der Mlinifterpräfident nicht ungeftraft hinnehmen; er ent- 
fernte fich und gab Befehl, um die angefündigte Sitzung der National- 
verfammlung durch Milttärgewalt zu verhindern. Als nun die Mitglieder 
der Verjammlung am Nachmittag defjelben Tages von dem Hötel Dar: 
guardt in der Königsſtraße aus, wo die meijten derjelben jpeisten, in 
geichloffenem Zug nad ihrem Situngslofal, dem Frigiichen Neithaus in 
der langen Straße ſich begeben wollten, fanden jie die Straßen, durch 
weiche der Weg führte, mit Cavallerie und Infanterie bejegt. Ein Civil— 
commiſſär, Oberregierungsrath Cammerer, trat vor und erklärte im Namen 
des Königs, dar feine Sikung jtattfinden dürfe. Der Präfident Löwe 
forderte die Soldaten im Namen der deutichen Nation auf, Raum zu 
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geben. Als Antwort hierauf commandirte ein Offizier, die Trommel zu 
rühren. Dies geichah, jedoch nur auf einen Augenblid,. Als es wieder 
ftille geworden war, verjuchte der Präfident nochmals, die bewaffnete 
Macht durch die Berufung auf das Volk und Androhung der auf eine 
Verlegung der Nationalvertretung gejetten Strafen zum Weichen zu 
bringen, aber ein nochmaliger Trommelichlag übertönte feine Worte, und 
die Soldaten wurden zum VBorrüden befehligt. Dies gefchah denn, wie 
alle Augenzeugen verficherten, auf ſehr jchonende Weife, wirflicher Ge: 
brauh der Waffen, Verlegung Einzelner fand nicht ftatt, die Neiterei 
rüdte in vorfichtigem Schritt vor.*) Das Militär beſetzte den Sigungs- 
jaal, und die auseinandergefprengten Mitglieder der Nationalverfammlung 
begaben jih in den Marquardt'ſchen Gafthof zurüd, um ein Protofoll 
über den an ihnen vollzogenen Gewaltakt aufzunehmen und gegen den— 
jelben Protejt einzulegen. Die Reichsregentſchaft aber erließ an demjelben 
Tage einen Aufruf zur Organifirung der am 16. Juni beichlofjenen Volks— 
wehr und forderte Freiwillige aus allen deutichen Yändern auf, den be- 
drängten Brüdern in Baden und der Pfalz, die fich für die Reichs— 
verfaffung erhoben, Hilfe zu leiften. Eine Aufforderung des Präfidiums 
vom 21. Juni an die Mitglieder der Neichsverfammlung bejchied dieſe 
nach Karlsruhe, wo es aber zu feiner Sigung mehr fam. Das wirtem- 
bergiiche Minifterium erließ unter dem 18, Juni eine Anſprache an das 
Volk, worin es den Hergang kurz berichtete und die getroffenen Maß— 
regeln rechtfertigte. Am Schluß diefer Anfprache wurde gejagt: „Durch 
die gegen die Reichsverſammlung getroffene Mafreget haben wir eine 
ihwere Pflicht erfüllt. Sie wird begriffen werden, wenn das jett durch 
Yeidenfchaft getrübte Urtheil einer ruhigeren Weberlegung gewichen fein 
wird." Dies hat fih erfüllt. So tragiſch diefer Ausgang der mit jo 
großen Hoffnungen eröffneten Nationalverfammlung war, und jo jehr die 
Betheiligten ihn als eine emmpörende Gewaltthat auffaßten, jo fann der 
Geihichtichreiber nur anerfennen, daß das wirtembergiſche Minifterium 
nicht anders handeln fonnte, als es gethan hat. Ein merfwürdiges Ge- 
hit war es, daß der Mann, der durch feine Aufforderung zu der Zu- 
jammenfunft in Heidelberg auf den 5. März 1848 den erjten Schritt 
zur Berufung der Nationalverfammling gethan bat, Römer, dieſelbe 
15 Monate ſpater auflöfen mußte. 


*) Eine genaue Darftellung des Hergangs findet fi in Notter's Leben Uhlands, 
Stuttgart 1863, ©. 328 u. ff. 
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Vergleichen wir den hoffnungsvollen Anfang diefer Verſammlung 
mit ihrem traurigen Ende, jo drängt ſich ung die Frage auf: welche 
Urjachen haben diefes Ergebniß herbeigeführt? Offenbar hatte die Na- 
tionalverfammlung ein Werk unternommen, zu deffen Durchführung fie 
nicht die Macht beſaß. Von der großen Mehrheit des deutjchen Volkes 
frei gewählt, glaubte fie auch der Ausdrud des deutſchen Volkswillens 
zu jein, und darum weit über der ererbten Macht der Fürftenhäufer und 
deren Werkzeugen und Dienern zu ftehen. Aber diefer in der National- 
verſammlung vertretene Wille war fein einmüthiger, jondern ein in Wider- 
jprüchen auseinandergehender, gebrochener, unflarer. Es fanı nie zu einer 
großartigen Majorität; Defterreicher und Particulariften ftanden den ein- 
heitlich gefinnten Deutfchen und Preußen, offene und verfappte Repu— 
blifaner den aufrichtig monarchiſch Gefinnten gegenüber. Die nationale 
und monarchiiche Mehrheit hätte wohl die Oberhand gewinnen und die 
zur Durchführung ihrer Plane erforderlihe Macht erlangen fünnen, wenn 
fie die Fürften der Mittelftaaten zu Bundesgenofjen gehabt hätte. Diefe 
verdanften die Erhaltung ihrer Throne im Frühjahr 1848 doch mur 
jener Pietät gegen die Monarchie, welche die Einheitspartei befeelte, und 
die Dahlmann in feinem Vorwort zu dem Verfaffungsentwurf der fieb- 
zehn Vertrauensmänner befannte. Aber in ihrer Berblendung ſahen fie 
in diefen Männern ihre ärgften Feinde. Die Oppofition der Demokraten 
und Defterreicher gegen die ftarfe Centralgewalt, welche die Erbfaiferlichen 
dem deutjchen Reich zugedacdht hatten, wurde weſentlich ermuthigt durch 
das Miderftreben der deutſchen Mittelftaaten gegen die Unterordnung 
unter die preußische Führung. Der Mangel an Bereitwilligfeit, die 
ſcheinbare Souveränität der rheinbiindifchen Königreiche der dee der 
nationalen Einheit zum Opfer zu bringen, war gewiß die Haupturfache, 
dat das Werf der Nationalverfammfung, jowie die nachfolgenden preu- 
ßiſchen Unionsverfuche gejcheitert find. Allerdings haben nicht blos die 
Dynaftieen, fondern auch das Sonderbewußtſein der Volksſtämme wider- 
ftrebt, aber letstere hätten dem Druck der öffentlichen Meinung weichen 
müffen. Doc fällt auf die mittelftaatlichen Königreiche nicht allein dieſe 
Schuld, auch Preußen hat einen großen Theil mitzutragen, Wäre der 
König von Preußen, feine Räthe und fein Volk eutichieden für die nationale 
Einheit eingetreten, hätte namentlich der König, anftatt fi zum Patron 
des Yegitimitätsprincips und feiner Anſprüche aufzumerfen, auch in der 
Stimme einer Volksvertretung, welche die beften deutjhen Männer in. 
ihrer Mitte hatte, den Ruf Gottes erfannt, hätte er die Aufgabe nicht 
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verſchmäht, die nationale dee gegen dynaftiiche Privatrechte zu vertreten, 
und nöthigenfalls einigen Zwang auszuüben, jo würden fi) die König— 
reihe unterworfen und bewaffneten Widerftand ſchwerlich verjucht haben. 
Aber auch die Nationalverfammlung ift von Verschuldung nicht freizu- 
ſprechen. Es fehlte den Parteien, welche das richtige Ziel erfannt hatten, 
an dem Muth, jo lange ihre Stimme etwas galt, mit dem Bekenntniß 
ihrer Gefinnung bervorzutreten. Der günftige Augenblid wurde verpaßt, 
um auf einen günftigeren zu warten. Leber das Verhältniß zu Dejter- 
rich herrichte eine allgemeine Unklarheit, von der ſelbſt die Führer, mie 
Dahlmann und Gagern, nicht freizufprechen find, und diefe Rüdfichten, 
dieies Warten auf Oeſterreich binderte an durchgreifenden Entſchlüſſen 
und führte zu vielen vergeblihen Verhandlungen, Unterhandlungen und 
Notenwechfeln, worüber die Fojtbarfte Zeit verloren, in der Sache nichts 
gebefiert und die Anficht mehr verwirrt als geflärt wurde. Und doch 
gehörte diefe fcheinbar vergebliche Arbeit auch dazu, um die Frage all 
mählih zur Entſcheidung reifen zu laſſen und die Unmöglichkeit, in Ber- 
bindung mit Defterreich die deutiche Einheit zu gewinnen, unwiderleglich 
darzuthun. 


Sechstes Kapitel. 


Die preußischen Einigungsverſuche und ihr Ende durd Wider: 
herftellung des Dentichen Bundes. 


Der König von Preußen, der in der Ablehnungsdepeihe von 
28. April erklärt hatte, er werde jich feineswegs von dem Werfe der 
deutichen Einigung zurücziehen, vielmehr alle Kraft aufbieten, daſſelbe 
zu fördern, verjuchte wirklich jein Wort zu löſen. Noc während die 
Nationalverfammlung in Frankfurt tagte, ehe die preußiichen Abge— 
ordnieten, an dem Gelingen des Einigungswerkes verzmweifelnd, ausge— 
treten waren, erließ er am 15. Mai eine Proclamation an jein Volt, 
worin er ſagte: „Ich habe fruchtlos alle Mittel verjucht und erichöpft, 
zu einer Verftändigung mit der deutichen Nationalverfammlung zu ger 
langen. Ich habe mic) vergebens bemüht, fie auf den Standpunkt ihres 
Mandats und des Rechts zurüczuführen, welches nicht in der eigen- 
mächtigen und unmiderruflichen Feititellung, fondern in der Vereinbarung 
einer deutſchen Verfaſſung bejtand, und jelbjt nach Vereitelung meiner 
Beitrebungen habe ich in der Hoffnung einer endlichen friedlichen Yöfung 
nicht mit der VBerfammlung gebrochen. Nachdem diejelbe aber durd) 
Beſchlüſſe, gegen welche trefflihe Männer fruchtlos anfämpften, ihrerfeits 
den Boden des Rechts, des Gejetses und der Pflicht gänzlich verlajien, 
nachdem jie ung nur deshalb, weil wir dem bedrängten Nachbar die er- 
betene Hilfe fiegreich geleijtet, des Friedensbruches angeklagt, nachdem 
jie gegen und und die Regierungen, welche ſich mit mir den verderblichen 
Beitimmungen der Verfaſſung nicht fügen wollten, zum offenen Wider: 
jtand aufgerufen, jet hat die Verfammlung mit Preußen gebrochen. Sie 
ift in ihrer Mehrheit nicht mehr jene Vereinigung von Männern, auf 
melde Deutichland mit Stolz und Vertrauen blidte. Eine große Zahl 
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it, als die Bahn des VBerderbeng betreten wurde, freiwillig ausgefchieden, 
und durch meine Berordnung vom geftrigen Tage habe ich alle preußiichen 
Abgeordneten, welche der Verſammlung noch angehörten, zurüdgerufen. 
Gleihes wird von anderen deutjchen Negierungen geſchehen. In der 
Verſamulung herrſcht jett eine Partei, die im Bunde fteht mit den 
Menschen des Schredens, welche die Einheit Deutjchlands zum Vorwande 
nehmen, in Wahrheit aber den Kampf der Gottlofigfeit, des Eidbruchs 
md der Raubjucht gegen die Throne entzünden, um mit ihnen den Schut 
des Rechtes, der Freiheit und des Eigenthums umzuftürzen. Die Gräuel, 
weihe in Dresden, Breslau und Elberfeld unter dem erheuchelten Rufe 
nah Deutichlands Einheit begangen worden, liefern die traurigen Be— 
weite. Neue Gräuel find gefchehen und werden noch vorbereitet. Während 
durch ſolchen Frevel die Hoffnung zerjtört ward, durch die Frankfurter 
Verfammlung die Einheit Deutjchlands erreicht zu jehen, habe ich in 


föniglicher Treue und Beharrlichfeit daran nicht verzweifelt. Meine Ne 


gierung bat mit den Bevollmächtigten der größeren deutichen Staaten, 
welche jich mir angefchlojfen, das in Yranffurt begonnene Werk der deutjchen 
Derfajtung wieder aufgenommen. Dieje Verfaſſung ſoll und wird in 
fürzefter Friſt der Nation gewähren, was fie mit Recht verlangt und 
erwartet: ihre Einheit, dargeſtellt durch eine einheitliche Erecutivgewalt, 
die nach Außen den Namen und die Intereſſen Deutſchlands würdig und 
hräftig vertritt, umd ihre Freiheit, gefichert durch eine Volksvertretung 
mit legislativer Befugniß. Die von der Nationalverfammlung entworfene 
Reichsverfaſſung ift hierbei zu Grunde gelegt, und find nur diejenigen 
Punfte derjelben verändert worden, welche, aus den Kämpfen und Zus 
geftändnifjen der Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohle des Vater: 
landes entſchieden nachtheilig find. Einem Neichstage aus allen Staaten, 
die fich dem Bundesftaate anfchliegen, wird diefe Verfaſſung zur Prüfung 
und Zuftimmung vorgelegt werden. Deutjchland vertraue hierin dem 
Patriotismus und dem Nechtsgefühle der preufifchen Regierung; fein 
Vertrauen wird nicht getäufcht werden." 

Um diefes Verſprechen in Ausführung zu bringen, hatte der König 
gleichzeitig mit der Erklärung an die Nationalverfammlung vom 28. April 
eine Eirculardepejhe an die deutjchen Regierungen abgehen lafjen, worin 
fie zu einer Conferenz nad) Berlin eingeladen wurden. Selbjt mit Oefter: 
reich wurden neue Verhandlungen gepflogen; ein außerordentlicher Ge- 
Jandter, Herr v. Canitz, wurde nach Wien geſchickt, um zu verfuchen, 
ob die öfterreichifche Regierung nicht zur Anerkennung eines engeren 
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preußiſch-deutſchen Bundesſtaates zu bewegen wäre. Dagegen wollte 
Preußen mit dem Kaiſerſtaat auf Grundlage des alten Bundesrechts eine 
Union ſchließen, vermöge welcher Deutſchland und Oeſterreich gegenüber 
von den übrigen europäiſchen Staaten eine Einheit darſtellen und ſich 
zu gemeinſamer Beſtellung der Geſandten und Conſuln verſtändigen ſollten. 
Als Organ für die Leitung der gemeinſamen Angelegenheiten ſollte ein 
ſtändiges Directorium von vier Mitgliedern zuſammentreten, wovon zwei 
von Defterreich, die andern zwei von Preußen zu bejtellen wären. Auf 
diefen Vorſchlag aber wollte Defterreih durchaus nicht eingehen, es wollte 
Preußen nicht als gleichberechtigt anerkennen, nicht mit ihm die Ober- 
leitung theilen. Zu der Conferenz in Berlin ſchickten Bayern, Sachſen 
und Hannover Gejandte, und am 17. Mai wurden die Verhandlungen 
eröffnet, und auch der öfterreichiiche Gefandte in Berlin, v. Prokeſch-Oſten, 
erjchten dabei, aber nur, um zu erklären, daß feine Negierung auf die 
Vorausſetzung eines engeren Bundes der deutichen Staaten mit Preußen 
nicht eingehen könne. Letzteres ließ fich aber nicht abhalten, einen Ver— 
faffungsentwurf für eben diejen engeren Bund vorzulegen. Der bayerijche 
Gefandte, Graf v. Yerchenfeld, hörte zwar die preußiſchen Vorjchläge an, 
erklärte aber nad) einigen Tagen, daß jeine Negierung einer von Preußen 
zu führenden Reichsvorſtandſchaft fich nicht unterwerfen könne, weil da— 
durch fein verbündetes Deutjchland, jondern ein mächtigeres Preußen ge— 
Ihaffen würde. Auch werde dadurd) das Verhältniß Oeſterreichs zu Deutich- 
land zu jehr in Frage geftellt; überdies jei nicht zu erwarten, daß Ruf 
land und Frankreich ihre Zuftimmung zur Verſtärkung der preußijchen 
Macht geben würden. Nur Sachſen und Hannover festen die Verhand— 
lungen mit dem preußijchen Bevollmächtigten, General v. Radowit, fort, 
aber freilicd unter fortwährenden Einwendungen und Borbehalten. Doc 
liegen fie jich bewegen, ihre bedingte Zuftimmung zu geben, und in Ge— 
meinſchaft mit Preußen die übrigen deutjchen Staaten zum Beitritt und 
gemeinichaftlichen Handeln einzuladen. Der preußiſche Verfajjungsentwurf 
wurde am 26. Mai von Sachſen und Hannover mitunterzeichnet, und kraft 
eines Bündniſſes der drei Könige als gemeinfamer Vorjchlag zu einer 
definitiven Ordnung der deutſchen Verfaſſung unter dem Namen Drei- 
fönigsbündnig veröffentlicht. 

Diefer Entwurf, von Radowitz redigirt, hatte von der Frankfurter 
Verfaſſung beibehalten, was nach dem Grundjage, daß dem Einzeljtaate 
die Selbftändigfeit in allen den Dingen verbleiben müfje, die er. ald Ein: 
zelner genügend zu leiften vermöge, noch brauchbar jchien. Einige wejent- 
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lihe Punkte von der Ausftattung der Centralgewalt waren geftrichen, 
Manches abgeſchwächt, Anderes wirklich verbeflert, und es blieb immer: 
hin noch eine tüchtige Grundlage, in welcher der Gedanfe der nationalen 
Einheit verkörpert war. Das deutjche Reich follte aus dem Gebiete der- 
jenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes beftehen, welche die 
Reichsverfaſſung anerkennen würden. Es war aljo ſchon darauf gerechnet, 
daß nicht alle deutichen Staaten, wenigſtens nicht jogleich, beitreten würden, 
Das Verhäitniß zu Defterreid) war gegenjeitiger Verſtändigung vorbe— 
halten. Der erblide Kaifer war in einen NeichSvorjtand umgewandelt, 
deifen Würde mit der Krone Preußen verbunden fein joll, ob erblich, iſt 
nicht ausgeſprochen. Um auch den übrigen Fürſten einen Antheil an 
der Reichsgewalt zu gewähren, ift dem WeichSoberhaupt ein Fürſten— 
collegium zur Seite geftellt, daS aus 6 Stunmen bejtehen joll, wovon 
Preußen und Bayern je eine, die drei übrigen Königreiche mit den be- 
nahbarten Stleinftaaten die drei folgenden, und die beiden Heilen mit 
einigen andern Heineren Zerritorien die jechste Stimme führen jollten. 
Alle wichtigeren Fragen jollen durch abjolute Majorität unter den 6 Stim— 
men des Fürſtencollegiums entjchteden werden, doch blieb dem Neichs- 
vorstand, der jedenfalls die Erecutive hatte, die wejentliche Obergewalt. 
Der Reichsvorſtand jollte allein Meinifter und Geſandte ernennen, Krieg 
erffären, Frieden und Bündniffe fchließen, die militärifche und diplomatische 
Yeinng in Händen haben, im Inneren Ruhe und Ordnung erhalten. 
Eine ſchwache Seite der Neichsgewalt war, daß fie weder HBolleinkünfte 
zur Verfügung hatte, noch Steuern auflegen durfte, fondern allein auf 
Matricularbeiträge der Einzeljtaaten angewiefen war. Der Reichstag 
beitand, wie bei der Frankfurter VBerfafjung, aus Staatenhaus und Volks— 
haus. Erſteres zählte 160 Mitglieder, welche zur Hälfte von den Re— 
gierungen, zur anderen Hälfte durch die Volksvertretungen der einzelnen 
Staaten ernannt werden follten. Das Vollkshaus follte vom Volle ge 
wählt werden, aber nicht wie bei der Frankfurter Verfaſſung, durch 
allgemeine directe Wahl, fondern durch indirecte, und das Wahlrecht war 
an die Bezahlung einer directen Steuer geknüpft, auch war daffelbe nicht 
allgemein gleich, jondern nach dem Dreiklaffeniyften der preußiſchen Ver— 
fallung modificirt. Das dreimalige fuspenfive Veto des Neichgoberhauptes 
war in ein abjolutes umgewandelt. Die Grundrechte waren im Wejent- 
fihen unverändert aufgenommen, nur hin und wieder in ihrer Faſſung 
gemildert, und ihre Einführung und Anwendung der Yandesgefetsgebung 
überlaſſen. 


— 
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Der Berfaffungsentwurf wurde allen deutjchen Pegierungen mitge- 
theilt, und diefelben zur Annahme und Erklärung darüber in fürzefter 
Friſt aufgefordert. Eine jpäter ausgegebene Denkſchrift erläuterte und 
begründete die einzelnen Beftimmungen des Entwurfes. Das Bündniß 
der drei Königreiche ftellte fich neben der Hauptjache, der Begründung 
eines definitiven Nechtszuftandes für das deutſche Vol, auch die Aufgabe, 
eine provijorifche Ordnung zu ſchaffen. In dem erjten Artikel des Bundes» 
ſtatuts, welches dem Berfafiungsentwurf und dem Begleitichreiben der 
Negierungen beigegeben war, war die Stiftung eines Bündniſſes aus— 
gejprochen, dag mit Berufung auf Artifel 11 der alten Bundesafte als 
jeinen Zwed die Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutſch— 
lands bezeichnet. Für die gemeinfamen Angelegenheiten des Staaten- 
vereing follte ein Verwaltungsrath gebildet werden, zu welchem jeder der 
Verbündeten einen oder mehrere Bepollmächtigte zu ftellen hat. Die 
vollziehende Gewalt übernimmt auf ein Fahr die Krone Preußen. lm 
etwaige Streitigkeiten unter den Mitgliedern des Bündniſſes zu jchlichten, 
wird ein Schiedsgericht von fieben Richtern beftellt, das in Erfurt jeinen 
Sitz zu nehmen hat. 

Nach diejen Aktenftücden, die in ausführlichen, jehr umfichtig abge: 
faßten Paragraphen Mittel und Zwecke des Bündniſſes feftitellten, hätte 
man glauben jollen, die Sache wäre auf gutem, ficherem Wege geweſen; 
aber feider trug diejes Bindnig den Keim des Unfriedend und der Auf: 
(öfung von Geburt aus in fih. Der Berfaflungsentwurf und die Statuten 
waren nur Vorjchläge der preußifchen Regierung; Sachjen und Hannover 
hatten nur zugeftimmt, weil fie im gegenwärtigen Augenblid den Schutz 
und die Hilfe Preußens nicht entbehren zu können glaubten. Der Eönigl. 
ſächſiſche Bevollmächtigte, Freiherr v. Beuft, erflärte in einem Zuſatz— 
protofoll, daß Sachſen fih nur dann zum Verharren in dem Bündniß 
verpflichtet erachte, wenn auch Bayern beitrete.*) Ebenſo ſprach ſich 








*) Siehe Weil: Duellen und Altenftüde, ©. 214. „Die fünigl. ſächſiſche Ne- 
gierung will und darf jedoch feine Zweifel darüber beftehen lafjen, wie fie dieſen 
Entſchluß allein zu dem Zwed und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Verfaſſung 
Gemeingut der ganzen dentfchen Nation und nicht eines Theils derjelben werde. Sie 
verfennt nicht, daß ein Eintritt der öfterreichifchen Fande in der nächſten Zeit nicht 
gehofft werden darf. Allein die Aufnahme des gefammten übrigen Deutichlands in 
den Reichsverband, welche, unbeſchadet der der öflerreichiichen Regierung durch die 
Bundesverfaffung geficherten Nechte, erzielt werden foll, hält dieſelbe als Bedingung 
dafür feft, daß fie jelbft zu einem bleibenden Verharren in demfelben auf Grund der 
vereinbarten Berfafiung verpflichtet fei. Sollte es daher nicht gelingen, den Süden 
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der königl. hannoveriſche Minifter Stüve in einem bejonderen Protokoll 
dahin aus, es müſſe bei der Reform der deutjchen Verfaſſung als Haupt: 
anfgabe in's Auge gefaßt werden, die Integrität Deutfchlands zu erhalten: 
und eine Regierungsgewalt zu jchaffen, welche der Eigenthümlichfeit Deutfch- 
lands, jeinen durch Gejchichte und lange Entwidlung feit zufammen ges 
wachjenen Staatöverbänden die nöthige Gewähr leifte. Solle dies erreicht 
werden, jo müſſe Defterreich in voller Bedeutung bei Deutjchland bleiben, 
dent es durch geographiiche Yage, Nationalität und Geſchichte jo enge 
verbunden jei, daß jede Trennung eine unheilbare Wunde fein würde. 
Es wird dann eine Reihe von Einwendungen gegen den preußifchen Ver— 
fafjungsentwurf beigebracht und jchließlich gefagt, die Zuftimmung zu 
deınjelben könne nur darin eine Rechtfertigung finden, daß Defterreich ſich 
meigere, auf eine Berfaffung einzugehen, welche die für Deutjchland unent- 
behrliche gemeinfchaftliche Volfsvertretung enthielte. Sobald aber die öfter- 
reichiſchen Zuftände einer beſtimmteren Anficht der Dinge Raum geben 
würden, müßten weitere Berhandlungen über die Nechte Defterreihs an 
Deutihland aufgenommen werden. *) 

Dean fieht deutlich, den Regierungen Sachſens und Hannovers war 
es von Anfang an gar nicht Ernſt mit dem eingegangenen Bündnig und 
der Theilnahme an den Vorſchlägen Preußens. Sie wollten nur für 
jest ſich Preußen -gefällig zeigen, richteten aber ihre Zuftimmung fo ein, 
daß fie für die Zufunft einen Vorwand bereit hatten, ſich wieder los— 
zufagen. Daß dies der Plan der beiden Regierungen war, wird uns 
auch von anderer Seite beftätigt. Der preußiſche Gejandte in England, 
Bunjen, erzählt nad) Berichten der engliſchen Geſandten in Hannover, 
Münden und Dresden, daß die Vertreter Hannovers und Sachſens in 
Münden ausdrücdlich die Erklärung abgegeben haben, ihre Regierungen 
würden ſich an ihr Wort nicht gebunden eradhten, wenn Bayern nicht 
beitrete.**) Der hannoveriihe Minifter, Graf Benningfen, geftand dem 
engliſchen Gejandten Bligh geradezu, Hannover jei anf das Bündniß mit 
Deutihlands in den Reichsverband, wie er durd) die fragliche Verfaſſung beftinmmt 
worden, aufzunehmen, was wejentlih davon abhängen wird, ob Bayern ſich demſelben 
auſchließt, follte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, als die Herftellung eines nord» 
deutichen oder nord» und mitteldeutfchen Bundes, fo müßte die königl. ſächſiſche Re 
gierung für diefe Eventualität die Ernenerung der Berhandlungen und Umgeftaltung 
der vereinbarten Berfafjung ausdrüdlich vorbehalten.“ 

*) Weil, Onellen und Altenftüde, ©. 215 — 217. 

**) Siehe Bunfen, aus feinen Briefen gefhildert. Bd. III, S. 13 u. fi. 
Ktürfel, Einheitsbeitrebungen. 1. | 9 


130 Die preußischen Einigungsverfuce. 


Preußen in den deutjchen Angelegenheiten feineswegs in gutem Glauben, 
vielmehr lediglih in der Erwartung eingegangen, daß bei der ganzen 
Sache doch nichts herausfommen werde. Inzwiſchen habe man doc) 
zweierlei erlangt, 1) daß man dem deutjchen Volk den Glauben beige- 
bracht, man wolle ernjtlich die deutjche Einheit, und 2) daß man gerade 
durch das Bündniß mit Preußen den Preußenhaß im eigenen Yande, der 
bereit3 im Berlöjchen gewejen, wieder angefacht habe. Die preußifche 
Regierung, welche wohl die officiellen Vorbehalte der beiden Verbündeten, 
aber nicht ihre vertraulichen Mittheilungen an anderen Höfen kannte, 
icheint die ſchlimme Abjicht jener Kabinete nicht gehörig durchichaut zu 
haben, jie glaubte diefelben durch die gemeinfame Collectivnote und das 
Bindnipftatut vom 28. Mai, und die dadurch eingegangenen Berpflich- 
tungen, rechtlich gebunden.*) Aber um dieje vechtlihe Gebundenheit zur 
Verwirklichung der gefaßten Plane zu vermwerthen, hätte die preußiiche 
Negierung große Energie entwideln, die Ausführung der Sache möglichit 
bejchleunigen und alle Rücjichten auf das durch den Aufftand in Ungarn 
und den Krieg in Italien gelähmte Oeſterreich bei Seite jegen müſſen. 
Dejterreid) war damals unfähig, feinem Widerſpruch gegen den Plan 
eines engeren deutſchen Bundesftaates durch offenes Auftreten gegen 
Preugen und Anwendung von Waffengewalt Nahdrud zu geben, war 
jedoch jehr geichäftig, Durch diplomatijche Agenten an den deutjchen Höfen 
der Erweiterung des Dreifönigsbündnifjes entgegenzumwirken. In Bayern 
und Wirtemberg fand es bereitwilliges Gehör; erjteres erflärte nach 
längeren Berhandlungen mit dem preußifchen Miniſterium, die im Juni 
und Juli geführt wurden, am 8. September 1849, daß es fi) außer 
Stande jehe, dem Bündniß vom 26. Mai und dem beigefügten Verfaſſungs— 
entwurf beizutreten. Wirtemberg gab auf wiederholte dringende Anfragen 
Preußens lange Zeit gar Feine Antwort, und erwiderte endlich am 26. Sep: 
tember, daß eg, in die unerwünjchte Alternative verfegt, entweder den Bei- 
tritt jogleich zu erklären, oder denfelben abzulehnen, nicht anftehe, fich für 
das legtere zu entſcheiden. Dieje noch unter dem Minifterium Römer 
gegebene Antwort war nicht blos der Ausdrud eines particulariftiichen 
Widerjtandes, ſondern noch mehr der Anficht, dag Preußen weder den 
ernftlichen Willen noch die Macht habe, die Sache durchzuführen. Am 
badiichen Hof gab ſich Defterreich große Mühe, die durch preufifche 
Waffen wieder hergeftellte großherzogliche Regierung von Preußen wieder 


*) Siehe Rabowig, gefammelte Schriften, Bd. II. Reden u. Betrachtungen ©. 151. 
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abzuziehen, und machte dem Großherzog die Zumuthung, zu unten 
jeineg minderjährigen Sohnes abzudanfen, aber ohne Erfolg, indem der 
Großherzog ſchon Anfang Juli dem Dreifönigsbündnig beitrat. Kurheſſen, 
Naflau, Sachjen-Weimar, Braunfchweig, Heflen-Darmftadt, Medlenburg- 
Schwerin, Sachſen-Coburg-Gotha, Oldenburg, Hamburg und Bremen 
folgten im Verlauf des Sommers nad). 

Niht minder wichtig als das Verhalten der Regierungen war die 
Stellung des deutjchen Volkes, namentlich der beftehenden politiichen Par— 
teien, zu den preußischen Vorjchlägen. Da war es nun von großer 
Bedeutung, daß ſich etwa 150 Mitglieder der Centrumspartei der Frank— 
furter Verſammlung auf Betrieb Gagerns, Dahlmanns und Mathy's 
Ende Juni in Gotha zu einer Beiprechung verjammelten. Nach einer 
mebrtägigen Berathung vereinigten ſich 130 Anmejende zu der vom 
25. Juni datirten Erklärung, daß ihnen die Zwede, welche durch die 
Reichsverfaſſung vom 28. März erreicht werden jollten, höher ftehen als 
das starre Feſthalten am der Form, unter welcher man diejes Ziel in 
der Nationalverfammlung erjtrebt habe, und zu der Anerkenntniß, daß 
die von Preußen dargebotene Berfaffung, melde fie als eine unverbrüd)- 
lihe, der Nation ertheilte Zujage betrachten wollten, ebenfall3 zu dem 
vorgejtedten Ziele führen könne, unter dev Vorausſetzung, daß alle deutichen 
Kegierungen, welche zur Berufung eines Reichstages mitwirken, demfelben 
in einer jede einzelne Negierung bindenden Form gegemübertreten. Schließ— 
lich bekanuten fie, dah aus diefer Anerfenntniß jedem Einzelnen die Ver: 
pflihtung erwachſe, in feinem reife nach Kräften zur Vollendung des 
vaterländiichen Werkes auf dem angebahnten Wege beizutragen.*) Die 
zu Gotha unterzeichneten Männer und ihre Gefinnungsgenoffen in allen 
Theilen Deutjchlands wirkten nun im Sinne diefer Erklärung durch Wort 
und Schrift, durch die Prejfe und Vereine, und diefe bumdesjtaatliche 
Partei, welche auf Preußen ihre Hoffnung fegte, wurde von nun an als 
Gothaer bezeichnet und unter, diefem Namen vielfach angegriffen und 
verjpottet. Doch nicht alle Anhänger des Bundesjtaates waren mit ihrer 
Erklärung einverjtanden. Einzelne, wie Gervinus und Häuffer, hielten 
an der unveränderten Frankfurter VBerfaffung feſt und zweifelten, daß die 
preußiiche Regierung den entfchiedenen Willen und die Macht habe, ihr 
Programm auszuführen. Sie fahen namentlich in der Perjon des der: 
maligen Königs von Preußen ein Hindernig des Gelingens. Die eigentlich 


*) Siehe Deutiche Zeitung 1849 Nr. 178, Beilage. 
9* 
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demokratiſche Partei hielt jich grollend zurüd und behauptete, eine ein- 
feitig von den Regierungen verjuchte Reform fünne nie von durchgreifendem 
Erfolge fein. Die dieſer Richtung angehörigen Zeitungen, jomie die 
Mehrheit der Volfsvertretung in den Mittelftaaten machten Oppofition 
gegen Preußen und das gothaijche Progranım, und geriethen dadurch in 
das Lager des Particularismus. Die der preußijchen Hegemonie abge: 
neigten Regierungen aber ergriffen die ji) ihnen darbietende Bundes- 
genofjenjchaft der Demokratie bereitwillig und beriefen jich gern auf die 
Bolksftimmung, die auch nichts von diejen Einheitsbeftrebungen wolle. 

Preußen ſchritt einftweilen auf dem betretenen Üege vorwärts, aber 
nicht muthig und ſiegesgewiß, jondern vorjidhtig und zaghaft. Der im 
Bundesjtatut angekündigte Verwaltungsrath trat am 18. Juni zufammen, 
auc) das Bundesichiedsgeriht ward am 2. Juli zu Erfint eingejegt, aber 
mit Berufung eines Neichstages zügerte man noch. In Preußen gab es 
eine Partei, welche zwijchen nationalen und revolutionären Bejtrebungen 
feinen Unterjchied zu machen wußte, welcher auch der Berfaflungsentwurf 
des Dreifünigsbündnijjes viel zu revolutionär erſchien. Ste jah in einer 
deutfchen Bolfsvertretung große Gefahren für die monarchiiche Ueber- 
fieferung, und wollte namentlich feinen Bruch mit Dejterreih, auf deſſen 
conjervative8 Schwergewicht fie großen Werth legte. Für die Stimme 
diejer einflufreichen Partei hatte der König ein empfängliches Ohr; er 
hielt es für unedel, die Bedrängnig Defterreihs zu benügen, gegen jeine 
Buftimmung den deutihen Bundesſtaat durchzujegen, um, während 
es im Kampf um den Befig Ungarns und Italiens war, es auch noch 
jeiner Nechte auf Deutjchland zu berauben. Auch auf die Fürjtenhäujer 
der deutjchen Mittelftaaten wollte er feinen Drud ausüben, der ihre 
Throne wanfend machen könnte. Die deutſche Einheit jollte nad) jeiner 
Idee nicht durch Mittel der Revolution, nicht durch Machtentwidlung 
verwirklicht werden, jondern nur durch freie Entſchließung der Betheiligten 
zu Stande kommen. Ueber joldhen DBedenflichkeiten ging der Sommer 
1849 hin, ohne daß für die Realifirung des deutichen Verfaſſungswerkes 
ein weiterer Schritt geihah. Erjt als Defterreih durch Rußlands Hilfe 
von der ungarijchen Gefahr befreit war und mit der Einnahme Venedigs*) 
den legten Reſt der italienifhen Bewegung niedergejchlagen hatte, und 
num auch in den deutichen Angelegenheiten jeinen Einfluß wieder mehr 





*) Am 11. Auguft hatte ſich Ungarn durd die Capitulation von Bilagos ben 
Auffen unterworfen, und am 23. Auguft hatte ſich Venedig ergeben. 
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geftend machen konnte, fchiekte fich der Verwaltungsrath des Dreikönigs- 
bündnifjes an, die Mablen zu einem meuen deutjchen Reichstag zu ver- 
anftalten. Es wurde am 19. Oftober 1849 bejchlofien, die Wahlen der 
Abgeordneten zum Volkshauſe auf den 15. Januar 1850 anzuberaumen, 

Aber jett erinnerten fich auch die widerwilligen Verbündeten Preu— 
hend ihrer Vorbehalte; ihre Hoffnung, dak Bayern nicht eintreten werde 
und dak Deftereeich feinen Widerſpruch mit Nachdrud geltend machen - 
fönne, war ja erfüllt, und fie glaubten num ihre Zufage zurüdnehmen 
zu fönnen. Dies geſchah am 20. Oktober durch eine gemeinichaftliche 
Note des ſächſiſchen und hannoverifchen Gefandten an den Vorjigenden 
des Berwaltungsrathes, worin fie erklärten, daß jener Beſchluß, ein Volks— 
baus zu berufen, eine dem Biündniffe vom 26. Mai entgegenlaufende, 
den Zweck deſſelben gefährdende und insbefondere die äußere und innere 
Sicherheit Dentichlands bedrohende Mafregel ſei. Jetzt fei der Zeit: 
puntt gekommen, wo ihre Vorbehalte Platz greifen müßten; am folgenden 
Tag fündigten fie auch ihren Austritt aus dem VBerwaltungsrath an. 
Diefer Abfall der beiden Königreiche war zwar formell fein Bundesbruch, 
denn jie waren ja durch ihre Vorbehalte berechtigt, fo zu handeln, aber 
vom moraliihen Standpunft aus betrachtet, war ihr Berfahren treulos 
und wortbrüdig. Sie mußten, dat Preußen auf ihre Bundestreue rech— 
nete, aber fie hatten e8 von Anfang an nur auf eine Täufhung Preußens 
abgejehen und betrachteten das ganze Bündniß nur als Mittel, um unter 
dem Scheine des Entgegenkommens die preußifche Politif zu befämpfen. 
Zu der Mortbrüdjigfeit fam bei Sachſen, deſſen königlicher Thron erft 
vor wenigen Monaten durch preußische Waffen vor dem Sturz bewahrt 
worden war, eine empörende Undanfbarfeit hinzu. Auch Hannover freilich 
war der preufiichen Regierung fir Schuß verpflichtet, und der Minijter 
Stüve hatte auch feinen Bevollmächtigten bei dem Verwaltungsrath, jenen 
Detmold, der dem Iegten Frankfurter Reihsminifterium angehört hatte, 
nicht zum Proteft gegen die Berufung des Neichstags inftruirt, vielmehr 
wurden demjelben hinter dem Rücken feines Miniſters Inſtructionen aus 
dem Kabinet des Königs zu Theil*), was denn auch den Rücktritt des 
Minifteriums Stübe zur Folge hatte. 

Die preußiihe Regierung ließ fich durch) den Abfall Sachſens und 
Hannovers von der Berufung des Neichstages nicht abhalten; der Ber: 
waltungsrath hielt feinen Beſchluß aufrecht, erklärte am 26. Oftober 


*) Bol. Oppermann, Zur Gefchichte des Königreichs Hannover. Bd. II, ©. 362. 
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denſelben für vollberechtigt und den eingejchlagenen Weg für das einzige 
zur Zeit dargebotene Mittel, das deutſche Vaterland zu confolidiren und 
ihm feine Geltung unter den Großmächten Europa’s zurüdzugeben. Der 
Borftand des VBerwaltungsrathes, v. Radowitz, fuchte in einer Rede, die 
er am 24. Oftober in der preußifchen Kammer hielt, die Beforgnifie, die 
fih über den Stand der deutjchen Sache verbreitet hatten, zu beſchwich— 
tigen. Er gab Rechenſchaft über den Verlauf der Verhandlungen und 
die eingetretenen Hinderniſſe und Störungen, verficherte aber, daß die 
Regierung dem unerachtet an der erkannten Plicht fefthalte, und jagte 
am Schluß*): „Die Regierung erfennt in vollem Maße alle Schwierig-. 
feiten und Sorgen des jetsigen Mugenblids, zugleid; aber auch, daß die 
Yinie, welche jie befolgt, die für fie allein berechtigte und mögliche ift. 
Wenn das tiefe, wohlbegründete Verlangen der Nation nad) der Bereini- 
gung aller ihrer Stämme jett noch ımerfüllt bleiben muß, jo liegt uns 
ob, einen Kern zu bewahren, an den ſich die jett fern bleibenden Ne: 
gierungen anzufchliegen vermögen, wenn die Einficht in das, was ihnen 
wie dem ganzen deutichen Baterlande frommt, auch dort durchgedrungen 
fein wird. Wie viel aber auch gelinge oder nicht gelinge: die preußijche 
Negierung wird den Beruf, der ihr nicht durch eigene Willfür, nicht 
durch jelbjtfüchtige Berechnung zu Theil geworden ift, treulich wahren; 
er gebört zu dem großen Erbe preußifcher Ehre, das ihr anvertraut ift! 
Preußen hat diefen Weg furchtlos betreten, es wird ihn vormwurfsfrei 
enden, fein Ziel fei ein freudiges oder“ ein jehmerzliches, ein nahes oder 
ein fernes.“ 

Am 17. November bejchlog der DVerwaltungsrath, der außer den 
preußiſchen Bevollmächtigten aus denen Badens, der beiden Helfen, der 
ſächſiſchen Herzogthümer, beider Schwarzburg, der reußiſchen Yinien, beider 
Medlenburg, Naſſau's, Braunſchweigs, Oldenburgs, Hamburgs, Yübed3 
und Bremens beftand, die Wahlen der Abgeordneten zum Bolfshaufe 
auf den 31. Januar 1850 auszufchreiben, und die Stadt Erfurt zum 
Verſammlungsort zu bejtimmen. Oeſterreich hatte indefjen eifrig in deut: 
chen Angelegenheiten gearbeitet, um die preußijchen Plane zu untergraben. 
Es hatte Verhandlungen angefmüpft, die auf Widereinjegung des alten 
Bundestages in Frankfurt losjteuerten. Noch ſaß der Erzherzog Johann 
in Frankfurt, um die Stelle für Defterreich zu behaupten. Diejes er- 
klärte jich jett bereit, ihn zum Rücktritt zu beftimmen, wenn Preußen 


*) Vgl. Radowitz gefammelte Schriften. Bd. II, ©. 4532. 
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zur Errichtung einer gemeinfamen proviforiichen Eentralgewalt die Hand 
biete. Preußen zeigte fich willig dazu, aber machte jeinerfeitS die Bedin- 
gung, dab Defterreih die Einwilligung zur Errichtung eines engeren 
Bundesſtaates nach den Entwürfen vom 26. Mai gebe. Dieſes Zuge: 
ſtändniß aber verweigerte Defterreih, und Preußen, um endlich zu einem 
Abſchluß zu gelangen, ließ ſich in beflagenswerther Schwäche bewegen, 
am 30. September einen Vertrag zu umterzeichnen, wouach beide Groß— 
mächte im Namen fämmtlicher deuticher Regierungen interimiftiich die 
Eentralgewalt übernehmen follten, um den deutichen Bund als einen völker ⸗ — 
rechtlichen Verein zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit Deutich- 
lands zu vertreten. Dieje vorläufige Einrichtung follte bis zum 1. Mai 
1850 dauern, und während derjelben die deutjche Berfafliungsangelegenheit 
der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlajfen bleiben. Dieß 
war der erſte Schritt zur Wiederherftellung des alten Bundestags, dem 
Ziel der öfterreichiichen Politif. Die wirkliche Einfegung der neuen Cen— 
tralgewalt verzog fich bis zum Ende des Jahres, am 20. December 
übergab der Reichsverweſer fein Amt in die Hände der von beiden 
Mächten gewählten Commifjäre. Oeſterreich ftellte dazu den General 
Schönhals, der fich in Italien Yorbeeren erworben hatte und als ein ge: 
bildeter freifinmiger Mann galt, Preußen war durch General Radowitz 
vertreten, den intellectuellen Urheber der Maiverfaſſung, und feine Wahl 
war ein Demonftration, daß Preußen nur im Namen des engeren deutjchen 
Bundesftaates die Gewalt mit Cefterreich theilen wolle. Oeſterreich aber 
zog aus der Vereinbarung über die Gentralgewalt ganz andere Conie- 
quenzen, und protejtirte in einer Note vom 23. November gegen die Ein: 
berufung des ausgefchriebenen Neichstages als gegen eine Verlegung der 
Bundespflichten und de8 Vertrags vom 30. September, und fprad) den 
Beihlüffen der künftigen Erfurter Verfammlung in Voraus alle Geltung 
und Wirkſamkeit ab. Preußen blieb die Antwort nicht ſchuldig und fette 
in einer Gegennote vom 12. December feinen Standpunkt auseinander. 
Die Wahlen zum Erfurter Reichstag wurden am 31. Januar des fol- 
genden jahres in dem bumdestreuen Yändern vollzogen. Sachjen und 
Hannover aber lieken nicht wählen, und die hannoveriſche Negierung er- 
Härte am 25. Februar dem preußifchen Cabinet, daß fie ihre Beziehungen 
zu dem BVertrage vom 26. Mat als völlig gelöst betrachte und ihr 
Verhältnik zu den Theilnehmern defjelben auf die Grundlage des deutſcheu 
Bundes zurüdgeführt anfehen müffe, worauf die Mbberufung des preu- 
Fiichen Gejandten aus Hannover erfolgte. Durch Sachſens ımd Hannovers 
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Abfall und die Gewißheit, daß fid) der deutſche Bundesſtaat vorläufig 
doh nur auf einen Theil der dentichen Staaten bejchränfen werde, jah 
fi) der Verwaltungsrath veranlaßt, einige Modificationen der Verfaffung 
zu bejchließen und durch eine fogenannte Additionalafte vom 26. Februar 
zu verfünden. Ein Hauptpunft dabei war, daß der Bundesstaat ftatt 
deutjches Reich deutſche Union heißen ſollte. 

Die Gegner Preußens wollten nicht bei der Verneinung ftehen bleiben 
und ftellten, bauptfächlih auf Bayerns Betrieb, im Gegenſatz zu den 
Borjchlägen des Maibündniffes, einen neuen Entwurf einer deutſchen 
Derfaifung auf, der am 27. Februar 1850 von Bayern, Wirtemberg 
und Sachen zu München umterzeichnet und, da auch Hannover an den 
Berathungen theilgenommen hatte, dag Vierfönigsbündniß genannt wurde. 
Diefer Entwurf unterjchied fi) von dem preufifchen namentlich dadurch, 
daß auch Defterreih, und zwar mit der ganzen Maffe feiner nichtdeutjchen 
Länder, aufgenommen war. Statt einer einheitlichen Centralgewalt ſollte 
ein ſiebenköpſiges Directorium die Regierung führen, und deffen Mitglieder, 
aus Gejandten Oeſterreichs, der fünf Königreiche und beider Helfen be— 
jtehend, jollten wie die Gefandten des alten Bundestages, an Inſtructionen 
gebunden fein, gleichwohl aber nad) einfacher Stimmenmehrheit die wich— 
tigften Bejchlüffe faſſen. Der Sit diefer Bundesregierung ift Frankfurt, 
und fie beforgt alle gemeinjamen Bundesangelegenheiten theils allein, theils 
unter Mitwirkung der Volksvertretung. Dieſe befteht aus 300 Mitglies 
dern, welche von den Yandesvertretungen der einzelnen Bundesftaaten 
gewählt werden, und zwar 100 von Defterreich, 100 von Preußen, 100 
von den übrigen deutfchen Bundesftaaten. Ihre Competenz ift die Ini— 
tiative zum Geſetzgebung, die Feftftellung der Bundesausgaben und der 
zu erhebenden Matricularumlagen. Diefer Entwurf war nichts als eine 
weitere Ausführung von Vorjchlägen, die im Yaufe des legten Jahres 
in Defterreich jchon mehrmals aufgetaucht waren, und wohl jchwerlid) 
ernftlich gemeint. Er ſollte zumächft nur als Agitationgmittel gegen Preußen 
dienen, war aber auch zu dieſem Zweck zu unbedeutend, er wurde nirgends 
ernftlich bejprochen und von der Preſſe theils gänzlich ignorirt, theils 
entfchieden verworfen. Nur Defterreich belohnte feine Anhänger mit einem 
vom Fürſten v. Schwarzenberg erlaffenen Belobungsjchreiben vom 13. 
März,*) in welchem er die Zwechmäßigfeit und Ausführbarfeit der ge- 


*) Bol. Neue Münchener Zeitung vom 20. März und bdeutfche Zeitung vom 
22. Mär; 1850, Beilage. 
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machten Vorſchläge rühmte, feine Zuftimmung ausfprah und die Ver— 
fiherung gab, die faiferliche Regierung werde fih an einem jolchen deutjch- 
öfterreichtichen Bunde mit renden und in der Ueberzeugung betheiligen, 
daß ein anf den vorgejchlagenen Grundlagen ruhendes Bundesverhältnig 
zwifchen dem verjüngten Oeſterreich und dem verjüngten Deutjchland nicht 
mm mit der Einheit des Kaiſerreichs vollfonmen vereinbar fei, jondern 
auch, für beide gleich erjprießlid, die Bürgſchaft einer ſchönen und glück— 
lichen Zukunft in fich trage. 

Jeder unbefangen Urtheilende mußte merken, daß dies nur eine auf: 
geipielte Komödie war. Wie man in Bayern von den Berfuchen, eine 
bundesftaatliche Einheit Deutſchlands zu Stande zu bringen, dachte, fonnte 
man an einem dort mit Wohlgefallen aufgenommenen Wort des Minifters 
von der Pfordten fehen, der in der bayrifchen Kammer am 7. November 
1549 fagte: „das Ziel der bayrischen Politif darf ganz allein die Aus— 
bildung der bayrischen Sonveränität fein.“ Ueberhaupt ging das Streben 
der wittelftaatlichen Politif dahin, einen nationalen Aufſchwung, wie er 
im- Jahre 1848 das Volt ergriffen hatte, für die Zukunft unmöglich zu 
machen, der Einheitstrieb wurde al3 eine Krankheit angejehen, deren Wieder: 
fehr mit aller Wachjamfeit verhütet werden müffe. Dejfterreih und die 
ihm anhängenden Königreiche arbeiteten jett in voller Eintracht dahin, 
die Verwirklichung der preußifchen Plane unmöglich zu machen. Die Ver: 
ftimmung gegen diefelben kam nirgends jchroffer zum Ausdrud als in 
der Thromrede, welche König Wilhelm von Wirtemberg am 15. März 
1850 bei Eröffnung jeines Yandtages hielt. Er ſagte darin unter An— 
derem: „Deutichland hat jeit den Märzereigniffen des Jahres 1848 nicht 
aufgehört, der Spielball der Parteifucht und des Ehrgeizes zu fein. Der 
deutiche Einheitsftaat ift ein Traumbild, und das gefährlichite aller Traum- 
bilder, ebenfomwohl unter dem deutjchen als unter dem europäiſchen Ge- 
ſichtspunkte. Alle Wege, welche man nad) dieſem verkehrten Ziele bereits 
eingeichlagen hat und noch ferner einfchlagen möchte, werden immer nur 
zum Gegentheil, daS heißt zur Spaltung und Auflöfung der Gefammtheit 
führen. Die wahre Stärfe und Eintracht, die wahre Kultur und Freiheit 
der Nation beruht im legten Grunde auf der Erhaltung und Pflege der 
Eigenthümlichkeit und Selbftändigfeit ihrer Hauptftämme. ine jede ge- 
waltſame Berfchmelzung der letteren, eine jede abjolute Unterordnung 
eines Hauptftammes unter den andern würde der Anfang unferer inneren 
Auflöfung und das Grab unferer nationalen Eriftenz fein. Für die rechte, 
für die dauerhafte Einigkeit unferes Gefammtvaterlandes gibt e3 nur eine 
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einzige politifch mögliche und praftifch durchführbare Verfafjungsform, es 
ift die föderative. Glücklicherweiſe ift diefe Form einer weit größeren 
Stärke und SKraftentwiclung im Innern und nad) außen fähig, al$ die 
bisherige Bundesverfaflung ie gewährte. Daß man diefe Wahrheit zuerjt 
in Frankfurt und nahmals in Berlin verfannte, hat die gegenwärtige Span- 
nung und Verwirrung unferer Zuftände ganz allein herbeigeführt. Die 
unparteiiiche Gejchichte wird es einst nicht verjchweigen, welche Zwecke 
und welche Yeidenjchaften das Bündniß vom 26. Mai geitiftet haben. 
Die Größe und die Einigfeit der Nation haben nicht? mit ihm gemein, 
auf die Volksſympathien kann es feinen Anfpruch machen, es it ein 
fünftliher Sonderbundsverfuh, auf den politiichen Selbjtmord der Ge— 
jammtheit berechnet, und ebendeshalb in der Mitte von den drei größten 
Yandmächten ohne Ausficht auf Beftand in den Tagen der Gefahr. Die 
Durchführung diefes Bündniſſes würde nicht zu vollbringen jein ohne 
einen offenen Bundesbruch und ohne eine wiſſentliche Verlegung jener 
feierlichen Tractate, worauf unfere Stellung und unjere Unabhängigfeit 
gegen Europa, jowie das politiiche Gleichgewicht Europa's überhaupt 
berubt.*) 

Dieje Rede ift ein merfwürdiges Document des dynaftifchen und mittel- 
staatlichen Widerwillens gegen die Beftrebungen für nationale Einheit und 
ihre ftaatgrechtliche Geftaltung, und wir fünnen uns jest nur freuen, dat 
die jchlimmen Borausjagungen, welche der fünigliche Nedner ausiprad, 
durch die neueſte Entwiclung jo glänzend widerlegt find. Der Behaup— 
tung, daß das Dreifönigsbündniß feinen Anſpruch auf die Sympathien 
des deutichen Volkes habe, jtand im nächjter Nähe entgegen, daß am 13. 
Januar in Plochingen — einem Knotenpunfte der Eijenbahn, 6 Stunden 
von Stuttgart — eine von vielen Hunderten des gebildeten intelligenten 
Meittelitandes bejuchte Verſammlung ſich in einer Adreſſe an den ftän- 
dischen Ausſchnß dahin ausgeiprochen hatte, „daR feine andere Möglichkeit 
vorhanden jei, eine wahre deutjche Einheit ins Yeben zu führen, al$ der 
von Preußen vorgelegte Verfaffungsentwinf. Wenn ein großes, von 
mancher Seite das größte Gewicht gelegt werde auf die Beſchränkung 
der Souveränität, jo ſei es dagegen die fejt begründete Ueberzeugung 
der Verſammelten, daß Wirtemberg als Kleinſtaat eine politiiche Selb- 
jtändigkeit in höherem Sinne bisher nie gehabt, noch Fünftig anſprechen 


*) MWirtemberg. Stantsanzeiger vom 16. März, und bdeutiche Zeitung vom 16. 
März. 
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könne, und daß die Zurüdführung der mirtembergiihen Souveränität 
auf die ehrenhafte und ftolze Stellung eines deutichen Reichsfürften, wenn 
überhaupt ein Opfer, doch nur ein folches fei, defjen die wahre Vater: 
landsliebe ſich nicht weigern dürfe.“ Die Unterzeichneten befannten jich 
zugleich als „Patrioten, die aus der Erbitterung, mit welcher die in— 
neren und äußeren Feinde der deutſchen Einheit dem Plane des Bun— 
desſtaates entgegenwirkten, den Sporn entnehmen, mit Aufbietung aller 
geſetzlihen Mittel das Mögliche zu retten, im unbefriedigter Gegenwart 
doch die dauernde Grundlage einer befieren Zukunft des Baterlandes 
mit Neberwindung und Selbjtverläugnung feftzujtellen." Diefe Geſinnung 
war nicht nur in Wirtemberg, fondern in ganz Deutjchland die unter 
dem gebildeten Mittelſtand vorherrichende. Andererſeits muß zugegeben 
werden, daß auch die Thronrede des Königs die Stimmung und Anfichten 
der fürftlichen und ariftofratischen Kreiſe repräfentirte. Die preußifche Re— 
gierung erwiderte die wirtembergifche Thronrede, welche ohne Mitwirkung 
des Ministeriums vom König jelbft verfaßt war, mit Abberufung ihres 
Sejandten in Stuttgart und mit Zufendung der Päſſe an den wirtem- 
bergiichen in Berlin. 

Wenige Tage nach jener mittelftaatlichen Polemik wurde der Reichs: 
tag der Union am 20. März in Erfurt eröffnet. Die Wahlen hatten 
in vielen Bezirken nur laue Theilnahme gefunden, da die demofratijche 
Partei, und von ihr beeinflußt, die Mafje des Volkes, fich der Wahl 
enthielt. Die jogenannten Gothaer waren in der Verfammlung am zahl: 
reihften vertreten; fie bildeten die linke Seite und verfochten die Sache 
der deutichen Einheit mit Entfchiedenheit, aber mit Rückſicht auf die feit 
den Frankfurter Tagen jehr veränderten Verhältniſſe. Neben ihnen hatten 
ſich viele Mitglieder der Ariftofratie und Büreaukratie wählen lafien, 
melde entweder im der Union ein Mittel gegen die Revolution fahen, 
oder die nationale Bewegung ſelbſt zur Revolution rechneten und es für 
ihre Aufgabe hielten, dem deutjchen Bundesſtaat nach Kräften entgegen- 
jutreten. Der preußiiche Unionscommiſſär Radowitz vertrat in einer 
glänzenden Nede am 26. März die bisherige Politit Preußens und die 
leitenden Gedanken des dargebotenen Verfaffungsentwurfes. Er betonte 
in begeiiterten Worten die Berechtigung des Einheitsftrebens. „Deutſch— 
land,“ jagte er, „darf und muß fordern, daß ein wahrhaftes Gefammt- 
weſen jeine einzelnen Staaten umichließe, feine einzelnen Glieder zu einem 
ebendigen Körper verbinde. Dieſes Bedürfniß ift lange verfannt und 
den ſelbſtſüchtigen Beftrebungen ausſchließlich freier Spielraum gelaſſen 
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worden. Ich möchte nicht ſchwere Erinnerungen bier berühren oder die 
Anklage wiederholen, von denen jedes Glied des Ganzen getroffen wird; 
ich fage jedes! Einmal erwedt, ift der Geift nicht wieder zu bannen; er 
kann zeitweife jchlummern, zumal wenn er fich eben in wilden Rauſche 
fund gegeben, aber er wird immer wieder erwachen. Die nationale Be: 
wegung kann rücdläufig werden, aber, wenn Sie mir das mathematische 
Gleichniß erlauben: die rüdläufige Bewegung ift nur jcheinbar, fie gehört 
einer gejchloffenen Curve an, fie muß wieder rechtläufig werden, fie muß, 
ihre Bahn von der Sonnenferne wieder hinlenken zur Sonnennäbe, jo gewiß 
e3 ein höheres Geſetz im Leben der Nationen gibt!" Im weiteren Zu— 
fammenhang feiner Rede gedachte er auch der mahlojen Angriffe der 
wirtembergifchen Thronrede, und jagte in Beziehung auf die Stelle: „die 
unpartheiifche Gefchichte wird es einft micht verfchweigen, welche Zwecke 
und welche Leidenichaften da8 Bündniß vom 26. Mai gejtiftet haben:“ 
— „Ja meine Herren! die unpartheiiiche Gefchichte wird einft darüber 
richten, ob Preußen eine andere Peidenfchaft dabei gehegt, ald die Liebe 
zum großen theuren Baterlande, ob es einen anderen Zweck dabei ver: 
folgt hat, als den legten Verſuch zu machen, die Eriftenz der Einzelftaaten 
vor den Öefahren zu jchirmen, welche die nächjte jener hiftorifchen Krijen, 
die im Laufe der Zeiten nie ausbleiben, über fie verhängen wird! Wir 
wollen das Urtheil hierüber getroft der Mit- und Nachwelt anheimiftellen ; 
fie wird auch darüber richten, welche Zwecke und Leidenfchaften es find, 
die unferem mühjeligen, jelbftlojen Werke entgegentveten!" Die Rede von 
Radowig machte großen Eindrud und befebte die Hoffnung auf Fräftige 
Durchführung des Unionsplanes; allein jein königlicher Herr fcheint nicht 
damit zufrieden gemwejen zu fein, und feine jpätere Eröffnung im Ver: 
fafjungsausfhuß, daß der Entwurf vom 26. Mai jo wie er vorliege 
dem jegigen Stand der Dinge nicht mehr ganz entjpreche und wejentlicher 
Aenderungen zu Gunften der Einzelftaaten bedürfe, ſtimmte die Erwartungen 
herab. Auch die Mittheilungen, welche der ehemalige Bevollmächtigte 
Sachſens im Vermaltungsrath, von Carlowitz, als Mitglied des Staaten» 
hauſes machte, in welchen er die Bedenklichkeit der preußiichen Regierung 
in ihrem ganzen Umfang eingeftand, führten auf die Vermuthung, daß 
e3 Preußen eigentlich willfommen wäre, wenn die Verſammlung den Ver: 
faflungsentwurf ablehnte. Diefen Gefallen erwies aber der Reichstag 
dem König von Preußen nicht, vielmehr nahm das Volkshaus am 13. April 
die Vorlagen unverändert an. Das Staatenhaus machte zwar allerlei 
Veränderungsvorjchläge, um den Wünfchen des preußijchen Kabinets ent: 
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gegen zu fommen, aber mollte damit feine Oppofition machen, fondern 
eö nur den verbündeten Regierungen überlaffen, ob jie damit einverjtanden 
kien. Bald darauf, am 29. April wurde der Reichstag, der feine Auf- 
gabe gelöst hatte, vertagt. 

Die Union war num conftituirt, die Verfaffung fertig; aber nun 
trat ein ähnlicher Fall ein, wie nad) dem Abſchluß der Frankfurter Reiche» 
verfaſſung. Der König von Preußen trug Bedenken, die ihm in ver 
Berfaffung übertragene Reichsgewalt anzutreten. Der Muth war ihm 
offenbar gejunfen, er jcheute ji vor der Durchführung feines Werkes; 
er hatte die gütliche Vereinbarung und die freie Entſchließung der Be- 
theiligten als den allein richtigen Weg bezeichnet, der zum Ziele führen 
müſſe, und nun war diefe Vereinbarung mißlungen und die Theilnahme 
der Kleinen Fürſten genügte ihm nicht, um im Widerſpruch mit Defterreich 
und den vier Königreichen den Bund ins Leben treten zu laſſen. Er 
hatte offenbar darauf gerechnet, daß der König vun Sachjen und der König 
von Bayern im patriotijchem Edelmuth doch jchließlih auf feine Plane 
eingehen würden, und daß dies nun nicht mehr erwartet werden fonnte, 
benahm ihm alle Freudigkeit. Er lud die Mitglieder der Union zu einem 
Congreſſe nah Berlin ein, um ohne diplomatiiche Scheidewand perjönlic) 
mit den Fürften zu verhandeln und zu fehen, was etwa jegt noch zu 
machen jei. Au 9. Mai, dem Himmelfahrtstag, wurde der Congref 
mit einem feierlichen Gottesdienft eröffnet, und nad) demjelben hielt der 
König eine jehr freundliche Anſprache an die verfammelten Fürſten. Anjtatt 
aber, wie man erwartete, den Unionsvertrag als eine vollendete Thatjache 
borauszufegen und die Yürften beim Wort zu nehmen, kam der König 
ihnen mit der Frage entgegen, ob fie überhaupt bei der Union bleiben 
wollten oder nicht? Bon diejer Freiheit der Wahl machte einige Wochen 
jpäter Kurheſſen Gebrauch, und dejjen Vertreter, der Minijter Haffenpflug, 
kündigte ohne Rückhalt eine Schwenfung nad Dejterreid Hin an. Das 
Ergebniß des Fürftencongreifes war die Siftirung der Union, und in der 
Abichiedsrede, die der König am 16. Mai an feine Gäfte hielt, geftand 
er, daß fein durchgängiges Einverſtändniß erzielt worden fei und daß 
man ſich mit einer proviforischen Unionsregierung begnügen müſſe. 

Biel kecker und zuverfichtlicher als Preußen zur Vollendung der Union 
fteuerte Defterreih auf die Wiederherftellung des alten Bundestags los. 
Roach während des Erfurter Parlaments, am 26. April, ließ Fürſt Schwar- 
zenberg an alle Mitglieder des ehemaligen deutfchen Bundes die Einla- 
dung zu einer außerordentlichen Plenarfigung auf den 11. Mai nad) 
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Frankfurt ergehen. Dort jollte die Bildung einer neuen Gentralgewalt 
vollzogen und die Bundesverfafjung vevidirt werden. Zwar verjicherte 
Fürft Schwarzenberg, er fei weit entfernt eine Rückkehr zum alten Bun— 
destag anrathen zu wollen, es handle fih nur darımm, einen legalen Aus— 
gangspunkt fir aufrichtige Reformen zu gewinnen. Es war bei diejer 
Einladung zunächjt beabjichtigt, der in Ausbildung begriffenen Union Schad 
zu bieten und die deutfchen Fürften zur Entjcheidung zu drängen, ob fie 
zu Preußen oder zu Defterreich halten wollten. Der Berliner Fürſten— 
congreß wurde mit zu dem Zweck veranftaltet, die Frage der Beſchickung 
des Frankfurter Congrefies zu beiprechen. Der Vorſchlag Preußens ging 
dahin, zwar an diefem Congreß ſich zu betheiligen, aber dabei die Union 
als Ganzes zn vertreten, gegen das öſterreichiſche Präfidium und gegen 
den Anfpruch zu protejtiven, daß die neue Verſammlung das Plemum des 
alten Bundestages vorftellen jolle. Eben darüber war nun der kurheſ— 
ſiſche Geſandte anderer Meinung, er nahm für jede einzelne Regierung 
der Union das Recht und die Pflicht in Anfpruch, den Congreß zu be- 
ichiefen, behauptete, daß der aufgehobene Bundestag immer noch zu Necht 
bejtehe, und daß deshalb jene Zuſammenkunft nichts anderes jein könne, 
al3 das Plenum des Bundestags. Auch Hefjendarmftadt gab durch 
Schweigen feine Zuftimmung zu dem kurheſſiſchen Votum zu erkennen, 
Am 10. Mai konnte wirklich die Sigung des neuen Bundestages eröffnet 
werden; außer Oefterreich waren Bayern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, 
Kurheſſen, Holftein, Yimburg, Yichtenftein und Homburg vertreten, in der 
zweiten Sigung kam auch Heſſendarmſtadt hinzu. Zwiſchen Dejterreich 
und Preußen 309g ſich einige Monate hindurch ein jcharfer Notenmwechjel 
bin, in welchen Defterreich behauptete, die Rückkehr zum Bundestag jei 
das einzige Mittel, der in Deutjchland herrichenden Verwirrung zu fteuern, 
während Preußen erklärte, es werde der einjeitigen und unbedingten Wieder: 
einfegung des Bundestags alle und jede Anerkennung verfagen. Am 
7. Auguft jtellte der öfterreichifche Bundestagsgefandte den Antrag, noch— 
mals jämmtliche deutſche Negierungen zur Abordnung ihrer Gefandten 
aufzufordern. Dabei erflärte er: der kaiſerliche Hof verpfände fein Wort 
„daß jeinem Antrag nicht die Abficht zu Grunde liege, zu den früheren 
Zuftänden und Formen als letztem Zwed zurüdzufehren, und daß jein 
Schritt im Gegentheil als das einzige noch erübrigende Mittel gelte, zu 
einer den Bedürfnijfen der Zeit entiprechenden Neugeftaltung des Bundes 
zu gelangen, und bis dahin die Yeitung der gemeinfamen Angelegenheiten 
des Baterlandes auf eine feine Würde, feine Bedeutung im europätfchen 
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Staatenipiteme, jowie jeine Einheit und feine Intereſſen wahrende Weiſe 
ſicher zu ſtellen.““) Die fächfishe Regierung verband mit ihrer Zu- 
ftimmung den Beifag, jie begrüße die Zujage Defterreihs, daß es nicht 
darauf abgejehen jei zu den früheren Zuftänden zurüdzufehren, mit freu- 
digem Vertrauen. Auch der bayriihe Gejandte erklärte: er jchenfe der 
teierlihen Erklärung Dejterreichs volles Zutrauen und werde darnad) han— 
dein. Wirtemberg ſprach fich ganz in demjelben Sinne aus, und wünjchte, 
daß diefe Zufage durch eine Anjprache an das deutjche Volk zur öffent: 
lichen Kenntniß gebracht werde. Hannover machte weniger Worte und 
erklärte fi einfach ganz mit Defterreich einverjtanden. So wurde nun 
die erneuerte Zufammenberufung des Plenums und die Gonjtituirung des 
engeren Nathes einſtimmig beichlojfen und demgemär am 14. Auguft eine 
Eirculardepeiche an alle Bundesregierungen erlaffen, mit der Aufforderung, 
ihre Gejandten bis zum 1. September nach Frankfurt zu jenden. Es 
wurde darin Die Behauptung aufgeftellt, der Bundestag fei im Juni 1848 
eigentlich nicht aufgehoben, fondern nur zeitweilig juspendirt worden, und 
er nehme eben jetst feine Thätigfeit wieder auf. Dagegen führte Radowitz 
in einer Denkjchrift vom 18. Auguft die Anficht aus, daß der Bundestag 
völlig aufgehört habe rechtliche Giltigfeit zu befiten, und eine preußiiche 
Eirculardepeiche vom 25. Auguft vertrat den Standpunft der Union in 
einer ausführlichen Darlegung. Aber mit Schriftenwechjel konnte jett 
nichts mehr ausgerichtet werden, e$ fam darauf an, wer die Macht habe, 
einen Standpunft durch die That zu vertreten. Oeſterreich und jeine 
Anhänger vollzogen am 2. September durch Beichluß von 111 Stimmen 
die Einfegung des engeren Nathes und verwertheten die fchleswig -hol- 
ſteiniſchen und die kurheſſiſchen Wirren zur thatjächlichen Wiederherftellung 
des Bundestages. 

Die jchleswig-holfteinische Angelegenheit, deren verwideltem Verlauf 
wir hier nicht ganz folgen können, war nämlich an dem Punfte ange- 
fommen, wo Dänemarf, defjen Integrität von den Mächten als europäiſches 
Bedürfniß anerfannt war, doch noch einiger Nachhilfe bedurfte, um den Wi- 
deritand des ſchleswig-holſteiniſchen Volkes zu brechen. In Hejjen war der 
Zwieſpalt zwiſchen Volk und Fürſt jo unheilbar, weil die Volksvertretung, 
das Beamtenthum und Militär auf Seiten der Union, der Kurfürft aber 
auf Seiten Defterreihs ftand; von dieſem aufgehett erklärte er, er habe 
feine Luſt jich mediatifiren zu lafjen, entließ den Märzminifter Eberhard 
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und berief dafür aus Preußen feinen früheren Minifter Haffenpflug, um 
mit den Ständen Händel anzufangen. Es kam zur Steuerverweigerung, 
der Kurfürft erffärte jein Land in Kriegszuftand, aber die Behörden und 
das Militär beharrten im Widerftand. Um diefen zu brechen, brauchte 
der Kurfürſt Hilfe, und er fowohl als Dänemark wandten fi an den 
wieder auflebenden Bundestag mit der Bitte um Intervention. Dies 
gerade hatte Defterreich gewünſcht und befördert, um die rechtliche Her— 
ftellung des Bundestags al3 unabweisliches Bedürfnig darftellen zu können. 

So geſtaltete fi) der Streit über die deutſche Verfaffung lediglich 
zu einer Machtfrage zwiſchen Defterreih und Preußen. Es bildete jich 
eine Coalition der Mitteiftaaten mit Defterreich gegen Preußen. In Bre— 
genz am Bodenjee hielten die Könige von Bayern und Wirtemberg am 
11. und 12. Dftober 1850 eine Zufammenfunft mit dem Kaiſer von 
Defterreih. Es galt eine Demonftration zu machen, und deshalb wurde 
die Sache mit einigem Pomp in Scene gefegt. Schon mehrere Wochen 
vorher war in der Umgegend eine bedeutende Truppenmaffe zuſammenge— 
zogen worden, die Monarchen fanden fich mit militäriichem Gefolge ein 
und ed wurde ein officielle8 Säbelgerafjel aufgeführt. Schon am 9. Oftober 
Abends Fam der König von Bayern in aller Stille an, am folgenden 
Tag traf der Kaifer von Dejterreih mit dem Fürſten von Schwarzen: 
berg und General v. Grünne ein, von einer großen Menjchenmenge, zahl: 
reichem Officierscorpe und Mufif empfangen, und nur der ftrömende 
Regen hinderte weiteres Gepränge: am 11. Mittags fuhr der greife König 
von Wirtemberg mit dem Dampfichiff an, im der Uniform eines unga- 
riſchen Hufarenregiments und mit öfterreichiichen Hohen Orden geichmückt. 
Der Kaifer fam ihm auf der Treppe des Gafthof3 zur Poſt entgegen 
und begrüßte ihn aufs herzlichſte. Bei dem kaiſerlichen Feſtmahl, das 
bald nachher ftattfand, trank der Kaifer auf das Wohl jeiner werthen 
Säfte und treuen Allfiirten, der König von Wirtemberg aber auf das 
Wohl der öfterreichiichen Arınee, und ſchloß mit den Worten: „ein alter 
Soldat macht nicht viele Worte, aber er folgt dem Rufe jeines Kaijerg, 
wohin es auch fei," woranf der Kaifer ermiderte: „ch danke im Namen 
der ganzen Armee; es fann mir und der Armee nur zur größten Ehre 
gereichen, und wir find ftolz darauf, mit fo tapferen Kameraden vor den 
Feind zu gehen." Der Feind, den er meinte, war ohne Zweifel Preußen. 
Daß es fi) nicht blos um eine freundichaftlihe Zufammenkunft der Mo— 
narchen, ſondern um ein Eriegerifches Bündniß handelte, konnte man da— 
raus fchließen, daß alle Monarchen ihre Minifter bei ſich hatten, der 
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Kaifer den Fürften von Schwarzenberg, der König von Bayern den Herrn 
von der Pfordten, der König von Wirtemberg den Herrn vd. Finden. Es 
follte eine Armee von 200,000 Mann aufgeftellt werden und Bayern 
und Wirtemberg ihr Contingent dazu geben. Hannover wollte jich vorerſt 
nicht betheiligen, fondern zumarten. Das nächte Ziel Defterreihs und 
feiner Verbündeten war eine Intervention in Kurheſſen zn Gunften des 
Kırfürften. Diefe jollte Gelegenheit zum Kriege gegen Preußen geben, 
bei welhem die heifiichen Stände Schub juchten. 

In Berlin hatte indejjen der General Radowitz das Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten übernommen, und die Anhänger der Union 
bofften, daß er die Entwürfe des Maibündniffes mit Energie ausführen 
werde. Dies war wohl auch feine Abjicht, aber der König konnte ſich 
nicht entjchließen, derjenigen Mittel fich zu bedienen, die unvermeidlich 
waren, wenn man gegen Oeſterreich und die Königreiche etwas durchjegen 
wollte. Radomwig drang darauf, man müſſe mit den Waffen in der Hand 
die weiteren Unterhandlungen mit Oeſterreich führen, und nöthigenfalls 
die ganze Kraft des preußifchen Volkes für den Krieg einjegen. Ex be- 
antragte, die ganze preußiiche Arınee mobil zu machen, um zumächjt dem 
drohenden Einmarſch der Bayern in Kurheſſen entgegenzutreten, gleichzeitig 
aber eine Erklärung an die europäijchen Höfe und ein Manifejt an das 
deutiche Voll zu erlaffen. Aber der König jchauderte zurüd vor folchen 
Mafregeln. Er fürdhtete, er würde nicht nur Defterreich und deifen 
deutiche Anhänger, jondern auch Rußland und Frankreich gegen fich haben, 
die bereitS drohende Winfe gegeben hatten. Das preußifche Heer war 
auch feinesmwegs zu einem folchen Feldzug gerüftet, es war durch vorfeh- 
rende Anordnungen des Kriegsminifters Stockhauſen, der den Krieg er: 
ſchweren wollte, eben jett in ganz Deutjchland zerſtreut und eine fchnelfe 
Mobilmahung nicht möglich, während Defterreih und Bayern nahe an 
200,000 Mann bereit hatten. 

Am Hofe zu Berlin war der unglüdjelige Gedanke aufgetaucht, den 
Kaifer Nikolaus von Rußland als Schiedsrichter anzurufen. Er wurde 
um eine Zufammenkunft gebeten, und unter feinem Vorſitz verhandelten 
vom 26.— 28. Dftober zu Warſchau die leitenden Minifter Defterreichs 
und Preußens über die deutfche Frage. Preußen hatte die verföhnlichiten 
Bedingungen angeboten: Aufnahme Gefammtöfterreichs in den deutjchen 
Staatenbnnd, Berzicht auf die Volfsvertretung Deutfchlands neben der 
Bundesverfammlung, aber Anerkennung des Princips der freien Unirung, 
gemeinschaftliches Präfidium des Yundes, und Uebertragung des Pacifi- 
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cirungswerkes in Kurheſſen und Schleswig: Holftein an Preußen und 
Defterreih. Aber jelbft diefe Vorjchläge wurden verworfen, weil Fürſt 
Schwarzenberg (der in diplomatischen Kreifen als fein Programm aus: 
gejprochen hatte: „Il faut avilir la Prusse et apres la demohr‘) nicht 
Berftändigung und Verſöhnung, jondern Unterwerfung Preußens wollte; 
und Kaijer Nikolaus, der Schwager des Königs von Preußen, nahm 
Partei für Defterreih, weil er in diefem die conjervative Macht ſah, 
Preußens Politif aber für eine revolutionäre hielt, von welcher er den 
König befreien zu müffen glaubte. Die Behandlung, welche Graf Branden: 
burg von dem ruffiichen Kaifer erfuhr, und die der aufrichtige Patriot 
als eine Verlegung der preußiichen Ehre empfand, erjchütterte ihn auf's 
tieffte, er fam am 1. November franf nach Berlin zurück und ftarb, in 
Fieberphantafien ſich zur Bertheidigung des Baterlandes rüftend, am 
6. November.*) Sn einer Minifterrathsjitgung, welche am 2. November 
unter dem Vorſitz des Königs gehalten wurde, fam die Frage über Krieg 
und Frieden nochmals zur Verhandlung. Radowit wollte, daß Preußen auf 
feinen Forderungen beftehe und nur unter Rüftungen und Androhung 
von Waffengewalt die Verhandlungen fortjege, aber die Mehrheit der 
Minifter war für Frieden, und obgleid) aud) der Prinz von Preußen 
Radomik zuftimmte, jo glaubte doch der König die Verantwortung des 
Krieges nicht auf fi nehmen zu können und entfchied gegen die Kriegs- 
rüftung. Es war dies freilich Feine conjtitutionelle Yoyalität, wie der 
König ſich den Schein gab, fondern feine eigene Scheu vor fühnen Ent: 
ſchlüſſen. Yängft wäre die Zeit gefommen gewejen, um fein Wort zu 
(öfen, daS er der Deputation des Parlaments fo feierlich gegeben hatte: 
„Deffen möge Deutfchland gewiß fein: bedarf es des preußiichen Schildes 
und Schwerted gegen äußere oder innere Feinde, jo werde ich auch ohne 
Auf nicht fehlen, ich werde dann getrojt den Weg meine Hauſes und 
meines Volkes gehen, den Weg der deutſchen Ehre und Treue.“ Aber 
dazu fehlte ihm jet dev Muth; hätte er ſelbſt den entjchiedenen Willen 
gezeigt nicht nachzugeben, jo würde er ohne Zweifel die Mehrheit des 
Minifteriums auf feiner Seite gehabt haben. Radowitz forderte nun 


*) Der frühere Minifter Camphaufen fchreibt am 5. November 1850 an Bunfen: 
„Der Schlag ift gefallen; ein großer Staat, wehrfräftig wie feiner in Europa, ohne 
Berlegenheit im Innern, des BVolfsgeiftes gewiß, im den Finanzen gefund, ledt den 
Staub von den Füßen feiner Gegner, ohne nur den Berjud des Widerftandes zu 
machen, auf eine bloße Kriegsdrohung Hin, die bramarbafirende Feinde, bittere Angit 
im Herzen, ausgeftoßen haben... 
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feine Entlaffung, und der König gewährte fie auch, obwohl mit ſchwerem 
Herzen. Ein Brief, den er zum Abſchied an feinen Minifter und Freund 
ichrieb, zeigt welchen Kampf ihn die Sache perfönlich koſtete. Der bishe- 
rige Minifter des Inneren, Freiherr dv. Manteuffel, der hauptjächlich zum 
Nachgeben gerathen hatte, übernahm num die Führung der auswärtigen 
Angelegenheiten mit dem Programm: „Werbrüderung und Bündniß mit 
Defterreih." Diejes führte er aus, indem er mit Verzichtleiftung auf 
alle Principien bald nachgab, bald wieder ſich fträubte, um Kleine Bor: 
tbeile zu erlangen, aber Schritt für Schritt zurückwich, bis Alles wieder 
in das alte Geleife kam, wie e8 Dejterreich immer erjtrebt hatte. 
Sobald Meanteuffel das Minifterium des Auswärtigen übernommen 
hatte, ließ er (unter dem 3. November) nad) Wien erflären, daß Preußen 
der Ausführung der Beſchlüſſe, welche der noch nicht anerfannte Bundestag 
faffen wollte, fein Hinderniß in den Weg legen würde, aber Einftellung 
der Rüftungen und freie Conferenzen zu weiterer Berathung der deutfchen 
Frage fordere. Dieſe refignirende Erklärung wurde in Wien vorerft 
feiner officiellen Antwort gewürdigt. Yürft Schwarzenberg jette die 
Rüftungen fort, und um dies zu können, wollte er fich nicht durch Ein: 
gehen auf friedliche Vorfchläge die Hände binden. Er äußerte mur gelegent- 
lich gegen den preußifchen Gejandten, Grafen Bernftorff, daß von weiteren 
Unterbandlungen nicht die Rede jein fünne, bis die preußischen Truppen 
aus Kurheſſen zurückgezogen ſeien und den Forderungen Oeſterreichs in 
Bezug auf Mitwirkung zur Unterwerfung Schleswig-Holſteins entſprochen 
ſei. Dies erregte neue Erbitterung in Berlin, und die Kriegspartei fand 
wieder mehr Gehör. Der Prinz von Preußen ſtellte vor, gegenüber von 
den fortgeſetzten Rüſtungen Oeſterreichs könne man nicht ruhig bleiben, 
ſondern müſſe auch rüſten. Nun erſchien ein Cabinetsbefehl vom 6. No— 
vember, welcher die Mobilmachung des preußiſchen Heeres anordnete. 
Mit dieſer Maßregel war der Miniſter v. Manteuffel nicht einverſtanden, 
doch ließ er ſie ſich als Demonſtration gefallen, um ſie für die Unter— 
handlungen zu verwerthen, aber gab dem öſterreichiſchen Geſandten in 
Berlin die Verſicherung: die Mobilmachung ſei nur zur Beſchwichtigung 
der öffentlichen Meinuug angeordnet, die Regierung bleibe bei den fried— 
lichen Anerbietungen vom 3. November. Das preußifche Volt aber 
nahm die Mobilmahung nicht als Demonftration auf, fondern als vollen 
Ernjt. Mit großem Eifer rückte die Friegsdienftpflichtige Mannſchaft zu 
den ahnen, auch die Älteren Landwehrmänner verließen mit Begeifterung 
Geihäft und Familie, und die allgemeine Stimmung war eine freudige 
10* 
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darüber, daß Preußen endlich entſchloſſen fei, fich feine weiteren Demü— 
thigungen gefallen zu Laffen. Aber in den Kreifen der Regierung war 
man nicht jo muthig. Dem Befehl an den Dbergeneral der in Heffen 
jtehenden Armee, dv. Gröben, rein nach militärischen Rückſichten zu ver: 
fahren, folgte jchnell die Weifung, es nicht zum Blutvergießen kommen 
zu lajfen, und als am 8. November die öſterreichiſch-bayriſche Vorhut 
mit den preußiſchen Truppen zufammenftieß, und bei dem Dorfe Bronnzell 
in der Nähe von Fulda bereit einige Schüffe gewechjelt waren, die einen 
Schimmel tödteten, gab der preußiiche Führer den Befehl zum Rückzug. 
Den Tag nachdem Preußen diefen auffallenden Beweis feiner Friedens: 
liebe gegeben hatte, traf die Antwort Oeſterreichs auf die friedlichen Vor: 
ihläge Preußens ein. Fürſt Schwarzenberg fand deſſen Entgegenfommen 
nicht genügend, um darauf hin die Rüjtungen einzuftellen, er forderte 
weitere Bürgfchaften des Friedens, definitives Aufgeben der Union und 
zwar nicht blog von Seiten Preußens, ſondern durch einen fürmlichen 
Beſchluß des Fürftencolfegiums, Anerkennung des Bundestages und Räu: 
mung Kurheſſens. Das einzige Zugeftändnig, das Oeſterreich machte, 
waren die von Preußen verlangten freien Conferenzen zur Berathung 
iiber die deutsche Verfafjung, aber der Werth diefer Conferenzen wurde 
jehr eingefchränft durch die Bedingung, daß das Ergebniß der Berathungen 
erjt ratificirt werden müjje dnech den Frankfurter Bundestag. Die An: 
nahme diefer Bedingungen wurde fo eilig gefordert, daß, als fie nicht 
fogleid) gewährt wurde, der öjterreichiiche Gejandte mit Abreife drohte. 
Preußen traf nun Anftalt feinem Wunfche zu genügen, und berief das 
jogenannte Fürſtenkollegium, d. h. die in Berlin anweſenden Vertreter 
der Unionsfürjten, zu einer Sigung am 15. November. Hier Findigte 
der preufifche Bevollmächtigte von Bülow an: die Verhandlungen über die 
Neugeftaltung des weiteren Bundes jeien jo weit vorgejchritten, daß Preußen 
und Defterreich fich verjtändigt hätten, ihre ſämmtlichen Mitverbündeten 
zu gemeinfchaftlicher Nevifion der bisherigen Verfaſſung auf freien Mint: 
fterialconferenzen einzuladen. Um nun nicht diefen ein Hinderniß entgegen: 
zuftellen, habe die fgl. Regierung dem öfterreichiichen Kabinet erklärt, 
Preußen werde als Unionsvorftand die Berfaffung vom 28. Mai nicht 
ins Leben führen und betrachte diejelbe jeinerjeitS als vollftändig aufge 
hoben. Ein definitives Aufgeben könne aber nur mit Zuftimmung der ver- 
bündeten Regierungen erfolgen. Dieſe Zuftimmung erbitte ſich nun Preußen, 
erfläre aber jeine volle Bereitwilligfeit, auch unter veränderten Verhält- 
niffen in der Union mit den dazu gehörigen Regierungen zu bleiben. 
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Als Hauptaufgabe diejer zu erhaltenden Verbindung wurde überein— 
ftimmendes Handeln in Bezug auf die Umgeftaltung des weiteren Bundes 
bezeichnet und die Erwartung ausgeſprochen, dak die Unionsftaaten ihre 
disponiblen Truppencontingente in voller Kriegsbereitichaft auf die erite 
Aufforderung zu dem preußiſchen Heere ftoßen lajien würden. 

Dieje Erklärung verblüffte die Vertreter der verbündeten Regierungen. 
Sie erfahen daraus, daß Preußen die Union einfeitig und ohne Rückſprache 
mit ihnen aufgegeben und fich mit Oeſterreich verftändigt habe, und fprachen 
ihr Befremden offen aus, indem fie hinzufügten, fie könnten weder in 
die Auflöfung des bisherigen Bindniffes willigen, noch feien fie befugt, 
ein neues abzufchließen, das Preußen anzutragen jcheine. Sie müßten 
jedenfalls wifjen, wofür man ſich rüften folle, und erbitten fich nähere 
Erklärungen über den Stand der Verhandlungen mit Oeſterreich. Diefe 
fonnte man aber nicht geben, da die Verftändigung noch gar nicht ab: 
gejchlofien war. Die Folge davon war, daß ſich die Union thatjächlicd) 
auflöste. Am 23. November erklärte Baden, es betrachte die Union 
als erlojhen, am 26. folgte Medlenburg, und allmählich fagten ſich 
auch die Anderen von Preußen los, und Allen blieb ein Gefühl der Ver- 
jtimmung darüber, daß fie von Preußen im Stich gelaffen fein. 

Preußen jchwebte in einem unbehaglichen Mittelzuftand zwiſchen Ver: 
jöhnung und Spannung mit Defterreih, und fühlte das natürliche Be— 
dürfniß nah Beiftand von außen. Der einzig mögliche Bundesgenoſſe 
war England, und dorthin wurde General v. Nadowit unter dent Vor— 
wande geſchickt, neue Artillerieeinrichtungen in Augenfchein zu nehmen, 
eigentlich aber mit dem Auftrag, megen eines Bündniſſes zu fondiren. 
Lord Palmerfton aber und die englifhen Staatsmänner waren von der 
mattherzigen Politit Preußens zu wenig erbaut, um im feinen Streit mit 
Defterreich ſich einmischen zu wollen, und fanden es nicht gerathen, einem 
fallenden Freunde beizuftehen. Won Defterreich wußte man nicht vecht, 
ob es aus Mißtrauen gegen den Ernft der friedlichen Berficherungen 
Preußens feine Rüftungen fortfete, oder ob es eigentlich ſelbſt lieber Krieg 
wolle. In diefer Ungemwißheit richtete der König von Preußen ein eigen- 
bändiges Schreiben an den Kaifer von Defterreich, worin er ihn bejchwor, 
die Segnungen des Friedens nicht zurückzuweiſen; der Minifter Man— 
teuffel aber hoffte durch eine perjönliche Unterhandlung mit dem Fürften 
Schwarzenberg zum Ziele zu fommen. Nur ungern entjchloß ich der 
König, die Vollmacht dazu zu ertheilen, doch gab er nad; Manteuffel 
bat am 26. November telegraphifch den öfterreichifchen Premierminijter 
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um eine Zufammenfunft in Olmütz, und ließ, ehe er Antwort hatte, ein 
zweites Telegramm folgen, daß er abreifen werde. Der Minifterrath 
entwarf eine Inſtruction für ihn, die auf Frieden und Nachgiebigkeit ge- 
richtet war, aber doch nicht den Frieden um jeden Preis wollte Die 
Forderungen, auf welchen Manteuffel beftehen follte, waren: 1) Eröffnnng 
der Eonferenzen an einem neutralen Ort. 2) Suspendirung des Bundes- 
tags während der Conferenzen. 3) Das freie Unirungsrecht der Einzel: 
Staaten, ſobald die Widerherftellung des weiteren Bundes erfolgt ift. 
4) Gemeinfame Bejegung Heffens durch Preußen und Defterreih. 5) Er: 
(edigung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage auf den freien Conferenzen. 

Die Zufammenfunft in Ofmüt fand ftatt; am 27. November Abends 
trafen der preußifche und der öfterreichifche Minifter ein; auch der ruſſiſche 
Geſandte in Wien, Baron v. Meyendorff, Fam dazu, denn der Gedanfe 
diefer perjönlichen Verhandlung war von dem rufjischen Kaifer angeregt 
worden. Da Manteuffel mit dem Vorſatz nah Olmütz gefommen mar, 
die erjtrebte Verſtändigung durchzujegen, jo kehrte er ſich nicht an jeine 
Anftructionen, fondern ließ ſich Stüd um Stüd von den darin geftellten 
Bedingungen entreißen, Er beftand weder auf Suspendirung des Bundes: 
tags, noch auf dem Unirungsrecht, noch auf gemeinfamer Befekung Kur: 
heſſens, noch auf der Entſcheidung der fchleswig-holfteinifchen Frage durch 
die freien Conferenzen, und begnügte ſich damit, lettere überhaupt zu 
erlangen. Dieſe hatten aber num thatfächlich wenig Werth mehr, wenn 
Defterreich bereit3 in der Uebermacht war und die mitberathenden Staaten 
nad feinem Willen leiten konnte. Mit diejen Zugeftändniffen war es 
freilich feine Kunft, den Frieden zu erhalten. Meanteuffel fonnte fich 
rühmen, feine Aufgabe gelöst zu haben, aber das Ergebniß feiner Unter: 
handlung war eine neue Niederlage Preußens. Nach zweitägiger Be- 
ſprechung wurden am 29. November folgende Punkte feitgefett: 1) Die 
definitive Negelung der kurheſſiſchen und holſteiniſchen Verhältniſſe ſoll 
durch) die gemeinfame Entjcheidung aller deutjchen Regierungen, d. h. durch 
den Bundestag erfolgen. 2) Um dieſes Zufammenmwirfen möglich zu 
machen, ſoll in Fürzefter Frift von Seiten der in Frankfurt vertretenen 
Bundesmitglieder, fowie von Seiten Preußens und feiner Verbündeten 
je ein Commiffär ernannt werden, und dieje beiden follen fich über die 
zu treffenden Mafregeln verftändigen. 3) In Kurheſſen ſoll Preußen 
den don dem Kurfürften herbeigerufenen öfterreichifch-bayerifchen Truppen 
fein Hinderniß in den Weg legen; (feine Mitwirkung wurde darauf re 
ducirt, daß ein preußifches Bataillon in Kaffel bleiben durfte, um den 
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Maßregeln Defterreichs unthätig zuzufehen). Nach Holftein und Schles- 
wig joll alsbald ein öfterreihifcher und preußiſcher Commiſſär geſchickt 
werden, um im Namen des deutjchen Bundes von der Statthalterjchaft 
Einftellung der Feindfeligfeiten gegen Dänemark, die Zurücziehung der 
Truppen hinter die Eider und die Reduction derjelben bis auf ein Dritt- 
teil zu fordern, fir den Weigerungsfall aber Erecution anzudrohen. 
4) ſoll die Minifterconferenz, auf gemeinjchaftliche Einladung Preußens 
und Defterreichs, um die Mitte December in Dresden eröffnet werden. 
Fürſt Schwarzenberg beeilte jich, feinen diplomatischen Sieg über Preußen 
durch eine Circulardepejhe vom 7. December den europäifchen Mächten 
zu verfünden, und eine preußiſche Denkſchrift juchte dann die Zugeftänd- 
niffe al3 ein dem Frieden gebrachtes Opfer zu rechtfertigen. 

Die Uebereinfunft von Olmüt war der Schlußpunft einer Reihe 
von Mifgriffen und Niederlagen der preußiſchen Politif. Seit der Ber: 
öffentlichung des Entwurfs vom 26. Mai war fie immer rückwärts ger 
gangen. Zuerft die verderbliche Zögerung während des Sommers 1849, 
dann die verfpätete Anordnung der Wahlen zum Reichstag, die Ab— 
ſchwächung der deutjchen Neichsverfaffung zu einer preußifchen Union, 
die Ängjtlihe Haltung gegenüber dem Reichstag in Erfurt, der Fürften- 
congreß in Berlin, der, anjtatt die Union zu befeftigen, vielmehr ihre 
Auflöjung einleitete, die gänzliche Paffivität gegenüber der Bregenzer 
Verſchwörung, die unglücjelige Anrufung ruffiiher Vermittlung und die 
Demüthigung in Warfchau, die verjpätete, zu einem Scheinmannöver ab- 
geſchwächte Mobilifirung, und ſchließlich vollends die faft bedingungslofe 
Unterwerfung in Olmüt: Alles das war doch ein fchmählicher Rückzug 
von der Stellung, die Preußen noch im Frühjahr 1849 eingenommen 
hatte. Wo war nun die Erfüllung des Wortes vom 28. April: der 
König werde ſich unter feinen Umftänden von dem Werf der deutjchen 
Einigung zurüdziehen, vielmehr alle Kraft aufbieten, dafjelbe zu fördern? 
Und was war die bewegende Urfache aller diefer Niederlagen? Wer 
trägt die Hauptſchuld? Wir fünnen auf diefe Fragen nichts anderes 
antworten, als: Friedrich Wilhelm IV. Die preußifche Preſſe zwar 
machte den damals leitenden Minifter v. Manteuffel für die Schmad) 
Preußens verantwortlih. Beſonders die Schrift: „Vier Monate aus- 
wärtiger Bolitif” weist nah), daß Manteuffel es war, der feit feiner 
Mebernahme der auswärtigen Angelegenheiten den preußifchen Staat von 
einem Rückzug zum anderen geführt hat. Allerdings hatte Manteuffel 
feinen Sinn für die Aufgabe, die deutfche Nation unter Preußens Fahne 
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zu einigen und ihr eine Machtftellung unter den europäiſchen Staaten 
zu erringen. Die nationale Bewegung war ihm eine unbequeme Störung 
des preußifchen Stilllebens; die dee der deutfchen Einheit, die Frank— 
furter Neichsverfaffung, das Maibündniß und die Unionsverfaffung er- 
ichienen ihm alfe nur als Erzeugniffe der Revolution. Ihm war die 
gemäßigte Partei, die Revolutionäre in Glacéhandſchuhen, wie er fie 
nannte, verhaßter al3 die Demokraten. Die Aufgabe eines bejonnenen 
preußiſchen StaatSmannes, meinte er, fünne nur die fein, mit der Revo— 
(ution zu brechen und den preußifchen Staatwagen in die ficheren, ge- 
ebneten Gleiſe der vormärzlichen Zeit zurüdzuführen. Manteuffel hatte 
von feinem Standpunkt aus vecht, wenn er die Auflöfung der Union 
herbeiführte. Aber der König Friedrih Wilhelm hatte die nationale 
Idee mit Begeifterung ergriffen, er hatte die Einigung und Führung 
Deutfchlands als feine und Preußens Pflicht erkannt, und verheiken, 
nicht davon weichen zu wollen. Und doch hatte er diefen Staatsdiener 
zum Meinifter gewählt und feinen Rath dem Anderer vorgezogen, die jene 
nationalen Ideen theilten und ihre Verwirklichung evjtrebten! Und er 
hatte diefe Wahl getroffen, nicht weil er jenen Weg als einen Irrweg 
erfannt hätte, fondern weil er vor den Schwierigkeiten zurüdichredte, die 
fi) auf ihm erhoben. Er hatte feine Anfichten nicht geändert, aber er 
war zu ſchwach, um fie durchzuführen. Er war es, der im Sommer 
1849 auf dem muthig betretenen Weg ängſtlich innehielt, der die Ver— 
(egenbeiten Oeſterreichs nicht benützen wollte, der die mittelftaatlichen 
Fürften nicht der Gefahr ausſetzen mochte, von ihren Unterthanen zum 
Opfern der Souveränität gedrängt zu werden, der am 2. November nicht 
den Muth fand, für feine Ideen aufzutreten, und ſich hinter die Mehr- 
heit des Minifterraths ſteckte, der die mit Begeiſterung aufgenommene 
Mobilifirung zu einem Waffenfpiel abſchwächte. Die nationale Partei 
in Preußen hat in monardhifcher Pietät dieſe eigenthümliche Schwäche 
ihres königlichen Herrn mit Nachficht beurtheilt und ohne Bitterfeit als 
Thatfache hingenommen, die man nicht ändern könne. Dagegen warf jie 
ihren Haß auf Manteuffel und ſchwur Defterreich und der habsburgifchen 
Dynaſtie Nahe für Warſchau und Olmütz. 

Etwas anders wirkten die Erfahrungen, welche man mit Preußen 
und feinen Unionsverfuchen hatte machen müffen, auf die nationale Partei 
im übrigen Deutfchland. Diejenigen, welche den Gothaern fpottend zu- 
gerufen hatten: „Preußen wird euch doch im Stiche laſſen!“ hatten Necht 
behalten. An die Stelle des Vertrauens auf Preußen trat ein immer 
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meiter um fich freſſendes Mißtrauen, und die Anficht fand immer mehr 
Eingang, daß nicht nur der König zur Durchführung der ihm zugedachten 
Rolle unfähig jei, jondern dag auch die Staatsmänner Preußens, ja 
überhaupt das preußiiche Staatswejen mit der unbedingten königlichen 
Autorität, der Führung Deutjchlands nicht gewachſen ſei. Die Anhänger 
des demofratifchen Princips, welche die Macht Preußens gefürchtet hatten, 
aber jich ihr doch gefügt haben würden, werm fie den Kampf aufgenommen 
hätte, verloren jett den Reſpect vor Preußen, das ſich gegen Defterreid) 
fo ſchwach gezeigt hatte. Sie meinten, die weitere Entwidlung der Be- 
fugniffe der Volf3vertretung werde ein beijeres Mittel zur Verwirklichung 
des nationalen Einheitsgedantens fein, als das Anlehnen an eine Mo— 
narchie. So wurden der in Süddeutjchland beftehenven Abneigung gegen 
Preußen wieder neue Beftandtheile und Rechtfertigungsgründe zugeführt; 
die Zahl der Gegner Preußens mehrte fich zufehends. Bon diefer Zeit 
der getäufchten Hoffnungen, von den Niederlagen in Warihau und Olmüg 
datirt fich jener allgemeine Widerwille, jener Unglaube an Preußens Ber- 
heigungen, der noch im Jahre 1866 wirkte und den Vorſchlägen Bis- 
mard3 für Neugeftaltung der Bıundesverfaffung eine jo fühle Aufnahme 
bereitete. Doc blieb trotz aller Enttäufchungen, allen Spottes noch eine 
Heine Schaar guter Deutjchen übrig, welche den Glauben an Preußens 
deutjchen Beruf nicht aufgeben wollten, und die Weberzeugung feithielten, 
daß der preußiſche Staat der Kern des deutjchen Staates fei, und daß 
noch eimmal eine Zeit kommen müſſe, wo die Macht des Gedanfens der 
Einheit unter preußifcher Fahne zum Durchbruch komme. 

Die freien Conferenzen, die Manteuffel aus dem Olmützer Schiff- 
bruch noch gerettet hatte, wurden am 23. December in Dresden eröffnet. —'=- - 
er Preußen konnte ſich bald überzeugen, daß diejes fcheinbare Zuge— 
fändniß Schwarzenbergs nur darauf berechnet war, die Machtftellung 
Preußens noch weiter herabzudrücen. Es handelte ſich nicht mehr um 
einfache Rückkehr zur alten Bımdesverfaffung, fondern um eine Aenderung 
des Stimmenverhältnifies zu Gunften Oeſterreichs und feiner Verbündeten. 
Shen Hei dem Beginn der Berathungen wurden die Commiffionen jo 
zuſanmengeſetzt, daß Preußen in einer demüthigenden Minorität blieb. 
In der erften Commiſſion, welche die Zufammenfegung der oberften Bundes: 
behörde zur berathen hatte, waren unter Defterreich8 Vorſitz neben Preußen 
die dier Königreiche, und in der zweiten Commiffion für den Wirkungs— 
freiß der oberſten Bundesbehörde hatte zwar Preußen den Vorfig, aber 
eine feindliche Majorität neben ſich. Nachdem Fürft Schwarzenberg ſich 
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mit dem preußifchen Mlinifterpräfidenten in Berlin verftändigt und ihn 
durch Ausficht auf eine feſte Allianz zu Gunften des monarchiſchen Prin- 
cip8 und der conjervativen Intereſſen für feine Plane gewonnen hatte, 
trat er am 2. Januar 1851 in einer Commiffionsfigung zu Dresden 
mit einem Vorjchlag hervor, deſſen Annahme Dejterreich das entjchiedene 
Uebergewicht fichern follte. An die Stelle des engeren Bundesraths jollte 
eine aus neun Stimmen gebildete Erecutivbehörde treten, bei welcher 
Defterreih und Preußen je zwei Stimmen zu führen hätten, die übrigen 
fünf Stimmen die vier Königreiche und die beiden Heſſen Baden, der 
Verbündete Preußens, Weimar und Andere gingen leer aus. Dies rief 
eine Oppofition der Kleinen Staaten hervor, und man glaubte ihnen ein 
kleines Zugeſtändniß machen zu müfjen, indem man den engeren Rath 
auf 9 Staaten oder Eurien mit 11 Stimmen ausdehnte; aber wieder 
waren die vier Königreihe die Begünftigten, während das auf Preußens 
Seite ftehende Baden die Stimme mit den beiden Helfen theilen jollte. 
Die zehnte aus Holftein, Yauenburg, Braunſchweig, Naſſau, den beiden 
Medlenburg und Oldenburg gebildete Stimme hatte eine Seelenzahl von 
2,500,000, war mithin ftärfer al3 drei der. Königreidhe; die elfte jollte 
von allen übrigen Fürften und den vier freien Städten gebildet werben. 
Daß Preußen hierbei beftändig in der Minderheit bleiben würde, jchien 
ſelbſtverſtändlich. Mit der Stimmführung follte für Defterreih und 
Preußen die Pflicht verbunden fein, ſtets 30,000 Mann jchlagfertig zu 
halten; die übrigen Stimmen follten die Ehre der Mitregentichaft eben- 
falls mit 10,000 Dann gerüfteter Truppen bezahlen. Es war damit 
feineswegs eine imponirende Machtftellung nad) außen beabfichtigt, ſondern 
man wollte nur gegen die Revolution gerüftet fein, deren Geſpenſt aus 
dem Bewußtſein unterdrüdter Einheitsbeftrebungen emporftieg. Weberhaupt 
war man darauf bedacht, die Erecutivgewalt mit weitgehenden Befugnijien 
für die hohe Polizei, mit Vollmachten gegen Conflicte der Yandjtände 
mit den Regierungen, gegen innere Ruheſtörungen, politiiche Vereine, oder 
jonftige gefahrdrohende Verbindungen auszuftatten. Die confervativen In— 
terejjen nach der Weiſe des alten Bundestags durch Polizeimaßregeln zu 
wahren, follte die Hauptaufgabe der neuen Bundesverfaſſung werden. 
Das freie Unirungsrecht, auf welches Preußen, um die Möglichkeit eines 
engeren Bundesftaates aufrecht zu erhalten, in den bisherigen Berhand- 
lungen jo großes Gewicht gelegt hatte, wurde mit Berufung auf Art. 11 
der Bundesalte, welcher verbietet, Verbindungen einzugehen, die gegen die 
Sicherheit de8 Bundes oder einzelner Bundesjtaaten wären, abgelehnt, 
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Selbſt gegen den Zollverein wollte Defterreich die Auslegung jenes Ar- 
tifel3 richten. Befonderen Werth legte Fürſt Schwarzenberg auf feine 
yorderung, ganz Defterreich in den Bund aufgenommen zu jehen, was 
er damit motivirte, daß „der öfterreichiiche Einheitsſtaat auch nicht durch 
eine ideelle Yinie getrennt werden dürfe." Dies mußte für Preußen jett 
weit gefährlicher fein, nachdem von feinem engeren Bunde mehr die Rede 
fein konnte, und es würde dadurch zu der Machtitellung Bayerns herab» 
gedrückt worden fein. Das Gegenanerbieten, auch Preußen mit allen 
feinen Provinzen in den Bund aufzunehmen, konnte das Mißverhältniß 
nicht wejentlich ändern, denn die Gefammtbevölferung Preußens mit 
17 Millionen ftand den 34 Millionen des Kaiſerſtaates immer noch be- 
deutend nach. Ueberdies würde der Eintritt aller preußiichen Provinzen 
in den deutfchen Bund Preußen des Rechts beraubt haben, als europätjche 
Macht Krieg zu erklären, oder Frieden zu jchließen, während dieje Be— 
fugniß Defterreich durch fein Uebergewicht im Bunde gefihert war. Yu | 
Betreff einer allgemeinen VBolfsvertretung, welche der Bundesgewalt zur 
Seite geftelit werden folfte, wollte Fürft Schwarzenberg, der ſich bei 
mehreren Gelegenheiten entjchieden verneinend ausgeſprochen hatte, bei den 
Dresdener Eonferenzen nur feine Bedenken geltend machen, und Preußen 
tbeilte diefelben. Die vier Königreiche, die Vollsſtimmung in ihren Staaten 
fürchtend, machten in diefer Beziehung Oppofition, und verlangten wenig- 
ſtens Ausschüffe der Ständeverfammlungen der Einzelftaaten. Es wurde 
au ein vom 10. Januar 1851 datirter Brief des Königs von Wirtem- 
berg an den Fürften v. Schwarzenberg veröffentlicht, worin er ein oberftes 
Nationalparlament unbedingt forderte und die Anficht ausfprach, ohne 
eine Nationalvertretung könne keine kräftige, lebensfähige Bundesregierung 
zu Stande fommen. Doc; wurde bei den Conferenzen diefe Anficht keines— 
wegs mit Nachdrucd vertreten, und am Ende den ftändiichen Ausſchüſſen 
nur die Befugniß einer nachträglichen Zuftimmung zu den Bejchlüffen der 
Bundesgewalt zugeftandent. 

Die Vorſchläge Defterreihs wären beinahe angenommen worden, 
da weder Preußen noch die anderen vier Königreiche ernſtliche Einwen- 
dungen erhoben. Nur Baden, Medlenburg und Sachen - Weimar ver- 
langten eine andere Zufammenfjegung der Erecutivgewalt und machten 
Oppofition, in Folge deren die Verhandlungen ſich in die Yänge zogen, 
wobei auch Preußen wieder zu einigen Forderungen fich ermuthigt fand. 
Die Verhandlungen dauerten bis in’3 Frühjahr 1851 und wurden endlich 
am 12. Mai gejchloffen, da man zur Erfenntniß Fam, daß man doch zu 
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feinem befriedigenden Ergebniß gelangen werde. Die officiöfe Preſſe gab 
dem deutjchen Volke den Troft, daß, wenn auch feine neue Bundesver- 
fafjung fertig geworden, doch durch die Conferenzen viel ſchätzbares Ma- 
terial zu einer jolchen geliefert worden fet. 

Die ganze Frucht der langen Verhandlungen war die Nückfehr zum 
alten Bundestag. Schon am 27, März theifte der Minifter Manteuffel 
den früheren Unionsgenofjen mit, daß Preußen beichloffen habe, den 
Bundestag wieder zu bejchiden, und am 14. Mai nahm der neue preu- 
Bifche Bundestagsgejandte, dv. Rochow, feinen Sig im Thurn und Taris'- 
hen Palaft ein; auch die Gefandten der Verbündeten Preußens erjchienen 
jegt. Aber umter den preußifchen Staatsmännern bildete fich nun die 
ſtillſchweigende Uebereinkunft, daß der Fluch, der auf dem Bundestag 
ruhte, nie von ihm genommen werden dürfe, daß er ſich nie zu einer 
gedeihlichen Wirkſamkeit entfalten ſolle. Mit großer Confequenz hielt die 
preußische Politit unter allen wechjelnden Meinifterien die Praris ein, 
feine Mafregel von nationaler Bedeutung vom Bundestag ausgehen zu 
laſſen. So oft eine der Bundesregierungen einen Antrag ftellte, der 
darauf abzielte, ein nationales Bedürfniß zu befriedigen, fo ſtimmte 
Preußen beharrlicd) dagegen, damit es dem Bundestag nie gelinge, aud) 
nur den Schein der Popularität zu gewinnen. Damit eignete fi Preußen 
die Berfahrungsmweife feiner Feinde an, die auch nur zu hindern wußten, 
und entjagte der ehrlichen, offenen Politik, welche allein feiner wirdig 
war. Aber diefer zähe Widerftand war das einzige Mittel, den Intri— 
guen Oeſterreichs die Stange zu halten. 


a. re | 
i } 


Siebentes Kapitel. 


Son Widereinſetzung des Bundestages bis zum Pariſer 
Frieden 1856. 


Mit dem erneuten Bundestage beginnt eine Periode der Reaction, 
welche die deutſchen Einheitsbeſtrebungen gründlich unterdrücken ſollte, 
die aber das Regiment des Bundestags wo möglich noch verhaßter machte, 
als es vor 1848 war, und Zuſtände ſchuf, welche im Jahre 1866 zum 
Zufammenfturz der YBundesverfauffng führten. Da die Fürften in dem 
Berlangen des deutſchen Volkes nad) ftaatlicher Einheit eine Bedrohung 
ihres Befiges und ihrer ganzen Eriftenz ſahen, jo trugen fie fein Be- 
denen, ſelbſt Beftandtheile ihrer Souveränität zum Opfer zu bringen, 
wenn es fi um Mafregeln gegen das verhafte Einheitsjtreben handelte. 
Sie betrachteten die YBundesverfaffung mit dem darin anerkannten Du— 
alismus von Defterreih und Preußen als eine Verficherungsgefellichaft 
für die Selbftändigfeit der einzelnen Staaten, und liegen ſich daher gern 
das Eingreifen der Bundesgewalt gefallen, wenn fie nur zugleich zum 
Schutz des Particularismus diente. In zweiter Neihe juchte man die 
Dundesgewalt natürlich auch gegen die läftigen politischen Freiheiten zu 
berwerthen, zu deren Anerkennung die gejteigerte Vollsmacht des Jahres 
1848 genöthigt hatte. 

In Betreff des Verhältniffes der Bundesglieder unter einander hatte 
ih eine ftille Verſchwörung gegen Preußen gebildet, defjen etwaigen Ver: 
juhen fich an die Spite eines engeren deutjchen Bundes zu ftellen, die 
Mitelftaaten einen Riegel vorjchieben zu müſſen glaubten. Zwar hatte 
N Preußen ſelbſt der Reaction angejchloffen, und durch den Mund feines 
leitenden Miniſters Manteuffel das Princip des Bruchs mit der Revo: 
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(ution proclamirt, aber man konnte nicht wiſſen, ob nicht bei einem Re— 
genten- oder Minifterwechjel Rückfälle in die nationale Politif eintreten 
würden. Die Zukunft Preußens, das Streben nad) Machterweiterung, 
welches man bei dem Ehrgeiz des Negentenhaufes und der Staatsmänner 
doch immer vorausfegen zu müſſen glaubte, war auf den Zuſammenhang 
mit Deutjchland angewiefen, und man konnte erwarten, daß es über kurz 


___ oder lang die Unionspolitif des Jahres 1849 wieder aufnehmen würde. 


Darum betrachteten es die Peiter der Mittelftaaten als Gebot ihrer Selbjt- 
erhaltung, Preußens Einfluß in Deutſchland entgegenzutreten und zu 
verhüten, daß es durch Liberale Eimichtungen, durd Erfolge auf dem 
Gebiete des Zollvereins populär werde. Beſonders Bayern und Sachſen, 
wo ehrgeizige Miniſter wie v. d. Pfordten und v. Beuft an der Spike 
waren, verfolgten eine folche preußenfeindlihe Politi. Durch diejes 
Streben waren die Mittelftaaten auf die Seite Oeſterreichs gedrängt, 
aber die Freundichaft fir Oeſterreich war feine aufrichtige, fie war nicht 
jo gemeint, daR fie erntlich eine Hegemonie Defterreich! gewünſcht hätten, 
welche das Ziel Schwarzenbergs war. Sie wollten von Defterreih nur 
Schuß gegen Preußen, und ihr Vertrauen auf diefen Schuß war gemifcht 
mit der Bejorgnif, beide Großmächte könnten ſich einmal zur Unterdrücung 
der Kleineren verjtändigen. Bon diefem Gefichtspunft aus war die Er- 
haltung des Gegenfages und der Spannung zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen im Intereſſe der Mitteljtaaten, und dies bedingte ein Hin: 
und Herſchwanken, das die Erfolge der einen Macht durch Beziehungen 
zu der anderen abzufchwächen ſuchte. Die Furcht vor Defterreih und 
Preußen trieb zum Zufammenhalten der fonft eben nicht bejonders einigen 
Mittel- und Sleinftaaten, und diefe Politif fand dann ihren Ausdrud in 
der bejonder8 von Bayern vertretenen dee des Trias — einer Eini- 
gung der deutjchen Mittelftaaten als einer dritten Macht neben den beiden 
Großmächten — die aber aud) feine fefte Geftalt gewinnen fonnte, weil 
das Miftrauen der Anderen gegen Bayern dazwifchen trat. Dieje Ver— 
hältniffe hinderten die Konjolidirung und weitere Entwicklung des deutichen 
Bundes, welche von einzelnen Staatsmännern wohl aufrichtig angejtrebt 
wurde. 

Um die Mitte Juni's 1851 war die Widerherftellung des alten 
Bundestags vollendet, die Vertreter ſämmlicher Staaten hatten jich ein- 
gefunden und die Geichäfte konnten allmählich wieder aufgenommen werden. 
Man fchicte fi an, das in Dresden gejammelte fchägbare Material zu 
verarbeiten und die Mafregeln zur Erhaltung und zur inneren Sicherheit 
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der Einzeljtaaten zu verabreden und fejtzuftellen. Es wurde bejchlofien, 
biefür einen eigenen Ausſchuß niederzujegen. Der Antrag dazu wurde 
gemeinjam von Defterreich und Preußen eingebracht. Es jei, wurde darin 
erklärt, nach den in Dresden gepflogenen Berathungen eine der dringenditen 
Anforderungen, daß der innere Friede Deutichlands befeftigt, und den 
Kräften der Zerftörung, die ihn jeit den Ereignijfen des Jahres 1848 
zerrüttet, Einhalt gethan werde. Zu den wichtigften Ergebnifjen jener 
Dresdener Berathungen gehöre es, daß fie in Erfenntnig deſſen, was 
zur Erhaltung der inneren Sicherheit Deutſchlands nothwendig ſei, die 
den weientlichen Grundſätzen nach bereits beftehende Uebereinſtimmung der 
Regierungen ausdrüdlich beurfunden. Bon diefer Erfenntnig für das all 
gemeine Wohl Gewinn zu ziehen, fie raſch und entjchieden zur That zu 
geitalten, jei unftreitig die nächite Aufgabe dieſer hiezu mit dem ganzen 
Anjehen des Rechts und der Macht ausgerüfteten hohen Verſammlung. 
Auf militärische und polizeiliche Vorkehrungen werde ſich aber die Thä— 
tigfeit des Bundes nicht bejchränfen dürfen.*) Diejes Programm der 
politiichen Aufgabe der Bundesverfammlung wurde fofort ohne Wider: 
ipruch angenommen. Am 10. Juli wurde die Wahl jenes jogenannten 
politiichen Ausſchuſſes, ſowie zweier anderer, der Ausjchüffe für Handels- 
politif und fir Errichtung eines Bundesgerichtes, vorgenommen. Der 
politische Ausſchuß bejtand aus jieben Mitgliedern; Preußen, Defterreich, 
Bayern, Sachſen, Hannover und das Großherzogthum Helen waren 
darin verfreten. Der Humor der Diplomaten nannte das Collegium 
unummwunden den Reactionsausſchuß, denn für ganz Deutichlaud die Re— 
action ins Werk zu fegen, war ja feine ausgefprochene Aufgabe. Am 
16. Auguft erftattete der kgl. ſächſiſche Geſandte v. Noftiz einen ausführ— 
lihen Bericht über das Ergebnif der Ausjchußberathungen. Er ſprach 
von den Gefahren, durch welche die Ruhe und Ordnung Deutſchlands 
bedroht fei, von den mancherlei Zugejtändniffen, die man den Volksfor— 
derungen des Jahres 1848 gemacht habe, von den verjchiedenen liberalen 
Beftimmungen, die in die Yandesverfaffungen aufgenommen worden feien, 
wodurch die gefammte Staatsgewalt in die Hände einer zufälligen Kammer: 
majorität gelegt und der Yandesherr auf Ausübung einiger beftimmter Nechte 
beihränft worden ſei. Er bezeichnete als jolche gefährliche Beftimmungen: 
die Beichränkung des landesherrlichen Veto; die Einführung des allge: 
meinen Wahlrechts ohne Cenſus und ſtändiſche Gliederung; die Nöthigung, 


*) Pırndestagsprotofolle 1851. Sitzung vom 8. Juli, S. 130 u ff. 
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die Minifter aus der jeweiligen ftändifchen Majorität zu wählen; die 
Entjcheidung der Competenzconflicte zwifchen Ständen und Regierungen 
durch die Gerichte; die Beeidigung des Militärs auf die Verfaſſung. Um 
diejen Uebelftänden nun abzuhelfen, fei die Bundesverfammlung berechtigt 
und verpflichtet dafür Sorge zu tragen, daß im feinem Bundesjtaat In— 
flitutionen und Zuftände beftehen, welche für die innere Ruhe und Ord: 
nung dejjelben und dadurch für die allgemeine Sicherheit des Bundes 
bedrohlidy jeien. Die Bundesverfammlung müſſe daher die einzelnen Re— 
gierungen auffordern, Die feit 1848 getroffenen ftaatlichen Einrichtungen 
und gefeglichen Bejtimmungen einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen 
und dann, wenn fie mit den Grundfägen des Bundes nicht im Einklang 
feien, die nöthige Aenderung ohne Verzug zu bewerfitelligen. Wenn dieje 
Abänderungen auf Hindernifje ftoßen follten, jo müſſe der Bundestag 
Commiſſäre abjenden und diejelben mit Vorkehrung der erforderlichen 
Mafregeln beauftragen. Außerdem weist der Bericht des fächfischen Ge: 
jandten auch noch auf das Bedürfniß einer ftrengeren Ueberwachung der 
Prejfe und Errichtung von Bürgſchaften gegen den Mißbrauch ihrer reis 
beit hin. Diefe Anträge wurden in der folgenden Situng mit Stimmen 
mehrheit angenommen, und e8 wurde am 23. Auguft insbejondere be: 
ichloffen, die unter dem 27. December 1848 erlafienen und in der Ber: 
faffung des deutjchen Reiches vom März 1849 wiederholten fogenannten 
Grundrechte des deutichen Volkes fiir aufgehoben zu erflären. Die Re: 
gierungen derjenigen Staaten, in welchen die Grundrechte durch bejondere 
Geſetze in Wirkjamfeit gebracht waren, wurden verpflichtet, die erforderliche 
Einleitung zu treffen, um jene Geſetze, jo weit fie mit den Bundeszwecken 
in Widerfpruch jeien, wieder abzufhaffen. Mit der Annahme diejes Be— 
Schluffes war ſowohl für den Bund im Ganzen als für die Einzeljtaaten 
die Reaction grumdfäglich anerkannt. Nicht nur die Aufhebung der 
Grundrechte wurde in allen Staaten, in welchen fie eingeführt waren, 
mit großer Einmüthigfeit vollzogen, fondern auch fonft die Verfaſſungen 
in conjervativer Richtung revidirt und modificirt, in den einen mittelft 
directer Einmifhung des Bundestages, wie in Kurheſſen, Holftein, Bremen, 
Hamburg, Frankfurt, Hannover, in andern durch felbjtändige Initiative 
der Yandesregierungen. 

Der Hauptihaupla der bundestäglichen Wirffamfeit war Kurheſſen 
und Holftein. Der Kurfürft von Heffen war, wie wir oben gejehen, im 
Sommer 1850 von der preußischen Union abgefallen und auf die Seite 
Oeſterreichs getreten, und hatte dadurch dem begrabenen Bundestag zur 
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Auferftehung verholfen. Er benütte dann den Ausnahmezuftand, den 
der im December 1850 erfolgte Einmarjch der Erecutionstruppen ge- 
Ihaffen hatte, um verfaffungstrene Beamte mit zahlreicher Einquartierung 
zu quälen, fie durch Kriegsgerichte verurtbeilen zu laſſen und aus dem 
Lande zu vertreiben. Beſonders aber befolgte er die bundestägliche An- 
weifung zur Revifion und Meodificrung der Verfaſſung. Da die kur— 
heſſiſche Verfaffung, die jeit 1831 unbeanftandet in Giltigfeit war, wirklich 
manche für die Staatsgewalt läftige Beſtimmung enthielt, indem fie jeden 
Beamten zur ftrengften Verfaffungstreue verpflichtete, und für jede Will- 
fürfichfeit der Regierung die Anrufung der Gerichte ermöglichte, auch der 
landftändifchen Steuerverwilligung eine jehr weite Ausdehnung gab, fo 
hatte der Kurfürſt Hieran eine gute Handhabe, die er mit wahrer Luft 
ergriff, um alle Schranken allmählich zu bejeitigen. Der öfterreichifche 
Bundescommiffär, Graf v. Leiningen, unterjtügte ihn bei Verfolgung von 
Beamten und bei Verfaffungsverlegungen direct, und der preußijche Ge— 
fandte, v. Uhden, erhob wenigftens feine Einſprache dagegen, beide aber 
übergaben eine Denkſchrift an den Bundestag, in welcher ausgeführt 
wurde, daß die furheifiihe Verfaſſung mit dem monardijchen Princip 
unvereinbar fei und nicht nur zu zahlreichen Competenzftreitigfeiten Ver— 
anlaffung gebe, fondern durch den Zwieſpalt zwifchen dem Monarchen 
und feinen Miniftern einerjeitS, und den Beamten, Nichtern und Offi- 
cieren andererſeits, zur Auflöfung der ganzen ftaatlihen Ordnung führen 
müſſe. Auf Grund diejes Berichtes erflärte der Bundestag durch Be— 
ſchluß vom 27. März 1852 die kurheſſiſche Verfafjung von 1831 mit 
den 1848 und 1849 daran gemachten Veränderungen für unvereinbar 
mit den Grundgefegen des Bundes. Zugleich wurde die furfürftliche 
Regierung aufgefordert, eine revidirte Verfaffung an die Stelle der feit- 
berigen ohne Zögern als Geſetz zu veröffentlichen, dieſelbe einer einzu- 
berufenden Ständeverfammlung zur Annahme vorzulegen und das Er— 
gebnig dem Bundestag unter Nachſuchung der Garantie für die neue 
Verfafſung mitzutheilen. Der Kurfürft beeilte fich nun, eine vom Bundes— 
tag bereit$ vorläufig gebilligte Verfafjungsurfunde unter dem 13. April 
1852 vorzulegen, in welcher die anftößigen Bürgſchaften ftändifcher Rechte 
mit Beitimmungen vertaufcht waren, welche der kurfürſtlichen Willkür 
Vorſchub Leifteten. Der Friede war aber damit nicht hergeftellt, die 
neue Ständeverfammlung weigerte fich, die verjchlechterte Verfaſſung an: 
zunehmen, der Conflict zwischen Volk und Regierung zog fich ein ganzes 
Jahrzehent hin, mehrere Ständeverfammlungen wurden aufgelöst, mehrere 
Klüpfel, Einheitäbefirebungen. J. 11 
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Minifterien mußten abtreten, und fchließlich mußte 1862 der Bundestag 
unter veränderten VBerhältniffen, gedrängt von Preußen, die heffische Re— 
gierung auffordern, die alte Verfaffung von 1831 wieder herzuftelfeu. 
Natürlich trug der lange, vom Bundestag angeftiftete und genährte Ver: 
faffungsftreit nicht dazu bei, das Anjehen des Kurfürften zu befeftigen, 
und die vollſtändige Löſung des Conflict$ war die fpätere Einverleibung 
des Landes in Preußen. 

In Schleswig: Holftein unterzog fi) der Bundestag der ſchmäh— 
(ihen antinationalen Aufgabe, die Bevölkerung, die ſich fir Vertheidigung 
ihres Zufammenhangs mit Deutichland erhoben hatte, wieder unter dänische 
Fremdherrichaft zurüdzuführen. Dies hatte Preußen, welches 1848 felbft 
feine Truppen zum Kampf für Schleswig - Holfteins Rechte aufgeboten 
hatte, in der Olmützer Uebereinkunft dem öſterreichiſchen Cabinet zuge: 
ftanden. Im Januar 1851 erfchienen öfterreichifche und preußifche Com— 
miffäre bei der Statthalterichaft in Rendsburg, um im Namen des Bundes 
Einftellung der Feindfeligfeiten gegen Dänemark, Zurüdziehen der Truppen 
nach Holftein und die Reduction der Armee auf ein Dritttheil ihrer 
Stärke zu verlangen, widrigenfalls Bundesexecution eintreten und ein 
bereit gehaltenes Heer von 50,000 Defterreichern und Preußen einrücken 
würde. Da mit diefer Aufforderung die Zufage verbunden war, der 
Bund werde nach Erfüllung derjelben die altberechtigte Verbindung Schles- 
wigs mit Holftein wahren, fo gab die ſchleswig-holſteiniſche Yandesver- 
fammlung dem geftellten Verlangen nah. Die Zurücziehung der Armee 
über die Eider erfolgte, und die Dänen rücten in die geräumten Stel» 
(ungen ein. Die Armee wurde reducirt, die darin befindlichen Schles— 
wiger entlaffen. Alles vollzog fi in Ordnung und Ruhe. Aber ftatt 
daß das Land zum Lohn für ſolche Fügſamkeit mit Beſetzung durch fremde 
Truppen verfchont worden wäre, wollten fich die dänenfreundlichen Defter- 
reicher die Genugthuung nicht verfagen, an der unteren Elbe ihre Fahnen 
aufzupflanzen, was feit Wallenfteins Zeiten nicht mehr gejchehen mar. 
Und Preußen wollte und konnte keine Einfprache erheben, denn es hatte 
fich einmal verbindlich gemacht, gemeinfam mit Defterreich die Pacificirung 
des Landes und deſſen volljtändige Uebergabe an Dänemark zu vollziehen. 
Die Commiffäre fimdigten an, ein Theil der Defterreicher nebjt einer 
preußiſchen Abtheilung werden einrüden, fie kämen übrigens nicht als 
Erecutionstruppen, fondern als befreundete Macht, damit der Bund unter 
ihrem Schuß mit den Dänen über die Zukunft Holfteins verhandeln könne, 
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Die in Rendsburg und Altona vorhandenen Vorräthe an Kriegsmaterial 
mußten an die deutichen Bundestruppen übergeben werden. 

Ein Jahr lang ftanden die Bundestruppen in Holftein, und während 
diefer Zeit wurde unter Aufficht der Bundescommifjäre Alles in den alten 
Zuftand, wie es vor dem Krieg gewefen, zurücgeftellt, und Verhandlungen 
über die künftigen Beziehungen zu Schleswig gepflogen. Obgleich die 
Wahrung der altberehtigten Verbindung beider Herzogthümer verheigen 
worden war, wurde doch in einem dänifchen Erlaß vom 28. Januar 1852 
die alte Gemeinjamkeit der Verfaſſung, Verwaltung und Rechtspflege auf: 
gehoben, nur einige nicht politifche Einrichtungen, wie die Univerfität Kiel, 
das Irrenhaus, die Straf: und Wohlthätigfeitsanftalten, der Eiderfanal 
und die Corporation der Ritterfchaft jollten gemeinfam bleiben. In Hol 
fein und Schleswig follten für die Berathung der provinziellen Ange— 
fegenheiten bejondere Yandftände beftehen, aber beide Yänder mit Dänemarf 
dur eine gemeinfame Verfaffung und Volksvertretung verbunden jein; 
auch auf Armee, Finanzen und auswärtige Angelegenheiten ſollte ſich dieſe 
Gemeinfamtkeit erftreden; dagegen deutſche und dänische Nationalität in 
den Herzogthümern gleihmäßig geſchützt fein. 

Am 18. Februar 1852 übergaben die deutjchen Bundescommiſſäre 
die Regierung Holfteins dem König von Dänemark, und dabei wurde 
dad ganze, zum Kampf gegen die Fremdherrſchaft zufammengebrachte 
Krieggmaterial der jchleswig -holfteinischen Armee den Dänen überliefert. 
Eine Folge der Auflöfung derjelben war auch die, daß die DOfficiere, die 
ihon vor der Erhebung gegen Dänemark im Dienft geweſen waren, kriegs— 
rechtlicher Behandlung blosgeftellt und jedenfalls ihre Anfprüche auf Penfion 
vernichtet wurden, fo daß fie im Ausland ihr Brod fuchen mußten. Auch) 
außerhalb des Militär war eine große Anzahl angejehener Familien, 
die bei der Erhebung eine Rolle gefpielt hatten, gezwungen, das Land 
zu verlaffen. Beamte, Geiftliche und Yehrer wurden, wenn fie nicht aus» 
gemandert waren, abgejettt und verhaftet, und der Bundestag machte 
feinen Verſuch, fich für fie zu verwenden. 

Gleichzeitig trafen die europäifhen Mächte Anftalten, um die Los— 
reifung Schleswigs und Holfteins von Dänemark, vermöge des verſchie— 
denen Erbrechts der betreffenden Regentenhäufer, zu verhindern. Die 
Erhaltung des vollftändigen Umfangs der dänischen Monarchie erfchien 
ihnen al8 ein europäifches Bedürfniß, dem die nationale Einheit Deutfch- 
lands weit nachftehen müſſe. Von diefem Gefichtspunft aus ordneten fie 
an, daß, wenn die jett vegierende Linie des dänischen Königshaufes im... 
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der Perjon des dermaligen Königs ausfterbe, die alsdann berechtigte ver: 
Ihiedene Erbfolge auf dem Königsthron und in den Herzogthümern nicht 
in Wirfjamfeit treten dürfe, ſondern daß der nächſtberechtigte Erbe des 
Königreichs auch Schleswig-Holftein erben mrüffe. So wurde nad) längeren 
zu Yondon gepflogenen Unterhandlungen von England, Oefterreich, Franf- 
veich, Rußland und Schweden am 8. Mai 1852 ein Aftenftüc unter: 
zeichnet, daS unter dem Namen Yondoner Protokoll befannt geworben ift, 
und unter Garantie der genannten Mächte erklärt, daß nach dem Tode 
des jet regierenden Königs Friederih VII. ein Verwandter von ihm, 
der Prinz Chriftian von Glücksburg, mit Erbfolge feiner männlichen 
Nachkommen als Thronfolger für das gefammte Königreich eintreten folfe. 
Der preußifche Gejandte in Yondon, v. Bunfen, hatte fich lange gemei- 
gert, den Vertrag zu unterzeichnen, der ihm eine willfürliche Abmachung 
vieler Unbetheiligten gegen die Nechte, Bedürfniffe und Wünfche vieler Be- 
theifigten, und gegen die Natur der Dinge fünftlich aufgebaut zu fein fchien; 
er vollzog die Unterjchrift erſt auf ausdrüdlichen Befehl feines Königs. 
Holjtein und Schleswig wurden dadurch gegen den Willen ihrer Bewohner 
von Deutjchland Losgeriffen und der dänischen Herrfchaft unterworfen. 
Die unpopulärfte That bundestäglicher Neaction gegen die nationalen 
Errungenjchaften des Jahres 1848 war die Auflöfung und Berfteigerung 
der von deutjcher Begeijterung gejchaffenen Kriegsflotte. Das Bedürfniß, 
die Angriffe Dänemarks auf die deutichen Küften und Schiffe abzuwehren, 
hatte im Frühjahr 1848 den jchon längft von deutichen Patrioten in den 
Seeſtädten gehegten Plan zur Gründung einer deutſchen Kriegsmarine 
zur Ausführung gebradt. Vereine waren zujanmengetreten, um eine 
Agitation für die Sahe in's Werk zu jegen und freiwillige Beiträge zur 
Dedung der Koften zu jammeln. Tauſende juchten ihre entbehrlichen 
Kleinodien zufammen, um einen Beitrag zur Flotte geben zu fünnen; 
die alte Bundesverfammlung, der Fünfzigerausihuß, die Nationalver: 
fanımlung und die proviforische Centralgewalt entwidelten eine wetteifernde 
Thätigfeit, um das neue Gebiet der Baterlandövertheidigung zu organi= 
firen. Es wurden von der Gentralgetvalt mehrmals bedeutende Summen 
von den deutjchen Staaten erhoben, zum Ankauf und zur Ausrüftung 
von Schiffen und Anftellung von tüchtigen Seeleuten, und im Frühjahr 
1849 war ein jchöner Anfang einer deutjchen Kriegsflotte zu Stande ges 
kommen, beftehend aus vier Dampffregatten, fünf Covvetten, zwei Segel- 
ichiffen und fechs Kanonenbooten. Mit Stolz zeigte man in Bremerhaven 
die neue Schöpfung des einigen Deutichlands, in ihr jah man die Grund» 
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lage einer deutſchen Reichskriegsmacht. Aber als die Schiffe gebaut und 
auägerüftet und die Bemannung einigermaßen eingeübt war — da war 
das Reich abhanden gefommen, die Schiffe hatten feinen Heren. Denn 
da das Neich es micht zur Anerfennung der europäischen Mächte hatte 
bringen können, jo hatte man auch feine anerkannte deutjche Flagge, und 
die Schiffe konnten im Sommer 1849 nicht einmal zu Uebungsfahrten 
auslaufen, weil fie jonjt in Gefahr gekommen wären, von den mißgünftigen 
renden als Seeräuber behandelt zu werden. Sie mußten unthätig im 
Hafen liegen, die Mannjchaft fühlte fich unglüdlich, die Schiffe wurden 
ſchadhaft und die Einzahlung der Geldbeiträge gerieth in’s Stocden. 
Eogleih nach Wideranfang des Bundestags wurde die Frage auf- 
geworfen, was man mit der Flotte machen jolle. Ein Theil der Staaten 
bezweifelte ihre Unentbehrlichkeit, betritt die Pflicht der Beitragsleiſtung 
und bielt früher geleiftete Beiträge zurück; Dejterreich hatte ohnehin bisher 
feinen Beitrag geleiftet. Man war geneigt, die Flotte zwar als Bundes» 
eigenthbum, aber nicht als eine organische Anftalt zur Erfüllung der Bundes» 
zwede anzuerfennen. Preußen und Dejterreich beantragten, daß fich der 
Bundestag gegen die fernere Beibehaltung der Flotte als Bundeseigen- 
thum ausjpreche, dagegen jollte der Fortbeſtand derjelben im der Weile 
erhalten werden, daß ſich diejenigen Staaten, weldhe fiir ihre Erhaltung 
ein wirkliches nachhaltiges Intereſſe hätten, über die hiefür zu ergreifenden 
Maßregeln jchleunig verftändigten. Um dazu eine Grundlage zu ges 
winnen, jollte eine Commiffion von Sachverjtändigen berufen werden, 
welche den Bedarf der Flotte zu ermitteln und dabei auf die preußiſche 
und öfterreichiiche Marine Rückſicht zu nehmen hätte. Die Sachver— 
ftändigen traten im Herbſt 1851 zufammen; zugleich aber wurde von 
Seiten Defterreich$ der Vorſchlag gemacht, die Flotte in drei Abtheilungen 
zu ſpalten: Defterreich follte die Adria, Preußen die Oſtſee, und die 
übrigen deutſchen Staaten die Nordjee hüten. Dieſer Vorfchlag wurde 
von mehreren Seiten mit Beifall aufgenommen und von der Commiſſion 
der Sachverſtändigen adoptirt. Aber Preußen, das hiebei auf eine Neben- 
role angewiefen und von der Hauptpartie, der Nordfee, ausgeſchloſſen 
gewejen wäre, konnte Feine Freude daran haben und 309 fich von dem 
ganzen Project zurüd. Auch die meiften übrigen Staaten waren für die 
Nordieeflotte nicht begeiftert. Namentlic) die Binnenftaaten brachten aller: 
band Bedenken bei: die Unterhaltung der Nordfeeflotte gehe über ihre 
Kräfte, es ſei ſchwierig, den Handel von drei oder vier Handelögruppen 
zu ihügen, deren Intereſſen auseinander gehen Könnten, uud unbillig, 
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daß der ganze Bund fir den Schu des Handels der Küftenftaaten ein- 

ftehen ſolle. Nur Hannover, Oldenburg und die Hanfeftädte zeigten 

febhaftes Intereſſe für die Sache. Medlenburg, das doch die Oſtſeeküſte 

zu vertheidigen hatte, erflärte fich gegen die Flotte; Dänemark und die 

Niederlande, als Bundesglieder für Holftein und Limburg, zeigten fich 

auch in diefer Frage den deutjchen Intereſſen feindſelig. Die Meinungen 

der Bundestaaten gingen, wie der Marineausfhuß am 31. December 

1851 erflärte, fo weit auseinander, daß faft jedes Votum eine andere 
Richtung verfolgte, und einige ſchon von vornherein gegen etwa noch offen 
ſtehende Auswege Verwahrung einlegten. Der Bundestag beſchloß nun, 
die Nordfeeflotte vom 1. Januar 1852 an nicht mehr als Bundeseigen- 
thum beizubehalten, fondern diefelbe entweder einem fich bildenden Flotten— 
verein zu überlafjen, oder fie aufzulöfen. Zur Bildung eines folchen 
Flottenvereins erließ die hannoverifche Negierung auf den 20. März die 
Einladung zu einem in Hannover fi) verfammelnden Congreß. Von diefer 
Einladung waren aber Preußen und Defterreih als europäiſche Groß— 
mächte ausgejchloffen; Hannover wollte ſich der Sache allein bemächtigen 
und als Nordfeeftaat gegen Preußen einen Vorſprung gewinnen, mußte 
aber jeinerjeit3 die Erfahrung machen, daß ohne Preußen in deutjchen 
Ungelegenheiten nichts zu Stande zu bringen fei, obgleih Bayern und 
Sadjen die hannoverifchen Plane nad) Kräften unterftütten und erfteres 
geradezu den Nichteintritt Preußens zur Bedingung feiner Theilnahme 
machte. Wirtemberg, Baden, Kurheſſen, Frankfurt enthielten fich alfer 
ZTheilnahme. Der Flottencongreß ging am 24. März reſultatlos aus- 
einander, und am 2. April 1852 beſchloß der Bundestag, die deutjche 
Flotte aufzulöfen und die Schiffe einzeln zu verfaufen. “Die beiden beften _ 
Schiffe, „Barbaroſſa“ und die den Dänen abgenommene „Gefion“ über- 
nahm Preußen für 713,700 Gulden. Zur Beforgung des traurigen 
Geſchäfts der Entlaffung der Mannſchaft und BVerfteigerung des Mate- 
rials fand ſich in der Perfon des großherzoglich oldenburgiichen Staats: 
rathe8 a. D. Laurenz Hannibal Fiſcher ein Mann, dem e& bei feiner 
reactionären Gefinnung ein Genuß war, ein Werf nationaler Begeifterung 
zu zerjtören. Der Erlös aus der ganzen Flotte, die biß zum Yuli 1851 
einen Aufwand von etwa 3 Millionen Gulden erfordert hatte, war 
1,600,000 Gulden.“) Die Aufgabe aber, eine neue deutjche Flotte zu 
Ihaffen, übernahm num Preußen, und that den erften Schritt dazu 1854 
durch den Ankauf einer zur Erbauung eines Kriegshafens erforderlichen 


*) Siehe Brochaus ſche Gegenwart Bd. X. S. 111 u. ff. „Die deutſche Kriegsflotte.“ 
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Kandftrede am Yahdebufen, in der oldenburgifchen Herrichaft Jever. 
Eine preußiſche Denkſchrift erflärte damals ausdrücklich, daß Preußen 
dieie Erwerbung als eine Fortſetzung der Bejtrebungen für den Schuk 
deutihen Handels und deutjcher Schifffahrt betrachte. 

Der Bundestag fette feine reactionäre Politik mit Eifer und Ge— 
nugthuung fort. Das Jahr 1854 brachte die ſchon 1851 angefündigte 
Beihränfung der Preſſe und des Vereinsrehts. Ein Bundesbeihluf 
vom 6. Juli 1854 erfannte zwar die Preffreiheit grundjäglich an, erließ 
aber eine Reihe von Beftimmungen, welche darauf abzwedten, die Her— 
ausgabe umd Verbreitung der Zeitungen zu erichweren und die Nedacteure 
und Berleger durch Auferlegung von Gautionen zu binden. Für jede 
innerhalb des Bundesgebietes erjcheinende periodiiche Drudichrift ſollte 
eine Caution geftellt werden, die für politiihe Zeitungen in der Regel 
8000 Thaler betragen ſollte. Ein acht Tage ſpäter gefaßter Bundes— 
beichluß über das Vereinsweſen hatte fichtlich die Möglichkeit im Auge, 
daß politische Vereine fich bilden könnten, um fir die Idee der nationalen 
Einheit zu wirken; man wollte der Gejegebung die Mittel an die Hand 
geben, um polizeilich dagegen einfchreiten zu fünnen. In allen Bundes» 
ftaaten, verfügt diefer Beichluß, dürfen nur ſolche Vereine gebildet werden, 
die fi) gemügend darüber ausweiſen können, daß ihre Zwecke mit der 
Bundes» und Yandesgefetgebung in Uebereinftimmung ftehen. In Be— 
ziehung auf politiiche Vereine muß die betreffende Staatsregierung ſich 
in der Lage befinden, nah) Maßgabe der Umftände bejondere Beichrän- 
fungen und Verbote erlafjen zu fünnen. Den Yandesregierungen wird 
jofort die Befugniß zugejprochen, alle Vereine, welche ſich mit öffentlichen 
Angelegenheiten bejchäftigen, zu überwachen, ihre Verſammlungen aufzu- 
löfen, wenn die ihren Zufammentritt bedingenden Förmlichkeiten nicht 
eingehalten find, oder wenn der Inhalt der Verhandlungen Grund zur 
Beſorgniß einer Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung gibt. Das 
polizeiliche Ueberwachungsiyjten des alten Bundestages war damit in 
voller Giltigfeit wieder aufgenommen. 

Gleichzeitig mit der Wahl jenes politischen Ausſchuſſes, welcher ſich 
den Spottnamen Reactionsausſchuß zu verdienen fo ſehr beeiferte, ge 
Ihahen aber im Bundestag aud Schritte, um eine Einigung Deutſch— 
lands im öfterreichiichen Intereſſe zu Stande zu bringen. Es wurde ein 
Handelsausſchuß gewählt, in dem außer Preußeu und Dejterreih Bayern, 
Hannover, Wirtemberg, die herzoglich ſächſiſchen Häufer und die freien 
Städte faßen. Diefer Ausſchuß follte dazu dienen, die Leitung des Zoll: 
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vereind Preußen aus den Händen zu winden und zur Bundesangelegenheit 
zu machen. Aber hier zeigte fich wieder, daß Defterreih nur Vermir- 
rung anrichten, nie einigen fonnte, wie fich aus nachfolgender Zufammen- 
faffung Har ergibt. Schon im December 1849 hatte der öfterreichifche 
Handelsminifter dv. Brud der proviforishen Yundescommiffion in Frank: 
furt eine Denkſchrift übergeben, in welcher die Grundzüge einer öfter: 
reichiſch-deutſchen Zoll- und Handelseinigung niedergelegt waren und die 
DBereitwilligfeit Defterreih8 zum Eintritt in den deutſchen Zollverein aus- 
geiprochen war, aber auch die Forderung daran gefnüpft wurde, daß 
dieje Frage als Bundesangelegenheit behandelt werde. Eine zmweite Denf- 
ihrift vom 30. Mai 1850 erneuerte diefe Vorfchläge und hob neben dem 
nationalöfonomifchen Gefichtspunfte befonders auch den politischen hervor. 
Sie erkennt das Streben der deutichen Nation nad) engerer Verbindung 
ihrer Glieder als ein berechtigte an und fpricht die Hoffnung aus, daß 
eine Form gefunden werden könne, im welcher die hiſtoriſch berechtigte 
Vielheit und die nothwendige Einheit wirkffam zufanmengehen müßten. 
Als der mwichtigfte Schritt zur politiihen Einigung wird die öfterreichijch- 
deutihe Bolleinigung bezeichnet, und fofort ein Gefegesentwurf zu einer 
volljtändigen Zolle und Handelsverfafjung vorgelegt, nach welcher die 
Bundesgewalt in Gemeinjchaft mit einem großen, durch fachverftändige 
Commiffionen verftärkten Bundesrath die Zollgefeggebung regeln, die 
Berwaltung überwachen und die Handelspolitif vertreten follte.e “Der 
Zufammenhang ‚der materiellen Intereſſen mit den politifchen Zwecken 
wurde ausdrücklich hervorgehoben und gejagt, daß in umferer Zeit ein 
Bollverein felbftverftändlich zum politifchen Verein werden müffe. Die 
öfterreihiichen Vorſchläge wollten jedoch bei den Gegnern nicht reiht ver- 
fangen, fie wurden auch bei den Dresdener Eonferenzen wieder vorgebracht, 
aber ohne Erfolg, und ſelbſt der mwiderhergeftellte Bundestag beeilte ſich 
nicht ſonderlich, die einfchlägigen Verhandlungen vorzunehmen. Um den 
Mitgliedern des preußiſch-deutſchen Zollvereins entgegenzulommen, wurde 
ein neuer öfterreichiicher Zolltarif veröffentlicht, welcher dem deutjchen in 
vielen Beziehungen ähnlich war. Defterreich bot für die nächfte Er- 
nenerung des Bollvereinsvertrags, welche, da er 1842 auf zwölf Jahre 
abgejchloffen war, 1854 ftattfinden mußte, einen Handelsvertrag an, der 
eine vollftändige Einigung anbahnen follte, welche bis zum jahre 1859 
vollendet fein könnte. Gleichzeitig fuchte Defterreich durd Aufhebung der 
Binnenzölfe innerhalb der Monarchie die Einheit des HandelögebietS her- 
zuftellen. In Süddeutichland mollte man die Abſichten Oeſterreichs 
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unterftügen, und eine zu Wiesbaden gehaltene Zollconferenz, auf welcher 
Bayern, Wirtemberg, Sachſen, Kurheſſen und Heflen-Darmftadt vertreten 
waren, verlangte in einer Erklärung vom 7. Yuni 1851 jehr dringend, 
daß der Zollverein den von Defterreich angebotenen Vertrag abjchliegen 
ſolle. Aber Preußen hatte kurz zuvor die Anerbietungen Oeſterreichs 
entihieden abgelehnt und überrafchte jett feine Gegner durd den Abſchluß 
eines Vertrags mit Hannover, das mit einigen anderen norbdeutichen 
Staaten ein bejonderes Zollgebiet, den fogenannten Steuerverein, gebildet 
hatte. Hannover trat durch Vertrag vom 7. September 1851 dem Zoll: 
verein für 1854 bei, der dadurch freien Zugang zur Nordſee befam und 
alle Ströme und Straßen nad) der Nord» und Oſtſee beherrichen konnte. 
Auch Oldenburg und Schaumburg:Lippe folgten bald nad. Da Preußen 
dieſen Vertrag aus guten Gründen ohne Beſprechung mit jeinen Mit: 
verbündeten abgejchlojjen hatte, und dieje die nachträgliche Zuſtimmung 
zur Aufnahme Hannovers verweigerten, jo kündigte e8 ihnen den Zoll: 
vertrag auf den 31. December 1853, lud aber zugleich ſämmtliche big» 
berige Bollvereinsftaaten auf den April 1852 zu einer Conferenz ein, 
um auf Grundlage des Vertrags mit Hannover einen neuen Verein zu 
gründen. Nun wurden die Siddeutjchen auf's neue durch die Agitation 
Oeſterreichs bearbeitet. Bayern, Sachſen, Wirtemberg, Kurheſſen, Heffen- 
Darmftadt, Naffau und Homburg hielten Conferenzen in Bamberg und 
Darmftadt, und verpflichteten fich) am 20. April 1852, fir Annahme der 
Öfterreihiichen Anträge nach Kräften zu wirken. Doc wollten fie mit 
Preußen keineswegs brechen und die Aufnahme Hannovers zugeftehen, 
dagegen aber eine Garantie für dereinftigen Abjchluß mit Defterreich 
verlangen und die Erneuerung des alten Zollvereins nur fir kürzere 
Perioden abjchliegen. Preußen dagegen beftand im der gleichzeitigen Con= 
fereng zu Berlin auf zwölfjähriger Erneuerung, wollte aber nach Abſchluß 
derfelben die Verhandlung mit Oefterreich wieder aufnehmen, und da die 
Darmftädter Verbündeten hierauf nicht eingingen, wurden die Verhand— 
lungen wieder abgebrochen. In Oefterreich fah man nun ein, daß die 
bisherige Art, die Sache zu behandeln, wohl zu einer Sprengung des 
Zollbereins und zu einem Separatvertrag mit Süddeutfchland, aber nicht 
zu einer Zolleinigung mit ganz Deutjchland führen würde, und verfuchte 
nun eine Verftändigung mit Preußen. Weberdies hatte die antipreußijche 
Stimmung in Wien etwas nachgelaffen, da der Hauptvertreter derjelben, 
dürft Schwarzenberg, am 5. April 1852 geftorben war. Gegen Ende 
des Jahres wurden die Verhandlungen mit Preußen direct wieder aufs 
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genommen. reiherr dv. Brud, der frühere Handel3minifter, reifte nach 
Berlin, um die Unterhandinngen zu führen, der Kaifer felbft fam am 
17. December dorthin zum Beſuch, und nun wurde am 19. Februar 1853 
zwifchen Preußen und Defterreih ein Handelsvertrag abgejchloffen, der 
gegenfeitige Zollerleihterungen gewährte, aber über eine Fünftige Boll 
einigung nichts feftjegte, Nun machten auch die Darmftädter Coalirten, 
die von Oeſterreich im Stiche gelajjen waren, keine weiteren Schwierigkeiten, 
und am 4. April 1853 wurde ein Vertrag über die Fortdauer des Zolf- 
verein und deijen Ausdehnung auf Hannover und Genoſſen auf weitere 
zwölf Jahre abgefchlojjen. Indeſſen wiederholten ſich die Verſuche Defter- 
reis, am Zollverein zu rütteln, auch jpäter von Zeit zu Zeit. 

Sp gut es der bundestäglichen Politif gelungen war, die deutjche 
Frage einzufchläfern, war dies doch nicht auf lange möglich. Der nädhfte 
europäifhe Zuſammenſtoß mußte ja das Bedürfniß deutfcher Einigung 
und Machtentfaltung wieder wach rufen. Und diefen Stoß brachte der 
Krimkrieg. Der Neffe des erften Napoleon, welcher die Früchte der 
franzöfifchen Februarrevolution von 1848 fir fi) ausgebeutet hatte, begann 
die Politik feines Oheims wieder aufzunehmen. Er hatte die Revolution 
niedergeworfen und fich den Ruhm eines Netter der Gejellichaft erworben. 
Die europätjchen Fürſten hatten feine Wahl zum Präfidenten mit Miß— 
trauen und Widerwillen aufgenommen, aber mit zunehmender Beruhigung 
und Freude es mit angejehen, daß er die revolutionären Kräfte bemeifterte 
und nicht nur in Frankreich, fondern auch in Europa Ruhe jchaffte. Die 
Reaction in Deutjchland war mejentlih durch die Dictatur ermöglicht, 
welche Napoleon jchon als Präfident in Frankreich übte. Die Souveräne 
waren ihm zu großem Danf verpflichtet, und als er im December 1852 
die Kaiferwürde annahın und dabei verkündete, daß das Kaiſerreich der 
Friede fein und die neue jouveräne Gewalt in Frankreich) die friedliche 
Haltung nach außen nicht ändern werde, beeilten jih England, Oefterreich, 
Preußen und der deutfche Bund, ihn anzuerkennen, Der deutfche Bund 
verficherte dabei, er erblide in den Erklärungen Frankreichs eine Bürg— 
Ihaft der Beobachtung der beftehenden Verträge und der Aufrechthaltung 
des Territorialbeftandes, auf welchem das politiihe Syftem Europa’s 
und der allgemeine Friede berube. Zu dem dermaligen Territorialbeftand 
und dem politiihen Syſtem Europa's gehörte auch die deutihe Bundes» 
verfafjung und die Erhaltung der Selbftändigfeit der deutjchen Staaten, 
und dafür hauptfächlic hoffte man in dem franzöfifhen Kaiſerthum eine 
Stütze zu finden. Als nun das Gleichgewicht Enropa’8 durch die über- 
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müthigen Eröffnungen des Kaiſers Nicolaus von Aufland über feine 
Plane mit der Türkei bedroht wurde, ergriff Napoleon mit Freuden die 
Gelegenheit, fih zum Bürgen der beftehenden Verträge aufzuwerfen. Die 
confervativen Intereſſen, die Furcht vor dem Weiterumfichgreifen des 
freiheitsfeindlichen Rußlands machten die öffentlihe Meinung zur Bundes- 
genoffin Napoleons. Unmittelbar interefjirt war außer Frankreich zunächft 
England, und es gelang Napoleon bald, dafjelbe zur activen Allianz zu 
gewinnen. Aber auch Oeſterreich, als deſſen jpecieller Beruf der Schuß 
und die Verbreitung deuticher Eultur im Orient jo oft verkündet worden 
war, konnte, wie es jchien, nicht unpartetiich bleiben. Auf der andern 
Seite war es aber durch die Hilfe, welche ihm Rußland zur Unterwerfung 
Ungarns geleiftet hatte, demjelben zum Danf verpflichtet, überdies durch 
feine finanzielle Yage darauf angewiejen den Krieg zu vermeiden. Auf 
beides rechnete Kaifer Nicolaus und hoffte, daß Defterreich jeine 
Plane gegen die Türkei nicht ftören würde. Aber eine blos paſſive 
Rolle zu fpielen, jchien den öfterreichifhen Staatsmännern doch nicht ge- 
eignet für einen Großſtaat, deſſen Verjüngung fo oft und laut gerühmt 
worden mar, und der ſeit der Niederlage Preußens in Olmüt die Füh— 
rung Deutſchlands jo zuverfichtlich in Anſpruch nahm. Und was die 
Dankbarkeit gegeu Rußland betraf, fo hatte ſchon Fürſt Schwarzenberg 
verheißen: „Sch werde die Welt durch meinen Undanf in Erjtaunen ſetzen,“ 
und wenn auch feine Nachfolger im Meinifterium den Fühnen Schwung 
feiner Bolitif nicht fortzufegen vermochten, fo jchritten fie doch im Ganzen 
auf der von ihm gebrochenen Bahn weiter. Kurz Defterreich zeigte nicht 
wenig Luft, fich den Weftmächten zum Kampf gegen Rußland anzufchließen, 
Die öſterreichiſche Regierung verfuchte, Preußen zu einer gemeinfamen Neu: 
tralitätserflärung zu beftimmen, dieſes ging aber nicht darauf ein und wollte 
ih die Freiheit der Entjchliefung wahren. Viele fürchteten, Preußen 
werde, den dynaſtiſchen Weberlieferungen folgend, fogar ein Bündniß mit 
Rußland fliegen. Wirklih war aud) am Hofe und unter dem Heere 
eine Partei, welche dahin fteuerte, aber der König Friedrich Wilhelm, 
welchem die Haltung feines Schwagers Nicolaus in der Unionsſache wehe 
gethan hatte, war nicht geneigt, ihn bei feinen Abfichten auf die Türkei 
zu unterftügen, umd gönnte ihm einige Berlegenheit und Bedrängniß. Aber 
diefe Verftimmung ging doch keineswegs fo weit, daß er ſich den Feinden 
Rußlands hätte anfchliegen wollen. Ueberdies erfannte er richtig, daß 
e3 jich bei diefem ganzen Streit in erjter Reihe um die Intereſſen Na- 
poleons handle, und diefem wollte er nicht dienen. Die öffentliche Mei— 
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nung in Deutjchland ftand vorwiegend auf Seiten der Weftmächte, und 
wollte diefe noch überboten wiſſen. Die Zeitungspreſſe und befondere 
Flugſchriften*) verlangten energifchen Widerftand gegen Rußlands Erobes 
rung3plane. Jetzt, hieß e8, fei der günftige Augenblid gekommen, in 
welchem Deutjchland durd) eine muthige jelbjtändige Politif die Sympathie 
und Achtung Europa’3 gewinnen fünne. Rußland müſſe al8 europätjche 
Großmacht vernichtet werden, es ſei Deutjchlands Beruf, dies zu voll 
bringen. Preußen jei durch fein eigenes wie Deutjchlands Intereſſe ver- 
pflichtet, fih von der ruſſiſchen Bevormundung loszureißen und zum 
Widerftand gegen die drohende Suprematie Rußlands eine europäiſche 
Coalition zu organifiren, um entweder den Krieg zu verhindern, oder 
mit vereinten Kräften in denjelben einzutreten. Ein Bündniß Preußens 
mit Rußland wiirde einen Selbftmord Preußens bedeuten, felbjt eine Neu— 
tralitätsallianz mit Defterreich wäre gefährlich, weil diefe bei der Unzu— 
verläffigfeit Oeſterreichs der Uebergang zur Parteinahme für Rußland 
werden könnte. Da e8 bald flar wurde, daß von einer Initiative Preußens 
gegen Rußland nicht die Rede fein könne, während Defterreich ernftliche 
Neigung zu einer den Weftmächten freundlichen Neutralität zeigte, ftiegen 
die Sympathieen für Defterreih, und manche meinten, da Preußen die 
Wünſche und Intereſſen Deutjchlands vernachläſſige, müffe man die Füh— 
rung Defterreich überlaſſen, das fich in der orientalischen Trage weit beſſer 
halte. Das öfterreichiiche Cabinet fuchte natürlich die günftige Stimmung 
für fih auszumügen und erklärte, daß durch Rußlands Bejekung der 
Donaufürftenthümer die Sicherheit Deutjchlands in hohem Grade bedroht 
ſei. Am 14. März 1854 brachte der öfterreichifche Gefandte die Sache 
im Bundestag zur Sprache. „Die Intereſſen,“ ſagte er, „um die es 
ſich Handelt, find auch die der deutfchen Staaten. Darum glaubt das 
faiferfiche Cabinet ji der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß in diefem 
Falle Preußen und die übrigen deutjchen Staaten ihre Kräfte mit denen 
Defterreich$ vereinigen werden. Es wird alsdann der deutfche Bund 
berufen fein zu beweijen, daß er über feine vorwiegend defenjive Stellung, 
im europäifchen Staatenſyſteme hinaus eine thätig eingreifende Rolle aus- 
zufüllen wiffen werde.” Oeſterreich hatte e8 nämlich darauf abgejehen, 
eine Aenderung der Bundesverfaflung zu feinen Gunften herauszujchlagen 
und eine freiere Verfügung über die Kriegsmittel des Bundes zu er: 


*) Deutſche Antwort auf die orientalifche Frage. Heidelberg, 1854. Preußen 
und Rußland. Leipzig, 1854. 
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langen. Darauf ging Preußen natürfich nicht ein, aber zeigte fich bereit, 
zum Shut der Donaufürftenthümer Defterreih die Hand zu bieten. Am 
20. April 1854 wurde zu Berlin ein Bündniß zwischen Defterreih und 
Preußen gefchlofien, Eraft deſſen jich beide den Beſitz ihrer deutjchen und 
außerdeutichen Yänder verbürgten, und ſich verpflichteten, die Rechte Deutſch— 
lands gegen alle und jede Beeinträchtigung und jeden Angriff gemeinfam 
zu wahren. Auch die übrigen deutichen Bundesſtaaten jollten eingeladen 
werden, dieſer Uebereinfunft beizutreten. Nun aber wollten die Mittel- 
taten, ingbefondere Bayern, eine jelbftändige Rolle fpielen. Neben der 
Idee, als dritter Staat Deutjchlands zur Vermittlung zwiſchen den beiden 
Großmächten berufen zu fein, war es auch noch die Nückficht auf den 
Schutz des Königreichs Griechenland, was Bayern bemog, jeine Stimme 
geltend machen zu. wollen. Auf Anregung Bayerns und Sachſens traten 
Hannover, beide Helfen und Naffau am 25. Mai mit jenen zu einer 
Gonferenz in Bamberg zufammen, um die Bedingungen des Beitritts 
zum Aprilbündniß feftzuftellen. Sie wollten, daß nicht Einzelne, ſondern 
der deutiche Bund beitrete. Mit der Aufforderung an Rußland, die 
Donaufürftenthümer zu räumen, follte auch an die Weftmächte das An- 
finnen geftelft werden, ihre Truppen zurüdzuziehen und die Feindſeligkeiten 
einzuftellen. Nicht Oeſterreich und Preußen, fondern der deutjche Bund 
jollte zu beftimmen haben, ob ein eingreifendes Verfahren ftattfinden folle 
oder nicht. Endlich wollten die Bamberger Verbündeten dem Bunde 
eine Stimme zur Wahrung der deutfchen Intereſſen beim fünftigen Frie— 
denscongreß vorbehalten wiſſen. Als ſolche wurden bezeichnet: freie Schiff- 
fahrt auf den Gemäffern, die zum jchwarzen Meere führen, Schuß der 
unter türkischer Herrichaft lebenden chriftlichen Bevölferungen, und endlich 
unverlegte yortdauer des Königreichs Griechenland, defien deutiche Dynaftie 
gerechten Anfpruch auf warme Theilnahme Deutjchlands habe. Im Ganzen 
machten diefe Bedingungen der Mittelftaaten den Eindrud einer rufjen- 
freundlihen Demonftration. Defterreih und Preußen antworteten in höf— 
licher Form, fie hätten eigentlich nicht mitzureden, doch werde man ihre 
Vünſche, jo weit es die Umftände erlaubten, berüdfichtigen und der 
Beitritt der Bundesſtaaten als Ganzes habe feinen Anftand. Hierauf 
beihlog der Bundestag am 24. Yuli den Beitritt zum Bündniß der 
beiden Großmächte, mit der Erflärung, dies gejchehe um jeden Zweifel 
zu befeitigen, daß alle Bundesgenofjen feſt entichloffen feien, Fräftig zu— 
lunmenzuftehen in den Prüfungen, welche die nächfte Zukunft dem Vater: 
lande bringen könne, 


| 
[3 
174 Widereinfegung des Bundestags. 


Aber die Eintracht zwifchen den beiden Grofftaaten war bereits 
wieder gelodert durch einen Vertrag, den Defterreicd) ohne Preußen Mit- 
theilung zu machen am 14. Juni mit der Pforte abgejchloffen Hatte, 
wonach es fich verpflichtete, die Donaufürftenthümer zu befegen und nö» 
thigenfall3 die Ruſſen daraus zu vertreiben. Die Nachricht hievon erzeugte 
in Berlin eine fehr gereizte Stimmung, die noch erhöht wurde durch eine 
öſterreichiſche Eirculardepejche vom 28. Juli, worin die Bundesregierungen 
aufgefordert wurden, ihre Vertreter am Bundestag anzumeifen, fie jollten 
einem von Oefterreich und Preußen zu ftelfenden Antrag beiftimmen, durch 
welchen die halben Contingente unter die Waffen gerufen werden würden. 
Die öſterreichiſche Regierung hatte der preußifchen von diejem Vorhaben 
auch wieder feine Mittheilung gemacht, und num erließ das Berliner Ca- 
binet am 3. Auguft ein Nundfchreiben, worin es erflärte, daß es feines: 
wegs gejonnen jei einen Antrag auf Mobilmachung bei dem Bund ein: 
zubringen, und daß dies Fraft der Allianz vom 20. April auch nicht 
nötbig jei. Diefen Zwieſpalt benütte Nufland, um Preußen in Betreff 
der Donanfürftenthümer zufrieden zu ftellen. Die dort ftehenden ruſſiſchen 
Truppen erhielten unter dem 13. Auguft Befehl, aus ftrategiihen Gründen 
das Yand zu räumen. Damit war der Zweck des Aprilbündniſſes erledigt 
und Preußen fonnte ſich von den meiteren Verhandlungen zurüdziehen. 
Defterreih aber ließ in der Preffe verfünden, es werde nicht ablaffen 
die deutjchen Synterefen gegen Rußland zu vertreten. Nun erklärte ſich 
auch Preußen bereit, in diejer Beziehung das Seinige zu tun, und richtete 
eine Empfehlung zur Annahme von vier, mit den Weftmächten früher 
vereinbarten, Punkten nach Petersburg. In diefen war die Abihaffung 
der von Rußland geübten Schirmherrſchaft über die Donaufürftenthümer 
und Befreiung der Donaufcifffahrt als eine Forderung bezeichnet, für 
welche der deutjche Bund einzutreten habe. Die Verhandlungen Oeſterreichs 
und Preußens miteinander und mit Rußland und den Weftmächten an— 
dererfeit3 dauerten fort, ohne für den einen oder anderen Theil ein er- 
hebliches Refultat zu haben. Die öfterreichifche Politik zielte auf möglichfte 
diplomatifche Unterftügung der Weftmächte, wobei immer die Möglichkeit 
drohte, jelbft mit in den Krieg verwicelt zu werden. Preußen dagegen 
mar beftändig bemüht, Dejterreich einen Hemmſchuh anzulegen und e8 zu 
feiner wirklichen Betheiligung am Kriege fommen zu laſſen. Als nad 
dem Fall von Sebaftopol die Friedensunterhandlungen begannen, ver: 
juchten beide deutſche Mächte fich als Vermittler geltend zu machen, und 
Oeſterreich entwidelte dabei große Gefchäftigfeit, um Preußen den Rang 
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abzulaufen. Es erreichte auch foviel, daß Preußen nicht zu dem im Fe— 
bruar 1856 in Paris znfammentretenden Friedenscongrek eingeladen und 
erft nachträglich zur Mitunterfchrift berufen wurde, nachdem die wid)- 
tigften ‘ragen bereit8 entjchieden waren. Bon einer Theilnahme des 
Bundes war ohnehin feine Rede. Palmerfton ſprach ſich im englifchen 
Unterhaufe über den Ausſchluß Preußens dahin aus: es habe eine Stel- 
fung eingenommen, durch die es nicht befähigt geweſen fei, an den 
Unterhandlungen theilzunehmen. Allerdings hatte Preußen die Rolle einer 
Macht zweiten Ranges gefpielt, fein Verhalten hatte den Eindrud der 
Schwähe und Unficherheit gemacht, aber es entiprach der wirklichen Yage 
der Dinge. Daß Preußen bei der Orientfrage nicht unmittelbar betheiligt 
war, ließ fich nicht läugnen, und um die von den ruffenfeindlichen Heip- 
Ipornen ihm zugedachte Aufgabe der Vernichtung der ruffishen Großmacht 
auszuführen, dazu beſaß Preußen weder die Berechtigung noch die Macht. 
Eine Unterftütung der Weftmächte aber, wie Defterreich fie wollte, würde 
diefen nicht genügt und fie nicht zu befonderem Dank verpflichtet haben, 
auch wäre dann Preußen doc) nur als Anhängjel von Defterreich erſchienen. 
Dagegen wäre dadurch das gute Vernehmen mit Rußland gänzlich geftört 
worden, während die Erhaltung dejfelben von den ſegensreichſten Folgen 
begleitet war. Denn Rußland erinnerte ſich 1866 dankbar der guten 
Dienfte, die ihm Preußen durch feine redliche Neutralität im Krimfriege 
geleiftet hatte. Auch mit Defterreich waren die Weftmächte nicht jonderlich 
zufrieden, denn es hatte zu ihrem Siege nicht entjchieden beigetragen. 
Dagegen hat Rußland die Undanfbarfeit Defterreichs tief empfunden und 
diefelbe biß auf den heutigen Tag nicht vergeſſen. So mar Oeſterreich 
nad) beiden Seiten hin ifolirt, und für Preußen war Spielraum gejchaffen, 
um fich in feinen Operationen freier bewegen zu fünnen. Diejenigen, 
welche gehofft hatten, der Zufammenftoß zwiichen Rußland und den Weit 
mächten werde auch die deutjche Frage vorwärts bringen, fanden ſich 
Ihmerzlich getäufcht. Weder Deutjchland noch deſſen Großmächte hatten 
an Macht und Anjehen gewonnen. Dagegen war die Uneinigfeit Preußens 
md Oeſterreichs und der Mittelftaaten mit ihnen nur noch greller zu 
Tage getreten. Man hatte aufs neue die Erfahrung gemacht, daß der 
Bundestag nicht? tauge. Einer ſaß darin, welcher fich das merkte und 
feine Plane darnach machte. Bismarck war am 27. Auguft 1851 als 
preußiicher Bevollmächtigter in die Bundesverfammlung eingetreten und 
hatte während des Krimkriegs Gelegenheit gehabt, Defterreih und feine 
Anhänger gründlich kennen zu lernen. 


Achtes Kapitel. 


Der Regierungswecjel in Preußen und der Krieg in Italien 
1858 und 1859. 


Nah dem Parifer Frieden trat wieder ein politiicher Stillftand ein 
und man glaubte, die Gelegenheit zu einem Yortfchritt der deutjchen Po— 
fitit fei auf lange Zeit verpaßt. Aber in Preußen hatte man die Ent: 
würfe zu einer Reform der deutichen Berfaffung nicht vergefien, es gab 
einen Kreis von patriotifchen Männern, welche im Stillen fortarbeiteten 
und mit Sehnfucht der neuen Wendung barrten, die über furz oder lang 
fommen mußte. Und fie fam. Friedrich Wilhelm IV., an defien legiti— 
miſtiſchen Bedenklichkeiten und Willensſchwäche die Ausführung des deut: 
ſchen Einigungswerfes gefcheitert war, wurde von einer Krankheit ergriffen, 
melche ſeiuen Geift umnachtete und ihn nöthigte, die Regierungsgejchäfte 
jeinem jüngeren Bruder, dem Prinzen Wilhelm von Preußen zu über: 
geben. Durd eine Cabinetsordre vom 23. Dftober 1857 wurde diefer 
zum Stellvertreter ernannt, und da die Widerherftellung des Königs 
immer ausfichtSlojer wurde, erfolgte, freilich nicht ohne Widerftand der 
feudalen Partei, am 7. Dftober 1858 die Uebertragung der fürmlichen 
Regentihaft an ven Prinzen. Schon längft mit der Art und Weiſe 
feines Bruders nicht einverftanden, hatte er ſich doch aller Einmiſchung 
in die Regierungsangelegenheiten enthalten, und auch als zeitweiliger 
Stellvertreter nicht3 geändert. Nun da er freiere Hand hatte, zögerte 
er nicht, gründliche Aenderungen vorzunehmen, er gab dem bisherigen 
Leiter der preußijchen Politik, dem Freiherrn v .‚Manteuffel und den meiften 
feiner Collegen am 6. November ihre Entlaffung, und bildete aus dem 
Kreije der Männer, welche den liberalen Bejtrebungen gehuldigt und 
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insbeſondere den nationalen Gedanken gepflegt hatten, ein neues Miniſte— 
rum. An die Spitze deijelben trat der Fürſt Anton von Hohenzollern: 
Sigmaringen, welcher vor neun Jahren jein feines Erbland in Schwaben 
an das ſtammverwandte Königshaus von Preußen abgetreten, feitdem als 
Milttärgouverneur in den Nheinlanden freijinnig gewaltet und jich bei 
feinen Untergebenen beliebt gemacht hatte. .ybım zur Seite ftand als 
Staatsminister ohne Portefenille ein alter Jugendfreund des Prinzen von 
Preußen, Rudolph von Auerswald. Minifter des Aeußeren wurde Frei: 
berr v. Schleinig, welcher in den Unionszeiten die deutfche Sache nad) 
Kräften vertreten hatte. Das Innere führte der altliberale Graf v. Schwerin, 
das Eultminifterium der gelehrte und fronme Bethmann- Hollweg, die 
Finauzen Freiherr v. Patow, das Kriegsminijterium General von Bonin. 
Mir großen Hoffnungen begrüßte man diejes Minifterium als den Beginn 
einer neuen Aera, und der neue Regent eröffnete am 8. November eine 
Sitzung des Minifterraths mit einer Anſprache, in welcher er die Grund: 
züge feiner Politif entwidelte. Mit zarter Schonung deutete er an, daß 
er mit der bisherigen Negierung nicht ganz einverjtanden jei. Er wolle 
zwar feinen Bruch mit der Vergangenheit, aber die Verfaſſung ausbauen, 
die Ehre und Machtitellung Preußens und Deutichlands nah Außen 
wahren. Bejonders bedeutungsvoll war es, was er über das Heer und 
die auswärtige Politik fagte: „Die Armee bat Preußens Größe ge: 
Ihaffen und deſſen Wahsthum erfämpft; ihre Bernachläßigung hat eine 
Kataftrophe über fie und dadurch über den Staat gebracht, die glorreich 
verwifcht worden iſt durch die zeitgemäße Neorganijation des Heeres, 
welche die Siege des Befreiungskrieges bezeichneten. Eine vierzigjährige 
Erfahrung und zwei kurze Striegsepifoden haben uns indeß auch) jegt auf: 
merfiam gemacht, daß manches, was fich nicht bewährt hat, VBeranlaffung 
zu Aenderungen geben wird. Dazu gehören ruhige politische Zuftände 
und Geld; und es wäre ein ſchwer fich bejtrafender Fehler, wollte man 
mit einer wohlfeilen Heeresverfajjung prangen, die deshalb im Momente 
der Enticheidung den Erwartungen nicht entjpräche. Preußens Heer muß 
mächtig und angejehen jein, um, wenn es gilt, ein jchwerwiegendes Ge— 
wicht in die Wagichale legen zu können. Preußen muß mit allen Groß— 
ftaaten in freundſchaftlichſtem Vernehmen ftehen, ohne ſich fremden Ein: 
flüſſen hinzugeben und ohne ſich die Hände frühzeitig durch Verträge zu 
binden. Mit allen übrigen Mächten ift das freundliche Verhältniß gleich: 
falls geboten. In Deutichland muß Preußen moralifche Eroberungen 
machen, durch eine weile Geſetzgebung bei fich, durch Hebung aller jitt: 
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lichen Elemente und durch Ergreifung von Einignngselementen, wie der 
Bollverein es ift, der indejfen einer Neform wird unterworfen werden 
müffen. Die Welt muß willen, daß Preußen überall das Necht zu 
hüten bereit ift. Ein feftes, conjequentes und wenn es fein muß, ener: 
giſches Verhalten in der Politik, gepaart mit Klugheit und Bejonnenheit, 
muß Preußen das politische Anſehen und die Machtſtellung verjchaffen, 
die e8 durch jeine materiellen Mittel allein nicht zu erreichen im Stande 
ift. Auf diefer Bahn mir zu folgen, um fie mit Ehren geben zu können, 
dazu bedarf ich Ihres Beiftandes, Ihres Nathes, den Sie mir nicht 
verfagen werden. Mögen wir ung immer verftehen zum Wohle des 
Baterlandes und des Königthums von Gottes Gnaden."*) Man 
beachtete dieſe inhaltsreichen Worte damals nicht jo recht, erſt in der 
Folge entdeckte man, daß der Prinz bier dem jo viel angefochtenen Plan 
der Militärorganifation, die Preußen in den Stand jeten jollte, das 
Werk der deutichen Einigung mit Energie durchzuführen, bereits ange: 
fündigt hatte. 

Ein erfreuliche Ereigniß im der königlichen Familie trug in jener 
Zeit auch noch dazu bei, die Hoffnung auf eine günftige politiiche Gone 
itelfation zu beleben. Der Sohn des Prinzen von Preußen Friedrich) 
Wilhelm, der fünftige Thronfolger, vermählte fic) am 25. Januar 1858 
mit der älteſten Tochter der Königin von England, der Prinzeffin Victoria, 
und dieſe Verbindung der Negentenhäujer gab Ausſicht auf politische 
Allianzen in zeitgemäßer Richtung. 

Zeichen einer fräftigeren Yeitung der preußifchen Politif waren jchon 
vor Einfegung der Negentjchaft hin und wieder zu bemerken. So zum 
Beijpiel bei der im Februar 1855 neu angeregten Frage über die Be— 
jegung der Bundesfeftung Raſtatt. Diefe war jeit 1850 ganz von 
Dejterreich bejorgt worden und Preußen hatte, obgleih von Zeiten der 
badiichen Regierung öfters zur Mitbetheiligung aufgefordert, nichts dazu 
gethan. Als nun von Seiten der Bundesmilitärcommiſſion auf Ergän— 
jung der Befeftigungsbanten und Verſtärkung der Belakung gedrungen 
wurde, ſchloß Baden einen Vertrag mit Oeſterreich, wonach Ddiejes 
5000 Mann Friedensbejagung und auch im Krieg die erforderliche Mann: 
ſchaft jtellen jollte. Es war nahe daran, daß dieſe Uebereinkunft von 
dem Bundestag anerfannt und die Bundesfeftung Naftatt ganz in die 


* ©. Anfprache des Prinzregenten an das Staatsminifterium am 8. Nov. 1858 
Augob. Allg. Ztg. M. 332 v. 28. Nov. 1858. 
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Gewalt Defterreich8 gefommen wäre. Nun aber trat Preußen ernitlich 
. für Geltendmachung feines Mitbefagungsrehts auf. Oeſterreich, jich anf 
jeinen Vertrag berufend, wollte nicht darauf eingehen, es wurde viel für 
und wider im Bundestag und zwifchen den betheiligten Mächten darüber 
verhandelt, aber Preußen gab nicht nach, bis die Cache zu feinen Gunften 
entichteden war. Freilich 309 fich die definitive Erledigung des Ztreites 
bis in das Jahr 1859 hin. Auch in Dänemarf merkte man, daß ein 
fräftigerer Geiſt in der preußiichen Politik eingefehrt jei. Nachdem man 
jeit Jahren alle Einiprachen des Bundestags gegen die Giltigfeit der 
dänischen Geſammtſtaatsverfaſſung unbeachtet gelajfen oder mit aus: 
weichenden Antworten erwidert und die Competenz des Bundes beftritten 
hatte, erließ die dänische Negierung am 6. Nov. 1858 ein jogenanntes 
Patent, in welchem fie die Siftirung der Geſammtverfaſſung für Holftein 
ohne Bedingung ausſprach und die volle Commpetenz des Bundes aner: 
fannte, worauf der letztere beſchloß, die angedrohte Execution vor der 
Hand ruhen zu laffen. 

Während man nun in Preußen damit bei ſchäftigt war, die Con— 
ſequenzen der neuen Aera für die innere Politik zu ziehen, entſtand ein 
europäiſcher Zuſammenſtoß von größter Tragweite, der Krieg Piemonts 
und Frankreichs gegen Oeſterreich. Hierbei kamen die deutſchen Intereſſen 
in ganz anderer Weiſe ins Spiel, als bei der Bedrohung des morſchen 
türkiſchen Reiches durch Rußland. Einerſeits war dadurch Oeſterreichs 
Beſitz und Stellung in Italien in Frage geſtellt, andererſeits entpuppte 
ſich der Beſieger der Revolution, der durch die Erfolge des Krimkriegs 
ſeine Macht ſo bedeutend geſteigert hatte, als Beſchützer eines revolu— 
tionären Elements, des Nationalitätsprincips, das für Oeſterreich beſon— 
ders gefährlich war. Und zugleich erhob ſich ein Volk, das durch den 

Egoismus feiner Fürſten zerriſſen und geknechtet war, zum Kampf für 
nationale und ſtaatliche Einheit, zur Abwerfung der Fremdherrſchaft gegen 
dieſelbe Macht, welche auch der Feind der deutſchen Einheit und Freiheit war. 

Napoleon gab das erſte Signal zum Ausbruch der Kriſis durch 
jeinen befannten Neujahrsgruß am 1. Januar 1859 an den öſterreichiſchen 
Gefandten Baron v. Hübner: „Ich bedaure, daß unfere Beziehungen 
mt jo gut find, als ich fie zu ſehen wünſche.“ Noch deutlicher verrieth 
ein Wort des Königs Victor Emanuel von Sardinien, um was es ſich 
bandelte. Als er am 10. Januar die Kammern eröffnete, fagte er: „Der 
Horizont, an dem das neue Jahr heraufjteigt, ift nicht vollkommen Kar. 
Wir find entjchloffen, den Eventualitäten entgegenzugehen. Die Zukunft 
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wird eine glückliche fein, da unfere Politif auf der Gerechtigkeit und Piebe 
zur Freiheit und zum Baterlande beruht. Unjer kleines Yand iſt ge: 
wachen an Anjehen in den Näthen Europa’3, weil es groß iſt durch 
die Prinzipien, die es vertritt, und durch die Sympathieen, die e3 ein: 
flößt. Eine folche Yage ift nicht ohne Gefahr, denn wenn wir die Ver: 
träge achten, jo find wir doch auf der anderen Seite nicht unempfindlich 
für den Schmerzensschrei, der ſich von jo vielen Seiten Italiens zu ung 
erhebt.” Der Schinerzensjchrei bedeutete die allgemeine Ueberzeugung, 
Italien müſſe frei werden von dev Herrihaft und Bevormundung Oeſter— 
reichs, und fich zum Kampf gegen Ddafjelbe unter den Fahnen des Königs 
von Sardinien Sammeln. Die Andeutung Napoleons aber verhieh den 
Beiltand Franfreihs und Krieg gegen Dejterreid. So murden die 
Morte des Kaiſers und des Königs in Wien und QTurin, ja an den 
meijten Höfen Europa’s verjtanden, und man machte fich allgemein auf 
einen europäljchen Krieg gefaßt. Aber doch wußte man nicht, wie ſorg— 
fältig der Plan zur Befreiung Italiens und zur Wiederaufnahme des 
1849 mihlungenen Kampfes gegen Dejterreih von den Staatsmännern 
berathen war. Die nationale Partei Italiens hatte die Einficht gewonnen, 
daß vereinzelte Erhebungen gegen die öfterreichiiche Herrichaft in Mai- 
fand und Venedig nicht zum Ziele führen Fönnten, und daß die Nepubli- 
faner nicht mächtig genug feien, um gegen Oeſterreich etwas auszurichten, 
daß man vielmehr an einen bejtehenden Staat fi anjchliefen müſſe, um 
mit geordneten militärischen Kräften den Kampf aufzunehmen. Unter allen 
Staaten Italiens aber war das Königreid) Sardinien der am beiten ge- 
ordnete; e3 hatte eine freifinnige und gewiſſenhaft gehandhabte Verfaſſung, 
eine wohleingerichtete vedliche Verwaltung, ein gut organifirtes tapferes 
Heer, forgfältige Pflege aller geiftigen Intereſſen, kurz, e8 war ein Muſter— 
ftaat, der, wenn auch minder mächtig als Preußen, doch unter den 
italienischen Staaten im ähnlicher Weiſe ſich auszeichnete, wie Preußen 
unter den deutjchen. Dazu fam, daß das Haus Savoyen unter den 
mächtigeren Herricherhäufern Italiens das einzige einheimische war. Und 
jeit 1852 vegierte in Turin ein genialer Minifter, der Graf Cavour, 
der die Befreiung Italiens von der Fremdherrichaft als fein Ziel feft 
ins Auge gefaßt batte, und bei allen feinen Neformen den Zweck ver: 
folgte, Piemont fühig zu machen, das Haupt Italiens zu werden. Mit 
Sorgfalt pflegte er die Beziehungen zu den auswärtigen Mächten, be- 
jonders zu Frankreich und England. Im Krimfrieg hatte er ihnen ein 
wohlgerüftetes Heer von 15,000 Manı zur Verfügung geftellt und jich 
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damit Sig und Stimme bei dem Friedenscongreß in Paris erfauft. 
Dort hatte er den nationalen Wünfchen Italiens Gehör verichafft und 
war ald Ankläger Oeſterreichs aufgetreten, deſſen Politif er als Haupt: 
urſache aller Uebelftände auf der Halbinjel darzuftellen wußte. Wenn er 
auch für den Augenblid nichts erreichte, jo wirkten doch feine Worte 
nah, und die Staatsmänner Frankreichs, Englands und Rußlands 
nahmen vom Congreß zı Paris die Weberzeugung mit fort, daß bier 
etwas zur Abhilfe gefchehen mühe. Mit Rußland wußte Cavour durd) 
Einräumung einer Flottenftation im Hafen von Billafranca, einer vor: 
trefflihen Rhede in der Nähe von Nizza, bejondere Freundſchaft anzu— 
fnüpfen. 

Bald nach der Rückkehr von dem parifer Congreß trat Cavour mit 
den Führern der nationalen Partei in nähere Beziehungen. Unter dieſen 
batte jich die Meberzeugung immer mehr ausgebildet, daß die Abwerfung 
der öfterreichiichen Herrſchaft für die Rettung Italiens micht genüge, daß 
fh das ganze Volf einigen müſſe, daß aber die Nepublif cbenfo unmög- 
{ih fei, wie ein Bund der italienifchen Fürften, und dak nur der Einheits- 
ftaat die richtige yorm für die Wiedergeburt Italiens ſei. Dieſe An- 
fihten wurden zuerft von dem Benctianer David Manin, dem Abkömm— 
(ing eines alten Dogengeſchlechts, welcher den hartnädigen Widerftand 
Venedigs während der Belagerung von 1349 mit großer Energie geleitet 
hatte, ausgeiprochen. As im Jahre 1854 Yord Ruſſel die Staliener 
zur Mäfigung umd Geduld ermahnte, erwiderte er: „Wir fordern von 
Tefterreich nicht, da; es mild vegiere, ſondern daß es gehe. Der Zwed, 
den wir alle ohne Unterjchied ung vorgejegt haben, ift der: volljtändige 
Unabhängigkeit des italienischen Gebiets, Union aller Theile Italiens zu 
einem politiichen Körper." Die Nepublif findet er unmöglich, weil das 
Haus Savoyen von feiner Krone nicht laffen will; ein monarchiicher 
Staatenbund wäre, meint er, ein Bund der Fürften wider die Völfer, 
darum bleibe nur Eines, die Einheit. „Schaffet ein einiges Italien, 
Ihr Fürften des Haufes Savoyen, und ich bin mit Euch; wo nicht, 
nicht. Unabhängigkeit und Einheit fer unfer Wahlſpruch.“ In diefem 
Sinne Sprach er ſich in Briefen und Flugjchriften von meifterhafter Be— 
redtiamfeit aus. An ihn ſchloß fich der lombardifhe Marchefe Georg 
Pallapicino an. Al junger Mann hatte er 1821 an dem piemontejiichen 
Aufftand Theil genommen, wurde danı von den Oefterreichern verhaftet, 
zu lebenslänglichem Gefängniß verurtheilt und 15 Jahre lang in ftrenger 
Haft auf dem Spielberg in Mähren gehalten. Nachdem er 1848 feine 
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Freiheit erlangt hatte, wirkte er unermüdet für die Befreiung und Eini— 
gung Italiens. ALS dritter Apoſtel der italieniſchen Einheit trat 1857 
der Sicilianer Ya Farina Hinzu. Er organijirte den Verkehr der Ge: 
jinnungsgenoffen zu einem über ganz Italien verbreiteten Verein, dem 
italienischen Nationalverein, der bald eine gewaltige Macht wurde und 
ſich um die Verwirklichung der italienischen Einheitsidee die größten Ver— 
dienfte erworben hat. Mit Befeitigung aller anderen trennenden Streit- 
fragen verfocht er nur die eine entjchiedene Young: „Krieg gegen Dejter- 
veih. Victor Emanuel König des einigen Italiens.“ Im Auguft 1857 
wurde der Verein geftiftet, fein eigentlicher Gründer, Manin, jtarb bald 
nachher (den 22. September). Pallavicino übernahm den Vorſitz, Ya 
Farina war der Sefretär und bejorgte fait allein mit ungeheurer Arbeit$- 
fraft die große Correſppondenz. Er war es auch, der den Verkehr mit 
Cavour vermittelte. Morgens um 5 oder 6 Uhr begab er ſich in größtem 
Geheimniß in den Miinifterpallaft, berichtete von dem Erfolg der Agita- 
tion, und empfing dagegen Natbichläge und Weifungen.*) So wirkte 
in Italien ein nationalgefinnter Minifter mit den Führern der Einheits- 
partei zufammen, während in Deutſchland zwifchen den Miniftern und 
der nationalen Partei die jchroffiten Gegenſätze bejtanden. 

Kaifer Napoleon hatte jeit feinen Jugendjahren, in welchen er ſich 
bei dem Aufitand im Kirchenftaat 1831 betheiligte, immer eine warnte 
Theilnahme für die Geſchicke Jtaliens bewahrt und die Verpflichtung ge- 
fühlt, etwas für deſſen Befreiung zu thun. Dieſes Gefühl wurde aufs 
Neue belebt durch eine erjchütternde Mahnung. Als er am 14. Januar 
1858 mit feiner Gemahlin in die große Oper fuhr, wurde eine explo- 
dirende Bombe gegen den Faijerlichen Wagen geworfen, und der Kaiſer 
wurde leicht im Geficht verwundet, auch von der Umgebang wurden 
Viele getroffen, doch Niemand getödtet, und der Kaifer konnte der Oper 
ammohnen. Die vorgenommenen Berhaftungen und Unterfuchungen er: 
gaben, daß der Thäter ein Italiener, Felix Orfini, war. Diejer war 
der That geftändig, er behauptete, daß er fie verübt habe, um in Frank— 
reich eine Nevolution zu veranlaſſen, damit es Italien die Hand biete, 
jich zu erheben und feine Unabhängigkeit zu erfämpfen. Aus dem Ge: 
füngniß jchrieb er einen Brief an den Kaifer, worin er ihn bejchwor, 


*) &. Geſchichte des italienifhen Nationalvereind in den Preuß. Jahrbüchern 
Bd. VI. ©. 336 u. fi. Ya Farina umd der ital, Nationalverein von W. Yang. 
Preuß. Jahrb Bd. XXIU. ©. 56 u. ff. und 597 u. fi. 
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Italien die Freiheit zu geben. „Zur Aufrechthaltung des europätichen 
Gleichgewichts", jagt er darin, „it die Herftellung der Unabhängigkeit 
Italiens oder die Brechung der Ketten nöthig, wodurd es von Defter- 
rich in der Sflaverei erhalten wird. Fordere ich, daß für die Be 
freiung der taliener das Blut der Franzojen vergofien werde? Nein, 
jo weit gehe ich micht! Italien verlangt nur, daß Frankreich nicht gegen 
Italien intervenire, daR Frankreich Dentjchland nicht erlaube, Defterreic) 
in den Kämpfen zu unterjtüten, weiche bald ausbredhen fünnen. Dieß 
it es, was Ihre Majejtät thun fann, wenn Sie nur will. Bon dieſem 
Wollen aber hängt das Glück oder das Unglück meines Baterlandes ab, 
das Yeben und der Tod einer Nation, welcher Europa einen großen 
Theil feiner Civilization verdanft. Dieſe Bitte wage ich von meinem 
Gefängniß aus an Ihre Majeftät zu richten umd ich verzweifle nicht an 
der Erbörung meiner jchwachen Stimme. Ich beichwöre Ihre Majeftät, 
alien die Freiheit wieder zu geben, welche jeine Söhne im ‚Jahre 1849 
durch die Schuld der Franzoſen verloren haben. Möge doch Ihre 
Majeftät fich erinnern, daß die Italiener, mein Vater in ihren Neihen, 
mit Freuden ihr Blut für Napoleon den Großen vergoſſen, überall, wo— 
bin er fie fiihren mochte; erinnern Sie fih, daß fie ihm bis zum Fall 
getreu waren. Vergeſſen Sie mit, dar die Ruhe Europa’s und die 
Ihrige jo lange nur eine Chimäre fein wird, fo lange Italien nicht uns 
abhängig iſt. Möge Ihre Maieſtät den legten Wunſch eines auf den 
Stufen des Schaffots jtehenden Patrioten nicht zurückweiſen, fondern 
mein Vaterland befreien, und die Segnungen von 25 Millionen Bürgern 
werden Ahnen in die Nachwelt folgen." Dieſer Brief, worin dem Kaifer 
gedroht war, er werde feine Ruhe finden bis Italien befreit ſei, machte 
tiefen Eindrud auf ihn; er überlegte ernftlih, was er thun könne, um 
Jialien zu verföhnen. Im Juli deijelben Jahres ließ er an den Grafen 
Cavour eine Einladung ergeben, nady dem Bad Plombieres zu fommen, 
um bier in tiefſtem Geheimniß die italienische Frage zu beiprechen. 
Cavour folgte der Aufforderung umd begab ſich nad) Plombieres, wo er 
mit dem Kaifer in intimem Gedanfenaustaufsch verkehrte, und wo am 
21. Juli eine achtitündige enticheidende Unterredung ftattfand. Italien 
jollte frei bis zur Adria fein, Piemont durch die öfterreichiichen Provinzen 
Oberitaliens und die firchenftaatliche Provinz Emilia zu einem Königreic) 
Oberitalien vergrößert, dagegen Tranfreich mit Nizza und Savoyen be: 
lohnt werden, jo lautete die Abrede. Daß Piemont von Oeſterreich an: 
gegriffen, von Frankreich unterftütt werden follte, war die Borausjegung 
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diefes Pland. Es mar blos mündlich verhandelt, die franzöfifchen 
Minijterialbeamten erfuhren nichts davon, nur der König Victor Emanuel 
und der piemontejijche Gejandte in Paris, der Marchefe Billamarina 
wurden in das Geheimmiß eingeweiht. 

Es versteht ſich, daß beide Staatsmänner bei diefer Uebereinkunft 
einander als Werkzeuge benützten. Napoleon wollte jene Schuld an 
Italien abtragen und ji) vor den Drohungen Orſini's fichern. Zugleich 
reizte ihn der Gedanke, durch Protection nationaler Betrebungen jeinem 
Namen idealen Glanz zu fichern, und am dem durch jeine Hilfe ver- 
größerten Sardinien einen Bundesgenoffen zu gewinnen, dev ihm durch 
Dankbarkeit verpflichtet bei allen Berwidlungen ficher wäre  Gavour 
ging auf die bedenkliche Bundesgenojienichaft ein, weil er aus den bis— 
berigen Berfuchen Staliens, ſich von Oeſterreich frei zu machen, Die 
Ueberzeugung geichöpft hatte, daß die Yombardei und Benetien weder 
allein noch im Bunde mit Piemont ftarf genug wären, mit Dejterreich 
fertig zu werden, und daß andererjeitS ohne die Bejeitigung Oeſterreichs 
die Wiedergeburt taliens unmöglich je. Die Gefahr, daß Italien die 
Abhängigkeit von Defterreih mit der von Frankreich vertaufche, ſchien 
durch die Ausſicht gemildert, daß ein langer jchwerer Krieg auch die 
übrigen Theile Italiens zur Betheiligung mit fortreigen und die Fran— 
zojen verhindern würde, jich als Befreier Italiens zu viel herauszunchmen. 
Cavour bedachte auch, daß die Franzoſen jchon oft Herren in Italien 
gewejen feien, aber nie jich haben halten können, während die Herrichaft 
der Dejterreicher ji) al$ dauerhaft erwiejen hatte. Nach diejen Erwä— 
gungen glaubte er die dargebotene, Freundſchaft Napoleons nicht ver- 
ſchmähen zu dürfen. Er tröjtete jich dabei mit der Hoffnung, das einig 
und ſtark gewordene Italien werde ſich der franzöfiichen Vaſallenſchaft 
Schon zu entziehen wijjen. Eine Sorge, die er von Plombieres mit fortnahm, 
war, die deutjchen Dynaftien könnten aus Anbänglichkeit an Oeſterreich 
diejem Hilfe leiften wollen; die Intereſſen der Yegitimität, die Einflüſſe 
des Ultramontanismus und die Befürchtungen für die Integrität Deutjch: 
lands fünnten dazu treiben. Deshalb reiste Cavour auf dem Rückweg 
über Baden-Baden, um dort bei dem Prinzen von Preußen zu jondiren. 
Das Nefultat diefer Erfundigung muß über Erwarten befriedigend ge: 
weſen fein. Er jchrieb an Billamarina: „Die ſympathiſchen Mittheilungen 
von Seiten der Preußen haben mich aufs angenehmfte überrafcht. Gott 
jet Danf, daß Defterreih durch feine Treuloſigkeit es dahin gebracht 
hat, den ganzen Gontinent gegen ſich aufzubringen.” Nach Cavourg 
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Nüdkehr aus Plombisres wurde zu Turin in allen Mlinifterien mit 
Tampfestraft gearbeitet, beionders in denen des Krieges und des Aus: 
wärtigen. Yafarina theilte feinen VBertrauten mit, daß mächites Frühjahr 
der Knoten zerhauen werden wirde, und andererjeits konnte er dem 
Grafen Cavour den Plan einer allgemeinen Erhebung Italiens anfün- 
digen. Es galt nun, Dejterreich zum Kriege zu nöthigen. Alle Künfte 
der Diplomatie wurden in Bewegung geiegt, um das öfterreichiiche 
Miniſterium zu Maßregeln zu reizen, die den Krieg unvermeidlich machten 
und zugleich alle Schuld des Angriffs anf Deiterreich wälzten und dieſes 
iſolirten. Es kann nicht unſere Anfgabe fein, bier die Gefchichte des 
Krieges der mit Frankreich verbündeten taliener gegeu Oeſterreich zu 
erzäblen, wir wollen nur an die wichtigiten Thatſachen erinnern und dann 
die Stellung Deutichlands zu den Ereigniſſen betrachten. 

Das Bündniß zwiſchen Frankreich und Piemont wurde noch fejter 
gefnüpft durch die am 31. Januar 1859 erfolgte Heirath der Tochter 
Victor Emannels, Clotilde, mit dem Prinzen Jerome Napoleon, dem 
Sohne des alten Jérome und Better des Kaijers Napoleon. Am 
7. Februar wurde bei Eröffnung der franzöfiichen Kammern der Krieg 
mit Dejterreich zu Gunſten Piemonts ziemlich deutlich angekündigt. Der 
Kalfer jagte zwar: er hoffe noch immer auf Erhaltung des Friedens, 
aber da die Gleichheit der Intereſſen Piemont mit Frankreich durch eine 
Heirath verbunden habe und Frankreich durch feine Allianz mit England 
und feine freundſchaftlichen Berbindungen mit Nufland und Preußen 
ſtark genug fei, werde er die mit Oeſterreich entjtandenen Differenzen da- 
durch jchlichten, daß er, wie es im Intereſſe Frankreichs liege, der Eivili- 
jation Geltung verjchaffen, d. h. Defterreich zwingen werde, den natio- 
nalen Forderungen Italiens nachzugeben. Cavour formulirte nun in 
einer dem engliſchen Cabinet übergebenen Denkichrift vom 1. März diefe 
Forderungen aufs neue, und legte befonderes Gewicht auf die von Oeſter— 
teih mit den mittelitalienishen Staaten abgefchlofienen Berträge, die er 
als völferrehtswidrig und für Italien verderblich erflärte. Dieje Staaten 
waren nämlich nach jeuen Berträgen verpflichtet, Feine Berfaflungen zu 
geben und die freiheitliche Entwidlung nach dem Mlufter der öfterreichifchen 
Kegierung in Oberitalien niederzuhalten. Er verlangte die Aufhebung 
diefer Verträge und Freilaſſung der politiichen Entwicklung Italiens. 
Ter öſterreichiſche Minifter Graf Buol juchte in feiner Antwort zu bes 
weten, dag das Glück Italiens von der Zügelung Piemonts abhänge, 
daß die geforderten Verfaſſungen für die taliener nicht paßten, und 
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daß der bevormmmdende Einfluß Defterreichs legitim und heilſam ſei. 
Er läugnete die reactionären Beftrebungen, welche die öfterreichische Politik 
jeit 40 Fahren gegenüber von Italien verfolgt hatte, geradezu ab, und 
ſchilderte das von Piemont befolgte freifinnige Regierungsſyſtem als ein 
verderbliches, vor dem wenigjtens die übrigen Staaten der Halbinjel be: 
wahrt werden müßten. Unter Englands Bermittlung wurde hin und 
ber verhandelt. Rußland trat mit dem Vorjchlag eines Congreſſes hervor, 
auf dem die italienische Frage entſchieden werden ſollte. Bildung einer 
italienischen Eonföderation und dDurchgzeifende Reformen wurden als Grund- 
bedingungen der Verhandlung bezeichnet. Wenn Oeſterreich nicht darauf 
eingehen wolle, werde man ohne deſſen Theilnahme enticheiven. Dejterreich 
dagegen wollte ji einem Congreß nur dann unterwerfen, went bderjelbe 
die Verträge von 1815 zur Grumdlage nehme, d. h. wenn er jich ver- 
bindlich mache, die Sachen beim Alten zu laffen. Auch forderte es all- 
gemeine Entwafinung. Darüber wurden Borjchläge und Bedingungen 
ausgetauſcht, aber der Congreß Fam nicht zu Stande, bejonders deshalb 
nicht, weil Defterreih dem Königreih Sardinien feine Theilnahme an 
der Berathung der italienischen Verhältniſſe gejtatten wollte. Noch in der 
legten Stunde machte England den Borichlag, man müſſe Dejterreich 
eben die Zulaflung Piemonts als Bedingung auferlegen. Napoleon 
jtimmte bei und erließ an Cavour am 20. April die telegrapbiiche Wei— 
fung, die von England vorgefchlagene Vorbedingung des Congreſſes, Die 
Entwaffnung, anzunehmen. Darüber erjchraf Cavour jehr und glaubte 
ſchon, feine ganze Arbeit, die auf der Vorausſetzung berubte, dar Dejter- 
reich den Krieg erklären werde, vergeblich. Aber die Uebereilung Oeſter— 
veichs half ihm ſchnell aus der Verlegenheit; am 19. hatte Graf Buol 
bereits das Ultimatum unterzeichnet, welches Piemont aufforderte, zuerjt 
zu entwaffnen und ohne Berzug fein Heer auf den Friedensfuß zu jegen; 
nur eine Friſt von 3 Tagen wurde ihm für die Antwort eingeräumt. 
Diejes Ultimatum fam in der Naht vom 22.—23. April in die Hände 
Cavours. Der engliihe Vorſchlag und feine Annahme von Seiten 
Frankreichs war damit von Defterreich ignorirt, Piemont, der angegriffene 
Theil, konnte nun am 26, April an Dejterreih eine ablehnende Antwort 
ertheilen. Damit war der Krieg entſchieden. Die formelle Kriegs— 
erklärung Dejterreih8 erfolgte am 28. April, und am 29. überjchritt 
die öjterreichiiche Armee die piemontefiiche Grenze. Am Tage der An: 
funft des öfterreichifchen Ultimatums in Turin festen ſich auch die franz: 
zöfishen Truppen, 50,000 Dann ftarf, in Bewegung, und Napoleon 
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erließ am 3. Mai eine Proclamation, in welcher er die Motive und das 
Ziel des Krieges verkündete: „Frankreich zieht das Schwert nicht um zu 
erobern und zu herrichen, jondern um zu befreien, um Italien ſich jelbft 
zu geben. Es iſt durch Defterreihs Schuld dahin gefommen, daß 
Defterreich entweder bis zu den Alpen herrſchen oder Italien frei werden 
muß bis zur Adria. Der Zweck des Krieges für Frankreich iſt, daß 
wir an unferen Grenzen ein Volk haben, welches uns jeine Unabhängig: 
feit verdankt.” Oeſterreich zog indejfen von dem Vorſprung, den es durch 
jeine plögliche Kriegserflärung und fein ſchnelles Einrüden in Piemont 
gewonnen hatte, feinen Bortheil. Statt der Vereinigung der Franzoſen 
mit den Piemontejen durch einen jchnellen Schlag zuvorzufonmen, blieb 
der Feldmarſchall Giulay zwiichen dem Po und Tiein in den jumpfigen 
Keisfeldern der Provinz Yomellina unthätig ftehen, um abzuwarten, was 
die Gegner thun würden. Der erfte Zufammenftoß erfolgte am 20. Mai 
bet Montebello, brachte aber feinem Theil entichiedene Vortheile. Eine 
große Schlacht, die weder der Kaiſer noch der öjterreichiiche Feldherr 
eigentlich beabfichtigt hatte, wurde am 4. Juni bei Magenta gefchlagen. 
Die Franzofen, von Napoleon jelbjt geführt, fanden ſich unvermuthet 
einem an Zahl überlegenen öjterreichiichen Heer gegenüber und famen 
jehr ins Gedränge. Da erichien unerwartet, mehr durch Inſtinct ge 
führt, als in Folge eines ftrategifchen Plans, der General Mac Mahon 
mit einem neuen Armeecorps, und entichied die Schlacht zu Gunſten der 
Franzoſen. Eine Folge diejes Sieges war, daß am 8. Juni Napoleon 
und Victor Emanuel an der Spige ihrer Heere in Mailand einziehen 
fonntert, wo fie mit großer Begeijterung empfangen wurden, 

Gleichzeitig mit den militäriichen Operationen in Norditalien wirfte 
die nationale Bewegung in Meittelitalien. Der Großherzog von Toscana, 
Veopold IT., einer der beiten damaligen Negenten Italiens, hatte noch im 
Beginn des Krieges das Anerbieten eines Bündniffes mit Piemont 
jurüdgewiefen, weil es ihm tief eingeprägt war, daß er nur bei Dejter- 
reich den Schuß feines Thrones finden könne; nun aber nöthigte ihn 
Ihen am 27. April eine Militärverſchwörung, Florenz zu verlaffen, 
worauf eine proviforische Regierung eingejegt wurde, welche die Diktatur 
dem König Victor Emanuel antrug. Auch die Herzogin von Parma 
und der Herzog von Modena mußten ihr Yand verlafien. In der Ro— 
magna jagte fich die Bevöllerung von der päbſtlichen Hrrrichaft los. Bologna 
tief die Diktatur Victor Emanuels an, in anderen Theilen des Kirchenſtaats 
wie Ancona, Ferrara, Perugia wurde mm mit Mühe die Herrichaft des 


188 Der Krieg in Italien. 


Pabftes aufrecht erhalten. Die Dejterreicher rafften alle ihre Kräfte 
zujammen, um durch eine entfcheidende Häuptjchlacht das Verlorene wieder 
zu gewinnen. Diefe wurde am 24. Juni unter perjönlicher Führung 
des Kaiſers Franz Joſeph und Napoleons bei Solferino gejchlagen, aber 
endete mit dvollftändiger Niederlage der Defterreicher. Nun ſchickte ſich 
das franzöſiſch-piemonteſiſche Heer zur Belagerung des oberitalienischen 
Feſtungsvierecks an, das nicht fir umiberwindlich gehalten wurde; die 
franzöfifche Flotte in der Adria follte den Kampf zur See unterjtüten, 
und man hoffte im nicht allzu langer Zeit ebenjo wie in Mailand, auch 
in Venedig einziehen zu können, und fo das Werf der Befreiung Italiens 
bis zur Adria vollendet zur jehen. Da kam Allen höchſt unerwartet die 
Kunde von dem am 8. Juli abgejchlofjenen Waffenftillitand und dem am 
11. Juli angenommenen Frieden von Billafranca, einem Kleinen Städtchen 
bei Verona, durch welchen die Yombardei an Frankreich abgetreten wurde. 
Das Räthſel diejes fchnellen Friedens löst fich nur in der Betrachtung 
der deutſchen Angelegenheiten. 

Die Macht, welche den italienischen Freiheit: und Einigungsbeftres 
bungen feindlich entgegentrat, war diejelbe, die auch in Deutjchland die 
Freiheit unterdrüdte. Sollte man nicht glauben, die Erhebung Italiens 
und fein Kampf gegen Oeſterreich hätten in Deutjchland die lebhafteften 
Sympathieen finden müfjen? Das war nicht der Fall. Die öffentliche 
Meinung in Deutfchland war von ganz anderen Gefichtspunften beherricht. 
Man fahte die italienische Frage höchft einfeitig als eine Intrigue Napo- 
leons auf, der unter dem Vorwand, die Nechte Italiens beſchützen zu 
wollen, nur eine Gelegenheit juche, mit der Vormacht Deutjchlands Händel 
anzufangen, und nach deren Niederwerfung das linfe Rheinufer zu nehmen. 
Die nationale Bewegung in Italien unterjchägte man aus Unkenntniß, 
da deutjche Zeitungen und Zeitſchriften felten genauere Mittheilungen 
über italienische Zuftände brachten, und die Erzeugniffe der nationalen 
Preſſe Italiens in Deutjchland feine Verbreitung fanden. Man wußte 
in Deutjchland wirklich nichts von dem ernten Bemühen der piemontefijchen 
Regierung, Volk und Heer zu heben, nichts von der Organifation des 
italienischen Nationalvereins und deſſen Zuſammenhang mit Cavour, nichts 
von deſſen europäifcher Politif, die auch England und Rußland ins 
italienijche Intereſſe zu ziehen gewußt hatte. In diefer Unfenntnig ließ 
man fih von Dejterreich glauben machen, die italienische Frage ſei von 
Napoleon erfunden, um einen Vorwand zum Krieg zu jchaffen und jeine 
im Inneren unbaltbare Lage durch auswärtige Erfolge zu befeftigen, 
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Ton Defterreih und feinen Anhängern wurde die Lehre gepredigt, der 
drohende Krieg in Italien werde nur das Vorſpiel eines Angriffs auf 
das linke Rheinufer fein, und es ſei daher Deutſchlands nationale Pflicht, 
den Rhein am Po zu vertheidigen. 

Bald nach dem Yautwerden der franzöfischen Kriegsdrohung juchte 
Oeſterreich fih die Hilfe der deutichen Regierungen zu fichern; eine 
Note vom 5. Februar 1559 war bejtimmt, einen Beſchluß des Bundes» 
tags zu gemeinfamer Rüſtung gegen einen franzöfiich:piemontefiichen An- 
griff auf Dejterreich vorzubereiten. Und als jet Preußen ſich auf jeine 
Stellung als europäiiche Großmacht berief und fich die Freiheit jeiner 
Entichließung zu wahren fuchte, wurde es von den Anhängern Defter: 
reihs des Mangels an patriotifcher Gefinnung befchuldigt. Beſonders 
die Augsburger Allgemeine Zeitung leiſtete in diefer Beziehung Großes 
umd trug viel dazu bei, durch ihre Autorität die unklare öffentliche Mei- 
nung noch mehr irre zu führen. Vom Beginn der Kriegsrüftung bis 
nach dem Frieden von Villafranca war diejes Blatt unermüdet, Preußen 
zu verdächtigen und anzuklagen umd zugleich zum Krieg gegen Frankreich 
zu begen. Es entwidelte jich befonders in Süddeutſchland ein wahrer 
Terrorismus: wer mit Stalien fompatbifirte und nichts von dem Ein- 
treten für Defterreich wiſſen wollte, galt als Verräther. In den Volfs- 
vertretungen von Bayern, Hannover, Wirtemberg, Naffau erhoben fi) 
patriotifche Kumdgebungen, die von der Vorausiegung ausgingen, daR 
durch den Angriff auf Defterreih ganz Deutichland bedroht fei. In 
Wirtemberg verlangten am 18. Februar 39 Abgeordnete der damals 
nicht verfammelten zweiten Kammer in einer Eingabe an den ftändijchen 
Ausſchuß bie fräftigften Mafregeln zum Schutze Deutſchlands, und bes 
HKagten, daß von Seiten des Bundes noch feine Rüſtungen angeordnet 
jeien. Auch die Nitterichaft erließ eine ähnliche Erklärung. Bejonders 
hriegseifrig war man in Bayern. In der dortigen Kammer jprach am 
23. Februar der Abgeordnete Frhr. v. Verchenfeld unter allgemeinem 
Beifall von einem großen blutigen Krieg, den Deutſchland vielleicht allein 
zu führen haben werde, nnd am 24. verlangte auch der Reichstag ein 
entichiedenes Vorgehen. In der hannoveriſchen Kammer wurde am 24. 
der Beichluß gefaßt, die Regierung zu bitten, daß fie bei dem Bundestag 
Beichlüffe erwirfe, durch kräftige Nüftungen die Kriegsgefahr abzuwenden, 
einen etwaigen Angriff auf Oeſterreich und Deutjchland aber mit ver 
enter Bundesmacht zurückzuweiſen. Allen diefen Kundgebungen lag zwar 
die richtige Borahnung zu Grunde, daß es mit Frankreich noch einmal 
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zu einem entjcheidenden Kampfe kommen müſſe, aber man täufchte ſich 
darin, daß man die Intereſſen Dejterreihs mit denen Deutfchlands ver: 
wechjelte. 

Während jo ein großer Theil von Deutjchland von ungeſtümmem 
Kriegsgeſchrei widerhallte, blieb man in Preußen ſehr kühl und ruhig. 
Dort war man eben bejchäftigt, dem neuen Meinifterium, das man mit 
Begeifterung begrüßt hatte, in Ausbau der Verfaſſung und Verwirklichung 
eines entiprechenden Regierungsſyſtemes behilflich) zu fein, und fah in der 
Bedrohung des öſterreichiſchen Befitftandes in Italien noch Feine Gefahr 
für Deutichland. Ja man jpottete bin und wider über den patriotiichen 
Eifer Süddeutſchlands und ſchalt die Demonftrationen der Kammern 
Symptome politiicher Kinderfranfheiten. Großes Auffehen erregte eine 
Ende Februar in Berlin erichienene Brojchüre: „Preußen und die ita- 
lienische Frage.” Hier war unummwunden ausgeiprochen, daß Dejterreich 


nach feinem bisherigen Verhalten gegen Preußen demſelben nicht zumuthen 


fünne, ihm durch Aufnahme des Kampfes am Nhein die Yaft des Krieges 
in Italien zu erleichtern oder abzunchmen, und fich damit zu Gunjten 
des ungroßmüthigſten Gegners in Gefahr zu ftürzen. Das hieße doch 
die Gemithlichfeit gar zu weit treiben. Ueberdieß wäre es aud) ein 
Unrecht gegen Italien, das begründeten Anfpruch auf nationale Selbjtän- 
digfeit babe, während Defterreich jegt die nothwendigen Früchte feiner 
italienischen Politif ernte und die gerechte Strafe für das Unrecht mehrerer 
Jahrhunderte leide. Dejterreih fünne nur dadurch die Freundſchaft 
Deutichlands gewinnen, daß es feine einheitliche Organifation nicht länger 
bindere, Preußen als leitende Bundesmacht anerfenne, und jeden Einfluß 
auf einzelne Bundesjtaaten aufgebe. Preußens Sache aber jei es, Die 
durch die italienisch-franzöfiichen Pläne geichaffene Yage für ſich umd 
Deutjchland zu verwerthen. Zum Danf dafür, dar es durch Nicht: 
einmiſchung zur Yofalifirung des Krieges beitrage, könne e8 von Frank— 
reich, England und Rußland die deutfche Yöfung der ſchleswig-holſteiniſchen 
Frage fordern, und die Nichtigfeitserflärung des traurigen Yondoner 
Protofolls, dag vornemlich durch das Zufammenhalten des Kaiſers Nicolaus 
mit Dejterreich zu Stande gekommen war, verlangen. Ferner möge es, 
um die deutſche Küſte Schüten und eine Flotte bauen zu können, ſich 
einen höheren Antheil an den Einnahmen des Zollvereins ausbedingen. 
Wenn man an Preußen den Anfpruch erhebe, es jolle Deutjchland ver: 
theidigen, jo müſſe es auch das Necht erhalten, mit den einzelnen Bundes» 
ftaaten Mititärverträge abzuichliegen, welche ihm gejtatten, die deutjchen 
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Vertheidigungskräfte fih wirffam und richtig anzubilden. Auch das 
Feſtungsſyſtem des Bundes müſſe in Preußens Hände gelegt werden, 
Kurz, Preußen, meinte der anonyme, aber jehr richtig jehende Berfafler 
der Flugſchrift, müſſe die Gelegenheit ergreifen und die Gefahr Oeſter— 
reich! ausmügen, um dieſe undentiche und undanfbare Macht von ihrer 
Stellung in Deutſchland zu verdrängen. Begreiflich erregte dieſe Ketzerei 
grogen Anſtoß; die Augsburger Allgemeine Zeitung beeilte fi, den Ver: 
fafler als einen Waterlandsverräther zu denunciren“) uud füllte ihre 
Spalten mit einer Reihe von polemijchen Artikeln gegen die ärgerliche 
Schrift, die in vier Auflagen große Verbreitung fand und Vielen ein: 
leuchtete, obgleich nur Wenige den Muth hatten, ihre Zujtimmung zu 
erklären. Mean vermutbete irgend einen hohen Staatsmann als Ver— 
faller, und glaubte ihm endlich in den preußiſchen Bundestagsgeſandten 
Freih. v. Bismard gefunden zu haben, der jeine Sympathieen für die 
italieniſche Sache und feine Abneigung gegen Dejterreich nicht verbehlte, 
auch mit dem italienischen Geſandten in Frankfurt freundlich verfehrte. 
Tie preußiſche Negierung aber wollte jich zu der in der genannten Schrift 
angeratbenen Politik noch nicht befennen und vief den Herrn v. Bismard 
von Frankfurt ab, um ihn als Gefandten nach Petersburg zu fchiden. 
Er verließ Frankfurt am 5. März und machte befanntlich jpäter über 
dieie Verfegung den Wig, er ſei wie Champagner behandelt und alt 
geitellt worden für jpäteren Gebrauch. Uebrigens hatte er am jener 
Broſchüre nicht den mindeften Antheit. 

Eine Stimme aus dem Yager der Demokratie „Der italienische Krieg 
und die Aufgabe Preußens“ jtellte ebenfalls in einer Flugſchrift ein ähn— 
lihe$ Programm für Preußen auf. Der Verfaſſer war der befannte 
Socialift Ferdinand Yafalle. Er erklärte jich fir das Necht Italiens, 
bejtritt die deutichen Befürchtungen als unbegründet und zeigte, dan die 
politischen Folgen des Krieges Niemand in höherem Grade zu Gute 
fommen würden, als eben Deutſchland. Denn Napoleon werde im alle 
des Sieges nur die Schwierigkeiten befeitigen, an denen die deutjchen 
Einheitsbejtrebungen von 1848 gejcheitert feien. Die deutſche Einheit 
ſei bisher duch nicht3 anderes verhindert worden, als durch) den Dua- 
lismus von Preußen und Oefterreih. Die Aufgabe Preußens fir den 
Fall des Krieges, das Ziel einer Fühnen Politit im Sinne Friedrichs 
des Großen wäre, den günftigen Moment zu benügen, um in Oeſterreich 
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einzurücen und das deutſche Kaiſerthum zu proclamiren, der habsburgiichen 
Dynaſtie aber zu überlaffen, ob und wie fie fich in den auferdeutichen 
Ländern behaupten könne. Da aber diefe entichlojienjte Haltung der 
preußiſchen Negierung aus fattfamen Gründen nicht möglich fein werde, 
jo könne fie doch eine andere große nationale That verfuchen. Sie möge 
auftreten und erflären: Revidirt Napoleon die europäliche Karte nad) 
dem Princip der Nationalitäten im Süden, fo thun wir dafjelbe im Norden. 
Befreit Napoleon alien, gut, Jo nehmen wir Schleswig-Holftein. Dieß 
Wort, von Preußen ausgejprochen und durch eine Proclamation an das 
Volk begründet, wäre geeignet, die Wogen des jett fehlſchießenden deutichen 
Patriotismus in ihr wahres Bett zu leiten. Statt gegen das Princip 
der freien Nationalität für Dejterreich zu kämpfen, follten wir mit diefem 
Princip geben, dabei” unjere eigene nationale Sache bejorgen und die 
Schande der öfterreichtichen Erecution in Heſſen und Holjtein rächen. 
Bon ſolchen Planen wollte aber das Berliner Cabinet nichts wiſſen, 
und wenn die Regierung aud eine Proclamation an das Bolf in dieſem 
Sinne erlaffen hätte, fie wiirde bei der großen Mehrheit ſchwerlich Ver— 
ſtäundniß und Zuſtimmung gefunden haben. Die öffentliche Meimung war 
ihon viel -zu befangen und im entgegengeiette Nichtungen verrannt, Die 
einzig mögliche Politif erſchien Die: Oeſterreich Beiftand anzubieten, aber 
dafür Bedingungen zu machen zu Gunſten Italiens und Deutichlands. 
In diefem Sinne ſprach ſich eine vom 23. April datirte, in München 
erichienene Flugichrift aus, welche den Anfichten der beſonnenen Mittel— 
partei Ausdrud gab. Auf die Frage: „Was will Deutjchland im Kriege?" 
antwortet diejelbe: „Deutichland will einen deutſchen Krieg, aber nicht 
einen Kreuzzug für Abſolutismus und Ultvamontanismus. Deutichland 
will deutjche Intereſſen verfechten, nicht römische. Deutjchland will den 
Principien feiner politifchen Entwidlung Garantieen jchaffen gegen den 
mperialismus in Paris, aber es bedarf auch Garantieen gegen den 
Abjolutismus in Wien, denn diefe Principien find nicht nur national, 
jondern auch liberal: die umantaftbare Grundlage des deutichen Staats— 
lebens iſt die comftitutionelle Ordnung. Diefe Grundlage muß derjenige 
anerkennen und verbirgen, fiir welchen Deutichland eine furchtbare Kriegs» 
laſt auf jich nehmen ſoll. Defterreich muß Garantieen geben, daß es nicht 
daran denken werde, die deutſchen Verfaſſungen in Folge militärtjcher 
Succeſſe offen oder geheim zu beeinträchtigen." Der Berfafler verlangt, 
daß Oeſterreich nach Beendigung des Krieges die Forderungen, welcen 
es bisher feindlich gegenübergeftanden, unummunden anerfenne und nad 
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drüdlich vertrete, daß es namentlich zu einer den deutjchen JIntereſſen 
entiprechenden Yöjung der jchleswig-holfteiniichen Frage verhelfe und dem 
rehtswidrigen Zuftand in Kurheſſen keinen Vorſchub leifte, endlich die 
Einführung einer VBolksvertretung des gejammten Deutſchlands zulaffe. 
Dieß waren die Bedingungen, welche die gemäßigte nationale Partei an 
Defterreich gejtellt wiljen wollte, um ihm Hilfe in dem bevorftehenden 
Kampf zu gewähren. Auf diefer Grundlage verjuchte Preußen in Unter: 
bandlungen einzutreten, als am 14. April der Erzherzog Albrecht in Berlin 
erichien und die Anerfennung entgegenbracdhte, dag Preußen eine jelbitän- 
dige Macht fei, deren Beiftaud man durch Zugeftändnifje gewinnen müfle. 
Aber die VBorjchläge, die der Erzherzog machte, liefen doch wieder darauf 
binaus, daß Preußen und Deutichland die Hauptlaft des Krieges auf fich 
nehmen und durch einen Angriff auf Frankreich Napoleons Action in 
Italien lähmen jolle. Dieß wurde von Seiten Dejterreihg ſogar als eine 
bejonders großartige Auffafjung geltend gemadt. Der Erzherzog meinte, 
der Krieg in Italien jolle durch Aufftellung eines großen Heeres am Rhein 
zur Nebenjache herabgedrückt werden. Der vorgelegte Kriegsplan war der: 
Oeſterreich mollte ein Südheer von 260,000 Mann unter dem Ober: 
befehl des Erzherzogs Albreht nad dem Rhein jchiden; neben dieſem 
jollte dann ein Nordheer von Preußen und dem deutjchen Bund auf: 
geftellt werden und im Znfammenhang mit den Defterreichern operiren., 
Da diefer Plan mit der Bındesverfaffung, die einen gemeinfamen Bundes» 
oberfeldherrn forderte, nicht geftimmt haben würde, jo wollte Dejterreich 
von den Beitimmungen der Bundesfriegsverfajjung abjehen, denn es 
glaubte auf jene Weije die Yeitung mehr in der Hand behalten zu können; 
aber eben diejes wollte es auch wieder als ein Zugeſtändniß angejehen 
wiſſen. Diejer Plan fand übrigens auch an dem Anfpruch Bayerns auf 
ein jelbjtändiges drittes Commando ein Hinderniß. Oeſterreichs Abſicht 
lief darauf hinaus, eben doch Preufeu wider Willen in einen Krieg mit 
Frankreich zu verwideln, den es dann im übermüthiger Hoffnung des 
Sieges ganz für feinen Vortheil auszubeuten gedachte. Der Erzherzog 
tellte jeine Vorſchläge als Mittel dar, den Krieg zu verhindern, verrieth 
aber durch feine weiteren Mittheilungen, daß es der öfterreichiichen Re— 
gierung mehr um das Losfchlagen, als um Vermeidung des Krieges zu 
thun war. Denn er gejtand, Dejterreich wolle demnächſt ein Ultimatum 
an Piemont ftellen, um weitere Verzögerungen abzujchneiden. Davor 
warnte Preußen dringend, und der Erzherzog jchied am 21. April von 
Berlin mit der Zufage, von dem Ultimatum abrathen zu wollen, Aber 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. 1. 13 
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e8 war zu jpät, denn an dem Tage feiner Abreife war das Ultimatum 
bereit8 abgegangen, und wenn dieß auch nicht der Fall gewejen wäre, fo 
wiirde der Rath des Erzherzogs jchwerlich etwas geändert haben, da man 
in Wien durchaus Krieg mollte, 

Am 23. April ftellte Preußen, um feinen guten Willen zu bethätigen, 
bei dem Bundestage den Antrag, die Hauptcontingente des Bundes in 
Marjchbereitichaft zu fegen und gleichzeitig alle Vorbereitungen zur Ar- 
mirung der Feſtungen zu treffen. Schon vorher hatte der Prinzregent 
die Kriegsbereitichaft von den drei preußifchen Armeecorps, welche das 
Bundescontingent bilden, angeordnet, aber damit die Erklärung verfnüpft, 
Preußen fei ferne von jeder aggrejfiven Tendenz und werde feine Stellung 
als vermittelnde Macht bewahren. Won öfterreichifcher Seite aber wurde 
ſowohl in der officiöſen Preffe, al3 in diplomatischen Kreifen die Sade 
jo dargeftelft, al3 ob das Ultimatum umd die Kriegsrüftungen Preußens 
und des Bundes ein Ergebnig der in Berlin mit Erzherzog Albrecht 
gepflogenen Berabredungen wären. Die preußiiche Regierung fäumte 
nicht, fi) gegen dieje Auffafjung zu verwahren und erklärte ſowohl den 
deutjchen Höfen, als dem Meinifterium in Wien, fie Ichne jede Verant- 
wortlichfeit für jenes rafche Vorgehen ab, und werde fich durch daſſelbe 
nicht in den Krieg hinein zwingen laffen. Sie ließ in einer bejonderen 
Denfjchrift nachweiien, daß der Bund, da Dejterreih die Offenfive er: 
griffen, nad) der Wiener Schlußakte Art. 46 nicht zum Kriegsbeiſtand 
verpflichtet fei. Preußen werde Deutſchlands Intereſſe ſchützen, ſich aber 
nicht durch einen Majoritätsbeſchluß zur Theilnahme an der öfterreichiichen 
Politit nöthigen Taffen. Doch gab man im öſterreichiſchen Yager die 
Hoffnung nicht auf, daR diejes doc) nod) gelingen werde. Die Allgemeine 
Zeitung ftellte unaufhörlich die Befämpfung und den Sturz des napoleoniſchen 
Regiments als die Prliht und Aufgabe Deutichlands hin.*) In einer 
Eirculardepeihe vom 28. April zeigte die öfterreichiiche Negierung den 
ſämmtlichen deutichen MNegierungen den Ausbruch des Krieges an und 
ſprach dabei die Erwartung einer al8baldigen Mobilifivung des Bundes— 
beeres aus. Doch wagte Deiterreich nicht, diejelbe geradezu bei dem 
Wundestag zu beantragen. In einer Eitung am 2. Mai gab der öfter: 
reichifche Geſaudte eine Darlegung des Standes der Dinge, begnügte ſich 
aber damit, beizufügen, es jcheine der. Augenblid für das geſammte 
Deutfchland gekommen zu fein, in ernfte Berathung zu nehmen, ob nicht 


*) Eco u. A. in einem Peitartifel vom 23. April „Der Kampf und fein Ziel.” 
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gleichzeitig mit Oeſterreichs Machtverhältniffen auch die Sicherheit des 
gefammten Deutichlands berührt jet. Die hannoverische Negierung über: 
nahm nun den Berfuch, einen herausfordernden Schritt des Bundes herbei: 
zuführen, indem fie am 13. Mai den Antrag auf ſchleunige Aufitellung 
eines Beobadhtungsheeres am Oberrhein einbrachte. Zwar behauptete 
der haunoveriſche Gefandte, diefe Maßregel folle feinen aggreffiven Charafter 
baben, aber in der That war der Vorjchlag nicht anders gemeint, man 
woltte Frankreich zu Feindfeligkeiten herausfordern. Dieſe Abjicht merfte 
Preußen auch vecht gut, und der preußiſche Gefandte, Herr von Uſedom, 
(egte gemäß jeiner Inſtruction entichiedenen Proteft ein und erflärte, er 
würde in einer jolchen Maßregel nur einen Schritt ſehen, welcher dem 
defenfiven Charalter der bisherigen Haltung des Bundes, jowie der 
Bundesverfaffung widerſpreche. Da nun der öfterreichiiche Geſandte, 
Graf Nechberg, an der Annahme des hannoveriſchen Antrags zweifelte, 
verihob er die Beſchlußnahme, um durch Privatbeſprechungen die ein- 
zelnen Vertreter der Regierungen vorher zu bearbeiten; aber auch in der 
nächſten Situng am 19. Mai wiederholte Ujedom feinen Proteft und fügte 
binzu, da die preußische Regierung ſchon früher die Zuficherung gegeben 
babe, mit ihrer ganzen Macht und weit über die bundesinäßige Ver: 
pflibtung hinaus zum Schug der Sicherheit und Unabhängigkeit Deutfch- 
lands eintreten zu wollen, jo fünne fie auch erwarten, daß ihr von den 
übrigen Bundesgenoſſen die Initiative überlaffen werde; überdieß vermöge 
fie den über das Bundesrecht hinausgehenden Anträgen Feine Berechtigung 
zuzugeftehen. Die Regierungen von Sachſen und Bayern neigten nun 
auf die Seite Preußens, und man ließ den hannoveriſchen Antrag fallen. 
Aber Oeſterreich fegte außerhalb der Bundesverfammlung die Agitation 
für den Krieg fort, und im Süddeutichland ging aufs neue die Klage 
über Preußens verdächtiges Zögerungsſyſtem an. 

Uebrigens zeigten die Verhandlungen im preufifchen Landtag, daß 
man dort gar nicht geſonnen fet, unthätig zuzufchen. Bei der Eröffunng 
deſſelben am 5. Mai erflärte der Miniſter des Auswärtigen, v. Schleinig, 
die Abjicht der Regierung gehe dahin, ihre ganze Thätigkeit auf Wicder- 
herſtellung des Friedens zu richten, und fie erachte es für ihre beſondere 
Aufgabe, über der Sicherheit Teutichlands und Wahrnehmung der natio- 
nalen Intereſſen zu wachen. Zur Unterftügung ihrer Action könne ſie 
einer bewaffneten Stellung nicht entbehren und bedürfe daher eines Credits 
von 40 Milfionen Thalern für den Fall der Mobilmahung. Der Plan 
einer bewaffneten Wermittlung lag diefer Forderung zu Grunde. In den 
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Berhandlimgen gab ji) einerfeitS der entjchiedene Wille Fund, fir deutjche 
Intereſſen einzutreten, andererjeit3 aber entjchiedene Abneigung gegen 
Deiterreih. Der Referent über die Creditforderung, Bürgers, ein 
rheinländifcher Juriſt, ſprach ſich wiederholt gegen eine Theilnahme 
Preußens am italienischen Kriege auf der Seite Oeſterreichs aus. Eine 
Parteinahme für letteves, jagte er, mwirde und England und Rußland 
entfremden und wäre eine Verzichtleiftung auf eine jelbftändige Politik. 
Dagegen dürfe nicht verfannt werden, daß Ereigniffe eintreten könnten, 
durch welche nicht nur Defterreih, jondern auch deutjche Intereſſen ge- 
fährdet würden, aber es ftehe Preußen zu, die zu beurtheilen und dar- 
nach zu handeln. Ge. v. Vinde erflärte, nie könne Preußen mit dem 
Kaiſer Napoleon gemeinfchaftlihe Sache machen, aber andererjeitS müſſe 
es Alles vermeiden, was ohne Noth einen europäiichen Krieg herbeiführen 
könnte. Jetzt ſei noch durchaus fein Grund zum Einfchreiten in Italien 
vorhanden. Denn die Intereſſen, für welche Dejterreich dort kämpfe, die 
Bevormundung der italienischen Staaten, feien Feine deutjchen. Nur eine 
Schmälerung der territorialen Machtftellung dürfe Preußen nicht dulden. 
Heinrih dv. Arnim bemerkte, mit Beziehung auf die Friegerifche Agitation 
in Süddeutichland und das damit verbundene Miftrauen gegen Preußen, 
dieſes jei gerne bereit zum Schug Deutſchlands einzuftehen, aber könne 
es nicht, ohme vorher der einheitlichen Yeitung der gefammten deutjchen 
Kriegsmacht verfihert zu jein. Simſon erfannte es als die Pflicht 
Preußens an, Deutjchland vor Gefahr zu ſchirmen, aber aufs entjchiedenfte 
müſſen er und feine Freunde ſich gegen eine Theilnahme Preußens an 
dem italienifchen Kriege unter Führung Defterreich8 ausſprechen. Werde 
in Frankfurt ein Beſchluß gefaßt, der dahin ziele, Preußen wider feinen 
Willen zum Krieg fortzureißen, und die Regierung weigere fich, diejem 
Beſchluß Folge zu geben, fo dürfe fie ficher fein, daß fie das ganze 
Volk Hinter fich haben werde. Der geforderte Credit von 40 Millionen 
wurde der Regierung einjtimmig verwilligt, und bei dem Schluß der 
Sigungen am 14. Mai gab die Thronrede des Prinzregenten eine voll- 
ſtändige Bejtätigung der von den Wortführern der Kammer ausgejprochenen 
politiihen Grundjäge. „Preußen“, ſagte er, „ift entjchloffen, die Grund— 
lagen des europäiichen Nechtszuftandes zu wahren. E3 ift fein Necht 
und feine Pflicht, für die Sicherheit, den Schug und die nationalen In— 
terefien Deutſchlands einzuftehen, und es wird die Obhut diefer Güter 
nicht aus der Hand geben; aber Preußen erwartet auch, daß alle Bundes» 
genofien ihm bei Löſung dieſer Aufgabe zur Seite ftehen und feine Bereit: 
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willigfeit für das gemeinfame Vaterland einzutreten mit Vertrauen er- 
widern.“ 

Preufifhen Staatsmännern mußte e8 immer mehr Har werden, daß 
ihr Staat in Verfolgung feiner nationalen Aufgabe durch Oefterreih und 
feine Anhänger und durch die Bundesverfaffung gehemmt werde, und daR 
darum eine Aenderung diefer Berhältniffe mit aller Macht erftrebt werden 
müſſe. Keinem aber war das jo Har, als dem früheren Bundestags: 
gejandten, Freiherrn v. Bismard, der das Ergebnik feiner Frankfurter 
Erfahrungen eben damals in einem erſt 1866 an die Deffentlichkeit ge- 
langten Brief*) aus Peterdburg vom 12. Mai 1859 an den Minijter 
v. Schleinig ausiprah. Er fand, das Drängen des deutichen Bundes, 
Preußen jolle al3 Oeſterreichs Bundesgenoffe auftreten, wäre eine will 
fommene Veranlaffung, die lebensgefährliche Feſſel der Bundesverfaflung 
abzumwerfen und mit Defterreich zu breden. Die Regierung wollte dieß 
aber noch nicht thun, und bewies in den beharrlichen Verfuchen, ſich mit 
Defterreih zu verjtändigen, eine bewundernswerthe Yammesgeduld. Zus 
nächſt wurden nun Ende Mai's General v. Alvensfeben und Graf Münjter 
an die füddentichen Höfe geſchickt, um diefen die Bereitwilligfeit Preußens, 
zum Schute Deutſchlands einzutreten, wiederholt zu erklären, und General 
v. Willifen wurde nah Wien beordert, um dort als Grundbedingung 
weiterer Unterhandlungen das Programm Preußens darzulegen und von 
dem Wiener Cabinet zu vernehmen, was es denn für ein Ziel des Krieges 
im Auge habe. Er jollte dort begreiflih machen, dak Preußen mm dann 
vermitteln und für Dejterreich eintreten fünne und wolle, wenn letteres 
feine bisherige Politik in Sftalien aufgebe und von feinen Reactionsplanen 
abjtehe. Aber davon wollte man in Wien nichts wiſſen. Graf Nechberg, 
der bisherige Bundestagsgejandte, welcher am 17. Mai ftatt des Grafen 
Buol das Minifterium des Auswärtigen übernommen hatte, machte dem 
preußiſchen Vertrauensmann ſolche Eröffnungen, daß eigentlich alle Aus: 
fiht auf Berftändigung dadurch abgeichnitten wurde Oeſterreich war 
nicht num weit entfernt davon, feinen Territorialbefig in Italien in irgend 
einer Form aufzugeben, jondern wollte auch die Verträge mit den ita- 
lieniihen Staaten fefthalten und Piemont unschädlich machen. In Betreff 
feiner Ziele gab Graf Nechberg die entjchiedene Abficht zu erkennen, den 
Krieg an den Rhein zu fpielen, Napoleon zu ftürzen und Heinrich V. 

*) Zuerſt im Journal des Debats abgedrudt, bald im viele deutiche Blätter 
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auf den franzöfiichen Thron zu jegen.*) Die preußiiche Regierung mies 
diefe Zumuthungen zurüd, aber nicht entfchieden genug, indem fie immer 
wieder die Bereitwilligfeit betonte, unter gewiſſen Bedingungen für den 
Beſitzſtand Dejterreihs in Italien einzuftehen. Darauf bezeigte Oeſter— 
reich einige Nachgiebigfeit, erklärte, die Specialverträge mit den italienie 
Ihen Staaten aufgeben und auf die Demüthigung Piemonts verzichten 
zu wollen, forderte dagegen von Preußen die Garantie des öſterreichiſchen 
Territorialbejtandes und wollte, um Preußen die dazu erforderliche Action 
möglich zu machen, demjelben die politische und militärische Yeitung der 
deutjchen Staaten während des Krieges überlaffen. Dieß fonnte aber 
Dejterreich nicht allein gewähren, denn die deutjchen Bundesjtaaten mußten 
ihre Zuſtimmung dazu geben. Es mußte daher zwijchen Preußen und den 
Mittelftaaten darüber verhandelt werden. Bayern erklärte ſich in der 
Bındestagsfigung vom 26. Mai bereit, Preußen die Initiative zu über- 
laſſen, und wollte es dankbar erfennen, wenn diefe Macht die nöthigen 
militäriichen Mafregeln ergreife, wozu übrigens alle anderen Bundes» 
glieder gleich berechtigt jeien. Sachjen trat diejer Erflärumg bei, aber 
der dortige leitende Minifter v. Beuft glaubte bei diejer Gelegenheit die 
Selbjtändigfeit der Mitteljtaaten wahren zu müſſen und begab fich zu 
diefem Behuf nach Yondon. Nach feiner Rückkehr hielt er dann in der 
jähfishen Kammer am 3. Juni eine lange Vertheidigungsrede **) für 
die politische Unabhängigkeit der deutichen Mittelftaaten. Es ſei weder 
Kriegsiuft, noch Begeifterung für Dejterreih, was einige Regierungen 
bewogen habe, jich bei den Bundestag jo eifrig an der jchwebenden 
Kriegsfrage zu betheiligen, jondern das Intereſſe für Erhaltung der 
Bundesverfaſſung. Die Abwehr jedes Angriffs auf diejelbe ſei ſeit 1948 
die Aufgabe der Mitteljtaaten, fie müßten durch möglichjt energische Be— 
theiligung an den Fragen der europäiichen Bolitif ihr Anjehen geltend 
machen, und jeden Zweifel an der Berechtigung ihrer Exiſtenz abwehren. 
Der Inhalt diefer Rede wurde noch weiter ausgeführt in einem Artikel 
des Dresdener Journals, des minijteriellen Organs, in welchem der 
Beruf der Mittelftaaten auseinandergejeßt wurde. Es gelte, hieß es dort, 
jetst die nationale Kraft am Bundestag zu entfalten, denn es gebe eine 
Partei, welche Umfturz des Bundes durch Preußen, eine Reichsverfaſſung 





*) VBgl. Preuß. Jahrbücher 1859 IL. S. 489. „Frankreich, Oeſterreich und der 
Krieg in Italien,‘ 

**) A. Allg. Zeitung vom 9. Juni 1859, auferordentl. Beilage und Hauptblatt 
Nr. 160, 
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mit Parlament und zunächit militärifche und diplomatische Yeitung Preußens 
bei dein bevorjtehenden Kriege verlange. In ähnlicher Weite ließ ſich dic 
A. Allg. Zeitung aus Schwaben jchreiben: Immer warte man geduldig 
auf Preußen, mittlerweile aber mache ſich das Otterngezüchte immer 
breiter, daS Preußen die Eroberung Deutichlands und die Proclamirung 
des Kaiſerthums anrathe. 

Während ſich die Mittelſtaaten ſtritten, ob und in wie weit ſie ſich 
die Führung Preußens gefallen laſſen dürften, wurde die Lage für Oeſter 
reich immer gefährlicher, da Victor Emanuel und Napoleon als Zieger 
in Mailand einzogen. Graf Nechberg beeilte jich, in einer Note von: 
14. Juni die Gejtaltung der Verhältniſſe Oeſterreichs zu den übrigen 
talieniichen Staaten für eine offene Frage zu exflären, und an demselben: 
Tage erließ die preußische Regierung den Befehl der Mobilmachung in 
ihre Provinzen. Sechs Armeecorps jollten unter die Waffen treten. 
Am 19. machte Preußen den europäischen Mächten Mittheilung von feinem 
Entihluß, die bewaffnete Vermittlung zu verfuchen und am 24. Juni, 
dem Tage der Schladht bei Zolferino, verfündete es feinen deutſchen 
Bundesgenoſſen, daß es beabjichtige, Defterreich feinen Yänderbefig zu er- 
halten, daß es dem Krieg nicht, ſuche, aber ſich nicht verhehle, daß ſeine 
Vermittlungsverſuche zum arieß führen könnten. Auch mit Rußland und 
England wurden Verhandlungen von Preußen angeknüpft, ohne jedoch 
eine Verſtändigung zu erreichen, da der britiſche Staatsſecretär Ruſſel 
noch am 7. Juli geltend machte, Oeſterreich habe durch ſeine Miß— 
regierung die italieniſchen Provinzen verwirkt, und es ſei der richtige 
Moment für das Eintreten einer Vermittlung nicht gekommen. Preußen 
ging indejfen, obgleich der Mobilmahungsbefehl keineswegs ungetheilte 
Zuſtimmung im Lande gefunden hatte, noch weiter, und traf Vorkehrungen 
zur Aufitellung einer großen Truppenmacht am Rheine. Es verlangte 
am 25, Juni vom Bundestag Ermächtigung, fein Heer auch auf aufer- 
preußiſchem Gebiet aufjtellen zu dürfen, beantragte die Mobilmachung 
des VIII. aus Bayern beftehenden, und des VII. aus Wirtembergern, 
Vadenſern und Heſſen gebildeten Armeecorps, und wollte beide unter 
taprüchen Befehl geſtellt wiſſen; auch das IX. und X., Sachſen und 
Hannoveraner und andere norddentiche Contingente enthaltend, ſollten ſich 
marihfertig machen. Die Führung der Geſammtmacht nahm natürlich 
Preußen für fich in Anfpruch. Aber eben das glaubte Dejterreich doch 
wieder nicht zugeben zu dürfen, und erhob nun allerlei Schwierigkeiten. 
Vihrend man fich im öfterreihiichen Hauptquartier zu einer neuen Schlacht 
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rüftete, welche die Scharte von Magenta auswegen und Mailand wieder 
gewinnen follte, erließ Graf Rechberg von Verona aus unter dem 22. Yuni 
eine neue Note*) an Preußen, worin er auseinanderjegte, Preußen fei 
eigentlich jchon vermöge der Bundesverfaflung verpflichtet, den Befit 
Lombardo⸗Venetiens zu ſchützen und gar nicht berechtigt, eine felbftändige 
bewaffnete Vermittlung zu verfuchen, da die Möglichkeit eines Krieges 
gegen Oeſterreich durch das Bundesverhältniß ausgefchloffen fei, und 
Preußen nur als Partei für Defterreich auftreten fünne. Auch auf die 
Speciafverträge fam die Note zurüd mit der Bemerkung: es fei diefem 
Kampfe nie eine Frage zweifelhaften Rechtes beigemifcht gemwejen. Ebenfo 
wurde das Zugeftändnig der Initiative Preußens ausdrüdlich wieder 
zurücdgenommen. Dadurch war dem preußiichen Vermittlungsplan der 
Boden entzogen. Auch am Bundestag trat Defterreih dem Vorgehen 
Preußens hemmend entgegen. Während Letzteres am 4. Juli den bundes- 
mäßigen Oberbefehl über die Aheinarmee verlangte, wollte Defterreich in 
einem Antrag vom 7. Juli zwar den Prinzen von Preußen als Ober: 
feldherrn anerfennen, aber ihn unter bundestägliche Oberhoheit geftellt 
wiffen, jo daß er vom Bundestag, d. h. von Defterreich Befehle an- 
zunehmen gehabt hätte. Das geihah 10 Tage nad) der verlorenen Schlacht 
bei Solferino. feichzeitig machte die öfterreihiihe Negierung auch in 
Berlin Verſuche, den alten Standpunkt zu behaupten. Am 3. Juli traf 
der Feldmarſchall Fürft Windiſchgrätz in auferordentliher Sendung ein 
und verlangte im Auftrag feines Kaifers, daß Preußen fein Vermittlungs- 
werf aufgebe, den Krieg am Rhein beginne, den bisherigen Zerritorial- 
befig Defterreihs in Italien förmlic) garantire und für Aufrechtbaltung 
der Specialverträge mitwirfe. Diefe Zumuthungen lehnte Preußen na- 
türlich entichieden ab, erflärte fich jedoch bereit, feine Bemühungen für 
Erhaltung des öfterreichiichen Befites fortzujegen, forderte aber zugleich 
Neformen in der Verfaffung und Verwaltung der italienischen Staaten, 
und Einrichtung einer mailändiichen Secondogenitur, nämlich eines Vice- 
fönigthums unter einem habsburgiſchen Prinzen. Solche Vorſchläge, die ſchon 
früher von England gemacht worden waren, deutete man in Berlin als 
möglichen Ausweg zur Befriedigung der taliener an. Fürſt Windifch- 
grätz ſah wohl ein, daß die vollen Anſprüche Oeſterreichs nicht durch— 
zuſetzen ſeien, aber überzeugte ſich, daß es in Berlin an gutem Willen 
für die Erhaltung der Lombardei nicht fehle, und berichtete in dieſem 
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Sinne nad Wien, um vor voreiligem Abſchluß eines nachtheifigen Friedens 
zu warnen. Schon während feiner Anmefenheit in Berlin gingen dort 
Gerüchte von Abjchliefung eines Waffenftillftandes und Berzichtleiftung 
auf die Yombardei, aber er glaubte nicht daran und wollte feinen Kopf 
zum Pfand dafür fegen, daß fein Kaifer fein Dorf der Yombardei ab: 
treten werde. Aber als er nah) Haufe fam, mußte er fich überzeugen, 
dak er jchlecht unterrichtet geweien, und daß jeine Megierung bereit das 
Zugeftändnik gemacht hatte, das er für unmöglich hielt. Oeſterreich 
wollte nur umter der Bedingung Hilfe von Preußen, daß es ſich ganz 
feinem Syſtem füge. Nicht mit Unrecht vermuthet man, die Sendung 
des Fürſten Windiihgräg fei nur darauf berechnet geweſen, von Preußen 
eine abichlägige Antwort zu holen und nachher jagen zu können: unier 
Bundesgenoffe hat uns im Stich gelafien. Mit diefem Vorwurf ver: 
fündete am 12. Juli, den Tag nach dem Abjchluß des Friedens von 
‚ Tillafranca, der Katjer don Defterreich feinem Heere die Abtretung der 
Yombardei. Im Vertrauen auf die Heiligkeit der Verträge und geftütt 
auf jein gutes Recht jei er in den Kampf eingetreten, aber von feinen 
natürlichen Bundesgenoſſen verlaffen, habe er den ungünftigen Verbält- 
niffen der Politik weichen müffen. Und einige Tage ſpäter widerholte 
der Kaifer in einem „Manifeft an meine Völker“ vom 16. Yuli*) den- 
jelben Vorwurf, indem er jagt: „Der Einfaß, welchen die Fortſetzung 
des Krieges erfordert haben würde, hätte ein jo hoher fein müflen, daß 
ih die treuen Kronlande der Monarchie zu weiteren und die bisherigen 
noch bedeutend überwiegenden Yeiftungen an Gut und Blut in Anſpruch 
zu nehmen genöthigt gewejen wäre. Der Erfolg würde aber dennoch 
zweifelhaft geblieben jein, nachdem ich in meinen gegründeten Hoffnungen, 
daß ich in diefem allein für Defterreih8 gutes Recht unternommenen 
Kampfe nicht allein ftehen wiirde, bitter enttäufcht worden bin. Der 
warmen und danfbar anzıerfennenden Theilnahme ungeachtet, welche 
unfere gerechte Sache in dem größten Theile von Deutjchland, bei den 
Regierungen wie bei den Völkern, gefunden hat, haben fich unjere ältejten 
und natürlichen Bundesgenoffen hartnädig der Erkenntniß verichlojien, 
welche Bedeutung die große Frage des Tages in fich Schloß. Defterreich 
hätte jonacdh den kommenden Greignifjen, deren Ernſt jeder Tag fteigern 
fonnte, vereinzelt entgegen gehen müſſen.“ Dieſen Klagen Defterreichs 
ftehen jedoch die Geftändniffe Napoleons entgegen, der in einer Anfprache 
an den gejetgebenden Körper in St. Cloud am 17. Juli fagte, er würde 
*) Allg. Ztg. vom 28. Juli Ar. 199 Hauptblatt. 
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bei längerer Fortſetzung des Krieges fich den bewaffneten Europa gegen: 
über befunden haben und genöthigt gewejen fein, den Kampf am Rhein 
wie an der Etſch aufzunehmen. 

In deutjchem Intereſſe können wir e8 nicht beklagen, daß Preußen 
nicht mehr Zeit gefunden hat, für Defterreich marjchiren zu laſſen; denn 
die Betheiligung am Kriege hätte zn einem jchweren Unglück werden können, 
da Preußen damals noch nicht hinlänglich gerüftet war, um den Kampf 
mit Frankreich allein bejtehen zu können. Dagegen war es cin großer 
Gewinn, daß durch diefe Entwidlung das Verhältniß der beiden deutfchen 
Großſtaaten zu einander bedeutend Flarer wurde. Preußen wußte jetzt, 
daß ihm Defterreih um feinen Preis eine ebenbürtige Stellung in Deutſch— 
(and einräumen, feine Zuſammenfaſſung der militärischen Kräfte der 
deutfchen Einzelftaaten, feinen engeren Bund innerhalb des deutjchen 
Bundes geftatten würde. Daß Oeſterreich nicht gefonnen fei, von feiner 
bisherigen Stellung in Deutjchland zu weichen, und daß es darum lieber 
die Yombardei geopfert, als deren Erhaltung um den Preis von Zuge- 
jtändniffen an Preußen erfauft habe, dies geſtanden officiöfe öfterreichijche 
Blätter offen ein. So ſchrieb 3. B. die amtliche Prager Zeitung *) in 
einer Gorrejpondenz aus Wien: „Nach der Protejtation Preußens gegen 
unferen Antrag, ihm den Oberbefehl über die Bundesarmee von Bundes: 
wegen zu übertragen, war feine Täuſchung mehr über die Politit Preußens 
möglich. Es lieferte dieſe Proteſtation den klaren Beweis, daß Preußen 
nach der Hegemonie in Deutjchland, alfo nach dem Ausſchluß Defterreichs 
aus Deutjchland ftrebe. Da die treuloje Yombardei unendlich weniger 
werth ijt, al3 die Behauptung unferer Stellung in Deutjchland und die 
Aufrechthaltung des deutjchen Bundes, jo gaben wir jie hin, um zum 
Frieden zu gelangen, der für uns dur die Haltung Preußens zur ges 
bieteriichen Nothwendigfeit geworden war." Auch andere öjterreichiiche 
Blätter gaben ziemlich einftimmig zu, daß das Wiener Cabinet wegen 
der deutſchen Frage den nachtbeiligen Frieden geichlojien habe, und daß es 
die Machtentwicklung Preußens mehr fürchte, als den Napoleonismus. 
Deutjchland aber fonnte die Lehre daraus ziehen, daß Feine nationale 
Einigung möglich fei, Jo lange Oeſterreich als Mitglied des Bundes jede 
gründliche Reform verhindern könne. Auch die Politif der deutichen 
Mittelftaaten konnte man durch die bundestäglichen Berbandlungen während 
des italienischen Krieges ſattſam kennen lernen. Sie wollten um jeden 
Preis die mangelhafte Bundesverfafiung erhalten wiſſen, um nicht in 
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Unterordnung unter Preußen zu geratben, deſſen aljimilivende und con— 
centrirende Staatsbildungsfraft fie mehr fürchteten, als das jchlaffe Oeſter— 
reich. Die ganze Agitation, die Heterei zum Krieg gegen Frankreich im 
Oeſterreichs Dienft, war wejentlih Oppofition gegen Preußen, ein Mittel, 
dieiem Berlegenheit zu bereiten. Daß die öffentlihe Meinung in einem 
großen Theil von Deutichland auf die Einflüjterungen dieſer Politik fo 
bereitwillig einging, daß die ſüddeutſche Preſſe ich zum Werkzeug der 
ölterreichifchen Intriguen bergab, und nicht merkte, daß jie nur den 
reactionären Tendenzen und den Intereſſen der Befiter von öjterreichiichen 
Papieren diente, war freilich ein ſchlimmes Zeichen politischer Unreife, 
das die Hoffnung der Patrioten auf beſſere Benügung günftiger Ereigniffe 
ihr herabjtinmnen mußte. 

Der italienische Krieg gewährte einen Einblid in die Leiſtungsfähig— 
feit der öfterreichifchen jomohl, als der franzöjiichen Armee, der für die 
Zufunftsplane Preußens jehr ermutbigend war. Es war zu Tage ge 
fommen, wie jehr es an ciner intelligenten Führung der öfterreichtichen 
Armee fehlte, und zugleich, dag nicht blos die’ Perjönlichkeiten, welche zu: 
fällig an der Spitze ftanden, nicht die erforderlichen Feldherrneigenſchaften 
befapen, jondern auch, daß es bei dem herrichenden Syſtem ſehr jchwer 
war, die rechten Yeute an die rechte Stelle zu jegen und ihnen eine un— 
gehemmte Wirkjamfeit zu verfchaffen. Ueberdies hatte ſich ein bedenklicher 
Mangel an tüchtigen, ftrategiich gebildeten Offizieren herausgeftellt. Dazu 
famen die Fehler der Organifation, die Unvedlichkeit der Verwaltung. 
Auf der andern Seite waren die Franzofen den Oeſterreichern an Tapfer: 
teit und Kriegsfunft feineswegs jo fehr überlegen; oft hing es nur an’ 
einem Haar, daß die Dejterreicher gefiegt hätten. Die Schlacht bei Ma- 
genta wurde von den Franzoſen nur dadurch gewonnen, dar Mac Mahon 
zufälligerweife, oder von einem Inſtinct getrieben, dort erjchien, wo man 
einer bedurfte. Die Franzofen eroberten nur wenige Gejchüge, nur eine 
Heine Zahl öfterreichiicher Gefangener fiel in ihre Hände. Es war febr 
fraglich, ob die franzöftfche Armee auch Sieger geblieben wäre, wenn eine 
gut orgamifirte und gut geführte Armee ihr gegenübergeftanden hätte, 
Preufen konnte berechnen, daß, wenn es fein Heer durch zweckmäßige 
Keformen an Zahl und Ausbildung auf eine höhere Stufe brächte, das- 
jelbe fich wohl mit den Oefterreichern und Franzoſen würde meffen können. 
So wurde der italienische Feldzug von 1859 ein wichtiges Glied in der 
Vorbereitung für 1866 und 1370. 


Neuntes Kapitel. 


Der Nationalverein, die Heeredreform und die Fürſten— 
zufammenfunft in Baden. 1859 und 1860. 


Der italienische Krieg hatte das Bedürfniß einer gründlichen Um— 
geftaltung der deutichen YBundesverfaffung aufs Neue dargethan, und es 
begann nun eine Reihe von Verjuchen, diefem Ziele näher zu fommen. 
Der erite war die Stiftung des Nationalvereind. Schon im Juni hatten 
fih in Naſſau und in Wirtemberg eine Anzahl patriotiiher Männer in 
öffentlihen Erklärungen dahin ausgeſprochen, daß im Fall eines Krieges 
während deſſelben die diplomatischen Verhandlungen und die. militärijche 
Führung des nicht öfterreichiichen Deutjchlands im die Hände Preußens 
gelegt werden müßten. Die naffauifhe Erklärung hob bejonders hervor, 
daß die Bundesfriegsverfaffung zu nichts al8 zu einem lahmen Schein- 
frieg tauge, daß mit einem Bundesfriegsrath, der hin und wieder vor— 
geichlagen wurde, nichts geholfen wäre, fondern, daß man eine militärijche 
Diktatur Preußens brauche und ehe dieſe zweifellos feftgeftellt ſei, feinen 
Krieg führen fünne. Nacd dem Friedensſchluß fam man auf dieſe For— 
derungen wieder zurüd. Am 17. Juli verſammelte jich eine Anzahl 
Politifer aus Meitteldeutichland, meist demokratiicher Färbung, zum Bebuf 
einer Kundgebung in Eiſenach, und ſprach in ſechs Paragrapben*) einen 
dringenden Antrag auf fchleunige Aenderung der Geſammtverfaſſung Deutich- 
lands aus. Erſetzung des Bundestags durch eine ftarfe und bleibende 
Gentralregierung, Cinberufung einer Nationalverfammlung und Auffor- 
derung Preußens zur Initiative waren die Hauptpunfte diefer Erklärung 
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Gleichzeitig ftellte eine Berfammlung in Hannover, die aus Veranlaffung 
des Ammalttages und der Eröffnung der Ständeverfanmnlung zufammen- 
getreten war, ein Programm anf, das im Wejentlichen mit dem Eifenacher 
übereinftimmte. Da beide Erklärungen in der Umgebung der Theilnehmer 
großen Anklang gefunden hatten, jo glaubten jich die Unterzeichner zu 
meiteren Schritten berechtigt, und ein gewählter Ausſchuß berief auf den 
14. Auguft eine neue Berjammlung nah Eijenach, welche die Hinweiſung 
auf Preußen bejtimmter faßte. Bald liefen aus gar manchen Städten 
und Yandichaften Nord- und Meitteldeutichlands zuftimmende Erklärungen 
ein. Aber in Süddeutſchland wollte die Proclamation der preußiichen 
Gentralgewalt feinen vechten Anklang finden, e$ waren nur Einzelne die 
zuftimmten, und dieſe mußten mancherlei Anfechtung erdnlden. Schon bei 
der zweiten Eiſenacher Verſammlung hatte der Advocat Met aus Darm- 
ftadt, in Berüdfichtigung der in feiner Heimath herrichenden Anfichten, 
eine Erläuterung der gefaßten Bejchlüffe vorgelegt, welche das Verhältniß 
zu Defterreich jehr vorjichtig behandelte, die yrage über den Träger der 
Gentralgewalt offen ließ, und ſich begnügte, auf den Vorſprung hinzu— 
weiſen, welchen Preußen in Betreff der politiichen Reform vor Defter- 
reih habe. 

In Bayern wurden zwar auch Erflärungen und Adrejien abgegeben, 
und man verlangte darin eine ftarfe Centralgewalt, aber verwahrte fich 
zugleich gegen deren Uebertragung an Preußen. ALS der Advocat Völk 
am 14. Auguft in der zweiten Kammer bei Gelegenheit der Geldforderungen 
für das Heer den Antrag ftellte, den Wunfch auszufprechen, der König 
möge durh die Staatsregierung dahin wirken, daß eine Reform der 
deutihen Bundesverfaffung durch Schaffung einer ftarfen Centralgewalt 
und Vertretung des deutſchen Vollks bei derjelben erjtrebt werde, murde 
diejer Antrag mit 837 gegen 45 Stimmen abgelehnt. Die Majorität 
witterte preußifche Plane als Grundgedanken, mehrere Nebner fprachen 
geradezu aus, eine einheitliche Gentralgewalt wäre nur durch deren Ueber: 
fragung an Preußen möglich, aber dies wollten fie nicht. 

Die Yeiter der zu Eijenah und Hannover gebildeten nationalen 
Partei liegen fich durch die ungünftigen Nachrichten aus Süddeutichland 
niht abhalten, eine Verftändigung und Verbindung mit deu dortigen 
Politifern zu fuchen, da fie eine Trennung des Nordens vom Süden 
durhaus vermieden wiſſen wollten. Es wurde auf den 15. und 16. Sep- 
tember eine Berfammlung nach Frankfurt berufen, die hauptjächlich den 
Zwed hatte, mit den Süddeutſchen zu verhandeln. Dieſe fanden fich in 
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Frankfurt ein, aber mit ihnen waren aud) die verfchiedenften, wider- 
iprechendften Anfichten vertreten. Der Gedanke einer preußiichen Gentral- 
gewalt wurde zwar nicht unbedingt verworfen, aber man wollte jich 
wenigiteng nicht direct dafiir ausiprehen und ſich nicht zur Agitation 
für denfelben verbindlich machen. Mean könne ja nicht wiflen, ob Preußen 
die erforderliche Macht und den ehrlichen ernten Willen habe, die Yeitung 
Deutschlands zu übernehmen. Ueberdies jei eben in Süddeutſchland ein 
jo entjchiedenes Mißtrauen gegen Preußen verbreitet, daß die Führer der 
liberalen Partei, wenn fie fih dem Eijenacher Programm anſchlöſſen, 
allen Einfluß auf das Volk verlieren würden. Sie fünnten deshalb Feine 
beftimmmte, bindende Erklärung abgeben. Da aber die norddeutichen Yeiter 
der Partei Frankfurt nicht verlaffen wollten, ohne einen organifirten Verein 
zu Stande gebradht zu haben, jo boten fie einen Compromiß an und 
legten einige Säge vor, in welchen die Gründung eines Vereins für die 


> deutiche Einheit im Allgemeinen ausgeſprochen war.*) 


So wurde denn der Nationalverein gegründet und fogleich ein Aus— 
ſchuß gewählt, deſſen VBorftand fchon damals der hannoverifche Gutsbejiger 
Rudolph v. Bennigien wurde, der ſich als Führer der liberalen Oppo— 
jition in der hammoveriihen Kammer großes Anfehen unter feinen Geſin— 
nungsgenoffen erworben hatte. Zum Sig des Ausfchnijes wurde zunächſt 
Frankfurt gewählt. Den Gründern des Bereins jchwebte die italienische 
Soeieta nazionale vor, die für die italienischen Einheitsbeftrebungen mit 
jo großer Energie und fo großem Erfolg gewirkt hatte. Aber es fehlte 
viel, daß der deutihe Nationalverein Ddiejelbe Macht erlangt hätte, 
wie fein italienisches Borbild. Abgejehen davon, das Deutichland fein 
fo giinftiger Boden für politifche Gejellichaften ift, wie Italien, wo jeit 
Jahrzehnten das politiiche Yeben nur in geheimen Geſellſchaften fich er: 
halten hatte, war die Grundlage des deutſchen Vereins durd jenen Com— 
promiß verdorben worden. Das war gerade das Verdienft des italienischen 
Kationalvereins, daß er die unklaren republifanifchen Föderationsplane 
befeitigte und die Thätigfeit aller Gebildeten auf den Anſchluß an Piemont 
und die Unterwerfung unter Cavour concentrirte. Dem deutjchen National- 
verein aber fehlte ein jo beſtimmtes Ziel; die norddeutichen Einheitsmänner 
tröjteten jich zwar mit der Hoffnung, die wachlende Erkenntniß werde 
jpäter jchon zu einer jchärferen Fallung des Programmes führen, und 
ein entichiedeneres Hinarbeiten auf eine preußiſche Centralgewalt möglich 
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machen. Allein die beſſere Erfenntnif drang nicht durch, weil das Beſtreben 
des Vereins, fi möchlichit weit auszudehnen, zu viel antipreußiſche 
Elemente hereinbrachte. 

Tie preußische Regierung verhielt jich gegenüber von der Reform— 
agitation, die durd den Nationalverein vertreten wurde, jehr zurückhaltend. 
As die Bürgerſchaft der Stadt Stettin eine Adreſſe an den Prinzregenten 
gerichtet hatte, in welcher fie die Reform der deutichen Bundesverfaffung 
al3 eine nationale Nothwendigkeit bezeichnete, wurde ihr von dem liberalen 
Minifter Graf Schwerin unter dem 12. September 1859 eine Antwort 
zutheil, welche die Hoffnungen auf ein energifches Vorgehen des Prinz: 
regenten gewaltig niederichlug. Die Regierung, hieß es, werde jich weder 
durch diefe Kundgebungen des nationalen Bewußtſeins, noch durd ihre 
eigene Weberzeugung von dem, was an fid) das Heilfamfte erjcheinen 
möchte, bejtimmen lajjen, von dem Wege abzuweichen, welchen ihr die 
gewiſſenhafte Achtung vor fremden Nechten und die Rückſicht auf das zur 
Zeit Mögliche und Erreihbare vorzeichne; fie glaube gegenwärtig durch) 
Förderung praktischer Intereſſen, Stärkung der Wehrfraft und Sicherung 
der deutjchen Nechtszuftände Deutjchland mehr nügen zu können, als durch 
verfrühte Anträge auf Aenderung der Bundesverfaflung; fie werde zur 
rechten Zeit die Wege zu finden wiſſen, auf denen die Intereſſen Deutjch- 
lands und Preußens fich mit den Geboten der Pflicht und Gewiſſenhaftig— 
keit vereinen. 

Unerachtet diefer vorfichtigen Zurüdhaltung Preußens und des jchüch- 
ternen Auftretens des Nationalvereins, war den deutichen Negierungen 
die erneute Agitation für die deutjche Einheit doch jehr unbequem und 
mahte ihnen große Sorge. Sie trafen zunächit allerlei Vorbereitungen 
zur Abwehr, und juchten der Verbreitung des Nationalvereins durch Ver: 
bote umd polizeiliche Verfolgungen den Weg zu veriperren. Die Behörden 
der Stadt Frankfurt verfagten feinem Ausſchuß die Erlaubniß, ſich bier 
mederzulaffen. Dagegen gewährte ihm der Herzog Ernſt von Koburg, 
der ſich ſchon früher gegen eine Deputation der Gothaer Bürgerſchaft 
freundiih und zuftimmend über die Zwede des Vereins geäußert hatte, 
eine Zufiuchtsjtätte. In Hefiendarmftadt wurden gegen die Theilnehmer 
an der Eijenacher und Frankfurter Verſammlung Unterfuchungen eingeleitet 
md em altes Geſetz gegen politische Bereine geltend gemacht, aber der 
Zweck damit jo wenig erreicht, daß nun erjt ein maffenhafter Eintritt der 
Heſſendarmſtädter in den Verein erfolgte. Kurheſſen erließ, obgleich das 
Übergericht in einem einzelnen zur Unterfuchung gefommenen Yall die 
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Theilnahme am Nationalverein für ftraflos erklärt hatte, am 26. Januar 
1860 ein Verbot des Beitritts. Daffelbe hatte jchon früher Mecklen— 
burg gethan. In Hannover wurden die Mitglieder des Nationalvereing, 
und überhaupt Alle, die ſich der Theilnahme an der nationalen Bewegung 
ſchuldig oder verdächtig gemacht hatten, in eine bejondere Lifte eingetragen 
und durch fönigliches Nefcript verfügt, daß fie bei feiner Anftellung, Bes 
förderung, Gehaltsverbefjerung oder fonftigen Gunftbezeigung berücichtigt, 
bei feiner vom Staat zu vergebenden Yeiftung oder Arbeitslieferung zu— 
gelajjen werden dürfen. In Sachen, Bayern, Wirtemberg wurde der 
Beitritt zum Verein zwar nicht geradezu verboten, aber die, welche Mit- 
glieder geworden waren, vorgemerft und bei etwaigen Bewerbungen oder 
Beförderungsgelegenheiten übergangen. Dieſe VBerfolgungen hatten zwar 
die Wirkung, den Beamtenftand vom Beitritt abzuhalten, aber anderer- 
ſeits dienten fie dazu, den Verein in der öffentlichen Meinung zu heben 
und in den Credit größerer Macht zu bringen, als er wirklich bejaß. 
Seine unmittelbare Wirkung und Verbreitung war nicht bedeutend, die 
Zahl feiner Mitglieder ftieg in der Zeit feiner höchften Blüthe nicht über 
20,000, und die Wochenſchrift, die der Verein feit dem Mai 1860 her— 
ausgab, war nur unter den Mitgliedern und felbft unter diefen nicht jehr 
verbreitet. Dagegen war der politiihe Standpunkt. des Nationalvereing 
in der Preſſe, ſowohl in Zeitungen, als in Eleinen Gelegenheitsichriften, 
ftarf vertreten. Dabei hatte jedenfall$ der Nationalverein fein Feines 
Verdienst, und es kam wirklich der Arbeit für die deutiche Einheit zu 
gute, daß fie fich auch auf einen organifirten Verein ftügen konnte. 
Daß durch Verbote und polizeiliche Berfolgungen die neuerwachte 
nationale Bewegung fich nicht unterdrüden laffe, verhehlten jich die Re— 
gierungen der Einzelitaaten nicht, fie fuchten daher das unläugbare Ein- 
heitsbedürfniß auf ihre Weife nicht zu befriedigen, aber doch durch Surro- 
gate und Abjchlagszahlungen zu bejchwichtigen. Beſonders die Minifter 
von Sachſen, Bayern und Darmftadt: Beuft, von der Pfordten und 
Dalwigf waren ungemein rührig und machten Entwürfe, wie ein Schein 
der deutſchen Einheit hergeftellt werden fünnte, ohne daß die Regierungen 
ihre Souveränität zu opfern brauchten. Zugleich war ihr Zwed, unter 
den Mitgliedern des Bundes eine Verftändigung über wichtigere Fragen 
herbeizuführen, jo daß dabei das jchlimme Preußen mit jeinen Anſprüchen 
die Mehrheit gegen jich hätte. Da diefe numeriſche Mehrheit der Mlittel- 
jtaaten und Kleinftaaten denjelben aber doch fein Uebergewicht der Macht 
gegen Preußen verjchaffte, jo mußten fie ihre VBerftändigung jo einrichten, 
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dab fie zugleich mit Dejterreicd Hand in Hand gingen. Für diefe Allianz 
waren icon im Sommer 1859 Berabredungen getroffen worden; am 
21. September famen die Dlinifter von Sachſen, Wirtemberg und Baden 
in München zufammen und bejchlojfen, die deutjchen Regierungen mit 
Ausnahme der beiden Großſtaaten zu einer Conferenz auf den 21. Nov. 
nah Würzburg einzuladen. Das Zufammentreten diefer Miniſterverſamm— 
lung wurde in der officiöfen Preſſe in einer Weiſe angekündigt, die große 
Erwartungen erregen mußte. Die Allgemeine Zeitung *) verhieß in einem 
Yeitartifel, die Regierungen würden nun die Reform des Bundes fo ener- 
güh in die Hand nehmen, daß der altüberlieferten preußiſchen Politik der 
Verhinderung der Bundesentwidlung die nationalliberale Maske abgeftreift 
werde. Der vorhandene Mittelpunkt der Einigung, der jo lange discreditirt 
worden, müſſe wieder in der öffentlichen Meinung gehoben werden. Leber 
die Ergebniffe der Würzburger Verhandlungen beobachtete die Prefie zumächit 
tiefes Stilljchweigen ; erjt in der Mitte Decembers brachten die Zeitungen 
die Kunde, daß in Folge derjelben bei dem Bundestag eine Reihe von 
Anträgen eingebracht worden ſei und werden folle, welche dem Drange 
nad) nationaler Einheit durch gemeinfame Einrichtungen Genüge thun 
jollten. Einführung eines allgemein deutjchen Gerichtsverfahrens, ein 
Straf- und Civilgefegbuch, ein Handelsgefegbuch, gleiches Maß und Ge- 
wicht, Errichtung eines Bundesgerichts, Befeftigung der Oft: und Nord- 
jeefüfte — dies waren die mit Pomp verheißenen Segnungen. Es waren 
ganz jchöne Dinge, aber der jchwerfällige Geichäftsgang des Bundestags 
war nicht dazu angethan, ſolche Neformen, bei deren Berathung die 
mannigfaltigften Meinungen und provinziellen Wiünfche zu Tage kommen 
mußten, durchzuführen, oder auch nur eine endgiltige Redaction der Vor: 
Ihläge zum Abſchluß zu bringen. Das wußten die Sacverftändigen 
wohl, und deshalb fonnten die Würzburger Verheißungen und Anträge 
feine großen Hoffnungen erweden. Zudem wachte die preußifche Regie— 
rung, welche dem Bunde nicht das Verdienſt gönnen wollte, eine wirkliche 
Lerfaffungsverbefferung durchzufegen, jorgfältig darüber, daß der Bund 
nicht feine Competenz überichreite. Nur in einem Punkte wollte Preußen 
ernitlich eine Reform der Bundesverfafjung, in Betreff des Kriegsweſens. 
Die eiferfüchtige Wahrung der politiſchen Selbftändigfeit der Einzelftaaten 
hatte zu Beftimmungen geführt, welche der einheitlichen Organifation des 
Heeres jehr hinderlich werden mußten. Es war der Grundfag aufgeftellt 
*, Bom 27. November Nr. 331. 
Klüpfel, Einbeitäbeftrebungen. I. 14 


210 Der Nationalverein. 


worden, daß ſelbſt der Schein einer Suprematie eines Bundesstaates 
iiber den anderen vermieden werden follte. Der Kaifer von Defterreich 
und der König von Preußen follten während eines Bundeskriegs ſich 
ihrer Souveränität in Betreff der dem Bundesheer angehörigen Theile 
ihrer Truppen entäußern, und diejelben einem vom Bunde gewählten 
Oberbefehlshaber überlaffen, die Einheit ihres Truppenförpers aufheben 
und denfelben in Bundestruppen und preußiiche und öfterreichiiche Heeres: 
förper theilen. Zum Behuf einer felbftändigen Action der Mittelftaaten 
war in Art. 4. die Beſtimmung getroffen, daß fein Bundesstaat, deffen 
Eontingent ein oder mehrere Armeecorps bilde, Contingente anderer Bundes- 
ftaaten mit dem jeinigen in eine Abtheilung vereinigen dürfe. Dadurch 
war der innere Zufammenhang der Heerestheile aufgehoben, um fo mehr, 
al3 auch in Augrüftung, Bewaffnung, Reglement eine bunte Mannig- 
faltigfeit berrichte. Einzelne Kriegsherren Tegten überdies befonderen 
Werth auf Erhaltung der Eigenthümlichkeiten ihre Heerweſens, und 
wollten nicht einmal von einer Kombinirung ihrer Truppenförper mit denen 
der Grofftaaten zum Behuf der Uebungen etwas willen, was doch durchaus 
nöthig war, wenn die Contingente der Einzeljtaaten fir einen gemein— 
famen deutſchen Krieg nußbar gemacht werden jollten. Daß eine Ver- 
befferung der Bundeskriegsverfaſſung dringendes Bedürfniß jei, erfannte 
man auch in der Bundesverjammlung an, und bejchloß deshalb am 
12. November 1859, eine Reviſion vorzunehmen. Am 4. Januar 1860 
gab Preußen*) num eine Erflärung darüber, welche Punkte hauptjächlich 
einer Aenderung bebürftig feien. Eine Reviſion fünne nur dann zum 
Ziele einer einheitlicheren Macht führen, wenn diefelbe von Umgeftaltung 
der praftiich unausführbaren Grundbeftimmungen ausgehe. Solche un— 
ausführbare, den realen Verhältniſſen nicht entfprechende Beftimmungen 
jeien aber die Artikel, welche feitfegen, daß das aufgeftellte Kriegsheer 
des Bundes ein von einem Oberfeldherrn geführtes Heer ſei, und daß 
der Oberfeldherr vom Bunde gewählt, von der Bundesverjammlung in 
Eid und Pflicht genommen und diejer verantwortlich ſei. Dieſe für den 
Kriegsfall herzuftellende Einheit ſei eine Fiction, welche der realen Vor— 
bedingungen entbehre. Denn einerjeitS fei ja die Kriegsverfajlung darauf 
angelegt, die Selbftändigfeit der Contingente der Einzeljtaaten und die 
Kriegsherrlichkeit der legteren nach allen Seiten bin fejtzuftellen; anderer- 
jeit8 werden die überwiegenden Theile des Bımdesheeres von den Con— 


*) ©. Protofolle der Militärcommiffion des Bundes 1860 S. 19 u. fi. 
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tingenten der deutſchen Großmächte gebildet, welche als Beſtandtheile 
einheitlich geſchloſſener Ganzen ihren Schwerpunkt außerhalb der Bundes— 
organiſation haben, und bei ihrem Auftreten zum Kriege faktiſch niemals 
für einen neuen erſt zu bildenden Organismus ſich auflöjen werden, viel- 
mehr nur den in loderem Zuſammenhang jtehenden anderen Contingenten 
zum natürlichen Anhaltspunkt dienen. Es jei nicht denkbar, daß jemals 
einer der Souveräne der beiden Großſtaaten fich der Kriegsherrlichkeit 
über fein Heer begeben oder ſich ald Oberfeldherr in irgend ein Abhän- 
gigfeitäverhältnig zur Bundesverfammlung jegen werde. Die preußiiche 
Regierung halte es nad) den gemachten Erfahrungen für zeitgemäß, daß 
als oberftes Princip der Grundjag der gedoppelten Yeitung für den Kriegs— 
fall feftgeftellt werde, wofür auch jchon im “Jahre 1840 und 1845 die 
Praris entichieden habe. Die Verhandlungen über die Reviſion zogen jich 
in der Militärcommiffion des Bundes mehrere Monate bin, indem die 
Mittelftanten und Dejterreih an der vermeintlichen Einheit des Heeres 
und an der {dee eines gewählten Oberfeldherrn des Bundes feithielten 
und gegenüber der fehlenden organischen Einheit auf die patriotifche Einig- 
feit hinwiejen, die im Fall einer Deutichland drohenden Gefahr das Zu— 
ſammenwirken erleichtern würde. Preußen bejtand auf der Zweitheilung 
des Commandos und beantragte, daR, jobald der Bund die Aufjtellung 
feiner ganzen Kriegsmacht befchliege, er jedesmal die Oberleitung aller 
Kriegsangelegenheiten auf Defterreih und Preußen zu übertragen babe. 
An Dejterreich ſollte fich jtetS das 7. Armeecorps: Bayern, und das 8.: 
Wirtemberg, Baden, Großherzogthum Helen; an Preußen das 9.: Sadjien, 
Kurhefien und Nafjau, und das 10.: Hannover und die fleinen nord— 
deutihen Staaten anschließen. Beide Großmächte jollten dann dafür 
fergen, daß Gleichfürmigfeit der Organijation, der Bewaffnung und des 
Reglement3 eingeführt werde. Die Mittelftaaten wollten von einem ſolchen 
Anſchluß an die Großſtaaten nichts willen, und bejtanden darauf, daß ein 
ſelbſtändiges bejonderes Bundesheer erhalten werde. Bejonders Sachen, 
das für die Mitteljtaaten die Aufgabe in Anfpruch nahm, den Zwieſpalt 
zwiichen den beiden Großmächten zu verhüten, oder zu vermitteln, machte 
geltend, daß für die Erhaltung diejer Möglichkeit die Fortdauer ber bis— 
berigen Bundesfriegsverfaffung unentbehrlich jei, während die Annahme 
der preußiſchen Vorjchläge den ungejchmälerten Bejtand der Miittelftaaten 
in Frage ftellen würde. Da die Verhandlungen mit diefen zu feinem 
Ergebnif führten, jo wandte ſich Preußen durch eine Depejche vom 12. April 
unmittelbar an Defterreih. Dieſes zeigte jich einen Augenblid geneigt, 
14* 
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die Vorſchläge Preußens zu unterftügen, machte aber zur Bedingung, 
daß ihm der Beſitz Venedigs dafür garantirt werde. Darauf fonnte na— 
türlich Preußen nicht eingehen, und jo ging Defterreich wieder auf feine 
DOppofition gegen die Reform der Militärverfaffung zurüd. Am 2. Mai 
wurden die Vorfchläge Preußens mit fünf Stimmen gegen eine in der 
Militärcommiffion des Bundes verworfen. 

Je weniger der Bund auf die Borfchläge Preußens eingehen wollte, 
defto mehr fand ſich der Prinzregent bewogen, die preußiiche Militär: 
verfaffung zu verbejjern. Ihre Reform mar das Biel, auf das alle feine 
Gedanken gerichtet waren. Bei der Mobilmahung im Jahre 1850 und 
1859 hatten ſich die Mängel der preufifchen Heeresverfaffung fehr fühlbar 
gemacht. Da das ftehende Heer nur 150,000 Mann betrug, jo muRte, 
um die für einen großen Krieg erforderliche Zahl der Mannſchaft auf- 
zubriugen, ein bedeutender Theil der Yandwehr auch mit einberufen werden, 
wodurch viele verheirathete Yeute ihren Familien und ihren bürgerlichen 
Beruf entzogen wurden. Dies brachte eine große Störung im jocialen 
und Gefchäftsleben hervor, und man erhielt dennoch nicht die erforderliche 
Zahl gut geübter Krieger. In Betracht diefer Mißſtände hatte der Prinz- 
vegent fchon bei der Uebernahme der Regentſchaft im Jahre 1858 die 
Arıneereform als eine der wichtigften Aufgaben bezeichnet, und ausgejprochen, 
daß Preußen ein mächtiges Heer haben müſſe, um, wenn es gelte, ein 
ſchwer wiegendes Gewicht. in die Wagichale legen zu fünnen. In der 
Thronrede vom 12. Januar 1860*) kündigte er die beabjichtigte durch— 
greifende Reform des Heeres far umd entjchieden an. „Die Erfahrung 
der legten 10 Jahre“, jagte er, „in melden die Wehrfraft des Volfes 
mehrfach aufgeboten worden ijt, hat verjchiedenartige tief empfundene 
Uebelftände immer Harer herausgeftellt. Die Bejeitigung derjelben ift meine 
Pflicht umd mein Necht, und ich nehme Ihre verfaſſungsmäßige Mitwir- 
fung für Mafregeln in Anjpruch, welche die Wehrkraft fteigern, der Zu: 
nahme der Bevölkerung entfprechen, und der Entwidlung unferer induftriellen _ 
und wirtbichaftlichen Verhältnifje gerecht werden. Zu diefem Zweck wird 
Ahnen der Entwurf des Geſetzes über die allgemeine Wehrpflicht mit den 
nöthigen finanziellen Borlagen zugehen. — Gewähren Sie einer veiflichit 
ertwogenen, den bürgerlichen wie militärifchen Gefammtinterefien gleihmäßig 
entjprechenden Borlage Ihre vorurtheilsfreie Prüfung und Beiſtimmung.“ 


*) ©. Die innere Bolitif der preufifchen Regierung von 1862 — 66. Berlin 
1866. ©. 77. 
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Am 10. Februar übergab der Minifterpräfident, Fürſt v. Hohenzollern, 
die angekündigten Vorlagen, und der Kriegsminifter v. Noon, der am 
5. December 1859 an Bonins Stelle in das Miniftertum der neuen 
Aera eingetreten war, entwidelte den motivirten Plan feiner Militärs 
reorganifation. Er hob nachdrücklich hervor, daß die Regierung erſt nad) 
ſehr reiflicher und ernfter Prüfung daran gegangen jei, die beabjichtigte 
Reform zu unternehmen, fie jei dabei nicht von einfeitigen Yiebhabereien 
oder vorgefaßten Meinungen ausgegangen, jondern habe vecht eigentlic) 
das Wefen der Sade zu erfajien geſucht. Es babe deshalb an Feiner 
Maßnahme gefehlt, welche zur Zeitigung des ProjectS irgendwie hätte 
beitragen fünnen. Nachdem er auseinandergejett, wie der Plan aus einem 
allgemein anerkannten, durch die jocialen und politijchen Umgeſtaltungen 
berbeigeführten Bedürfniffe hervorgegangen fei, ſprach er die Ueberzeugung 
aus, daR es durchaus gleichartige Intereſſen jeien, welche der vorliegenden 
Frage gegenüber Regierung und Volk bejeelen müſſen. Das Anfehen der 
Nation und das der Regierung jeien ja in Preußen nicht von einander 
verichieden.. Das Bedürfniß, der politiichen Bedeutung des Yandes ein 
größeres und zwar das in nationaler Beziehung gebührende Gewicht geben 
zu können, habe das Neformproject in's Yeben gerufen. Um das natio— 
nale Intereſſe mit Ehre und Erfolg wahrnehmen zu fünnen, fei die beab- 
fihtigte Reform unerläßlih, und die Regierung müſſe daher den bezüglichen 
Gejekesentwurf vorlegen, da es zu ihren wichtigiten Pflichten gehöre, 
nichtS zu verjäumen, was die Wehrhaftigfeit der Nation fteigere, nichts 
zu überſehen, was jie beeinträchtigen fünnte. Das Vertrauen der Re— 
gierumg, daß der Geſetzesentwurf eine günftige unbefangene Beurtheilung 
findert werde, beruhe auf der ficheren Borausfegung, daß Preußens Volk 
und Regierung von den gleich warmen Gefühle für des Vaterlandes 
Macht und Größe durchdrungen fein. Der Finanzminifter v. Patow 
erinnerte daran, daR große Zwede fich nicht mit Kleinen Mitteln erreichen 
laffen, und gejtand, daß das große Ziel, das ſich die Negierung geſetzt 
babe, auch große Opfer von dein Lande verlange. Uebrigens jei der Plan 
zu der neuen Militärorganifation jo angelegt, daß er nicht mit einem 
Schlage durchgeführt zu werden brauche, fondern allmählich in's Peben 
treten könne. 

Tiefer Plan war nım folgender. Um das ftehende Friedensheer von 
150,000 Mann anf 200,000 zu bringen, jollte die Dienftpflicht im 
ftehenden Heere von 7 Jahren auf 8 erhöht, und die wirfliche Dienftzeit, 
die thatfächlich auf 2 und 2'/, Jahre herabgegangen war, tn der gejeß- 
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lihen Dauer von 3 Jahren ftrenge feftgehalten werden. Um weitere 
Cadres zu gewinnen, jollten die Jnfanteriebataillone von 135 auf 253 
erhöht und 18 neue Gavallerieregimenter errichtet werden. Dagegen jollte 
die Landwehr aus dem’in erfter Linie zu mobilifirenden Kriegsheer aus— 
-geichieden werden und nur als Feitungsbefagung dienen, die Landwehr— 
cavallerie aber ganz wegfallen. Der jährliche Mehraufwand wurde auf 
10 Millionen Thaler, die Koften der erften Einrichtung auf 5 Millionen 
berechnet. 

Diefe Vorlagen wurden im Publicum mit Befremden und Schreden 
aufgenommen. m erfter Reihe ftanden die finanziellen Bedenken. Dann 
war die angefonnene Vermehrung des jtehenden Heeres durchaus im 
Wideripruch mit den Iheorieen des Liberalismus, die vielmehr eine Ver: 
minderung defjelben forderten. Man glaubte nicht mehr an große Kriege, 
die Fortichritte der Eultur und Humanität fchienen diefelben unmöglich 
machen zu müfjen. Wenn man auch die Möglichkeit eines ungerechten 
Angriffs von Außen nicht in Abrede 309, jo glaubte man doch die Aus— 
bildung der Wehrfraft auf den Dienft zur Vertheidigung des vaterlän- 
dischen Bodens beichränfen zu müffen, und dafür, meinte man, würde 
die Aufbietung des wehrfähigen, von Zeit zu Zeit rationell geübten Volfes 
genügen; stehende Heere, Berufsfoldaten brauche man dazu nicht, oder 
wenigjtend nur in der fleinen Zahl, die für die Zmwede der Einübung 
erforderlich fei. Dann ſchien auch Solchen, die nicht jo unkriegeriſch 
dachten, jondern fich mit Stolz an die Yeiftungen des preußiichen Heeres 
in den Befreiungsfriegen erimmerten, die vorgeichlagene Reform ein un— 
berechtigter Eingriff in das ehrmirdige, erprobte Inſtitut der Landwehr. 
Die national gefinnten Bolitifer nahmen Anſtoß an dem erhöhten Milttär- 
aufwand, weil fie zweifelten, ob die Negierung auch den ernftlihen Willen 
habe, die vermehrte Wehrkraft fir eine fräftige Politif in deutſchen An— 
gelegenheiten zu verwenden. ES jchien bedenflih, daß der Prinzregent 
in feiner Thronrede fo gar feine Zufagen für die Bundesreform gemacht 
hatte. Auch der Minifter des Auswärtigen, v. Schleinit, hatte fein Wort 
geſprochen, um die Militärvorlage aus Gründen der deutjchen Politik zur 
Annahme zu enpfehlen, weder in der Kammer, noch im Privatverfehr 
mit den Abgeordneten. Ohnehin hatte man zu ihm nicht gerade das 
Vertrauen, daß er, der im Jahre 1850 und 1859 doch zaghaft und 
unentſchieden gewefen war, nun eine Thatkraft entwideln werde, zu welcher 
er einer gejteigerten Militärmacht bedurft hätte. So fam es, dak man 
ſich in liberalen Kreifen einredete, es jei dem Minifterium felbft nicht foviel 
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an der Annahme der Militärvorlage gelegen. Freilich, wenn man die 
Vorte des Prinzregenten in der Thronrede recht beachtet, wenn man fich 
erinnert hätte, welches Gewicht er jchon in der Anfpracdjhe vom 8. November 
1855 bei Einjegung des Minifteriums auf die Militärorganifation gelegt 
batte, jo hätte man ahnen fünnen, daß diefe der Bolfsvertretung 
gemachte Borlage die weſentliche Bedingung eines politiichen Syſtems 
bilde, welches den deutjchen Beruf Preußens erfüllen ſollte. Auch die 
Anreutungen des Kriegsminifters und des Finanzminifters gaben zu ver- 
fteben, daß die Mititärreform mit größeren Zweden zufammenhänge Aber 
dies Alles wollte man in den reifen der liberalen Abgeordneten nicht 
merfen und verftehen, und die zur Begutachtung des Militärgejeges nieder: 
geſetzte Commiſſion erjtattete unter Yeitung Vincke's einen Bericht, der vor 
Alem die finanziellen Bedenken hervorhob, die beabjichtigte Trennung der 
Yandwehr von der mobilen Armee fcharf tadelte umd die Dienftzeit von 
drei Jahren als eine umerträgliche Belaftung des Volkes anfah, für die 
polittiche Bedeutung des Planes aber gar fein Verſtändniß zeigte. Da 
vorauszuſehen war, daß auf einen ſolchen Commiffionsbericht hin der 
Entwurf des Miniſteriums verworfen werden würde, jo zog die Regierung 
denjelben zurück, um damit auf eine beffer unterrichtete und geſtimmte 
Kammer zu warten. Sie bradte am 5. Mai einen anderen Geſetzes— 
entwurf ein, durch welchen der Kriegsminister zur Aufrechterhaltung und 
Vervollſtändigung derjenigen Mafnahmen ermächtigt werden jollte, weiche 
für die fernere Kriegsbereitichaft und erhöhte Streitbarfeit des Heeres 
erforderlich und auf den bisherigen gejeglichen Grundlagen thunlich jei, 
wozu die Bewilligung von 9 Millionen Thaler für das nächſte Etatsjahr 
verlangt wurde. Dabei wurde ausdrüdlich erflärt, daß der gegemwärtige 
Zuftand des Heerweſens als ein proviforiicher angefehen und über Ans 
nahme oder Verwerfung des Neorganifationsplanes nichts entichieden 
werden ſolle. Hierauf nahm nun die Kammer mit 315 Stimmen gegen 
2 den Antrag der Regierung an, bezeichnete aber die Geldverwilligung 
ausdrüdlih als ein Vertrauenspotum fir das Minifterium, gegeben in 
der, Hoffnung, daß daſſelbe in der deutjchen Frage eine fräftigere Politik 
einschlagen werde. Der Prinzregent dankte in feiner Thronrede vom 
2. Mat für die Berwilligung des außerordentlihen Militärcredits, aber 
ſprach mit bejonderem Nachdruck die Hoffnung aus, dak die Nothwendig— 
teit der Heeresreform endlich richtig gewürdigt werden und die Löſung 
der zurücfgeftellten Frage, deren Erledigung als ein unerläßliches Bedürf- 
niß anerfannt fei, in kürzefter Frift gelingen werde. . 
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Zunächſt erichien dem Prinzen die Heeresreform bejonders wegen der 
Berhältniffe zu Frankreich wünſchenswerth, und die deutiche Frage trat 
vor der von Weiten drohenden Gefahr mehr in den Hintergrund. So 
fam es, daß er nicht bejonders geneigt war, die Ermahnung der Kammer 
zu einer kräftigen deutjchen Politit zu befolgen. Er hielt vielmehr die 
Eintracht der deutjchen Regierungen für unentbehrlih und darım den 
Zeitpunkt nicht für geeignet, eine Umgejtaltung der deutjchen Verhältnifie 
gegen den Willen der Mitteljtaaten und Oeſterreichs durchzuſetzen. Eine 
preußifche Eirculardepeiche vom 6. Juni geftand geradezu, Preußen ver- 
zichte fir jet auf die Neform der deutfchen Verfaffung, weil e8 die Ab- 
neigung der Bundesglieder für ein umüberfteigliches Hinderniß anjehe. 
Die Regierung lege auf das Beftehen und Erhalten des Bundes den 
größten Werth. Sie wiſſe fi) zwar mit der Mehrheit der Bundesſtände 
in Uebereinftimmung mit der Anficht, daß die Bundesverfaflung der Ver— 
beijerung bedürftig und fähig jei, eine Reform derfelben könne indejien 
nur mit gewilfenhafter Achtung der Nechte Aller, und mit Ausficht auf 
Erfolg nur in Beitverhältnifien unternommen werden, welche für Yöfung 
jo jchwieriger Fragen bejonders geeignet jeien. Dies fei aber nicht der 
Fall, jo lange die Mittelftaaten nicht durch Ereigniffe zwingender Natur 
genöthigt jeten, auf einen Theil ihrer Souveränität zu verzichten. Offenbar 
dachte man ſchon damals an die Möglichkeit, daß durch einen gemeinfanten 
Kampf gegen Frankreich die mittelftaatlichen Regierungen zur Einficht 
fommen könnten, es wäre bejjer, ſich in militärifcher Hinjicht einer deutjchen 
Großmacht ımterzuordnen. 

Der Gedanfe an eine Verwicklung mit Frankreich wurde durch ver- 
ſchiedene Kundgebungen und Gerüchte nahe gelegt. Auf der nationalen 
Seite beftand der Verdacht, daß die mittelftaatlichen Regierungen ſich in 
ihrer Oppofition gegen Preußen auf Frankreich zu ftüen geneigt jeien; 
auf der particulariftiichen Seite jagte man Preußen nach, daß es mit 
Hilfe Franfreihs und Rußlands feine Herrichaft in Deutſchland ausdehnen 
und dagegen Frankreich Zugejtändnijie auf dem linken Rheinufer machen 
wolle. Die erftere VBermuthung erhielt durch ein unbedachtes Wort des 
hannoverifchen Minifters dv. Borries Nahrnng. Diejem entjchlüpfte nämlich, 
bei Gelegenheit der Vertheidigung der hannoverijchen Politik, in der Kammer 
die Drohung, daß die Mittelftaaten, wenn man jie fortwährend dränge, 
fich Preußen zu unterwerfen, genöthigt fein würden, bei Frankreich Schuß 
zu fuchen. Als am 1. Mai eine Petition der Stadt Harburg zur Be- 
rathung kam, welche über die Verfolgung des Nationalvereins Klage fübrte 
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und für denfelben das Recht umangefochtener Verbreitung in Anſpruch 
nahm, erklärte Borries, der Nationalverein erftrebe eine Centralgewalt 
in der Art, daß die ganze Militärhoheit und diplomatifche Vertretung in 
die Hand eines Fürſten gelegt werde, und zwar, wie man aus feinem 
ganzen Auftreten nicht anders jchließen könne, in die Preußens. Das jei 
aber nichts anderes als eine völlige Mediatifirung aller übrigen deutſchen 
Fürſten. Eine ſolche würde und fünne fich feiner der größeren Fürften 
gefallen laſſen, ſie würden genöthigt werden, fich untereinander, ja fogar 
mit auswärtigen Mächten zu verbünden, die ſehr zufrieden fein wirden, 
die Hand in Deutſchlands Angelegenheiten zu befommen. Dieje Erklärung 
nahın man als ein Geftändnif, daß die deutfchen Meittelftaaten unter 
Umftänden entichloffen feien, bei Napoleon Schug und Hilfe zu fucher. 
Ein Schrei der Entrüftung ging dur ganz Deutichland, und die natio— 
nale Partei vermwerthete gern die Gelegenheit, die Politif der Mittelftaaten 
an den Pranger zu ftellen. Zu diefem Zwed wurde von einer Ver— 
janımlung angejehener Männer von verjchiedener politifher Richtung, welche 
ſich in Heidelberg zufammengefunden hatten, am 3. Mai eine geharnifchte 
Erklärung folgenden Inhalts*) erlaffen: „Das deutjche Volk iſt ent: 
ihlofjen, feinen Fuß breit deuticher Erde unter fremde Botmäßigfeit gelangen 
zu laſſen; immer näher rückt die Gefahr, mit welcher eine fremde Macht 
und umſtrickt; immer tiefer und weiter verbreitet fich die Erkenntniß, 
daß nur die einheitliche Yeitung der militärischen Kräfte und der auswär— 
tigen Bolitif die drohende Gefahr erfolgreich zu befämpfen vermag. Der 
deutfehen Regierung, die Angejichts diefer Gefahr mit mannhaftem Ent: 
ihluß an der Spige der im Parlament geeinigten Nation für die Ehre, 
die Freiheit und die Macht des Baterlandes in die Schranfen tritt, 
wird das deutiche Volk mit Vertrauen die Vollmacht übertragen jehen, 
deren fie zım Pöfung ihrer Aufgabe bedarf. Die deutiche Regierung 
dagegen, welche ihre Pflicht jo ſchmachvoll vergefien würde, daß jie bei 
auswärtigen Mächten einen Rückhalt juchte in Fragen der nationalen 
Entwidelung, bei feindlihen Mächten Hilfe juchte oder annähme zur 
Abwehr der Opfer, welche zu fraftvoller Bekämpfung diejer Feinde von 
ihr gefordert werden — eine ſolche Regierung würde dem öffentlichen 
Urtheil und dem Schiefal verfallen, das Verräthern gebührt." Aehnliche 
Kundgebungen folgten an verjchiedenen Orten Deutjchlands, namentlich 
in der Volksvertretung. Im preußifchen Abgeordnetenhauſe jagte am 


*) Wochenſchrift des Nationalvereins Nr. 2 und Allg. Ztg. vom 28. Mai 1860. 
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7. Mai der Abgeordnete Ammon unter großem Beifall: „Wenn der 
Minifter eines deutichen Staates der Yandesvertretung gegenüber, wo es 
ſich um berechtigte Einheitsbeftrebungen handelt, offen mit ehrlojem Yandes- 
verrath droht, jo ift diek die Frucht eines und deijelben *) in unſerem Bater- 
(ande wuchernden Unfrauts." 

Das umiüberlegte Wort des hannoverifchen Minifters erjchütterte den 
Eredit der Mittelftaaten gewaltig, die Popularität, welche fie durch ihre 
Bemühungen für gemeinfame Einrichtungen der deutichen Bundesjtaaten 
gewonnen hatten, war mit einemmale vernichtet. Das Miftrauen wurde 
noch gejteigert, al8 der König von Hannover, anftatt die Aeuperung 
jeines Minifters zu desavouiren, ihn einige Wochen nachher in den Grafen: 
ftand erhob. Auch der wirtembergifche Staatsanzeiger goß nur Del ins Feuer 
durch einen Schmähartifel gegen die Unterzeichner der Heidelberger Er: 
klärung, welcher die Beichuldigung, man erjtrebe einen landesverätheriichen 
Rheinbund mit der Gegenbejchuldigung erwiderte, der Verrath fünne nur 
etwa bei der Verſchwörung unfeliger Doctrinäre lauern, welche die deutjche 
Zwieſpältigkeit durch das Abjchneiden des Einen Hauptes, durch Lähmung 
feiner Fänge und Schwingen heilen wolle. Die deutſchen Negier.ingen 
würden ihre Schuldigfeit thun und haben fie gethan, wenn es gelte für 
Deutjchland einzuftehen. Sie würden vor feinem Opfer zurücweichen, To 
lange noch ein vernünftiger möglicher Weg zur Förderung und Sicherung 
denticher Größe vor ihnen liege; zur Selbtvernichtung aber die Hand 
zu bieten, wie ihnen in taufend Variationen von einer revolutionären 
Fraction angefonnen werde, wäre nicht Patriotismus, fondern Wahnfinn 
und Verbrechen. Dieje Auslaffungen waren um jo beachtenswerther, als 
allgemein angenommen wurde, daß fie von höchſter Stelle ausgingen. 
Die particulariftiihe Partei erwiderte auch font den Vorwurf verräthe- 
rijcher NRheinbundsplane mit dem Gerücht, dak in Folge eines ruſſiſch— 
franzöfifchen Einverftändniffes Preußen das Anerbieten gemacht worden 
fei, ihm die Annerion des größten Theils von Deutichland zu gejtatten, 
wenn es das linke Nheinufer an Frankreich abtrete nnd Rußland in 
der orientaliichen Frage freie Hand laffe. Der preußiſche Geſandte in 
Petersburg jollte der Bermittler diefes Anerbietens geweſen jein**), der 


*) Nämlich des auch in Preußen den Fortichritt hemmenden Egoismus. 

**) Bismard felbft erwähnt diefer Verdächtigung in einem Briefe vom 22. Aug. 
1860, und bietet dem, der ihm die Kenntniß derartiger Anerbietungen nachweiſen 
fann, 1000 Friedrihedor. S. Heſekiel III. S. 189. 
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Prinzregent jedoch daſſelbe zurücgewiefen haben. Daß man diefem nicht 
mit ſolchen Berlofungen fommen durfte, darüber gab er in der Thron: 
rede bei Eröffnung des preukifchen Yandtags vom 23. Mai 1860 klare 
Auskunft: „Ich werde fortfahren,“ fagte er, „in der Wahrung aner: 
fannter Rechte die Wahrung eigenen Rechts zu erbliden. Wenn aud) 
Meinungsverjchiedenheiten über wichtige Fragen ftattfanden, in einem 
Gefühle find, ich ſpreche e8 mit hoher Genugthuung aus, alle deutichen 
Stämme mit mir und dem preußifchen Volk einig, in der unerjchütter- 
lihen Treue für das gemeinfame Vaterland und in der lebendigen Leber: 
zeugung, daß die Unabhängigkeit der Nation und die Integrität des 
vaterländiichen Bodens Güter find, vor deren Bedeutung alle inneren 
ragen und Gegenjäge zurücktreten.“ 

Das Gerücht von einem franzöſiſch-ruſſiſchen Einverftändnif, das 
auch Preußen in feine Nee zu ziehen juche, war in der That nicht 
ganz ohne Grund. Es handelte ſich um die orientaliiche Frage, für 
weihe man die Mithilfe oder wenigitens die Paſſivität Preußens ge- 
winnen wollte. Rußland, welches, um an Preußen einen einflußreichen 
Bundesgenoſſen zu erhalten, deſſen Macht geiteigert wünjchte, ſuchte einen 
Staatsmann in das preußiſche Minifterium zu bringen, der die deutjche 
Bolitif Fräftig in Angriff nähme, aber der Prinzregent zeigte feine Neigung 
bierauf einzugehen. Nun übernahm es Napoleon, in jeiner Weiſe auf 
Preußen einzumirfen. Er bat um eine perjönliche Zufammenfunft mit 
dem Prinzen und motivirte dieß mit dem Wunsch, ihn von feinen fried- 
lihen Geſinnungen zu überzeugen und die thörichten Beſorgniſſe zu zer: 
ftreuen, welche in Deutjchland in Beziehung auf die franzöſiſche Politik 
tege geworden feier. Er bemühte jih dem Prinzen nicht nur feine 
Friedfertigfeit, jondern auch fein fpecielles Wohlwollen zu ertennen zu 
geben, ihn von Englaud und Defterreih ab und zu ſich und Rußland 
beranzuziehen. Für den Fall, daß auch dieß nicht gelang, hatte ver 
Kaifer noch einen andern Zwed: er wollte den Prinzen Wilhelm entweder 
gewinnen oder compromittiren. Er wußte, daß die preußiiche Regierung 
von ihren Gegnern befchuldigt wurde, mit Frankreich unter einer Dede 
zu ftedfen und mit deifen Hilfe die Politit Piemonts nahahmen zu wollen. 
Diefer Verdacht mußte durch eine Zuſammenkunft des Negenten mit dent 
Kaifer neue Nahrung erhalten und die feindfelige Stimmung der deutjchen 
Höfe gegen Preußen fo fteigern, daß es ifolirt und an der Theilnahme 
an andern europäischen Angelegenheiten verhindert wurde. Das preu— 
hiſche Minifterium, wohl merfend worauf es abgejehen jei, ermwiderte auf 
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Napoleong Bitte um eine Zufammenfunft offen: allerdings feien im 
Deutſchland Bejorgnifje verbreitet, daß die franzöfiiche Politik eine agrej- 
jive Wendung gegen Deutichland einfchlagen könnte, und in diejer Beziehung 
ſcheine eine freundfchaftliche Begegnung des franzöfiichen Kaiſers mit dem 
Negenten von Preußen wohl geeignet diejelben zu bejchwichtigen, wenn 
nicht zugleich der Verdacht beftände, daß Preußen fih im Einvernehmen 
mit Frankreich und gegen gewiffe Zugeftändniffe an dajielbe auf Koften 
jeiner deutjchen Bundesgenofjen vergrößern wolle, und man fönne fich 
nicht darüber täufchen, daR eine Zufammenkunft der beiden Regenten 
diefen Bejorguijjen neue Nahrung geben könnte. Man wolle übrigens 
den Borjchlag des Kaiſers in weitere Erwägung ziehen. Da Napoleon 
in diefem Beſcheid Feine definitive Ablehnung jehen zu uüſſen glaubte, 
und ihm viel an der Zufammenkunft gelegen war, fo erneuerte er nad) 
einigen Monaten feine Anfrage. Inzwiſchen hatte der König von Bayern 
dem Prinzen von Preußen feinen Wunjc einer Zufammenkunft in Baden- 
Baden zu erkennen gegeben, um ſich mit ihm über deutjche Angele— 
genheiten zu bejprechen und zu verftändigen, und Hinzugefügt, auch der 
König von Wirtemberg hege denjelben Wunſch. Dieß wurde dem Kaiſer 
Napoleon auf feine erneute Anfrage mitgetheilt uud ihm angeboten, ob 
er nicht bei diejer Zuſammenkunft fich auch einfinden wolle. Obgleich 
dieß gerade nicht mit feinen Planen ſtimmte, antwortete er, er freue fich 
über dieſes glüclihe Zufammentreffen, das ihm Gelegenheit gebe, auch 
anderen deutjchen Fürften die VBerficherung feiner friedlichen Gefinnungen 
und ſeines Wohlwollens gegen Deutjchland auszudrüden. Er nahm den 
Vorſchlag an umd versprach, fich zu derfelben Zeit wie die deutichen 
Fürſten in Baden einzufinden, Durch das gleichzeitige Erſcheinen der 
letsteren wurde der Argwohn, daß es ſich um eine Conjpiration gegen 
die deutjchen Fürſten handle, abgejchnitten. Zugleich war der Entſchluß der 
ſüddeutſchen Könige ein freundichaftliches Zeichen des lebhaft empfundenen 
Bedürfnifes einer Verftändigung uud des Vertrauens zu der Perjon des 
Prinzregenten, und man konnte hoffen, daß die genannten Fürsten wirklich 
nicht abgeneigt feien, ich dem preußifchen Standpunkt anzunähern. Nun 
wurde aber der Charakter der Zufammenkunft wejentlich dadurch ver: 
ändert, daß auch der König von Hannover, als er von dem Plane hörte, 
Luſt befam jich dabei zu betheiligen. Er unternahm plöglich eine Reife 
nah Berlin, um ſich die Erlaubniß auszuwirken, auch Theil zu nehmen, 
die man ihm nicht verweigerte. Nun mußte man auch den König von 
Sachſen dazu einladen, und fo gejtaltete fid) das Nendezvous in Baden 
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zu einer größeren Berfammlung der deutichen Fürſten. Außer den vier 
Königen wurde auch der Großherzog von Baden, der von Sacjen: 
Weimar, der von Heflen-Darmftadt und der Herzog von Naflau einge: 
faden. Ueber die Grundlagen und einzelnen Punkte der Berftändigung 
batten die Fürsten, unter denen freilich verjchiedene politiiche Schattirungen 
vertreten waren, ſehr unflare Ideen, und jelbit die Urheber des Planes 
braten Wünfche mit, welches feineswegs zu dem Zweck einer Verſtän— 
digung über nationale Anliegen jtimmten. ntlaffung des damaligen 
liberalen preußiſchen Meinifteriums, Bundesregeln gegen den National: 
verein ſollen jogar als Mittel zur Herſtellung der deutichen Eintracht 
vorgeihmebt haben. 

Aus jo verjchiedenartigen Antrieben ging die Fürftenzufammenfunft 
bervor, weldde vom 15. bis 17. Juni 1860 in Baden-Baden ftattfand. 
Am 15. Abends 6 Uhr traf der Kaiſer Napoleon ein und ſchickte ſich 
an, dem Prinzen von Preußen feinen Beſuch abzuftatten. Diefer fam 
ihm aber zuvor und fuhr an der Billa Stephanienbad, wo Napoleon 
abgeftiegen war, an. Letzterer ging ihm bis an die Treppe entgegen, 
und führte ihn dann in fein Zimmer, wo Beide etwa eine Stunde lang 
miteinander ohne Zeugen verfehrten. Man wollte bemerft haben, daß 
Napoleon eigenhändig die Rouleaux herabgelaffen habe. Am folgenden 
Tag machte der Kaifer dem Prinzen einen längeren Gegenbefuch, und 
empfing die Bejuche der deutjchen Fürften. Abends war dann großes 
Galadiner im großherzoglichen Schlofje, an welchem ſämmtliche anweſende 
Fürſten theilnahmen; eine glänzende Soiree ſchloß fih an. Am dritten 
Tag war großes Frühſtück auf dem alten Schloß, und noch an dem 
Abend deffelben Tages trat Napoleon die Rückreiſe au. Die deutjchen 
Fürſten pflegten noch weiteren Verkehr und verjammelteu ſich am 15. 
Nachmittags 4 Uhr in Folge einer Aufforderung des Prinzen bei ihm 
in einem Saale des großherzoglichen Schloſſes, bei welcher Gelegenheit 
der Prinz jich in längerer Rede über die politiiche Yage ausſprach. Er 
fagte dem Anweſenden feinen herzlihen Dank dafür, daß fie durch ihre 
Theilnahme an der Zufammenkunft mit dem Kaifer der Franzoſen die 
Abficht unterſtützt haben, in welcher er auf den Vorſchlag der Zuſammen— 
kunft eingegangen fei. Es jei der Beweis gegeben worden, daß die Deutjchen 
ang jeien, wenn jemal3 dem Vaterland Gefahr drohen jollte; „Wir 
iind,“ fagte der Prinz, „Zeugen gewejen von den wiederholten und uns 
Allen übereinftimmend vorgetragenen friedlichen Verficherungen des Kaifers, 
md aus der freimüthigen offenen Antwort, welche dem Kaifer zu Theil 
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geworden iſt, wird derſelbe die Ueberzeugung geſchöpft haben, daß wir 
gern bereit ſind, dieſen Friedensverſicherungen Glauben zu ſchenken.“ Er 
der Prinz habe die Zuſammenkunft angenommen unter der Bedingung, 
daß die Integrität Deutſchlands in keiner Weiſe in Frage geſtellt werde. 
Durch des Kaiſers Erſcheinen auf der Grundlage dieſer Vorbedingung habe 
dieſer Grundſatz eine Anerkennung erfahren, welche nicht verfehlen werde nach 
allen Seiten hin Eindruck zu machen. Er hoffe damit zugleich ein Zeugniß 
abgelegt zu haben, daß Preußens auswärtige Politik das Geſammtinterſſe 
Deutſchlands wohl im Auge habe. Auf ſeine letzte Thronrede ſich be— 
rufend ſagte der Prinzregent, er ſpreche es in dieſem erlauchten Kreiſe 
gerne noch einmal aus, daß er es nicht blos als die Aufgabe der deutſchen, 
jondern der europäiſchen Politif Preußens erachte, den Zerritorialbeitand 
ſowohl des Gejammtvaterlandes als der einzelnen Landesherrn zu jhügen. 
An diefer Aufgabe werde er ſich durch nichts beirren laffen, auch durch 
den Umstand nicht, daß die Entwidelung der inneren Politik, die er für 
Preußen als unerläßlih erkannt habe, ſowie jeine Auffaſſung mehrerer 
ragen der inneren deutjchen Politik, von der Auffafjung einiger feiner 
hoben Bundesgenojjen abweichen möge. Die Erfüllung jener nationalen 
Aufgabe, die Sorge für die Integrität und Erhaltung Deutjchlandg werde 
bei ihm immer oben anftehen. Ueber die Loyalität feiner Bemühungen, 
die Kräfte des deutjchen Volkes zu gedeihlicher Wirkjamfeit zuſammenzu— 
fafien, könne fein Zweifel beftehen. Die preußifche Regierung babe nie= 
mals die Abficht gehabt, das völferrechtliche Band, das die deutjchen - 
Staaten umfafje, zu lodern. Wiederholt habe er erklärt, daß eine Reform 
de3 Bundes mur unter gewifjenhafter Wahrung der Intereſſen Aller er- 
ftrebt werde, und die legten Afte feiner Regierung würden feinen Zweifel 
gelajien haben, daß er den gegenwärtigen Augenblid für eine Neform 
diefer Art nicht für geeignet gehalten habe. Dagegen feien die Punkte 
bezeichnet worden, an denen er fefthalten müſſe. Wenn er auf dem 
betretenen Wege jeiner inneren tie jeiner deutſchen Politif beharre, jo 
habe er doch feinen Grund die Hoffnung aufzugeben, daß er auf dem: 
jelben mehr und mehr allen deutichen Megierungen begegnen werde. Auch 
auf eine Verftändigung mit Defterreih hoffe er und erachte diejelbe für 
eine Sache von der höchften Wichtigkeit. *) 

Nach der Nede des Prinzregenten dankten die anmejenden Fürſten 


*) Allg. Ztg. vom 22. Juni 1860 Nr. 174 Hauptblatt nach der Karlaruber 
Zeitung. 
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dem Großherzog von Baden für feine liebenswürdige Gaftfreundichaft, 
worauf diejer feine Freude ausſprach, daß er eine denhwürdige Berfamm: 
(ung in dem Schloß jeiner Ahnen babe begrüßen dürfen, und wie er 
von Herzen wünjche, daß diejer Tag die jegensreichiten Folgen für das 
deutiche Baterland haben möge. Er dankte dem Prinzen fir jeine er- 
bebende patriotiihe Rede, und ſagte einem Streben, dejien Wege jeder 
deutiche Fürft gern betreten müſſe, feine volle Zuftimmung und Theil- 
nahme zu. Der König von Wirtemberg, als Senior der anwejenden 
deutichen Fürften, fprach dem Prinzen jeinen Dank aus für feine Bereit: 
willigfeit, die Integrität Deutſchlands jchügen zu wollen, und verband 
damit den Ausdrud verjchiedener Wünſche in Betreff einzelner Fragen 
über die inmeren deutfchen Verhältniſſe. Der Prinz erbat fidh weitere 
Mittheilungen auf geichäftlichem Wege, was von den anmwejenden Fürſten 
zugelagt wurde. 

Die franzöfiihen und deutihen Blätter waren voll Rühmens über 
die Ergebniffe der Badener Fürſtenverſammlung. Die franzöfiiche Preſſe 
ſah darin eine jchlagende Widerlegung übelwollender Gerüchte von der 
Gefährdung des europäifchen Friedens, eine höchſt erfreuliche Befejtigung 
guter internationaler Beziehungen umd die beruhigende Widerheritellung 
des öffentlichen Bertrauens; überdieß eine von den deutjchen Fürſten 
der Leberlegenheit Napoleons dargebrachte Huldigung. Die deutjche 
Preſſe triumphirte, daß Napoleon jo ſchön abgeblitt jei, daß er habe 
zurüdweichen müſſen vor der mannhaften deutichen Haltung des Prinz- 
regenten und der Einmüthigfeit der deutichen Fürſten. Betrachten wir 
die Sache näher, jo werden wir jehen,. daß weder Napoleon noch der 
Prinz von Preußen noch die deutjchen Fürſten Urfache hatten, jo ganz 
befriedigt zu jein. Napoleon hatte jeinen Zweck nicht erreicht, es war 
ihm weder gelungen den Prinzen von Preußen zur ruffiich- franzöfiichen 
Altanz herüberzuziehen, noch ihn durch den Verdacht von Berabredungen 
wegen der Rheingrenze und preußischer Annerionen in Deutjchland zu 
discreditiren. Man hat wohl behauptet, daß zwilchen Napoleon und 
dem Prinzen blos Höflichfeitsphrafen und Friedensveriprehungen aus: 
getaucht worden jeien, von Politik aber nicht die Rede geweſen jei. Jedoch ift 
die Berjicherung weit wahrjcheinlicher, daf Napoleon in der Converjation 
mit dem Prinzen auf die jchleswig=holjteinische Frage zu jprechen ge 
tommen fei und ihm auseinandergejegt habe, daß eine fefte Stellung an 
der See für eine europäiſche Großmacht unentbehrlich ſei, und daß er 
e3 nicht hindern wide, wenn Preußen die Gelegenheit zu Ermwerbungen 
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an der Nord» und Dftjee benugen wollte, natürli in der Vorausſetzung, 
daß fi Preußen für diefe Begünftigung durch andere Gefälligteiten 
danfbar ermweifen werde. Der Prinz ging auf diefe Andeutungen jedod) 
nicht weiter ein, umd wies auf jeine Pflichten gegen die deutfchen Bun- 
desgenofjen hin, die ihm feine mwillfürliche Annerion geftatten. Dieß war 
aber genug, in Napoleon den Stachel einer Ablehnung zurücdzulaffen, 
und das Gefühl des Aergers, dak mit dem gewifjenhaften Deutjchen 
nicht8 zn machen jei. Vielleicht datirt von jener Zuſammenkunft in 
Baden die Heberzeugung Napoleons, daß mit Preußen feine Berftän- 
digung möglid) fei, die den Wünjchen der Franzojen entjpreche, und daß die 
Frage wegen des linken Aheinufers doc fchlieglih durch Waffengewalt 
entfchieden werden müſſe. 

Der Prinzregent konnte fich nicht verhehlen, daß durch dieje Zu- 
ſammenkunft der Friede feineswegs befejtigt fei, und daß er alle Urſache 
habe, vor jeinem Nachbar auf der Hut zu fein und die militärischen 
Kräfte Preußens und Deutfchlands zu ftärfen. Sein Entſchluß, die 
Militärreform in Preußen mit allen ihm zu Gebot ftehenden Mitteln in 
Angriff zu nehmen, wurde befeftigt, auf der anderen Seite aber aud) 
der Wunſch belebt, mit den deutſchen Fürften ji auf einen Fuß zu 
jegen, der eine Verbefjerung der Bundesfriegsverfaffung ermöglichen konnte. 
Unter diejen Umftänden mochte er von den Beiprechungen mit denfelben 
nicht jehr erbaut fein. Schwerlich hatte ihr Verhältniß zu dem Prinzen 
von Preußen auf Napoleon den Eindrud freundfchaftlichen, herzlichen 
Einverftändnifjeg gemacht, vielmehr wird ihm eine gewijje Spannung 
und Zurädhaltung nicht entgangen fein. Der Gedanke, daß der Boden 
für bejondere Anerbietungen nicht ganz unempfänglich ſei, mag ihm nahe 
gelegen haben. Und wenn die Könige verjucht hatten, den Prinzen von 
Preußen zu gemeinfamen Mafregeln gegen die nationale Bewegung, zu 
Unterdrüdung des Nationalvereins zu beftimmen, jo werden fie ſich auch 
bald überzeugt haben, daß er darauf einzugehen weit entfernt jei. Einen 
Einblid in das Berhältniß der anmwejenden Könige zum Prinzen gewährt 
die Schlufverfammlung im großherzoglihen Schloſſe. Auf der einen 
Seite die vertrauensvolle warme Anfprache des Prinzen, auf der anderen 
die kurze und fühle Antwort des Königs von Wirtemberg, von der die 
offiziöjen Blätter fo wenig zu berichten mußten. Es find unter den 
anmefeuden Fürften ohne Zweifel zweierlei Gruppen zu unterjcheiden, die 
eine bejtand aus den vier Königen, dem Großherzog von Heſſen und 
Herzog von Naſſau, die andere aus dem Großherzog von Baden, des 
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Prinzen Schwiegerjohn, dem Großherzog von Sachſen-Weimar und dem 
Herzog von Koburg. Dieje legteren ſtanden der Auffaſſung des Prinzen 
näher, während die Könige, von Mißtrauen beherricht, hinter dem offenen 
geraden Weſen deijelben doch Plane vorausjegten, gegen welche jie auf 
der Hut fein müßten. Ihre politiichen Gefpräche mit dem Prinzen bezogen 
ih wohl auf die Gefahren, welche ihnen von der nationalen Agitation 
drohten, gegen die fie von Preußen geichütt fein wollten, und auf die 
Reform der Bundesfriegsverfaffung, auf die fie fich nur unter gewiſſen 
Lorbehalten einlajjfen wollten. Daß das Verhältniß zu Preußen durch 
die Zufammenfunft nicht beffer geworden war, erfehen wir aus den neuen 
Vorſchlägen für die Kriegsverfaflung. zu 
In Folge der Berabredungen zu Baden wurde zunächſt auf dem 
Bundestag verhandelt, und hierauf die Kriegsminifter der Mittelftaaten 
zu einer Gonferenz nad) Würzburg beordert, um die Ergebniffe der Be— 
rathung feftzuftellen. Bayern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, beide 
Heffen, Baden und Naſſau waren dabei vertreten, und am 5. Auguft 
wurde der Entwurf einer Uebereinkunft unterzeichnet. *) Nach demselben 
wollten die Mittelftaaten gerade an dem Punkt fefthalten, gegen welche 
Preußen hauptſächlich Oppofition gemacht hatte, an der Wahl eines 
Bundesfeldherrn. Nur darin gaben fie dem Wunjche Preußens nad), 
daß die Beftellung nicht durch Majoritätswahl, jondern durch eine Ver: 
ſtändigung zwiſchen Defterreih und Preußen erfolgen ſollte, wenn nämlich 
beide Großmächte oder eine derjelben fich mit ihrer ganzen Heeresmacht 
an riege betheiligen würden. Wenn aber dieje Verftändigung nicht 
gelänge, wenn 3. B. Defterreich verhindert wäre mit ganzer Macht am 
Bundeskrieg theilzunehmen, und den Oberbefehl nicht an Preußen über- 
lafjen molite, jo follte der Bund doch einen Oberbefehlshaber wählen 
und die Großmächte demſelben verantwortlich fein. Unter allen Um: 
tänden jollte aber für das 7., 8., 9. und 10. Armeecorps, d. h. für das 
Heer der Mittelftaaten, ein befonderer Oberfeldherr beftelft werden, der 
weder von Defterreidh noch von Preußen Befehle anzunehmen hätte. 
Dadurch wäre eine Armee der Mittelftaaten gefchaffen worden, die mög- 
licherweiſe eine jelbftändige, von Preußen abweichende Politik hätte treiben 
tinnen, und an eine einheitliche Action wäre nicht mehr zu denen 


*) Derfelbe wurde zuerft in der Wocenfchrift des Nationalvereins Nr. 28 vom 
I. Nov. 1860 und aus diefer Duelle in der Allg. Ztg. vom 11. Nov. Nr. 316 
mitgetheilt. 
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gewejen. Dieje principielle Oppofition gegen die Vorſchläge Preußens 
wollte man noch für eine Annäherung an daſſelbe ausgeben. Letzteres 
mußte ſich daher überzeugen, daß auf eine treue Bundesgenofjenjchait 
der Mittelftaaten nie zu rechnen fein wiirde. 
| Der Wunſch, mit Defterreich fi) zu verftändigen, welchen der PBrinz- 
regent von Preußen gegen die deutjchen Fürſten in Baden ausgejprochen 
hatte, war von demfelben ernftlich gemeint. Als der König von Bayern 
ſich erbot, eine perſönliche Zuſammenkunft zu vermitteln, ging der Prinz 
bereitwillig darauf ein. Am 26. Juli famen beide Monarchen in Teplit 
zufammen, und bejprachen jich bejonders über die italienischen Angelegen- 
heiten. Der Prinz erkannte an, daß der Befig Benetiens für Dejterreich 
ſehr wichtig fei, und ftellte in Ausficht, daß wenn Frankreich fich bei 
einem neuen Angriff Italiens auf Defterreich betheiligen wiirde, auch 
Preußen letzterem feine Unterftütung leihen wolle. Mißtrauiſche Hüter 
der preußiſchen Intereſſen fürchteten jchon, Preußen fei zu weit gegangen. 
Ein Berliner Freund jchrieb damals an Bismard: „Wir find iu Teplit 
mit Wiener Gemüthlichfeit glänzend über den Löffel balbiert, für Nichts, 
nicht einmal für ein Yinjengericht verkauft." Der frohlodende Ton der 
officiöfen öfterreichifch geftimmten Preſſe fchien dieſe Auffaſſung zu be- 
jtätigen. 


— — —— — 





Zehntes Kapitel. 


Die Fortſchritte des Einheitsgedanlens und das ſächſiſche 
Reformproject. 


Während Preußen das Drängen der nationalen Partei vorfichtig 
zurüdwies, machte die Einheitsbewegung in Jtalien reigende Fortſchritte. 
Der Stillftand, welchen der Frieden von Villafranca der piemontefiichen 
Politif auferlegt hatte, wurde durch die gemeinjfamen Anftrengungen des 
italieniſchen Volkes und feiner Staatdmänner in kurzer Friſt überwunden. 
Zwar wollte der Friedenscongreß, der im Spätherbft 1859 in Zürich 
julammentrat, die hemmenden Schranken noch vervolfftändigen. Es wurde 
am 10. November die Uebereinkunft unterzeichnet, durch welche ſich Frank— 
reich und Defterreich verpflichteten, die Errichtung eines italienifchen 
Staatenbundes zu befördern oder vielmehr einzuleiten. Die beiden Mächte 
hatten damit eine Anftalt wie der deutihe Bund im Auge, der ſich als 
Hemmſchuh der freiheitlihen und nationalen Entwidelung fo trefflich 
bewährt hatte. Defterreich follte Mitglied dieſes Bundes werden nnd 
dadurch die Hand in den italieniihen Angelegenheiten behalten. Auch 
den vertriebenen Fürften wurden ihre Nechte vorbehalten, damit fie, wenn 
mie man hoffte ihre ehemaligen Unterthanen fie zurüdberufen würden, 
ungehindert ihre Throne wieder einnehmen fünnten. Nur mit Waffen: 
gewalt, gegen den Willen der Bevölkerung fie wieder einzufegen, dazu 
wollte man ſich nicht verbindlich machen. Auch hegte Napoleon die 
Hoffnung, für feinen Better den Prinzen Napoleon das Großherzogthum 
Toscana herauszufchlagen. Aber jett zeigte fich der Patriotismus, der 
Gemeinſinn und die politische Disciplin der SYtaliener in ihrem fchönften 
Fichte. Sie wollten von feinem Bund etwas wiſſen, der Defterreich das 
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Necht geben würde, Einfluß auf italienische Angelegenheiten auszuüben ; 
fie liegen ji auch nicht durch Umtriebe für die entthronten Fürjten und 
den Prinzen Napoleon verführen, jondern fie waren alle darin einver- 
ftanden, dak man die mittelitalienifchen Provinzen für die Einverleibung 
in Piemont fichern müjje, um dadurch die Grundlage eines Einheits- 
ftaates8 zu gewinnen, den aud Nom und Venedig zufallen müßten. 
Ricaſoli und Farini organifirten Toscana, die Romagna, Modena und 
Parma nad) piemontefischem Mufter, im Januar 1860 ergriff auch Cavour, 
der nach dem Frieden von PVillafranca jchmerzlich verzichtend abgetreten 
war, wieder das Steuerruder als leitender Minifter, und nahm feine 
alten Plane wieder auf. Im März ſprach ji) Toscana, Modena und 
Parma durch Volksabſtimmung für den Anſchluß an Piemont aus, was 
der nördliche Theil des Kirchenftaates, die fogenannte Emilia, jchon im 
September 1859 gethan hatte. Ein großer nord: und mittelitalienifcher 
Einheitäftaat war damit eine vollendete Thatfahe. Freilich beftand jetzt 
auch Napoleon darauf, daß ihm der in Biarrig ausbedungene Lohn 
bezahlt werde, und Cavour mußte ſich mit ſchwerem Herzen entjchlieken, 
am 24. März einen Vertrag zu unterzeichnen, durch welchen Savoyen, 
die Wiege des fardinifchen Königshaufes, und Nizza an Frankreich abge- 
treten wurden. Daß bei einer in Scene gejegten Volksabſtimmung eine 
große Mehrheit für die Einverleibung in Frankreich ji ergab, mußten 
franzöfifche Agenten jchon zu machen. Dagegen traf man jett Anftalt, 
die EinheitSbewegung auch nad Süditalien auszudehnen, das urjprünglich 
in dem Plane Cavours nicht mit in Rechnung genommen war. In 
Sicilien brach, nachdem der junge König Franz II, welcher im Mai 1859 
jeinem Vater Ferdinand II. auf dem Throne gefolgt war, das Anfinnen, er 
jolfe jeinem Yande eine Berfaffung verleihen und eine Allianz mit Piemont 
jchließen, zurückgewieſen hatte, ein Aufftand aus, und der fühne Freiſchaaren— 
führer Garibaldi war alsbald entjchlojjen, den fortjchreitenden Sicilianern 
Hilfstruppen zuzuführen. Am 6. Mai fuhr er mit einer Freiwilligenſchaar 
von 1000 Mann auf zwei Dampfichiffen von Genua ab, ohne dak ihm 
die piemmontefifche Regierung Hindernifje in den Weg legte; am 11. landete 
er glüflih in Marjala in Sicilien, vereinigte ſich dort mit den zer: 
ftrenten Haufen der aufjtändiichen Bevölkerung und übernahm im Namen 
Victor Emanuel3 die Dictatur in Sicilien. Ohne großen Widerftand 
bemächtigte er ſich Palermo's und war bald Herr auf der ganzen 
Inſel. Nun fette er, Anfangs Auguft, auch auf das Feſtland über, 


und ſchon am 7. September z0g er als Sieger in Neapel ein. Bald 
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folgten ihm die königlich jardinifchen Truppen, und. am 9. October erließ 
Victor Emanuel ein Manifeft an die Völker Mittelitaliens, worin er 
den Gang der Dinge darlegte und feinen Beruf Italien zu einigen ver: 
fündete. Vierzehn Tage ſpäter erklärte die engliſche Regierung ihre 
offizielle Anerkennung der in Neapel und Sicilien bewirkten Umwäl— 
zung, und eine veranftaltete Volksabſtimmung ergab eine großartige 
Majorität für die Annerion an Piemont, die im November vollzogen 
ward. TDieje Erfolge der nationalen Einheitsidee machten natürlich in 
Deutichland das größte Auffehen. Man ſah, was ein einmüthiges Wolf 
im Verein mit mutbhigen nnd nationalgefinnten Heerführern und Staats» 
männern ausrichten kann. Man beneidete Italien und Biele dachten und 
jagten e8 wohl auch: hätten wir doch auch einen -deutichen Cavour und 
Victor Emanuel! 

Daß in Deutjchland die Verhältniffe anders liegen, daß Preußen 
nicht jo rückſichtslos zugreifen könne und dürfe wie Piemont, jagte man 
ih wohl auch; aber etwas fühner und fräftiger, meinten Manche, könnte 
Preußen wohl vorgehen. Ein großer Unterfchied war jchon das, daß 
die Deutichen noch meit davon entfernt waren, ſich jo entjchieden und 
einmitbhig an Preußen anzuichließen, wie die taliener an Piemont. 
Nicht nur die particulariftiichen Feinde der Einheit, nicht nur die groß: 
deutichen Freunde Defterreich8 waren dagegen, fondern auch der National: 
verein wagte nur jchüchtern und bedingt, die Führerfchaft Preußen an: 
zubieten, und ſprach anftatt von Anjchluß an Preußen davon, daß fich auch 
Preußen der idealen, noch gar nicht vorhandenen deutjchen Centralgewalt 
unterwerfen follte. So die Generalverfammlung des Nationalvereins, 
die am 3. September 1860 zu Koburg zufammentrat und in ihren Be- 
ſchlüſſen ausiprah: „Der Nationalverein erwartet, daR jeder deutſche 
Volksſtamm willig die Opfer bringen werde, die zur Erreichung der 
Größe und Einheit Deutjchlands nöthig find. Das preußifche Volk vor 
allem muß darthun, daß es troß feiner glänzenden Geichichte und troß 
der Grogmachtitellung des preußiſchen Staats ſich als Theil des deutjchen 
Volfes fühle und daß es gleich jedem andern Staat Deutſchlands der 
deutichen Gentralgewalt und Volksvertretung fich unterordne. Wenn die 
preußifche Regierung die Intereſſen Deutſchlands nach jeder Richtung 
tbatfräftig wahrnimmt und die unerläßlichen Schritte zur Herftellung der 
deutichen Macht und Einheit thut, wird gewiß das deutiche Volt ver: 
trauensvoll die Centralgewalt dem Oberhaupt des größten rein deutjchen 
Staates übertragen jehen.“ 
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Dan forderte von Preußen, daß es jich der Intereſſen Deutjchlands 
thatkräftig annehme, dar es die umerläßlichen Schritte zur Herſtellung 
der deutichen Macht und Einheit thue. ee wir näher zu, was man 
denn eigentlich damit meinte. Sn dem Programm, dejien Ausführung 
die liberale Partei von der preußifchen Regierung verlangte, ftand in erjter 
Reihe die Erledigung der fchleswig=holfteinischen und der kurheſſiſchen 
Angelegenheit. Bei erfterer Frage handelte es jich darum, Preußen ſolle 
die jeit 1858 ohne Erfolg vom Bundestag angedrohte Erecution gegen 
Dänemark zum Bollzug bringen. Die dänische Regierung zögerte nämlich), 
in der Gefammtftaatsverfaflung, welche fie dem ganzen Weiche verliehen 
hatte, diejenigen Modificationen eintreten zu laſſen, welche Holftein eine 
gewiſſe Selbjtändigfeit verbürgen konnten, und wollte vollends von einer 
Ausdehnung folder Anſprüche auf Schleswig gar nichts wijjen. Die 
öffentliche Meinung in Schleswig- Holftein und in einem großen Theil 
de übrigen Deutjchlands ging nun dahin, Preußen jolle durch Bejegung 
Holjteind und Schleswigs die dänische Regierung zwingen, beiden Yän- 
dern eine jelbjtändige, die Erhaltung deutjcher Nationalität fichernde 
Stellung zuzugeftehen und jie von der Gejammtftaatsverfaflung frei zu 
lajjen, und das Yand fo lange als Pfand bejett halten, bis Dänemarf 
jene Forderung gewährt hätte. Da nun aber Preußen im Londoner 
Bertrag Dänemark als ein untheilbares Ganze anerfannt hatte, jo war 
es ſchwer, gegen die Gefammtftaatsverfafiung, die dod) eine natürliche 
Eonjequenz bievon war, mit Waffengewalt einzufchreiten. 

Der zweite Punkt war die Widerherjtellung der mit Hilfe des Bun- 
destags von dem Kurfürften von Heſſen aufgehobenen Verfaſſung des 
‚Jahres 1831 und des Wahlgejetes vom Jahre 1849. Der Kurfürft 
jollte gezwungen werden, diefe Heritellung zu verfügen, und Preußen 
jollte einen dahin gehenden Beſchluß am Bundestag durchjegen. Man 
glaubte nämlich, wenn Preußen diefen Antrag ernſtlich ftellte, jo würde 
ed an einer Majorität dafür nicht fehlen und der Beichluß könnte ausge- 
führt werden, wenn auch Dejterreich nicht bei der Majorität wäre. 

Nicht minder wichtig waren aber die Anforderungen, die man in 
Betreff der inneren Politit an Preußen machte. Die liberale Preſſe 
verlangte, daß die Negierung moralifche Eroberungen mache durd) frei: 
ſinmigen Ausbau der Verfaſſung, d. b. daß fie der Xheilnahme der 
Volfsvertretung an Verwaltung und Gejeßgebung möglichjt weiten Spiel: 
raum gewähre, daß fie das veactionäre Herrenhaus durch einen Pairsſchub 
reformire, oder durch geeignete Anträge an die Kammer die Hand zu 
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deffen gänzlicher Bejeitigung biete. Die Regierung dagegen fonnte, ab: 
geieben von der monarchiichen Weberlieferung, welche in der Ariftofratie 
eine Stütze des Thrones jah, jchon deshalb nicht mit der confervativen 
Partei brechen, weil fie ihrer Unterftügung in Sachen der Militärreform 
jiher war, während die Liberale Partei gerade in diefem Punkt die 
Unterftügung verfagte. Denn unter den Dingen, in welchen fie von 
der Negierung Nachgiebigfeit gegen die Volkswünſche verlangte, ftand die 
Milttärorganifation in erjter Reihe. Man ließ es fich nicht ausreden, 
daß die Bermehrung des Militärs eben doch nur eine Liebhaberei des 
Prinzen jei, und daß man feineswegs daran denfe, von dem Heere ernity 
lihen Gebrauch zu machen. 

Auf beiden Seiten hoffte man, die Yage werde ſich Hären, wenn 
das Provijorium der Negentfchaft einmal aufhöre. Die Liberalen meinten, 
der neue König werde den Volkswünſchen entgegenfommen, und die Freunde 
der Militärreform bofften, man werde dem wirklichen König mehr ge- 
währen als dem provijoriichen Negenten. Der erwartete Thronmechiel 
fand im nächſter Ausficht, denn jeit dem Herbſt 1860 wurden die Zu— 
fände Friedrich Wilhelms IV. immer boffnungslofer. Sein Tod erfolgte 
am 2. Januar 1861, und nun war der Prinz von Preußen König 
Wilhelm I. Die Proclamation, die er am 7. Januar erließ, zeugte von flarer 
Erfenntnig feiner Aufgabe und gab in Betreff Deutjchlands zwar feine groß- 
artigen Verheißungen, aber da8 entjchiedene Belenntniß des beiten Willens. 
„Deine Pflichten für Preußen”, jagte er, „fallen mit meinen Pflichten 
für Deutichland zufammen. Als deutichem Fürften liegt mir ob, Preußen 
in derjenigen Stellung zu fräftigen, welche es vermöge feiner ruhm— 
vollen Gejchichte, feiner entwicelten Heeresorganifation unter den deutjchen 
Staaten zum Heile Aller einnehmen muß. Das Vertrauen auf die Ruhe 
Enropa’s ift erjchüttert. Ich werde mich bemühen die Segnungen des 
Friedens zu erhalten. Dennoch können Gefahren für Deutfchland und 
Preußen beranziehen. Möge dann jener Gott vertrauende Muth, welcher 
Preußen in feinen großen Zeiten befeelte, ſich an mir und meinem Volke 
bewähren und dafjelbe mir auf meinen Wegen in Treue, Gehorfam und 
Ausdauer feft zur Seite ftehen." Man vermißte in diefen Worten eine 
beftimmte Hinweifung auf die Aufgabe einer deutjchen Verfaffungsreform. 
Auch die Thronrede, die der König am 14. Januar bei Eröffnung des 
preußifchen Landtags hielt, entſprach im diejer Beziehung den Erwar— 
tungen nicht. Dagegen trat hier die angefochtene Militärorgani- 
jation als Hauptjadhe in den Vordergrund. Der König fagte in diefer 
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Beziehung: „Nachdem ich es Angefichts hervorragender Fürſten des 
deutjchen Bundes für die erfte Aufgabe meiner deutjchen, meiner euro: 
päifchen Politif erklärt hatte, die Integrität des deutjchen Bodens zu 
wahren, war e8 erforderlich, die Verſtärkung unſeres Heeres, zu welcher 
Sie die Mittel einjtimmig gewährt hatten, in der Weife zu ordnen, daß 
nicht blos die Zahl der Truppen gefteigert, jondern auch der innere 
Zufammenhalt, die Feftigkeit und Zuverläfjigkeit der neuen Bildungen 
gefichert wurden. Die zu dieſem Zweck getroffenen Anordnungen bewegen 
jich innerhalb der gejeglichen Grundlagen unferer Heeresverfaffung. Aus 
den Ihnen vorzulegenden Vorſchlägen werden Sie entnehmen, daß für 
das nächſte Jahr Einrichtungen angeordnet find, welche Ihnen verbürgen, 
daß für die Sriegstüchtigfeit des Heeres ftet3 nur das Unentbehrliche 
beanfprucht werden wird. Preußen hat über ausreichende Hilfsquellen 
zu verfügen, um jeine Armee auf einem Achtung gebietenden Fuße zu 
erhalten. Der gegenwärtigen Lage Deutjchlands und Europa’s gegen: 
über wird die Yandesvertretung Preußens ſich der Aufgabe nicht verfagen, 
das Gejchaffene zu bewahren und im feiner Entwidelung zu fördern; fie 
wird fich der Unterftügung von Maßnahmen nicht entziehen, auf welchen 
die Sicherheit Deutjchlands und Preußens beruht." 

In der Adreßdebatte kam der Mangel einer beftimmteren Zuſage 
über die Bundesreform zur Sprache, und diefes Vermifjen fand auch 
im Adreßentwurf Ausdrud. Es hieß darin: „Wir fühlen uns gedrungen, 
unfere Ueberzeugung offen auszufprechen, daß eine zwedmäßigere Gejtal- 
tung der Heeresordnung allein nicht genügen wird, die berechtigten 
Wünſche des deutjchen Volkes zu erfüllen. Das einmüthige Zuſammen— 
gehen aller deutjchen Negierungen und Stämme trägt doch, auch wenn 
es erreicht ijt, nur dann die Gewähr der Dauer und der energijchen 
Wirkſamkeit in ji, wenn es in zeitgemäßen, dem Drange der deutichen 
Nation nach größerer Einigung ihrer Stämme entfprechenden politischen 
Inſtitutionen ausgeprägt ift. Daß dann Preußen die ihm durch jeine 
Geſchichte und feine Machtverhältniffe gebührende Stellung eingeräumt 
werde, ift eine Forderung, welche in dem unzertrennlichen Intereſſe Deutich- 
lands wie Preußens ihre Begründung findet." Der Abgeordnete Staven- 
bagen, ein alter Oberft, hatte diefe Wünfche in ftärferer Form aus: 
gedrüct, inden er die Faſſung vorichlug: „Wir fühlen ung gedrungen, 
unjere Weberzeugung offen auszufprechen, daß eine Umgeftaltung der 
Heeresordnuung nur dann vollftändig ihren Zwed erreichen kann, wenn 
die oberjte Führung des deutjchen Heeres in E. Maj. königliche Hand 
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gelegt wird“ ; umd jchlieglih: „— — daß danıı Preußen die ihm durch 
jeine Geſchichte und durch jeine Machtverhältniffe gebührende Stellung 
an der Spitze des deutſchen Bundesjtaates eingeräumt werde, 
it eine Forderung, welche in dem unzertrennlichen Intereſſe Deutichlands 
wie Preußens ihre Begründung findet.“ Aber der Minifter v. Schleinig 
erflärte fich enichieden gegen dieſe Faſſung. Die Regierung, fagte er, 
halte zwar eine energifche und feitere Zuſammenfaſſung der nationalen 
Kräfte nach Außen hin und eine Fortbildung der YBundesinftitutionen in 
diefem Sinn für in hohem Grade wünjchenswerth; aber „fie iſt nad) 
wie vor der Anjicht, daß dieſes Ziel nur auf ftreng gejelichem und 
friedlichen Wege und umter gewiljenhafter Achtung der Nechte Aller zu 
verfolgen jein dürfte. Ihrerſeits die Ymitiative und insbeſondere eine 
umfafjende Initiative nach diefer Richtung Hin zu ergreifen, würde fie 
nur alsdann mit ihrer eigenen Würde und mit dem wohlverftandenen 
Intereſſe der Sache vereinbar finden, wenn ein jolcher Schritt mit be- 
gründeter Ausficht auf Erfolg geichehen könnte. — — Was den Antrag 
des Herrn Abgeordneten v. Stavenhagen betrifft, jo vermag die Regie— 
rung demjelben nicht beizuftimmen, weil diefer Antrag über dem dermaligen 
Standpunkt der Regierung weit binausgreift. — — Täufchen wir ung 
nicht darüber, in einem großen Theil von Deutjchland herricht die aller: 
entjchiedenjte Abneigung gegen die Löſung der deutichen Frage, wie jie 
in Ihrem Antrag formulirt iſt.“ Der Antrag Stavenhagens wurde auc) 
wirklich mit 261 gegen 41 Stimmen abgelehnt und der Sinn dejjelben 
in jener jchwächeren Form ausgedrüdt. Die Sache fam einige Wochen 
ipäter noch einmal zur Sprache, und der Minifter Graf Schwerin fand 
ih veranlaßt, am 2. März den Standpunkt der Regierung dahin aus: 
zuſprechen: „Die Regierung treibt feine Conjecturalpolitif, ſondern eine 
beitimmte pofitive Nealpolitif, welche in Erwägung zieht, was in jedem 
Augenblid dem Intereſſe Preußens und den damit zuſammenhängenden 
Intereſſen Deutfchlands entipriht. Wir gehen mit Defterreich jo lange 
es und bequem ift und die Intereſſen Preußens es erfordern und 
wünjchenswerth machen. Wir wollen Preußen jtark im Innern, um 
den möglichen Gefahren, die von Außen drohen — ich verwahre mic) 
dagegen, von beftimmmten nahen Gefahren zu ſprechen — begegnen zu 
tönnen. In Zeiten, wie die jeßigen, muß Dentichland auf feiner Hut fein 
und dieß kann es nur fein, wenn es mit Defterreih Hand in Hand 
geht. In diefem Sinne habe ich Oeſterreichs Entwickelung mit Freuden 
begrüßt. So faſſe ich die Politif der freien Hand auf, daß Preußen 
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jih von fremden Händeln fern hält und auf dem Plate ift, wo es gilt, 
für feine Intereſſen zu handeln.“ 

Man konnte daraus entnehmen, daß die Negierung den Wünſchen 
der nationalen Partei doch nicht jo fern ftand, als es nach den Aeuße— 
rungen des Minifters v. Schleinit jchien, und daß fie jich vorbehielt, im 
geeigneten Augenblid auh um den Widerjpruch Oeſterreichs ſich nicht 
zu kümmern. Das Geftändnig, daß fie mit Defterreich gehen werde fo 
lange es ihr bequem fei, war ein Wort, das durch die Allianz zum 
ſchleswig-holſteiniſchen Feldzug und den Bruch vom Jahre 1866 in 
überrafchender Weije erfüllt wurde. 

Die Erklärungen des Minifteriums über die deutſche Politif, die 
Ablehnung des Anſpruchs auf militärische Einigung Deutfchlands hatten 
aber auf die Geneigtheit der Abgeordneten, einen erhöhten Militäretat 
zu bewilligen, den ungünftigften Einfluß. Die Regierung hatte nach der 
bedingten Bewilligung des vorigen Jahres die von der Kammer ange- 
jochtene Militärorganijation ſchleunigſt ins Werk gejegt, die Infanterie— 
Bataillone von 136 auf 253, die Cavalleriefchwadronen von 152 auf 
200 erhöht, und die neugebildeten Regimenter mit Fahnen und Stand- 
arten feierlich eingeweiht, zum dentlihen Zeichen, daß es ſich nicht um 
eine provijorifche, fondern um eine definitive Einrichtung Handle. Nun 
wurde, nachdem die Fönigliche Thronrede aufs neue die Erhöhung der 
Wehrfraft als eine unabweisliche Maßregel angekündigt hatte, ein Mehr: 
bedarf von 8,151,000 Zhaler für das Heer gefordert. Die Budget: 
commiffion beantragte, mit allerlei fritiichen Bemerkungen gegen einzelne 
Etatspoften, einen Abftrih von anderthalb Millionen. Die Kammer war 
jehr geneigt, diefen Vorſchlag anzunehmen, ließ ſich aber doch durch eine 
vor der Abſtimmung vorgetragene Erklärung des Minifterpräfidenten 
Fürften von Hohenzollern bejtimmen, die geforderte Summe als ein 
Ertraordinarium auf ein Jahr mit großer Mehrheit zu bewilligen, 
machte aber, um doch etwas zu ftreichen, einen allgemeinen Abzug von 
750,000 Thalern. 

Eine Folge der Zurückhaltung in der deutjchen Frage und der 
Verſtimmung über die immer wiederfehrenden Militärreformplane war 
die Bildung einer neuen politischen Partei, der fogenannten Fortjchritts« 
partei. Als es jich nämlih um die Neuwahlen für das Abgeordneten: 
haus handelte, ging aus den Wahlfomites am 9. Yuni ein Progranım 
hervor, welches folgende Hauptpunfte enthielt: Die Erijtenz und Die 
Größe Preußens hängt von einer feſten Ginigung Deutjchlands ab, 
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die ohne eine jtarke Gentralgewalt im den Händen Preußens und ohne 
gemeinfame deutjche Volfsvertretung nicht gedacht werden fann. Für die 
inneren Berhältnifie wird ftrenge und conjequente Verwirklichung des 
verfaffungsmäßigen Nechtsftaates verlangt. Als Conjequenz defjelben wird 
bezeichnet: ein Geſetz über Verantwortlichfeit der Mlinifter, Selbftver- 
waltung der Gemeinden, Kreife und Provinzen, Gleichberechtigung aller 
Religionsgenofienjchaften, Trennung des Staates von der Kirche und in 
Folge davon obligatoriiche Civilehe. In Betreff des Meilitärgejeges 
jpricht fi das Programm dahin aus, daß für die Ehre und Macht- 
ftellung des Vaterlandes niemals ein Opfer ald zu groß angejehen werden 
dürfe, wenn dieje Güter durch einen Krieg gewahrt oder erlangt werden 
müflen, daß aber im Intereſſe einer nachhaltigen Kriegführung die 
größte Sparfamfeit für den Militäretat im Frieden geboten jei. Aufrecht- 
haltung der Yandwehr, allgemeine Förperliche Ausbildung der Yugend, 
erhöhte Aushebung der waffenfähigen Mannichaft bei zweijähriger Dienit- 
zeit, jei eine gemügende Birgichaft für die volljtändige Kriegstüchtigfeit 
des preußischen Volkes. Als Anfang und Bedingung aller Reformen 
wird ichlieklich gefordert eine durchgreifende Reform des gegenwärtigen 
Herrenhaufes. 

Diefes Programm mit jeinen vadifalen Forderungen erregte ſowohl bei 
der Regierung als bei der conjervativen Partei großen Anſtoß. Beide 
jaben ſich zu entſchiedener Abwehr herausgefordert, und viele gemäßigte 
und fromme Leute ſchloſſen jich nun ängftlich den Führern der Junker: 
partei an, um den radikalen Tendenzen einen Damm entgegenzujegen. 
Es bildeten ſich Verſammlungen und Vereine, und ein preußifcher Volks— 
verein ftellte am 20. September folgendes Programm auf: „I. Einigkeit 
unſeres deutichen Baterlandes, doch nicht auf den Wegen des „König: 
reichs Italien“ durch Blut und Brand, ſondern in der Einigung feiner 
Fürften und Völfer ımd in Feſthaltung an Obrigkeit und Recht. Keine 
Lerleugnung unferes preußiihen Baterlandes und feiner ruhmveichen 
Seichichte; Fein Untergehen in dem Schmug einer deutfchen Republik; 
fein Kronenraub nnd Nationalitäten Schwindel. II. Kein Bruch mit der 
Vergangenheit im Innern unjeres Staates; feine Befeitigung des chrift- 
lihen Fundaments und der geichichtlich bewährten Elemente unferer 
Serfaffung; feine VBerrüdung des Schwerpunftes unferer europätjchen 
Stellung durh Schwächung der Armee; fein parlamentarifches Regiment 
und feine conjtitutionelle Minifter-VBerantwortlichkeit, perjönliches König— 
tbum von Gottes Gnaden und nicht von Verfaſſungs-Gnaden, firchliche 
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Ehe, chriſtliche Schule, chriftliche Obrigkeit; fein Vorjchubleiften der immer 
weiter um jich greifenden Entjittlihung und Nichtachtung göttlicher und 
menjchliher Ordnung. II. Schutz und Werthachtung der ehrlichen 
Arbeit, jedes Beſitzes, Nechtes und Standes; feine Begünftigung und 
ausfchließlihe Herrichaft des Geldfapital; fein Preisgeben des Hand: 
werfes und Grundbeſitzes an die Irrlehren und Wucherfünfte der Zeit. 
Freiheit in der Theilnahme des Unterthanen an der Gejekgebung und 
in der Autonomie und Selbftregierung der Storporationen und Gemeinden ; 
Freiheit in der Feſthaltung der jchütenden Ordnung. Kein Einlenfen 
in den bureaufratiichen Abfolutismus und in die foziale Knechtſchaft durch 
das Mittel einer ſchranken- und zuchtlofen Anarchie und die Nachahmung 
der politiichen und fozialen Geftaltungen, welche Frankreich in den Cä— 
ſarismus geführt." Aber andererſeits gab es auch unter den bisherigen 
Anhängern der confervativen Partei Yeute, welche mit dieſem überftürzenden 
Eifer ihrer Gefinnungsgenofjen keineswegs einverjtanden waren und wohl 
einfahen, dag man mit engherzigen Parteivorurtheilen brechen müffe, wenn 
man für die Zukunft Preußens und Deutichlands forgen wolle. Der 
preußifche Gejandte in Petersburg v. Bismard, der bisher fir einen 
Vorkämpfer der Kreuzzeitungspartei galt, unterwarf das Programm des 
neu geftifteten Bereins in einem Briefe vom 18. September 1861 *) 
einer jcharfen Kritik, im welcher er fich über die negative Faſſung und 
die bloje Defenfive mit Entrüftung ausipricht. „Wir haben unter unferen 
beiten Freunden”, jagte er, „jo viele Doctrinäre, welche von Preußen 
die ganz gleiche Verpflichtung zum Nechtsichuge in Betreff fremder Fürjten 
und Yänder, wie in Betreff der eigenen Unterthanen verlangen. Diejes 
Spitem der Solidarität der confervativen Intereſſen aller Yänder ift eine 
gefährliche Fiction, fo lange nicht die vollſte, ehrlichite Gegenfeitigfeit in 
aller Herren Ländern obwaltet. Iſolirt von Preußen durchgeführt, wird 
e3 zur Donquiroterie, welche unfern König und feine Regierung nur 
abihwächt fr die Durchführung der eigenften Aufgabe, den der Krone 
Preußen von Gott übertragenen Schu Preußens, gegen Unrecht von 
außen oder von innen Fommend, zu handhaben. Wir fommen dahin, 
den ganz umbiftorifchen, gott- und vrechtlofen Souveränetätsichwindel 
der deutjchen Fürften, welche unfer Bundesverhältnig als Piedeſtol be- 
nugen, von dem herab jie Europäifhe Macht fpielen, zum Schooßkind 
der conjervativen Partei Preußens zu machen. Unſere Regierung tft 
*) &. Hefeliel II. S. 189 u. fi. 
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ohnehin in Preußen liberal, im Auslande legitimiftifch; wir hüten freinde 
Kronrehhte mit mehr Beharrlichfeit als die eigenen, und begeijtern uns 
für die von Napoleon geichaffenen, von Metternich fanctionirten Elein- 
ftaatlihen Souveränetäten bis zur Blindheit gegen die Gefahren, mit 
denen Preußen und Deutfchlands Unabhängigkeit für die Zukunft bedroht 
it, jo lange der Unfinn der jegigen Bundesverfaffung befteht, die nichts 
it als ein Treib- und Conſervirhaus gefährlicher und vevolutionärer 
Particularbeftrebungen. Ich hätte gewünscht, daß in dem Programm 
anftatt des vagen Ausfalles gegen die deutſche Republik offen ausge: 
ſprochen wäre, was wir in Deutjchland geändert und hergejtellt wünjchen, 
jei es durch Anftrebung rechtlich zu Stande zu bringender Aenderungen 
der Bundesverfaſſung, ſei es auf dem Wege kündbarer Ajfociationen nad) 
Analogie des Zollvereins und des Koburger Militärvertrages. Wir 
haben die doppelte Aufgabe, Zeugniß abzulegen, daß das Beſtehende der 
Bundesverfaffung unfer Ideal nicht ift, daß wir die nothwendige Aen— 
derung aber auf rechtmäßigem Wege offen anftreben, und iiber das zur Sicher- 
heit und zum Gedeihen Aller erforderliche Maß nicht hinausgehen wollen. 
Wir brauchen eine jtraffere Confolidation der deutſchen Wehrkraft jo 
nöthig wie das liebe Brot; wir bedürfen einer neuen und bildjamen 
Einrichtung auf dem Gebiet des Zollweiens, und einer Anzahl gemein: 
ſamer Injtitutionen, um die materiellen Intereffen gegen die Nachtheile zu 
ihügen, die aus der unnatürfichen Configuration der deutjchen inneren Yandes- 
grenzen erwachſen. Daß mir diefe Dinge ehrlich und ernft fürdern wollen, 
darüber ſollten wir jeden Zweifel heben. — Ich jehe außerdem nicht 
ein, warum mir vor der dee einer Volfsvertretung, fei es am Bunde, 
jei e& in einem Zoll- oder Vereinsparlament, jo zimperfich zurüctichreden. 
Eine Inftitution, die im jedem deutjchen Staate fegitime Geltung bat, 
die wir Confervative felbft in Preußen nicht entbehren möchten, können 
wir doch nicht als repolutionär befämpfen!" 

Dieje Ideen und Vorſchläge blieben jchon damals nicht im Ge— 
heimniß eines vertraulichen Briefwechiels begraben, vielmehr ſtand Bismard 
bereit3 wenigitens mittelbar im Verkehr mit König Wilhelm. Im Oftober 
deffelben Jahres übergab er ihm in Baden einen Aufſatz über die Auf— 
gaben der preufßifchen Bolitif, der im Wefentlichen das oben Gejagte 
enthalten mochte. Schon damals rieth der Minifter Rud. v. Auerswald dem 
König, Bismard zum Minifterpräfidenten zu machen; er wäre der Mann, 
welcher die Militärorganifation gegen den Widerſpruch der Volfsvertretung 
durchzufegen müßte. Aber noch wollte der König von folchen Fühnen 
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een, mie jie ihm Bismard amdeutete, nichts willen, er joll jogar 
entjchiedene Abneigung gegen feine Perjon gezeigt haben. Noch hatte er 
große Scheu vor jeder auch nur jcheinbaren Verlegung der Rechte feiner 
fürjtlihen Collegen, und theilte wohl bis auf einen gewiſſen Grad jene 
legitimiftiiche Anfhauung, die feinen Bruder abgehalten hatte, die Einigung 
Deutfchlands mit Nahdrud zu betreiben. Man jah in der Bedenklichkeit 
des Königs eine Haupturfache davon, daß es mit der deutfchen Politif 
Preußens nicht vorwärts gehe. Dieje Mißſtimmung fam ſogar in einem 
Mordverjuch zum Ausdrud, den ein Student Namens Oscar Beder am 
14. Juli 1861 auf der Promenade in Baden-Baden auf den König 
machte. Derjelbe ſchoß ein Zafchenpiftol auf den König ab, traf ihn 
aber nicht, wurde ſogleich ergriffen und gab als Motiv feiner That die 
Ueberzeugung an, daß der König feiner Aufgabe für die deutiche Politik 
nicht gewachjen jei; deshalb habe er ihn aus dem Wege räumen wollen, 
damit fein Nachfolger Gelegenheit befomme, die Mifjion Preußens zu 
erfüllen. Es mar der verrüdte Einfall eines einzigen Fanatikers, aber 
doch zugleich das Symptom einer in vielen Kreijen vorhandenen Mir: 
jtimmung. Der König war jedoch weit entfernt, das Verbrechen der 
nationalen Partei in die Schuhe zu ſchieben; aber die glüdliche Errettung 
aus augenjcheinlicher Gefahr und die Dankbarkeit für den göttlichen Schug, 
der ihın zu Theil gewordeu, bejtärfte ihn in dem Gefühl, dar er auf 
rechtem Wege ſei. Das Bewußtſein, ein König von Gottes Gnaden zu 
fein, erhielt Dadurch eine neue Beftätigung. In diefem Sinn - hatte er 
ſchon vor dem Attentat befchloffen, dem Antritt feiner föniglichen Würde 
durch eine fürmliche Krönung eine religiöje Weihe geben zu lafien. Am 
3. Juli verfündigte er, daß er im Oftober feine Krönung in Königs— 
berg vollziehen laſſen werde, „um durch diefe Feier von dem geheiligten 
und in allen Zeiten unvergänglichen Nechte der Krone, zu der wir durch 
Gotte8 Gnade berufen morden, Zeugniß abzulegen." So murde am 
18. Dftober die Krönung vollzogen. Bei dem Empfang der Mitglieder 
beider Häufer des Yandtags als Krönungszeugen, ſprach fid) der König 
in folgender Weife aus. „Die Herricher Preußens empfangen ihre Krone 
von Gott. Ich werde deshalb morgen die Krone vom Tiiche des Herrn 
nehmen und auf mein Haupt jegen. Dieß ift die Bedeutung des König- 
thums von Gottes Gnaden, nnd darin liegt die Heiligkeit der Krone, 
welche unantaftbar ift. Ich weiß daß Sie ſelbſt den Sinn des Altes 
fo verftehen, zu deſſen Zeugen Ich Sie berufen habe. Die Krone ift 
mit neuen nftitutionen umgeben; Sie find nad) denfelben berufen, der 
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Krone zu rathen. Sie werden mir rathen, und auf Ihren Math werde 
ih hören;“ und der Deputation der beiden Yandtagshäufer, die ihm am 
Krönungstag ſelbſt ihre Huldigung darbradhte, antwortete er: „Yon 
Gottes Gnaden tragen Preußens Könige feit 160 Jahren die Krone. 
Nachdem der Thron mit zeitgemäßen Ginrichtungen umgeben worden, 
befteige Sch ihn als erfter König. Aber eingedent deſſen, daß die Krone 
nur von Gott fommt, habe ich durch die Krönung am geheiligter Stätte 
befundet, daß ich fie in Demuth aus feinen Händen empfangen habe." 
Diefe Erklärungen des Königs waren fichtlih aus der Abjicht hervor: 
gegangen, die Krönung als einen Aft der Demuth, nicht des Hochmuths 
darzuftellen, und zugleich die den Thron umgebenden njtitutionen, d. h. 
die Berfafjung, an der höheren Weihe theilnehmen zu laffen. Das Feſt 
wurde von vielen Taufenden guter Preußen mit Begeifterung gefeiert, 
und die allgemeine Theilnahme beftätigte aufs neue die Thatſache, daß 
in der geichichtlichen Entwidlung Preußens ein perjönliches Verhältniß 
zwifchen Fürſt und Volk berechtigt und tief begründet ſei. Aber auf 
diejenigen, welchen der deutiche Beruf Preußens in erjter Yinte jtand, 
machte das Königsberger Feſt einen minder günftigen Eindrud. Schon 
das verftunmte, dak einige Tage vorher bei der Beflaggung das Aufiteden 
deutjcher Fahnen verboten wurde, und eine bereit3 aufgejtedte Fahne 
weggenommen werden mußte. Das Verbot ward zwar wieder aufge— 
hoben, aber der ungünftige Eindrud blieb zurüd. Auch vermikte man, 
dag in all’ den FFeftreden fein Wort von Preußens deutſchem Beruf eine 
Stelle gefunden hatte. Diek beklagten namentlich die begeifterten Freunde 
Preußens in Süddeutſchland, die ängftlih auf eine Kundgebung warteten, 
welche den Glauben an des Königs ernjten Willen zur deutjchen Reform 
wieder hätte befejtigen können. Sie mußten ſich von ihren Gegnern 
fagen lafjen: Ihr ſehet, dak man in Preußen nichts von Deutſchland 
will und nur an Befeftigung des abjoluten Königthums deuft! 

Auch im Preußen ſelbſt wurde der Gegenſatz der demofratifchen 
Fortichrittöpartei zur Regierung immer fchroffer; die Reihen der An- 
bänger des Minifteriums, die ſich in ihren Hoffnungen auf deifen 
nationale Yeiftungen getäufcht fahen, wurden immer dünner, umd die 
treugebliebenen Reſte der altliberalen Partei beflagten, daß es der Re— 
gierung nunmehr an einer parlamentariichen Mehrheit fehle, auf, welche 
fie fich ftügen und fo die fiir eine Yöfung der deutfchen Frage unentbehrliche 
Militärreform durchjegen fünnte. Die neuen Wahlen gegen Ende des 
Jahres 1861 fielen jo aus, dak die FFortjchrittspartei, wenn jie auf 
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ihrer Oppofition gegen die Regierung beharren und ſich mit Ultramon— 
tanen und Polen verbinden wollte, die fichere Majorität hatte. 

Es fam nun jehr darauf an, wie jich die Dinge im außerpreußijchen 
Deutjchland gejtalteten. Da war es ſchlimm, daß der Nationalverein das 
Mißtrauen der preußiſchen Fortichrittspartei gegen den König und fein Mi- 
niſterium theilte, und immer weniger fich getraute, den urfprünglichen Gedanken 
einer Einigung Deutjchlands unter preußischer Führung als Loſungswort auf 
die Fahne zu fchreiben. Den Negenten der deutſchen Mittelftaaten war dieje 
ſchon jeit einigen Jahren herrichende liberal: demofratifche Stimmung ganz 
willfommen, ſie juchten jich mit ihren Landſtänden auf guten Fuß zu jegen, 
und gaben den Wünfchen des Liberalismus ſoweit nach, um es zu feinem 
Eonflict fommen zu laſſen. So opferte der König Marimilian von 
Bayern (April 1859) feinen unpopulären Minifter von der Pfordten, 
„weil er Frieden haben wollte mit feinem Volk.“ Aber über die Sorge 
für das eigene Volf ging der Patriotismus der meijten Fürſten nicht 
hinaus; wenn der Yiberalismus unter der nationalen Fahne focht, fanden 
deifen Wünjche fein Gehör, oder nur foweit fie für die Triasidee ver- 
werthet werden fonnten, die jich namentlich in Bayern großer Gunft er- 
freute und von den StaatSmännern der Allgemeinen Zeitung hin und wieder 
durch einen Xeitartifel vertreten wurde. Dagegen wurden nationale 
Seen, die auf Anſchluß an Preußen hinzielten, al8 eine perfönliche Be- 
feidigung des Königs aufgefaßt. An diefer Empfindlichkeit gegen natio- 
nale Beftrebungen jcheiterte auch die Freundichaft des Königs Mar für 
Profeffor Heinrih v. Sybel, der eine Zeitlang bei dem König hoch in 
Gnaden ſtand, aber feiner durchaus politiſchen Natur nicht auf die Yänge 
Gewalt anthun Founte. Seine Stellung, durch den Verdacht preußiicher 
Neigung untergraben, war vollends unhaltbar geworden, als er es ab: 
fehute, eine Denkfichrift über die Triasidee zu fchreiben. Er jah ſich im 
Sommer 1861 genöthigt einem Rufe nach Bonn zu folgen; bald darauf 
mußte auch fein Geſinnungsgenoſſe Bluntjchli abziehen, und faft alle die 
von König Mar nah) München berufenen fremden Gelehrten jahen aus 
polttiichen Gründen ihre Stellung erſchüttert. Die liberale ſowohl als 
die confervative Partei in Bayern war freilich mit diefem antinationalen 
Particnlarismus der Regierung einverjtanden, doch bildete ſich durch die 
1860 unter Braters Yeitung entjtandene ſüddeutſche Zeitung eine Feine 
nationale Gemeinde, und auch in der Kammer zeigten ſich Anfäge zu 
einer Oppofitionspartei. 

Einen viel ernftlicheren Anlauf zum Yiberafisinus nahm die Regierung 
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in Baden*), und zwar nicht mit jener ängitlihen Scheu vor dem natio— 
nalen Gedanken, jondern mit entjchiedener Zuwendung zu demfelben. Dei 
Anfang dazu machte die Abwerfung des Concordats mit dem römijchen 
Stuhl, welches das Minifterium Stengel aus Sorge für den confeffionellen 
Frieden dem Yande hatte aufdringen wollen. Nachdem die Kammer am 
29. März 1861 mit großer Majorität für die Verwerfung geftimmt 
und das Minifterium darauf erflärt hatte, e8 fei der entjchiedene Wille 
der Staatsregierung, das Concordat dennoch zur Ausführung zu bringen, 
erließ der Großherzog am 7. April ein Manifeft, worin er erflärte, 
dak es keineswegs feine Abficht fei, einen Conflict zwiſchen Regierung 
und Ständen herbeizuführen, jondern daß er den begründeten Forderungen 
der katholischen Kirche auf verfaffungsmäßigem Wege gerecht werden wolle. 
Er entließ fein bisheriges Minifterium und übertrug die Yeitung des 
reuen dem Profeſſor Lamey aus Freiburg. Nachdem aud) die erfte 
badiihe Kammer das Concordat verworfen hatte, wurde ein neuer Geſetzes— 
entwurf vorgelegt, um die Nechte der Fatholifchen Kirche zu ordnen. 
Dieß war nun die Einleitung zu einer Aenderung des Syſtems, und 
ein völliger Umſchwung deſſelben erfolgte, al8 am 1. Mai 1861 Freiherr 
v. Roggenbach zum Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ernannt 
wurde. Die Folge davon war, daß die Nationalgefinnten in Baden 
jet zur Vereinigung und zu öffentlichen Kundgebungen ermuthigt wurden. 
Eine zahlreich bejuchte Verſammlung in Freiburg verlangte am 6. Juni, daß 
für die Geſammtheit der auferöfterreichifchen deutjchen Yande die Befugnik 
der Kriegserflärung und des Friedenſchließens, die Führung der deutſchen 
Streitfräfte im Kriegsfall, und die für eine erfolgreiche Kriegführung 
nöthige Heeresorganifation, ſowie die Vertretung Deutſchlands nad) Außen 
in die Hand des Königs von Preußen gelegt werden, und daß berfelde 
für die conftitutionelfe Ausübung diefer Befugniß ein Minifterium in 
Franffurt a. M. ernennen, und eben dorthin cine Volfsvertretung be- 
rufen ſolle. Daß die Regierung Willens fei, ein neues Element in die 
bundestägliche Stagnirung zu bringen, zeigte jie durch die Ernennung des 
Staatsrechtsfehrers Nobert v. Mohl zu ihrem Gejandten in Frankfurt, 
und jchon am 4. Inli 1861 brachte derfelbe einen Antrag in der kurheſſiſchen 


*, Seit dem Tode Grofiherzog Leopold's im Jahre 1852 regierte dort beifen 
jmeiter Sohn Friederich zuerft als Stellvertreter feines kranken Bruders, und nad 
defien Tod 1856 als Großherzog. Im demjelben Jahr vermählte er fi mit der 
Brimgeffin Louiſe von Preußen, der Tochter des Königs. 
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Frage ein, welcher verlangte, daR dem Kurfürſten die MWiederherftellung 
der Berfaffung von 1831 zur Pflicht gemacht werde. Der neue badijche 
Minifter des Auswärtigen trat bei den Yandtagswahlen jelbjt als Can: 
didat auf und ſprach jich bei diefer Veranlaſſung über die deutihen An: 
gelegenheiten ſehr klar und entjchieden aus: Bezüglich der deutjchen Politik 
anerfenne er die vollite Berechtigung des Particularismus auf allen 
Sebieten der inneren Entwidelung und weile jede Uniformirung der Ver— 
waltung und Gejetgebung entjchieden zurüd. Dagegen könne aber der 
Particularismus nicht im denjenigen Angelegenheiten das maßgebende 
Princip bleiben, in denen es feine befonderen Intereſſen der einzelnen 
Länder und Stämme, jondern nur Ein großes, Allen gemeinfames deut: 
ches Intereſſe gebe. So nachdrücklich er das Sonderleben da ſchirme, 
wo es wirklich exiftire und wohlthätig wirfe, jo rüdjichtslos fordere er 
die entralifation in allen Beziehungen Deutjchlands zum Auslande. Die 
zu fchaffende deutfche Negierung folle nur ein Minimum unentbehrlicher 
Nechte erhalten, diefes Minimum aber auch ganz und voll. Die deutjche 
Frage jolle nicht, nachdem über den Bundestag eine fajt fünfzigjährige 
Gejchichte gerichtet, mit einer neuen Halbheit abgethan, jondern zu, einer 
wirklichen Yöfung geführt werden. Dieſe Yölung fei aber nur zu ge: 
winnen durch die Anfrichtung eines Negiments, das in der That regieren 
könne, 1d. h. eines Negiments, welches eine bejtimmte Politif mit der 
Planmäßigfeit eines einheitlichen perfünlichen Willens verfolge. Nur bei 
einer jochen Regierung fei ein Parlament und wirkliche Verantwortlichkeit 
möglich, nur eine folche laſſe Erfolge hoffen, wie fie die Tüchtigfeit der 
Nation verdiene. Der Großherzog ſelbſt befaunte fich in der Thronrede 
bei Eröffnung des Yandtagg am 30. November offen zur Forderung 
einer einheitlihen Gewalt für die Peitung Deutfchlands, und bei Ge— 
(egenheit der Adreßdebatte legte Roggenbady ein ausführliches Programm 
der Regierung in der deutjchen Frage vor, das die Adreſſe mit großer 
Einmüthigfeit zuſtimmend beantwortete. 

Die Abfichten und Beftrebungen des Großherzogs und feines Mi- 
niſters waren die beten, aber die Erfolge ihrer Bemühungen nicht jo durch- 
Ichlagend, als fie und die jubelnden Anhänger der nationalen Richtung hofften. 
Baden ftand allein und war nicht mädtig genug, um im Rathe des 
Bundes und insbefondere der bisherigen Würzburger Collegen einen ent: 
jcheidenden Einfluß auszuüben. Die Königreiche verdachten es dem minder 
mächtigen Großherzog, daß er die Initiative zu einer neuen politischen 
Nichtung ergriff. Man fonnte nicht glauben daß der Umſchwung aus 


Sturz des Concordats in Wirtemberg. 243 


lieberzeuguug hervorgegangen ſei, und erklärte fich denjelben aus den 
verwandtichaftlichen Beziehungen zum preußischen Königshauſe, aus Po— 
pularitätsſucht, aus Berechnung, die einen bejonderen Bortheil für ich 
erhaihen "wolle. Auch im Inneren fand der badijche Fürſt und fein 
Mimfter nicht die Unterftügung, die nöthig gewejen wäre, um feine 
Stellung mit Nachdruck behaupten zu können. Der Beamtenftand war 
nicht mit einem Male fo umgewandelt, daß er in die Abjichten des Groß— 
berzogs thatkräftig hätte eingehen und Baden zu einem Mufterftaat 
machen können. Auch die VBolfsvertretung, an welche natürlich bei einem 
parlamentarifchen Regiment höhere Anjprüche gemacht werden müſſen, bot 
nicht die Kräfte dar, um durch pofitive Yeiftungen, durch jchöpferifches 
Mitwirfen den Staat über das herkömmliche Maß des Stleinftaates 
emporheben zu fünnen. Dann wurde auch die Kraft dev Regierung durch 
Eonflicte mit den Eirchlichen Anfprüchen gelähmt; ein vadifaler Aufklärungs- 
eifer muthete den Behörden rückſichtsloſes Vorgehen in Befreiung der 
Schule von der Kirche zu, wodurch die ftrengen Richtungen beider Con— 
jeffionen in Oppofition gegen den Staat gedrängt wurden. 

Badens Nahbarland Wirtemberg folgte deſſen Borgang in einer 
Beziehung, nämlich in Aufhebung des Concordats. Schon vier Jahre 
vorher war dafjelbe mit der päpftlichen Curie abgejchloffen worden, weil 
der König glaubte, diejes Zugeftändniß ſei möthig, um den Frieden mit 
dem fatholischen Theile feines Volkes zu erhalten. Das protejtantifche 
Publicum ſchien die Thatfache mit Gleichmuth hinnehmen zu wollen, und 
die betheiligten Meinifterien ſchickten fich ſchon an, die Bollziehung einzu- 
leiten. Aber allmählich entwicelte jich doch eine jtille Agitation dagegen, 
und als der Vertrag nach längerer Zögerung endlich der Volfsvertretung 
vorgelegt wurde, erhob fi) in der Kammer, die jich jonft gegen die 
Regierung gefällig gezeigt hatte, eine gejchloflene Fampfgerüftete Oppo- 
fitton, die von der ganzen proteftantifchen Bevölkerung des Yandes unter: 
fügt wurde. Die Kammer ſprach ſich mit 63 gegen 27 Stimmen am 
16. März 1861 für Verwerfung des Concordats aus. Die Regierung 
ſchien Anfangs ihren Bertrag anfrecht halten zu wollen; es war ohnehin 
gegen des Königs Gewohnheit, jich von der Kammer zu etwas zwingen 
zu laſſen, und überdieß wollte er nicht als Nachahmer der badischen 
Politik erſcheinen. Schließlich gab er aber doch nach, das Concordat 
murde gekündigt und bejchloffen, wie in Baden die Verhältniiie des 
Staates zur katholischen Kirche auf dem Wege dev Geſetzgebung durch) 
Terabfchiedung mit den Ständen zu ordnen. Es war ein Sieg der 
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Volfövertretung über die Negierung, wie er in dem ganzen conftitutio- 
nellen Leben Wirtembergs noch nie vorgefommen war. Aber weit gefehlt, 
daß ſich die Regierung nun überhaupt zum Princip des Parlamentarismus 
befannt hätte, vielmehr war fie entichloffen, in andern Dingen ihre Rechte 
um fo ftrenger feitzuhalten. Die war namentlich in Beziehung auf die 
nationale Frage der Fall, und der Standpunkt der Regierung kam kurz 
vor der Concordatskrije deutlich zu Tage, als bei einer politiichen Ver— 
jammlung in Eflingen viele Mitglieder der demofratijchen und der 
conftitutionellen Partei dem Nationalverein beitraten. Dieß war eine 
ichmerzliche Ueberrafchung für die Negierung, die ſich darauf verlafjen 
hatte, die Ketevei des Nationalvereins werde feinen Eingang bei dem 
getreuen Volf Wirtembergs finden. Kurz vorher hatte das offizielle Blatt, 
der Staatsanzeiger gerühmt, daß der gejunde Sinn des ſchwäbiſchen 
Volksſtammes für derlei Verirrungen feine Empfänglichfeit befige, und 
gegenüber den polizeilichen BVerfolgungen in anderen Bundesſtaaten, 
namentlich in Heſſen-Darmſtadt, verfichert, es fei in Wirtemberg gar 
nicht nöthig den Verein zu verbieten, er finde ja doch feine Anhänger. 
Als nun die Majorität jener Eplinger Verfammlung bejchloß, dem Verein 
beizutreten, war man bei Hofe beftürzt, der StaatSanzeiger bejchuldigte den 
Nationalverein vepublifanifcher Tendenzen und drohte, dieſes vaterlands: 
verrätheriihe Beginnen mit allen Mitteln defämpfen zu mollen. Doch 
wurden feine weiteren Maßregeln ergriffen, und der Staatsanzeiger geftand 
jpäter zu, es fei bisher freilich von den Regierungen nicht genug gejchehen, 
um dem Verlangen des Volkes nach Einigung gerecht zu werden. Ein: 
mal fam fogar die Spur eines Reformgedankens zum Borfchein: der 
Borjchlag, den Bundestag zu einem Staatenhaus umzugeftalten, das aus 
Staat3männern der verjchiedenen Länder zufammengejett, die gemeinfamen 
deutjchen Angelegenheiten berathen ſollte. Webrigens fonnte fi die Re— 
gierung beruhigen, die Mehrheit des ſchwäbiſchen Volkes blieb particula- 
riftiich und antipreußiich, und in der Kammer konnte von Morig Mohl 
ein feierliche Proteft gegen die militärifche und diplomatische Yeitung 
Deutſchlands durch Preußen mit fajt allgemeinen Beifall ausgefprochen 
werden. 

Innerhalb des Bundestags tauchten hin und wieder Vorjchläge auf, 
welche auf eine wenigftens theilweife Reform der Bundesverfaffung ab- 
zielten. Preußen ließ die Bundesfeldherrnfrage nicht ganz ruhen und 
stellte am 2. Mai den Antrag, im Falle eines Bundeskriegs, an dem 
die beiden Großmächte oder eine derſelben theilnehme, jolle die Oberleitung 
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durch Vereinbarung geordnet werden. Baden ſchlug 14 Tage fpäter vor: 
wenn Preußen und Oeſterreich im Verein mit den übrigen Streitkräften 
des Bundes zum Krieg jchreiten, ſolle die einheitliche Oberleitung dem 
Staat anheimgegeben werden, welcher feine Geſammtmacht aufbiete, was 
indirect auf die Führung Preußens binzielte. Das Beifpiel einer praf: 
tiſchen Löſung der Frage wurde von Sadhjen-Koburg gegeben, das im 
Juni 1861 eine Militärconvention mit Preußen abjchloß, wonach legteres 
gegen eine vor Sachſen-Koburg zu leijtende Averſalſumme die vollftändige 
Erhaltung und Organifirung des foburgifchen Eontingents übernahm, und 
das foburgiihe Offiziercorps in die preußifche Armee einreihte. Damit 
war ein beachtenswerthes Beifpiel gegeben, wie die Hleinftaatlichen Armeen 
ohne unverhältnikmäßigen Aufwand für den betreffenden Staat auf einen 
böheren friegstüchtigen Stand gebracht und dadurd für den Kriegsfall 
brauchbar werden fünnten, und zugleich ein Anfang gemacht zur Ueber: 
laffung der militäriichen Oberleitung an Preußen. Aber eben deshalb 
fand der Vertrag von Seiten anderer deutichen Fürften Anfechtung. Der 
Herzog von Sachjen-Meiningen proteftirte dagegen als gegen eine Ver: 
legung jeiner agnatifchen Nechte und Schimälerung der herzoglichen Sou— 
veränität. Der Herzog von Koburg erwiderte darauf: er vermöge weder 
die Herzogthümer Koburg und Gotha als Privateigenthum, noch die 
Hoheitsrechte als Gegenjtand eines Yamilienfideicommijies anzufehen. Er 
jei vielmehr der Ueberzeugung, daß er im richtig erfannten Intereſſe 
feiner Regierungsnachfolger gehandelt habe, daß die Zurüdführung der 
als ein Gejchenf der Fremdherrſchaft erworbenen Souveränität auf ein 
mit dem Beſtande der Nation verträglihes Maß von der Einmwil- 
ligung der einzelnen Familien rechtlich nicht abhängig fei, und daß 
jeder Verſuch diejelbe davon abhängig zu machen, wenn er gelänge, nur 
dahin führen könnte, die Herrichaft des Auslandes über Deutjchland zu 
begründen. *) 

Ein Verſuch Preußens, ji mit Bremen und Hamburg zur Auf- 
ftellung einer Heinen Flotille zum Schuß der norddeutjchen Küſten zu 
vereinigen, jcheiterte an der eiferfüchtigen Einmifchung Hannovers. Auf 
Anregung diefes Staates war jchon auf den Würzburger Conferenzen 
von einer bumdestäglichen Vereinbarung zum Küſtenſchutz die Nede ge: 
weien. Nun murde die Sache in Bremen und Hamburg wieder auf- 
genommen, und dort der Plan zur Erbauung einer Heinen Flotte gefaßt, 
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welche in bejcheidenem Umfang dem nächſten Bedürfniß genügen könnte. 
Preußen bot durch eine Note vom 15. uni den Hanfeftädten an, von 
den 40 Kanonenbooten, die für erforderlich erachtet wurden, 20 auf feine 
Kosten zu übernehmen, wenn Bremen und Hamburg die andere Hälfte 
ausrüften wollten, Nun aber trat Hannover dazwiichen, um Preußen 
zu verdrängen, und bot den Hanfejtädten ebenfall® an, die 20 Kanonen— 
boote zu bauen, mit dem Vorbehalt, daß das Ganze vom Bunde über: 
nommen würde, und brachte auch am 31. Oftober 18361 einen derartigen 
Antrag an den Bund. Preußen ftellte dagegen vor, da es bei feiner 
geographifchen Yage und feiner politiichen Stellung bei der Angelegenheit 
befonders betheiligt jei, möge man doch ihm die Yeitung überlaffen. Aber 
eben dieß wollte Hannover nicht, jondern entweder jich zur prädomini- 
renden Seemacht aufihtwingen, oder die Nordjeeflotte gar nicht zu Stande 
fommen lafien. Das letztere gelang denn auch. Bemerkenswerth bei 
diefer Sache ift auch das: auf die Kunde von dem Plane der Hanfe- 
jtädte wurden in ganz Deutjchland viele freiwillige Anträge für die Flotte 
gezeichnet und eingefammelt. Der Nationalverein nahm jih der Sache 
an, ſammelte die Gelder und fandte fie an das preußijche Marineminiſte— 
rium ein. Als aber in “Folge des Königsberger Krönungsfeftes der Eindrud 
von der legitimiftiichen Gefinnung des Königs fich verbreitete, hörten die 
Gelder auf zu fließen, und es wurde gegen die Einfendung derfelben nach 
Preußen in mehreren Zeitungen proteftirt. 

Der Einheitsgedanfe machte indejfen doch während des Jahres 
1861 ganz entfchiedene Fortſchritte. Für Handelspolitif und Gejetgebung 
wurden gemeinfame Einrichtungen gefordert. Der Verein für Freihandel 
in Hamburg ließ eine Denkſchrift ausarbeiten, in welcher das Bedürfniß 
eines Organes für die wirtbichaftlichen Intereſſen des Zollvereins nad): 
gewiejen wurde. Es fei, wurde ausgeführt, ein Hauptmangel in der 
Organifation des Zollvereins, daß die Confumenten feine Gelegenheit 
haben, ihre Wünfche und Intereſſen geltend zu machen. Dieß fönne nur 
durch eine alle Volksklaſſen vertretende VBerfammlung gejchehen. Mit 
Borlegung der Verträge an die Ständeverfammlungen der Einzeljtaaten 
jei diefer Zweck nicht erreicht, weil dieß erſt dann gejchehen könne, wenn 
die Negierungen nach langwierigen Verhandlungen ſich über eine Vorlage 
geeinigt hätten, Wenn dann evt die Vertretungen der Einzeljtaaten gegen 
eine die Intereſſen ihres Yandes wirflid oder jcheinbar verlegende Be: 
ſtimmung Widerfpruch erheben wollten, jo müßten die Verhandlungen mit 
den VBereinsregierungen von vorne angefangen werden, und dann wäre 
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gar fein Ende abzujehen. Eine eingehende Verhandlung über die ftreitenden 
Antereffen wiirde zur Sprengung des Zollvereins führen. Wenn man 
aber diefer Gefahr ausweichen wolle, jo bleibe den Bolksvertretungen der 
Einzeljtaaten nichts übrig, als die Vorlagen in Bauſch und Bogen an— 
zunehmen und ihre Wünjche den betreffenden Regierungen zur Vertretung 
bei der nächſten Zollconferenz zu empfehlen. Ganz anders würde jich 
das Verhältniß geftalten, wenn den Negierungsbevollmächtigten bei der 
Zollconferenz eine die Gefammtbevölferung des HZollvereins vertretende 
Verfammlung zur Seite ftände. 

Darüber wurde nun auf einem Handelstag, der im Mai 1861 in 
Heidelberg ftattfand, weiter verhandelt. Es war dieß eine aus Abge- 
ordneten der im verjchiedenen deutjchen Staaten bejtehenden Handels— 
fummern zuſammengeſetzte VBerfammlung, welche in diefem Jahr mit dem 
Vorſatz regelmäßiger Zuſammenkünfte zum erjtenmal tagte. Nach mehr: 
tügiger Berathung gaben dieſe Vertreter des Handels- und Gewerbe: 
jtandes am 13. Mai in Betreff des Zollvereins die Erklärung ab: „Um 
den ferneren Beſtand des Zollvereins zu fichern und denjelben den aus: 
geiprochenen Zielen entgegenzuführen, ift eine veränderte Organifation 
defielben nothwendig. Zu dem Ende wird bei Erneuerung der Bollver- 
träge darauf Bedacht zu nehmen fein, daß die Geſetzgebung des Zollver: 
eins der Vertretung der vereinigten Regierungen einerſeits — und der der 
Bevölferung der Vereinsftaaten andererſeits — gemeinfchaftlic übertragen 
werde, dergeftalt, daß die übereinftimmenden, durch Mehrheit gefahten 
Veichlüffe diejer beiden Körperjchaften als endgiltige Gefege im ganzen 
Zollgebiete einzuführen find." Der Handelstag wies in feinen Beſchlüſſen 
noch auf zwei andere Gebiete hin, in welchen die deutjche Einheit zum 
Ausdrud kommen müfje, nämlich in Maß und Gewicht und im Miünz- 
mweien. Als Einheit des Längenmaßes jchlugen die Vertreter des Han- 
delsſtandes das franzöſiſche Meter mit decimaler Theilung, als Maßeinheit 
für trodene und flüffige Dinge den Hectoliter vor, was jpäter fir den 
norddeutihen Bund und für das deutfche Neich wirflic angenommen 
wurde. Auch für die Münzeinheit wurde damals jchon die Marf mit 
directer Theilung in 100 Pfennige empfohlen. Dagegen die Frage über 
Gold- und Silberwährung glaubte der Handelstag als eine offene vor- 
behalten zu müſſen. 

Wir haben oben gefehen, daß auch Bismard den Gedanken eines 
Jollvereinsparlaments ausgefprodhen hatte. Diefelbe Idee wurde von 
einem Wirtemberger, Yudwig Frauer (damals Profeffor am Gymnaſium 
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in Schaffhaufen) in einer bejonderen Schrift: „Die Reform des Boll- 
vereind und die deutjche Zukunft, Braunjchmeig 1862" entwidelt und 
ausführlich dargelegt. Schon früher hatte derjelbe in der Braunjchweiger 
Reichszeitung vom Jahre 1858 in Nr. 199 — 205 in einer Reihe von 
Briefen das Bedürfniß einer VBolfsvertretung neben den Zollconferenzen 
nachgewiejen, und die Erweiterung derjelben zu politifcher Competenz 
empfohlen. 

Die Beſchlüſſe des Handelstags, von denen die Urheber große Wir— 
kung erwarteten, wurden den Regierungen der ſämmtlichen deutſchen Staaten 
mitgetheilt; aber die meiſten gaben gar keine Antwort, nur einige kleinere 
Staaten verſprachen, den ausgeſprochenen Wünſchen volle Aufmerkſamkeit 
und thunlichſte Berückſichtigung zuwenden zu wollen. Die preußiſche 
Regierung allein erklärte, die Miniſterien des Handels, der Finanzen 
und der auswärtigen Angelegenheiten werden der Frage wie bisher ihre 
volle Aufmerkjamfeit widmen und wünjchen die eingehendjte Erörterung, 
da ihre Bedeutung wie ihre Schwierigkeit erſt dann hervortreten werde, 
wenn fie in concreter Gejtalt ins Auge gefaßt werde. Dieß merkte jich 
der Berein und ließ einen Entwurf ausarbeiten. Eben damals ſchwebte 
eine Zollvereinsfrage, bei welcher eine Volksvertretung erſprießliche Dienſte 
hätte feiften können, da diefelbe nicht wenig dazu beitrug, die Spannung 
zwifchen Preußen und den anderen deutjchen Bundesftaaten zu verjtärfen, 
nämlich der KHandelsvertrag mit Franfreih. Im Januar 1860 war 
zwifchen Frankreich und Großbritannien ein auf die Grundjäge der Han— 
delsfreiheit geftügter Vertrag gejchlofjen worden, und die franzöſiſche 
Regierung, welche die Wirkung diefes Vertrages auch auf Deutſchland 
augzudehnen wünſchte, gab der preußischen Regierung ihre Bereitwilligfeit 
zur Anfnüpfung von Verhandlungen über einen Handels- und Schiff— 
fahrtövertrag mit dem Zollverein zu erkennen. Die Verhandlungen wurden, 
nachdem die Vereinsregierungen ihre Zuſtimmung gegeben hatten, von 
Preußen zu Anfang des Yahrs 1861 begonnen, und im März des 
folgenden Jahres ein Vertrag abgefchlofjen, der für den Zollverein im 
Ganzen unftreitig vortheilhaft war, aber, wie es nicht anders jein fonnte, 
die Intereſſen einzelner Vereinsſtaaten und Induſtriezweige verlegte oder 
zu verlegen ſchien, was dann einen Vorwand zu neuen Anklagen und 
Hegereien gegen Preußen gab. Hierauf werden wir weiter unten zurück 
zufommen Gelegenheit haben. 

Bald nach dem allgemeinen Handelstag hielten auch die Jurijten 
eine Berfammlung, den erften deutjchen Juriftentag in Dresden (27. Auguft 
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1861), auf welchem einheitliche deutſche Geſetzgebung bejprochen und 
beuntragt wurde. Anfnüpfend an die Schon im December 1859 von den 
Würzburger Verbündeten eingebrachten VBorjchläge für gemeinfame Geſetz— 
gebung über Civilproceß und Obligationenrecht, ſprachen jie die Forderung 
aus, daR dazu eine gemeinjfame, von den Regierungen und Kammern der 
Einzelftaaten anerfannte Einrichtung nöthig jei. 

Alte diefe Verfuche, das nationale Einheitsbedürfnig wenigſtens theil- 
weiſe zu befriedigen, und durch gemeinfame Einrichtungen auf dem Gebiete 
der materiellen Intereſſen für die verweigerte politiiche Einheit zu ent: 
Ihädigen, führten unvermeidlich immer wieder auf den Gedanfen einer 
allgemeinen deutjchen Bolksvertretung abgejehen von den Einzelftaaten. 
Diefer Einficht konnte jich ſelbſt einer der entichiedenften VBorfämpfer des 
mittelftaatlichen Particularismus, der königlich ſächſiſche Miniſter v. Beuſt 
nicht verjchliegen. Er arbeitete einen Reformplan aus, welcher wenigftens 
den Schein eines deutjchen Parlaments ermöglichen follte. Diejes Akten: 
ftük*) wurde, von einer ausführlichen Denkichrift begleitet, unter dem 
15. Oktober 1861 den Bundesvegierungen mitgetheilt. Die Denkjchrift 
geht von einer Apologie des deutichen Bundes aus, von dem als eine 
„geihichtlib unumftöglihe Wahrheit" behauptet wird, „daß dieſe letzte 
Schöpfung deuticher Organifation, jowohl in dem, was fie geleiftet, als 
auch in dem was fie verhütet hat, die Anerkennung verdiene, Beſſeres 
geichaffen zu haben als ein vorhergehender Jahrhunderte langer Abjchnitt 
der deutjchen Gejchichte aufzumeiien vermochte.” Wenn man über die 
entfhwundene Machtftellung Deutjchlands Klage, fo vergeſſe man ganz dag 
Elend des alten deutichen Meiches, das doch feinen Nimbus ſchon 400 Jahre 
vor jeinem Fall verloren habe. Den Vergleich mit denjenigen Zuftänden, 
welche er erjett habe, könne der deutjche Bund getroft aushalten. Nur das 
müjfe man zugeben, daß er dem nationalen Bewußtſein geringe Befrie- 
digung gewährt, daß er fich zuviel mit polizeilicher Thätigfeit befaßt habe, 
und daß der Geichäftsgang faft gefliffentlich darauf eingerichtet fei, daß 
Langſamkeit und Verjchleppung nicht allein erleichtert, jondern zur Negel 
gemacht und jede unliebjame Aufgabe möglichjt von der Hand gewiejen 
werde. Ein Uebeljtand, der viel dazu beigetragen habe, den Bund un- 
populär zu machen, jei der, daß zwijchen der Bundesverfaſſung und 
Einzelverfafjung gar fein Zuſammenhang jtattgefunden habe, und leider 
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nie ernjtlidy erjtrebt worden je. Das Verfaſſungsleben in den Einzef- 
jtaaten habe im Bunde nur ein ftörendes Hemmniß, nie aber Schuß, 
ebenjowenig gegen Verkürzungen als Ausjchreitungen, gefunden. Auch ſei 
den Landesvertretungen nicht allein jede Betheiligung an den Bundes— 
angelegenheiten abgejchnitten geweſen, jondern ihre verfaffungsmäßigen 
Rechte feien auch durch die von ihrem Beirath unabhängigen Yandesbe- 
jchlüffe beeinträchtigt worden. In Ddiefer Beziehung müfje Abhilfe ge- 
Ichaffen werden. Freilich könnten die einzelnen Yandesvertretungen nicht 
unmittelbar über allgemeine politiiche Angelegenheiten befragt werden, 
aber eine Berufung von Abgeordneten der einzelnen Yandesverfammlungen 
zu einer allgemeinen deutjchen Bolf3vertretung fei die richtige Vermittlung. 
Eine Verfammlung von Delegirten der Kammern der Einzelftaaten war 
der Kern von Beuft3 Reformproject. Diejen Ausichüffen aus den Volks— 
vertretungen wollte er aber nur eine berathende Stimme zugeftanden 
wiffen. Erſt wenn die Bundesverfafjung über eine jchwebende politifche 
Frage fich geeinigt haben würde, follte die Berfammlung der Delegirten 
berufen und ihr Meittheilung über Motive und Folgen der gefahten Be- 
ichlüjfe gemacht, und etwaige Wünfche umd Anträge entgegengenommen 
werden. Dieß war die jehr befcheidene Befugniß, welche Beuft einer 
allgemeinen VBolfsvertretung zugejtanden willen wollte. Ein vollberech- 
tigte8 Parlament weist er als ein Kind der Revolution entichieden zurüd. 
Eine Berfammlung von Abgeordneten, welche in dem einzelnen Staaten 
direct vom Volfe gewählt und nicht für die Einzelregierung in Pflicht 
genommen würde, führe nicht allein zum Umſturz des beftehenden Föde— 
rativfpftems, jondern jei der Umfturz felbjt. Eine ſolche Verſammlung 
würde fi) nicht neben die Negierungen, fondern über diejelben jtellen, 
und der hiedurch ebenjo natürlicherweije hervorgerufene Widerftand der 
Regierungen gegen eine folche Ujurpation müßte, wie im Jahre 1849 
gefchehen, zulett zum Kampf zwijchen dee und Wirklichkeit, zwiſchen 
Anfprud und Recht führen. Ueber den letzteren Punkt fpricht ſich Beuſt 
in einem vom 20. November datirten Nachtrag *) jeiner Denkſchrift noch 
weiter aus. Er behauptet bier, daß jeder Neformverjuch, der den 
Staatenbund nicht zum Ausgang nehme, ein unpvaktifcher fei, und darum 
auch der Vorfchlag eines aus directen allgemeinen WVollswahlen hervor: 
gehenden Parlaments. Eine ſolche Nationalvertretung, die ihrem Mandat 
zufolge von den einzelnen conföderirten Staaten nichts wiſſe, könne in 
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einem Staatenbund nicht ein organisches Glied werden, ohne entweder 
den Staatenbund aufzulöfen, oder vom Staatenbund aufgelöst zu werden. 
Dieß ſei die Gejchichte des Jahres 1548 und 1849 gewejen. Das 
Princip des Barticnlarismus war die leitende dee in Beuſts Reform— 
vorjchlägen. Die trat noch deutlicher hervor in dem, was er über die 
einheitliche Gentralgewalt ſagte. Ihre Aufgabe könne fie nur dann er: 
füllen, wenn fie in einer Hand jid befinde. Dieß fei aber eben jo 
unmöglich als verwerflih. Denn angenommen, daß die deutichen Staaten 
außer Dejterreih und Preußen ſich in der Geſtalt eines unter beiden 
abwechielnden Turnus dem abjoluten Dualismus unterwerfen wollten, 
was Beujt feineswegs für möglich hält, jo würden beide Mächte es 
mit ihrer europätfchen Stellung nicht für vereinbar halten, ſich auch nur 
zeitweife eine der andern unterzuordnen, und noch weniger, dieß einem 
Vertreter der übrigen Staaten gegenüber zu thun. Unpraktiſch erſcheine 
aus denjelben Gründen ein jtändig in einer Hand befindliches militärijches 
Obercommando, und nicht minder eine ausjchließlihe Vertretung nad 
Außen. Benft glaubte damit überzeugend die Unmöglichkeit einer Reform 
in der Richtung des Bundestaates nachgewiefen zu haben. Nachdem 
wir fo die leitenden Ideen feines Neformprojectes dargelegt haben, iſt 
noch das Einzelne feiner pofitiven Vorſchläge nachzutragen. Um mehr 
Yeben in den Geſchäftsgang des Bundes zu bringen und die Stagnation 
zu verhüten, follte der Bundestag nicht ruhig in Frankfurt figen bleiben, 
fondern ſich auf die Wanderjchaft begeben. Er jollte zweimal des Jahres, 
zuerit im Mai in einer Stadt des Südens, wozu Beuft Regensburg, 
den Sik des einftigen permanenten Reichstags traurigen Angedenfens, 
vorjhlug, und dann am 1. November in Hamburg ji verjammeln, 
aber nie länger als vier Wochen beifammen bleiben. In Regensburg 
ſollte Defterreich, in Hamburg Preußen den Vorfig führen. Die Bevoll- 
mächtigten follten mit jolchen Inſtructionen verjehen werden, daß die Be- 
rathung und Abftimmung ohne Verzug vor ſich gehen könnte. Dieje 
Bundesverfammlung jollte dann, wenn jie eine wichtige Sache vorzu: 
legen habe, die Delegirten der einzelnen Yandesvertretungen berufen. 
Die Delegirtenverfammlung wiirde aus 30 öfterreihiichen, 30 preußifchen 
Abgeordneten und 68 der übrigen Bundesjtaaten zu beftehen haben. Die 
Bertheilung war fo berechnet, daß den kleineren deutjchen Staaten die 
Majorität über die Großmächte gefichert fein ſollte. Das Net der 
Initiative, die Beſtimmung der Geſchäftsordnung, die Befugniß der Ver— 
tagung und Auflöſung der Delegirten ſollte allein dem Bundestag zuſtehen. 
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In der Zwifchenzeit von einer Bundestagsfigung zur andern follte eine 
Bundeserecutivgewalt in Wirffamfeit treten, welche von dem Kaiſer von 
Defterreih, dem König von Preußen und einem dritten durch Wahl oder 
Turunus zu beftimmenden YBundesfürften ausgeübt werden jollte. Für 
außerordentliche politiiche Conjuncturen wird die Erecutivgewalt mit aus: 
gedehnter Vollmacht ausgeftattet und ift berechtigt, außerordentliche, na— 
mentlich militärifche Diaßregeln zu ergreifen. Um feinen Zweifel darüber 
beſtehen zu laffen, daß es fich nur um eine Neform der Bundesverfaffuug, 
nit um deren Auflöfung und Gründung eines neuen Bundes handle, 
jollte an die Spite des ergänzten Vertrags die Erklärung geftellt werden: 
die jouveränen Fürſten und freien Städte Deutichlands geloben fich von 
Neuem unverbrüchliche Haltung und Beobachtung des in der Akte vom 
8. Juni 1815 niedergelegten Bundesvertrags. 

Das ganze Project des Minifters von Beuft hatte den Zweck, unter 
dem Scheine einer Reform den alten Bund zu conferviren und die Er: 
haltung der einzelftaatlihen Souveränität zu verbürgen. Ganz treffend 
ſagte mit Beziehung darauf der badifche Minifter von Roggenbach, bei 
Gelegenheit der Entwidlung feines Programms für die deutjche Frage 
am 13. December: er werde Borfchlägen der Yöfung entgegentreten, deren 
Inhalt dahin gehe, „den deutjchen Volke ftatt eines Stückes Brot für 
jeinen Hunger einen Stein zu bieten." Sehr günftig fticht auch gegen 
die Beuftiihen Auslaſſungen die Erklärung ab, welche der Herzog von 
Sachſen-Koburg in der Bımdestagsfigung vom 31. Oftober geben ließ: *) 
„Das Recht und Bedürfniß der Nation," heißt es bier, „fordern eine 
einheitliche Kriegsverwaltung, Armee und Flotte, eine einheitliche Yei- 
tung der auswärtigen Angelegenheiten und die entjprechende Vertretung 
um Auslande, und eine einheitliche Verwaltung der gefammten inneren 
Angelegenheiten. Diefe Einheit kann dem monarchiſchen Princip gemäß 
nur durch eine einheitliche Volfsvertretung für die gemeinfamen Angelegen- 
heiten geftütt werden." — „Dieje Reform ift dringend. Die materielle 
Gewalt kann auf die Dauer überlebte Zuftände nicht feithalten, von der 
beftehenden Yundesverfafjung hat jich die Nation ſchon feit lange abge: 
wendet, und die Negierungen des Bundes felbft haben noch vor kurzem 
die Nothwendigfeit der Reform einftinmig anerkannt.“ Dieſe gut gemeinte 
Ermahnung hatte jedoch feine weitere Wirkung, fie wurde einfach zu Pro- 
tofolf genommen, über die Sache felbft aber nicht weiter verhandelt. 
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Der Vorſchlag Beuſts war, jo wenig er aud) bot, der öfterreichiichen 
Hegierung noch zu revolutionär. Sie faßte denfelben einzig und allem 
vom Ztandpunft der öfterreichiichen Intereſſen aus auf. Und dieſe jchie: 
nen ihr dadurch verlegt, dag das Präfidialrecht mit Preußen mwechjeln 
ſolle. Diejes Ehrenreht, ermwidert das Wiener Minifterium,*) habe 
man ftet3 als eine von der Gejammtheit der deutjchen Fürſten im allge- 
meinen Intereſſe Deutichlands dem Kaiſerhof anvertraute VBorzugsftellung 
betrachtet. Es jei die einheitliche form des durch die deutiche Bundes— 
afte neugegründeten Nationalbandes. Das ausſchließliche Präfidialrecht 
könnte zu Gunften einer alljfeitigen Einigung nur dann geopfert werden, 
wenn durch dieſes Opfer zugleich ein hoher politiicher Zweck mit Sicher: 
heit erreicht werden fönnte, wenn das Fundament des deutſchen Bundes 
an zFeitigfeit und Gediegenheit gewinnen würde, was die Spite an Ein— 
heit verloren hätte. Dieje Bedingung könne aber nur erfüllt werden 
durch die Heilung des eigentlichen Grundübels im Bunde. Diejes bejtehe 
darin, daß der deutſche Bund in Folge der Doppelftellung Oeſterreichs 
und Preußens ſich nicht zu einem vollftändigen aufrichtigen Bunde gegen: 
über dem Auslande ausgebildet habe. Die Bundesverträge ließen die 
Möglichkeit beſtehen, daR eim Theil der deutjchen Nation gegen das Aus- 
fand kämpfe, während der andere Theil den egoiftiich rechnenden Zujchauer 
abgebe. Es war damit auf die Haltung Preußens im italienischen Kriege 
geftichelt. So lange diejer Zuftand dauve, würden Reformen der äußeren 
Drganifation des Bundes nur wenig fruchten können. in lohnendes 
und für Deutjchland wahrhaft heilbringendes Werf werde erft dann voll- 
bracht fein, wenn ſolche Neformen mit der durch gebieterifhe Umftände 
erheiichten politiihen Conſolidation des Bundes, d. h. mit einer feſten 
alffeitigen Verbürgung der geſammten deutjchen und außerdeutſchen Be— 
ſitzungen Defterreihs und Preußens verbunden fein werden. Das Ver: 
fangen nad einem den Gefammtbefis der deutichen Mächte jchütenden 
Defenſivbündniß fei feineswegs blos eine im ausſchließlichen Intereſſe 
Defterreichs erhobene Prätenfion, fondern zugleich eine Fundamentalbedin— 
gung der Sicherheit und Machtſtellung Deutſchlands. 

Auch Preußen beantwortete die ſächſiſchen Vorſchläge von ſeinem 
Standpunkt aus. Der an die Stelle des Freiherrn von Schleinitz am 
10. Oktober zum Minifter des Auswärtigen ernannte Graf Bernſtorff 
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erließ unter dem 20. December eine Depeſche an den preufifchen Ge: 
jandten in Dresden, worin er den Anfprüchen der Mitteljtaaten und 
Dejiterreich gegenüber den Plan eines engeren deutjchen Bundes als Ziel 
der preußiſchen Politik Hinftellte. Das Hauptgebrechen der ganzen Bundes— 
verfaflung, entgegnete er, bejtehe darin, dak in den Bundesverträgen der 
vöfferrechtliche Charakter des Bundes nicht in feiner Reinheit feitgehalten 
fei, jondern daß ſchon die erfte Grundlage deffelben mit Beftimmungen 
iiber Tragen des inneren Staatsrechts in einer für das Bundesverhältnif 
nachtheiligen Weife vermifcht jei. Der Umſtand, daß die deutichen Groß— 
ftaaten und einige andere Mitglieder de8 Bundes nur mit einem Theil 
ihres Gebietes dem Bunde angehören, fei eine hauptjächliche Urſache vieler 
Mifftände. Daraus entipringe eine den Yebensfeim des Bundes bedro- 
hende Gefahr, welche dringend mahne, die Grundlage, welche für alfe 
Bundesglieder gleihmäßig gelten müſſe, in ihren Elementen zu jichten 
md zu vereinfachen, und zwar im einer dem Plane des jächfischen Mi- 
nifters gerade entgegengeſetzten Richtung. Dieſe von dem Minifter An- 
jtands halber vorangeftellte Neformirung der Grundlagen des Bundes war 
aber vor der Hand nicht die Hanptjache, jondern hätte erſt aus einer 
Zuſammenfaſſung der rein deutjchen Angelegenheiten hervorgehen müfjen. 
Dagegen führt er weiter aus, alle auf dem bisherigen ganzen Beſtand 
des Bundes berechneten Reformvorſchläge feien von vornherein unaus- 
führbar. Aber es ſei wohl unzweifelhaft, daß fir eine Neform des 
Bundes, welche die engere Vereinigung feiner Glieder auf dem Gebiete 
des inneren Staatsrechts bezwede, der Weg freier Vereinbarung mit dem 
beften Erfolg zu betreten wäre. Won diefem Gejichtspunft aus jeien 
preußiſcher Seits bereits verjchiedene allgemeine Reformbeftrebungen ein- 
geleitet worden. Ein zweiter wichtiger Gefichtspunft fei, daß bei der Bil- 
dung verfaffungsmäßiger Organe des Bundes und der Begründung or- 
ganischer Einrichtungen die realen Machtverhäftniiie zu Grunde gelegt 
werden, und daß in den Bundesbeziehnngen überhaupt das Gewicht der 
Stimmen mehr mit dem Gewicht der Leiſtungen, die Größe der Berech— 
tigung mehr mit der Größe der Verpflichtung in Einklang gejetst werde. 
Es ſei unftreitig ein tiefliegendes Gebrechen der gegenwärtigen Bundes: 
einrichtung, daß den realen Machtverhältniffen Feine irgend genügende 
Rechnung getragen werde. Gegenüber von der Behauptung Beufts, daf 
es ſich bei den Neformen des Bundes immer nur um die bejiere Ent: 
widlung des Staatenbimdes handeln könne, weil der Bundesjtaat gleich: 
bedeutend mit der Auflöfung des Bundes fei, jagt Bernftorf: auch er 
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glaube, daß ein ernfter Verſuch, den ganzen Bund in bundesjtaatliche 
Formen zu zwingen, leicht von jolchen Folgen begleitet jein könnte, wäh 
vend die Bildung eines Bundesſtaats im Staatenbunde mit dem Fort 
bejtehen des letzteren recht wohl vereinbar ſei. Bernftorf theilt mit Beuſt 
auch die Anficht, daß für den ganzen Bund feine kräftige Gentralgewalt, 
jei e8 eine einheitliche, jei e8 eine zufammengejetste, dauernd errichtet werden 
fönne, und fügt hinzu, daß ein zwijchen beiden Großmächten wechjelnder 
Turnus, welche die eine der anderen zeitweile unterordnen würde, mit 
ihrer europäiſchen Stellung nicht vereinbar jei. Der ebenfalls von Beuft 
aufgeſtellten Behauptung, daß ein jtändiges militärifsches DObercommando 
in einer Hand und eine einheitliche Vertretung nach Außen unpraftijch 
oder unausführbar fei, erkennt Bernftorff nur für den Fall Berechtigung 
zu, dab die Vereinigung dieſer Attribute für den ganzen Staatenbund 
in Anſpruch genommen würde, nicht aber für den Fall, daß fie ſich blos 
auf einen engeren Berband im Bunde bezöge, in welchem man für die: 
jelbe einen vertragsmäßigen Boden gelegt hätte. 

Dieje Erklärung des preußiſchen Cabinets, welche auf die Unions— 
beftrebungen des Jahres 1849 zurüdgriff, erregte großen Schreden und 
Aerger im mitteljtaatlichen Lager. Bayern, Hannover, Wirtemberg, das 
Großherzogthum Heſſen und Nafjau verftändigten fich mit Oefterreich und 
richteten in Gemeinfchaft mit demjelben am 2. Februar 1862 eine gleich 
lautende Note*) nad) Berlin, worin fie erklären, daR ihnen Deutich- 
lands Eicherheit und Einigkeit, jein moralijcher Frieden und feine Hoff- 
nung auf gedeihliche Entwidelung des Bundesvertrags in hohem Grade 
bedroht und gefährdet erjcheinen würde, wenn Preußen auf das Beitreben 
zurüdtommen wollte, einen Theil der deutſchen Staaten durch eine cen- 
tralijirte Verfaſſung unter einem Oberhaupte zu einigen, während das 
Berhältniß zwiichen diefem Theile und den übrigen Gliedern des Bundes 
auf dem Fuße bloßer Verträge zu regeln wäre. Jeder Verſuch, den Orga- 
nismus des Bundes durch einen engeren Bund zu durchbrechen, fei un: 
vereinbar mit den Verträgen. Der Einwurf, daß man dieje Verträge ja 
abändern fünne, lag nahe, aber das wollte die Mehrheit der Einzeljtaaten 
sicht, weil fie in den Verträgen in erjter Meihe eine Bürgſchaft für die 
Rechte der Dynaſtieen, ein Schutmittel zur Erhaltung der Souveränität 
fahen. Sachſen betheiligte jich nicht an der identiſchen Note, weil es ſich 
nicht als auf dem Standpunft der bloßen Negation jtchend angejehen 
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wiſſeu wollte. Beuft ermwiderte am 11. Januar 1862 auf die preußifche 


‚ , Depefche: er verzichte daranf, der königlich preußtichen Regierung gegen- 
uüber die Entgegnungen näher zu entwideln, zu welchen die gemachten Ein: 


würfe Beranlafiung geben, da bei der Entfernung der gegenüberftehenden _ 


Standpunkte es ſchwer fallen müßte einen Anfnüpfungspunft zu finden, 
durd welchen jich die Ausficht auf jofortige Vereinbarung gewinnen ließe. 
Borläufig genüge ihm, die große Frage angeregt zu haben, aber er würde 
e3 tief beflagen, wenn die begonnene Auseinanderjegung einen unfrucht: 
baren Abſchluß finden follte, er werde jeder Aufforderung gern entjprechen, 
welche dahin gerichtet wäre, durch eine weiter eingehende Beſprechung die 
angeregte Trage mehr und mehr aufzuklären, und entjage keineswegs der 
Hoffnung, doch zuletzt Anknüpfungspunfte für eine Verftändigung zu 
finden. 

Die badifhe Regierung, die fich jeit dem Eintritt Roggenbachs in 
das Minifterium von ihren Würzburger Genoſſen getrennt hatte, gab am 
28. Januar 1862 auch eine Erklärung”) über das ſächſiſche Neformproject 
ab, welche ſich die Aufgabe jtellte, einige wejentliche Punfte zu widerlegen. 
Cie jagte: jo lange die angeregte Frage noch von dem Standpunkt der 
möglichjten Beridjichtigung der vielfach widerjprechenden Einzelinterefjen, 
ftatt von dem anderen der zu erftrebenden höchften Yeiftung für die Ge— 
jammtheit betrachtet werde, dürfte ein ähnlicher Mikerfolg wie der Dres: 
dener alle Vorſchläge treffen, von welcher Seite fie auch ausgehen. Wäre 
es möglid, die Gegenfäte, unter welchen der pofitifche Zuftand Deutfch- 
lands feidet, blos durch Auffindung einer nenen Formel zu heben, fo 
würde die Nufgabe längft gelöst fein. So lange aber ein Theil der 
deutſchen Staatsmänner mit der ganzen Wärme patviotijcher Ueberzeugung 
ein Syſtem zu verwirklichen ftrebe, von dem der andere Theil feinen An- 
ftand nehme Bürgerkrieg und Einmiſchung des Auslands vorherzufagen, 
liege eine wichtigere Aufgabe vor, als die Aufſuchung von Formen, näm— 
(ih vor Allem die Unterordnung dev vielgejpaltenen Einigungsverfuche 
unter den einen alfbeherrichenden und allein berechtigten Gedanken eines 
einigen und mächtigen VBaterlandes. Gegen die Behauptung Beuſts, daß 
der Staatenbund nicht in Frage gejtellt werden dürfe, weil die Pflicht 
beftehe, zu feiner Neugeftaltung die Hand zu bieten, melde eine Auflö- 
fung des Bundes im jich trage, fett die badifche Note die Behauptung, 
daß die ftaatenbundliche Form der Bundesverfaffung überhaupt zu feiner 
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größeren Peiftungsfähigfeit entwidelt werden könne, als der Bund jeit 
jeiner Gründung bewährt habe, und die badijche Regierung fcheue fich 
daher nicht, eine Veränderung als nothiwendig zu bezeichnen, welche über 
die Schranken des Staatenbundes hinausgehe. Im weiteren Verlauf der 
Auseinanderjegung bezeichnet Roggenbacd die dee eines engeren Bundes 
in dem zu erhaltenden größeren Verbande, wie fie Graf Bernftorff in 
feiner Antwort auf den Beuftiichen Entwurf angenommen habe, als den 
Vorſchlag, welcher für die Gemeinfamkeit die größten politischen Erfolge 
verſpreche. Auf die Organijation diejes engeren Bundesftaates wird nicht 
näber eingegangen, jondern nur angedeutet, daß die herzuftellende Bundes— 
einheit feine ausſchließliche und unbedingte fein ſolle, fondern eine folche, 
die auf dem ganzen Gebiete der inneren Gejetgebung und Verwaltung 
die Selbftändigfeit der dermaligen Bundesftaaten fortbeftehen laſſe. Da- 
gegen follen um fo ausjchließlicher alle Staatsfunctionen, durch welche 
politiihe Macht im Verkehr mit fremden Staaten entwicelt und bethätigt 
wird, aljo das ganze Vertheidigungsweien Deutſchlands und der diplo- 
matijche Verfehr, einer einheitlichen, im Namen aller deutjchen Staaten 
zu führenden Leitung unterftellt werden. Und zwar werde dabei der 
Grundſatz angewendet werden müſſen, daß alle Staatsfunctionen, deren 
Gentralifirung von dem allgemeinen Intereſſe einmal gefordert werde, 
auch ganz und mit Ausſchließung aller Concurrenz der Einzeljtaaten in 
der Hand der Gentralregierung vereinigt werden. Namentlich dürfen 
alle Kammern der Einzeljtaaten ohne Ausnahme in Betreff der gemein- 
famen Angelegenheiten feine Competenz haben. Auch in der oberften 
Spitze müſſe jede confüderative Mitwirkung, etwa in der Form eines 
nach Inſtructionen befchliegenden Collegiums, ausgejchloffen bleiben, damit 
die einheitliche, perjönliche und verantwortliche Erecutivgewalt im Stande 
fei, einen politiichen Gedanfen mit der ganzen Kraft der Nation und allen 
Hilfsmitteln der einzelnen Theile durchzuführen. Diefe Idee einer ein- 
beitlichen Centralgewalt erjchien den meiften Staatsmännern als eine ab- 
ftracte theoretifche Forderung, die von feinem Bundesgliede zugeftanden 
werden fünne. Um fo größer war das Verdienſt der badifchen Regierung, 
daß fie als der erfte von allen Bundesstaaten diefer wichtigen Einficht 
flaren Ausdrud verlieh, 

Preußen umnterließ nicht, die identische Note Defterreihs und der 
Mittelftaaten mit gebührender Schärfe zu beantworten. Schon gegenüber 
der öjterreichifchen Erklärung vom 5. November gab das preufifche Ca— 
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binet fein Befremden über die feltfamen Dimenfionen zu erfennen, melde 
Graf Nechberg der Bedeutung des öfterreichifchen Präftdialrechts zu geben 
verfuche, und am 14. Yebruar*) entgegnete Graf Bernftorff in Betreff 
der identijchen Note mit der Bemerkung, die Sprache diejes Aktenſtückes 
entipreche dem Charakter des von der fächfiichen Negierung eingeleiteten 
Meinungsaustaufches fo wenig, daß die preußische Regierung fich nicht 
bewogen finden Fönne, auf Erörterung der Gegenanfichten einzugehen. 
Uebrigens gab fie auf den Borwurf, daß Preußen durch Wiederaufnahme 
der Unionsbeftrebungen den Frieden Deutjchlands bedrohe, die ſchlagende 
Antwort, daß damals nicht Preußens Beftrebungen für eine Neform ber 
Bundesverfaffung e8 gewefen feien, welche nahezu einen Krieg herbeige- 
führt hätten, jondern das Verhalten derjenigen Regierungen (mit ihren 
Berabredungen zu Bregenz,) an deren Widerftand die Beftrebungen Preu- 
ßens jcheiterten. Ihnen verdanfe Deutjchland die Wiederherftellung der 
alten Bundesverfaffung und damit einen dauernden Keim zu ähnlichen 
Wirren. Was aber die pofitiven Vorjchläge über eine weiter gehende politifche 
Eonfolidation betreffe, welche Defterreich fordere, jo fcheine e8 damit auf 
eine Verbindung mit außerdeutichen Yändern abgefehen zu fein. Die Un» 
ausführbarfeit einer derartigen Reform ſei aber längſt fo erwieſen, daß 
Berathungen darüber unthunlic) wären. 

Sp wenig auch durch diefen Notenmwechjel der Regierungen ein ſach— 
(icher Fortſchritt gemacht wurde, fo hatten die verjchiedenen officiellen Er- 
flärungen doch den Erfolg, daß das Bedürfnig einer gründlichen Neuge- 
staltung allgemein anerfannt und unter Vorausſetzung des guten Willens 
der Betheiligten diejelbe für ausführbar gehalten wurde. Nicht politische 
Schwärmer und gelehrte Profefforen, fondern erfahrene Staatsmänner 
formulivten jet die Bedingungen und Forderungen der Einheit, und 
ſprachen e8 aus, was die Nation brauche um zu einer Macht zu gelangen, 
die im Stande wäre, große politifhe Ziele zu erreichen. Viele meinten, 
wenn nur Preußen einmal muthig und entjchieden vorginge, um das Pro— 
gramm auszuführen, welches Graf Bernftorff in der Antwort auf das 
ſächſiſche Project aufgeftellt hatte, wenn es nur einmal die Gründung 
eines engeren Bundes verjuchen wollte, jo würde ihm die öffentlihe Mei: 
nung gewiß zufallen und ihm die nöthige Unterftügung gewähren. Die 
Macht des nationalen Bewußtſeins würde ſchon den Widerftand der 
widerftrebenden, auf Erhaltung ihrer Souveränität erpichten Mitteljtaaten 
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überwinden. In dieſem Sinn ſprach jih der am 3. März 1862 in 
Berlin verjammelte Ausihuß des Nationalvereins aus, „Das nationale 
Bewußtſein ift in ganz Deutſchland lebendig geworden. Eine große, gleich 
reale und ideale Bewegung hat fich der Geifter bemächtigt. Der Glaube 
an die große deutjche Zukunft wächſt von Tag zu Tag. Die Unhaltbarfeit 
der jetigen Oefammtverfaffung und die dringende Nothwendigfeit der Ne- 
form wagen jelbjt ihre bisherigen Vertreter nicht mehr zu verleugnen." 
— — „Das preußische Volk ift mit Energie in den Kampf um die 
höchſten nationalen Güter eingetreten. — Wenn deutfche Regierungen, 
die badijche, die weimarijche, die Foburg-gothaifche, fich ſchon herzhaft und 
rüdhaltlos unter dem Beifall der Nation der nationalen Bewegung ange- 
ichlofjen haben, wie lange wird die preußiſche Negierung ſich ihr noch 
unthätig entziehen fünnen? Hat doch jet Graf Bernftorff die Gründung 
eines Bundesſtaats mit einheitlicher Centralgewalt und deutſchem Parla- 
ment ald Biel der preußiichen Politik aufgeftellt. Das Ziel ift nur zu 
erreichen durch ein Bündniß mit dem einzigen mächtigen und treuen Bundes: 
genoffen, dem deutichen Volke, durch ein entfchiedenes und entichlofienes 
Eingehen auf feine und des eigenen Volkes Bedürfniffe. Wenn dies Jeder 
im Bolfe fieht, wie lange wird die Täufhung der Staatslenfer Stich 
halten, daß jo große Dinge allein durch diplomatische Verhandlungen mit 
größtentheil3 widerwilligen Regierungen zu Ende zu führen feien?" Bon 
der Anficht ausgehend, daß es allein eines fräftigen Jmpulfes von Seiten 
des Volkes bedürfe, ruft der Ausſchuß des Vereins feinen Mitgliedern 
zu: „Thue doch jeder feine Schuldigkeit. Erobern wir nad) und nad 
alle deutjhen Volksvertretungen, gewinnen und organifiren wir alle auf- 
geflärten uud vormwärtsftrebenden Kräfte der Nation durch die Mittel 
geſetzlicher Agitation, brechen wir durch die fchliegfich unüberwindliche Macht 
der öffentlichen Meinung den ſchon verzagter gefeifteten Widerfiand der 
Gegner, bewegen wir die Gleichgültigen und Schwachen, ſich für uns zu 
entjcheiden und fich nicht länger dem Ringen dev Nation zu entziehen — 
dann ift der Erfolg geſichert.“ Die preufifche Negierung theilte diefes 
Vertrauen anf die Macht des nationalen Bewußtſeins, auf die Wirkſam— 
feit der Vereine nicht, und war der Weberzeugung, daß die deutjche Re— 
form nicht blos eine Frage der Gefinnung und öffentlichen Meinung, 
fondern wejentlih eine Frage der realen Macht fei. Und diefe Macht 
ichien dem König mit Recht auf einem tapferen, gut ausgebildeten und 
zahlreichen Heere zu beruhen. Darum glaubte er, nur die von ihm pro- 
jectirte Militärreform könne Preußen zur Durchführung feiner deutichen _ 
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Aufgabe befähigen. Erft wenn das Herr gerüftet daftche, könne man 
Oeſterreichs und der Mittelſtaaten Widerwilligfeit brechen. Aber diefer 
Militärorganifation, deren Durchführung in den Augen des Königs die 
unerläßliche VBorausjegung einer kräftigen deutſchen Politik war, leiſtete 
die Fortjchrittspartei, welche immer mahnte und drängte, doch die Initi— 
ative zu ergreifen, den hartnädigften Widerftand. 


Elftes Kapitel. 
Der Militärconflict. 


Zum Verſtändniß der Schwierigfeiten, welche die deutfchen Einheits- 
beſtrebungen zu überwinden hatten, ift ein Einblid in den Conflict der 
preußijchen Regierung mit der Volf3vertretung unentbehrlih. Diefer er: 
neuerte fich im Jahr 1862 mit gefteigerter Heftigfeit. Am 14. Januar 
trat die Kammer, welche großentheil® aus Wahlen der Yortjchrittspartei 
hervorgegangen war, zufammen und der König eröffnete diejelbe mit einer 
Thronrede, welche bei der liberalen Partei neuen Anftoß erregte. Gegen: 
über den Forderungen der Sparfamfeit im Militäretat erfiärte der König: 
„Bei der Fefthaltung des fir die reorganifirte Armee erforderlichen finan- 
ziellen Bedarfs find die Rückſichten ftrengfter Sparjamfeit beobachtet worden. 
Eine weitere Ausdehnung derfelben würde die Schlagfertigkeit und Kriegs- 
tüchtigfeit des Heeres, folglich dejlen Lebensbedingungen und damit die 
Sicherheit des PVaterlandes gefährden." In Betreff der Neform der 
Bımdesverfaffung, welche die Fortichrittspartei mit Energie betrieben wiſſen 
mollte, geftand der König: „Meine ernften und unausgejegten Bemühungen, 
eine zeitgemäße Nevifion der Wehrverfafjung des deutjchen Bundes herbei- 
zuführen, haben zu meinem Bedauern ein befriedigendes Ergebniß noch 
nicht gewährt.” In Beziehung auf das ſächſiſche Reformproject und die 
Erklärungen der badijchen und ſachſen-koburgifchen Regierung, fagte die 
Thronrede: „Das Bedürfniß einer allgemeinen Reform der Bundesver- 
fafjung hat neuerlich auch im Kreiſe der deutjchen Negierungen von ver: 
ichiedenen Seiten ausdrüdliche Anerkennung gefunden. Treu den natio= 
nalen Traditionen Preußens, wird meine Regierung unabläffig zu Gunften 
ſolcher Reformen zu wirken bemüht fein, welche, den wirklichen Machtver— 
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häftniffen entfprechend, die Kräfte des deutjchen Volkes energifcher zufanımen- 
faffen und Preußen in Stand jegen, den Intereſſen des Gefammtvater- 
landes mit erhöhten Nachdrud förderlich zu werden." Dieje Verheißung 
fand man zu unbeftinmt; man hatte gehofft, der König werde die Wieder: 
aufnahme der in der Bernftorffiihen Note angedeuteten Verſuche eines 
engeren Bundes in Ausſicht ftellen, ftatt defjen wies er auf die wirklichen 
Machtverhältniffe Hin, welche dies, ehe Preußen fampfgerüftet war, nicht 
geftatteten. Eine Ermahnung an die Abgeordneten, fie feien berufen, im 
Verein mit der Negierung die Gefeßgebung, welche in einer großen Zeit 
begonnen wurde, (nämlich die in den zFreiheitsfriegen gegründete Kriegs— 
verfafjung) weiter zu führen, dadurch dem Patriotismus des preußifchen 
Bolfes ein größeres Feld der DBethätigung zu eröffnen und deſſen Auf: 
ſchwung vorzubereiten, — wurde nicht verjtanden. Dagegen fand man 
in der Erklärung: „Niemals kann ich zulaſſen, daß die fortjchreitende 
Entfaltung unferes inneren Staatslebens dag Recht der Krone, die Macht 
und Sicherheit Preußens in Frage jtelle und gefährde," eine Abwehr der 
weiteren conftitutionellen Entwidlung, eine unberechtigte Feſthaltung der 
Kronrechte gegen die Nechte der Volfsvertretung. Es war dies aber nur 
eine Abwehr der Anfprüche der Fortichrittspartei, der Regierung die Wege 
der äußeren Politif vorjchreiben zu wollen. In den Vorlagen des Minif- 
teriums an die Kammer wurde unangenehm bemerft, daß bei der Tyeft- 
itellung des Budgets eine Forterhebung von 25 pr. Ct. Steuerzufchlag 
in Nechnung genommen und die Mehrfoften für die Militärorganifation 
unter die ordentlichen Ausgaben gejtellt feien, während die Kammer in 
ihren Verwilligungen diefen Artifel immer al8 einen aufßerordentlichen 
Poften behandelt wifjen wollte. In den Mitteilungen an das Herren: 
haus legte der Kriegsminifter die 1860 zurückgewieſene Abänderung und 
Ergänzung des Geſetzes über die Verpflichtung zum Kriegsdienſt zur 
Beſchlußnahme vor, und empfahl defjen befchleunigte Erledigung, da das 
andere Haus in dem Zuſammenhang des Entwurf mit dem Budget einen 
Vorwand zur Verzögerung finden könnte. 

Ehe die Kanımer auf die Berathung des Budgets einging, einigte | 
jie fich zu einem gemeinjamen Antrag in der deutſchen Frage. Die be- | 
treffende Commiſſion jtellte am 25. Februar folgende Punkte auf: 1) Das 
Recht des deutjchen Volkes auf ftaatlihe Einigung fteht als gebieterifche 
Forderung feiner nationalen Eriftenz und als Ergebniß feiner Gejchichte 
unbejtreitbar feſt. 2) Nur eine feftere Verbindung der deutjchen Staaten, 
als fie das völferrechtliche Band des deutjchen Bundes gewährt, kann 
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den geiftigen, politiichen und ölonomijchen Intereſſen entjprechen, und darf 
bei der ſchwankenden politiichen Yage Europa’s nicht länger hinausgejchoben 
werden. 5) Der König hat in der Thronvede, und neuerlich haben meh— 
rere der einflugreichjten deutſchen Regierungen die völlige Umgejtaltung 
der deutichen Bundesverfaflung al3 eine unumgängliche Nothwendigfeit 
ansgejprochen, und der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten hat auf 
eine bundesftaatliche Organifation innerhalb des weiteren Bundes als die 
einzig mögliche und genügende Reform bingewiejen. 4) In der That 
fann nur die Herjtellung einer einheitlichen Centralgewalt, unter Mitwir- 
fung einer deutichen Volksvertretung, die gemeinjchaftlichen Intereſſen der 
Nation bei voller Aufrechthaltung der inneren Selbftändigfeit der Einzel- 
ftaaten ſichern. 5) Eine foldhe Centralregierung ift unter Theilnahme 
beider deutfchen Großmächte bei der durch aufßerdeutiche Intereſſen be- 
ftimmten europäifchen Stellung Defterreihs völlig unmöglid, und nur 
die Krone Preußen ift fraft ihrer realen Machtverhältniffe in der Lage, 
die Gentralgewalt im deutjchen Bundesftaate zu üben. 6) Bei dem un— 
trennbaren Zuſammenhang einer nationalen und liberalen Politif kann 
die fönigl. preußiiche Regierung nur durch ein rückhaltloſes Eingehen auf 
das berechtigte Verlangen des deutjchen Volkes und durch den gleid)- 
zeitigen freifinnigen Ausbau der preußijchen Verfaffung die zur Erreichung 
des großen Zieles nothwendigen Sympathieen Deutichlands erwerben. 
In Erwägung aller diefer Punkte beantragt der Ausſchuß, für nothwendig 
zu erflären: „1) daß bei der dringend gebotenen Reform der deutjchen 
Bundesverfaffung zwiſchen dem öfterreihifchen Bundesgebiete und dem 
übrigen Deutjchland ein unlösliches Bundesverhältnig erhalten wird; 2) daß 
innerhalb dieje weiteren Bundes Preußen und die übrigen Staaten, un: 
bejchadet ihrer inneren Selbftändigfeit, ſich bezüglich der militärifchen, 
diplomatifchen und handelspolitifchen Angelegenheiten zu einem engeren 
Bunde vereinigen, in welchem die Krone Preußen die einheitliche Bundes— 
regierung führt und eine gemeinfame Nationalvertretung die Mitwirkung 
bei der Geſetzgebung und die verfaffungsmäßige Eontrole über die Bundes- 
regierung übt; 3) daß die königl. Staatsregierung im vollen Bewußtſein 
ihres deutjchen Berufs dieſe bundesftaatliche Organifation offen als das 
Ziel ihrer Politik Hinftellt und zunächſt durch Vereinbarungen mit den 
deutichen Staaten ihrer Verwirklihung entgegenzuführen ftrebt. 
Gegenüber diefer Faſſung des Antrags machte der Regierungscom— 
miffär geltend: „Die königl. Negierung betrachte das Bundesrecht als 
Ausgangspunkt, die Vereinbarung als Mittel, den Bundesftaat al3 Biel; 
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festerer fei aber aus praftifchen ARüdjichten nach feiner Ausdehnung und 
nad feiner Competenz unbejtimmt zu laſſen. Es handle fich gegenwärtig 
nicht, wie 1849, darum, an Stelle der aufgehobenen Bundesverfaflung 
eine neue Gonftruction zu ſetzen: vielmehr beftehe jett eine Bundesver— 
faffung, und andere Regierungen ſeien beftrebt, eben dieſer Bundesver- 
faffung nach der Seite des inneren Staatsrechts die möglichjte Ausdeh— 
nung zu geben. Preußen trete einerjeitS diefem Bejtreben verneinend ent: 
gegen, indem es den Bundestag auf das genauefte Maß feiner Competenz 
bejchränft wiſſen wolle; andererjeit$ gehe e8 auf dem Wege freier Ver— 
einbarung und einzelner Verträge pofitiv in der Nichtung einer bundes- 
ftaatlichen Einigung vor. Eine zu jcharfe Bejtimmung dieſes engeren 
bundesftaatlichen Verbandes nach feinen äußerlichen Grenzen, wie nad) 
feiner Competenz, entjpreche der Sachlage nicht und könne auf die befreun- 
deten Regierungen unginftig wirken. Deshalb ericheine die Faſſung der 
Refolutionen 1 und 2 nicht zweckmäßig, weil die Präcifirung des terris 
torialen Umfanges des Fünftigen Bundesſtaats, durch welche Defterreich 
neben denfelben gejtellt werde, und der Ausdruck „Bundesregierung“ die 
gegnerifche Politik ftärken, weil Regierungen und Völker den Schein eines 
Hinausdrängens Defterreihs zum Hebel gegen Preußen benugen und ein 
Hineinzwingen aller übrigen Staaten heftig beftreiten würden. Die For: 
derung der Nefolution 3 endlich, daß die bundesstaatliche Organijation 
offen als Ziel hingeftellt und „zunächit” durch Vereinbarungen ihrer Ver- 
wirflihung entgegengeführt werde, fei ein Hindrängen auf einen Weg, 
der eine Drohung einjchliege und zu bedenflihen Auslegungen Anlaf 
geben könne.“ Die Commiffion verzichtete nun auf eine Verjtändigung 
mit dem Minifterium fir den einzubringenden Antrag und bejchloß, den- 
jelben unverändert der Kammer zur Annahme vorzulegen; aber noch ebe 
die deutjche Frage zur Verhandlung fam, wurde die Kammer aufgelöft. 
Die Veranlaffung war eine Beanftandung des von der Negierung vor: 
gelegten Etats. Der Abgeordnete Hagen hatte nämlich beantragt: das 
Haus wolle bejchliegen, daß der Etat nach den wefentlichen Einnahme» und 
Ausgabepoften fpecialifirt werde, und daß dies jchon für das Yudget von 
1862 gejchehe. Der Finanzminiſter befämpfte diefe Forderung und na= 
mentlic die Anwendung des Grundſatzes ſchon auf das laufende SYahr, 
was für das Nechnungswejen große Beläftigung herbeiführen würde, und 
erflärte jchlieglich, e8 frage fi, ob nad) Annahme diefer Vorichläge e8 
noch möglich jei zu regieren und die Verantwortung für die Peitung der 
Geichäfte zu übernehmen, ob darin nicht ein Eingriff in die Executive liege. 


Dennoch wurde der Antrag Hagens mit 171 gegen 143 Stimmen an: 
genommen. Die Majorität jah in dem Widerftand der Regierung mur 
eine Verkümmerung der verfaſſungsmäßigen Nechte der Volksvertretung, 
deren Necht und Pflicht es ja eben jei, die Verwendung der Staatsgelder 
zu überwachen. Die Regierung andererjeits ſah in dem Verlangen der 
Kammer einen Beweis des Miftrauens, ımd des Verdachts, daß die Ne- 
gierung deshalb die Epecialifirung vermweigere, weil fie nicht geitehen wolle, 
wie viel fie auf das Militär verwende. Die Folge der Annahme des 
Hagen’ihen Antrags war, daß das Minijterium am 8. März feine Ent: 
laſſung verlangte, aber noch ehe diejelbe gewährt wurde, den 11. März 
da3 Haus der Abgeordneten auflöfte. Der liberale Theil des’ Minifteriums: 
Auerswald, Graf Schwerin, Batow, Graf Pücler, v. Bernuth wurden ent: 
lafien, und durch Männer erfett, welche man zur feudalen Partei red): 
nete. Der bisherige Handelsminifter von der Heydt wurde Finanzmi— 
niſter und jpielte als jolcher eine hervorragende Rolle im neuen Miniſterium. 
Der Kriegsminifter dv. Noon, der Schöpfer des Militärplanes, und Graf 
Bernjtorff blieben. Statt des Fürften von Hohenzollern, welcher jchon 
feit längerer Zeit durch Krankheit verhindert war an den Gejchäften theil 
zunehmen, wurde dem Fürjten vou Hohenlohe-Ingelfingen, bisherigen 
Präfidenten des Herrenhaufes, der Vorſitz im Miniſterium interimiftiich 
übertragen. Für Eultus und Unterricht wurde Mühler, für Yuftiz Graf 
Yıppe, für das Innere v. Jagow, für Ackerbau Graf Itzenplitz ernannt, 
Das Miniſterium der neuen Aera, auf das man ſo frohe Hoffnungen 
geſetzt hatte, war gefallen, weil die Partei, auf deren Unterſtützung das— 
ſelbe gerechnet hatte, wegen der Militärfrage theils zur Oppoſition über— 
getreten war, theils nicht mehr gewählt wurde, und ihre Sitze in der 
Kammer den Mitgliedern der Fortſchrittspartei überlaſſen mußte. Die 
Einen machten dem abgetretenen Miniſterium den Vorwurf, daß es nicht 
dringender dem König zur Nachgiebigkeit gerathen habe, die Anderen, daß 
es die Wichtigkeit der Militärfrage nicht energiſch genug vor der Kammer 
vertreten und auf den Zuſammenhang derſelben mit der deutſchen Frage 
nicht genug hingewieſen habe. Die mangelhafte Vertretung der Militär— 
reform war auch der Grund, warum der König dem Miniſterium die 
erbetene Entlaſſung gewährte. Da nun neu gewählt werden mußte, ſuchten 
beide Theile, der König und die Fortſchrittspartei, dem Volk ihren Stand— 
punft auseinander zu ſetzeu. Der König richtete ſogleich nach Ernennung 
der neuen Minifter einen Erlaß an das Minifterium, worin er daſſelbe 
beauftragte, den Wählern über die Grundſätze ſeiner Regierung unzwei— 
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deutigen Aufjchluß zu geben und den Berdächtigungen entgegenzutretei. 
Er halte feſt an den Grundfägen, welche er im November 1858 und in 
feiner Anſprache an das Miniſterium aufgeftellt und feitdem widerholt 
dem Lande fundgegeben habe. ES fei fein ernfter Wille, der beſchworenen 
Berfaffung und den Nechten der Yandesvertretung volle Geltung zu fichern, 
aber auch die Rechte der Krone zu wahren und fie in der ungefchmälerten 
Kraft zu erhalten, welche für Preußen zur Erfüllung feines Berufes noth- 
wendig fei, und deren Schwähung dem Vaterlande zum Verderben ge- 
» reichen würde, Bezäglich feiner deutſchen Politik halte er feinen bisherigen 
Standpunft unverändert feit. 

Auch die officiöfen Organe der Negierung ſprachen fich ausführlich 
über die Motive der Kammerauflöfung aus. Die Sterngeitung vom 
20. März bezeichnete diejelbe als einen Aft tiefernfter Nothwendigkeit. 
Die Kammer fei von Anfang an darauf gerichtet gewefen, ein Zerwürfniß 
mit der Regierung hervorzurufen, Als Haupturjache, welche ein weiteres 
Berhandeln mit derfelben unmöglich gemacht habe, wird der mwie nad) 
übereinftimmender Parole organijirte Widerjtand gegen die bereit3 einge- 
leitete Heeresreform bezeichnet, welche von der Weisheit des Monarchen, 
in Uebereinftimmung mit allen feinen Räthen und mit den urtheilsfähigften 
Fachmännern, al3 die unerläßliche Bedingung für die Machtftellung Preu- 
ßens erfannt worden fei. Man habe der Bermuthung Raum geben müſſen, 
daß die Oppofition gegen die Heeresvorlagen ſich viel mehr auf andere 
allgemein politiihe Beweggründe von meittragender Bedeutung ftüge, als 
auf die fpecififchen, aus gemwifjenhafter Beurtheilung der Sache ſelbſt her- 
geleiteten Bedenken. Es habe gejchienen, als ob die Beichwerden über 
angeblich erdrückende Steuerlajt bereit wären zu verjtummen, wenn ber 
König ſich willig finden ließe, den Bejchlüffen des Abgeordnnetenhaufes 
in der auswärtigen wie in der inneren Bolitif einen entjcheidenden Ein- 
fluß einzuräumen, die Fülle der Gewalt von der Krone auf das Abge- 
ordnetenhaus zu übertragen. Es handle fi) bei dem Conflict der Ne: 
gierung mit dem Abgeordnetenhaufe nicht um eine Einzelangelegenheit, 
fondern um die Frage, ob die Macht der Regierung bei der Krone bleiben, 
oder ob fie dem Abgeordnetenhaufe zufallen jolle. 

Das Wahlcomite der Forfchrittspartei veröffentlichte al3 Antwort 
auf den Wahlerlaß des Minifters des Innern eine Anfprache an die 
Wähler, worin e8 beißt: „Nach der jetigen officiellen Auffaffung fcheint 
e3, daß jeder als ein Nevolutionär und als ein Gegner des Königthums 
betrachtet werden foll, der nicht einfach den minifteriellen Militärvorlagen 
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und Budgetaufftellungen zuftimmt. Uns fcheint es nicht wohlgethan, die 
gejetlich berufenen Wähler und Abgeordneten des preußiichen Volkes nach 
ihrer politifhen Gefinnung in Wohlmeinende und Uebelwollende, in Ber: 
fafjungsfreunde und Verfaffungsfeinde zu fcheiden. Niemand denkt daran, 
die verfafjungsmäßigen Nechte der Krone anzutaften. Aber darum handelt 
es fich, ob neben der großen und unzweifelhaften Macht der Regierung 
das verfaſſungsmäßige Recht der Vollsvertretung irgend eine Bedeutung 
baben ſoll, oder nit. Soll das Abgeordnetenhaus nur Duldung ges 
niegen, fo lange es „ja“ jagt, und gejegwidriger Uebergriffe geziehen 
werden, fobald es „nein“ jagt, dann hat unfere Verfaſſung feinen Sim,“ 
Auch die Univerjität Berlin, die vom Cultminiſter zu confervativen Wahlen 
ermahnt worden war, protejtirte einftimmig dagegen und fagte unter an— 
derm: „Em. Ercellenz wollen ung in diefer ernften Zeit das freimüthige 
Wort geftatten, dag wir den Rampf, der gegenwärtig die Gemüther in 
Preußen bewegt, nicht in dem Gegenfat des Königthums und der Des 
mofratie ausgedrüdt finden. Uber auch wenn es ſich fo verhielte, find 
wir doch der feften Ueberzeugung, daß diefer Gegenjat nicht dadurch zu 
Gunsten eines ftarfen Königthums und einer verfaffungsmäßigen Freiheit 
werde gelöft werden, daß eine in Preußen bis dahin nicht geübte Einwirkung 
auf die Wahlen zum Abgeordnetenhauje von Seiten der königlichen Staats» 
regierung verfucht wird. Wir glauben vielmehr im Sinne der echten 
monarchiichen Treue und einer wahrhaft conjervativen Politif zu handeln, 
mwenn wir über den Wechjel und die Bewegung des gerade vormwaltenden 
Kampfes hinaus die politifche Gefinnung, welche nur auf der reinen ge— 
wiſſenhaften Ueberzeugung ruht, und deren unabhängige und freie Be— 
thätigung vertreten.” In ähnlicher Weife ſprach ſich die Univerfität 
Bonn aus. 

Die Regierung war übrigens zu dem Zweck, die Wähler günftig 
für ſich zu ftimmen und der Oppofition ein gewichtiges Agitationsmittel 
zu entziehen, darauf bedacht, einige Conceffionen zn machen. Der Finanz- 
minifter von der Heydt wandte fi an den Kriegsminifter v. Roon mit 
einem vertraulichen Schreiben, worin er ihn bat zu erwägen, ob er den 
Militäretat nicht etwa um 2'/, Millionen Thaler vermindern könne, fo 
dat man in Folge davon auf den in Ausficht gejtellten Steuerzufchlag 
von 25 pEt. verzichten könnte. Es wurde, um eine folche Erfparnif 
zu ermöglichen, Berathung gepflogen, ob nicht die dreijährige Dienftzeit 
herabgejett und die Cadres der Armee vermindert werden könnten, aber 
eine Commiffion von höheren Dfficieren entfchied dagegen. Dennoch 
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wurde bejchlofjen, die beabjichtigte Forterhebung des Steuerzufchlags auf- 
zugeben, was am 16. April durch Königlichen Erlaß verfündet wurde. 
Alle Erklärungen der Regierung fonnten aber die oppofitionelfe Stimmung 
nicht beſchwichtigen, und aller bei den Wahlen aufgebotene Einfluß der 
Behörden Fonnte nicht hindern, daß die Negierung eine entſchiedene Nieder- 
lage erlitt. ALS die Kammer am 19. Mai zufammentrat, ſah fich die 
Regierung einer überwiegend feindjeligen Majorität gegenüber, höchſtens 
ein Dutend Feudale hatte fie auf ihrer Seite. Ehe wir aber ihren Ver— 
handlungen folgen, müſſen wir die Schwierigkeit ins Auge faſſen, in welche 
ſich die preußische Negierung durch den Handelsvertrag mit Frankreich 
vermwidelt ſah. 

Am 29. März 1862 wurde zu Berlin, mit Vorbehalt der Zuftim- 
mung der Bollvereingftaaten, vorläufig ein Vertrag zwiſchen den Bevoll- 
mächtigten von Frankreich und Preußen abgejchloffen, und fofort, von 
einer ausführlichen Denkſchrift begleitet, den betreffenden Negierungen mit: 
getheilt. Bald darauf erhob fich eine von Oeſterreich geſchürte Oppofi- 
tion der füddeutichen Staaten dagegen. Schon im September 1361 hatte 
Graf Nechberg eine Erklärung an die Zollvereinsregierungen erlafjen, 
worin darauf Hingewiefen war, welchen Einfluß ein folder Vertrag des 
Zollvereins auf die materiellen Intereſſen des Kaiferftaats und feine Stel- 
[ung zum Zollverein haben würde. Dejterreich verlangte, daß Frankreich 
feine Zujichernng gegeben werde, auf dem Fuße der begünjtigten Nationen 
vom Zollverein behandelt zu werden, und daß der Vertrag mit demfelben 
in feinem all über die Dauer des jekigen Sollvereinsvertrages, d. h. 
über 1865 hinaus abgeſchloſſen werde, weil dies die im Handelsvertrag 
Defterreih8 mit dem Zollverein vom 19. Februar 1853 in Ausficht ge- 
ſtellte Zolleinigung unmöglich machen würde. Die preußifche Negierung 
beantwortete jetzt jene öfterreichifche Denkichrift, und erklärte, der Zoll— 
verein könne ſich durch eine unfichere Ausficht auf den Beitritt Oeſter— 
reichs nicht abhalten lajjen einen Vertrag abzufchliegen, der nicht blog 
eine vortheilhafte Veränderung der auswärtigen Handelspolitif, fondern 
einen Akt der inneren Reform zur Folge haben werde. Graf Nechberg 
erwiderte darauf (7. Mai) in einem jehr empfindlichen Zone, die unge- 
ahnte Tragweite der zwijchen Preußen und Frankreich verabredeten Ver— 
tragsbejtimmungen habe ihn jehr überraſcht. Der Abſchluß eines ſolchen 
Vertrags von Seiten des Zollvereins und die Verlängerung des legteren 
auf ſolcher Grundlage wäre eine faktiſche und principielle Yostrennung 
Defterreichs vom übrigen Deutfchland, cine Verlegung und Hintanjegung 


des zwiſchen Defterreih und dem Zollverein abgeichloffenen Vertrags. 
Der franzöfiiche Handelsvertrag verpflichte durch Artikel 31 Preußen gegen 
sranfreich, fein Ausfuhrverbot in Kraft zu ſetzen, welches nicht zu gleicher 
Zeit auf die anderen Nationen Anwendung finde. Diejer Artikel berühre 
nicht blos commerzielle Intereſſen, ſondern den deutjchen Nationalverband 
und die Eigenschaft des deutjchen Bundes als Gefammtmacht und mili- 
täriiche Einheit. Schlieklich erklärt die öfterreichiiche Depeiche, daR der 
zu Berlin verabredete Vertrag als politifches Ereigniß betrachtet, und 
in jeinem Einfluß jowohl auf die Stellung Defterreihs als auf die Ver- 
bältniife Deutjchlands erwogen, die ernitlichjten Bedenken hervorgerufen 
babe. Diefe Erklärungen Oefterreihs fanden in Süddeutichland Anklang, 
und es entjtand eine lebhafte Agitation gegen diefen neuen vermeintlichen 
Verſuch Preußens, die übrigen deutichen Staaten zu bevormunden und 
feinen Intereſſen zu opfern. Dagegen erklärte fi in Sachen, deſſen 
Minifterium keineswegs im Verdacht einer befangenen Hingabe an Preußen 
ftand, ſowohl die Negierung (22. Mat), als die Vertreter der Induſtrie 
und des Handels (27. Mai) für Annahme des Vertrags; auch in Baden 
beſchloß die Regierung ihren Beitritt (14. Juni) und machte dem Yandtag 
eine dahin zielende Vorlage. Das preufifche Cabinet beftritt durch eine 
Note vom 28. Mai dem öfterreichiichen jedes Necht, Einfpruch gegen der: 
artige Verträge zu erheben; Preußen und der Hollverein haben die volle 
‚sreiheit, hierin lediglich nach eigenem Intereſſe zu verfahren. Die Be- 
hauptung, daß der Vertrag mit Frankreich eine Zolleinigung mit Defter- 
reih unmöglich mache, wird abgewiefen. In dem, was in dieſer Be- 
ziehung überhaupt al8 möglich angejehen werden könne, ſei durch die 
Verträge mit Frankreich nichts geändert. Auch die Annahme der öfter: 
reichiſchen Denkichrift, daß der franzöfiihe Handelsvertrag hindern würde, 
ein Ausfuhrverbot in Kraft zu jeten, welches nicht zu gleicher Zeit auf 
die anderen Nationen Anwendung fände, wird als nicht begründet nad)- 
gewiefen und bemerkt, daR auch Frankreich dieſe Auffaffung vollftändig 
theile. Nach einigen Monaten (10. Juli 1862) rüdte das öſterreichiſche 
Minifterium mit dem Anerbieten eines Präliminarvertrags zur Gründung 
eines den Kaiſerſtaat und den Zollverein umfaſſenden Zoll: und Handels- 
gebietöS heraus, um dadurch der Errichtung einer Scheidewand, wie fie 
der franzöfiich-preußifche Hollvertrag für Defterreih und Deutjchland 
wäre, zuvorzufommen. Es war zugleich ein aus 6 Artifeln betehender 
Entwurf eines ſolchen Präliminarvertrags und einer befonderen Vereins 
barung über Handelsbezichungen des deutjch- öfterreichifchen Zollbundes 
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beigefügt, und das Berfprechen gegeben, daß fogleich Einleitung zu den 
erforderlichen Verhandlungen getroffen werden ſolle. Man war in Preußen 
nicht darüber im Zweifel, daß dieſes Anerbieten von Oeſterreich nicht 
ernftlich gemeint fei und nur die Bedeutung einer Intrigue habe, zu dem 
Zwed den Zollverein zu fprengen, da Defterreih, dur die ſchutzzöll— 
nerifche Neigung feiner Fabrifanteır gebunden, unmöglich den Eintritt in 
denjelben durchjegen könne. Eine gleichzeitige Flugſchrift von competenter 
Seite (Geh. Rath Delbrüd) erörtert diefe Frage und kommt zu dem 
Ergebniß, daß die Aufnahme der öfterreihiichen Monarchie in den Zoll— 
verein durch die Intereſſen beider Theile entſchieden verboten fei; „eine 
Zolleinigung mit Defterreich hieße fiir uns foviel, als einen Gefunden 
zu einem Typhuskranken in's Bett legen." Die preußiſche Regierung 
jäumte nicht, den Antrag Oeſterreichs unbedingt abzulehnen*), da der 
Bereinszolltarif, den Oeſterreich anzunehmen ſich erbiete, jedenfall einer 
Revifion bedürfe, und zwar in einer Richtung, für welche fein Einver- 
ftändniß mit Oeſterreich vorauszufehen ſei. Defterreich ließ fich nicht 
abtreiben, und verlangte num durch Depejche vom 26, Juli Eröffnung 
der Berhandlungen, al3 ein auf den Vertrag von 1853 gegründetes Recht. 
Indeſſen war der Handelsvertrag mit Frankreich von der preußischen 
Abgeordnietenfammer am 25. Juli mit großer Majorität angenommen 
worden, und Preußen unterzeichnete nun feinerjeit3 am 2. Auguft definitiv. 
Am 5. wurde den Bollvereinsregierungen hiervon Nachricht gegeben, und 
zugleich, um den Wünſchen der ſüddeutſchen Staaten zu entjprechen, ein 
Zugeftändnig in Betreff der Weinftener angeboten. Gleichzeitig wurde 
auch an Defterreich eine Antwort auf feine neue Forderung vom 26. Yuli 
ertheilt. Man fei, wurde gefagt, zwar nicht grundfäglich abgeneigt, in 
Verhandlungen einzutreten, aber jett fei fein gedeihliches Nefultat abzu- 
jehen, fondern nur neue Verwidlungen zu befürchten. Erft nachdem die 
Verträge mit Frankreich durch die allfeitige Annahme der Zollvereins— 
jtaaten in ihrer Ausführung gefichert fein würden, könne man die handel» 
politiichen Beziehungen zu Defterreih erwägen. 

Die beiden ſüddeutſchen Königreihe und Hannover gingen ganz auf 
die öfterreichiiche Auffaffung ein. Bayern lehnte deshalb durch Note 
des Handelsminifter8 v. Schrenf vom 8. Auguft den Beitritt zum fran— 
zöſiſch-preußiſchen Vertrag ab, und einige Tage fpäter (11. Auguft) folgten 
auch Wirtemberg und Hannover (16. Auguft). Diefer Erfolg veranlafte 
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Oeſterreich alsbald, feinen Antrag auf den Eintritt in den Zollverein zu 
erneuern, durch eine Depeſche vom 21. Auguſt, worin es von der Vor— 
ausſetzung ausgeht, daR die Mehrzahl der Zollvereinsſtaaten den Vertrag 
mit Frankreich verwerfen werde, und daß damit die Gründe, welche 
Preußen hindern, auf Verhandlungen einzugehen, gefallen feier. Die 
preußifche Regierung aber zog aus den Erklärungen Bayerns und Wirtem— 
bergs andere Folgerungen, uud bedeutete diefen beiden, daß fie eine de— 
finitive Ablehnung der Verträge mit Frankreich als den Ausdrud des 
Wilfens anfehen müfje, den Zollverein nicht fortzufegen. Gegen Dejter- 
reich erflärte fie am 19. September, daß fie die Verträge vom 2. Auguft, 
d.h. den Abſchluß mit Frankreich Teineswegs als gejcheitert betrachte, 
da das Hervortreten einer Meinungsverjchiedenheit über eine große han- 
delspolitifche Mafregel nicht fofort als gleichbedeutend mit der Vermwerfung 
derjelben aufgefaßt werden könne, es vielmehr in ähnlichen Fällen ſchon 
öfter gelungen ſei, anfängliche DVerfchiedenheiten im Wege weiterer Ver— 
handlungen auszugleichen. 

Der deutjche Handelstag, der fich in der Mitte Oftobers zu München 
verfammelte, zog natürlich auch den Vertrag mit Frankreich in den Be— 
reich feiner Beſprechungen. Die Defterreiher fanden fich zahlreich ei, 
um für ihre Intereſſen zu wirken, und zweifelten nicht an ihrem Sieg. 
Sie verlangten einfach: Verwerfung des Handelsvertrags zwijchen dem 
Zollverein und Frankreich, und Aufnahme Defterreih8 in den Bollverein. 
Die alte öfterreichifche Bevormundungspolitif, welche feit 40 Jahren am 
Bundestag ihr Spiel getrieben hatte, verfuchte ſich jett auch in dieſer 
Frage geltend zu machen. Defterreich wollte Deutjchland verbieten, fich 
feinen Bedürfniffen gemäß zu gejtalten und einzurichten. Aber der öfter: 
reihifche Antrag auf Ablehnung des Vertrags mit Frankreich wurde mit 
großer Mehrheit verworfen, und dagegen ausgejprochen, es fei zwar höchſt 
wiünfchenswerth, daß einige Beftimmungen jenes Vertrags abgeändert 
würden, aber das fchleunige Zuftandefonmen deffelben dürfe nicht in Frage 
geftellt werden. Der Antrag eines Defterreichers auf Zolleinigung Deutſch— 
lands mit dem Kaiferftaat ward mit 117 Stimmen gegen 80 verworfen, 
dagegen unter der VBorausfekung, dat die Erhaltung des Bollvereins 
und der Abſchluß mit Frankreich fich erzielen lafje, der Wunfch für mög- 
fichfte Ausdehnung der Verfehrserleichterung zwifchen dem Zollverein und 
Dejterreihh ausgeiprochen, doch jo, daß die bisherige Selbftändigfeit der 
beiden Zollgebiete auch ferner erhalten bleibe. Außerdem ergriff der 
Handelstag die Gelegenheit, fich für die Verbefferung der Zollvereins— 
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verfaffung durch Einfiihrung einer ftändigen Verwaltung und Vertretung 
auszufprechen. Die Verſammlung wies dabei auf ihre Erklärungen vom 
vorigen Jahre Hin und übergab ausführliche Denffchriften, welche die 
damals aufgeftellten Ideen im Einzelnen darlegten. So hatte auf dem 
commmerzielfen Gebiete die Einheitsidee einen neuen Sieg erringen, und 
befanntlich wurde jpäter der franzöfiich-deutiche Handelsvertrag von allen 
dentichen Staaten angenommen, 

Auch im der kurheſſiſchen Angelegenheit hatte die preußifche Regierung 
einen bedeutenden Erfolg erreicht, und jowohl den Bundestag als den 
Kurfürften zum Nachgeben gezwungen. Wir haben fchon oben bei dem 
Umſchwung der Politif Badens erwähnt, daß die dortige Negierung am 
4. Juli 1861 den Antrag im Bundestag geftellt hatte, die kurheſſiſche 
Berfaffung vom Jahre 1831 ſammt den Erläuterungen und Ergänzungen 
von 1849 als rechtskräftig zu betrachten. So wenig dies auch Eingang 
zu finden fchien, jo drang doch allmählich die Ueberzeugung durch, daß 
man die furhbeifiihe Sache nicht länger hängen Taffen dürfe, und dem 
Treiben des Kurfürften, der ſich immer mehr Willfürlichkeiten und Quäle— 
veien erlaubte, Einhalt thun müſſe. ES wurde zwiichen Preußen und 
Defterreich darüber verhandelt, und am 8. März 1862 brachten beide 
Mächte einen Antrag für Widerherftellung der alten kurheſſiſchen Ver— 
faffung ein, mit Vorbehalt folcher Abänderungen, welche zur Ueberein— 
ſtimmung mit den Bundesgejegen erforderlich feiern. Der Kurfürft ordnete 
aber die neuen Ständewahlen nach der von ihm 1860 octroyirten Ver— 
faffung an. Die preufifche Negierung erhob dagegen Vorjtellungen in 
Caſſel, und forderte das Wiener Kabinet zu gemeinfamer Abmahnung der 
furfürftlichen Negierung auf; aber nun wollte Dejterreich wieder nicht 
darauf eingehen, unter dem Vorwand, es fei für einen folchen Schritt 
die Zuftimmung der Majorität des Bundestags nicht zu erwarten. Der 
Nurfürft dagegen ließ als thatfächlichen Proteft gegen die preußijchen 
Borftellungen die fchon angeordneten Yandtagswahlen nach dem octroyirten 
Wahlgefeß ausjchreiben. Preußen ließ (6. Mai) eine neue Aufforderung 
nah Wien ergehen, durch auferordentlihe Geſandte beider Höfe den 
Wivderftand des Kurfürſten zu brechen. ° Der herausfordernde Charakter 
der neneften Mafregeln fi der Art, daß man die Aftion nicht von dem 
Zögern und Schwanfen in Frankfurt abhängig machen dürfe. “Die preu— 
Kifche Negierung werde, um ihre Forderungen mit Nachdrud zu unter: 
jtügen, den königl. Adjutanten General v. Willifen nach Caſſel ſchicken. 
Dejterreih wollte noch zugewartet wiſſen, aber Preußen jchidte den 
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General Willifen mit einem eigenhändigen Schreiben des Königs an den 
Kurfürften ab. Diefer nahm den auferordentlichen Bevollmächtigten in 
einer Weije auf, daß darin eine abjichtliche Beleidigung des Königs ge 
ſehen werden mußte. Indeſſen hatte der Bundestag am 10. Mai den 
preußifch-öfterreichifchen Antrag angenommen, nur Hannover und Medien: 
burg ſtimmten dagegen. Die preußifche Regierung forderte von der heſ— 
ſiſchen Genugthuung, namentlich jofortige Entlaffung der dermaligen ver: 
antwortlichen Rathgeber des Kurfürften. Diejer lehnte die Genugthuungs: 
forderung ab, und Preußen berief nun feinen ordentlichen Geſandten in 
Caſſel zurüd, und zwei Armeecorps erhielten Befehl, ſich marjchbereit zu 
zu machen. Indeſſen forderte das heſſiſche Minifterium felbft feine Ent- 
laffung, und nachdem ein neues gebildet war, gab der Kurfürft nach und 
erließ am 22. Juni eine landesherrliche Verkündigung, welche die Ber: 
faffungsurfunde von 1831 nebſt anderen ergänzenden Gefegen von 1848 
und 1849 wieder in Wirkfamfeit fette. Ueberdieß ſchickte der Kurfürft 
einen General mit einem eigenhändigen Schreiben an den König von 
Preußen, worin er denjelben von der Widerherftellung der Verfaſſung 
und der Befolgung „der in wohlwollendſter Abjicht ertheilten Rathſchläge“ 
benachridtigt. Damit war der wichtige Streitpunkt zwiſchen Defterreich 
und Preußen, der im Jahre 1850 zur Widerherftellung des Bundestags 
die Handhabe gewährt und beinahe den Ausbruch eines Krieges herbei: 
geführt hätte, zu Gunſten Preußens und der verfaflungstreuen Heffen 
entichieden. Der Kurfürſt befam indefjen noch in demfelben Jahre einen 
Rüdfall der Widerfpenftigfeit; er erjchwerte feinem Minifterium, melches 
die alte Berfaffung wieder in Wirkfamkeit ſetzen follte, auf alle Weife 
feine Aufgabe und vertagte die neu gewählte Ständeverfammlung. Preußen 
ſchicke am 24. November durch einen Feldjäger eine neue Drohnote an 
den Kurfürſten, wodurch derfelbe ſich veranlaßt ſah, die bereit3 verfügte 
Entlaffung feiner Minifter zurückzunehmen und die vertagte Ständever- 
fammlung wieder einzuberufen. 

Während des Streites über den franzöfifchen Handel3vertrag und 
über Kurheſſen hatten auch Berathungen über die Reform der Bundes- 
verfaffung ftattgefunden. Am 7. Juli wurde eine Conferenz mittelftaat- 
liher und öfterreihifher Staatsmänner in Wien begonnen. Preußen, 
wiederholt aufgefordert, an diefen Berathungen theilzunehmen, lehnte ab, 
da es feinen erfprieflichen Erfolg vorausfah, und ging nicht einmal auf 
den Vorſchlag ein, den preußifchen Gefandten in Wien in der Eigenjchaft 
eines einfachen Zeugen zur Anmohnung jener Berathungen zu ermächtigen. 

Ktlüpfel, Einheitebeftrebungen. I. 18 
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Der Bundestag ſelbſt that auch einen Schritt in einheitlicher Richtung, 
indem er am 17. Juli bejchloß, zur Ausarbeitung eines Entwurfs einer 
allgemeinen Eivilprocefordnung für die deutjchen Bundesstaaten eine Com- 
miffion niederzufegen, welche am 15. September 1862 in Hannover zu: 
fammentreten ſollte. Daß Preußen jich auch dagegen erklärte, gab feinen 
Gegnern eine willfommene Gelegenheit, über preußifhen Egoismus zu 
lagen, der nur dann für die deutſche Einheit auftrete, wenn für Preußen 
ein Vortheil dabei zu erreichen fei. Eine Frucht der Wiener Berathungen 
fam zum Vorſchein in einem am 14. Auguft von Oeſterreich, Bayern, 
Königreih Sachſen, Hannover, Wirtemberg, Kurheffen und Nafjau ge: 
ftelten Antrag, einen Ausſchuß niederzufegen, welcher nähere Vorſchläge 
über die Art der Zufammenfegung und Einberufung einer aus den ein- 
zelnen deutfchen Ständefammern durch Delegation hervorgehenden Volks— 
vertretung ausarbeiten ſollte. Diefem Ausſchuß follten dann auch vie 
Öejegesentwürfe über eine allgemein deutſche Civilproceßordnung und ein 
Dbligationenrecht vorgelegt werden. 

Bor dem Ausgang diefer Verhandlungen müfjen wir nun den Staud 
der ſpeciell preußiichen Angelegenheiten betrachten. Wir fehen das durd) 
feudale Elemente ergänzte Minifterium einer feindfeligen Kammer gegen- 
über. Gleich beim Beginn, der Verhandlungen zeigte es ſich, daß eine 
minijterielle Partei gar nicht mehr beftand. Ein Verſuch, die Trümmer 
derjelben zu ſammeln, fcheiterte an der Abneigung einzelner Genojfen, 
jetst ſchon fich über ihre Stellung zu entjcheiden. Der ehemalige Führer 
der minijteriellen Partei, Grabow*), wurde mit einer Kleinen Majorität 
zum BPräfidenten gewählt, und in feiner AntrittSrede machte er eine 
Schwenkung nad) links, indem er den beitehenden Gegenfag mit der For: 
mulirung „ob Königthum oder Parlament” bezeichnete, was die Regierung 
feineswegs al3 richtig anerkennen wollte. In der Adreßdebatte trat das 
Bemühen hervor, mit einem entjchiedenen Beharren auf Anerfennung der 
conftitutionellen Rechte auch Ehrfurcht vor der Krone zu verbinden, und 
die Beihuldignng eines Eingriffs in deren Rechte abzuwehren. Die 
Adreffe, welche am 6. Juni mit 219 gegen 101 Stimmen angenommen 
wurde, lautete in ihrer Hauptftelfe folgendermaßen: „Es befteht feine 
gefahrdrohende Aufregung der Gemüther. Das preußiiche Volk hat fich 
nicht verändert. Es vereinigt mit der alten Hingebung an den Thron 
eine fefte und bejonnene Anhänglichkeit an fein verfafjungsmäßiges Recht. 


*) Bürgermeifter in Prenzlau, von 1862 — 65 Präfident des Abgeordnetenhaufes. 
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E3 erjehnt im Innern den Erlaß der zum Ausbau unferer Berfaffung, 
zur Begründung einer jelbjtändigen Gemeinde- und Kreisverwaltung und 
zur höheren Entwidelung der Volkskraft nothiwendigen Gefete, die Zu: 
rückführung der Gefammtfteuerlaft auf ein der Steuerkraft entjprechendes 
Maß, die Sicherung des Staats und der Schule gegen kirchliche Ueber: 
griffe, die verfaffungsmäßige Befeitigung des Widerftandes, welchen bisher 
ein Faktor der Gejeßgebung (das Herrenhaus) diefem Verlangen entgegen: 
geftellt hat. Es erjehnt nach Außen eine kräftige und vorwärtsichreitende 
Politik, welche Ew. Majeftät erhebende Erklärung vom 9. November 1858: 
„Die Welt muß wiſſen, daß Preußen überall bereit ift, das Necht zu 
ſchützen“, in vollem Umfange verwirklicht." Die Deputation, welche dem 
König die Adreſſe zu überbringen hatte, wurde etwas ungnädig empfangen; 
er ermwiderte: „sch habe die mir foeben ausgedrüdten Verſicherungen der 
Treue und loyalen Ergebenheit gern entgegengenommen. Indem ich 
wiederholt ausſpreche, daß ich unverändert auf dem Boden der beſchwo— 
renen Verfaſſung ftehe, jowie auf dem meines Programms vom November 
1858, und daß ich mich dabei in voller Uebereinftimmung mit meinem 
Minijterium befinde, knüpfe ich hieran die feſte Erwartung, Ihre aus- 
gejprochenen Gefinnungen durch die That bewährt zu fehen, und da Sie 
einen Sat meines Programms von 1858 herausgehoben haben, fo wollen 
Sie fi daſſelbe Zeile für Zeile einprägen, dann werden Sie meine Ge- 
finnungen recht erkennen." 

Beim Beginn der Budgetberathungen erflärte die Negierung, fie 
beharre anf dem urjprünglichen Plane der Militärorganifation vom 9. Fe— 
bruar 1860, und ftellte nur einige unweſentliche Modificationen in Aus- 
fiht. Für die Marineverwaltung wurde auf den Grund eines Geſetzes— 
entwurfs auch noch eine außerordentliche Forderung von 1,400,000 Thlr. 
eingebracht, und der Kriegsminijter entwidelte mündlih ten Plan zur 
Gründung einer Kriegsflotte, der 45 Millionen Thaler erfordern werde, 
und im Verlauf von fieben Jahren ausgeführt werden follte. Die Budget: 
commifjion beantragte, ſämmtliche Mehrfoften für das Heer, etwas über 
6 Millionen Thaler, zu ftreichen, jo lange die Regierung nicht die er- 
forderlichen Geſetzesvorlagen gemacht und mit dem Landtag vereinbart 
haben würde. Da aber der von der Regierung im Jahre 1860 vor- 
gelegte Entwurf für die Militärreform zurücdgemwiefen worden war, und 
für einen neuen, der im Wefentlichen diefelben Grundſätze feithielt, auch 
feine Annahme zu erwarten war, jo fam die Streichung der Geldfor- 
derung auf eine Ablehnung des ganzen Organifationsplanes hinaus. Der 
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Etreit drehte ſich nicht jomwohl, wie die Führer der Kammermajorität es 
immer darftellen wollten, um Specialifirung des Etat3 und Anerkennung 
des Budgetbewilligungsrehts, um die Aufficht der Kammer über die 
Verwendung der Staatögelder, al3 um die materielle Frage der Heeres— 
reforın, welche die Volfsvertretung in diefer Ausdehnung und im dieſem 
Koftenbetrag nicht annehmen wollte. Der Regierungscommiffär des Kriegs: 
minifters, Oberft v. Boſe, erwiderte mit Recht, die Regierung habe ja 
Vorlagen gemacht, aber fie feien leider nicht angenommen worden. Man 
verlange, das Heer müfje volfsthümlicher werden, man möge nur fagen, 
wie das gemeint fei, man könne doch nicht Schüten und Turner fo ohne 
Weiteres in das Heer einreihen. Ob das neue Spftem ftichhaltig fei, 
fönne man freilich noch nicht erproben, da Preußen feinen Kaukaſus und 
fein Algier habe, aber die Negierung glaube das Richtige getroffen zu 
haben und werde an dem in der Ausführung begriffenen Plane fejthalten, 
bis ihr ein Beſſeres gezeigt werde. Ein Geſetz wolle fie vorlegen, aber 
ſchwerlich in diefer Seſſion, jondern erjt in der nächjten. Am folgenden 
Tag libergab derjelbe Commiffär als letzte Conceffion einige Abänderungs- 
vorichläge des Reformplanes, aber die Koften fiir den vollendeten Reor— 
ganifationsplan blieben immer noh um 10 Millionen Thaler höher, als 
der alte Kriegsetat. Am 11. September begann die Debatte, e8 wurden 
mehrere Bermittlungsanträge gemacht, die fi) alle um möglichfte Spe— 
califirung, um nachträgliche Rubricirung ‚der bereit3. verwendeten Gelder, 
um Bertheilung in ein Ordinarium und Ertraordinarium drehten, und 
den Zwed hatten, die Controlirung der Ausgaben durch die Kammer zu 
ermöglichen. In der Sache bildete die Frage, ob dreijährige Dienftzeit 
feitgehalten oder diefelbe auf zwei Jahre herabgefegt werden folle, einen 
Hauptpunkt, und die Aegierung ſchien einen Augenblid geneigt, das Zu- 
geftändnig einer blos zweijährigen Präjenzdauer zu machen; aber der 
Kriegsminifter erklärte jchon am folgenden Tag dieſen Vorfchlag aus 
techniſch- militärischen Gründen für unausführbar. Am 23. September 
erfolgte die Schlußabftimmung, bei welcher nur 11 Mitglieder für die 
Bewilligung der vollen Etatspofition, 308 dagegen ftimmten. Damit 
war der Kriegszuftand zwiſchen Negierung und Volksvertretung erklärt. 
Die Oppofition machte zu ihrer Rechtfertigung geltend, fie habe, nachdem 
ihr die Specialifirung des Etats von der Regierung verweigert umd durch 
das Beharren auf der dreijährigen Präfenz die billigjten Wünſche des 
Volkes zurücdgewiejen worden jeien, die Nechte der Bolfsvertretung auf 
Bewilligung des Budget? und Gontrolirung der Staatsausgaben nicht 
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anders wahren fünnen, als durd Streichung der nicht gerechtfertigten 
Etatspoften. Es babe fich nicht um unbedingte Verwerfung der Militär: 
reform, jondern nur um deren Modificirung zu Gunften des Volkswohls 
und um Vertheidigung anerfannter conftitutioneller echte gehandelt. 
In der That war das der Standpunkt der gemäßigten altliberalen Partei. 
Aber ein großer Theil der Oppofition wollte doch eigentlich überhaupt 
VBerwerfung der Militärreorganifation. Nach der bisherigen friedlichen 
Politif der Regierung, nach der unbedingten FFriedensliebe, welche fie in 
den Verwicklungen von 1850 und 1859 gezeigt hatte, nach den aus- 
drüdlichen Erklärungen des Minifters v. Echleinig, daß man eine Re— 
form des Bundes nicht gegen den Willen Dejterreih$ und der Mittel: 
ftaaten durchjegen wolle, glaubte man, Preußen habe auf Erfüllung feines 
deutjchen Berufes, auf die Anfprüche einer einheitlichen militärijchen und 
diplomatischen Leitung Deutfchlands verzichte. Wenn man aber auf 
Erhöhung von Preußens Macht verzichtete, wern man von dem Heere 
doch feinen Gebrauch machen wollte, wozu deſſen Vermehrung und ge- 
jteigerte Ausbildung mit einem jährlichen Koftenaufwand von 10 Mil: 
lionen? Mußte nicht unter diefen VBorausfegungen die Reorganifation 
als ein koſtſpieliger Luxus erjcheinen, der nur dazu diene, eine Yiebhaberei 
des Königs zu befriedigen, das Königthum von Gottes Gnaden mit er 
höhtem militärifchen Glanz zu umgeben? Daß die confervative Partei 
und der Adel das Project der Militärreform jo eifrig unterftügten, war 
natürlich der Fortichrittspartei und den Liberalen fein Grund, auf ihre 
Oppofition zu verzichten, man ſah darin einestheild nur den gewohnten 
Gehorjam gegen das Königthum, anderntheils einen Beweis ferviler Ge— 
finnung. Auch hatte ja der Adel in feinen Standesintereffen Gründe 
für Vermehrung des Heeres. Je mehr Offiziersftellen geſchaffen wurden, 
deito mehr gab es für die Junker Gelegenheit, ihren Söhnen Verwendung 
und angefehene privilegirte Stellung zu fihern. Die Abneigung gegen 
Vermehrung und Hebung des adeligen Elemente8 war für dem Bürger 
ein Grund mehr, auf dem Miderfpruch gegen die Militärreform zu bes 
harren. So war es denn doch großentheils principielle Oppofition, mas 
den Beihlug der Verweigerung des Budgets herbeiführte Man wollte 
zeigen, daß die Volfsvertretung eine Macht im preußifchen Staate fei, 
weiche dem Königthum zum mindeften ebenbürtig daftehe. Man wollte 
einen vernichtenden Streich gegen abjolutiftifche Tendenzen führen und 
bemweifen, daß die fünigliche Gewalt feine Mafregel von eingreifender Be- 
deutung gegen den Willen des Volkes und Bürgerthums durchjegen könne. 
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Die Militärorganifation hat ſich in ihrer politifchen Bedeutung und 
ihrem Werth für die Machtjteigerung des preufifchen Staates fo glänzend 
erprobt, daß die Energie, mit welcher der König diefelbe gegen den Willen 
der Volksvertretung durchgeſetzt hat, vollftändig gerechtfertigt if. Es 
drängt ſich aber doch die Trage auf, ob bei dem Bewußtſein, fachlich 
ganz im Nechte zu fein, die Negierung den Abgeordneten nicht hätte be- 
ftimmtere Andeutungen darüber geben jollen, daß man das Heer nicht 
blos zur Erhöhung föniglichen Glanzes und dynaſtiſcher Yiebhaberei jtärfen, 
fondern wirklich die Macht des preußiſchen Staates fteigern wolle, um 
wichtige politifche Ziele damit zu erreichen; und auf -der anderen Ceite, 
ob man den doch auch berechtigten conftitutionellen Anſprüchen auf Con— 
trolirung der Staatsausgaben durch Vorlegung eines fpecielleren Etats 
nicht hätte entfprechen und damit die conftitutionelle Gewifienhaftigfeit der 
(iberalen Partei zu Gunften der Regierung ſtimmen ſollen. Wir erwidern 
hierauf: an Andeutungen, daß dem ganzen Gedanfen der Militärreform 
pofitifche Zwede zu Grunde liegen, daß man die deutjche Frage als eine 
Machtfrage anfehe, hat es in den Anfprachen des Königs und des Kriegs— 
miniſters nicht gefehlt. Deutlicher fprechen konnte man nicht, ohne das 
Mißtrauen Defterreichs, der Mittelftaaten und der auswärtigen Mächte 
wach zu rufen. Ein bejtimmteres politiihes® Programm zur Begründung 
de3 gefteigerten Militäretat3 Fonnte man auch deshalb nicht vorlegen, 
weil man wirklich noch fein: hatte. Im Allgemeinen war man überzeugt, 
daß ſowohl die Auseinanderjegung mit Defterreih, als auch der Streit 
mit Frankreich um das Linke Rheinufer in naher Zukunft mit dem Echwert 
entjchieden werden müſſe. Welcher Krieg zuerjt ausbrechen wiirde, das 
wußte man nicht und fonnte alfo auch nichts Bejtimmtes darüber jagen. 
Aber darin war man nicht im Zweifel, daß, um dieje Kämpfe mit Ehren 
und Erfolg zu bejtehen, die vorhandene Kriegsmacht Preußens und die 
möglichen Allianzen nicht genügen würden. Und dann mar es aus po- 
litiſchen Rückſichten geboten, die Gründe und die Einzelheiten der Kriegs: 
rüftung nicht der Deffentlichfeit preiszugeben. Die Regierung durfte nad) 
ihren widerholten Erflärungen, daß es ſich un die Intereſſen Preußens 
und Deutjchlands handle, mohl einiges Vertrauen beanjpruden. Doch 
iſt nicht zu läugnen, daß die ftreng conftitutionelf gejinnte Kammer, wenn 
auch Furzjichtig, doch nach Recht und Gemiffen handelte. Mochte auch 
der Einzelne ſchwer unter dieſem Conflict leiden, jo war der auf beiden 
Seiten mit ehrenhaften Waffen geführte Kampf doch gewiß ein Zeichen 
politifcher Gefundheit, und der Staat nicht zu bedauern, in dem jolche 
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tief gehende Gegenſätze ohne verderbliche Erjchütterungen beftehen konnten. 
Wenn aber die damalige Tyortichrittspartei von der Regierung verlangte, 
fie ſolle auf die altpreußiſche königliche Machtvollfommenheit verzichten, 
die Gewalt mit dem Bolfe theilen, eine parlamentarische Regierung werden 
und die Nationalverfammlung in das Geheimniß der deutjchen Einheitg- 
politit ziehen, jo glauben wir, dag König Wilhelm und feine Rathgeber 
ganz recht gethan haben, wenn fie auf diefe Anfprüche nicht eingegangen 
find, Nur einer feften, ftarken, Föniglichen Gewalt, nicht aber einer auf 
die ſchwankende Volksſtimmung des Parlamentarismus angewieſenen Re- 
gierung war e8 möglich, die Erfolge von 1866 und 1870 zu erringen, 
den norddeutſchen Bund und das deutjche Reich zu gründen. Der König 
verhehlte fich nicht, dak der Kampf gegen die Volfsvertretung und die 
öffentliche Meinung feinen Thron und fein Leben gefährden und felbft die 
Rechte der Dynaftie in Gefahr bringen könnte. Der Gedanke an Nieder- 
legung der Krone zu Gunjten feines Sohnes joll ihm nahe gelegen haben. 
Doch mußte ihn die Erwägung, daß es den Thronerben in eine ſchlimme 
Lage gebracht haben würde, die Regierung mit einer Conceſſion zu be: 
ginnen, von einem foldhen Schritt abhalten. Er entjchloß fich, Herrn 
vd. Bismard zu berufen, und feiner Energie die Gefchide Preußens und 
Deutſchlands anzuvertrauen. Nocd während der Militärdebatte wurde 
derjelbe von Biarritz telegraphifch nach Berlin bejchieden, und fogleich 
nach der wichtigen Abftimmung im Abgeordnetenhaus, am 24. September, 
zum Staatsminiſter mit dem interimiftiichen Vorſitz im Minifterrath er- 
nannt. Der bisherige proviforiiche Minifterpräfident, Prinz von Hohen- 
Iohe, wurde dieſes Amtes enthoben, und auch der Yinanzminifter von 
der Heydt erhielt die nachgefuchte Entlaffung. 

In ganz Deutjchland hatte die Entlaffung des Minifteriums der neuen 
Aera den ſchlimmſten Eindrud gemacht. Die getreueften Freunde Preußens, 
welche in den Zeiten der Unionsfämpfe ihr Vertrauen auf deſſen deutjche 
Politik feftgehalten hatten, glaubten jetzt nicht3 mehr von Preußen erwarten 
zu dürfen. Selbſt ein jo tiefblidender und von dem Beruf Preußens 
jo überzeugter Politifer wie P. A. Pfizer theilte diefe Hoffnungslofigfeit. 
Er veröffentlichte im Frühjahr 1862 eine Schrift: „Zur deutjchen Ver— 
fafjungsfrage”, um im Borgefühl feines baldigen Todes noch einmal ein 
Wort für die bundesftaatliche Vereinigung Deutſchlands unter Preußens 
Führung einzulegen, und befannte in der vom 30. März datirten Vor- 
rede: „Während des Drudes der gegenwärtigen Schrift ift in Preußen 
ein Ereigniß eingetreten, welches ganz dazu geeignet ift, im deutſchen Volk 
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die Hoffnung auf Hilfe aus den oberen Regionen zu vernichten: die Auf: 
löfung des Haufes der Abgeordneten, in Verbindung mit der theilweijen 
Entlaffung eines Minifteriums, das bei den Hindernifjen, welche die 
Krone jelbit ihm in den Weg gelegt oder aus dem Wege zu räumen 
unterlaffen hat, zur Unmacht verdammt war." Die Verjhärfung des 
Gegenfages durch die Berufung Bismards fchien vollends jede Hoffnung 
auf eine günftige Löſung des Conflictes zu zerftören. Selbſt in Baden, 
wo die Regierung die preußifche Fahne aufgepflanzt hatte, ſprach ſich die 
offieiöfe Karlsruher Zeitung in einem Artifel vom 22. Dftober 1862 
über den in Preußen ausgebrochenen VBerfaffungsftreit folgendermaßen aus: 
„Die nationale Bewegung war jeit 1859 geneigt, der preußiichen Re— 
gierung die Führung nad) dem großen Ziele unferer politiichen Wider: 
geburt anzuvertrauen; Heute muß nicht blos der Yiberalismus, welcher 
jede mögliche Garantie für die Volfäfreiheit begehrt, es muß ebenjo der 
unbedingtefte Anhänger der deutichen Einheit der preußiichen Regierung 
die Fähigkeit zu jener Führung in Abrede ftellen." Niemand ahnte, daß 
eben jett der Mann an die Spite der preußifchen Regierung getreten fei, 
der vor Allen berufen war, das Werk der deutjchen Einigung in einer 
Weiſe zu vollenden, die alle bisherigen Programme weit übertraf. 


Zwölftes Kapitel. 


Die Anfänge des Minifteriums Bismarf und der Fürften- 
Congreß in Frankfurt a. M. 


Der Eintritt Bismard3 in das Minifterium war ein Wendepunft 
für die preußischen und deutjchen Angelegenheiten. Bisher war der Streit 
der Regierung mit der Volfsvertretung eine Sache für ſich, es fchien 
fh nur um die Milittärreform und die damit verbundenen Anfprüche der 
Krone zu handeln; jet aber war ein Staatsmann an die Spite getreten, 
welder den Militärconflict nur als einen Zwiſchenfall anſah, und ihn 
baldmöglichſt überwinden mollte, um freie Bahn für höhere politifche 
Zwecke zu befommen. Nicht fo faßten zwar die preußischen Abgeordneten 
Bismarcks Berufung auf. Sie glaubten, der König wolle, anjtatt 
das Minifterium nach dem Sinn der Kammer zu ändern, daſſelbe in 
reactionärer Richtung verftärfen und der Oppofition Troß bieten. Bis— 
mark galt als der Ausdrudf einer übermüthigen, volfsfeindlichen Junker— 
politit. Mean erinnerte fih, daß er in der preußiichen Kammer des 
jahres 1849 über den Begriff „Vollsjouveränität” gefpottet und die 
Kämpfer des 18. März Rebellen genannt, daß er im Erfurter Barlament 
gegen die preußifchen Unionsbeftrebungen geiprochen und das Bedürfniß 
einer nationalen Widergeburt geläugnet, daß er in einer Rede vom 3. De: 
cember 1850 Preußen die Aufgabe zugewieſen hatte, ſich Defterreih unter: 
zuordnen, um im Bunde mit ihm die Demokratie zu befämpfen. Von 
der Veränderung aber, die in der Schule der Frankfurter Erfahrungen 
mit ihm vorgegangen war, wußte man nichts, jene merkwürdigen Briefe, 
die er ſeitdem gefchrieben, waren dem Publitum unbekannt, nur wenige 
Eingeweihte fahen jchon damals in ihm den Mann der Zukunft. Auch 
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über die ganze Art feiner Perjönlichfeit war man fchledht unterrichtet, 
man fah in ihm, wenn er Andeutungen über feine Abfichten gab, nur 
den bramarbafirenden Sunfer und Abenteurer. So kam e3, daß man 
feine Verſuche freundlihen Entgegenfommens jchnöde zurüdwies. Er 
hatte den beften Willen, fi) mit dem Abgeordnetenhaus in ein gutes 
Bernehmen zu jeten und innerhalb dejjelben eine Stütze für feine deutjche 
Politik zu fuchen. Zuerſt wandte er fih an die Altliberafen und ſchlug 
ihnen ein Compromiß dor. Aber fie fetten, wie er ſelbſt fpäter geſtand, 
ihm den Stuhl vor die Thüre. Er verjuchte es nun mit der Fort— 
fchrittöpartei; er verwahrte ſich auf's entichiedenfte gegen jede Identi— 
fieirung mit der reuzzeitungspartei, er eröffnete Ausfichten auf eine 
großartige active Politif nah Außen, aber freilich unter der Bedingung, 
daß die Militärorganifation durchgeführt werde. Aber es half Alles nichts, 
man verftand ihn nicht, glaubte ihm nicht, und meinte, es fei gar nicht 
der Mühe werth, ſich mit ihm einzufaffen. 

Der erfte Echritt, welchen er nad) Antritt feines Minifteriums der 
Kammer gegenüber that, war ein verjühnlicher. Am 29. September 1862 
erklärte er, er molle das Budget für 1863 zurücziehen, um bei der 
gegenwärtigen Stimmung die Hinderniffe der Verftändigung nicht noch 
mehr anwachſen zu laſſen; in der nächjten Seffion wolle er dann den 
Etat vorlegen und zugleich einen Geſetzesentwurf, welcher die Lebens: 
bedingungen der Milttärorganijation aufrecht erhalte. Er erjchien am 
folgenden Tage auch noch in einer Sigung der Budgetcommiffion, um 
für eine Verftändigung zu wirken, und zeigte den Abgeordneten, die ihm 
zunächſt ſaßen, einen Delzweig, den er in Avignon gepflüctt habe, um 
ihn feinen Gegnern als Friedenszeichen zu bieten, aber leider müſſe er 
bier erfahren, daß die Zeit noch nicht gefommen fei. Er äußerte unter 
Anderem auch: Preußen habe die Vorliebe, eine zu große Rüftung für 
feinen jchmalen Leib zu tragen; es müſſe die Rüftung auch nüten und 
ſich ftärken, damit e8 mehr hineinwachje. Nicht auf Preußens Liberalis— 
mus, fondern auf feine Macht jehe Deutichland. Preußen müfje feine 
Kraft zufammenhalten für den günftigen Augenblid, der ſchon einigemale 
verpaßt worden ſei. Nicht durch Reden und Majoritätsbeichlüffe, mie 
fie 1848 und 1849 aufgeführt worden, werden die großen Tragen der 
Zeit entſchieden, ſondern durch Blut und Eiſen. Alle diefe Andeutungen 
machten jedoch feinen Eindrud; die Abgeordneten hatten für nichts An- 
dere Sinn, als für die Forderung des Etatd. Die Budgetcommilfion 
beichloß auf den Antrag Forkenbeds, den Etat für 1863 jo vorzulegen, 
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daß die verfaſſungsmäßige Feſtſtellung vor dem Schluß des Jahres 1862 
erfolgen könne, und daß es verfaſſungswidrig ſei, wenn die Staatsre— 
gierung über eine Ausgabe verfüge, welche durch das Abgeordnetenhaus 
abgelehnt ſei. Bei der Verhandlung über dieſen Antrag in der Kammer 
ſtellte G. v. Vincke das Amendement: das Haus der Abgeordneten möge 
erllären, „daß die königl. Staatsregierung, abgeſehen von den in Ans 
jehung des Etats pro 1862 zu gewärtigenden weiteren Vorlagen, falls 
fih die FFeititellung des Staatshaushaltsetats für das nächte Jahr nicht 
noh vor dem 1. Januar 1863 herbeiführen läßt, zur Aufrechthaltung 
verfafiungsmäßiger Zuftände verpflichtet ift, noch vor Ablauf des Jahres 
1862 die Bewilligung eines vorläufigen ertraordinären Credit bei der 
Yandesvertretung zn beantragen," Binde erflärte zur Begründung feines 
Antrags, die Minorität werde den vom Haufe gefaßten Beſchluß in der 
Militärfrage als einen verfaffungsmäßigen anfehen und achten; fie jei 
aber nicht mit der Mtajorität vollftändig einig, da fie die Reorganifation 
erhalten wolle und nur die zweijährige Dienftzeit fordere. Nachdem 
Gneift für den Antrag der Commifjion und der Präfident Simjon für 
das Amendement Vincke's geiprochen hatte, erklärte fih am folgenden 
Zage Bismard bereit, das lettere als ein Unterpfand für die entgegen- 
fommende Aufnahme jeiner Bemühungen zur VBerjtändigung anfehen zu 
wollen und Borjchläge zu machen, welche auf den Antrag eingehen, ohne 
jedoch ſich deſſen Motive anzueignen. Vincke hatte nämlich eine bejtimmte 
Verwahrung vorausgejchict, um das Necht der Kammer auf Controlirung 
des Etats fejtzuhalten. Diefe Erklärung Bismarcks befriedigte die Kammer 
nicht, und fie ftimmte mit 251 Stimmen gegen 36 für den Antrag der 
Commiſſion. Nun glaubte Bismard weitere Verjuche der Vermittlung 
aufgeben zu müfjen. So wenig ihm auch eine Verföhnung des Mini— 
fteriums mit der Kammer gelungen war, jo hatte er doch durch jein bis— 
beriges Verfahren das Vertrauen des Königs in vollem Maße gewonnen. 
Er murde jest (am 8. Oktober 1862) definitiv zum Präjidenten des 
Staatsminiſteriums und an Bernjtorffs Stelle zum Minifter der aus— 
wärtigen Angelegenheiten ernannt. Denn dies war das Feld, auf weiches 
die großen politifchen Plane Bismard3 gebaut waren. Das Herrenhaus 
ftellte ich ganz auf die Seite der Regierung und befchloß am 11. Oftober, 
die aus den Berathungen des Abgeordnietenhaufes hervorgegangene Feſt— 
ftellung des Etats abzulehnen, und dagegen den Entwurf der Regierung 
anzunehmen. Bismarck ſprach fich bei diefer Gelegenheit darüber aus, 
daß er auf fernere Verſuche einer Verjtändigung mit der zweiten Kammer 
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verzichten miüfje, da von einer Erneuerung der Verhandlungen nur eine 
Verſchärfung der principiellen Gegenjäge zu erwarten wäre. 

Der König hatte die Genugthuung, durch Kundgebungen aus con- 
jervativen Kreiſen zu erfahren, daß er bei dem Beharren auf feinem 
Willen auch im Volke vielfache Zuftimmung fand, Er erhielt aus ver- 
ſchiedenen Theilen des Landes Zufchriften und Deputationen, welche ihm 
die Verfiherung gaben, daß bedeutende Schichten der Bevölkerung zu 
ihm ftehen würden. Einer Deputation aus Halle erwiderte er: „ch 
bin überzeugt, daß die Durchführung der Militär-Reorganijation für das 
Wohl des Landes und Volkes jchlechthin nothwendig ift, und werde bei 
ihr beharren. Man hat mich auch recht gut verftanden, aber man will 
nicht, was ich bezwecke. Mean zielt mit dem Widerjpruch gegen meine 
Mafregel auf etwas ganz Anderes. ch ftehe nad) wie vor auf dem 
Programm vom Jahre 1858, und bin feft entichloffen, die Verfaſſung 
treu zu halten, jo lange man fie mir nicht jelbjt aus den Händen reißt.” 
Einer anderen Deputation aus Potsdam und Spandau antwortete er: 
„Was die Militär-Reorganijation betrifft, jo ift diefe mein eigenftes Werk 
und mein Stolz, und ich bemerfe hierbei, e3 gibt Fein Bonin'ſches und 
fein Roon'ſches Project, e8 iſt mein eigenes, und ich habe daran gear: 
beitet nach meinen Erfahrungen und pflichtmäßiger Ueberzeugung. Ich 
werde feft daran halten und die Neorganijation mit aller Energie durch— 
führen, denn ich weiß, daß fie zeitgemäß ift. — Ich halte feft an meinem 
Programm von 1858, die Auslegung des Programms kann aber nur 
Der geben, welcher es aufgeftellt hat, und es darf nichts von Anderen 
hineingelegt werden, was nicht darin fteht.” 

Das Beitreben des neuen Minifterd der auswärtigen Angelegen- 
heiten war zunächft dahin gerichtet, das Verhältniß mit Defterreich in's 
Klare zu ſetzen und deſſen bejtändigen Verſuchen, durch Aufhegerei der 
Mitteljtaaten Preußen Schwierigkeiten zu bereiten, ein Ende zu machen. 
Wir haben oben gejehen, daß Defterreih am 14. Auguft in Gemeinjchaft 
mit den vier Königreichen und einigen anderen Staaten einen Antrag 
auf Einberufung ſtändiſcher Delegationen beim Bundestag eingebracht 
hatte. Gegen diefe VBorjchläge hielt ſich Bismard zu entjchiedenem Wider: 
jtand verpflichtet, und ſchon jein Vorgänger Graf Bernftorff hatte erklärt, 
daß die Mafregel ihm nur geeignet jcheine, von dem Ziel der wahren 
Neformbeftrebungen abzulenken. Auch bei den verjchiedenen Fraktionen 
der nationalen Partei fand der Vorjchlag gar feinen Anklang: eine größere 
Verſammlung von Abgeordneten der verfihiedenen deutjchen Volkskammern, 
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die am 28. September in Weimar zufammentrat, erklärte fich gegen den 
Plan einer Delegirtenverfammlung, in welcher fie nicht einmal eine Ab- 
ihlagszahlung erfennen wollte. Nur ein aus freien Volfswahlen hervor: 
gegangened Parlament könne dem nationalen Bedürfnig genügen. Die 
Generalverjammlung des Nationalvereins, welche am 6. Oftober in Ko— 
burg tagte, befchloß zu erklären, daß das deutſche Volk nicht mit einer 
dürftigen Ausbejjerung der Bundesverfaffung abgefunden werden könne, 
deren innerſtes Weſen die Zeriplitterung und politiihe Ohnmacht jei. 
E3 fönne nimmermehr befriedigt werden durch das Zerrbild der Dele- 
girtenverfammlung und ähnlicher Erfindungen, welche die inneren Schäden 
nur zu vesjchleiern, nicht zu heilen beſtimmt feien. Dem Rechtsbewußt— 
jein der Nation und ihrem Berlangen nah Macht und Freiheit entipreche 
nur Eines: die Ausführung der Neichsverfaflung vom 28. März 1848, 
jammt Grundrechten und Wahlgefeg, wie fie von den legal erwählten 
Vertretern des Bolfes befchlofien ſeien. Auf die Verwirklichung diejes 
Rechts, vor Allem auf die Berufung eines nad den Vorfchriften des 
Reih3mwahlgefetes gewählten Barlaments mit Eruft und Kraft zu dringen, 
fei die Aufgabe der Nation. 

Die regere Tätigkeit der nationalen Partei rief auch bei den Gegnern 
der Einheit den Entſchluß einer Parteiorganifation hervor. Schon längft 
war von großdeuticher Seite gemahnt worden, diejenigen, welche mit dem 
Treiben des Nationalvereind und der Anhänger Preußens nicht einver: 
ftanden jeien, müßten fich auch zujammenthun und eben jo eifrig wie der 
Nationalverein für feine Zwede, gegen denjelben und für eine wahre 
Reform der Bundesverfaffung im Sinne der von den Würzburger Ber: 
bündeten angebahnten Richtung agitiren. Cine derartige Parteibildung 
wurde durch Verfammfungen in Stuttgart und München vorbereitet, und 
am 28. Dftober 1862 fand am Site des für feine Eriftenz kämpfenden 
Bundestages eine großdeutjche Verſammlung ftatt, zu welcher fich etwa 
500 Theilnehmer aus allen Yändern Deutfchlands einftellten. Eine her: 
vorragende Rolle jpielten dabei die Bayern. Der Freiherr ©. v. Lerchen— 
feld, ein Altliberafer, aber dabei entſchiedener Particularift, eröffnete die 
Verſammlung und ftellte al3 leitenden Gedanken den Sat auf: „Das 
ganze Deutichland muß es fein; wir haben fein Necht, einen Theil aus- 
zuichliegen." Es wurde ein von dem bayerischen Miniſterialrath Weis 
verfaßtes Programm vorgelegt, deſſen Hauptſätze folgende waren: „1) Die 
Reform der Berfaffung des deutjchen Bundes ift ein dringendes umd 
unabweisbares Bedürfniß, um ſowohl die Machtitellung nach außen, als 
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die Wohlfahrt und bürgerliche Freiheit im Innern kräftiger als bisher 
zu fördern. 2) Diefe Reform muß allen deutjchen Staaten das Ver— 
bleiben in der vollen Gemeinfamfeit möglich erhalten. 3) Sie findet 
ihren Abſchluß in der Schaffung einer kräftigen Bundes» Erecutivgewalt 
mit einer nationalen Vertretung. 4) Als die nach den bejtehenden Ver: 
hältniſſen allein mögliche Form einer Yundes-Erecutivgewalt ftellt fich 
eine concentrirte collegialifhe Executive mit richtiger Ausmeffung des 
Stimmenverhältniffes dar. 5) Als ein erfter Schritt zur Schaffung einer 
nationalen Vertretung ift die von acht Regierungen beantragte Delegirten- 
verfammlung anzuerfennen. Hierbei wird vorausgefett, daß die Negie- 
rungen feine Zeit verlieren, jene Verfammlung zu einer periodijch wieder: 
fehrenden Vertretung am Bunde mit erweiterter Competenz zu geftalten." 
Dieſes Programm wurde mit großer Majorität angenommen, doch fand 
die Empfehlung der Delegirten ftarfen Widerſpruch, befonders erhob fich 
dagegen der Wirtemberger Morig Mohl, ein eifriger Großdeutjcher und 
Gegner Preußens; er erklärte, nur eine durch die Nation nach gemein: 
jamem Wahlgejet gewählte Verſammlung könne die nationalen Wiünfche 
befriedigen. Doc) blieben die Gegner der Delegirtenverfammlung in der 
Minderheit, und e8 wurde ganz nach dem Mufter des Nationalvereins 
ein großdeutjcher Neformverein gegründet. Als oberfter Grundjat wurde 
aufgeftellt: „Erhaltung der vollen Jutegrität Deutſchlands und Bekäm— 
pfung jenes Bejtrebens, welches die Ausſchließung irgend eines Theils 
von Deutjchland zum Zweck oder zur Folge hätte." Zum Borftand des 
Vereins wurde der ritterjchaftliche Abgeordmtete der wirtembergijchen zweiten 
Kammer und jpätere Minijter des Auswärtigen, Freiherr v. Varnbüler, 
gewählt. Der Verein, von den Regierungen begünftigt, verbreitete ſich 
raſch in Bayern, Wirtemberg und Hannover, aber feine Wirkſamkeit blieb 
weit unter der des Nationalvereins, und entſprach von ferne nicht den 
Wünſchen und Erwartungen feiner Gründer und Patrone. 

Gegen Ende des Jahres Fam das von Defterreih und Sachſen be: 
jonder8 begünftigte Delegirtenproject im Bundestage zur Verhandlung. 
Am 18. December beantragte die Majorität, eine aus den einzelnen Yandes- 
vertretungen durch Delegation hervorgehende Verfammlung einzuberufen, 
welcher demmächit ein Geſetzesentwurf über Civilprocek und Obligationen: 
recht vorzulegen wäre. Preußen und Baden dagegen beantragten, von 
dem Vorschlag Umgang zu nehmen. Erſteres machte geltend, daß der: 
jelbe überhaupt nicht in der Competenz des Bundes liege. Der badijche 
Bertveter erfannte zwar an, daf der Bund auf Bolfsvertretung hinwirken 
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dürfe und Fünne, meinte aber, daß die Delegirtenverfammlung nicht das 
geeignete Mittel dazu jei. Der Verichterftatter der Majorität, der bayerijche 
Gefandte Freiherr von der Pfordten, fuchte hauptfächlih dem Einwand 
zu begegnen, daß, um das Ziel einer erhöhten Machtſtellung Deutichlands 
zu erreichen, eine principielle Umgeftaltung der Bundesverfaffung nöthig 
fei, und behauptete, daß man damit die Grenzen einer gedeihlichen Reform 
weit überfchreiten und in das Stadium eines unberechenbaren revolu- 
tionären Beginnens gerathen würde. Die Machtitellung des deutjchen 
Bundes habe eine überwiegend defenfive Aufgabe, und diejer habe die 
Bundesverfaffung im Ganzen und Großen doch genügt, indem fie den 
Bundesftaaten einen Zeitraum des Friedens und der inneren Entwidlung 
und Wohlfahrt gefichert habe, wie ihn die deutſche Geichichte in feinem 
“anderen Zeitraum aufzumweifen habe. Ueberdies vermöge eine Verfaſſungs— 
veränderung für ſich allein nicht die Machtitellung Deutichlands zu er: 
böhen, fondern die einmüthige Gefinnung fei die unverfiegbare Quelle, 
aus der vor Allem des PVaterlandes Größe und Macht hervorjtrömen 
müſſe. Wenn das lebendige Gefühl der Zuſammengehörigkeit die Fürſten 
und Völker Deutfchlands einige, jo daß fein Glied vor dem anderen einen 
Vorzug erjtrebe, als den der größeren Hingebung an das Gemeinmwohl, 
dann werde die Machtftellung der Nation unter allen Formen ihrer Zu- 
ſammenfaſſung umantaftbar fein, fehle e8 aber an jenem Gefühl, oder 
mache ich gar eine entgegengefette Gefinnung geltend, dann werde feine 
Verfaffung im Stande fein, die Kräfte der Nation zu einigen. Das 
Delegirtenproject, meinte von der Pfordten, fei freilidh an und für fich 
noch feine Bundesreforn, aber es bahne fie an, und zwar mit Bewahrung 
der Grundlagen des Bundes. Die Delegirtenverfammlung vertrete die 
Gejammtheit der in den Bundesftaaten gegliederten Nation, und zwar 
nicht im abjtracter Weife, fondern im Anſchluß an diefe Gliederung. Die 
Eigenthümlichfeit des deutichen Nationallebens beruhe ja auf der Indi— 
vidwalität der Stämme, auf dem Widerftreben gegen uniformirende Cen— 
tralifation, und dieſe Eigenthümlichkeit erfordere bei jeder Reform des 
Bundes befondere Beachtung. 

So mußten die Vertheidiger des Delegirtenplanes ſich auf Gefühls- 
politif, Gemeinpläge und Redensarten ftügen! Preußen betonte in feiner 
Entgegnung befonders den Widerjpruch zwiichen Stimmrecht und Macht: 
gewicht, der in dem Delegirtenproject, wie es Sachſen vorgelegt hatte, 
in jchreiender Weije zu Tage trat, indem für den kleinſten Theil Deutjch- 
lands, die Mittel- und Kleinftaaten, eine größere Zahl Delegirter gefordert 
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wurde, als für beide Großmächte. Bei der befchränften Natur der 
Bundeszwede habe das Mißverhältniß zwiſchen Stimmen und Macht 
nicht fo viel auf fich gehabt, aber wenn man nun jenes ungebührliche 
Stimmrecht gegen veale Machtverhältniffe zur Anwendung bringen wolle, 
wenn der Verfuch gemacht werden folle, eine mächtige Minderheit dur) 
Stimmenmehrheit zu unterdrüden, könnten gefährliche Conflicte entftehen. 
Preufen müffe zum Voraus gegen drohende Majorifirung ſich verwahren. 

Noch ehe diefe Verhandlungen in der Bundestagsfigung ftattfanden, 
Iprad) der preußiſche Minifterpräfident ein deutliches Wort mit dem öfter: 
reichifchen Gejandten in Berlin, Grafen Karolyi. Bismarck hat jelbft 
von dieſen Unterredungen Bericht erftattet in einer Circulardepeiche*), 
die er unter dem 24. Januar 1863 an die Vertreter Preußens an den 
auswärtigen Höfen gerichtet hat. Er jagt darin: „Sch hatte zur Her: 
beiführung befjeren Einverftändniffes beider Höfe die Initiative in der 
Form don Unterredungen mit dem Grafen Karolyi ergriffen, in welchen 
ich dem Faiferlichen Gefandten Nachftehendes zu erwägen gab. Nach meiner 
Ueberzeugung müſſen unfere Beziehungen zu Dejterreich unvermeidlich 
entweder beſſer oder fchlechter werden. ES ſei der aufrichtige Wunſch 
der königlichen Regierung, daß die erftere Alternative eintrete; wenn wir 
aber das hierzu nöthige Entgegenfommen des faijerlichen Cabinets nad)» 
haltig vermißten, jo fei es für uns nothwendig, die andere in's Auge 
zu fallen und ung auf diejelbe vorzubereiten.‘ 

‚sch habe den Grafen Karolyi daran erinnert, daß in den Jahr— 
zehnten, die den Ereignijfen von 1848 vorbergingen, ein ſtillſchweigendes 
Abkommen zwiichen den beiden Großmächten vorwaltete, kraft dejjen Defter- 
reich der Unterftügung Preußens in europäiſchen Fragen jiher war und 
ung dagegen in Deutjchland einen durch Oeſterreichs Oppoſition unver- 
fümmerten Einfluß überließ, wie er ſich in der Bildung des Zollvereins 
manifeftirt. Unter diefen Verhältniffen erfreute fich der deutiche Bund 
eines Grades von Einigkeit im Innern und von Anfehen nad außen, 
wie es feitdem nicht wieder erreicht worden ift. Ich habe unerörtert 
gelafen, durch weſſen Schuld analoge Beziehungen nad) der Reconfti- 
tuirung des Bundestages nicht wieder zu Stande gekommen find, weil 
es mir nicht auf Necriminationen für die Vergangenheit, fondern auf 
eine praftijche Geftaltung der Gegenwart anfam. Sn legterer finden wir 
gerade in den Staaten, mit welchen Preußen, der geographiichen Yage nach, 
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auf Pflege freumdichaftlicher Beziehungen bejonderen Werth legen muß, 
einen zur Oppofition gegen ung aufftachelnden Einfluß des kaiſerlichen 
Cabinets mit Erfolg geltend gemacht. Ich gab dem Grafen Karolyi zu 
erwägen, daß Oeſterreich auf diefe Weife zum Nachtheil für die Geſammt— 
verhältnifje im Bunde die Sympathieen der Regierungen jener Staaten 
vielleicht gewinne, fich aber diejenigen Preußens entfremde. Der faifer- 
lihe Gefandte tröftete fich hierüber mit der Gewißheit, daß in einem für 
Oeſterreich gefährlichen Kriege beide Grofftaaten ſich dennod unter allen 
Umftänden als Bundesgenofjen wiederfinden würden. 

„In diefer Borausfegung liegt meine® Erachtens ein gefährlicher 
Irrthum, über welchen vielleicht erſt im entjcheidenden Augenblick eine für 
beide Cabinette verhängnigvolle Klarheit gewonnen werden wiirde, und 
babe ich deshalb den Grafen Karolyi dringend gebeten, demfelben nad 
Kräften in Wien entgegenzutreten. Ich habe hervorgehoben, daß jchon 
im legten italienifchen Kriege das Bündniß für Oeſterreich nicht in dem 
Mafe wirkjam gewefen fei, wie es hätte der all fein können, wenn beide 
Mächte fih nicht in den vorhergehenden acht Jahren auf dem Gebiete 
der deutjchen Politif in einer fchlieglih nur für Dritte Vortheil bringen- 
den Weife befämpft und das gegenfeitige Vertrauen untergraben hätten. 
Dennoch feien damals in dem Umftande, daß Preußen die Berlegenheiten 
Defterreihs im Jahre 1859 nicht zum eigenen Vortheil ausgebeutet, viel: 
mehr zum Beiftande gerüftet habe, die Nachwirkangen der früheren in— 
timeren Verhältniffe unverfennbar gewejen. Sollten aber letstere ſich nicht 
neu anfnüpfen und beleben laſſen, jo würde unter ähnlichen Verhältniffen 
ein Bündnig Preußens mit einem Gegner Defterreichd eben jo wenig aus— 
geichlofjen jein, als, im entgegengefegten Falle, eine treue und feite Ber: 
bindung beider deutfchen Großmächte gegen gemeinjchaftliche Feinde. Ich 
wenigftens würde mich, wie id) dem Grafen Karolyi nicht verhehlte, unter 
ähnlihen Umftänden niemals dazu entjchließen können, meinem allergnä- 
digften Herrn zur Neutralität zu rathen; Oeſterreich habe die Wahl, feine 
gegenwärtige antipreugifche Politif mit dem Stügpunfte einer mittelftaat- 
fihen Eoalition fortzufegen, oder eine ehrliche Verbindung zu ſuchen. Zu 
fegterer zu gelangen, fei mein aufrichtigfter Wunſch. Dieſelbe könne aber 
nur durch das Aufgeben der ung feindlichen Thätigfeit Oeſterreichs an den 
deutihen Höfen gewonnen werden. 

„Graf Karolyi erwiderte mir, daf es für das Kaiſerhaus nicht thun- 
fich fei, feinen traditionellen Einflüffen auf die deutjchen Regierungen zu 
entfagen. Ich ftellte die Eriftenz einer folhen Tradition mit dem Hin- 
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weis in Abrede, daß Hannover und Heffen feit hundert Jahren vom An- 
beginn des fiebenjährigen Kriegs vorwiegend den preußiichen Einflüffen 
gefolgt feien, und daß in der Epoche des Fürften Metternich die genann— 
ten Staaten auch von Wien aus im Intereſſe des Einverftändnijfes zwi— 
chen Preußen und Defterreich ausdrücklich in jene Richtung gemwiejen wor: 
den feien, daß aljo die vermeintliche Tradition des öfterreichifchen Kaijer- 
hauſes erjt ſeit dem Fürften Schwarzenberg datire, und das Syſtem, 
welchen fie angehöre, fich bisher der Confolidirung des deutjchen Bünd— 
niffes nicht förderlich erwiefen habe. Ich hob hervor, daß ich bei meiner 
Ankunft in Frankfurt im Jahre 1851 nad eingehenden Beiprechungen 
mit dem damals auf dem Yohannisberg wohnenden Fürſten Metternich 
gehofft habe, Defterreich felbft werde es als die Aufgabe einer meijen 
Politif erfennen, uns im deutfchen Bunde eine Stellung zu ſchaffen, welche 
e3 für Preußen der Mühe werth made, feine gefammte Kraft für gemein- 
ſchaftliche Zwecke einzufegen. Statt dejjen habe Defterreich dahin gejtrebt, 
uns unſere Stellung im deutſchen Bunde zu verleiden und zu erjchweren, 
und uns thatſächlich auf das Beſtreben nach anderweiten Anlehnungen 
Dinzumweifen. Die ganze Behandlungsweife Preußens von Seiten des 
Wiener Cabinets ſcheint auf der Borausjegung zu beruhen, daß wir mehr 
al3 irgend ein anderer Staat auswärtigen Angriffen ausgejett feien, gegen 
welche twir fremder Hilfe bedürfen, und daß wir ung deshalb von Seiten 
der Staaten, von welchen wir ſolche Hilfe erwarten Fünnten, eine rück— 
fihtslofe Behandlung gefallen Tafjen müßten. Die Aufgabe einer preufi- 
ihen Negierung, welcher die Intereſſen des königlichen Haufes und des 
eigenen Landes am Herzen liegen, werde es daher fein, das Irrthümliche 
jener VBorausfegung durch die That nachzuweifen, wenn man ihren Worten 
und Wiünfchen feine Beachtung fchenfe. 

„Unſere Unzufriedenheit mit der Lage der Dinge im deutfchen Bund 
erhalte in den legten Monaten neue Nahrung durch die Entjchloffenheit, 
mit welcher die mit Defterreich näher verbundenen deutfchen Regierungen 
in der Delegirtenfrage angriffsweije gegen Preußen vorgingen, Vor 1848 
jei e8 umerhört gewejen, daß man im Bunde Fragen von irgend welcher 
Erheblichfeit eingebracht habe, ohne fich des Einverftändniffes beider Groß— 
mächte vorher zu verfichern. Selbft da, wo man auf Widerfpruch min: 
der mächtiger Staaten geftoßen ſei, wie in der Angelegenheit der ſüddeut— 
ſchen Bundesfeftungen, habe man es vorgezogen, Zwecke von diefer Wich— 
tigfeit und Dringlichkeit viele Jahre unerfüllt zu laffen, anftatt den 
Widerjprechenden mit dem Verſuch der Majorifirung entgegenzutreten. 
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Heutzutage werde dagegen der Widerfprud Preußens nicht nur gegen 
einen Antrag, fondern gegen die Verfaſſungsmäßigkeit dejjelben als ein 
der Beachtung unmwerther Zwiſchenfall behandelt, durch welchen man ſich 
in entjchloffenem Vorgehen auf der gewählten Bahn nicht beirren laſſe. 
Ich habe den Grafen Karolyi gebeten, den Inhalt der vorftehend ange- 
deuteten Unterredung mit möglichſter Genauigkeit, wenn auch auf vertrau- 
(ihem Wege zur Kenntniß des Grafen Nechberg zu bringen, indem ich 
die Ueberzeugung ausſprach, daß die Schäden unferer gegenfeitigen Be— 
ziehungen nur durch rückhaltsloſe Offenheit zu heilen verjucht werden fünnten. 

„Die zweite Unterredung fand am 13. December v. %., einige Tage 
nach der erjten, aus Veranlaffung einer Depeiche des königlichen Bundes« 
tagsgeſandten ftatt. Ich fuchte den Grafen Karolyi auf, um den Ernft 
der Page der Dinge am Bunde feiner Beachtung zu empfehlen, und ver- 
behlte ihm nicht, daß das weitere Vorjchreiten der Majorität auf einer 
von ung für verfaffungswidrig erfannten Bahn uns in eine unannehm» 
bare Stellung bringe, daß wir in den Confequenzen dejjelben den Bruch 
des Bundes vorausfähen, daß Herr v. Uſedom über dieſe unfere Auf- 
faffung dem Freiherrn v. Kübeck und dem Freiherrn v. d. Pfordten fei- 
nen Zweifel gelafjen, auf feine Andeutungen aber Antworten erhalten habe, 
die auf kein Verlangen nach Ausgleihung ſchließen ließen, indem Freiherr 
v. d. Pfordten auf bejchleunigte Abgabe unferes Minoritätsvotums dränge. 

„sch bemerkte hiergegen, daß unter ſolchen Umftänden das Gefühl 
der eigenen Würde und nicht geftatte, dem von der anderen Seite herbei- 
geführten Conflict ferner auszumeichen, und daß ich deshalb den könig— 
lihen Bundestagsgejandten telegraphiich zur Abgabe feines Minoritäts- 
votums veranlaßt habe. Ich ftellte in Ausficht, daß wir die Leberfchreitung 
der Gompetenz durch Majoritätsbeichlüfje al8 einen Bruch der Bundes: 
berträge auffafjen und dem entjprechend verfahren würden, indem dieffeit 
der föniglihe Bundestagsgefandte ohne Subjftitution abberufen werden 
würde, und deutete die praftifchen Konfequenzen an, welche fich aus einer 
jolden Situation in verhältnißmäßig Furzer Zeit ergeben müßten, indem 
wir natürlich die Wirkffamfeit einer Verſammlung, an welcher wir ung 
aus rechtlihen Gründen nicht mehr betheiligten, in Bezug anf den 
ganzen Gejchäftsfreis des Bundes nicht weiter für zuläffig anerfennen 
fünnten. — — — 

„Wenige Tage darauf erhielt ich die vertrauliche Mittheilung, daß 
der kaiſerlich öfterreichifhe Gefandte in St. Petersburg (Graf Thun) 
über Berlin auf feinen Poften zurüdfehren und die jchwebende Streit- 
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frage mit mir bejprechen werde. Als derjelbe bier eintraf, habe ich mich 
durch die eben erwähnten bedauerlichen Erfahrungen nicht abhalten laſſen, 
feine mir zum Zweck einer Verſtändigung gemachten Eröffnungen in der 
entgegenfommendften Weife aufzunehmen. In Folge derſelben erklärte ich 
mic) bereit, auf verfchiedene zwifchen uns verabredete Auswege zur Bei- 
legung der Frankfurter Schwierigkeiten einzugehen. — — Graf Thun 
flug mir darauf vor, eine Zuſanmenkunft zwifchen dem Grafen Ned): 
berg und mir behufs weiterer Beiprehung der Frage zu veranftalten. 
Ich erklärte mid hierzu bereit, erhielt indefjen in den folgenden Tagen 
durh Graf Karolyi vertraulihe Mittheilungen, nach welchen Graf Rech— 
berg vor unferer Zuſammenkunft die Erklärung meines Einverjtändniffes 
mit Bundesreformvorjchlägen erwartete, für welche meines Erachtens 
längere und eingehendere Verhandlungen erforderlicd) gewejen wären. Da 
hierzu die Zeit bi8 zum 22. December zu kurz war, fo glaubte ich auf 
die vorgefchlagene Zufammenkunft nur in dem Falle eingehen zu können, 
daß von vorgängigen, bindenden Verabredungen Abjtand genommen werde. 
— Da Graf Nechberg hierauf erklären ließ, daß Defterreich auf weitere 
Berfolgung des Antrages in Betreff der Delegirtenverfammlung nicht ohne 
gejichertes Aequivalent verzichten Fönne, jo ift die Zuſammenkunft bisher 
unterblieben.“ — 

Diefe meifterhaften Ausführungen hätten Defterreich zu einer rich— 
tigeren Auffaffung von Bismard’3 ftaatsmännifcher Bedeutung und zu 
einer gewiſſen Selbfterfenntnig anleiten follen; aber fie erregten nur Aer— 
ger über die Anfprüche und den Hochmuth Preußens. Oeſterreich hielt 
jeine Illuſionen feft, war überzeugt, daß Preußen doch nichts wagen 
werde, und wenn es fich je zum Kampfe erheben ſollte, alle Welt auf 
Defterreihs Seite ftehen und ihm helfen würde, den anmaßenden Rivalen 
zu demüthigen. Graf Nechberg antwortete auf die von Bismarck aus» 
gejandte Note im Tone der Ueberlegenheit und unter vorzeitiger Appel- 
lation an den Erfolg. Mit Bezugnahme auf weitere Andeutungen, die 
Bismard gemacht haben muß, fagte er am Schluß einer Depeſche vom 
28. Februar 1863: „Wenn man uns von Berlin aus die Alternative 
jtellt, entweder uns aus Deutfchland zurüdzuziehen, den Schwerpunkt 
unferer Monarchie — wie der preußiihe Minifter meinte — nad) Ofen 
zu verlegen, oder in dem nächſten europäiſchen Conflicte Preußen auf der 
Seite unferer Gegner zu finden, fo wird die öffentlihe Meinung Deutfch- 
(lands über folhe Geſinnung urtheilen, die Ereigniffe werden fie richten, 
wenn fie je zur That werden jollte. Uns aber kommt es zu, den Vor— 
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wand, den man fich in Berlin zurechtlegen zu wollen jcheint, rechtzeitig 
als einen ſolchen zu kennzeichnen.“ 

In Frankfurt hatte der Widerſpruch Preußens gegen die Plane 
Dejterreihs doch einige Wirkung gehabt. ALS jener am 14. Auguft von 
der Majorität geftellte Antrag auf Einberufung einer Delegirtenverfamm: 
lung endlih am 22. Januar 1863 zur Berathung fam, wurde er mit 
9 gegen 7 Stimmen abgelehnt. Kurheſſen, welches ſelbſt unter den Uns» 
terzeichnern des Antrags gewejen war, ftimmte nun dagegen. Die jekige 
Majorität wurde außerdem von Preußen, Baden, Yuremburg, Hofftein 
und den jächjiihen Häufern_gebildet. Die preußiſche Regierung erklärte 
in ihrer motivirten Abftimmung, nicht blos durch die formelle, dem Geift 
der Bundesverträge zmwiderlaufende Behandlungsweife, welche dieje An- 
gelegenheit jeit dem Erlaß der identischen Note vom Februar 1862 er- 
fahren babe, jondern auch durch die materielle Untauglichkeit und Halb: 
heit der Vorſchläge jelbft werde die Fünigliche Regierung verhindert, den- 
jelben beizuftimmen. Ausjchüffe der Yandesvertretungen mit jo beſchränk— 
ten berathenden Befugniſſen wie die beantragten, würden eine praftifch 
ganz bedeutungsloie Einrichtung jein, nur geeignet, dem Gejchäftsgang 
der Bıundesverhandlungen ein neues Moment der Schwerfälligfeit und 
Verſchleppung zuzuführen. Nur in einer Vertretung, welche nad) Maß— 
gabe der Bevölkerung jedes Bundesftaats aus unmittelbarer Wahl ber: 
vorgehe, könne die deutjche Nation das berechtigte Organ ihrer Einwir— 
fung auf gemeinfame Angelegenheiten finden. Die öjterreichifche Regie— 
rung war nun durch die Abjtunmung genöthigt, ihren Antrag fallen zu 
laſſen, aber jie erflärte, daß fie fi das Necht wahre, den Antrag durch 
Vereinbarung mit denjenigen Regierungen in Ausführung zu bringen, 
‚welche dies denmächft zur Förderung der in Hannover und in Dresden 
im Gang befindlichen Gejeßgebungsarbeiten für nüßlich halten würden, 
und daß fie ſich vorbehalte, bei erneuter Hoffnung auf Annäherung der 
Anfichten auch in der Bundesverſammlung auf den Antrag zurückzukom— 
men. Preußen hatte einen diplomatifchen Sieg errungen, und die Mes 
gierung hätte denfelben fir die deutjchen Angelegenheiten verwerthen 
fünnen, wenn fie nicht durch ihren Conflict mit der eigenen Volksvertre— 
tung, durch die Spannung mit den deutjchen Zollvereingregierungen wegen 
des franzöfifchen Zollvertrags, und durch neue Verwicklung, in welche fie 
durch den polnischen Aufftand gerathen war, in ihrer Action gehemmt 
geiwejen wäre. Wir miüffen daher jet zu den preußiichen Kammerver— 
bandlungen zurüdfehren. 
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Bei der Eröffnung des neuen preufßifchen Landtags am 10. Januar 
1863 ſprach der Minifterpräfident mit Nahdrud den Wunſch aus, daf 
es diesmal gelingen möge, über die ungelöst gebliebenen Fragen eine 
dauernde Berftändigung herbeizuführen, und verhieß zu dieſem Zweck die 
Vorlegung eines neuen Etats und eines Gejetesentwurfs über die Ver: 
pflichtung zum Kriegsdienft. Die Regierung, fügte er bei, gebe ſich der 
Hoffnung Hin, daß die Neorganifation des Heeres, zu deren Aufrecht- 
erhaltung fi das Minifterium im Intereſſe der Macht Preußens ein: 
müthig verpflichtet erachte, durch die geſetzliche Feitjtellung nunmehr ihren 
volfitändigen Abjchluß erhalten werde. Die Kammer aber war weniger 
als je zur Nachgiebigkeit geneigt und trat der Negierung in einem nad) 
acht Tagen vorgelegten Adreßentwurf mit der Anklage der Verfaſſungs— 
verfegung entgegen, weil fie fortfahre, Staatsgelder fiir Ausgaben zu 
verwenden, die von der Volfsvertretung wicht verwilligt feien. Bismarck 
behauptete dagegen in einer Rede vom 27. Januar: Wenn eine Berein- 
barung zwifchen den drei Faktoren der Gewalt: Krone, Herrenhaus und 
Kammer der Abgeordneten nicht zu erzielen ift, jo fehlt es für dieſen 
Fall an jeglicher Beftimmung darüber, welcher Faktor nachgeben müſſe. 
Die Verfaffung hält das Gleichgewicht der drei gefetwgebenden Gemalten 
in allen Fragen, auch der Budgetgejeßgebung, durchaus fejt; Feine dieſer 
Gewalten fann die andere zum Nachgeben zwingen; die Verfajfung verweist 
daher auf den Weg der Compromiſſe zur Verftändigung. Wird der 
Compromiß dadurch vereitelt, daß eine der betheiligten Gewalten ihre 
eigene Anficht mit doctrinärem Abjolutismus durchführen will, jo wird 
die Reihe der Compromiffe unterbrochen und an ihre Stelle treten Con— 
fliete, und Conflicte werden, da das StaatSleben nicht ftille zu ftehen 
vermag, zu Machtfragen. Wer die Macht in Händen hat, geht dann 
in jeinem Sinne vor. Die Anfiht, daß eine Lücke in der Verfaſſung fei, 
jet gar feine neue Erfindung; bei der Nevijion des Staatsgrundgejeges 
hätten ſich mehrere Abgeordnete ſehr eingehend mit diefer Frage beichäf- 
tigt. Er wolle die Theorie, was Nechtens fei, wenn fein Budget zu 
Stande komme, nicht weiter verfolgen, für ihn veiche die Nothwendigkeit 
hin, daß der Staat exiftiren müffe, und er wolle es nicht in peſſimiſti— 
cher Auſchauung darauf anfommen laflen, was daraus werde, wenn man 
die Kafſen ſchließe. 

Jene Lückentheorie wurde alsbald in und außer der Kammer lebhaft 
beſtritten. Wenn man auch zugab, daß die Staatsmaſchine ungehindert 
fortgehen müſſe, und daß deshalb die laufenden Ausgaben indeſſen gemacht 
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werden müffen, fo gab man doch nicht zu, daß, im Fall der Verwerfung 
des Budgets, die Regierung in der Zmwifchenzeit bis zur Feſtſtellung eines 
neuen, fo eingreifende Neuerungen vornehmen dürfe, wie die Militärreform 
eine war. Die Berufung auf die thatfächliche Macht gab dem Abgeord- 
neten Grafen von Schwerin Veranlaffung, dagegen zn proteftiven. Die 
Macht des preußischen Königshauſes beruhe nicht auf dem Grundjag, daß 
Macht vor Recht gehe, fondern vielmehr auf dem entgegengefeßten, daß 
Recht vor Macht gehe. Bismard erwiderte: man habe ihn mißverjtan- 
den, er habe nicht gejagt, „Macht geht vor Recht“, fondern vielmehr zu 
Eompromiffen gerathen. Schwerin antwortete, er habe dem Redner aud) 
nicht dieſen Ausdrud untergelegt, jondern nur gejagt, dies jei der Kern— 
punkt jeiner Rede, und dabei bleibe er; es blieb ein ftehender Vorwurf 
gegen Bismard, daß eben ihm Macht vor Necht gehe. Daß feine Rede 
nicht zur Beruhigung der Kammer diente, ift Fein Wunder, dies lag in 
den VBerhältniffen. So fam es, daß das Ergebnif einer dreitägigen De: 
batte die Annahme der oppofitionellen Adreſſe war, welche mit 265 gegen 
68 Stimmen durchging. Die Hauptftelle derfelben lautet: „Die legte 
Seſſion wurde gefchloffen, bevor für das Jahr 1862 das von der Ber: 
faffung vorgejchriebene Etatsgeſetz feftgeftellt worden war. Der Etats— 
entwurf für das Jahr 1863, welcher vor Ablauf des vorigen Jahres 
hätte vereinbart fein follen, war zurücdgezogen worden. Die Aufforde- 
rung an die Regierung Ew. Majeftät, diefen Etat noch rechtzeitig wieder 
vorzulegen, war ohne Erfolg geblieben. Seitdem haben die von Ew. 
Majeftät berufenen Minifter verfaflungswidrig die Verwaltung ohne ge- 
jeglichen Etat fortgeführt, und fogar, entgegen einer beftinnnten Erklärung 
des Haufes der Abgeordneten, ſolche Ausgaben verfügt, welche durch Be— 
Ihlüffe des Haufes definitiv umd ausdrüdlich abgelehnt waren. Das 
oberfte Recht der Volfövertretung, das der Ausgabe: Bewilligung, war 
damit angegriffen, ein echt, welches die Grundlage des conftitutionellen 
Staatslebens überhaupt ift, welches daher auch alle beftehenden confti- 
tutioneflen Berfaffungen gewährleiſten, und welches bisher, unter fteter 
Anerfennung durch die Staatsregierung jelbft, von der preußifchen Volks— 
vertretung geübt war. Das Yand jah mit Schreden den ganzen Gewinn 
unferer bisherigen ftaatlichen Entwidelung in Frage geftellt. Es ftand 
zu feinen Abgeordneten. Nur eine Heine, der Nation feit lange entfrem— 
dete Minderheit hat, geftütt durch die Minifter Ew. Majeftät, bis zu 
den Stufen des Thrones die gröbften Verleumdungen gegen einen Factor 
der Gejeßgebung getragen und den Verſuch nicht gejcheut, das Urtheil 
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über Maaß und Bedeutung Harer Verfafjungsrechte zu verwirren. Gleich— 
zeitig ift vielfach ein Mißbrauch der Regierungsgewalt, wie er in den 
trüben Jahren vor Beginn der Regentichaft Em. Majeftät ftattfand, ber- 
vorgetreten. Es find verfafjungstreue Beamte,“) zumal foldhe, welche 
zugleich Abgeordnete waren, mit drüdenden Maßregeln heimgeſucht wor: 
den. Es ift die Preſſe verfolgt worden, wo fie für das Recht offen 
eintrat. Es ift der Verſuch gemacht, die Ausübung unzweifelhafter ftaats- 
bürgerlicher Rechte Seitens nicht einberufener Yandwehrmänner durch un— 
zuläfjige, außerhalb der Dienftordnung liegende Befehle militärischer Vor— 
gejetster zu hindern. Em. Majeftät haben noch jüngft zu erklären ge- 
ruht, daß Niemand an Allerhöchſt Ihrem Willen zweifeln dürfe, die 
beichworene Verfaffung aufrecht zu halten und zu fcehügen. In der That 
wagt Niemand, einen folchen Zweifel zu hegen. Aber gejtatten Ew. Ma— 
jeftät e8 offen auszuſprechen — die Verfaſſung ift durch die Meinifter 
ſchon jetzt verlegt. Der Artikel I9**) ijt feine Wahrheit mehr. Das 
Uebel einer budgetlojen Regierung ift über das Land gekommen. Und 
die neue Seſſion hat begonnen, ohne daß durch ein thatjächliches Ent: 
gegenfommen der Regierung auch nur die Ausficht eröffnet wäre, es werde 
gelingen, die geregelte Handhabung der Finanzen zurüdzuführen und die 
Heeregeinrichtung wieder auf gejegliche Grundlagen zu ſtützen.“ 

Da der König es ablehnte, die Adreideputation des Abgeordneten: 
hauſes zu empfangen, jo wurde ihm die Adrejje jchriftlich zugefandt. Er 
blieb die Antwort nicht ſchuldig und fandte unter dem 3. Februar eine 
ausführliche fchriftliche Erwiderung, diesmal ohne Gegenzeichnung eines 
Minifters. Die Beihuldigung einer Verfaſſungsverletzung wird darin als 
unbegründet zurückgewieſen. Es wäre unmöglich gewejen, jagt er, die 
DBeichlüjfe des Abgeordnetenhaufes auszuführen. (Denn die Ausgaben 
für die Militärreform waren gemacht und Fonnten nicht zurückgenommen 
werden, auch wäre es Unſinn geweſen, die bereitS vollzogenen Einrichtun- 
gen aufzulöjen und die Heeresordnung dadurd) in Berwirrung zu bringen.) 
Es jei eine UWeberjchreitung der Befugniffe des Abgeordnetenhaufes ge- 
wejen, wenn es jeine Beſchlüſſe allein als definitiv maßgebend habe be- 
trachten wollen. Auch er erfenne das Necht der BVolfsvertretung auf 
*) Bodum-Dolfie, der Borftand der Budgetcommilfion, preuß. Regierungsrath, war 
am 23. October 1852 aus der Rheinprovinz nach Gumbinnen in Oftpreußen verſetzt worden. 

**) „Alle Einnahmen und Ausgaben müffen für jedes Jahr im Voraus veran- 
Ichlagt und auf den Staatshaushalts » Etat gebracht werden. Letzterer wird jährlich 
durch ein Geſetz feſtgeſtellt.“ 
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YAusgabenbewilligung an, aber nad) der Berfaflung gehören die Mitglieder 
beider Häufer zur Volksvertretung, und der Staatshaushalt könne nur 
durch ein Geſetz, d. h. durch einen von der Krone genehmigten, überein- 
ftimmenden Beſchluß beider Häuſer feftgeftellt werden. Da eine ſolche 
Uebereinftimmung nicht zu erreichen gewejen, jo ſei e8 Pflicht der Re— 
gierung, die Verwaltung bis zur Herbeiführung eines ſolchen Beichlufjes 
fortzufüihren. Wenn die Adreffe behaupte, die neue Seffion habe begonnen, 
ohne daR die Negierung auch nur die Ausficht eröffnet habe, zu einer 
geregelten Finanzverwaltung zurüdzufehren und die Heereseinrichtung auf 
gejegliche Grundlagen zu ftügen, fo fei dies nicht wahr. Es ſei ja in 
der Eröffnungsrede die Vorlage eines neuen Etats für 1863 und 64, 
jowie ein Kriegsdienftgefeg angekündigt worden. Auch fei es keineswegs 
das ganze Yand, das zum Abgeordnetenhaus ftehe, zahlreiche Adreſſen 
hätten ihm (dem König) die Zuftimmung zu den Anordnungen feiner 
Regierung ausgedrüdt. Es jei diefer Theil des Volks keineswegs eine 
Heine, der Nation entfremdete Minderheit. Schließlich erflärte er: „Es 
fann aber eine Vereinbarung über den Etat nicht durch Preisgebung der 
verfaffungsmäßigen Rechte der Krone und des Herrenhaujes erwirkt, es 
kann nicht, der Verfaffung entgegen, das Recht der Bewilligung und Ber: 
weigerung der Staatsausgaben ausfchlieglih auf das Haus der Abge- 
ordneten übertragen werden. Es iſt meine landesherrliche Pflicht, die 
auf mich vererbten nnd verfaſſungsmäßigen Machtbefugniffe der Krone 
ungejchmälert zu bewahren, weil ich darin eine nothmwendige Bedingung 
für die Erhaltung des inneren Friedens, für die Wohlfahrt des Yandes 
und für das Anfehen Preußens in feiner europäiſchen Stellung erkenne.“ 

Zu alfem Unſtern fam aud noch jene oben angedentete auswärtige 
Angelegenheit Hinzu, um den Gegenfat der Volksvertretung zur Regierung 
zu verfchärfen. Anfangs Januar war ein Nufftand in Polen gegen die 
ruffifche Regierung ausgebrochen. Preußen war jchon durch die Rück— 
ficht auf die eigenen polnischen Unterthanen darauf angemwiejen, der wmei- 
teren Verbreitung diefer Unruhen nach Kräften Schranken zu feen, dazu 
tam auch noch die Verwandtichaft des preußiſchen Negentenhaufes mit 
dem rufjiichen. Aus diejen Beziehungen erwuchs eine geheime Convention, 
die zwiichen Rußland und Preußen gegen die polnische Jnfurrection abs 
geichloffen wurde. Die erjte Wirkung diefes Vertrags war, daß am 
13. Februar ruſſiſche Truppen, welche, von polnischen Inſurgenten ver: 
folgt, auf preußiſches Gebiet übergetreten waren, von preußiichen Trup— 
pen, ohne ihre Waffen niederlegen zu müſſen, wieder nach Rußland zurück— 
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geleitet wurden. Bei einem ähnlichen Vorfall des Uebertritts ruſſiſcher 
und polnischer Truppen auf öfterreichifches Gebiet wurden fie einfach ent- 
mwaffnet. Ferner wurden vier junge Polen in Thorn verhaftet und an 
Nußland ausgeliefert. Diefe Nachrichten erregten nun großen Lärm. 
Die unter den Liberalen verbreitete Sympathie für Polen wachte auf, 
man ſprach fich entrüftet über die Parteinahme der Regierung gegen die 
armen Polen aus, und zwei Abgeordnete der preußifchen Kammer, Schulze- 
Deligich und v. Carlowig, brachten, nachdem fie fi) mit den beiden großen 
(iberalen Fraktionen des Haufes verftändigt hatten, eine Interpellation 
ein, worin die Regierung über das Beftehen und den Inhalt eines Ver— 
trags mit Rußland gefragt wurde. Bismard, der denfelben übrigens 
nicht abgejchlojfen hatte, lehnte e8 ab, die Interpellation zu beantworten, 
der Verdacht und Unwille fteigerte fich noch, und nun beantragten Hover— 
bet und Garlowig eine Erklärung der Kammer, welche ftrengjte Neu— 
tralität im polnischen Aufftande forderte. Die preußifche Regierung follte 
weder der ruffiihen Negierung noch den Aufftändifchen irgend eine Unter: 
ftügung oder Begünftigung zuwenden, und feinem der Fämpfenden Theile 
geftatten, das preufijche Gebiet ohne vorgängige Entwaffnung zu betreten. 
Indeſſen hatte die geheime Convention Preußens mit Rußland auch bei 
den auswärtigen Mächten Mißtrauen erregt und Vorwände zu einem 
Einverftändnig gegen Preußen gegeben. Lord Ruſſel fprad) am 21. Fe— 
bruar im englischen Oberhaufe davon. Napoleon jchlug England den 
Erlaß identischer Noten an Preußen gegen die Parteinahme für Rußland 
vor, und fuchte eine allgemeine europäifche Intervention zu Gunsten Polens 
einzuleiten, Cine Anzahl preußifcher Städte, Berlin, Danzig, Königsberg 
und andere ſchickten Adreſſen ihrer Kaufleute ein, die fi) vom Stand- 
punft der materiellen Intereſſen aus gegen die Convention mit Rußland 
ausſprachen. Nun fam die Sache wieder in der Kammer zur Sprade. 
Die auswärtige Politif der Regierung wurde auf's heftigfte angegriffen, 
als eine, welche die Intereſſen des Landes den verwandtjchaftlichen Be— 
ziehungen des Negentenhaufes opfere, den Abjolutismus begünftige und 
Preußen iſolire. Bismarck Sprach dagegen im Tone eines überlegenen 
Staatsmannes, der das diplomatische Geheimniß, um das es fich han- 
delte, beffer kannte, al3 die Nedner der Kammer und die fremden Diplo— 
maten, die gejchürt hatten. ?reilich gelang e8 ihm nicht, das Haug zu 
belehren und zu befänftigen; der Antrag Hoverbeck und Genofjen wurde 
mit großer Majorität angenommen. Bismard aber wußte die von Na— 
poleon verfuchte Eoalition mit England und Defterreich, deren Spite ſich 
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gegen Preußen richten ſollte, glücklich zu verhindern und andererfeitS die 
Freundſchaft Rußlands zu bewahren, die ihm für die Operationen der 
folgenden Jahre fo gut zu ftatten fam und eine wichtige Vorausfegung 
war, mit der er zm rechnen hatte. 

Unter dem Eindrud der Mifftimmung über die ruſſiſche Convention 
wurde nun über das Budget von 1863 und 1864 und das neue Kriegs- 
dienftgejeg verhandelt. Die Regierung beharrte auf ihrer Forderung, 
die Zahl der jährlich auszuhebenden Refruten auf 23,000 zu vermehren, 
die dreijährige Präfenz feitzuhalten und die Nefervepflicht von zwei Jahren 
auf vier zu erhöhen. An dem Tage, an welchem die Juterpellation wegen 
der ruſſiſchen Convention eingebradht war, befchloß die Kammer mit 
254 Stimmen gegen 45, die Summe derjenigen Ausgaben feftzuftellen, 
für welche als verfaffungswidrige die Minifter mit ihrer Perjon und ihrem 
Vermögen zu haften hätten. Gegen das Militärgejeg ftellte der Abge- 
ordnete Forkenbeck einen anderen Entwurf auf, welchen die Commiſſion 
der Kammer ihren Anträgen zu Grunde legte. Schulze-Delitich brachte 
mit 118 Genoffen den Antrag eines Minifterverantwortlichfeitsgefetses 
ein, da8 am 22. April mit großer Mehrheit angenonmmen wurde. Bei 
der Berathung des Militärgefeßes kam e8 zu den heftigften Debatten. 
Der Kriegsminifter erklärte die Vorfchläge der Militärcommiffion für 
durdaus unannehmbar und unbrauchbar. Profeſſor v. Sybel, der eben- 
falls in den Reihen der Gegner des Minifteriums ftand, warf ihm wegen 
jeiner Unmachgiebigfeit Mangel an Patriotismus vor, ein Vorwurf, den 
Roon als unberehtigt zurückwies. Der Vicepräfident der Kammer, 
Bodum: Dolff3, fiel dem Minifter in die Nede, um diefe Bemerkung 
zurüdzumeifen, was Roon ji natürlich nicht gefallen laſſen wollte. Es 
entjtand ein heftiger Wortwechſel, den der Präfident nur dadurd) zu be— 
endigen wußte, daß er ſich bededte und die Verhandlungen auf eine Stunde 
fiftirte. Der Streit wurde fortgefett durch einen Schriftenmwechfel zwischen 
der Kammer und dem Minifterium, das fich weigerte, in dem Abgeord- 
netenhaus wieder zu ericheinen, wenn ihm nicht Genugthuung gegeben 
werde. Das Haus erflärte endlich in einer ausführlichen Adreſſe von 
22. Mai: „Jede weitere Verhandlung befeftigt ung in der Ueberzeugung, 
daß zwifchen den Nathgebern der Krone und dem Lande eine Kluft be- 
fteht, welche nicht anders als durch einen Wechjel der Berfonen, und noch) 
mehr durch einen Wechjel des Syſtems ausgefüllt werden fan." Der 
König aber wollte weder von dem Wechjel der Perjonen feiner Hathgeber, 
noch des Regierungsſyſtems etwas wiſſen. Er ſagte in einer wieder ohne 
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Gegenzeichnung eines Minifters erlaffenen Erwiderung: „Dem Artifel 45 
der Verfaffungsurfunde entgegen, wonach der König die Minifter ernennt 
und entläßt, will das Haus mich nöthigen, mich mit Miniftern zu um— 
geben, welche ihm genehm find; es will dadurch eine verfafjungswidrige 
Alfeinherrichaft des Abgeordnetenhaufes anbahnen. Dies Verlangen weiſe 
ich zurüd, meine Miniſter befigen mein Vertrauen, ihre amtlichen Hands 
lungen find mit meiner Bewilligung gefchehen, und ich weiß es ihnen 
Danf, daß fie es fich angelegen fein laffen, dem verfaffungswidrigen 
Streben des Abgeordnetenhaufes nach Machterweiterung entgegenzutreten." 
Den Tag darauf erfolgte die Auflöjung des Abgeordnetenhaufes, und 
Bismard ſchloß die Sigung mit einer Nede, in welcher er einen Rückblick 
auf die Verhandlungen warf und die Schuld der mißlungenen Verſtän— 
digung der Kammer zuſchob. „Die Regierung," fagte er fchlielich, 
„erkennt den vollen Ernft ihrer Aufgabe und die Größe der Schwierig— 
feiten, welche ihr entgegentreten; fie fühlt fich aber ftarf in dem Bewußt— 
fein, daß es die Bewahrung der wichtigften Güter des Vaterlandes gilt, 
und wird daher auch das Vertrauen fejthalten, daß eine beſonnene Wür- 
digung diefer Intereſſen fchließlich zu einer dauernden Verftändigung mit 
der Landesvertretung führen und eine gedeihliche Entwidelung unjeres 
Verfaſſungslebens ermöglicht werde.“ 

Der Kampf der Regierung, nicht allein mit der Volfsvertretung, 
fondern mit der ganzen öffentlichen Meinung, war nun in ein Stadium 
gekommen, in welchem die Krone alle Waffen aufbieten mußte, um den 
Sieg zu behalten. Sie befand fi) im Stande der Nothwehr, und ent: 
ſchloß fih zu Maßregeln gegen die Preſſe, da vorauszufehen war, daß 
diefe nun einen vereinten Angriff auf das Minifterium machen und die 
Aufregung dergeftalt fteigern würde, daß e8 zu aufftändichen Bewegungen 
fommen könne. Am 1. Juli erließ die Regierung eine Preßordonnanz, 
welche die Berwaltungsbehörden ermächtigte, das fernere Erjcheinen einer 
inländiichen Zeitung oder Zeitjchrift wegen fortdanernder, die öffentliche 
Wohlfahrt gefährdender Haltung zeitweife oder dauernd zu verbieten. 
Das Verbot follte erfolgen nad) vorheriger zweimaliger Verwarnung des 
Berlegerd. Der Bericht des Staat3minifteriums an den König zur Bes 
gründung der Prekverordnung machte geltend, daß die Einwirkung der 
Auftizbehörden auf Grund des Preßgeſetzes und Strafgefegbuches jich als 
unzureichend erwiejen hätte, um die Ausschreitungen der Preſſe erfolgreich 
zu verhindern, da die gehäffigften Angriffe gegen die Regierung oft mit 
Borbedacht jo gefaßt würden, daß fie zwar für Jedermann leicht ver: 
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ftändlich und von verderbliher Wirkung feien, ohne jedoch den Thatbe- 
ftand einer ftrafbaren Handlung, wie ihn der Richter feiner Strafbe- 
ſtimmung zu Grunde legen müſſe, nachweisbar darzuftellen. Manche 
Artikel eignen fich nicht für eine Handhabe gerichtlider Verfolgung, wäh: 
rend doch der Zufammenhang mit der ganzen Haltung des Blattes die 
ftaatsgefährliche Abficht Mar erfennen laffe. Diefer Wirkfamfeit der Preſſe 
tönne nur Einhalt gethan werden, wenn neben der gerichtlichen Verfol— 
gung einzelner ftraffälliger Kundgebungen ein Blatt auch wegen feiner 
Gefammthaltung zur Verantwortung gezogen und verboten werden könne. 
Die nächſte Wirfung der Preßordonnanz war freilich eine Steigerung 
des allgemeinen Unwillens. Man jah darin nicht ganz mit Unrecht eine 
Zerlegung der die Preffreiheit verbürgenden Verfaffung. Die Berliner 
Zeitungen proteftirten gegen die verfaffungswidrige Maßregel, die Stadt: 
verordnneten und der Magiftrat jandten Deputationen an den König, 
andere Städte trafen Einleitung dazu oder ſchickten mwenigftens fchriftliche 
Erklärungen ein. Aber das Minifterium verwarnte die proteftirenden 
Zeitungen und bedrohte jie mit gänzlihen Verbot, den Magiftraten wurde 
die Weifung gegeben, fie hätten ſich nicht mit politiichen Berhandlungen 
und Beichlüffen zu befaffen; ihre Deputationen wurden weder vom König 
noh von den Miniftern empfangen, und mehrere Magiftrate, die politiiche 
Beſchlüſſe gefaßt hatten, mit Geldftrafen belegt. Die Mipbilligung diefer 
Maßregeln war fo allgemein, daß ſelbſt der Kronprinz jich ihr nicht ent— 
ziehen konnte. Er war eben im Begriff, die Provinz Preußen zu be 
reifen, und mußte da hören, daß in den Städten ausdrücklich befchlofjen 
worden fei, alle Empfangsfeierlichfeiten zu unterlaffen und feine Depu— 
tationen an ihn zu ſchicken. Er ließ fich num in Danzig durch den Ober- 
bürgermeifter Winter beftunmen, fein Bedauern auszufprechen, daß er 
gerade in diefer Zeit des Zerwürfniſſes zwijchen Regierung und Volk 
nach Preußen gekommen jei. Er habe von den Prefverordnungen nichts 
gewußt und feinen Theil an den Rathichlägen gehabt, die dazu führten, 
Die Reife wurde nicht weiter fortgefegt und der Kronprinz fehrte in der 
Stille nah Berlin zurüd. 

Im außerpreußifchen Deutjchland erwartete man, daß demmächft eine 
Revolution in Berlin ausbrechen werde. Man erinnerte ſich der Preß— 
ordonnanzen Polignacs, welche der Julirevolution vorausgegangen waren. 
Aber die preußiihen Staatsmänner kannten ihr Volk befjer; fie wußten, 
daß ein fräftiges Auftreten der Regierung die beabfichtigte Wirkung nicht 
verfehlen würde. Als die Verordneten der Städte fahen, daß die Re— 


302 Die Anfänge des Minifteriums Bismard. 


gierung ſich durch Deputationen und Adreſſen nicht bange machen lieh, 
unterliegen fie ihre Demonftrationen; die verwarnten Zeitungen wagten 
nicht, durch eine zweite Proteftation ihre Eriftenz auf's Spiel zu jegen, 
fie enthielten fich jeder Kritif über innere Angelegenheiten. Die ganze 
Oppofitionsbewegung gerieth in's Stoden, und allmählig trat eine ruhigere 
Stimmung ein. Denn das DVertrauen zur Regierung war im Ganzen 
doch größer, als das zur Fortſchrittspartei; man ahnte wenigftens, daß 
fie ein feſtes Syftem und bei demjelben das Wohl des Volkes im Auge 
habe. Die, welche eine Revolution in Preußen propbezeit, gefürchtet oder 
gehofft Hatten, fahen fich getäufht. Sie fingen an, über die fervilen 
Preußen, die fich Alles gefallen ließen, loszuziehen, Volk und Regierung 
wurden als unfähig zur Führung Deutfchlands verurtheilt. 

Schon vor dem Erlaß der Preßordonnanz fagte fi) der Ausſchuß 
des Nationalvereing in einer Anfprache vom 25. Mai an die Mitglieder 
defjelben förmlich von den Hoffnungen auf Prengen los. Zunächſt wird 
in diefem Alktenſtück eine Anklage gegen Preußen wegen feiner Haltung 
in Betreff Polens erhoben. Es heißt darin: „Durch die Stellung der 
preußifchen Regierung zu dem Aufftand in Polen, dur den Abſchluß 
der Convention mit Rußland, durch den gehäffigen Vollzug unmenfchlicher 
Auslieferungsverträge, durch ein herausforderndes und dennoch ſchwankendes 
Verhalten zu den ‚übrigen Mächten — durch dieſe von ganz Europa ver: 
urtheilte Politif wird die Ehre der Nation gefährdet und zugleich der 
bewaffneten Einmifhung des Auslands die mwillfommenfte Handhabe ge- 
boten. Wir achten das heldenmüthig vertheidigte Recht des polniſchen 
Boll auf nationale Eriftenz; find auch die Eroberungen, die deutſcher 
Geift und deutjche Arbeit auf ehemals polnifhem Boden gemacht haben, 
unwiderruflich, fo verſchmähen wir e8 doch, die Helferöhelfer der Unter: 
drüdung zu fein. Wir feheuen den Krieg nicht, der für eine gute Sache 
unternommen und bon vertrauensmwürdigen Führern geleitet wird; wir 
verabjcheuen aber den Krieg, den eine abjolutiftiihe Cabinetspolitif im 
Dienft vermwerflicher Intereſſen und aufdrängen will, und halten den 
Ihonungslofen, unverföhnlihen Kampf gegen die Träger einer ſolchen 
Politif für die erfte bürgerliche Pflicht." Und dann wird im weiteren 
Verlauf die jegige Lage Deutſchlands und der nationalen Partei folgender: 
maßen gejchildert: „Ein Blick auf die legten Schiefale der nationalen 
Bewegung ſcheint jede Hoffnung niederzufchlagen. Als im Jahre 1859 
Deutichland dem Krieg entgegenging, wurde das Verlangen taufendfach 
laut, es müſſe die Leitung der deutjchen Bolitif und Heeresmacht in die 
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Hand Preußens gelegt werden. Jene Krifis verlief ohne Entſcheidung, 
fie hatte aber die Erfenntniß der alten Wahrheit auf's neue belebt, daß 
Deutfchland die Stellung, die ihm unter den Völkern gebührt, nicht ein- 
nehmen wird, jo lange nicht feine Verfafjung im Geift der bundesftaat- 
lichen Einheit von Grund aus reformirt ift. Dieje Erfenntniß ſchuf den 
Nationalverein und führte zu dem Ausdrud der Zuverficht, der in unſerer 
Erflärung vom 4. September 1860 niedergelegt ift: Deutfchland werde 
willig dem Oberhaupt des mächtigften deutjchen Staats die politifche und 
militärifche Leitung anvertrauen, wenn diefe Macht durch energijche Ver— 
tretung aller nationalen Intereſſen fich fähig erweiſe, ihren gefchichtlichen 
Beruf thatkräftig zu erfüllen. Und was ift feither gejchehen? Schritt 
für Schritt ift die preußijche Regierung von ihrer Aufgabe weiter zurüds 
gewichen, bis zu dem Punkt, auf dem wir fie heute erbliden: nicht als 
den Schirmberrn, fondern als den gefährlichiten Widerfacher der nationalen 
Intereſſen. Heute wie im Yrübjahr 1859 bedroht uns Sriegsgefahr; 
aber die Aufrufe, die damals Preußen zur Leitung beriefen, erneuern fich 
niht — fie klingen wie ein bitterer Hohn auf die Gegenwart. Heute 
wie im Herbft 1860 ift e8 die gleiche Gefinnung, die den Nationalverein 
beberricht; wenn aber Diejenigen, die jett an der Spike des preufifchen 
Staates, vom eigenen Volke verurtheilt, am Ruin der preußifchen Staats- 
macht arbeiten, vollend8 nach der Leitung Deutfchlands greifen wollten, 
jo würden fie in der erjten Reihe der Kämpfer gegen eine folche Ver— 
mejlenheit dem Nationalverein begegnen." Heute Hingen ung dieſe Tiraden 
ſeltſam; denn gerade die Mitglieder des Nationalvereing waren doch in 
überwiegender Mehrheit jo vernünftig, zu rechter Zeit ihre kurzſichtige 
Oppofition aufzugeben. 

Unter diefen Umftänden war e8 fehr natürlich, daß man in Wien 
glaubte, jetst fei der Augenblid gekommen, Preußen den Rang abzulaufen 
und die von ihm beanjpruchte Stellung an der Spitze Deutjchlands ein- 
zunehmen. Schmerling, der damalige Premierminifter, meinte, es bedürfe 
nur eines raſchen, kühnen Actes, um Deutjchland unter den Fahnen Habs- 
burg3 zu einigen. Es war nämlich gerade in den letten Jahren der 
öfterreichiichen Regierung gelungen, fich in einen leidlich conftitutionelfen 
Credit zu fegen, und dadurch die Gunft der öffentlichen Meinung zu 
gewinnen. Die verjchiedenen Nationen waren im Reichsrath zu gemein- 
famer Zheilnahme an den öffentlichen Angelegenheiten vereinigt, und doch 
hatte die Regierung fih im Befig der Gewalt ſoweit gefichert, daß fie 
durch die Vertretung der verſchiedenen Reiche und Völferfchaften feinen 
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weſentlichen Abbruch erlitt. Sollte nicht etwas Achnliches auch in Deutjch- 
(and zu erreichen fein? Sollte es nicht möglich fein, auch hier die vielen 
Stämme und Staaten zu einer Einheit zufammenzufaffen, bei welcher die lei- 
tende Rolle der Macht gefichert wäre, die feit vier Jahrzehnten das Präfi- 
dium des dentjchen Bundes feftgehalten hatte? Man glaubte in der That, 
mit Benugung der öſterreichiſchen Erfahrungen einen Organismus beritellen 
zu können, welcher den einzelnen Staaten einen gewiſſen Einfluß auf die 
allgemeinen Angelegenheiten einräumte und doch Defterreich nicht hinderte, 
die Mittel Deutſchlands für öfterreichifhe Intereſſen zu bemüten. Mit 
Deutfchlands Hilfe dachte man fich den Beſitz Venetiens zu fichern und 
Ungarn in Reſpect zu erhalten. Die Herabfegung Preußens auf die 
Bedeutung eines Bafallenftantes war dabei felbftverftändfich in Ausjicht 
genommen und erjchien als Hauptgewinn der deutfchen Einheit unter öfter- 
reihifchem Scepter. Um den günftigen Augenblid nicht zu verpafien, 
wurde mit einer in Defterreich unerhörten Eile, im Laufe des Monats 
Juli der Entwurf einer neuen deutfchen Bundesverfaffung ausgearbeitet, 
welcher Defterreich ftatt Preußens an die Spike des Bundesftaates ſetzte. 
Wahrſcheinlich war Schmerling, der einft die deutſche Reichsverfaſſung 
verpfufchen half, der intelfectuelle Urheber des Planes. 

Mit großem Vertrauen auf das Gelingen dejjelben jchritt man zur 
Ausführung. Daß Preußen, auf defjen Demüthigung es abgejehen war, 
nicht damit einverftanden fein würde, konnte man vorausjehen, aber man 
hoffte e8 durch Ueberrumpelung zu gewinnen. Der Kaifer Franz Joſeph 
übernahm es jelbft, dem König Wilhelm die erften Eröffuungen zu machen. 
Er befuchte ihn im Bade Gaftein, wo der König gerade zu feiner Er: 
holung weilte. Am 2. Auguft traf der Kaijer dort ein und begab ſich 
noch an demjelben Abend zu dem König, um ihm die vertrauliche Mit- 
theilung zu machen, daß er entjchloffen fei, die längft erjehnte Einheit 
Deutichlands in's Werk zu fegen. Er wolle zu dem Ende die ſämmt— 
lichen Fürften Deutſchlands zu einer Zuſammenkunft in Frankfurt auf 
den 16. Auguft einladen, um ihnen den Entwurf einer neuen Bundes: 
verfaffung vorzulegen und ihre Zuftimmung, die fie ihm nicht verweigern 
würden, entgegenzunehmen. Er hoffe, der König, der jich jo lebhaft für 
diefes nationale Ziel intereffire, werde freudig mit ihm den Ruhm der 
Anitiative zur Bundesreforin theilen. Er übergab ihm zugleich eine aus- 
führlide Denkichrift über Motive und Biel des beabfichtigten Wertes. 
Der König war jehr überrafcht und fagte, er fünne im Augenblid feine 
Zufiherung geben, wolle aber in der Stilfe der Nacht die wichtige An— 
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gelegenheit überlegen. Bei dem Plan der Ueberrumpelung in der Ge— 
müthlichkeit des Badelebens hatte man öſterreichiſcherſeits nicht in Rech— 
nung genommen, daß der Miniſterpräſident v. Bismarck ſeinen Herrn 
begleitet hatte, und wahrſcheinlich nicht ohne Kunde von der Falle war, 
die man dem Könige legen wollte. Das Ergebniß der mit Bismarck 
gepflogenen Berathung war, daß der König bei ſeinem Gegenbeſuch dem 
Kaiſer die Antwort gab, es ſcheine ihm nicht zweckmäßig, mit einer per- 
fönlihen Zuſammenkunft der Fürſten zu beginnen; es müßten, wenn die 
Anregung Erfolg haben follte, eingehende Vorarbeiten und Conferenzen 
der Minifter vorausgehen. Dies wollte man in Wien gerade vermeiden, 
da man wohl wußte, daß dann neue Schwierigkeiten ſich ergeben würden, 
und Bismard, defjen Standpunkt Defterreich gegenüber aus feiner Unter— 
redung mit Karolyi hinlänglich befannt war, die Sache hintertreiben würde. 
Der Plan war ja feineswegs auf gründliche Erwägung der Betheiligten, 
jondern auf Ueberliftung berechnet. Schon jett fand der Kaifer, daß 
Bismard nicht zu umgehen fei. Diefer ließ fich eine Audienz erbitten, 
welche ihm gewährt wurde und Nachmittags den 3. Auguft ftattfand, 
aber nad) einigen Diinuten vom Kaifer abgebrochen wurde.) Bald darauf 
reiste der Kaifer ab, und am Abend überbracdhte ein Adjutant deſſelben 
dem König die fürmliche, ſchon vom 31. Juli datirte Einladung zu dem 
Congreß in Frankfurt. Am 4 Auguft wurden die gleichlautenden Ein— 
ladungsschreiben an alle deutjchen Fürſten von der Faiferlichen Kanzlei 
verfandt. Die fchriftliche Antwort des Königs von Preußen erfolgte um- 
gehend, und es waren darin die jchon mündlich ausgefprochenen Bedenken 
und die Forderung einer vorhergehenden Miniſterberathung ausgeſprochen. 
Am folgendeu Tag jchrieb der König auch noch eigenhändig an den Kaifer 
und drückte jein Bedauern aus, daß er fich nad) der angreifenden Badefur 
der anftrengenden Theilnahme an den Frankfurter VBerhandfungen nicht 
unterziehen dürfe. Eine neue Erwiderung des Kaifers vom 7. Auguft 
verjuchte nochmals, den König zur Theilnahme zu beftimmen, und ſprach 
die Hoffnung aus, derjelbe werde fich doch noch entfchließen, fi in Frank— 
furt einzufinden, oder wenn Geſundheitsrückſichten dies unmöglich machten, 
einen anderen Vertreter des preußifchen Königshaufes fenden. Auch von 
anderer Seite wurde auf den König einzumwirfen verfucht: der Kronprinz, 
welcher feinen Bater in Gaftein bejuchte, foll ihm zugefprochen haben, 

*) Siehe Enthüllungen an das beutfche Volk über das Fürftenparlament. Brüffel 
und Leipzig 1863. Eine Schrift, melde dem Herzog von Sachſen-Coburg zuge- 
fhrieben wird. 
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und das englische Minifterium richtete Vorftellungen zu Gunften. des öfter- 
reichifchen Projectes an den König. 
Die öfterreichiiche Denkjchrift ging von dem ummmmundenen, auf 
diejer Seite überrafchenden Geftändniß aus, daß „die Bundesverträge von 
1815 und 1820 in ihren Fundamenten erjchüttert” feien, daß ſich in 
Deutſchland unaufhaltfam ein fortfchreitender Procek der Abwendung von 
dem bejtehenden Bunde vollzogen habe, daß die Negierungen nicht mehr 
in einem feften gegenfeitigen Bertragsverhältnig zufammen ftehen, fondern 
nur bis auf weiteres im Vorgefühl naher Kataftrophen neben einander 
fortleben, die deutjche Revolution aber, im Stilfen geſchürt, auf ihre 
Stunde warte. Dieſer Kataftrophe zuvorzufonmen, fei die Aufgabe und 
Pflicht Defterreihg und Preußens. Die öfterreichifche Regierung fei mit 
äußerfter Vorfiht an die Frage der Ausbildung der Bundesverfaflung, 
und bejonder8 an das jchwierige Werk einer Neugeftaltung der geſetz— 
gebenden Gewalt des Bundes herangetreten. Sie habe den folgenjchweren 
Schritt, die Vertretungen der Einzeljtaaten zur Theilnahme an den Bundes» 
angelegenheiten zu berufen, nur in Form einer vorübergehenden Maßregel 
in Borjchlag gebracht. Erft die Ablehnung ihres Antrags auf eine Dele- 
girtenverfammlung zu einem bejondern Zweck habe jie gemöthigt, ihre 
Mitwirkung zu einer organijchen Reform in Ausficht zu ftellen. Seitdem 
jei Oeſterreichs Wort für ein ernftes Streben nach dieſem Ziele verpfändet, 
und der Raifer fühle fich gedrängt, dieſes Verſprechen einzulöfen. Er 
erfenne vollfommen an, daß auch die deutjche Nation in _ihrer Gefammt- 
heit mit Recht eine Neugeftaltung ihrer polifichen Verfaſſung erwarte, 

Aund er halte es als Fürft des Bundes für feine Pflicht, feinen Mit- 
fürften offen darzulegen, was er in diejer Beziehung für möglich Halte 
und für feinen Theil zu gewähren bereit jei. „Oeſterreichs Reorganis 
ſationsvorſchläge,“ heißt es weiter, „können nur auf dem mit voller Klar: 
heit und Entichiedenheit feitgehaltenen Yöderativprincip beruhen." — — 
„Eine dem YBundesprincip entgegengejegte Richtung kann man in Deutſch— 
lands gemeinfamen Angelegenheiten nicht einfchlagen, ohme bei jedem Schritte 
auf Warnungszeichen zu ftoßen und am Ende des Wegs an einem Ab- 
grunde anzufommen. Monarchiſche Staaten, zwei Großmächte unter ihnen, 
bilden den deutfchen Staatenverein. Einrichtungen, wie eine einheitliche 
Spike oder ein aus directen Volkswahlen hervorgehendes Parlament, 
paſſen nicht für diefen Verein, fie widerftreben feiner Natur, und wer jie 
verlangt, will nur dem Namen nad) den Bund, oder das, was man den 
Bundesftaat genannt hat, in Wahrheit will er das allmählige Erlöfchen 
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ber Lebenskraft der Einzelftaaten, er will einen Zuftand des Uebergangs 
zu einer künftigen Unification, er will die Spaltung Deutjchlands, ohne 
welche diefer Uebergang ſich nicht vollziehen kann. Solche Einrichtungen 
wird Defterreich nicht vorjchlagen. Wohl aber hält es den Augenblic 
für gefommen, wo die Sorge für das Wohl ri 


— — 


verlangt, daß die Grundlagen, auf welchen der Bund, urſpruͤnglich errichtet 
wurde, verftärft, und "md das Föderativprincip gegenüber der ſchon dem Be- 
griffe nach durch daſſelbe beihränften Souveränetät der Einzelftaaten mit 
erhöhter —* a Wirfamfeit ausgejtattet "werde, Der deutſche Bund 
it als ein er Fürſten geichloffeir, Fr ift aber auch ausdrücklich 
al3 dag an bie Stelle des vormaligen Reiches getretene Nationalband » 
der Deutſchen anerfannt, und er wird ſich Künftig, um den Vebürfnifjen 
unjerer Epoche zu entfprechen, mit Nothwendigfeit ſchon durch den Charakter 
feiner Berfaflungsformen der Welt al3 ein Yund der deutſchen Staaten 
als ſolcher, der Fürſten wie der Völler darſtellen müſſen. Der Kaiſer 
erblickt daher in in der Kraftigung der Executivgeiwalt des Bundes und in 
der Berufung der conftitutionellen Körperfchaften der Einzelftaaten zur 
Zheilnahme an der Bundesgeſetzgebung zwei im gleichem Grade unab- 
meisbare und ich zugleich gegenfeitig bedingende Aufgaben.” Die Denk— 
Schrift erfannte an, daf ohne Preußens bundesfreundliche Mitwirkung fein 
definitiver Abjchluß der Bundesreform möglich fei, da die Bundesverträge 
Preußen ein Recht des Widerfpruch gegen jede tiefer greifende Neuerung 
geben. „Preußens Wille fann die Reform der Geſammtverfaſſung Deutjch- 
lands factiich und vechtlih hindern; — — — aber die Dinge find in 
Deutſchland jo weit gediehen, daß em abfjoluter Stillftand unmöglich ift 
und die Regierungen, welche dies erfennen, werden ſich zuletzt gezwungen 
fehen, die Hand an ein Werf der Noth zu legen, indem fie fich zur 
partiellen Ausführung der beabjichtigten Bundesreform im Bereich der 
eigenen Staaten entjchließen, und zur diefem Zwecke unter Wahrung des 
Bundesverhältniffes ihrem freien Bündnigrechte die möglichft ausgedehnte 
Anwendung geben.” 

Dan fieht aus diejen Sätzen der Denffchrift, daß es der öfter- 
reichiichen Regierung zwar daran gelegen war, Preußen zur Theilnahme 
an dem Reformplan zu beftimmen, daß fie aber auch den Fall der be— 
barrlihen Weigerung Preußens in Ausficht nahm, und dann entjchloffen 
war, jene partielle Ausführung des Planes ohne Preußen zu verfuchen. 
Auf preußiſcher Seite jtand, jedenfall bei Bismard, der Entſchluß feft, 
das öfterreichifche Project nicht zur Ausführung kommen zu lajien. Es 
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handelte fih um die Erhaltung von Preußens Macht und Stellung in 
Deutfchland und Europa, denn diefe war aufs äußerfte gefährdet, wenn 
e3 gelang, eine Veränderung des deutjchen Bundes in's Werk zu feten, 
welche Defterreih Einfluß auf die deutjchen Angelegenheiten verftärkte, 
und anftatt der beanfpruchten Gleichftellung mit Defterreih ein unter: 
geordnetes Verhältniß Preußens zur Folge hatte. Diefe Dinge wurden 
wohl in Erwägung gezogen, al8 die Frage zur Entjcheidung fam, ob 
fi) Preußen an dem Fürſtentage betheiligen jolle. Daß e8 feinen gan— 
zen Einfluß aufbieten müffe, um den öfterreidhifchen Plan nicht zur Aus— 
führung kommen zu Tafjen, war Har; es fragte fih nur, ob der Zweck 
beffer erreicht werde, wenn Preußen am Fürftencongreß Theil nehme, oder 
wenn e8 fich ganz ferne halte. Der König und Bismard entfchieden fich 
für das Letztere und blieben gegen alle diplomatifchen und freundfchaft« 
lichen Zuſprachen feft. Der Erfolg hat gezeigt, daß fie den rechten Weg 
eingefchlagen haben. 

Zwei Depefchen, welche Bismard an den preufifchen Gefandten in 
Wien richtete, die aber beftimmt waren, auch zur Kenntniß des übrigen 
diplomatifhen Corps zu Fommen, hatten den Zweck, den befreundeten 
Fürften von der Betheiligung an dem Fürftencongrefje abzurathen. In 
der erften vom 13. Auguft ſpricht Bismard fein Befremden darüber aus, 
daß die Neformvorfchläge durch Anfchauungen motivirt werden, welche 
die Grundlagen des Bundesverbands ſelbſt in Frage ftellen. Die Dent- 
fchrift enthalte Deductionen, welche fchließen laſſen, daß Defterreih das 
bisherige Bundesverhältnig als ſchon gelöft anfehe. Wenn es aber nicht 
gelinge, den Gegenſatz der Particular- und der Gefanmtintereffen Deutjch- 
lands angemeifener als bisher zu vermitteln, fo werde die Erjchütterung 
bes Vertrauend auf die YBundesverträge das einzige Ergebniß der Er: 
Öffnungen bleiben, welche die Faiferliche Negierung ihren Bundesgenoſſen 
gemacht habe. In der zweiten Depejche vom 14. Auguft jagt Bismard: 
„Ich halte e8 der Würde meines Königs nicht entfprechend, ſich nach 
Frankfurt zur Entgegennahme von Vorjchlägen in Bundesangelegenheiten 
zu begeben, über welche der Rath Preußens vorher nicht gehört worden 
ift und deren volle Tragweite Sr. Majeftät erjt in Frankfurt eröffnet 
werden fol." In Betreff der etwa beabfichtigten Reformen ſelbſt ver- 
weist Bismard auf die in der preußifchen Abſtimmung über die Delegir- 
tenfrage vom 22. Januar niedergelegten Motive und erklärt: „Ich kann 
nur die Meinung wiederholen, daß ich nur in einer nach dem BVerhält- 
niß der Volkszahl der einzelnen Staaten aus directen Wahlen bervor- 
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gehenden Vertretung des deutjchen Volks, mit Befugniß zu bejchließender 
Mitwirkung in Bundesangelegenbeiten, die Grundlage von ſolchen Bundes- 
inftitutionen erfenne, zu deren Gunften die preußifche Regierung ihrer 
Selbjtändigkeit in irgend melchem erheblichen Umfang entfagen könnte, 
ohne die Intereſſen der eigenen Unterthanen und die politiiche Stellung 
des preußifchen Staats wejentlich zu benachtheiligen.“ 

Die deutſchen Fürften liegen fich durch die Weigerung und das Ab- 
rathen Preußens nicht abhalten, der Einladung nad Frankfurt zu folgen. 
Sie erſchienen faft vollzählig und am 17. Auguft wurde die Verſamm— 
lung eröffnet.*) Der Kaifer übergab den ziemlich) ausführlichen Ent- 
wurf der neuen Bundesverfaflung mit einer kurzen Anfprache, in welcher 
er die Verbeſſerungsfähigkeit jeiner VBorjchläge anerkannte, aber um ſchleu— 
nige Erledigung bat und zu verjtehen gab, er wolle nicht weitausfehende 
Berathungen, jondern einen vajchen einmüthigen Beſchluß. Der König 
von Bayern verſprach dagegen in jeiner Antwort die gewiſſenhafteſte Er- 
mwägung, und jtellte Modificationen der gegebenen Grundzüge in Ausſicht. 

Schon die Denkichrift hatte eine einheitliche Spitze entſchieden zurück 
gewiejen; der Entwurf ſelbſt bot nun ein fünfköpfiges Directorium, das 
aus dem Kaijer von Dejterreih, den Königen von Preußen und Bayern 
und aus zweien der am 8., 9. und 10. Bundesarmeecorps betheiligten 
Souveräne, aljo etwa Wirtemberg, Sachſen, Hannover beftehen ſollte. 
Die Fürften das Directoriums follten ſich in der Negel durch Bevoll- 
möächtigte vertreten lafjen, aber für wichtigere Angelegenheiten jollte ihnen 
unbenommen fein, auch in Perjon zu erfcheinen. Den Vorſitz follte Oeſter— 
reich führen, und nur im Fall einer Verhinderung des Bevollmächtigten 
an Preußen abgeben. Das Directorium follte die vollziehende Gewalt 
in Händen haben, nämlich die Entjcheidung über Krieg und Frieden, die 
Yeitung des Heerweſens und der auswärtigen Angelegenheiten, die Ober: 
aufficht über das Innere, Juftiz, Finanzen, Zoll und Handelsweſen. 
Zur Beforgung der in diefen Gebieten fich ergebenden Geſchäfte follten 
Commiſſionen niedergejett werden. Alle Beichlüffe des Directoriums follten 
mit einfacher Majorität gefaßt werden. Dejterreich rechnete darauf, diefe 
Majorität immer zu befommen, wenn auch Preußen anderer Meimung jein 
follte. Neben dem Directorium follte der engere Rath der Bundesver- 
ſammlung al8 zweites Organ der vollziehenden Gewalt fortbeftehen, wäh- 
rend das bisherige Plenum ganz wegfiel. Auch hier nahm Dejterreich 


9 Der äußere Hergang des Fürſtencongreſſes iſt ſehr lebendig geſchildert in: Ludwig 
Robert, Federzeichnungen aus Frankfurt a. M., Preußiſche Jahrbücher 1871, Juliheft. 
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den Vorſitz für fih in Anfpruch; die Stimmeuzahl wurde von 17 auf 
21 erhöht, da Preußen und Oeſterreich, ftatt wie bisher je eine, je drei 
Stimmen führen follten. Uebrigens war die Competenz dieſes engeren 
Rathes jehr befchränft, da der größte Theil feiner bisherigen Befugniffe 
auf das Directorium und deſſen Commiſſionen überging. Nur bei der 
Enticheidung über Krieg und Frieden war die Zuftimmung des Bundes: 
raths mit zwei Drittheilen feiner Stimmen erforderlich. Den Forderun— 
gen eimer allgemeinen deutjchen Vollsvertretung war durch eine Verſamm— 
fung von 300 Bundesabgeordneten entiprochen, die aus den Yandtagen 
durch Delegationen hervorgehen follten, und zwar fo, daß zwei Drittheile 
von den zweiten Kammern, ein Drittheil von den erjten gewählt wirden. 
Die eine Hälfte follten Defterreich und Preußen, die andere die Mittel- 
und Kleinftaaten ftellen. Diefe Verſammlung follte bei Ausübung der 
gefetsgebenden Gewalt des Bundes eine Mitwirkung haben; diejelbe er: 
ftredte fi) aber, genau genommen, nur auf Abänderung der Bundesver- 
faffung. Auch war ihr Einfluß ſchon dadurch auf ein bejcheidenes Map 
zurüdgeführt, daß fie nur alle drei Jahre zufanmentreten ſollte. Nach 
dem Schluß jeder Sefjion der Abgeordnetenverfanmlung follte wenigftens 
in der Regel eine Yürjtenverfammlung ftattfinden, um die Bejchlüffe der 
Abgeordneten zu genehmigen oder zu vermwerfen. Der ganze Entwurf 
war im Wefentlichen eine neue Auflage des Beuſtiſchen Delegirtenpro: 
jectes mit Modificationen zu Gunſten Defterreih!. Preußen war ganz 
in die Reihe der übrigen Königreiche herabgejegt und würde wenig mehr 
zu jagen gehabt haben al8 Bayern. In der Bundesfriegsverfaifung war 
gar feine Aenderung gemacht. Es blieb bei der fiir Preußen unannehm— 
baren Wahl eines Bundesfeldherrn und bei der Abjonderung der mittel 
und Heinftaatlichen Contingente von dem größeren geſchloſſenen öfterreichi- 
ihen nnd preußifchen Heeresförper. Ehe die Fürften in die Berathung 
dieſes Entwurfes eintraten, bejchlojien fie, noch einmal einen Verſuch zu 
machen, ob der König von Preußen fich nicht zur Theilnahme bewegen 
ließe. Sie richteten ein gemeinfames Schreiben an ihn, und der König 
von Sachjen reiste jelbft nach Baden-Baden, um es ihm zu überbringen 
und durch feinen mindlichen Zufprud die Bitte zu umterjtügen. Der 
König blieb aber ftandhaft und hat durch feine Feſtigkeit viel dazu bei- 
getragen, Deutjchland vor einem Experiment zu bewahren, das große 
Verwirrung oder einen neuen Stillftand hätte herbeiführen müffen. Dem 
Ablehnungsſchreiben des Königs fügte Bismard noch eine Depeihe an 
den preußiichen Gefandten in Frankfurt hinzu, worin er erklärte, „daß die 
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öfterreichiichen Reformplane weder der berechtigten Stellung der preußi- 
ihen Monarchie, noch den Intereſſen des deutſchen Volkes entiprechen. 
Preußen würde der Stellung, die feine Macht und feine Gefchichte ihm 
in dem europäiſchen Staatenverein geichaffen haben, entjagen, und Gefahr 
laufen, die Kräfte des Landes Zweden dienftbar zu machen, welche den 
Intereſſen des Yandes fremd find, und für deren Beſtimmung uns da$- 
jnige Maß von Einfluß und Controle fehlen würde, auf welches wir 
einen gerechten Anfpruch haben.‘ 

Sfeichzeitig mit dem Fürſtencongreſſe jollte auch der freiwillige Ab— 
geordnretentag, der fehon vor der Einladung der Fürften auf den ZT. Auguft 
anberaumt war, in Frankfurt feine Berathungen halten. Die öfterrei- 
chiſche Regierung rechnete darauf, daß die Mehrheit der mittelftaatlichen 
Abgeordneten den dargebotenen Reformplan unterftügen wirde und hatte 
fih zum Theil deshalb mit Berufung der Fürften fo jehr beeilt. Bei 
der Bevölferung des aufßerpreußifchen Deutfchlands, befonders im Süden, 
war die Stimmung für Oefterreich nicht ungünftig; man war gerührt 
von der Großmuth des Kaifers, der aus freien Stüden darbiete, was 
man längft erjehnt und erbeten habe. Wenn man auch mit der Idee 
einer Delegirtenverfammlung nicht einverjtanden war, jo meinte man, es 
jet doch Etwas, ein Anfang, ein Keim, und es wäre undanfbar und uns 
flug, wenn man eigenjinnig gutgemeinte Vorjchläge zurückweiſen wollte, 
. weil fie nicht ganz mit ausgeiprochenen Wünfchen und Forderungen über- 
einftimmten. Man tadelte heftig die unerbittliche Weigerung des Königs 
von Preußen und fagte, das deutiche Volk dürfe nun nicht denjelben Feh— 
(er machen, indem es die dargebotene Hand trogig verſchmähe. Mit 
diefer Stimmug kam ein großer Theil der Abgeordneten nach Frankfurt. 
Die Berfammlung wurde zahlreich bejucht, mehr als 300 Abgeordnete 
fanden fich ein, und obgleich fie fein officielle8 Mandat hatten, jo hielt 
man jie doch für berechtigt, in diefer wichtigen Angelegenheit ein Votum 
abzugeben, das Anfprud auf Beachtung Hätte. Die Begutachtung des 
öfterreichifchen Entwurf wurde einem Manne von Autorität übertragen, 
den Hiftorifer Ludwig Häuffer. Diefer beiprach die Anerbietungen der 
öfterreihiichen Regierung mit Wohlwollen und Unparteilichfeit, als ein 
mit allgemeiner Freude aufgenommenes Ereigniß. Er verzichtete darauf, 
die Miotive uud Hintergedanfen zu unterfuchen, die zum Entjchluß der 
Vorlage des Entwurfs mitgewirkt haben mochten, und hielt fi an die 
offene, klare Thatjache, daß die deutichen Fürften das Bedürfnig der Bun- 
desreform entjchieden anerfamıt und ihre Bereitwilligfeit erklärt hatten, 
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zur Verwirklichung derjelben Opfer bringen zu wollen. ‘Dies binderte 
ihn jedoch nicht, berechtigte Kritit zu üben und nachzumeifen, daß die 
öfterreichifche Neformafte mehr den Schein der Einheit und der nationa- 
len Vertretung, al8 das Wejen gewähre. In Folge feiner Berichterftat- 
tung gab der Abgeordnetentag eine Erklärung ab, welche den Entwurf 
zwar nicht ganz verwarf, aber Forderungen Hinzufüigte, die weit über 
das Angebotene hinausgingen. Es wurde am 22. Auguft der Beichluß 
gefaßt, zu erklären: „1) Der Abgeordnetentag erblidt in Defterreichs 
mitiative und in der Theilnahme faft alfer Bundesmitglieder ein er- 
frenliches Zeugniß der allerwärts fiegreichen Weberzeugung von der Uns 
zulänglichfeit der beftehenden Bundesformen und der dringenden Noth- 
wendigfeit der Neugeftaltung; ob zugleich die Bürgihaft, daß das gute 
Necht des deutichen Volks auf eine jeiner würdige Verfaſſung endlich zur 
Erfüllung kommt, ift von weiterem Entgegenfommen der deutjchen Für: 
jten abhängig. 2) Der Abgeordnetentag kann nur von einer bundes- 
ftaatlihen Einheit, wie fie in der Neichsverfaffung von 1849 rechtlichen 
Ausdruck gefunden hat, die volle Vefriedigung des Freiheits-, Einheits-, 
Sicherheits- und Machtbedinfniffes der Nation hoffen; indeſſen ift der 
inneren Krifis und den äußeren Fragen gegenüber der Abgeordnetentag 
nicht in der Page, zu Defterreihs Entwurf jich lediglich verneinend zu 
verhalten. 3) Er muß aber eine Reihe von Einzelbeftimmungen der 
Neformafte, insbefondere die Zufammenjegung und Competenz der De- 
(egirtenvertretung, fir höchſt bedenklich erachten und muß vielmehr Die 
Bildung einer von der Nation erwählten Vertretung als unerläßliche Vor— 
bedingung des ©elingens bezeichnen. 4) Der Abgeordnetentag betrachtet 
die Anerkennung der Gleichberechtigung beider Großmächte im Staaten- 
bund als ein Gebot der Gerechtigkeit und der Politif, ebenfo den Ein: 
tritt der nichtdeutjchen preußifchen Provinzen. 5) Unter allen Umftänden 
erklärt der Abgeordnetentag: daß von einem einjeitigen Vorgehen der Re: 
gierungen eine gedeihliche Löſung der Nationalreform nicht zu erwarten 
ift, fondern nur von der Zuftimmung einer nach Norm der Bundes: 
beichlüffe vom 30, März und 7. April 1848 zu berufenden National: 
verfammlung." 

An dem Tage, an welchen diefe Erklärung befchlofjen wurde, began- 
nen die Verhandlungen des Fürftentags. In welcher Nichtung und in 
welchen Schranfen fie fich bewegen jollten, wurde von Dejterreich in einer 
Art Ynftruction vom 21. Auguft feftgeftelft, in welcher der Grundfat 
ausgefprochen war, daß die Nenderungsvorfchläge ſich nicht gegen das 
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Spftem und die leitenden Gedanken, auf welchen das Ganze berube, 
rihten dürften. Dagegen verwahrte fich num der Großherzog von Baden 
und nahm für ſich den Vorbehalt in Anfpruch, den Entſchluß über An- 
nahme oder Nichtannahme der Reformalte von dem Schluß der Gefammt: 
berathung abhängig zu machen. Wir können hier dem Gang der Ver: 
bandfungen, über welche ein förmliches, fpäter veröffentlichte Protofoli*) 
aufgenommen twurde, bier nicht folgen und bemerken nur, daB ein revi« 
dirter Entwurf fejtgeftellt und angenommen wurde, der von dem öſter— 
reichijchen Entwurf ſich nicht weſentlich unterfchied. Die bejchloffenen 
Aenderungen waren hauptjächlich folgende: Das Directorium wurde auf 
das Andringen der Heineren Mittelftaaten und größeren Kfeinftaaten von 
fünf Mitgliedern auf ſechs ermeitert, fo daß den kleineren Königreichen 
die vierte Stimme, Baden, den beiden Heilen, Medlenburg und Naſſau 
die fünfte, Weimar, Oldenburg und den zahlreichen Kleinftaaten die ſechſte 
Stimme zugeftanden wurde. Der Bundesrath, dejjen Befugniß in dein 
öfterreichifchen Entwurf jo jehr befchränft war, erhielt feine höhere Be— 
deutung. Nur das wurde durchgefeßt, daß für Abänderung der Ber- 
faffung und für Weberweifung neuer, bisher der Geſetzgebung der Einzel 
ftaaten angehöriger Gegenftände an den Bund, die Uebereinſtimmung aller 
21 Stimmen des Bundesraths gefordert wurde, während Defterreich blos 
17 Stimmen gefordert hatte. Für die Theilnahme des Bundes an einem 
Kriege ſolcher YBundesfürften, die zugleich auc außerhalb des Bundes 
Befigungen haben, wurden, ftatt bloßer Stimmenmehrheit, zwei Drittheife 
der Stimmen des Bundesraths verlangt. Dies war die einzige nennens— 
werthe Nachgiebigfeit Defterreichs, das in diefer Frage befonders betheiligt 
war. Den jo revidirten Entwurf nahm die große Mehrzahl der Fürjten 
an, nur Baden und Mecklenburg verwarfen ihn im Ganzen. Baden be- 
kannte fich offen zu den entgegengefegten Principien eines wahren Bundes: 
ftaates, und hob fünf befondere Punkte hervor, in welchen es feine Zu— 
jtimmung verfagen müſſe. Mecklenburg wollte feine Abgeordnetenverfanm- 
lung zugeftanden wiffen. 

Am 1. September wurde die VBerfammlung gefchloffen, nachdem die 
Fürſten ein zweites Collectiofchreiben an den König von Preußen geric)- 
tet hatten. Sie fagten darin: „Bon deutfcher Eintracht und opfermilliger 
Geſinnung fämmtlich befeelt, find wir unter ung über den Entwurf einer 
Reformakte des deutſchen Bundes vollfommen einig geworden und werden 


*) Stantsardiv, Bd. VIII, ©. 74 u. ff. 
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e3 als ein hohes Glück für uns Alle und für unfere Völker betrachten, 
wenn nunmehr in der Bruft Em. Majeftät, unferes mächtigen und wohl- 
gefinnten Bundesgenoffen, Entjchliegungen reifen werden, durch welche 
Deutfchland, Dank dem Einverftändniffe feiner Fürſten, auf der bundes- 
gejetlichen Grundlage an dag Biel einer heilfamen Reform feiner Ber: 
faffung gelangen wird." Sie ſprachen in dieſem Aktenſtück die Erwartung 
aus, daß der König von Preußen fchlieklich doch noch zuftinmen werde; 
aber was dann gejchehen follte, wenn dieje feineswegs berechtigte Hoff- 
nung fich nicht erfüllte, darüber trafen fie feine Verabredung. Und doch 
folgte auf diefes Schreiben eine Antwort, die nicht anders denn als eine 
definitive Ablehnung ausgelegt werden fonnte. Das preußijche Staats: 
minifterium veröffentlichte einen Bericht vom 15. September an den Kö— 
nig, in welchem die Neformafte einer vernichtenden Kritif unterworfen 
wurde und Bedingungen aufgeftellt waren, von denen man vorausjehen 
fonnte, daß Defterreih nimmermehr darauf eingehen wirde. Das preu— 
Biihe Miniſterium forderte 1) ein Veto Preußens und Oeſterreichs min- 
deftens gegen jeden Bundesfrieg, welcher nicht zur Abwehr eines Angriffs 
auf das Bundesgebiet unternommen werde; 2) die volle Gleichberechti— 
gung Preußens mit Defterreich zum Vorſitz und zur Leitung der Bundes: 
angelegenheiten; 3) eine Volksvertretung, welche nicht aus Delegationen 
der Landtage, fondern aus directen Wahlen nach) Maßgabe der Bevölfe- 
rung der einzelnen Staaten hervorgehe, und deren Befugniffe jedenfalls 
ausgedehnter zu bemefjen fein würden, als in der öfterreichiichen Reform: 
akte. Auf diefen Grundlagen fei Preußen bereit, Minifterialconferenzen 
mit Defterreih und den übrigen Bundesftaaten zur Tyeftftellung eines 
anderen Neformplanes zu halten. Aber wenn man dann übereingefommen 
fei, was man der Nation anbieten wolle, fo jei die weitere Aufgabe, die 
Aeußerung der letsteren durch das Organ gewählter Vertreter zu ver- 
nehmen oder wenigſtens die Einwilligung der Einzellandtage einzuholen. 

Defterreich jchien vorläufig gemillt, die Ausführung feines Reform— 
planes auch ohne Preußen zu verfuchen. In einer vertraulichen Depeſche 
Rechberg's an die zuftimmenden Genoffen ſchlägt er vor, dem preußijchen 
Cabinet mittelft identischer Noten mitzutheilen, daß die gemachten Vor: 
ichläge nicht ohne praftifches Nefultat bleiben dürfen und daß Preußen 
fi) wohl befinnen möge, ob es auf unannehmbaren Bedingungen behar- 
ven wolle, nachdem die öfterreichifchen Vorſchläge bereit3 von 24 Regie— 
rungen angenommen feiern. Oeſterreich berief dann eine Conferenz nad) 
Nürnberg auf den 13. Oftober, um jid) über eine gemeinfame Antwort 
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an Preußen zu verftändigen. Die Conferenz fand auch wirklich flatt, aber 
hatte kein nennenswerthes Ergebniß. Es war den Mittelftaaten offenbar 
entleidet, mit Defterreich weiter zu gehen, fie erklärten die Antwort die- 
jem allein überlaſſen zu wollen. Wechberg jandte am 30. Oktober ein 
weitſchweifiges Aftenftüd an den öfterreichiichen Gefandten in Berlin, in 
welchem die Bedingungen Preußens als unannehmbar nachzumweifen ver- 
ſucht werden. Aber weiter hatte die Sache feine Folgen. Bismard war 
entichloffen, e8 zum Kriege fommen zu laffen, wenn Defterreich verfuchen 
follte, die Ausführung der Frankfurter Reformakte zu erzwingen. Diefer 
Verfuh wurde abgejchnitten durch eine neue Geftaltung der jchleswig- 
boffteinifchen Frage. 

Merfwürdiger Weije Sprachen in letter Stunde, nachdem der öjter- 
reihiiche Plan bereit gefcheitert war, auch noch der Nationalverein und 
der Reformperein ihr Botum aus. Der erftere erklärte in einer General- 
verfammlung vom 16. Dftober, daß die öfterreichiiche Reformafte in fei- 
ner Weite den Anfprüchen der Nation genüge, und daher von der Nas 
tionalpartei mit aller Entjchiedenheit zu befämpfen ſei. Eine General: 
verfammlung des Neformvereind dagegen erklärte am 28. Dftober, daß 
der Fürſtentag eine patriotiihe That, „die Reformalte eine geeignete 
Grundlage für die Entwidlung der deutjchen Verfaffung und daher an- 
zunehmen jei“. 

Mit dem Fürftentag fchließt fich die Neihe der Verſuche Defter- 
reichs, Deutichland Habsburgifchen Intereſſen dienftbar zu machen. Es 
beginnt nun eine neue Epoche, Preußen bricht mit feiner unbedingten 
Friedenspolitik umd ift bereit, fir die Erhaltung feiner Macht und bie 
Behauptung feines deutichen Berufes auch mit dem Schwerte einzutreten. 


Dreizehntes Kapitel. 


Die Eroberung Schleswig: Holfteins und der Wiener Frieden. 
1863 und 1864. 


Ein Wendepunkt nicht nur für die jchleswig - holfteinische Frage, 
jondern auch für die deutjche Volitif Preußens war der Tod König Friede— 
richs VII. von Dänemarf, der am 13. November 1863 erfolgte. Jetzt 
war der Fall eingetreten, in welchen das verjchiedene Erbredt, das für 
das Königreich Dänemark und die Elbherzogthümer bejtand, für Tren— 
nung der legteren von dem Geſammtreich verwerthet werden konnte. Schon 
längft hatte die deutjche Partei darauf gehofft und gewartet. Aber auch 
die europäifchen Mächte hatteu Vorkehrungen getroffen, um die Integrität 
der dänischen Monarchie zu erhalten und die Anjprüche, die Deutjchland 
vom Standpunkt des Nationalitätsprincips an Schleswig-Holftein machte, 
abzumeijen. Eine Seitenlinie des ſchleswig-holſteiniſchen Fürſtenhauſes, 
welche ſowohl auf Dänemark als auf die Herzogthümer Erbanſprüche 
hatte, der Prinz von Holftein-Sonderburg-Glüdsburg, war auserwählt 
worden, um das Erbe des gejammten däniſchen Königreiches anzutreten, 
und dieje zunächſt unter den erbberechtigten Fyürjten auf Anregung Ruß 
lands getroffene Verabredung hatte durd) das jogenannte Yondoner Pro= 
tofolf vom 8. Mai 1852 die Sanction der europäifchen Mächte erhalten.*) 
Für die Wahl des Prinzen Chriftian von Glücksburg wurde bejonders 
geltend gemacht, daß er allein von den Prinzen des ſchleswig-holſteiniſchen 
Fürſtenhauſes während der Erhebung des Jahres 1848 nicht gegen Däne- 
marf die Waffen getragen habe. 


*) Bgl. Seite 164. 
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Um den Londoner Vertrag rechtskräftig zu machen, war die Ein- 
willigung der Agnaten nöthig, deren Erbrecht durch die darin vorge- 
ihlagene Erbfolgeordnung verlegt war. Unter diefen ftand für Schleswig- 
Holftein in erfter Reihe der Herzog Ehriftian Auguft von Holftein-Auguften- 
burg. Diefer hatte fich, theils durch dänifche Drohungen, theils durch 
den Zufpruch des damaligen preußifchen Minifterpräfidenten v. Man- 
teuffel, bewegen laffen, gegen Ausbezahlung von 2,250,000 Thaler auf 
fein Erbrecht zu verzichten, und am 30. December 1852 die Erklärung 
ausgeftellt, er werde den Anordnungen des Königs von Dänemark in Be- 
treff der Erbfolge nicht entgegentreten. Es wäre ſchon im Jahre 1848 
den Schleswig-Holfteinern nahe gelegen, diefen nächftberechtigten Thron- 
erben zu berufen, um unter feiner Fahne den Kampf für die Selbftändigfeit 
Schleswig-Holfteins und die Losreifung von Dänemark aufzunehmen, aber 
er ftand als jchroffer Ariftofrat, der nur auf fein Familienrecht pochte, 
dem nationalen Efemente der damaligen Bewegung zu ferne, als daß 
man ihn bejonder8 zum Wegenten gewünfcht hätte. Die nachfolgende 
Verzichtleiftung auf fein Erbrecht gegen Geldentfhädigung machte ihn 
vollends unpopulär. Seine beiden Söhne traten feiner Erflärung nicht 
bei, fie unterliegen es aber auch, dagegen zu proteftiren, obgleich fie be- 
reit3 volljährig waren; erſt fieben Yahre fpäter gab der ältefte, Prinz 
Hriederid, eine Erklärung ab, daß er die Verzichtleiftung feines Vaters 
nicht als rechtsgiltig anerfenne. Eben diefer wurde jest von der nationalen 
Partei in Schleswig-Holftein aufgefordert, fein Erbrecht geltend zu machen. 
Er hatte im Jahre 1848 in der fehlesmwig-holfteinifchen Armee gedient, 
nachher zwei Jahre lang auf der Unmiverfität Bonn ftudirt, war hierauf 
in preußiſchen Militärdienft getreten, hatte fich aber, da er feine bejondere 
Neigung für die militärifche Laufbahn fühlte, aus dem activen Dienfte 
zurüdgezogen und bewirthichaftete ein von feinem Vater für ihn gefauftes 
Rittergut Dolzig in der Niederlaufit. Er hatte feine Gelegenheit gehabt, 
fich die befonderen Sympathieen feiner Landsleute zu erwerben, aber fein 
Ruf war mafellos, und die nationale Partei hoffte die Unterftütung des 
Volles für Geltendmahung feiner Erbanfprüche zu gewinnen. 

Kurz vor dem Tode des Königs Friederih VII. hatte der deutjche 
Bund das Erecutionsverfahren gegen die dänifche Regierung befchloffen, 
um fie zur Zurücknahme der au Holftein und Lauenburg umfaffenden 
Sejammtftaatsverfaffung zu zwingen. Dänemark hatte fein Biel der 
volfftändigen inverleibung Schleswigs und Holfteins nie aufgegeben 
und feit 1852 immer wieder Verfuche gemacht, das geringe Maß von 
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Selbftändigkeit, das nach Wiederunterwerfung der Herzogthümer den- 
felben zugeftanden war, wieder aufzuheben und die altberechtigte Ver— 
bindung beider Provinzen zu vernichten. Wir müffen, um ung die Streit- 
punfte zwijchen Dänemark und Deutjchland richtig zu vergegenwärtigen, 
auf den Gang der Verhandlungen zurücbliden. 

Die im Londoner Protokoll feftgefegte Thronfolgeordnung wurde 
durch ein neues Geſetz, welches der König von Dänemark feinen Reichs— 
ftänden vorlegte und welches von diefen, nach längerem Sträuben wegen 
der darin anerkannten ruffischen Anfprüche auf Holftein, am 31. Juli 1853 
angenommen wurde, fanctionirt. Die Provinzialftände von Holftein, Yauen- 
burg und Schleswig wurden gar nicht um ihre Zuftimmnmug gefragt, und 
auch dem deutjchen Bunde, der doch wegen Holfteins ein Wort mitzu- 
reden hatte, wurde weder der Londoner Vertrag noch das neue dänijche 
Thronfolgegefeg officiell mitgetheilt. ‘Doch erflärten fpäter auf Betrieb 
Englands mehrere deutfche Bundesftände, nämlich Kurheffen, Hannover, 
Sachſen und Wirtemberg die Anerkennung des Londoner Vertrag. Diejer 
enthielt in Artikel 3 eine Beftimmung zu Gunften der Sonderrechte der 
Herzogthümer, welche durch die veränderte Thronfolge nicht beeinträchtigt 
werden follten. Auch war in den Depefchen Defterreihg und Preußens 
vom 26. und 30, December 1851*), worin fie der dänijchen Negierung 
die Vorausſetzungen des Londoner Vertrags dargelegt hatten, die Aufrecht- 
haltung der befonderen Rechte Holfteins und Lauenburgs, und in Be— 
ziehung auf Schleswig namentlich ausgefprochen, daß weder eine Incor— 
poration dieſes Herzogthums in das Königreich Dänemark vollzogen, noch 
irgend dieſelbe bezweckende Schritte vorgenommen werden follten. Yu 
einer Proclamation des Königs von Dänemark vom 28. Januar 1852 **) 
über die Organifation des Königreichs und der darin begriffenen Herzog- 
thümer Schleswig, Holftein und Lauenburg war die Zuſage gegeben, 
daß man den Provinzialftänden der Herzogthümer eine ſolche Entwidlung 
angedeihen laſſen werde, daß jedes, hinfichtlich feiner bisher zu dem Wir- 
fungsfreife der berathenden Provinzialftände gehörigen Angelegenheiten, 
eine ftändifche Vertretung mit bejchließender Befugniß erhalten werde, 
In Beziehung auf Schleswig war insbefondere verſprochen, daß der für 
dafielbe auszuarbeitende Gejegesentwurf die erforderlichen Beitimmungen 
enthalten werde, um der dänischen und deutfchen Nationalität völlig gleiche 
Berechtigung und kräftigen Schuß zu verfchaffen und zu jichern. In der 
. *) Siehe Martens et Samwer, Recueil general de traites II. ©. 388 ff. 

**) Recueil II. S. 410. 
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diejes Akltenſtück begleitenden däniſchen Depejche vom 29. Januar 1852 *) 
war ausdrüdlic ausgejproden, daß der König von Dänemark die in 
dem Schreiben des öfterreichiichen Cabinet3 vom 26. December nieder: 
gelegte Auffafjung der den Höfen von Wien und Berlin Tundgegebenen 
Abjichten, wie im Allgemeinen, jo namentlich auch was die Nichtincorpo- 
ration Schleswigs in das Königreich betrifft, al8 mit der feinigen über- 
einftimmend anerfenne. Durch folche wiederholte Aeuferungen der dänifchen 
Regierung war den Unterzeichnern des Londoner Vertrags, und bejonders 
den deutjchen Großmächten eine Handhabe gegeben, für die Wahrung der 
Rechte Schleswig-Holfteins einzutreten, und namentlich das Necht, gegen 
eine Incorporation Schleswigs ihr Veto einzulegen. Schon nad) einigen 
Jahren aber wollte ſich die dänische Regierung ihrer Berfprechungen nicht 
mehr erinnern. Im Februar und Juni 1854 legte fie zwar den Ent- 
wurf zu Specialverfaffungen für Schleswig und Holftein vor, geftattete 
aber den Provinzialftänden feine freie Berathung, und erließ, ohne die 
Herzogthümer zu fragen, am 2. Oftober 1855 eine Gefammtjtaatsver- 
faſſung für alle Yänder der dänischen Monarchie, wobei die Sonderftellung 
der Herzogthümer ganz ignorirt war. Die fchleswigifchen und holſtei— 
nischen Stände proteftirten dagegen und wandten fich mit einer Beſchwerde 
an den deutſchen Bund, worauf diefer nach Beſchluß vom 11. Februar 
1858 der dänifchen Regierung erflärte, daß er dieſes DVerfaffungsgejet 
für die Herzogthümer Holftein und Lauenburg nicht als giltig anerfenne, 
uud daß diejes Verfahren der dänischen Regierung im Widerfpruch ftehe 
mit den bindenden Zuficherungen von 29. Januar 1852. Da Dänemark 
diefe Einfprache des Bundes gar nicht beachtete, jo wiederholte der deutjche 
Bundestag am 12. Auguft feine Erflärung und fügte die Drohung einer 
Erecution Hinzu, wenn die Zufage vom 29. Januar 1852 nicht alsbald 
erfüllt werde. Auch diefe Mahnung ließ die dänifche Negierung zunächft 
unbeachtet, fand fich aber durch den Wechjel des preußifchen Minifteriums, 
nach Uebernahme der Regentſchaft von Seiten des Prinzen von Preußen, 
veranlaft, doch einen Zug zu thun und durch Erlaß vom 6. Noventber 
1858 die Giltigfeit der dänifchen Gejammtverfaffung für Holftein und 
Lauenburg zu ſiſtiren; dagegen ſollte fie fir Schleswig in ungefchwächter 
Kraft fortbeftehen. Hiergegen proteftirten die fchleswigijchen Stände in 
einer Adrefje an den König vom 11. Februar 1860. Auch Defterreich 
und Preußen thaten wieder einige Schritte vorwärts, aber nur zögernd, 





*) Recueil II. &. 405. 
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fie warteten bis zu Anfang des Jahres 1862. Erft als die Geſammt— 
ftaatSverfaffung auf’8 neue dem dänijchen Reichstag vorgelegt war, legten 
fie Berwahrung dagegen ein, erhielten aber von dem dänischen Minifterium 
Hall eine höhniſche Antwort, in welcher jede Einmifchung der beiden 
deutſchen Großmächte und des deutſchen Bundes als völlig unberechtigt 
zurüdgewiefen, der Verſuch einer Incorporation Schleswigs aber frech 
abgeleugnet war. Zugleich erließ die dänifche Negierung eine Depejche 
an die Höfe von Paris, London, Petersburg und Hag, worin fie jich 
über die Abficht der deutjchen Großmächte, die fchleswigifche Frage mit 
der Holfteinifchen zu vermengen, auf das heftigfte beſchwerte, und klagte, 
man wolle die däniſche Monarchie in die Lage eines Vaſallen von Deutſch— 
land herabdrüden. Da nun auf diefe Weife Dänemark die Intervention 
der europäifchen Mächte angerufen hatte, machte der englifche Minifter 
Nuffell Vermittlungsvorfchläge, in welchen er von der Anerkennung aus» 
ging, daß die dänische Gefammtjtaatsverfafjung nicht auf die Elbherzog- 
thümer und Schleswig ausgedehnt werden dürfe. Seine Forderung an 
Dänemark ging dahin, daß es Holftein und Lauenburg Alles zugeftehen 
jolfe, was der deutfche Bund für beide Länder verlange. Schleswig jolle 
die Befugniß Haben, fich felbft zu regieren und auf die Vertretung im 
dänifchen Reichstag zu verzichten. Die dänische Regierung mies diefe 
Vorſchläge auf's entjhiedenfte zurüd, da ihre Ausführung die Integrität 
der Monarchie, die durch den Londoner Vertrag gejchütt werden folfe, 
ſchwer gefährden und der Auflöfung des Reiches gleichfommen würde. 
Die Aufrechthaltung der gemeinfamen Berfaffung für das Königreich und 
Schleswig fei eine Frage über Leben und Tod für Dänemark, und die 
Regierung fei daher entjchloffen, auf's äußerfte daran feſtzuhalten. Einige 
Wochen fpäter ertheilte der Minifter Hall an Oeſterreich die Antwort, 
daß feine Regierung zwar die Forderungen des Bundes, Holftein eine 
bejondere Berfaffung und jelbftändigere Stellung einzuräumen, als einen 
bloßen Landestheil gebühre, erfüllen wolle, aber für Schleswig ein um 
fo engeres Verhältniß erftreben werde, um die Anziehungskraft der dänijchen 
Monarchie zu ftärfen. Eine zweite Depeſche vom 5. Januar 1863 jprad) 
fich noch fchärfer in diefem Sinne aus. Der dänifche Yandesthing richtete 
am 21. Januar eine Adreije an den König, worin er Ausſcheidung des 
dänenfeindlichen Holfteins, dagegen um fo engere Vereinigung Schleswigs 
mit Dänemarf verlangte, Auch eine freie, am 28. März in Kopenhagen 
zufammengetretene Verſammlung ſprach fi dahin aus: da die Anjprüche 
de3 deutſchen Bundes eine Gefammtftaatsverfaffung nun einmal unmöglich 
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machen, jo jolle man in diefer Beziehung nachgeben, aber dafür die con- 
ftitutionelle Gemeinfchaft mit Schleswig um jo mehr feithalten und weiter 
entwideln. Diefem Verlangen entiprechend, erließ nun der König von 
Dänemarf am 30. März 1863 eine Bekanntmachung, wodurch Holftein 
aus der bisher feitgehaltenen Gemeinjamfeit mit dem übrigen Theilen der 
däniſchen Monarchie entlaffen wurde und eine fcheinbar felbftändige Stellung 
erhielt, aber zur Bezahlung des Antheils an den Abgaben verpflichtet 
murde, welcher im Normalbudget von 1856 feftgeftellt war. Dadurd) 
wäre Holftein, ohne vollen Antheil an den Rechten der dänischen Staats- 
bürger zu befommen, eine dem Königreich tributpflichtige Provinz geworden. 
Auch ſollte das holfteinische Contingent von dänischen Offizieren befehligt 
und in dänifchen Garnifonsorten ftationirt werden. Dies konnte der 
deutihe Bund nicht zugeftehen, er forderte daher nach Beichluß vom 
9. Juli die däniſche Regierung auf, der Belanntmahung vom 30. März 
feine Folge zu geben, widrigenfalls er ſich genöthigt ſehen würde, zur 
Aufrehthaltung der verlegten Nechte Holfteins das durch Bundesbeſchluß 
vom 12. Augujt 1858 eventuell angedrohte Erecutionsverfahren in Wirf- 
jamfeit treten zu laſſen, in Betreff Schleswigs aber alle geeigneten Mittel 
zur Geltendmachung der ihm durch eim völferrechtliches Abkommen er: 
worbenen Nechte zur Anwendung zu bringen. Die dänische Negierung 
erwiderte hierauf unter dem 27. Auguft: daR fie nicht im Stande ſei, 
die Bekanntmachung vom 30. März zu widerrufen, aber zu jeder wün— 
ſchenswerthen Auskunft bereit jei. Gegenüber der angedrohten Bundes- 
erecution erließ das dänische Minifterium am 3. September eine Circular- 
Depeiche an die europäiſchen Mächte, worin erflärt wurde, daß eine etwaige 
Belegung Holfteins durch den deutichen Bund eines berechtigten Grundes 
entbehren würde, und daß die dänische Regierung alle Urjache habe, zu 
glauben, fie werde in einem Kampf, in welchem es ſich nicht blos um 
das Schickſal Dänemarks, fondern um die heiligften Intereſſen des ganzen 
Nordens handle, nicht auf ihre eigenen Hilfsmittel bejchränft fein. In 
diefer Hoffnung auf fremde Hilfe machte die dänische Regierung noch 
einmal einen Berfuch, die Geſammtverfaſſung trog des Widerfpruchs der 
deutiheh Großmächte durchzuſetzen, und legte fie dem am 28. September 
eröffneten Neichsrath zur Annahme vor. Der deutſche Bundestag aber, 
der endlich die Geduld verlor, beſchloß am 1. Oftober 1863, das ſchon 
mehrmals angedrohte Erecutionsverfahren gegen Dänemarf zur Ausfüh— 
rung zu bringen, um diefen Staat zur Erfüllung feiner früheren Zujagen 
in Beziehung auf die Herzogthümer zu zwingen. Der Auftrag der Boll 
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ziehung wurde der öfterreichifchen, preußifchen, ſächſiſchen und hannoveriſchen 
Negierung gegeben, und zwar fo, daß die beiden lettgenannten zunächſt 
eine Truppenabtheilung von 6000 Mann und je zwei Civilcommijjäre 
jenden follten, welche das Yand im Namen des Bundes zu verwalten 
haben würden, big der Executionszweck erreicht wäre. Defterreih und 
Preußen follten überlegene Streitkräfte bereit halten fir den Fall, daß 
die dänische Regierung ernftlichen Widerftand leiften würde. Der dänijche 
Reichstag gab nun unter dem Jubel der Kopenhagener Bevölkerung die 
Antwort durch Annahme der Schleswig incorporirenden Verfaſſung. 

So ftanden die Dinge, als am 15. November 1863 König Frie— 
derih VII. von Dänemark ftarb. Am folgenden Tage verfündete der 
durch das Londoner Protofoll zum Thronfolger defignirte Prinz Chrijtian 
von Glücdsburg die Uebernahme der Regierung der dänischen Geſammt— 
monarchie als Chriftian IX. Er hatte noch die Wahl, ob er die furz 
vorher bejchlofjene Verfaſſung annehmen, oder die im Londoner Protokoll 
vorausgeſetzte Anerkennung der Sonderrechte Schleswigs und Holſteins 
zur Bedingung machen wolle. Durch Letered würde er fich die ſämmt— 
lichen Unterzeichner des Londoner Protofoll3 zum Beiftand verpflichtet, 
aber fich dagegen in Dänemark unpopulär gemacht haben. Er zog e3 vor, 
fih den Dänen gefällig zu zeigen, und unterzeichnete unter dem Druck 
von Bolfsdemonftrationen jene Verfaſſung. Das deutjche Intereſſe for- 
derte aber jetzt die Aufftellung eines anderen erbberechtigten Thronprä- 
tendenten für die Herzogthümer.. Dazu bedurfte es einer Tebhaften, 
kräftigen Agitation. Denn die Bevölkerung der Herzogthümer ſelbſt war 
damals viel weniger politiich aufgeregt, al8 man fich in Deutichland vor- 
zuftellen pflegte. Seitdem der Kampf der Jahre 1848 —51 um die 
jchleswig-hoffteinifche Selbftändigfeit niedergefchlagen war, hatte die Reac— 
tion den ohnehin ruhigen, phlegmatiichen Volksſtamm jo ziemlich einge» 
ſchläfert. Holftein war von der dänifchen Megierung aufgegeben und fie 
machte dort wenig Anſprüche. Es genügte ihr, wenn die Leute zahlten, 
und dies Fonnten fie, da der Wohljtand des fruchtbaren Landes in den 
Friedensjahren wieder auf einen hohen Grad geftiegen war. In Schleswig 
wurden die DanifirungSbeftrebungen läftiger und drückender; befonders 
in den Gegenden, wo Deutjche und Dänen gemifcht lebten und, jene in 
der Minderzahl waren, hielt der Sprachenzwang und der Uebermuth der 
dänischen Beamten den Dänenhaß und den deutichen Patriotismus rege, 
aber man hatte die Hoffnung auf Vereinigung mit Deutjchland doch eigent- 
lich aufgegeben. Die eifrigften Vorkänpfer des Deutſchthums hatten nach 
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der Unterwerfung Schleswig-Holfteind unter Dänemark das Land theilg 
freiwillig, theil3 gezwungen verlaſſen. Eine nationale Partei beftand 
zwar noch, aber jie war jehr in der Minderzahl. Der Nationalverein 
fand wenig Anklang und der Credit Preußens war dur) die getäufchten 
Hoffnungen auf deſſen Schutz und Hilfe jehr erjchüttert. In Holftein 
fehlte e8 unter der Ariftofratie jogar nicht an Anhängern der dänifchen 
Gefammtftaatspartei, welche eine Zufammengehörigfeit mit Dänemark auf 
Grund des Londoner Protofoll8 und der Vereinbarungen von 1851 und 
1852 dem Lande und ſich felbft für vortheilhafter erachteten, als die 
Gründung eines jchleswig-holfteinischen Kleinſtaates unter dem deutjchen 
Bunde. Dieſer Richtung gehörten hauptjächlid jüngere aufftrebende 
Männer an, welche eine Yaufbahn im Staatsdienft machen wollten, und 
ihr Führer war der damalige Präfident des holſteiniſchen Yandtags, Baron 
8. v. Scheel-Plejjen. 

Obgleich aljo die Ausfichten auf das Gelingen einer Agitation zu 
Gunften eines Herzogs von Schleswig» Holftein nicht befonders erfolg- 
verjprechend waren, jo glaubte die nationale Partei in Deutjchland und 
in den Elbherzogthümern die Gelegenheit, die ſich darbot, nicht ungenützt 
vorübergehen laſſen zu dürfen, und einen ernftlihen Verſuch machen zu 
jolfen. Der einzige mögliche Prätendent war der oben erwähnte Prinz 
Friederich von Auguftenburg. Ihm machten bei Gelegenheit einer land» 
wirthſchaftlichen Ausjtellung, welde im September 1863 zu Hamburg 
ftattfand, einige Führer der nationalen Partei den Vorſchlag, er möge 
fi bereit halten, um bei dem jchon damals in Ausficht ftehenden Tod 
König Friederichs feine Erbanjprüche geltend zu machen. Der Prinz 
ging Darauf ein, foll aber geäußert haben, er zweifle, ob fich etwas 
machen lajje, und er würde dem König von Preußen, jelbjt wenn er auf 
eine Bereinigung der Herzogthümer mit feinem Staate hinwirfen wollte, 
nicht entgegentreten. Auf die Nachricht vom Tode König Friederichs 
ſäumte er denn nicht, als nächjtberechtigter Erbe aufzutreten. An dem— 
jelben Tage, an welchem der Prinz Ehriftian von Glücksburg feinen Res 
gierungsantritt als König erklärte, erließ der Prinz von Auguftenburg 
eine Proffamation*) als Herzog Friederich VIII. von Schleswig-Holftein. 


*) Er fagte darin unter anderem: „Schleswiger! Holfteiner! Ihr habt bis jetzt 
Ungerechtigkeit ebenfo mannhaft getragen, als ihr mannbaft gefämpft hattet, Ungeredh- 
tigfeit abzumehren. Für das Joch, das man euch anflegte, gab bis jett ein unbe- 
ſtrittenes Recht den Vorwand, denn ber König von Dänemark war zugleich euer Her 
309. Bon jest am wäre bie Herrichaft eines Königs von Dänemark über euch eine 
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Der badifhe Bundestagsgefandte Nobert v. Mohl zeigte gleichzeitig in 
der Bundesverfammlung den Negierungsantritt des Herzogs Friederich 
an, mit dem Beifügen: er [erachte es für eine, wie er ſich fchmeichte, 
überflüffige Maßregel, wenn er hiermit eine feierliche NRechtsverwahrung 
gegen jede etwaige Bejtreitung der Negentenrechte des Herzogs, ſowie 
gegen jede mit dem vollen Genuſſe derfelben nicht zu vereinigende Hand— 
(ung verbinde. 

Die Proclamation zündete in Schleswig und Holftein, und es be- 
gann jeßt eine vege Thätigfeit für den angeftammten Herzog. In Kiel 
traten am 19. November 24 Mitglieder der Holjteinischen Ständeverſamm— 
(ung zujammen, erflärten jich für das legitime Erbrecht des Herzogs 
Friederich und bejchloffen eine Eingabe an den Bund mit der dringenden 
Bitte, fchleunigft die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um die Rechte 
der Herzogthümer und des Bundes felbft gegen die ernjtlich drohende 
Gefahr ficher zu ftellen, daß die Entfcheidung nicht dem Nechte, fondern 
der Gewalt anheimfalle. Eine weitere Anzahl anderer Ständemitglieder 
und ein Theil der Holfteinischen Nitterfihaft ſchloſſen fich diefer Erklärung 
und Bitte an. Dazu kam auf der anderen Seite der günftige Umftand, 
dat die Mehrzahl der Beamten in Holftein ſich weigerte, den angejonne- 
nen Huldigungseid für Chriftian IX. zu leiften. 

Noch viel lebhafter war die Bewegung im übrigen Deutichland; es 
entftand eine politiiche Aufregung, welche beinahe der des Frühjahrs 
1848 gleihfam. Der Tod des Königs von Dänemark fchien alle Bar- 
teien zur Arbeit für ein gemeinfames Ziel einigen zu wollen. Die Los— 
reißung Schleswig- Holjteins von Dänemark und die Anerkennung des 
auguftenburgiichen Erbrecht war das Lofungswort, in welchem Liberale, 
Demofraten und Confervative, Großdeutfche und Kleindeutiche zuſammen— 
jtimmten. Weberall wurden Volksverſammlungen berufen, begeifterte Reden 
gehalten, Vereine gebildet um Gelder zu ſammeln und die Agitation zu 
betreiben, wohl auc Freiwillige zum Kampf auszurüften. Es war frei: 
(ich oft komisch anzuhören, wie demokratische Volksredner ſich abmühten, 
den jpröden Stoff genealogifcher Begründung des legitimen Erbrechts 


Ufurpation und rechtlofe Gemwaltthat. Und unfere gemeinfame Aufgabe ift es, dieler 
Herrihaft ein Ende zu machen. Ich kann euch jetzt wicht aufrufen, Gewalt mit Ge— 
walt zu begegnen. Euer Land ift von fremden Truppen bejett, ihr habt Leine Waf- 
fen. Mir liegt deshalb vor allem ob, die Negierungen des Bundes um Schu mei« 
ned Regierungsrechtes und eurer nationalen Rechte anzugehen. Der deutihe Bund 
ift niemals ber legitimen Erbfolge entgegengetreten. —“ Schultheß, 1863, ©. 88. 
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de3 Prinzen von Auguftenburg zu popularijiren. Und doch jchien dieſe 
Yegitimitätsfrage das Band zu fein, durch welches Particulariften und 
Gonjervative, Diplomaten und Fürſten auf die Eeite der nationalen Be— 
wegung herübergezogen werden könnten. 

Indeſſen wurde der neue Herzog von Schleswig» Holftein von den 
Regierungen nicht anerfannt. Der Bundestag wollte ſich nicht mit einem 
verfrühten Ausſpruch übereilen; nur Baden und der Herzog Ernjt von 
Sahjen-Koburg: Gotha mwagten es, den Prinzen von Auguftenburg als 
rehtmäßigen Erben ausdrüdlich anzuerkennen. Dies bewog denjelben 
auch, in Gotha vorläufig feine Reſidenz aufzujchlagen und dort fich 
mit einem Meinifterium zu umgeben. Denn in Solftein jelbjt aufzu— 
treten, wagte er, da noch dänijches Militär dort war, doch nicht. Hätte 
ev es gewagt, wäre er mit fedem Muth und fühner Rede dort vor eine 
Volfsverfammlung getreten, wer weiß, ob er fich nicht fein Herzogthum 
erobert hätte, ob nicht das Gewicht der vollendeten Thatjache die jchles- 
wig⸗holſteiniſche Frage entjchieden hätte, Aber dazu war er nicht der 
rehte Mann; auch fehlte ihm die Sicherheit de8 Bewußtſeins, daß das 
Recht und der Sieg auf feiner Seite fei. 

Die Volfsvertretungen in Sachſen, Wirtemberg, Heſſen-Darmſtadt 
Iprachen ih an einem Tage (den 24. November) für das gute Necht 
der Herzogthümer und die legitime Erbfolge des Herzogs Friederich aus. 
Der ſächſiſche Minifter v. Beuft erflärte auf eine nterpellation in der 
zweiten Kammer, daß er am Bunde die Nichtzulaffung eines dänischen 
Sefandten beantragen werde; ebenſo werde er Anordnungen zur Bejegung 
Holjteins durch ein Erecutionsheer beantragen, das jo lange bleiben folle, 
bis fih der Bund in der Page jehen würde, dem von ihm als recht: 
mäßig anerfannten Nachfolger in den Herzogthümern das Yand zu über: 
geben. Die erjte Kammer verband mit der Zuftimmung zu diefer Er: 
klärung die Mahnung, auch die Rechte Schleswigs zur Geltung zu brin— 
gen. Das jächjiiche Volk werde bereit fein, die Regierung zu unterftügen, 
wenn auch die äußerſten Mittel ergriffen werden müßten, um deutſches 
Recht und deutjche Ehre gegen fremde Anmaßung und fremde Eingriffe 
zu ſchirmen. Der wirtembergifche Minifter des Auswärtigen, v. Hügel, 
in der zweiten Kammer interpelfirt, befannte, die Negierung habe zwar, 
dem Drängen der Großmächte nachgebend, fich dem Yondoner Protofoll 
angefchloffen, ſehe fi) aber durch die feitherige Haltung Dänemarks von 
ihren Verbindlichkeiten volljtändig befreit. Der Bund habe das Necht, 
bis zur Negelung der Succejfionsfrage Holftein militärifch zu bejegen. 
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In der Bundesverſammlung ftellte Sachen am 28. November den an- 
gefündigten Antrag, und auch Wirtemberg ſchloß fi ihm an, und die 
meiften Bundesftände wären geneigt gewefen, fi) vom Londoner Vertrag 
loszufagen, wenn nicht Defterreich und Preußen dem liberalen Eifer einen 
Hemmſchuh angelegt hätten. Sie erklärten in ungewohnter Eintracht, 
ihre Stellung fei durch den Londoner Vertrag und die ihm vorhergehen- 
den Verhandlungen bedingt. Sie fallen die Geſammtheit diefer Verab— 
redungen als ein untrennbares Ganzes auf und feien zur Ausführung 
des Vertrages bereit, wenn die Krone Dänemark ihrerfeits die vorgängi— 
gen Berabredungen erfülle, deren Berwirklichung eine Vorausſetzung der 
Unterzeichnung des Londoner Vertrags durch Preußen und Dejterreich 
gebildet habe. 

Indem das preußifhe Minifterium, oder vielmehr deſſen Leiter, 
v. Bismard, diefen Standpunkt vertrat, hatte er dabei feine eigenen Ge— 
danfen, die er jedoch damals nicht aussprechen konnte. Er ftimmte darin 
mit der herricheuden Meinung überein, daß die Gelegenheit ergriffen wer: 
gen müſſe, um das Anfehen Deutſchlands gegenüber den auswärtigen 
Mächten wieder herzuftellen und Schleswig-Holftein fir Deutfchland zu 
retten; aber die Wege, auf denen er diefes Ziel zu erreichen dachte, waren 
nicht die, welche die nationale Partei in Deutichland für die einzig rich- 
tigen bielt. Er wollte weder Losfagung vom Londoner Vertrag, noch 
Einfegung des Prinzen von Auguftenburg als legitimen Herzogs von 
Schleswig-Holftein. Erſteres nicht, weil er ſich dadurch in einen Krieg 
mit England und Rußland zu vermwideln fürdhtete, und der alte Rivale 
Oeſterreich wahrjcheinlich auf die Seite jener Mächte getreten wäre. Die 
Anerkennung des auguftenburgifchen Erbrechts aber paßte deswegen nicht 
in feinen Plan, weil er für den Fall, daß Dänemark nicht nachgeben 
würde, die Exwerbung Schleswig: Holfteins für Preußen beabfidhtigte. 
Denn es war ihm Far, daß, jo lange e8 noch fein deutfches Reich gebe, 
diefe Provinzen nur durch Vereinigung mit Preußen fir Deutfchland ge— 
mwonnen und erhalten werden Fönnten. 

ALS die chleswigeholfteinifche Frage in der preußiichen Kammer zur 
Sprache Fam, ftellten die liberalen Parteien diefelben Forderungen, wie 
die Volfsvertretung der deutichen Mittelftaaten. Stavenhagen und Vir— 
chow brachten in der am 9, November wieder eröffneten preußijchen Kam— 
mer einen Antrag für Anerkennung des Prinzen von Auguftenburg ein, 
und Die bequtachtende Commiſſion formulirte ihn dahin: die Ehre und 
das Intereſſe Deutichlands verlange e8, daß ſämmtliche deutſche Staaten 
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die Rechte der Herzogthlimer ſchützen, den Erbprinzen Friederich als Her— 
zog von Schleswig-Holftein anerkennen und ihm in Geltendmachung fei- 
ner Rechte wirkſamen Beiftand leihen. Diefer Antrag fam am 1. De- 
cember zur Verhandlung, und der Minifterpräfident nahm Veranlafjung, 
den abweichenden Standpunft der Negierung darzulegen. Wie er ſchon 
in Gemeinſchaft mit Oefterreich vor dem Bundestag erflärt Hatte, jo hob 
er auch jett hervor, daß für Preußens Stellung zur Sache zunächſt der 
Londoner Vertrag mafgebend fein müſſe. Die Unterzeichnung deſſelben 
könne man beffagen, aber fie fei eimmal erfolgt, und es fei ein Gebot 
der Ehre wie der Klugheit, an der VBertragstreue feinen Zweifel haften 
zu lafien. Der Londoner Vertrag aber bilde den Abjchluß einer Reihe 
von Unterhandlungen, welche 1851 und 1852 zwiſchen Deutjchland und 
Dänemark gepflogen worden fein. Die aus denjelben hervorgegangenen 
Zufagen Dänemarks und der Vertrag, welcher auf Grund derjelben in 
London abgejchloffen worden, bedingen fich gegenfeitig fo, daß fie mit 
einander ftehen und fallen. Die Aufrechthaltung diefer Stipulationen fei 
insbejondere für Schleswig von wejentlicher Bedeutung. Sie geben Preu— 
ken und Defterreih das Recht, in diejem Herzogthum die Erfüllung ver: 
tragsmäßiger Zufagen von Dänemark zu fordern. allen aber mit dein 
Yondoner Bertrag die Verabredungen von 1851 und 52, fo fehlen in 
Betreff Schleswigs ſolche vertragsmäßige Rechte, welchen die Anerkennung 
der europäifchen Großmächte zur Seite ftände. Die Yosfagung von den 
Verträgen von 1852 würde aljo der Stellung Schleswigs und den deut- 
ſchen Forderungen in Betreff berfelben die 1852 geichaffene vertrags- 
mäßige Grundlage entziehen und die alljeitige Anerfennung einer anderen 
von neuen Berhandlungen oder von dem Ausgang eines europäifchen 
Krieges abhängig machen. Das preußifche Abgeordnetenhaus aber, zum 
Voraus in Miftrauen gegen Bismard’S Politif befangen, glaubte auf 
diejen Standpumtt nicht eingehen zu können und beichloß mit großer Ma— 
jorität die Annahme des oben erwähnten Antrags. 

In derfelben Richtung fuchte Bismard auch den Bundestag zu 
belehren. Ein großer Theil der Bundesgliever wollte, wie Sachen 
und Wirtemberg beantragt hatten, die jchon früher beichloffene Execu— 
tion in eine Occupation des Yandes zu Gunften des Erbprinzen von 
Auguftenburg verwandeln. Bismarck richtete nun wieder in Gemein: 
Ihaft mit Defterreih am 4. December eine Note an die deutichen 
Regierungen, um fie für ein Vorgehen auf Grund des Londoner Ver: 
trages zu gewinnen. So lange deſſen Giltigfeit rechtlich beftehe, könne 
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man nicht unter dem Namen irgend welcher Occupation oder Interven— 
tion mit den Waffen in der Hand dagegen auftreten. Deutjchland dürfe 
nicht ohne dringende Noth der Eventualität eines Krieges ausgeſetzt wer: 
den, deſſen Ausdehnung unberechenbar wäre. Oeſterreich und Preußen 
hätten. ſich über diefe Frage vollftändig geeinigt, um die Nechte und 
Intereſſen Deutjchlands mit dem Nachdruck zu wahren, welcher nach der 
Gejammtlage Europas anwendbar fei. Diefe Note hatte denn doc einige 
Wirkung. Al am 7. December die Erecutions- und Occupationsfrage 
am Bundestag zur Verhandlung fam, ergab fich eine Majorität von 8 
gegen 7 Stimmen für Ablehnung des jächfischen Antrags und für das 
Zurüdgehen auf den früheren Erecutionsbefhluß vom 1. Oftober 1863 
(vgl. S. 321). 

Indeſſen gewann die Agitation für den Bruch des Londoner Ver: 
trags und die Anerkennung Herzog Friederichs immer größere Ausdeh— 
nung und Stärke. Die bayerifche Regierung, welche bei dem eben er- 
wähnten Bundesbeſchluß auf Seiten der Minorität geftanden hatte, erhielt 
darob begeifterte VBertrauenserflärungen. Eine Bolfsverfammlung in 
Augsburg richtete am 9. December folgende Adrejje an den König: „Em. 
Majeftät haben fi) an dem jüngjten Bundesbeſchluſſe nicht betheiligt; 
Bayern bat feinen Theil an der Schuld an dem was gegen Schleswig- 
Holftein bis heute gefündigt wurde, und darum blickt das deutſche Volk 
in diefem Augenblid auf Ew. Majeftät. Es ruft Ihnen zu: „Führe 
Du uns! wie einft Dein Stammberr bei der Veronejer Klaufe den deut— 
ichen Kaifer von dem Webermuthe der Weljchen befreite, jo befreie Du 
ung von dem Hohne der Dänen!" Em. M. haben ein treffliches Heer 
und ein opferbereites Volk; verfammeln Sie die Landesvertretung um ji, 
jie wird geben, was E. M. verlangen. Senden Sie, jobald der Zeit: 
punkt dazu gekommen ift, — und er wird kommen — Ihre Truppen an 
die Geftade der Nordjee, fie werden mit Freuden dem Eöniglichen Rufe 
folgen, mit Jubel auf dem Schauplatz ihrer fiegreichen Kämpfe dort 
empfangen werden. Segen Sie Herzog Friederid) in fein Erbe ein, und 
das deutjche Volf wird in Ihnen feinen Netter vercehren. Indem Ew. 
k. M. ſolche Entſchlüſſe faffen, genügen Sie nicht allein den heißen Wün— 
ichen Ihres Volkes und der ganzen Nation, ſichern Sie nicht nur ich 
jetbft für immer die Liebe und den Dank Ihrer treuen Bayern; nein, 
Sie ſchützen auch Ihre Mitfürjten und das Baterland vor einer Zeit 
volfer Gefahren und unberecbenbaren Ereigniffen." Die erjte Kammer 
in Baden bezeichnete in ihrer Antwortsadreſſe auf die großberzogliche 
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Thronrede die Anerkennung der Rechtsanſprüche des Herzogs Friederich 
als den einzigen Weg, auf welchem dem ſchwergeprüften Bruderſtamm 
volles Recht und wirkſame Hilfe gewährt werde. Die Adreſſe der zwei— 
ten Kammer jprach ich in gleichem Sinne aus. Sie verfennt „die Schwie- 
rigfeiten nicht, die aus dem deutjchen Verhältniffen entjpringen, aber baut 
auf die fiegreihe Macht der feltenen Einmüthigfeit, die alle Stämme und 
alle Parteien Deutfchlands zu einem Gedanken vereinigt." Die jchließ- 
lihe Berfiherung, dag dem badischen Volke fein Opfer zu ſchwer fein 
werde, wenn e3 gelte, durch Thaten deutſche Ehre und deutſches Necht 
ungejchmälert einzulöfen, wurde befräftigt durch einftimmige Bewilligung 
des von der Regierung geforderten Eredit8 von 2,300,000 fl. behufs 
eventueller Mobilmachung des badischen Armeecorps. Die wirtembergiiche 
Regierung mahnte die eifrig drängende Kammer zur Ruhe und Geduld. 
Auf einen am 11. December gefaßten Beſchluß derjelben, die Negierung 
zu erjuchen, das Erbfolgerecht des Herzogs Friederich alsbald anzuer- 
kennen und am "Bunde den Antrag auf bewaffnete Beſetzung des Herzog: 
thums Schleswig zu jtellen, erwiderte der Minifter v. Hügel: „es könue 
nicht in der Abficht einer gewiſſenhaften deutichen Regierung liegen, daß 
die Meittelftaaten ohne oder gegen Defterreich und Preußen vorangehen 
und damit die fchweren Folgen und Wechjelfälle eines europäifchen Con— 
flict8 auf fich laden jollten. Nur durch einmüthiges Hand in Handgehen 
der Mittelftaaten mit den Großſtaaten fünne das erwünjchte Ziel erreicht 
werden." Der König von Bayern, der auf die dringenditen Bitten der 
Münchener von Nom, wo er feiner leidenden Geſundheit wegen hatte 
überwintern wollen, nah Haufe zurücgefehrt war, ſprach fich in einem 
Handfchreiben vom 17. December an feinen Minifter des Auswärtigen 
zwar für das Erbrecht des Herzogs Friederih aus, aber lehnte die in 
Adrejien an ihn gebrachten Aufforderungen zu einfeitigem Vorgehen ent: 
ihieden ab. Er wolle das vorgeftecdte Ziel nur durch den Bund er- 
reichen, Die fächfische Kammer fprach einftinumig am 15. December ihre 
Entrüftung über den gemäßigten Bundesbeſchluß vom 7. December aus, 
ohne daß der Minifter Proteft dagegen erhob. 

Den Ständeverjammfungen fecundirten die Tchleswig- holfteinischen 
Bereine in ganz Deutfchland. Sogar die alten Gegner, der National: 
verein und der Neformverein, hatten fich am 6. December zu Nürnberg 
zufammengethan und eine gemeinjchaftliche Kundgebung für die Trennung 
der Herzogthümer von Dänemark und das Erbrecht der Auguftenburger 
beſchloſſen. Zugleich richteten fie an ſämmtliche Mitglieder der deutſchen 
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Landesvertretungen eine Einladung zu einer großen Berfammlung, die 
am 21. December 1863 in Frankfurt a. M. gehalten. werden ſollte. Diefe 
fam auch wirflih zu Stande und nahm eine vom bayrifchen Abgeordne- 
ten Edel verfaßte und vom Ausſchuß beantragte Erklärung als Ausdrud 
ihrer Ueberzeugung und Gefinnung an, worin gejagt war, daf die wirk— 
ſame Sicherung der Rechte Deutichlands an Schleswig-Holftein unbedingt 
auf Loslöſung der Herzogthümer von Dänemark beruhe. Der Yondoner 
Vertrag wurde für unverbindlich erklärt, weil er ohne Zuftimmung der 
Bolfsvertretung und der berechtigten Agnaten zu Stande gelommen uud 
vom Lande nicht anerkannt jei. Herzog Friederich ſei als der berechtigte 
Erbe einzufegen. Alle Mitglieder der VBerfammlung übernahmen die Ver: 
pflihtung, mit allen gejeglich zuläffigen Mitteln dahin zu ftreben, daß 
1) das Recht Herzog Friederihs von Auguftenburg anerkannt und die 
Anerkennung dur den Bund erwirkt werde, 2) daß ohne Rüdjicht auf 
fremden Einſpruch dieſem echte Geltung verjchafft, die Trennung der 
—eceothimer von Dänemark vollzogen, ihre verfaſſungsmäßige unzer— 
trennliche Verbindung und ihre Selbſtändigkeit, ſowie die Unabhängigkeit 
der Bollsvertretung in Schleswig-Holftein fofort hergeftellt werde. Sie 
verpflichteten fich ferner, diejenigen deutjchen Negierungen zu unterjtügen, 
welche für das volle Necht der Herzogthümer ehrlich und thatfräftig ein— 
treten, und dagegen mit allen verfaffungsmäßigen Mitteln diejenigen zu 
befämpfen, welche das Necht und die Ehre Deutjchlands in diejer Sache 
preisgeben. Die aus nahezu 500 Mitgliedern aus allen deutjchen Län— 
dern beftehende VBerfammlung wählte einen Ausſchuß von 36 Mitgliedern, 
der den Mittelpunkt bilden follte für jede gejetliche Thätigkeit der Nation 
zur Durchführung der Rechte Schleswig-Holjteins und feines rechtmäßi— 
gen Herzogs Friederih. Unter den Mitgliedern diefes Ausschuffes finden 
wir Hänffer und Bluntjchli aus Baden, Brater aus Bayern, v. Ben: 
nigfen und Miquel aus Hannover, Tweſten, Schulze-Deligih, v. Sybel 
aus Preußen. Uebrigens proteftirte eine Anzahl von Mitgliedern der 
Berfanmlung unter VBortritt des Grafen Hegnenberg und Freiherrn von 
Lerchenfeld gegen die Niederfekung eines folchen Ausfchuffes, da er bei 
feinen weitgehenden Befugniſſen und feinem unbeftimmten Wirkungsfreife 
leicht in Conflict mit der bejtehenden Geſetzgebung gerathen könnte. 
Unter die Regierungen, welche nad) dem Programm der Verſamm— 
fung mit allen verfaffungsmäßigen Mitteln befämpft werden follten, ges 
hörte vor allen die preußifche. Denn aus ihrer bisherigen Haltung glaubte 
man jchliegen zu müſſen, daß fie nur darum mit Defterreih Hand in 
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Hand gehe, um den Londoner Vertrag aufrecht zu erhalten und das Erb- 
recht des Auguftenburgers zu befämpfen. Ohnedies glaubte man Bismard 
das Schlimmfte zutrauen zu müſſen. ALS die preußiiche Regierung am 
9. December die Berwilligung einer Anleihe von 12 Millionen Thalern 
zur Beftreitung der außerordentlihen Ausgaben für die wegen der fchles- 
wig-holjteinifchen Angelegenheit erforderlichen militärischen Maßregeln vom 
Abgeordnnetenhaufe verlangte, antwortete dieſes mit einer Mißtraueng- 
erflärung gegen das Minifterium. Die am 18. December mit 207 gegen 
107 Stimmen vorgefchlagene Adreffe an den König fagte: Mit tiefem 
Leidweſen jehe das Haus der Abgeordneten die königl. Staatsregierung 
in einer Richtung wirken, welche nicht die Bejeitigung, fondern die Her- 
ftellung und Kräftigung der Vereinbarungen von 1851 — 52 zur Folge 
zu haben drohe. Das Haus der Abgeordneten wende ſich an königliche 
Majeftät, um die fchwere Schuld von ſich abzuwenden, daß es nicht Alles 
verfucht habe, um eine Politif zu ändern, welche das Yand auf lange 
Zeit zu ſchädigen drohe. Nah dem Syſteme des Minifteriums müſſe 
man fürchten, daß in feinen Händen die begehrten Mittel nicht im In— 
terejie der Herzogthünner und Deutſchlands, nicht zum Nuten der Krone 
und des Landes verwendet werden würden. Schließlich bittet da$ Haus 
den König dringend, von dem Londoner Vertrag zurüdzutreten, den Erb- 
prinzen von Auguftenburg als Herzog von Schleswig: Holjtein anzuer— 
fennen und dahin wirfen zu wollen, daß der deutfche Bund ihm in der 
Befigergreifung und Befreiung feiner Erblande wirffamen Beiftand leifte. 

Bismard ermwiderte dem Haufe, daß es von faljchen Borausfegungen 
ausgehe und, weil in die Geheimniffe der Diplomatie nicht eingeweiht, 
von der Sache nichts verftehe. Auf eine eigentliche Widerlegung glaubte 
er eben darum verzichten zu müſſen, fragte aber den Abgeordneten Vir— 
how, der den Adreßentwurf hauptfächlich vertreten hatte, was er thun 
würde, wenn auf dem Gebiete feiner eigenen Fachwiſſenſchaft Jemand, 
der die Anatomie nur als Nebenbeichäftigung triebe, Süße entwidelte, 
von deren Unrichtigfeit er als Sachverſtändiger vollfommen überzeugt 
wäre? ob er fih, vor einem Publiftum, das ebenfall3 nicht mit den 
Ziefen der Wiffenfchaft vertraut wäre, auf eine Widerlegung einlaffen 
würde? Gegenüber der Borausfegung der Kammer, daß der König feine 
richtige Kenntniß der politifchen Lage habe, daß er übel unterrichtet jei 
und durch die Adreffe beffer unterrichtet werden müſſe, bemerkte er, daß 
dies eine Fiction fei, am welche die Kammer felbft nicht glaube. Die 
Adreffe jei nur eine Vorbereitung zur Ablehnung der Anleihevorlage, und 
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die Motivirung diefer Ablehnung vor den Wählern und vor dem Boll, 
„Um zur Ablehnung zu gelangen,“ fuhr er fort, „Ichieben Sie ung eine 
Politik unter, die wir eben nicht treiben. Wenn wir dieje Politif trieben, 
jo wäre e8 unfere Aufgabe gemwejen, von Haus aus fich feft auf den 
Standpunkt des Londoner Tractat3 zu ftellen und zu fagen: „Vertrag 
ift Vertrag, wir halten daran feſt“, und uns feine Brücke offen zu lafjen, 
um von ihm je wieder loszukommen. Unſere Politik ift eine andere, fie 
ruht auf dem Ausſpruch Seiner Majeftät, daß fein Fuß breit deuticher 
Erde verloren gehen folle, und daR ebenjo Fein Titel deutfchen Rechts 
geopfert werden folle. Der Weg, den mir zu diefem Behufe gehen, 
jcheint Ihnen nicht der richtige zu fein. Diefen Weg richtig zu wählen 
und ihm überhaupt zu mählen, ift aber Sache der Executive; foweit es 
in menschlichen Dingen überhaupt möglich ift, richtig in die Zukunft zu 
jehen, Kann dies eben nur die Negierung, weil die Megierung nach der 
Lage der Gefchäfte mit diefen Dingen vertrauter fein muß, als Sie. Eine 
Berfammlung von einigen hundert Mitgliedern kann heutzutage die Politik 
einer Großmacht nicht in letter Inſtanz dirigiren wollen, indem fie der 
Regierung ein Programm vorjchreibt, welches in allen Stadien der fer- 
nerven Entwidlung befolgt werden folle — das ift nicht möglid." Die 
Abgeordneten ließen ſich durch dieſe Auseinanderjegung nicht belehren und 
nahmen die Erklärung Bismards, daß er die Sache beſſer verftehe, aber 
ihnen nicht Alles jagen könne, nur als neuen Beweis feines Uebernuthes 
und feiner Mißachtung der VBolfsvertretung auf. Bismard hatte damit 
die wahre Urfache der Spannung zwijchen den liberalen Parteien und 
dem Meinifterium berührt, Die Oppofition, in der Vorftellung des Parla- 
mentarismug befangen, nahm das leitende Programm der deutschen Politik 
für fi in Anfpruch und wollte dem Minifterium nur die Ausführung 
überlaſſen; es war ihr unleidlich, daR ſich Bismard feine eigenen Wege 
vorbehielt und feine Geheimniffe hatte, in welche er nicht einmal den 
Führern der Parteien einen vorzeitigen Einblid gewähren wollte. In 
ihrem Mißtrauen glaubten fie nicht, daß er überhaupt höhere Ziele babe. 

Der König beantwortete die Adrefje des Abgeordnetenhanfes in einem 
von dem gejammten Staatsminijterium unterzeichneten Erlaß. „Das 
Haus der Abgeordneten,” jagt er darin, „fann überzeugt fein, daß die 
Nichtung, in welcher meine Negierung die auswärtige Politif bisher ge- 
führt hat, das Ergebniß meiner reiflich erwogenen Entjchliefungen  ift. 
Ich habe die leßteren gefaßt mit Nücjicht auf die von Preußen geſchloſſenen 
Verträge, auf die Gefammtlage Europa's und auf unfere Stellung in 
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berjelben, aber zugleich mit dem feften Willen, das deutfche Recht in den 
Herzogthümern zu wahren und für die berechtigten Ziele, welche Preußen 
zu erftreben hat, erforderlichen Yall8 mit den Waffen in der Hand ein- 
zuftehen. In welcher Form und zu welchem Zeitpunkt jedes einzelne zur 
Erreihung diefer Ziele führende Mittel zur Anwendung zu bringen fein 
wird, darüber kann die mir verfaffungsmäßig zuftehende Entjcheidung nur 
von mir felbft getroffen werden.” Zunächſt handle es fih um Beichaffung 
der Mittel für die vom deutfchen Bunde bejchloffenen Erecutivmaßregeln, 
und für die im Gefolge derjelben etwa nöthig werdenden Vertheidigungs- 
anftalten. Das Haus werde die jchwere Verantwortung nicht auf ſich 
nehmen wollen, diefe ganz umentbehrlichen Mittel zu verweigern oder 
ihre Bewilligung an Bedingungen zu fnüpfen, welche in die zweifellofen 
Rechte der Krone eingreifen. „Ich würde es nicht verftehen,” fagte der 
König, „wenn dajjelbe Haus, welches meine Regierung fo lebhaft zur 
Action drängt, in dem Augenblid und auf dem Felde, wo diefe Action 
eintreten fann und muß, die Mittel zu derfelben verfagte.“ 

Indeſſen Hatten fich die Dinge in Schleswig: Holftein weiter ent— 
widelt. Die Mitglieder der alten jchleswig-hoffteinischen Ständeverſamm— 
fung traten, da fie in Altona von dem däniſchen Behörden verhindert 
worden waren, in Hamburg zufammen, wo es nicht ohne lebhafte De— 
batten abging, da auch die dänische Gefammtftaatspartei dabei vertreten 
war. Zu ihr gehörte namentlich der Präfident der Verſammlung, von 
Scheel= Plejfen. Er überzeugte fich jedoch bald, daß er gegen die herr- 
ihende Stimmung nichtS würde ausrichten können, und trat mit ſechs 
anderen Mitgliedern aus. Nun befchloß die Mehrheit eine neue Eingabe 
an den Bund mit der Bitte, die Thronfolge des Herzogs Friederich an— 
euerfenuen und ihn in die Regierung der Herzogthümer einzufegen. Die 
Bundeserecution war indeffen auch in Vollzug gejegt. Am 23. December 
überjchritten die Sachſen und Hannoveraner bei Büchen, in der Nähe 
von Hamburg, die dänifche Grenze. Die dänischen Truppen wichen 
Schritt für Schritt zurüc und der erfte Ort, der von den Dänen ge- 
räumt wurde, Wandsbeck, proclamirte den Prinzen Friederic als Herzog; 
ebenfo ging’ in Altona und fo fort in jeder Stadt, in der die deutfchen 
Truppen einvücten. Zugleich) wurden die Beamten, welche dem neuen 
Dänenkönig gehuldigt hatten, verjagt. Die Bundescommiffäre mahnten 
zwar jowohl davon als von der Proclamation Herzog Friederichs ab, 
aber ohne Erfolg. Auch die Univerjität Kiel erklärte fich für den Herzog. 
Am 27. December traten zu Elmshorn gegen 20,000 Holfteiner zufammen, 
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um den Erbprinzen al3 ihren legitimen Landesherrn zu proclamiren, und 
ſandten eine Deputation an ihn mit der Bitte, nicht länger feinem treuen 
Erblande fern zu bleiben. Diefem Rufe folgte er denn auch; am 30ſten 
traf er unerwartet in Kiel ein und ward von der Bevölkerung mit großem 
Jubel empfangen. Am folgenden Tage erließ er eine Proclamation, worin 
er unter Anderem fagte, die Bundeserecution fei jett gegenftandlos ge— 
worden, da er nie einen Zweifel darüber gelafjen habe, daß er die Rechte 
de3 Landes in ihrem ganzen Umfang anerfenne und zur Geltung bringen 
wolle. Er habe die begründete Zuverficht, daß der Zwiſchenzuſtand der 
commifjarifchen Verwaltung des Bundes von furzer Dauer fein werde. 

Bei dem Bundestag waren in der zweiten Hälfte Decembers ver- 
jchiedene Zuſchriften und Anträge über die fchleswig-holfteinifche Frage 
eingegangen. Der bayerifche, ſächſiſche und wirtembergifche Minifter hatten 
fih in München über eine gemeinjame Haltung verftändigt, und in Folge 
davon ftellte num Bayern den Antrag, den Ausschuß zu beauftragen, die 
Erbfolgefrage ohne weiteren Verzug eingehend zu prüfen, und zwar mit 
möglichfter Beſchleunigung. Dieſer Antrag wurde von der Majorität 
angenommen, aber Defterreich, Preußen und Mecklenburg ftimmten da- 
gegen. Bon England aber, das fchon in einer Note vom 29. September 
verjucht hatte, die Bundeserecution in Holftein zu verhindern und eine 
internationale Behandlung der Frage einzuleiten, lief unter dem 27. De— 
cember eine Note bei dem Präfidium des Bundes ein, in welcher erklärt 
wurde, daß, wenn die Bundesverfammlung durch irgend einen übereilten 
Schritt einen dem Londoner Vertrag entgegengefegten Weg einfchlage, 
ernfte Verwicklungen fich ergeben wirrden. Die englifche Regierung fei 
dagegen bereit, die jchleswig-holfteinifche Frage in einer Eonferenz zu 
verhandeln, an welcher alfe Unterzeichner des Londoner Vertrags und 
noch ein Vertreter des deutfchen Bundes theilnehmen könnten. Graf Ruſſell 
ernenerte diefen Vorſchlag am 30. December 1863, mit der Bedingung, 
daß, big dieſe Conferenz ihre Arbeit beendigt habe, der status quo auf- 
recht erhalten bleiben folle. Es fei, erklärte er, ſchließlich an ſich von 
geringer Bedeutung, ob ein Prinz aus dem Haufe Glücksburg oder aus 
dem Haufe Auguftenburg in Holftein oder in Schleswig regiere. Aber 
von großer Bedeutung fei e8, daß den Verträgen Treue bewahrt werde, 
dag man Recht und Befit achte und daß die Kriegsflammen fich nicht 
über Europa verbreiten. Preußen ließ fich durch die englifchen Drohungen 
nicht einſchüchtern; e8 war entfchlofjen, mit der Action gegen Dänemark 
Ernft zu machen, und noch weiter zu gehen, al8 der Bund wollte. Es 
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ftelfte wieder in Gemeinſchaft mit Defterreihh am 28. December in der 
Bundesverfammlung den Antrag, an die fönigl. dänische Regierung die 
Aufforderung zu richten, das Grundgejeg vom 18. November, das die 
Incorporation Schleswig verfügte, in Beziehung auf letteres definitiv 
aufzuheben, widrigenfalls der Bund ſich durch eine militäriihe Beſetzung 
des Herzogthums Schleswig ein Pfand für Erfüllung feiner gerechten 
Forderungen verichaffen wiirde. Hejlen- Darmftadt beantragte die Bes 
jegung Schleswigs durch YBundestruppen bis zur Erledigung der Erb- 
folgefrage. Andererfeit$ aber traten Dejterreich und Preußen der Agi- 
tation für Herzog Friederich und für die Aufhebung des Londoner Vertrags 
ernftlich entgegen. Sie ftellten in der Bundesverfammlung am 31. Des 
cember den Antrag, die Bundescommiffäre dahin zu inftruiren, daß fie 
den Herzog Friederich auffordern ſollten, Holftein zu verlaffen, mas aber 
am 2. Januar 1364 mit 10 Stimmen gegen 6 abgelehnt wurde. 
Bejonders jcharf fprachen fi die verbiündeten Negierungen Defter: 
reich8 und Preußens gegen die Wirkfamfeit des Sechsunddreißiger Aus- 
ſchuſſes der Abgeordnietenverfammlung aus. Am einer Circulardepefche 
vom 31. December an die deutfchen Regierungen fagten fie: „Die Vor— 
gänge, welche am 21ften d. Mts. in Frankfurt ftattgefunden, bilden den 
Schlußſtein einer Reihe von Beitrebungen, welche feit längerer Zeit Deutjch- 
land in Aufregung erhalten und welche jett in der jchleswig-hoffteinifchen 
Angelegenheit, und in dem Verſuche, die Leitung derjelben den Negierungen 
aus der Hand zu mwinden, einen willfommenen Vorwand und ein wirk— 
ſames Mittel für die Agitation zu finden glauben.” Als befonders ge- 
fahrdrohend wird die Niederjegung eines permanenten Ausfchuffes bezeichnet, 
„welcher ih zum amtlihen Organ des Willens der ‘Deutfchen erklärt 
und als ſolches dazu beſtimmt ift, einen Mittelpunkt für die Thätigfeit 
der Bereine zu bilden, diefe in fortwährendem Zufammenhang zu erhalten 
und über die Mittel, welche die Gefammtheit derjelben darbietet, einheitlich 
zu verfügen. Zugleich jchreitet die Herftellung von Vereinen, welche mehr 
oder weniger ausdrücklich politiiche Zwecke verfolgen, überall fort, und 
es werben in der Wendung, welche man den Turner» und Wehrvereinen 
gibt, und in der Bildung von Freifchaaren, welche angeblich die an ſich 
jehr ausreichenden militärifchen Kräfte des Bundes unterftügen follen, die 
Einfeitungen getroffen, um organifirte materielle Kräfte in Bereitſchaft 
zu haben, welche in einem günftigen Augenblid für revolutionäre Zwecke 
verwendbar find. Deutjchland ift auf diefe Weife von einem Nee re— 
bolutionärer Elemente durchzogen, welche vorläufig durch den moralischen 
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Drud, den fie auf die Entjchliefungen der Regierungen üben, die be- 
ftehende gefegliche Ordnung zu erjchüttern ftreben und die nächte Zukunft 
mit ernftlichen Gefahren bedrohen, wenn die Regierungen nicht bei Zeiten 
der weiteren Entwidlung mit Energie entgegentreten." Die Depefche 
verlangt dann, daß die Bundesgefege über das Vereinsweſen gegen den 
Sehsunddreigiger Ausſchuß und gegen die Organijation der jchleswig- 
hoffteinifchen Vereine von den deutjchen Regierungen in Anwendung ges 
bradıt werden. „Die Fortdauer de3 permanenten Ausjchuffes am Site 
des Bundestages, ſelbſt in der Eigenjchaft eines Centralausſchuſſes für 
ganz Deutjchland, kann ebenjowenig geduldet werden, wie etwa feine 
MWiderherftellung an einem anderen Ort unter anderem Namen. Die 
Bildung von Freifchaaren werden wir auf unferem Gebiete nicht zugeben, 
und ebenfowenig den Durchgang durch daffelbe geftatten. Es liegt im 
dringenden Intereſſe der deutſchen Sache, welche der Bund in Holjtein 
in feine Hand genommen hat, daß diefes Land nicht durch den Einfluß 
fremder, vevolutionärer Elemente zum Brennpunft der Beftrebungen der 
Umjturzpartei gemacht werde." Dieje Auslafjungen über die revolutio- 
nären Tendenzen des Abgeordnetenansichufjes und der Schleswig-Holjtein: 
vereine war don Seiten Preußens darauf berechnet, den mittelftaatlichen 
Negierungen, welche die Agitation für Herzog Friederich und die Er: 
richtung eines neuen deutſchen Mittelſtaats unter jeiner Herrſchaft be— 
günſtigten, bange zu machen. Je ernſtlicher Preußen auf Erwerbung der 
Elbherzogthümer bedacht war, deſto unbequemer und gefährlicher mußte 
ihm der Eifer für den Herzog von Auguſtenburg und die Selbſtändigkeit 
Schleswig-Holſteins erſcheinen. Und dann war dieſe Auffaſſung, als ob 
die ſchleswig-holſteiniſche Bewegung eine allgemein revolutionäre wäre, 
auch am meijten geeignet, Defterreic) zu ausdauerndem und entſchiedenem 
Widerjtand gegen diejelbe zu beftimmen. Uebrigens war die Hinweilung 
auf die revolutionären Elemente, die bei den jchleswig-holfteiniichen Ver— 
einen mit im Spiele jeien, auch nicht ganz unbegründet. Die demofratifche 
Partei betheiligte ich hauptfächlid) darum fo eifrig dabei, um einen auch 
für andere Zwede brauchbaren Bereinsorganismus zu jchaffen und bereit 
zu halten. 

Daß Defterreih jehr gern auf diefe Auffaffung einging, erſehen 
wir aus einer Depeche, welche Graf Nechberg am 10. Januar 1864 
an Bayern erließ, worin die von den Mittelftaaten und der öffentlichen 
Meinung in Deutichland eingenommene Stellung in der jchleswig = hol- 
jteinischen Frage als eine unberechtigte, zweckwidrige und gefährliche be: 


Oeſterreich und Preußen beichließen die Beſetzung Schleswige. 337 


zeichnet umd großes Bedauern ausgeiprodhen wird, daß man in Frankfurt 
den Antrage. Defterreihs und Preußens, durch militärische Beſetzung 
Schleswigs die Incorporation dieſes Yandes zu verhindern und dadurch 
ein ficheres Pfand für die Wahrung der Rechte Deutſchlands zu ergreifen, 
einen anderen Antrag, den der Bejeung für Herzog Friederich, entgegen: 
ftellen zu wollen fcheine. Der Vorſchlag Oeſterreichs und Preußens gehe 
bis an die äußerfte Grenze deſſen, was mit dem defenfiven Charakter der 
Bundesinftitution vereinbar ſei; die beiden Großmächte würden jich nicht 
majorifiren lafjen und möthigenfalls an die Stelle von Bundesbefchlüfien, 
die feinen verfaffungsmäßigen Charakter an ſich tragen, ihr eigenes unab- 
bängiges Handeln jegen. 

Da am 1. Januar 1864 die neue dänische Verfaſſung in Kraft trat, 
war Schleswig thatfächlich incorporivt. Der Vorſchlag Oeſterreichs und 
Preußens, activ gegen Dänemark durch militäriiche Beſetzung Schleswigs 
vorzugehen, hatte daher Eile. Die beiden Großmächte mahnten den Bund 
zu fchleuniger Beſchlußnahme, und am 14. Januar fam die Frage zur 
Verhandlung, aber jener Antrag wurde mit 11 gegen 5 Stimmen ab- 
gelehnt; nur Defterreih, Preußen, Kurheſſen, Mecdlenburg und die 1öte 
Eurie ftimmten dafür. Die übrigen wollten nicht Execution gegen Däne— 
marf, fondern bundestägliche Occupation zu Gunften Herzog Friederichs. 
Defterreich und Preußen erklärten nun unter dem Ausdrud lebhaften Be⸗ 
dauernd, daß die gehoffte Verftändigung nicht erzielt worden fei, fie glauben 
ih der Pflicht nicht entziehen zu dürfen, die Geltendmachung der Nechte 
Schleswigs in ihre eigene Hand zu nehmen und ihrerjeits zur Ausführung 
der in ihrem Antrage vom 28. December 1863 bezeichneten Maßregel, 
d. h. zur Pfandnahme Schleswigs zu fchreiten. Bayern, Sadjen, Wir: 
temberg, Baden, Hefien- Darmjtadt und die Mehrzahl der ſächſiſchen 
Häufer proteftirten nun gegen das Vorgehen der Großmächte. Diefe 
fehrten fich nicht daran und erließen am 16. Januar eine Aufforderung 
an Dänemark, binnen 48 Stunden die Berfaffung vom 18. November 
1863 wieder aufzuheben, und als Dänemark umgehend ablehnte und da- 
gegen die Berufung des Reichstags anbot, um jene Verfaffung in con- 
ftitutioneller Weiſe abzuändern, bejchloffen Defterreih und Preußen die 
jofortige Beſetzung Schleswigs. 

Durch jene gemeinfame Erklärung der beiden Großmächte am Bun— 
destag war ihre Allianz befiegelt. Aber eben daß Preußen ſich zur Yöfung 
der ſchleswig⸗holſteiniſchen Frage mit feinem alten Gegner verbündete, jah 
man als das fchlimmfte Zeichen an; Preußen im Bunde mit dem Oeſter— 
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‚reich, das jchon in den Jahren 1848 — 50 insgeheim mit den Dänen 


gehalten und Preußen in dem Vertrag von Olmütz zur Preisgebung und 


| Unterwerfung Schleswig-Holfteins gezwungen hatte, das fünne doch feine 
gute, feine deutfchgemeinte Politik fein. Man konnte nicht glauben, daß 


e8 dem mit Dejterreich verbiündeten Preußen mit der Wahrung der 
Rechte Schleswig-Holfteing und Deutjchlands Ernit fein könne, man nahm 
diefe Allianz vielmehr als einen Beweis, daß es fi nur um Aufrecht- 
haltung des Pondoner Vertrags handle. In der That aber hatte Preußen 
bei feinen Abfichten auf die Erwerbung Schleswig-Holfteing gute Gründe, 
fich zunächft mit Dejterreich zu verbinden. Einmal galt e8 bei dem be- 
fannten Gefinnungen der öfterreichiichen Staatsmänner gegen Preußen, 
zu verhindern, daß fich Defterreich nicht mit andern Bürgen des Londoner 
Bertrags feindfelig gegen Preußen ftelle, wenn diejes die Nechte Schles- 
wigs zu wahren juche. Dann aber hatte Bismarck bei diefem Bündnif 
noch den Nebenzwed, Defterreih mit den Mitteljtaaten zu überwerfen 
und die Sympathieen, welche zwijchen den beiden letteren beitanden, und 
welche der deutfchen Politik Preußens immer hinderlic wurden, zu zer: 
ftören. Scon der Ausgang des Fürſtentags und des damals verjuchten 
deutjchen BerfaflungsprojectS hatte die Verbindung zwijchen Defterreich 
und den Königreichen etwas gelodert. Dieje waren mit den Anfprüchen 
Defterreihs auf die ausjchliefliche Leitung der deutjchen Angelegenheiten 
doch nicht ganz einverjtanden, und andererjeit3 war Dejterreich verſtimmt 
darüber, daß es von den Mittelftaaten bei dem Verſuch, das großdeutjche 
Berfaffungsproject auch gegen den Willen Preußens dirrchzufegen, im 
Stiche gelaffen worden war. Diefe Mifftimmung wollte Bismarck zu 
Gunſten Preußens benügen, den Gegenſatz, der zwifchen Defterreich und 
den Mittelftaaten in der Auffafjung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage be- 
ftand, zu einer feindlichen Oppofition verftärfen, und fo der Conſpi— 
ration der Mitteljtaaten mit Defterreih ein Ende machen. Ueber die 
gegen das Bündniß Preußens mit Defterreih gerichteten Vorwürfe und 
die Nechtfertigungsgründe für dafjelbe ſprach fich Bismarck ſelbſt in einer 
Rede aus, die er fpäter, am 24. Januar 1865, im Herrenhaufe hielt. 
Er jagte hier: „Von der liberalen Seite ift ung bei der Kritik der aus— 
wärtigen Politif der Vorwurf gemacht worden, daß wir die zufünftige 
Geftaltung der Herzogthümer uns dadurch erfchwert hätten, daß wir in 
ein Bündniß mit Dejterreid eingegangen find. Ich glaube, daß die 
Nitslichkeit diejes Bündniffes während der vergangenen Phaſe von der 
Zukunft in ein helleres Licht geftellt werden wird, als die bisherigen 
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Greigniffe, jo weit fie zu Tage liegen, es gethan haben, und als ich jelbjt 
im Augenblide im Stande bin e8 zu thun. Einftweilen erlaube ich mir 
zu bemerken, daß, wenn wir den Weg, den wir gegangen find, nicht gehen 
wollten, uns Fein anderer regelmäßiger Weg übrig blieb, als der des 
Bundeskriegs. ES ift derfelbe auch mit mehr oder weniger Variationen 
in Bezug auf die Art, wie er einzuleiten jei, empfohlen und in der That 
vergeblich verjucht worden. Nun liegt e8 auf der Hand, daß in einem 
Bundeskriege Oeſterreich nicht blos als einfacher Bundesgenoffe, jondern 
als Präfidialmacht betheiligt gewefen fein würde, und daß neben Oeſter— 
reich, und viel enticheidender als diejes, die Majorität des Bundestages 
nicht blos auf die Kriegführung, jondern namentlich auf die ſchließliche 
Geftaltung der Herzogthümer eingewirkft haben würde. Daß mir von 
diefer Majorität eine wohlmwollendere Berüdfichtigung der preußiſchen In— 
terefien zu erwarten gehabt hätten, als von dem verbindeten Deiterreich, 
das, glaube ich, werden jelbft die Herren, die uns jenen Vorwurf machen, 
nicht behaupten. Ich glaube, fie machen ihre Vorwürfe nur in der Art, 
daß fie die Conſequenz derſelben nicht bis an's Ende ziehen, und daß 
fie fich nicht Far machen, was die nothwendigen Nefultate geweſen wären, 
wenn wir ihrem Nathichlage gefolgt wären. Der Gedanfe, daß der Krieg, 
den wir geführt haben, unter Zurückweiſung der öfterreichiichen Allianz, 
tolirt von Preußen zu führen gewefen fei, bringt uns auf ein Feld der 
Gonjecturalpolitit, was ich im Hinblick auf meine amtliche Stellung mir 
verjagen muß zu betreten. Nur jo viel ift gewiß, daß mir zu einen 
folhen Kriege ohne Defterreih die Zuftimmung der deutihen Bundes: 
regierungen nicht erlangt haben würden, daß wir uns aljo außerhalb der 
preußiichen Armee nur auf Elemente hätten ftüten fünnen, die entweder 
im Widerfpruch, oder jedenfalls ohne Bewilligung ihrer Negierungen fich 
uns angeichlofien hätten, regelmäßige Truppen wären e8 nicht gewejen." 
Auch Oefterreich, deſſen Politif in diefer Angelegenheit von der Preußens 
beftimmt wurde, glaubte feine guten Gründe zu diefer Allianz zu haben. 
Wohl merkend, daß Preußen die nen aufgetvetene fchleswig -holfteinifche 
Frage zur Erweiterung feiner Machtiphäre benützen wolle, fand fich die 
öfterreichiiche Negierung, die zumächit jehr zufrieden war, daß Preufen 
nicht gemeinjchaftlihe Sache mit den Mittelftaaten mache und nicht durch 
Begünftigung der nationalen Bewegung feinen Einfluß in Deutjchland 
zu verjtärfen fuche, darauf angewiejen, Preußen zu überwachen und zu 
zügeln. Auch mochte es den öjterreihiichen Machthabern eine Befriedi- 
gung gewähren, werm auch in Gemeinfchaft mit Preußen, Deutjchlands 
22* 


340 Die Eroberung Schleswig - Holſteins. 


Mittel: und Kleinftaaten zu bevormunden und die auftauchenden revo— 
Iutionären Elemente zu bekämpfen. 

Die öfterreichiiche Volksvertretung war mit der Politif ihres Mi- 
nifteriums gar nicht zufrieden. Auch im Defterreich hatten ſich Sympa— 
thieen für Schleswig: Holftein gezeigt; es waren Vereine entjtanden, 
Geldjammlungen veranftaltet, Adrefien für die Trennung von Dänemark 
an das Abgeordnetenhaus und den Kaifer gerichtet, aber von diefem jehr 
ungnädig aufgenommen worden. AS die Regierung am 11. Januar 
eine Erigenz von 10 Millionen Gulden für die Ausführung der Bundes- 
erecution einbrachte, wurde fie vom Abgeordneten Mühlfeld und Anderen 
jehr getadelt wegen ihrer Politif in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage, 
und der Finanzausſchuß beantragte, ftatt der geforderten 10 Millionen 
nur finf zu verwilligen, was denn auch geſchah. Ein von Herbſt vor- 
geſchlagenes Tadelsvotum gegen die Occupation Schleswigs wurde zwar 
mit 103 gegen 59 Stimmen abgelehnt, aber doch nur damit conftatirt, 
daß man mit dem Vorgehen der Regierung nicht einverftanden fei. Das 
preußifche Abgeordnetenhaus Ichnte am 22. Januar nicht nur die von 
der Negierung geforderte Anleihe von 12 Millionen mit 275 gegen 51 
Stimmen ab, fondern Sprach auch in ſehr jcharfer Weije feine Mikbilligung 
der Politif des Minifteriums aus. Eine von Schulze: Delikich bean 
tragte Erflärung wurde mit großer Mehrheit angenommen. Sie lautete: 
„In Erwägung, daß Preußen gemeinfam mit Defterrei) am Bunde 
erflärte, e8 werde ſich dem Bundesbeſchluſſe vom 14. Januar widerjegen, 
die jchleswig-holjteiniiche Sache in die eigene Hand nehmen und die Ber 
jegung Schleswigs als europäifhe Großmacht ausführen, in Erwägung, 
daß Preußen damit von Deutjchland abfällt und feine Großmachtſtellung 
mißbraucht; in Erwägung, daß die preußiſch-öſterreichiſche Politif fein 
anderes Ergebniß haben kann, als die Herzogthümer abermals Dänemark 
zu überliefern; in Erwägung, daß die angedrohte Vergewaltigung den 
wohlberechtigten Widerftand der übrigen deutjchen Staaten, und damit 
den Bürgerkrieg in Deutjchland heransfordert — erklärt das Haus der 
Abgeordneten; daß es mit allen ihm zu Gebote ftehenden gefetlichen 
Mitteln diefer Politik entgegentreten werde." 

In den Mittelftaaten machten Volksvertretung und Minifterien 
febhaftefte Oppofition gegen die großmächtliche Politif. Die Bayern for- 
derten ihren König geradezu zum Krieg gegen Defterreih und Preußen 
auf. Eine Bolfsverfammlung in München richtete am 20. Januar fol= 
gende Adreffe an den König: „Wir fühlen ung gedrungen, in diefem für 
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alle Zukunft verhängnißvollen Augenblick unſerem König den Eid der 
Treue zu erneuen, indem wir ihm ſagen, daß wir mit Gut und Blut zu 
ihm ſtehen, wenn er zur Abwehr der angedrohten Demüthigung und zur 
endlichen Einſetzung des Herzogs von Auguſtenburg in alle ſeine Rechte, 
die geſammte Kraft unſeres Volkes aufbietet. Ein Sturm der Begeiſte— 
rung wird durch die deutſchen Länder wehen, wenn Ew. Majeſtät in Ge— 
meinſchaft mit Ihren erlauchten Bundesgenoſſen eine Truppenmacht nach 
den Herzogthümern ſenden, die jede verrätheriſchen Sondergelüſte, jeden 
bundesbrüchigen Frevel niederzuhalten vermag, und zugleich geruhen, zur 
Gewährung nachhaltiger Mittel für dieſe heilige Sache, die beiden Kam— 
mern des Landtags einzuberufen. Noch können wir nicht glauben, daß 
es zum Aeußerſten komme, daß Deutſche gegen Deutſche das Schwert 
ziehen ſollen. Noch hoffen wir, daß in der elften Stunde die deutſchen 
Großmächte vor dem Fluche des Bürgerkrieges zurücichreden werden, 
aber es drängt ung heute, in die Schale der Entjcheidung auch das 
bayeriihe Schwert zu werfen, und darum bejchwören wir Ew. Majeftät, 
in dem jchleumigen SHeeresaufgebote zum Schutze des gefährdeten Nechtes 
auf Opferwilligfeit auch des Yebten in Ihrem Volke zu zählen und fejt 
zu vertrauen, daß wir uns in der Stunde der Entjcheidung unjeres Für— 
jten werth zeigen werden." Eine Verſammlung in Augsburg erklärte: 
„In der jchleunigften Anerkennung des Herzogs Friederih von Schles— 
wig-Holſtein und der Einſetzung dejjelben in feine Nechte, welche zugleich 
die Nechte der deutjchen Herzogthümer find, in dem thatkräftigen Ein- 
greifen der Wehrfraft der bumdestreuen Regierungen fünnen wir allein 
die wirffame DBereitelung von Meediatifirungsgelüften, die Abwendung der 
Unterfohung und Zerreißung Deutjhlands finden. Berfammeln Em. k. 
Majeſtät die Vertreter des Yandes um fich; diefelben werden Zeugniß 
geben, wir find deſſen überzeugt, einftunmiges Zeugniß dafür ablegen, 
daß hr ganzes Volk bereit ift, alle und jede Opfer für die Freiheit 
und Selbjtändigfeit des Baterlandes, für die gefährdeten Nechte und die 
jo jchnöde verfannten Intereſſen deffelben zu bringen. Wenn Em. k. 
Majeftät im Berein mit Ihren bundestreuen Meitfürften, wenn das baye- 
riſche Volf, eins mit den Bevölferungen der bumdestrenen Staaten, den 
entichiedenen Willen zeigen, dem Bundesbruch und dem undeutjchen ver- 
rätheriichen Sonderftreben mit aller Gewalt fich entgegenzufegen, jo ift 
wohl, wir hoffen e8 zu Gott, das Aeuferfie noch abzumenden.“ 

In Sachſen machte der Minifter v. Beuft Front gegen das Aus- 
land, indem er eine Drohnote Englands mit undiplomatifcher Grobheit 
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beantwortete nnd dem englifchen Gefandten erklärte, die ſchleswig-holſtei— 
nifche Frage fei „eine Sache, die eine fremde Negierung durchaus nichts 
angehe“. Gegenüber den ausgefprochenen Warnungen und Drohungen. 
bemerfte er: „daß fein wirffameres Mittel als die Androhung von Ge— 
walt gedacht werden fünne, um eine Regierung, welche mit Eifer auf ihre 
Ehre und Würde hält, zu veranlaffen, den Folgen einer vom Pflicht 
gefühl dictirten Entfcheidung ruhig die Stirn zu bieten“. Die zweite 
Kammer, eımuthigt durch die Haltung des Minifters, bejchloß die Regie— 
rung zu erjuchen, „1) im DBerein mit den bundestreuen Negierungen das 
Anfehen und die Autorität des deutſchen Bundes gegen bundeswidrige 
Unternehmungen energifch zu vertheidigen; 2) für die jofortige Anerken- 
nung des Herzogs Friederih von Schleswig. Holftein beim deutjchen Bunde 
fräftigft einzutreten; 3) für den Fall, daß eine jofortige Abjtimmung über 
die Erbfolgefrage vom Bunde nicht zu erlangen fein follte, im Verein . 
mit den gleichgefinnten deutfchen Regierungen eine Erklärung am Bunde 
abzugeben, worin das Erbfolgerecht des Herzogs anerkannt und fobald 
die Majorität fich dafür herausgeftellt hat, auf jofortige Zulaflung eines 
Bevollmädtigten dejjelben beim Bundestage angetragen wird; 4) daß jie 
im Verein mit bumdestrenen Regierungen fowohl auf eine jofortige Ver: 
ftärfung der Bundestruppen in Holftein als auch jobald wie thunlich auf die 
Beſetzung Schleswigs dur) Truppen bundestreuer deutjcher Regierungen 
hinmwirfe”. Am weiteften ging der 36er Ausſchuß in Frankfurt. Er 
richtete unter dem 24. Januar eine Anſprache an das deutiche Volf, in 
welcher er offen zum Kampf gegen Defterreich und Preußen aufforderte, 
„Zwei Mächte," heißt es darin, „die den Anſpruch verwirft haben, die 
Großmächte Deutichlands zu heißen, find im offener Widerjeßung begriffen 
gegen das Necht des Bundes, der Bundesjtaaten und der Nation. Cigen: 
mächtig haben fie ihre Truppen in das Bundesland Holftein geſandt. — 
Eine Anzahl deutjcher Regierungen hat gegen den gewaltjamen Bruch 
der Bundesordnung Protejt erhoben. Das Volk der Herzogthümer, die 
ganze entrüftete Nation ſchließt ſich dieſem Proteft an. — Mit dem nad: 
ten Proteſt aber ift nichts gethan. Die Regierungen, die dad Bewußt— 
jein ihrer Pflicht und ihres Rechts bewahrt haben, müſſen handeln und 
helfen. Sie müſſen handeln, wenn nicht der Glaube an die oft gerühmte 
Bedeutung der Mittelftaaten bis an die Wurzel vertilgt, die monarchiſche 
Staatsordmung in ihren Grundlagen erfchüttert, das Volk unaufhaltjam 
früher oder fpäter auf die Bahn der Selbthilfe gedrängt werden joll. 
So keck und rückſichtslos das Verfahren der Gegner, jo fühn und ener- 
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giſch muß das ihrige fein. Auf ihrer Seite fteht das gute Recht, fteht 
der Wille der Nation. Sie kämpfen um den höchſten Preis, um die 
Freiheit von öfterreichifcher und preußiicher Knechtichaft, um die Rettung 
ihres Daſeins. Die Gegner, umringt von inneren und äußeren Fein: 
den, pochen mehr auf den Schein als auf den Befit ihrer Uebermacht; 
fie find nur jtarf, wern das übrige Deutjchland rath- und muthlos zu— 
rüdweicht. — Keine Regierung wird fernerhin Anſpruch haben auf die 
Achtung umd das Vertrauen des Volkes, die nicht der Sache der Her: 
zogthümer, d. h. der Sache Deutichlands ihre ganze Wehrkraft ohne 
Rückhalt zur Verfügung ftellt. Dies ift das Begehren, das wir aus— 
zujprechen haben, nicht aus eigener Willkür, jondern, wir willen es, im 
Namen der Nation, ein ernftes und großes Begehren, nicht aus leicht: 
fertiger Yaune entiprungen, ſondern die Frucht der tiefen Ueberzeugung, 
dak für Deutchland die Stunde gekommen ift, wo nur der Entjchluf, 
ehrenvoll Alles zu wagen, die Gefahr abwendet, ſchmachvoll Alles zu 
verlieren. Das deutſche Volk ift erfüllt von diefer Ueberzeugung; ift 
es auch erfüllt von dem thatkräftigen Entfchluß? it es feinerjeits bereit, 
nicht nur zu proteftiren, jondern auch zu handeln? Alle Yandesvertre- 
tungen, alle Gemeinden und Genoſſenſchaften ruft die gleiche Pflicht; fie 
ruft jeden einzelnen deutfchen Mann in jedem deutichen Yande, fie ruft 
mit lautefter Stimme die Bevölferungen jener mächtigjten Staaten, die 
man verdammen will, das Werkzeug des Berrathes zu fein. Preußen 
und Defterreicher! Im Dienfte der unwürdigſten Politik follen eure Söhne 
ihr Blut vergießen, foll die Steuer: und Schuldenlaft, die euch bedrückt, 
von neuem anjchwellen, für euer Gut und Blut joll die Schande der 
Nation eingetaufcht werden. Deutiche in allen Yändern! Duldet es nicht, 
daß der böfe Wille der Einen und die Schwäche der Anderen namenlojes 
Unheil über Dentichland bringt! Laßt nicht ab, die guten Regierungen 
zu ftügen, die Schwachen anzufpornen, die jchlechten jchonungslos zu be- 
fümpfen. Weist die kleinmüthige Einflüfterung von euch, es fei doch 
Alles vergeblich; ihr habt noch nicht Alles gethan. Sprecht nicht von 
gewaltfamemn Umſturz als dem einzigen Nettungsmitte. — Handelt in 
der Uebung eures gefeglichen Rechtes, ftatt revolutionär zu fprechen. Macht 
die Bolitif, das Geſchäft eurer Mußeftunden zur täglichen Berufsarbeit, 
verbreitet die Bewegung über Stadt und Yand, über alle Klaſſen der 
Gefellichaft! erneuert raftlos eure Forderungen, beftürmt die ſaumſeligen 
Fürſten, erdrüct mit euren Anklagen die pflichtvergefienen Miniſter!“ — 

Diefe Auslaffungen, welche auf der falfchen Vorausſetzung beruhten, 
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daß Preußen ganz einverftanden mit Defterreich die Herzogthümer wieder 
an Dänemark überliefern wolle, waren der Ausdrud der damals ziem: 
(ih allgemeinen Stimmung in Deutjchland. Die Ermahnungen hatten 
glüclicherweife feinen Erfolg, den großen Worten folgten feine Thaten, 
weil das Gefühl der Unmacht der Mitteljtaaten doch allgemeiner und 
jtärfer war, als die Sprecher glaubten. Es iſt unbegreiflich, daß ver- 
jtändige Politiker, wie fie doc) in dem 36er Ausſchuß waren, hoffen konn— 
ten, die Mittelftaaten würden gegen den Willen Preußens und Defter- 
reichs die Anerkennung Herzog Friederichs durchjegen. Hätten die Regie— 
rungen wirklich, wie die Vereine und die BolfSvertretungen wollten, Krieg 
angefangen und, wie zu erwarten, Niederlagen erlitten, jo würde fich Die 
DOpferwilfigfeit nur zu jchnell in Klagen und Tadel der Regierungen ver- 
wandelt haben. Das jahen die Könige von Wirtemberg und Bayern 
voraus und ließen ſich daher nicht zu voreiligen Schritten hinreißen. Sie 
mußten wohl, daß die Großmächte jich nicht durch Demonftrationen ab: 
halten laſſen würden, auf dem betretenen Wege weiterzugeben. 

Gegen Ende Januars ließen Oeſterreich und Preußen ihre Armee 
in Holftein einrüden. Ihre Stärke befief ji) auf nahe an 60,000 Mann, 
die Dejterreicher hatten unter dem Befehl des Feldmarſchalls v. Gablenz 
20,800 Mann mit 48 Kanonen, die Preußen 39,000 Mann mit 110 
Kanonen unter dem Befehl des Prinzen Friedrich Karl aufgeftellt. Der 
Oberbefehl über die ganze Unternehmung wurde dem achtzigjährigen preußi— 
Ihen Feldmarſchall Wrangel übertragen. Schon durd) die Ueberzahl der 
Zruppen, noch mehr aber durch die Leitung des Ganzen, lag das Haupt: 
gewicht in den Händen Preußens. Auch das jchon vorher in Holftein 
jtehende Erecutionsheer des deutfchen Bundes follte jet dem preußiichen 
Dberbefehl untergeordnet werden. Wrangel fündigte dies dem Comman— 
danten, dem ſächſiſchen Generallientenant Hade an. Diefer aber verwei— 
gerte die Linterwerfung, und der Bundestag gab ihm zuerjt recht, wies 
aber, nachdem Dejterreih und Preußen beruhigende Erklärungen abge- 
geben hatten, jomohl den General Hade, als die Bundescommifjäre an, 
dem Durchmarſch der öſterreichiſch-preußiſchen Truppen durch Holftein 
feine Hinderniffe in den Weg zu legen, vielmehr allen Vorſchub zu lei— 
jten. Die Bundestruppen zogen fi nun zurüd, und die Defterreicher 
und Preußen rückten gegen Schleswig vor. Feldmarjchall Wrangel zeigte 
dem dänifchen Obercommandanten de Meza am 31. Januar an, daß er 
den Auftrag habe, das Herzogthum Schleswig zu befegen, und fragte an, 
ob er bereit jei, dajjelbe zu räumen. Meza gab eine verneinende Ant— 
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wort und erflärte jeinen Entichluß, jeder Gewalttbat mit den Waffen zu 
begegnen. Am 1. Februar rücten die Preußen unter Prinz Friedrich 
Karl von Kiel aus gegen Edernförde vor, bejetsten diefe Stadt und ſtürm— 
ten dann am 2. Februar unter dem Feuer der dänischen Kanonen Mij- 
junde, wobei fie ziemlich ftarfe Berlufte erlitten; jchlugen am 3. Februar 
eine Brüde über die Schley und marjchirten auf Flensburg zu. Gleich— 
zeitig griffen die Defterreicher auf der andern Seite an, nahmen das Dorf 
Oberſelk, ftürmten Jagel und den dicht bejegten Königsberg, und dran 
gen dann fiegreich bis zum gefürchteten Danewirfe vor, mußten aber dieje 
Erfolge mit nicht unbedeutenden Berluften bezahlen. Die Dänen, welche 
bisher jtetig zurücdgewichen waren, ftanden nun, 30,000 Mann jtark, 
binter dem genannten Danewirfe, einer etwa 11 Stunden langen Ber- 
theidigungslinie, welche von der Eider, dem Meerbuſen der Schley und 
ausgedehnten Sumpfitreden gebildet, ſeit Jahrhunderten durch Schanz- 
werfe befeftigt, als ein faſt müberwindliches Bollwerk galt. Namentlich 
in dem letten Jahrzehent war, im bejtändiger Erwartung eines Krieges 
mit Deutjchland, viel auf den weiteren Ausbau der Befeftigungen ver: 
wendet wordeu, und die Dänen blickten mit Stolz und Zuverſicht auf 
dieſes Bertheidigungsmittel. Aber um dafjelbe gegen ein großes Heer 
zu halten, bedurfte es auch einer Befatung von 50 bis 60,000 Mau, 
während die Dünen mur über die Hälfte verfügen fonnten. Der dänijche 
Dbergeneral, ein jchon 73 jähriger, aber jehr bejonnener und einfichtiger 
Feldherr, ſah ein, dat die ganze Bertheidigungslinie nicht gegen die Ueber: 
macht der öfterreichifchen und preußiſchen Truppen haltbar fein würde. 
Das Wagniß einer Schlacht ftellte die Gefangenjchaft oder Vernichtung 
der Armee in Ausficht. Unter diefen Umftänden kam ein zufammenberu= 
fener Kriegsrath zu dem einftimmigen Beichluß, das Heer ohne Kampf 
zurückzuziehen. Im Norden Schleswigs war noch eine andere ähnliche 
Bertheidigungslinie, die Dippeler Höhen, nicht jo lang gejtredt wie das 
Danewirfe, und von der Inſel Alfen und der nahen Feſtung Fridericia 
unterftügt. Hinter dieſe Diippeler Schanzen zogen ſich nun die Dänen 
zurüd, in der Hoffnung, ſich jo lange halten zu können, bis Hilfe von 
den Bürgen des Londoner Vertrags käme, auf die fie jicher rechneten. 
Dieje Stellung konnte nur durch eine fürmliche Belagerung genommen 
werden, wozu das Heer der Verbündeten noch nicht mit dem erforder- 
fichen Gejchii verjehen war. Es mußte daher eine Paufe im Krieg ein- 
treten, welche die Diplomatie benügen konnte. Die größte Hoffnung 
fette Dänemark auf England. Wirklich war das engliſche Cabinet geneigt, 
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den Dänen materielle Unterftügung zu gewähren, und wandte ſich an Frank— 
reich mit dem Vorfchlag zu gemeinfamer Action. Aber Napoleon, der die 
ichleswig-hoffteinifche Frage doc mehr vom Standpunkt des Nationalitäts- 
prinzip aus beurtheilte*) und überzeugt war, Dänemark werde nicht auf 
die Länge den deutjchen Forderungen Widerftand leiften können, hatte feine 
Luft zum Krieg und befürchtete, wenn derjelbe zum Ausbruch käme, würde 
die Hauptlaft auf Frankreich fallen. Auch war er nicht abgeneigt, Preußen 
einige Machterweiterung zu gönnen, denn Bismard hatte als Gejandter in 
Paris ein freundliches Berhältnig mit Napoleon herzuftellen gewußt. Yet: 
terer lehnte daher die in einer Note vom 24. Januar an ihn gerichtete 
Aufforderung Englands zu gemeinfamen Maßregeln entfchieden ab. Eine 
Depefche feines Minifterd Drouin de l'Huys vom 28. Januar erklärte: 
„Der Kaifer ift ftetS geneigt, den Gefühlen und Beftrebungen der Natio- 
nalitäten große Nüdjicht zu widmen Es ift unmöglich zu leugnen, daß 
das nationale Gefühl und die Beitrebungen der Deutjchen auf eine engere 
Berbindung zwifchen ihnen und Holftein und Schleswig gerichtet find. 
Der Kaifer würde Widerwillen gegen Alles fühlen, was ihn nöthigen 
fünnte, den Wiünjchen der Deutichen mit den Waffen entgegenzutreten. 
Es würde vergleichungsmweije leicht für England fein einen folchen Krieg 
zu unternehmen, für welches er jich immer nur auf maritime Unterneh- 
mungen, auf Blodirung von Häfen und Gefangennahme von Schiffen 
beijchränfen würde. Aber der Boden Deutſchlands ſtößt an den Frankreichs, 
und ein Krieg zwilchen Frankreich und Deutjchland würde der unglüd- 
(ichfte und gemwagtefte aller Kriege fein, auf welche fich das Kaijerthum 
einlaſſen könnte.” Diefe richtige Einficht, die der Kaifer unbegreiflicher 
Weife im Jahre 1870 verleugnet hat, gab damals den Ausfchlag dafür, 
daß die Einmiſchung der europäiichen Mächte in die ſchleswig-holſteiniſche 
Frage unterblieb. 

Rufland, welches die erfte Anregung zum Londoner Bertrag gegeben 
hatte, war jet nicht in der Page, etwas für Dänemark thun zu können, 
da e8 noch an den Folgen des polnischen Aufftandes zu leiden hatte. 
Denn einmal war es durch die ein Jahr zuvor verfuchte Intervention 
der Weftmächte in eine Spannung mit diefen gerathen, und hatte die 
öffentliche Meinung Europas in diefer Sache gegen fih; dann war der 
Aufitand in Polen nicht ganz unterdrüct, die Neugeftaltung des Yandes 








*) Er nannte in einer Depeiche an die deutſchen Regierungen vom 8. Januar 1864 
den Londoner Vertrag ein „unmächtiges Werk, das fich nicht aufrecht erhalten lafje.“ 
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noch nicht vollzogen. Ueberdies war Rußland der preußischen Politik 
wegen ihres Verhaltens gegenüber den polnischen Angelegenheiten zum 
Danfe verpflichtet, denn Preußen hatte nicht nur zur Unterdrüdung des 
Aufjtandes Beiſtand geleiftet, fondern auch die beabjichtigte Intervention 
zu Gunſten Polens verhindert. Darum fonnte Rußland jett nicht für 
Dänemark gegen Preußen auftreten, Auch Schweden, auf deſſen Beiftand 
die Dänen fo ficher gerechnet hatten, ließ fie im Stide. Ein Allianz« 
vertrag, liber welchen der ſchwediſche Minifter des Auswärtigen im Sep— 
tember 1863 zu Kopenhagen verhandelt hatte, wurde von Schweden jchließ- 
(ich nicht vatificirt. Zwar jchrieb derjelbe Meinifter noch am 5. Oftober 
an feinen Gejandten in Kopenhagen: wenn Deutjchland einen Einfall in 
Schleswig verfuchen follte, jo würde Dänemarf mit Sicherheit auf that- 
ſächliche Unterftügung von mehr als einer Macht zählen können, und 
was Schweden betreffe, jo ftehe er, möge nun ein eigentlicher Allianz- 
vertrag abgefchlojfen jein oder nicht, nicht au, auf's allerbeſtimmteſte zu 
erklären, dag Schweden jederzeit geneigt fei, nad) Maßgabe feiner Kräfte 
und Mittel Dänemark diejenige Hilfe zu gewähren, die man von ihm 
verlangen könne, Aber in dem Augenblick, wo ein ſchwediſches Hilfscorps 
den Dänen jehr willfommen gewejen wäre, um den erjten Angriff der 
Deutjchen abzuwehren, war feines da, und das ſchwediſche Volk jchien eben 
minder geneigt al3 die Negierung, Gut und Blut für eine vechtlicd) und 
fachlich jehr zmeifelhafte Sache zu opfern. Man fand, daß die ohnehin 
fnappen Finanzen der äußerſten Schonung bedürften, man hatte Noth 
ein ſchon beſchloſſenes Eifenbahnanlehen abzufchliefen; auch mußte der 
norwegiiche Storthing vorher noch einberufen werden, um Geld und Mann— 
Ihaft zu verwilligen. So ftand Dänemark allein und ohne Bundes— 
genojfen, nicht dem energielofen deutfchen Bund, wie es immer noch wähnte, 
fondern den deutſchen Großmächten gegenüber. 

Diejen wurde freilich der Kampf gegen Dänemark durch die beftän- 
digen Conflicte mit den Mitteljtaaten und der öffentlichen Meinung in 
Deutjchland erjchwert. Kaum hatte das öfterreichiich-preußifche Heer die 
erjten Erfolge erreicht, jo trat auch wieder die Oppofition des Bundes— 
tags hemmend in den Weg. Unter Vortritt Bayerns ftellte am 11. Februar 
die Majorität in der Bundesverfammlung den Antrag, man folle bejchlie- 
Ben, daß der Londoner Vertrag feine verbindliche Kraft mehr für den 
deutichen Bund habe und daß der Ausſchuß über die Erbfolge in den 
Herzogthümern jchleunigft Bericht erftatten, d. h. entjcheiden jolle; Dejter- 
reich und Preußen verlangten Ablehnung diefes Antrags, aber die Ber: 
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ſammlung jegte einen Termin von 14 Tagen für die Abjtimmung. Dieje 
Friſt wurde von beiden Seiten für ihre Zwede benütt. In Holſtein 
war die Bartei Herzog Friederichs ſehr gefchäftig, unerachtet der Abmah— 
nungen de3 preußifchen Obercommandos und der Civilcommiſſäre, Huldi— 
gungsdemonftrationen für den Herzog in Scene zu jegen. Wrangel er— 
flärte dem Bundesgeneral Hade, daß es wegen der Sicherheit der Kriegs» 
operationen für ihn von zwingender Nothwendigfeit werde, Altona, Neu: 
münſter und Stiel zu bejegen, eben die Orte, welche der Hauptherd der 
Agitation für Herzog Friederid) waren. Hacke lehnte das Anfinnen ab, 
mit Berufung auf feine Bundesinftruction, aber Wrangel ließ der Pro— 
tejtation unerachtet Altona mit einem Bataillon bejegen. 

Der 36er Ausschuß ſchlug auch wieder Yärmen durch ein Umlauf: 
ichreiben an die jchleswig »holjteinifchen Vereine vom 11. Februar, das 
dringend mahnte, Doch alle Mittel der Agitation zu erjchöpfen, um die 
Fürſten und ihre Nathgeber von der unerjchütterlichen Energie des Volks— 
willens zu überzeugen. Die Ahnung einer gewaltſamen Sataftrophe ge— 
winne in immer weiteren Streifen Berbreitung. Es jei eine dringende 
Aufgabe, die verblendeten Regierungen und ihre Dynaftieen von dem Ab: 
grund zurüdzubalten, dem ſie entgegengehen. Der jchleswigeholfteinijche 
Berein in Nünberg richtete eine Adrejje an den Künig von Bayern, worin 
er bejhworen wurde, mit jeiner Armee für die Sache der Herzogthümer 
und möthigenfall8 gegen Defterreich und Preußen einzuftehen. Noch be: 
jtimmter ſprach fich eine Yandesverfammlung in Erlangen am 28. Februar 
aus. Sie erklärte: „Wir bedauern tief, daß die far vorgezeichnete Bahn 
zu fejter Einigung der reindeutfchen Staaten bisher nicht mit Energie 
eingefchlagen worden ift und wir erwarten, daß durch jofortige Einberu- 
fung des bayerifchen Yandtags und durch Aufbietung der bayerifchen Heeres: 
fraft dem vollen Ernft der gegenwärtigen Lage entiprochen werde." In 
die Begeifterung der Bayern für Schleswig-Holftein miſchte ſich nun aud) 
die Schwärmerei für die Triasidee und jenen unfinnigen Gegenſatz eines 
vermeintlich veinen Deutjchlands gegen den wahrhaft deutjchen Staat, der 
in Preußen herangewachjen war. Diefe von den ſchleswig-holſteiniſchen 
Bereinen empfohlene Politif hätte, wenn fie wirflih von Bayern Fräftig 
vertreten worden wäre, zu dem verderblichiten Zwieſpalt und einem ge— 
fährlihen Hindernig der wahren Einheit Deutjchlands führen müfjen. 
Es war ein Glüd, daß König Mar IT., der bekanntlich für die Trias- 
idee fehr eingenommen var, doch genug nüchterne Einficht halte, und auch 


Der Bundestag verfucht ſich aufzuraffen. 349 


zu wenig friegeriichen Sinn und Muth befaß, um ein Wagniß zu ver: 
fuchen, dad man ihm als nationale Plicht voripiegelte. 

Wenn man auch in den Freien der Bundesregierungen weit davon 
entfernt war, auf die Zumuthungen der ſchleswig -holſteiniſchen Vereine 
einzugeben, fo dachte man doc) ernftlich daran, den Bundestag aus feiner 
Gebrochenheit wieder aufzurichten. Die Würzburger Conferenzen wurden 
wieder aufgenommen, um zu berathen, was zu thun fei, um fich aus der Be— 
vormundung der Großſtaaten loszuwinden. Am 18. Februar traten Gefandte 
Bayerns, Wirtembergs, Sachſens, Badens, Heſſen-Darmſtadts, Naſſau's, 
Braunichweigs, Weimars und Sachſen-Koburgs in Würzburg zufammen 
und bejchlofien, den pojitiven Ausspruch des Bundes in der Succeſſions— 
frage fo jehr wie möglich zu befchleunigen, und am Bunde Einberufung dev 
holſteiniſchen Stände und Verftärkung der Bundestruppen in Holſtein zu 
beantragen, und zu verlangen, daß diefelben unter einen dem Bunde ver: 
antwortlichen Oberbefehlshaber gejtellt werden. Kurheſſen und Hannover, 
welche die Einladung nach Würzburg abgelehnt hatten, wurden von den 
Organen der nationalen Partei zur Theilnahme ermahnt. Der jchles- 
wig=holjteinifche Ausſchuß in Kaffel richtete eine Adrejfe an das Mini— 
fterium, worin ihm bedeutet wurde, wenn die Entjcheidung der jchleswig- 
holſteiniſchen Sache durch die Mitſchuld Kurheſſens noch länger verichleppt 
oder gar gegen Recht und Gerechtigkeit entfchieden werden follte, fo wirden 
die Folgen fchwer und unausbleiblich fein. In Hannover beantragte der 
Abgeordnete Rud. v. Bennigjen, der Präfident des Nationalvereing, in 
der zweiten Kammer die Niederfegung eines Ausichuffes zu jchleuniger 
Berathung und Berichterftattung über eine angemefjene Adrejje der Stände- 
verfammlung zur Wahrung und Durchführung der bedrohten Rechte der 
Herzogthümer und ihres rechtmäßigen Herzogs Friederih VIII. Dieſer 
Antrag wurde denn aud am 23. Februar einftimmig angenommen. Am 
2öften wurde in der Bundesverfammlung über jenen bayerifchen Antrag 
vom 11. Februar verhandelt und abgeftimmt, und zwar die Ungiltigkeits— 
erflärung des Londoner Vertrags mit 9 Stimmen gegen 7 abgelehnt, 
dagegen die Nichtzulaffung des dänifchen Gefandten und die Herbeiführung 
einer fchleunigen Entjcheidung über die Erbfolgefrage angenommen. Zu— 
glei; beantragten Sachſen und Wirtemberg die Einberufung der Hol» 
fteiniihen Stände. Defterreich und Preußen dagegen gaben eine Erklärung 
ab, worin fie den Oberbefehl über die Bundestruppen in Holftein und 
die Beftellung zweier weiteren Bundescommiffäre fir diefes Yand durch) 
Defterreich und Preußen fordern, um die Beziehungen zur Verwaltung 
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Schleswigs zu vermitteln. Die Einheit des militärifchen Dberbefehls 
für die in Holftein und Schleswig aufgeftellten Truppen ſei dringend 
nöthig, da das erforderliche Jneinandergreifen der ftrategifchen Operationen 
zum Schuß gegen feindliche Angriffe und der Erfolg des offenjiven wie 
defenfiven Kampfes gegen den gemeinfamen Gegner nur durdy die einheit- 
liche Leitung gefichert werden fünne. Als e8 num am 3. März zu einer 
Abſtimmung über den öjterreichiich-preufischen Antrag fam, zeigte es ſich, 
daß die Negierungen, welche auf den Würzburger Conferenzen gemein— 
jame Schritte verabredet hatten, doch nicht jo jejt zufammenhielten. Nur 
drei: Bayern, Baden und Braunfchweig erklärten fich unbedingt gegen 
jenen Antrag, und machten in Gemeinfchaft mit Wirtemberg den Gegen— 
vorschlag, die ſächſiſch hannoveriſchen Bundestruppen durch bayeriihe umd 
eines der drei gemijchten Armeecorps zu verjtärken, und einen bejonderen 
Dberbefehlshaber zu beftellen, der fich mit Wrangel über die von Oeſter— 
reich und Preußen für erforderlich erachtete Etappenftraße zu verjtändigen 
hätte. Sachſen ſtimmte zwar zu, wollte aber doch auch wieder etwas 
Anderes, indem der ſächſiſche Geſandte erflärte, „die Frage trete nun 
unabweislich an den Bund heran, ob nicht feine Betheiligung am Kriege 
unter den von Dejterreich und Preußen hervorgehobenen Umjtänden durch 
Pflicht und Ehre geboten ſei.“ Kurz, Sachſen und Bayern wollten, im 
Fall ihre Politit nicht durchginge, die Entjcheidung in der jchleswig- 
holſteiniſchen Sache nicht den Großmächten allein überlafjen, jondern mit 
dabei fein. Aber eben jetzt, wo Bayern ſich zu dem Verſuch aufraffen 
wollte, die Führung der Mittel- und Kleinſtaaten an jich zu reißen, wurde 
feine Action durch den Tod feines Königs gelähmt, der nad) Furzem, une 
bedeutend jcheinendem Unmohlfein am 10. März 1864 ftarb. Der Zwie— 
jpalt zwiſchen den Aufgaben, welche ihm die öffentliche Meinung ftelite, 
und dem, was fein politiicher Verſiand als möglich erjcheinen ließ, ging 
ihm zu Herzen und rieb feine ohnehin ſchwache Gejundheit auf. 
England ernenerte indefjen feinen Vorjchlag einer Conferenz zur 
Widerherftellung des Friedens, und auch Dejterreich und Preußen erklärten 
fih im Allgemeinen einverftanden, aber Dänemark wollte immer noch 
nicht unterhandein. Nun drang Preußen auf Wideraufnahme der kriege- 
riihen Operationen. Zunächſt handelte e8 fi um das Vorrücken der 
Truppen nach Jütland. General Manteuffel begab fich in bejonderem 
Auftrag nah Wien, um fich mit dem dortigen Cabinet zu verftändigen, 
und nachdem dies gelungen war, zeigten am 7. März die beiden Mächte 
den Unterzeichnern des Londoner Protofolls den Einmarjc ihrer Truppen 
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in Jütland an und erklärten zugleich, unter welchen Bedingungen fie zu 
Waffenftillftand und Gonferenzen bereit wären, nämlich entweder auf der 
Grundlage der Räumung der beiderfeitigen Stellung zu Düppel, auf der 
Inſel Alfen und in Yütland, oder auf Grund des dermaligen militäri- 
ſchen Standes. 

Die Preugen rücdten nun wirflih in Jütland ein, bejetten die zu 
Schleswig gehörige Inſel Fehmarn, und die preußifche Kriegsmarine be— 
ſtand am 17. März ein rühmliches Seegefeht gegen ein überlegenes 
däntiches Gejchwader bei Straljund. Jetzt erklärten fich die Dänen zu 
Eonferenzen bereit, aber nur auf Grundlage der Bereinbarungen von 
1851 und 52. Hierauf entgegnete Bismard, die dänische Regierung 
jollte doch einjehen, daß dieſe Abmachungen durch den Krieg hinfällig 
geworden jeien, und dürfe nicht erwarten, im Jahre 1864 diejelben Be— 
Dingungen zu erlangen, die ihr bei Beendigung des Krieges von 1843 
bewilligt worden jeien; ihm ſei es eben jest nicht bejonders um irgend 
welche Friedensbedingungen zu thun. Doc willigte ev in die von Eng: 
land betriebenen Gonferenzen ein, in der richtigen Vorausſetzung umd 
Hoffnung, dag man dabei doch nicht zu einer Verſtändigung gelangen 
werde. Am 26. März zeigte der engliiche Gejandte dem Bundestag au, 
daß die Conferenzen am 12. April in Yondon eröffnet werden würden, 
und lud den Bund ein, durch einen Vertreter an denjelben theilzunehmen. 
Der Bundestag beichlof, die Conferenz zu beſchicken, wählte aber nicht den 
bayerischen Bundestagsgefandten von der Pfordten, der ein Necht dazır zu 
haben glaubte, ſondern den ſächſiſchen Minifter v. Beuft. Derfelbe wurde 
dahin inftruirt, auf Anerkennung der Nechte und Sicherftellung der Intereſſen 
de3 Bundes und der Herzogthümer, und insbejondere auf größtmögliche 
Selbjtändigfeit der letteren binzumirfen. Auch wurde dein Vertreter des 
Bundes aufgegeben, nur nach Verftändigung mit den Bevollmächtigten 
Deiterreihs umd Preußens zu handeln. In der Preffe und den Vereinen 
wurden nun auch die Forderungen, welche Deutjchland bei den Conferenzen 
machen müſſe, eifrigft beiprochen umd formulirt. Auf einer Reihe von 
Bolfsverfammlungen wurde bejchlofjen, daR fir die Herzogthümer das 
Hecht der engen Berbindung miteinander, der Trennung von Dänemark 
und der Selbjtändigfeit unter einem eigenen Fürſten gefordert werden 
müſſe, und daß jede Entjcheidung, die wider den Willen der Bevöfferung 
getroffen werde, jede Uebereinkunft mit fremden Mächten, die das Recht 
der Herzogthümer preisgebe, null und nichtig fei und eine rechtloſe Ge— 
waltthat, ein Verrath an den Intereſſen und der Ehre Deutjchlands fein 
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würde. Der Ausfchuß des Abgeordnetentages übergab dem Vertreter des 
deutſchen Bundes auf der Londoner Conferenz einen von 1353 Abge— 
ordneten unterfchriebenen Proteſt gegen jede derartige Verfügung, und 
jelbft der fast verfchollene Neformverein gab wieder ein Lebenszeichen von 
fih, um feine Stimme für das Recht Schleswig: Holfteind zu erheben. 

Während diefer Borverhandlungen zu der Yondoner Conferenz waren 
unter Leitung des Prinzen Friedrich Karl die Belagerungsarbeiten gegen 
die Düppler Schangen eifrig betrieben worden, am 7. April wurde die 
Beichiegung begonnen und am 18ten nach meifterhafter taftifcher An— 
ordnung Morgens 10 Uhr der Sturm in's Werf geſetzt, und jchon 
um 2 Uhr war der Sieg vollftändig errungen, freilich mit bedeutenden 
Opfern an Mannjchaft. Die Verlufte auf preußiſcher Seite betrugen au 
Zodten und Verwundeten 70 Offiziere und 1,118 Dann, nachdem etiwa 
15,000 Mann, ausjchlieglih Preußen, zum ernten Kampf gekommen 
waren. Die Dänen, von welchen etwa 11,000 Mann wirklich in's Ge— 
fecht gekommen waren, berechnen ihre Verluſte auf 110 Offiziere und 
4,736 Mann, unter welchen über 2,600 unverwundete Gefangene waren. 
Auch fielen 120 Geſchütze und 4000 Gewehre in die Hände der Sieger. 

Der Sieg war glänzend. Die europätfche Preſſe erkannte einftinmig 
an, das Yondoner Protofoll jei vor Diüppel mit dem Schwerte zerhauen 
worden. Jütland wurde vollftändig bejegt, die Feſtung Fridericia be- 
fagert, aber von den Dänen am 29. April in aller Stille geräumt. Die 
Eröffnung der Londoner Conferenz verzögerte fih, da es im Intereſſe 
der deutjchen Mächte war, die Wirkungen des Düppler Siege zu ver: 
werthen. Der Bevollmächtigte des deutfchen Bundes ließ auf ſich warten, 
und ehe diefer angefommen wäre, wollten auch die Vertreter Defterreichs 
nnd Preußens nicht an den Verhandlungen theilnehmen. Am 25. April 
begannen endlid) die Sitzungen, aber die Dänen, die offenbar immer noch 
nicht genug gedemüthigt waren, machten felbft in Betreff der Einftellung 
der Feindſeligkeiten, der VBorbedingung der Verhandlungen, immer noch 
Schwierigkeiten, und erft nachdem Fridericia verloren war, gelang es, 
einen Waffenftillftand, und zwar nur auf einen Monat, zu vereinbaren. 

Die Hartnädigfeit Dänemarks, welche jede gütliche Uebereinkunft 
unmöglich machen mußte, beftärfte Preußen in feinen Abfichten auf Los— 
fagung vom Londoner Protokoll und Eroberung der Herzogthümer. Bis— 
mard erklärte in einer Depefche vom 15. Mai an den preußiichen Ge— 
jandten in London, da die dänische Negierung ihr Beharren auf der 
Weigerung, ihre Verpflichtungen von 1851 und 52 zu erfüllen, bis auf's 
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Aeußerſte getrieben habe, erachte ſich aud die preußische Regierung in 
feiner Weife gebunden und betrachte fich als vollkommen frei von allen 
Verpflichtungen, die aus dem Yondoner Vertrag gefolgert werden könnten, 
und berechtigt, jede andermweite Combination ganz unabhängig von diejem 
Traftat zu erörtern. Am 17. Mai zeigte, gemäß dieſer Depejche, der 
Vertreter Preußens bei der Londoner Gonferenz die Yosjagung von dem 
Yondoner Vertrag an, und verlangte eine vollftändige Bereinigung der 
beiden Herzogthümer, Trennung derjelben von Dänemark, Unabhängigkeit 
in politifcher und admtiniftrativer Hinficht. Doc follten die Herzogthiimer 
dem König Chriftian noch unterworfen bleiben, und die Verbindung mit 
Dänemark in Form einer Perfonalunion erhalten werden. Diefem Bor: 
ſchlag ſchloß ſich auch Oeſterreich an. Preußen vechnete darauf, daß Däne- 
mark dieſe Bedingung als unannehmbar zurückweiſen werde und täuſchte 
ih darin auch nicht. Der dänische Vertreter weigerte ſich ſogar, Die 
Idee der Perjonalunion auch nur nach Haufe zu berichten. England 
gab num auch feinerjeitsS den Yondoner Vertrag auf und jchlug vor, Hol— 
ftein, Yanenburg und den jüdlichjten Theil von Schleswig von Dänemarf 
abzutrennen. Defterreich und Preußen erklärten am 28. Mai, da Däne- 
mark den Vorichlag der Perfonalunion verworfen habe, jo bleibe nichts 
übrig, als die Herzogtbümer ganz von der dänischen Krone zu trennen 
und einen jelbftändigen Staat daraus zu machen unter der Souveränität 
des Prinzen von Auguftenburg, der in den Augen Deutfchlands nicht 
nur die begründetften Erbrechte geltend zu machen vermöge, fondern auch) 
ohne Zweifel die Stimmen der ungeheuren Majorität der Bevölferung 
auf fich vereinigen werde. Auch der Bevollmädhtigte des deutjchen Bundes 
gab hierzu feine Zuftimmung, und die Bundesverfanmlung erklärte am 
2. Juni, daß jein Votum im vollen Einklang mit dem Geift und Anhalt 
feiner Inſtructionen fei. Aber die Großmächte, insbefondere Preußen, 
fahen damit die fchleswig -holjteinische Frage, und namentlich die Frage 
über die Erbberechtigung der Auguftenburger, nod) nicht als definitiv er: 
ledigt an. Bielmehr erflärte die preufiiche Regierung ein Jahr jpäter, 
fie habe die Einfegung des Prinzen Friederich nur als eine den damaligen 
Umftänden entſprechende Yöfung vorgejchlagen, ohne damit einen aus— 
ihlieglihen und zweifellofen Nechtsanfpruch des Prinzen auf die Erbfolge 
anzuerfennen. Bismard jah voraus, daß die Yondoner Conferenz; doc) 
fein abichliegendes Refultat ergeben, dai es nod) einmal zum Krieg fommen 
werde und dadurch die Anfprüce Preußens fich fteigern würden. 
Zunächſt ftritt man ſich noch über die von England vorgejchlagene 
Klüpfel, Einheitöteftrebungen. I. 23 
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Theilung. Auf diefe konnte Preußen ſchon deshalb nicht eingehen, weil 
England damit die Yorderung verband, daß Deutjchland in dem abge: 
tretenen Theil der Herzogthümer weder Feſtungen noch befejtigte Häfen 
jolfte anlegen dürfen. Gegen die Theilung felbft ſprach ſich jowohl in 
Schleswig als im übrigen Deutfchland die öffentliche Meinung entfchieden 
aus. Sogar im nördlichen, dänifch redenden Theile von Schleswig pro— 
tejtirte eine große Volksverſammlung gegen eine Trennung vom übrigen 
Yande und gegen Einverleibung in Dänemark. Eine Deputation von 
dort begab fich deshalb nad) Berlin. Der Ausfchuß der deutfchen Ab- 
geordnetenverfammlung organifirte eine allgemeine Agitation gegen das 
Irennungsproject, und zwar mit folchem Erfolg, daß am 20. uni dem 
Bevollmächtigten des deutjchen Bundes im Namen von 240 deutjchen 
Bereinen für Schleswig: Holftein ein Proteft gegen jede eigenmächtige 
Theilung übergeben werden fonnte. Im Ganzen jprachen ſich 350 Vereine 
und öffentliche Verſammlungen und die VolfSvertretungen von Baden, 
Braunfchweig, Bremen, Frankfurt, Koburg, beiden Heſſen, Nafjau und 
Sachſen gegen die Theilung Schleswigs aus. Es wurde verfucht, eine 
neue Theilungslinie zu ermitteln, aber es zeigte ſich die Unmöglichkeit, 
eine jolche zu finden. Died und der beharrliche Widerfpruc Dänemarks 
gegen jeden Vorſchlag, der ihm nicht Schleswig ganz und ungejchmälert 
zuſprach, machte, daß die Eonferenz fi) außer Stand erflärte, die Auf: 
gabe einer friedlichen Vermittlung zu löfen. Sie ging daher am 25. Juni 
unverrichteter Dinge auseinander. Nun war die Entjcheidung wieder der 
Waffengewalt. anheimgegeben und der Krieg konnte auf's neue beginnen. 

Dänemark machte fi immer noch Hoffnung auf Waffenhilfe von 
Seiten Englands. Das dortige Minifterium erließ aud) wirklid an 
Frankreich eine neue Aufforderung zu einer gemeinſamen maritimen De: 
monftration zu Gunſten Dänemarks; aber Napoleon, defjen Abneigung 
gegen einen Krieg mit Deutfchland wir jchon kennen, wollte fich nur dann 
zur Mitwirkung entfchließen, wenn er der unbegrenzten Unterjtügung Eng» 
lands ficher wäre. So war es aber von Seiten Englands feineswegs 
gemeint. Seit dem Krimkrieg hatte fi) dort die Ueberzeugung fejtgejett, 
daß England fich nicht auf einen europätfchen Krieg einlafjen dürfe, und 
am wenigften auf Eeiten Frankreichs. Die Stimmung in den leitenden 
und insbefondere in den merkantilen Kreifen war entjchieden gegen einen 
Krieg, und ein Parlamentsbefhluß vom 9. Juli billigte die Politif des 
Minifteriums, welches der Königin von einer Einmifchung in den Krieg 
der deutjchen Großmächte abgerathen hatte, 
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Sogleich nach Auflöfung der Yondoner Conferenz nahmen die Preußen, 
welche auf das Scheitern der Verhandlungen gerechnet und ihre Rüftungen 
fortgefetst hatten, die feindlichen Operationen wieder auf. Das nächſte 
Ziel war die Wegnahme der befeftigten Inſel Aljen. Prinz Friedrich 
Karl, der num ftatt des greifen Feldmarſchalls Wrangel den Dberbefehl 
führte, ließ am 29. Juni das Armeecorps des Generals Herwarth v. 
Bittenfeld auf 160 Kähnen über den Aljenfund jegen, um unter dem 
Teuer der dänischen Batterien auf der Inſel zu landen. Alsbald wichen 
die Dänen der Uebermacht und wurden auf die Halbinjel Kekennis zurück— 
gedrängt. Von dort jchifften fie fich nach der Inſel Fühnen ein. Gegen 
3000 Dänen geriethen in preußiiche Gefangenſchaft, auch viel Kriegs: 
material fiel in die Hände der Preußen. Dieje rückten mit den Dejter- 
reichern nach Yütland vor, und das dortige dänische Heer fchiffte fich nad) 
Seeland ein. Oeſterreichiſche Kriegsihiffe nahmen nun auch die weft: 
Tchleswigifchen Inſeln Föhr und Sylt, und vertrieben die dortigen Ge— 
walthaber. Jetzt erft fühlten fich die Dänen, die bisher immer noch den 
deutſchen Großmächten getrogt hatten, bejiegt, und fingen an zu fürchten, 
die Sieger möchten noch weiter vordringen und Kopenhagen angreifen. 
König Ehriftian bat um Einftellung der eindfeligfeiten und erflärte ſich 
zu Friedensunterhandlungen bereit, die alsbald zu Wien begannen. Am 
1. Auguft jchon wurden die Präliminarien, und am 30. Oftober der 
definitive Frieden abgejchlojfen. Schon in den Präliminarien war aus— 
geiprochen, daß der König von Dänemark allen feinen Rechten auf die 
Herzogthümer Schleswig, Holftein und Lauenburg zu Gunften des Kaijers 
von Defterreich und des Königs von Preußen zu entfagen habe, und fid) 
verpflichte, die Verfügungen anzuerkennen, welche genannte Majeftäten 
bezüglich diefer Herzogthümer treffen werden. Diejelben waren alfo fraft 
der Eroberung gemeinfames Eigenthum der beiden Grofmächte Eine 
Beftimmung, welche für die Finftige ftaatsrechtlihe Stellung der Herzog: 
thümer von großer Bedeutung war, war die, daß fie nicht nur von der 
dänischen Staatsſchuld eine bedeutende Quote, nämlich die Summe von 
29 Millionen dänischer Thaler zu übernehmen haben, fonderi auch die 
Negierungen von Defterreich und Preußen fich vorbebielten, die Kriegs: 
foften von den Herzogthümern zurücerjtatten zu laſſen. Dadurch mußte 
ihnen die Selbjtändigfeit ungemein erjchwert werden, und nur dann eine 
feidliche Eriftenz in Ausficht jtehen, wenn die Großmächte, oder eine der: 
felben, fie bleibend einverleibte. 
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Das Nachſpiel des ſchleswig-holſteiniſchen Krieges vom Wiener 
Frieden bis zum Vertrag von Gaftein. 1864 und 1865. 


Schleswig-Holftein war jett von Dänemark befreit und für Deutſch— 
land erobert. Es fragte jich, in welcher Geftalt es für Deutfchland er- 
halten werden jollte, ob als fouveräner deutjcher Bundesftaat unter dem 
Schutz des deutſchen Bundes, oder als Theil der preußifchen Dionarchie. 
Die öffentliche Meinung in ganz Deutjchland ſah es als jelbftverftändlich 
an, daß, da Dänemark die drei Herzogthüimer abgetreten hatte, jet Prinz 
‚sriederih don Auguftenburg als vechtmäßiger Erbe eingejeßt werden 
müſſe. Auch in Preußen war diefe Anficht verbreitet und wurde nament: 
(id) von der Volfövertretung getheilt. Doch erhoben fih auch Stimmen, 
die da meinten, was Preußen mit feinem Blut erobert habe, dürfe, ja 
müſſe e8 auch behalten. Schon während der Yondoner Konferenz hatte 
eine Anzahl hochgeftellter confervativer Männer, der Graf Arnim-Boygen- 
burg voran, in einer vom 11. Mai datirten Adreſſe an den König es 
ausgejprochen, daß die Vereinigung Holfteins und Schleswigs zu einem 
Ganzen unter dem wirkſamen Schu eines mächtigen deutjchen Staates 
oder als Theil diefes letzteren, die einzige Löſung fei, welche die Opfer 
(ohne, die gebracht worden feien, und melde Dauer des Friedens und 
Wohlbefindens für die Betheiligten verfpreche. Und nun nad) dem Frieden 
gab der Oberbürgermeifter Seydel von Berlin bei dem feftlichen Einzug der 
aus Schleswig zurüdgefehrten preußiihen Truppen dem Einverleibungs: 
gedanken Ausdrud, indem er fagte: „Wiederum ift e8 Preußens gutes 
Schwert, durch das die Gränzen des deutichen Vaterlands weit hinaus: 
gerüdt find. Es ift ein Wort, das einft Friedrich Wilhelm III., gejegneten 
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und theuren Andenfens gejprochen: „Was Preußen erworben hat, es ijt 
Deutjchland gewonnen". Ein halbes Yahrhundert, fünfzig lehrreiche 
Jahre find jeitdem verflojfen und ihre Lehren laſſen ohne Selbfttäufchung 
und ohne Uebermuth heute laut es uns jagen: Auch jener Boden, der 
in diefen Tagen mit unferm Blut getränft ift, jenes hoch nach Norden 
ſich erjtredende, von zwei mächtig hinaus lodenden Meeren umipülte 
Yand mit dem jpröden Erz feiner Bevölferung — e3 wird dauernd und 
fiher und zu rechtem Gewinn nur dann Deutjchland erworben und fich 
jelbjt wiedergegeben fein, wenn und joweit Preußens Macht und Wehr 
e3 jchirmend umfängt, Preußens ftrenge Zucht und Ordnung und jtaats- 
bildende Kraft e8 erfaßt und durchdringt. Wir freuen uns des glorreich 
errungenen Friedens und find ftolz darauf." — Aber noch fojtete es 
viele Kämpfe, ſowohl mit den deutfchen Mitteljtaaten als auch mit Defter- 
reich, bis Preußen der Frucht feines Sieges froh werden konnte. 

Dejterreih war auf die Allianz mit Preußen eingegangen, glüdlic) 
darüber, daß der Nebenbuhler, deſſen Oppofition am Bundestag ihm 
fo viel Noth gemacht hatte, num mit ihm einig jei, um revolutionäre 
Tendenzen zu befämpfen und die deutjchen Bundesftaaten zu bevormun- 
den. Für den Fall, daß es Preußen gelingen follte, feine Macht im 
Norden auszudehnen, wollte Defterreich auch dabei fein, um den etwaigen 
Gewinn mit ihm zu theilen. Aber wenn Graf Nechberg in feiner beichränf- 
ten Berechnung meinte, Preußen ſei durch jeine Unpopularität im übrigen 
Deutihland verhindert, feinen Sieg auszubeuten, fo hatte er feine Ahnung 
von der überlegenen Willenskraft und dem genialen Vorausblid Bismarcks. 
Der Mitbejig Schleswig-Holfteins brachte Defterreich feinen Gewinn, 
und es bemühte jich nur zu verhindern, daß Preußen das Land nicht 
ganz in feine Gewalt befomme. Daher begünftigte es die Erbanfprüche 
des Auguftenburgers, um an ihm einen Verbündeten zu befommen. Man 
ſah wohl ein, daß die Verbindung mit Preußen ein Fehler geweſen jei, 
und Graf Nechberg, der Träger diefer verunglüdten Politif, mußte am 
5. Oftober feine Entlafjung nehmen. Sein Nachfolger wurde Graf Mens— 
dorff⸗Pouilly. 

Andere Schwierigkeiten ergaben ſich aus dem Verhältniß zu der 
Mehrzahl der deutſchen Bundesſtände. Die Spannung, welche zwiſchen 
der Politik der Großmächte und der des deutſchen Bundes beſtand, hatte 
ſich auch den beiderſeitigen Truppen mitgetheilt. Es war für die auf 
Holſtein beſchränkten ſächſiſchen und hannoveriſchen Truppen eine ſehr pein— 
liche Lage, unthätig in ihren Quartieren liegen zu müſſen, während ihre 
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öfterreichifchen und preußiichen Kameraden in Schleswig glänzende Waffen: 
thaten verrichteten und fi) Ruhm erwarben. In den Orten, wo groß- 
mächtlihe, beſonders preußifche Truppen mit den Bundestruppen umd 
ihren Behörden in Berührung kamen, gab es mancherlei Reibungen, und 
es machte jich in Berlin der Wunſch geltend, die nutzlos im Holſtein 
jtehenden Bundestruppen ganz befeitigen zu können. In der Feſtung 
Rendsburg, wo gleichzeitig Preußen und Hannoveraner die Beſatzung bil- 
deten, fam es Ende Juli zu gegenfeitigen Nedereien und bald auch zu 
wirfihen Händeln und Prügeleien. Die hannoverifhen Offiziere ver- 
fäumten es, durch ſtrenge Disciplin die erſten Spuren der Unordnung zu 
unterdrüden, ja ein Oberftlieutenant Dammer fügte durch gewaltfame Weg- 
nahme öfterreihiicher und preußifcher Fahnen, die ein Privatmann nad) 
dem Siege bei Aljen hatte aufſtecken laffen, der verbimdeten Armee eine 
Beleidigung zu, die durch Entfernung des fhuldigen Offizier nicht ſchnell 
genug gejühnt wurde. Um derartigen Vorkommniſſen für die Zukunft 
vorzubeugen, wurde von Berlin aus verfügt, daß Rendsburg durch eine 
größere preußifche Truppenmaſſe beſetzt werden ſollte. General Göben 
erhielt Befehl, am 21. Juli mit einer combinirten Brigade in Rends— 
burg einzurüden umd ich) zum Herrn des Plates zu machen. Prinz 
Friedrih Karl machte dem Oberbefehlshaber der Bundestruppen, dem 
General Hacke, Mittheilung von der beabjichtigten Maßregel. Hade pro- 
teftirte, aber ohne Erfolg, er mußte, wenn er es nicht zu einem Conflict 
kommen lafjen wollte, den Hannoveranern Befehl zum Abzug geben. Als 
fie Morgens 11 Uhr vom Ererciren in die Stadt zurücfehrten, fanden 
fie den Befehl vor, ſich innerhalb einer halben Stunde zum Abmarfch 
fertig zu machen. Kaum waren fie abgezogen, jo rückten die Preußen 
unter dem Klang des Preufenliedes ein. 

Die Negierungsbehörden in Hannover und Sachſen geriethen auf 
die Nachricht von diefem Vorfall in. gruße Aufregung. Sie fragten in 
Wien an, ob Oeſterreich mit diefer Mafregel einverftanden geweſen jei, 
erhielten aber die Antwort, man habe gar nichts davon gewußt. Als die 
Sache acht Tage fpäter in der Bımdesverfammlung zur Sprade kam, 
machte Preußen die militärische Nothwendigfeit geltend, die entgegenftehen- 
den Berichte der Bundescommifjäre wurden an den Militärausfchuß ver- 
wiejen und es erfolgte nichts, da die zunächſt betheiligten Staaten dod) 
nicht wagten Genugthuung zu fordern. Die Schwäche der Mittelftaaten 
war im deutlichjter Weife offenbar geworden; Preußen hatte einen unblu— 
tigen Sieg gewonnen, den es in den nachfolgenden Verhandlungen über 
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Schleswig: Holftein zu nügen verftand. Die öffentliche Meinung war 
getheilt, in Preußen günnte man der Bundesautorität die erlittene Nieder: 
lage allgemein, in den Mittelftaaten, befonders in Süddeutjchland, klagte 
man bitter über preußifchen Uebermuth und rechtlofe Vergewaltigung. Die 
zweite Kammer in Wirtemberg bejchloß am 26. Juli faft einftimmig, einen 
feierlichen Proteft gegen dieſen Act der Gewalt zu erheben und die Re— 
gierung dringend aufzufordern, in Gemeinfchaft mit den übrigen Bundes» 
rvegierungen der drohenden Vergewaltigung entgegenzutreten. Auch die 
Jächfische zweite Kammer beſchloß, vie gewaltthätige Bejegung Rendsburg 
für eine Verlegung des Rechts des deutichen Bundes und eine Kränfung 
der Ehre deutjcher Bundestruppen zu erklären und gegen diejen Gewaltact 
Verwahrung einzulegen. Auch die erjte Kammer trat dieſem Beſchluſſe 
bei. Aber bei folchen Erklärungen blieb e8; die Regierungen fühlten fich 
doch nicht ftark genug, um mit Erfolg gegen Preußen auftreten zu können. | 

Auch auf einem anderen Gebiete erlitt die mittelftaatliche Politik eine 
empfindliche Niederlage. Wir haben oben gejehen, daß Bayern umd 
Wirtemberg gegen den Hollvertrag, den Preußen mit Frankreich im 
Namen des Bundes abgejchloffen hatte, hartnädige Oppofition machten, 
wogegen Preußen mit Auffündigung des Zollvereins drohte. Dabei hatten 
jih jene Staaten hauptjächlich auf Oeſterreich geftütt, das ihnen Hoff- 
nung auf einen Zollvertrag machte. Aber durch die jchleswig-boljteinifche 
Angelegenheit und dag daraus erwachjene Bündniß Oeſterreichs mit Preußen 
hatte die Agitation gegen den preußiſch-franzöſiſchen Zollvertrag ihren 
Rücdhalt verloren. Sachjen, das aus induftriellen und merfantilen Grün: 
den nie auf jene Oppofition eingegangen war, ging mit Annahme des 
Dertragd voran, Baden, Kurheſſen und die thüringifchen Staaten folgten 
nad. In Wirtemberg waren Regierung nnd Stände zwar immer noch 
gegen den Bertrag, aber die Induſtriellen fetten eine lebhafte Agitation 
für Erhaltung des Zollvereins in’! Werk, und die Eonferenzen, die 
Bayern, Wirtemberg, Hannover und Hejjen-Darmftadt zum Behuf eines 
ſchutzzöllneriſchen Sonderbundes in München abhielten, ergaben fein Re— 
jultat. Hannover fiel zuerjt ab und erklärte am 11. Juli 1864 feinen 
Beitritt zum franzöfifchen Zollvertrag. Auch in Bayern wurde die Re— 
gierung durch die Yuduftriellen gedrängt, die Erhaltung des Zollvereins 
durch jchleunigfte Annahıne des beanftandeten Bertvags zu ſichern. Oeſter— 
reih machte noch einmal einen fchwachen Verſuch zu Gunften der von 
der Münchener Eonferenz vorgejchlagenen Bermittlungsbedingungen. Aber 
Preußen beharrte auf feinen Forderungen, und Bayern und Wirtemberg 
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mußten, wenn jie nicht aus dem Zollverein ausgeſchloſſen werden wollten, 
ſich beeilen, ihre Oppofition fallen zu laffen, und dem neuen Bollverein 
bedingungslos beitreten, was am 30. September gejchah. Dies war ein 
neuer Steg Preußens. Daß man in Bayern die Niederlage fühlte, geht 
daraus hervor, daß der bayerische Minifter des Auswärtigen umd des 
Handels, v. Schrend, der verbifjenfte Gegner des franzöfiich-preußifchen 
HBollvertrags, am 5. Oftober feine Entlaffung nahm. Auch der ein Jahr 
jpäter erfolgte Rücktritt des wirtembergiichen Minifters v. Neurath hing 
wenigftens mit feiner Politif in Beziehung auf den Zollverein zufammen. 
Eine weitere Folge der mitteljtaatlichen Niederlage war, daß zu den am 
25. Auguft in Wien eröffneten riedensverhandlungen weder ein Vertreter 
des deutjchen Bundes noch des Prinzen von Auguftenburg beigezogen 
wurde. 

So jehr man das Erbrecht des Auguftenburger8 als eine ausge 
machte Sache anfah, über welche fein Zweifel beftehen könne, jo machte 
fich doch au in Schleswig: Holftein felbft die Anficht geltend, daß der 
neu zu gründende Staat eines bejonderen Schutes gegen däniſche Quäle— 
reiten und Angriffe, die gewiß nicht augbleiben würden, bedürfe, und daß 
diefen Schuß nur Preußen in wirkſamer Weije gewähren könne. Dieſer 
Anficht verichloß fich auch der Erbprinz von Auguftenburg nicht. Noch 
während der Yondoner Gonferenz, jogleich nach jener Erklärung der Groß— 
mächte vom 28. Mai 1864 zu Gunften des auguftenburgiichen Erbredts, 
entjchloß fich der Prinz zu direften Verhandlungen mit Bismard, und. 
er hatte mit ihm am 1. Juni eine längere Unterredung, welche der letztere 
ein Jahr fpäter zu feiner Nechtfertigung veröffentlichte. Bismard er- 
öffnete ihm, da das Intereſſe Preußens nur ein deutjches, Fein dynaſtiſches 
jei, jo fei er bereit, des Prinzen Ansprüche zu allgemeiner Anerkennung 
zu bringen, nur unter Bedingungen, welche die Nücjicht auf das preu- 
Biiche Volk erheiihe, dem die Regierung nach einem bfutigen Feldzug 
nicht mit leeren Händen entgegentreten dürfe. Auf des Prinzen Frage, 
was denn die Forderungen Preußens feien, erwiderte Bismarck: 1) In 
Betreff der Marine-Etabliffements wünſche Preußen einen von Edernförde 
nad Brunsbüttel zu ziehenden Schifffahrtsfanal mit zwei befeftigten Enden 
an beiden Meeren, deren Bejegung wie das dazu nöthige Territorium 
Preußen überlafen werden müffe, ſowie das Auffichtsrecht über den Kanal, 
nach Analogie einer Staatseifenbahn. 2) Eine Militärconvention, die 
ſich auch auf das Marinewejen erſtrecken müßte, jo daß die Zahl der 
zur preußifchen Flotte zu ftellenden Mannfchaften von dem Yandcontingent 
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in Abzug gebracht würde. Hierauf entgegnete nun der Erbprinz, das 
Auffichtsrecht über den Kanal ſei ihm im feiner Ausdehnung nicht klar, 
und etwaige Yandabtretungen würde er ſchwer und nur im jehr beichränftem 
Maß vor dem Landtag verantworten können. Auch in Beziehung auf 
die Militärconvention machte er Schwierigkeiten und bemerkte, daß fie 
nicht jo weit gehen dürfte, wie die Koburger. Weberhaupt aber meinte 
er, habe er gehofft, Preußen werde mehr darauf ausgehen, fein Herz zu 
gewinnen, als ihn durch feſte Abmachungen zu binden. Im erfteren Fall 
würde er gern bereit fein, preußifche Politik zu treiben. Uebrigens, äußerte 
er, hätten die Herzogthümer Preußen nicht gerufen, ohne Preußen würde 
der Bund die Befreiung der Herzogthümer mit mehr Yeichtigfeit und 
unter weniger läftigen Bedingungen bewirkt haben. Der Prinz fragte 
auch, ob denn Preußen mit Dejterreich einig fei über die ihm zu machenden 
Zumuthungen? Bismard verneinte dies, fügte aber bei, daß Preußen 
unter allen Umftänden feine Forderungen aufrecht erhalten würde und 
mit Defterreich jchon einig zu werden hoffe. Schließlich fagte der Prinz, 
er wolle jih die Eache in Dolzig überlegen.*) Die ganze Unterredung 
batte auf Bismard den Eindrud gemacht, daß der Prinz Preußen Feine 
Dankbarkeit entgegenbringe, fondern es als unmillfommenen Mahner be- 
trachte und bereit jei, den Beiftand der ſchleswig-holſteiniſchen Stände 
und Defterreich3 gegen die ihm läftigen Anfprüche Preußens in Bewegung 
zu ſetzen. 

Die politiichen Bereine in Schleswig - Holftein hielten ſelbſt eine 
freundliche Berftändigung mit Preußen für wünjchenswertb, ja unumgäng- 
ih nöthig. Sie juchten daher in dieſer Nichtung auf den Prinzen zu 
wirken, und die Führer der deutjchen Partei erließen eine Adreſſe an ihn, 
worin fie unter Anderem jagten: „Das Yand kann es nicht verfennen, 
daß die jchliegliche Enticheidung in den Händen desjenigen Staates liegt, 
der im Kampf um die Nordgrenze Deutjchlands zur Führung bereit ift. 
Es ift durchdrungen von der Ueberzeugung, daß es gerade in diejem 
Augenblid geboten ijt, ung Garantieen zu fichern, welche die entjchlofjene 
und energiiche Haltung der norddeutichen Großmacht verbürgen." Der 
Prinz antwortete hierauf ſehr allgemein und unbefriedigend: er hoffe, daß 
das Yand ihn Fünftig in Stand ſetzen werde, jeine Verpflichtungen gegen 
Deutjchland zu erfüllen und die Beziehungen zu derjenigen Macht zu 
pflegen, die auch in Zukunft die nächjte und wirkſamſte Stüte gegen 





*) Siehe: Unſere Zeit, Neue Folge 1866. Erſte Hälfte. ©. 512. 


362 Das Nachſpiel des jchleswig- Holfleinifchen Krieges. 


Dänemark fein werde. Eine Delegirtenverfammlung der ſchleswig-hol— 
fteinifhen Bereine, welche unter dem Eindrud der Rendsburger Vorfälle 
dort zufammenfam, um die Anjchlußfrage zu berathen, trennte ſich in 
zwei entgegengejegte Hälften, und während der Ausſchuß eine Gemein- 
jamfeit der diplomatijchen, militärischen und maritimen Einrichtungen mit 
Preußen als eine mit Freuden zu begrüßende Uebereinkunft bezeichnet 
wiffen wollte, nahın die Majorität eine allgemeine Faſſung an, die nur 
die Verpflichtung, Opfer zu bringen, anerkannte. Preußen drängte nicht 
auf Entjcheidung und hoffte, durd Verzögerung derjelben jowohl die Be- 
völferung als den Erbprinzgen mürbe zu machen. 

Eine Berjammlung von Prälaten und Nittern erklärte am 8. Auguft, 
daß ihrer Anficht zufolge ein enger Anjchluß Schleswig: Holjteins an 
einen mächtigen deutjchen Staat im höchſten Grade den Intereſſen und 
zugleich den Wünſchen des Yandes gemäß fei, und daß Prälaten umd 
Nitterfchaft die Herbeiführung einer Gemeinſamkeit der diplomatijchen, 
militärifchen und maritimen Verhältniſſe ihres Vaterlandes mit dem preu— 
ßiſchen Staat als ein für alle Theile heilverjprechendes Ereigniß begrüßen 
würden. Dagegen erhob jid) aber eine zunächt leife, bald aber immer 
ftärfer auftretende Oppofition. Ein Städtetag in Neumünfter erklärte 
fih am 24. Auguft zwar für einen Anfchluß an Preußen, aber nur in- 
joweit, als dadurch die Selbjtändigfeit der Herzogthümer nicht aufge: 
hoben würde. 

Der Sehsunddreigiger Ausschuß befchloß auf einer Verſammlung zu 
Weimar am 16. Oftober, es gelte jet insbejondere darüber zu wachen, 
daß das bisher mißachtete und noch immer bedrohte Selbſtbeſtimmungs— 
recht des fchleswig=holfteinifchen Volkes gewahrt werde. Dieſes Recht 
erheifche vor Allem die umverweilte Einberufung der nad) dem Staats: 
Grundgejege vom 15. September 1848 gewählten Yandesvertretung, wie 
nicht minder die endliche Anerkennung und Einjegung des Herzogs Frie— 
derich. Dieſes Hecht erheijche ferner freie, nur durch Deutjchlands und 
die eigenen Intereſſen bejtimmte Beichlußfaffung des Yandes über das 
neu zu ordnende Verhältniß zu Deutjchland und über die Frage, ob und 
welche Verträge mit Preußen zu ſchließen feien, über den Anjchluß Schles: 
wig⸗ Holſteins an den Hollverein, den Deutfchland und die eigenen In— 
tereffen forderten, und endlich über den Eintritt Schleswig in den deut- 
jhen Bund. Ueber den bald nachher erfolgten Abjchluß des Wiener 
Friedens ließ fich derjelbe 36er Ausſchuß mit ſchärfſter Kritif vernehmen. 
Einem Rundjcreiben vom 13. November an ſämmtliche ſchleswig-hol— 
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fteinijchen Vereine entnehmen wir folgende Stelle: „Nah dem Inhalt 
des FFriedensvertrags zu urtheilen, wäre der Krieg mit Dänemark nichts 
anderes geweſen, als ein Eroberungsfrieg, deſſen Ausgang zu der Ab- 
tretung dreier, bisher der dänischen Krone gehöriger Provinzen an Deiter- 
reich und Preußen geführt hat. Indem der König von Dänemark feinen 
angeblichen Rechten auf diefe Provinzen entjagt, wird dadurch der Lon— 
doner Vertrag mittelbar als rechtsgiltig anerkannt. Nur das Recht der 
Gewalt ift es, welches feine Geltung aufhebt, und das Recht der Gewalt 
kann fie eben jo gut widerherftellen. Die Eigenjchaft der beiden Groß: 
mächte ald Glieder des deutjchen Bundes, die Nechte des Bundes auf 
Holftein und Lauenburg, die alten verbrieften Rechte Schleswig-Holfteing, 
das Necht eines deutſcheu Fürften zur Thronfolge in den Herzogthiimern, 
Alles dies ift in dem ganzen langen Aktenſtück nicht mit einer Silbe an- 
gedeutet. Mit gleicher Nückjichtslofigfeit wird das Selbftbeftimmungs- 
recht des fchleswig-hoffteinifchen Yandes und Volkes, fein Recht, über die 
Friedensabmachungen gehört zu werden, in dem Vertrag bei Seite ge- 
ihoben. Ganz nach Art der alten Cabinetspolitik hat man es nicht für 
der Mühe werth gehalten, diefem Yande auch nur einen Schein der Be- 
ahtung zu gönnen, welche heute dem Willen aller übrigen europätjchen 
Völfer gezollt wird; gleich einer unterjochten, dem Hecht des Siegers 
verfallenen Bölferjchaft werden die Herzogthümer der jouveränen Ver— 
fügung der beiden Mächte dahingegeben. Insbeſondere werden dem Yande 
Schleswig-Holjtein die jchwerften finanziellen Yaften aufgebürdet, es wird 
zu Gunften des bejiegten Dänemark in die Zahlung der öfterreihiich- 
preußiſchen Kriegskoften verurtheilt, ohne daß es vorher um feine Zu— 
ftimmung befragt und ohne daß jett auch nur feine nachträgliche Ge- 
nehmigung vorbehalten worden wäre. Im bejchämenden Gegenfage zu 
diefer unmiürdigen Behandlung, welche einem dentjchen Volksſtamme von 
feinen deutschen Befreiern widerfährt, ift in Dänemarf die Volksvertretung 
fofort einberufen worden, um dem Vertrag ihre Zuftimmung zu ertheilen, 
ohne welche die Ratification defjelben dänifcherfeit3 nicht erfolgen konnte. 
Ein ſolches Verfahren, welches die Willfür und Vergewaltigung Däne- 
marks nur bejeitigt zu haben fcheint, um die Willfür und Gewalt unjerer 
Großmächte an die Stelle zu jegen, darf ein ehrliebendes Volk nimmer: 
mehr mit Stilffehweigen hinnehmen. Bor Allem gilt es, auf die unver: 
zügliche Einberufung der fchleswig -holfteinischen Yandesverfammlung zu 
dringen, deren Zuſtimmung zu dem Friedensvertrag eingeholt werden muß, 
ſoll derfelbe nicht mit dem Makel der Nichtigkeit behaftet fein. Weiterhin 
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haben wir gegen die in Art. 3 des Vertrags enthaltene Anerkennung 
eines däniſchen Rechts auf Schleswig-Holſtein und die etwaigen Fol— 
gerungen daraus für jest und alle Zukunft Verwahrung einzulegen. Da 
der König von Dänemark ein Recht auf die Herzogthiimer nicht bejejfen 
bat, fo fonnte er ein folches aud) nicht auf Defterreih und Preußen 
übertragen.“ 

Auch der Nationalverein gab in einer Generalverfammlung zu Eiſenach 
am 1. November fein Votum über die Zufunft der Herzogthümer dahin 
ab: er verwerfe auf's entjchiedenfte ihre Annerion an Preußen, als eine 
ſchwere Gefährdung der bundesftaatlichen Einigung der Nation. Dagegen 
müßten die deutjchen ynterejjen gewahrt werden dur Aufnahme Scles- 
wigs in den deutjchen Bund und Zollverein, und fo lange eine deutjche 
Flotte nicht vorhanden jei, durch maritimen Anjchluß an Preußen. 

In Folge des Friedensſchluſſes war eine gemeinjame öfterreichifch- 
preußifche Regierung proviforisch in den Herzogthümern eingejegt worden. 
Dieje fand ſich aber durd) die noch fortdauernde Anmwejenheit der Bundes- 
truppen und Bundescommiffäre jehr genirt. Es war daher wünſchens— 
werth, daß diejelben entfernt würden. Bismard trat darüber in Unter- 
bandlungen mit Defterreih. Der ſächſiſche Minifter v. Beuſt beftritt in 
feinem officiöfen Blatt, dem Dresdener Yournal, in einem Artifel vom 
20. November den Anſpruch der Grogmächte auf unbejchränfte Verfügung 
über die Herzogthümer und ihr daraus hergeleitetes Anfinnen, daß die 
Bertreter der Bundesgewalt nunmehr ſich aus dem Yande zu entfernen 
hätten. Dies gab der preußifchen Regierung Veranlaſſung, den bereits 
begonnenen Abmarſch ihrer Truppen zu ſiſtiren. Die durch Holftein 
ziehenden Negimenter erhielten am 24. November Befehl, Halt zu maden, 
und eine bereit3 in Hamburg angelangte Abtheilung wurde nah Altona 
zurüctbeordert. Auch bei Minden, Brandenburg und Berlin wırden Trup- 
pen concentrirt. Am 29. November verlangte Preußen mit Berufung auf 
einen Artikel der Bundeserecutiong-Ordnung von Sachſen und Hannover 
Ichleunige Räumung der Herzogthümer und Abberufung der Civilcom- 
mijjäre. In jenem Artikel hieß es nämlich: „Sobald der Vollziehungs- 
auftrag vorihriftsmäßig erfüllt ift, hört alles weitere Erecutionsverfahren 
auf und die Truppen müjjen ohne Verzug aus dem mit Execution be- 
legten Staate zurüdgezogen werden." Während diefe Forderungen vom 
bundesrechtlichen Standpunft aus gejtellt waren, überjandte Preußen auch 
noch ein anderes Aktenftüd, im welchem es fein durch den Wiener Frieden 
erworbene Befigrecht geltend machte. Hannover erklärte jich alsbald 


Abzug der Bundestruppen aus Holftein. 365 


bereit, die Herzogthümer zu räumen, Sachſen aber weigerte ſich und wollte 
fh mr einem ausdrüdlichen Bundesbefhluß fügen, proteftirte nicht nur 
gegen die Forderung Preußens, jondern rüftete fich zum bewaffneten Wider: 
ftand. Die Beurlaubten wurden einberufen, Pferde für die Reiterei auf: 
gefauft, die amtlichen Kaffen nach Dresden eingezogen, die Koftbarfeiten 
der Krone eingepadt, um auf den Königftein geflüchtet zu werden. Durch 
diefe voreiligen Demonftrationen jchadete fi) aber Sachſen nur und gab 
Preußen einen Bortheil an die Hand, welchen Bismard nicht jäumte, 
fh zu Nuten zu machen. Da Sadjen einen Bundesbejhluß begehrt 
batte, wurde am 5. December eine Sitzung gehalten, in welcher der preu- 
ßiſche Geſandte geltend machte, daß feine Regierung auf Grund des Bundes: 
rechts ſowie des Wiener Friedens das längere Verweilen der Bundes» 
truppen in Holftein nicht geftatten könne und die Verantwortung der Fol— 
gen von ſich ablehne, wenn nicht ungefäumt ihrem Verlangen entiprochen 
werde. In Gemeinſchaft mit dem öfterreichiichen Gefandten brachte er 
den Antrag ein, die Bundeserecution für beendigt zu erklären, und dies 
wurde nun mit neun gegen ſechs Stimmen bejchloffen. Bayern, Wirtem- 
berg, Sachſen, die ſächſiſchen Herzogthümer, Braunfchweig und Naſſau 
bildeten die Minorität gegen die Großmächte. Bayern und Sachſen ver- 
langten, die Bejegung und Verwaltung Holfteins duch den Bund müſſe 
fortdauern bis zur Entjcheidung darüber, wer der rechtmäßige Yandesherr 
ſei. Defterreih wollte dieje Entjcheidung bejchleunigen und machte den 
Vorſchlag, einftweilen dem Herzog Friederich al8 dem beftlegitimirten Thron: 
candidaten das Yand zu übergeben, die übrigen Prätendenten aber an ein 
Aufträgalgericht zu verweifen. Sachjen verzichtete nun anf ferneren Wider- 
ſpruch und unterwarf fi dem Bundesbeſchluß, der die Erecution für 
beendigt erklärte. An demjelben Tage, au welchen jener Bejchluß gefaßt 
war, am 5. December, fündigte aud) der Oberbefehlshaber der öfterrei- 
hich-preußifchen Armee das Aufhören der Erecution an, und machte zus 
gleih befannt, daß die oberfte Verwaltung Holfteins in die Hand der 
bisherigen Civilcommiffäre für Schleswig gelegt und mit diefem vereinigt 
jet. Die Bundescommiffäre übergaben nun fofort ihr Amt an den öfter: 
reichifchen und preußifchen Civilcommiffär. Die hannoverifchen Truppen 
zogen jogleih ab, die Sachſen aber zögerten auffallend, und fehrten end- 
lich auf weiten Umwegen durch Hannover, um nicht durch preußiſches 
Gebiet marſchiren zu müffen, in ihre Heimath zurüd, wodurd) die Koften 
des Nüdzuges bedeutend vermehrt wurden. Die preußifchen Truppen 
durften jet auch nach Haufe. Sie wurden mit großem Jubel empfangen 
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und hielten am 7. December ihren feftlihen Einzug in Berlin. Seit den 
Siegen in Schleswig hatte ein bedeutender Umſchlag der öffentlichen Stim— 
mung in Bezug auf dag Heer ftattgefunden. Mean hatte nun eingejehen, 
daß daffelbe doc zu etwas gut fei, und auch die vielgefchmähte Neu— 
geftaltung des Heerweſens hatte ihren Nuten bemährt und mandem älte— 
ren Pandwehrmann den Ausmarſch erjpart. 

In der That konnte Preußen auf feine Erfolge ftolz fein, Denn 
es hatte nicht nur die Dänen befiegt, die fo lange der Unmacht des Bun- 
des gejpottet und feinen Zug gethan hatten, die gerechten Forderungen 
Deutichlands zu erfüllen. Es hatte auch einen Sieg über Oeſterreich 
davongetragen, indem es dafjelbe feinen Intereſſen dienjtbar gemacht und 
gezwungen hatte, ihm Schleswig-Holftein erobern zu helfen, deſſen Be— 
" freiung in den Jahren 1848 und 1850 an dem Widerftand Defterreichs 
gejcheitert war. Mit Preußen verbündet mußte Defterreich jelbft zu Auf: 
hebung des Londoner Vertrags und zur Demüthigung des deutjchen Bun: 
des mitwirken, deſſen Widerherftellung Preußen von Defterreih aufge: 
nöthigt worden war. Die Schmadh von Olmüg war nun gefühnt und 
die Machtjtellung Preußens ftärfer als je zuvor. Jetzt fonnte Preußen 
jeine weiteren Ziele, die Annerion Schleswig-Holfteins ımd die Neform 
des deutjchen Bundes ernftlich verfolgen. 

Ein Schritt zur Erwerbung Holfteins war der gegen Ende des Jah— 
red nahezu vollzogene Anſchluß Yauenburgs an Preußen. Daß der Prinz 
von Auguftenburg an Lauenburg Feine Anfprüche habe, war ziemlich all 
gemein anerfannt und felbft Bayern hatte fich gelegentlih in den lebten 
Bundestagsfigungen dahin ausgeiprohen. Schon im Jahre 1815 war 
diefe Yandichaft acht Tage preußifch gewefen, aber im Wege eines Yänder: 
taufches wieder an Dänemark gekommen. Am 20. Oftober 1864 ſprach 
die lanenburgifche Ritter und Yandihaft den Wunfc aus, daß das Her: 
zogthum an Preußen kommen möge. Eine Deputation begab ji im 
November nah Berlin, um über die Sache zu unterhandeln. Der Kö- 
nig und Bismard fagten zu, unter Vorbehalt der Einwilligung Defter: 
reich, an der Bismard nicht zweifeln zu dürfen glaubte. 

Das oben erwähnte Anfinnen Oeſterreichs, die Herzogthümer dem 
Prinzen von Auguftenburg als dem beftlegitimirten Prätendenten zu über- 
geben, verurfachte in Berlin einige Berlegenheit; Bismard zögerte bis 
zum 13. December mit einer Antwort, die dann entfchieden ablehnend | 
lautete und durch die Bemerkung motivirt war, daß das Berliner Cabi- 
net auf eine Entfcheidung der Erbfolgefrage nicht eingehen fünne, bevor 
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über die Finftige Stellung Preußens in den Herzogthümern entichieden 
ſei. Uebrigens gab er zu verftehen, daß man ſich im preußifchen Mini— 
fterium mit dem Gedanken der Einverleibung der Herzogthümer in den 
preußiſchen Staat (jelbftverftändlich gegen Geldentichädigung) trage.*) Der 
öfterreichiihe Meinifter Graf Mensdorff erwiderte am 21. December: 
Oeſterreich fünnte in die Einverleibung Schleswig - Holfteind nur gegen 
das Aequivalent einer ihm jelbit zu gemwährenden Bergrößerung feines 
deutſchen Gebietes willigen. Es waren alfo keineswegs rechtliche oder 
fittliche Bedenfen, wie e8 die öfterreichijch gejinnten Blätter darftelfen 
wollten, welche Defterreich abhielten, der Annexion zuzuftimmen, ſondern 
nur Gründe der Eiferfucht gegen die Machtvergrößerung des Rivalen. 
Bon nun an mehrten fich die Anzeichen, daß die Allianz zwiſchen Defter- 
reich und Preußen in der Auflöfung begriffen jei. 

In Schleswig-Holftein fingen die ariftofratifchen Kreife an, ſich mit 
dem Gedanken an eine Annerion an Preußen vertraut zu machen. Um 
Weihnachten 1864 richtete der ſchon mehr genannte Baron Karl von 
Scheel: Pleffen mit 16 anderen, meift dem höheren Adel angehörigen Ge: 
finnungsgenofien eine Adrejfe an den König von Preußen und den Kai: 
jer von Defterreih, worin fie ausſprachen: die Wohlfahrt des Yandes 
erfordere möglichſte Sicherung durd) genügende Machtverhältniffe. Diefe 
Sicherung könne aber nach ihrer innigften Ueberzeugung nicht bejjer ge- 
währt werden, al3 durch den engften Anfchluß an eine der deutjchen 
Großmächte und zwar an die preußifche Monarchie al$ die nächjtgelegene. 
Diefe wohl nicht ohne Einverftändnig mit der preußifchen Regierung er: 
laſſene Erklärung wurde von dem Kaiſer von Defterreich zurückgewieſen 
und deren Empfangnahme förmlich verweigert. In Schleswig. Holftein 
erflärte ſich die Preſſe faft einftimmig gegen die Annerion, und es be— 
gann eine allgemeine Agitation, in Folge deren fich eine Reihe von grö— 
ßeren und Kleineren Volksverſammlungen dagegen ausſprachen. Die be: 
deutendfte Erklärung ift wohl die in Kiel zur Zeit des fogenannten Kieler 
Umfchlags, d. h. der Meffe in der Mitte Januars 1865, von etwa 40 
angejehenen Männern, meistens größeren Grundbefigern unterzeichnet. Sie 
lautete: „Wir ımterzeichnete Bewohner der Herzogthümer Schleswig- 
Holftein erklären hiemit, gegenüber der Adreffe des Freiherrn v. Scheel: 
Plejjen und Genofjen wie folgt: Im Bewußtfein der Lebereinftimmung 
mit dem Willen und der Nechtsüberzeugung der Gefammmtbevölferung un: 








*) ©. Unfere Zeit, N. F, ter Jahrgang J., ©. 692 ı. fi. 
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jere8 Yandes und in der Ueberzeugung, zum Beften unjeres Baterlandes 
zu handeln, halten wir fejt an der auf Grund des Nechts gelobten Treue 
zu unjerm Herzog riederih VIII, halten wir feſt an der Forderung, 
daß bei der zu bejchleunigenden Ordnung unferer ftaatlichen Verhältniſſe 
jowohl im Innern als in Beziehung zu Deutſchland dem Herzog und 
den gejeglichen Vertretern des Landes eine entjcheidende Stimme zuſteht.“ 
Dieje Erklärung gewann bald die weitejte Verbreitung und wurde binnen 
eines Monats von 60,000 Schleswig-Holfteinern unterzeichnet. Da die 
Anhänger Herzog Friederichs und die muittelftaatliche Politik jich jo ſehr 
auf dejjen jonnenflares Erbrecht beriefen, das von 16 juriftiichen Falul— 
täten deutjcher Univerfitäten anerkannt war, jo juchte Preußen einen Däm— 
pfer auf den unbedingten Glauben der auguftenburgiichen Erbberechtigung 
zu jegen. Der Großherzog von Oldenburg, der nad dem ruffiichen 
Kaiſerhaus die meiften Auſprüche auf Schleswig-Holftein hatte, und wel 
hen der Kaifer von Rußland durch ein Handbillet vom 7./19. Juni 1864 
feine Anfprüche cedirt hatte, wurde aufgefordert, diejelben geltend zu machen 
und zur Prüfung vorzulegen, was in einer bejonderen Staatsjchrift, die 
er verfallen ließ, geſchah. Auch von Preußen jelbjt wurden Erbanfprüche 
an einzelne Theile Schleswigs und Holfteins hervorgefuht. Ein Pro- 
feffor der Geſchichte an der Univerſität Berlin Namens Helwig hatte 
ſchon 1846 eine Schrift veröffentlicht, in welcher er Preußens Anfprüche 
an mehrere Theile des Landes begründete. Dieje Schrift wurde nun 
mit neuen Unterfuchungen vervolljtändigt herausgegeben, und die preußi= 
ihe Regierung geftand umverholen, daß es ihr mit ihren Anfprüchen 
voller Ernft ſei. Bismard machte in einem Rundſchreiben vom 24. De— 
cember deu deutjchen Regierungen die Anzeige, daß der König die Kron- 
ſyndici mit einem eingehenden Gutachten über die Erbrechtöfrage beauf- 
tragt habe. 

Diefem Collegium von anerfannt bedeutenden Juriſten wurden drei 
Punkte bezeichnet, über welche fie ji auszufprechen hatten, 1) Ueber 
die verjchiedenen auf die Herzogthümer Holftein, Schleswig und Yauen- 
burg erhobenen Erbanſprüche; 2) über die dem fgl. preußiſchen Haufe 
ſelbſt zuftändigen Succefjiongrechte; 3) über diejenigen Nechte, welche durch 
den Friedensſchluß mit Dänemark auf den König von Preußen und den 
Kaifer von Oeſterreich übergegangen find. Dieſes Gutachten, das im 
Spätfommer 1865 theilweife*) und in der Folge ganz veröffentlicht wurde, 
96 des Kgl. preußiſchen Kronfgndicats- Outachtens über die ſchleswig holſtei- 
niſche Staatserbfolge erften Theil. Baſel, 1865. 
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jtellt die Antwort auf die dritte Frage als die Hauptſache voran, und 
ipricht im Gegenſatz gegen die von der ganzen liberalen Partei getheilte 
Behauptung, dat König Chriftian fein Recht auf die Herzogthümer ge: 
habt und folglich auch feines habe abtreten können, die Anficht aus, daß 
durch das dänische Thronfolgegeieg vom Jahre 1853 die Erbfolge in den 
drei Herzogthümern in vechtsgiltiger Weije geregelt worden fei, und daß 
daher König Chriftian IX. vollftändig befugt gewejen ſei, die ihm gebüh— 
renden Rechte an die Kronen Preußen und Defterreich zu übertragen. 
In Folge davon feien diefe beiden Mächte auch nicht gehalten gewejen, 
die Erbanfprüche der anderen Mitglieder des oldenburgiſch-holſteiniſchen 
Haufes zu beachten. Weiter bemerkten die Kronjurijten: „Preußen und 
Defterreic find in den Krieg gegen Dänemark für fih und auf eigene 
Gefahr eingetreten. Sie haben dafür und für die Erfolge niemand Rechen: 
ihaft zu geben. Dem deutfchen Bunde fteht auch fein Entſcheidungsrecht 
und feine Mitwirfung bei den Verfügungen zu, welche die allerhöchſten 
Alliirten über die drei ihnen abgetretenen Herzogthümer zu treffen für 
augemeffen erachten können, fofern dem Bunde unr nichts von feinen big- 
ber begründeten Rechten entzogen wird.‘ 

Nach diefem Gutachten der Kronjuriften war die Erörterung über 
die zwei erften Fragen ihrer Aufgabe eigentlich überflüſſig geworden, doch 
iprachen fie auch über diefe Punkte ihr Urtheil aus. Daſſelbe ging da— 
hin, daß feinem der Prätendenten ein Anspruch auf das Ganze, jondern 
mm auf einzelne Theile zuftche; auf die von Profefjor Helwig nad): 
gewiefenen Anſprüche Preußens ließen fie fich nicht weiter ein. In Be— 
treff des auguftenburgifhen Hauſes aber erflärten fie, daß demſel— 
ben fein Borzug vor anderen Prätendenten binfichtlih der echte auf 
Schleswig und Holjtein gebühre, da durch die Verzichtleiftung des Her: 
3038 Ehriftian von Auguftenburg fein und feiner männlichen Nachlommten 
Erbrecht hinter das des Königs Chriftian zurüdgetreten fei. Der Wort: 
faut der Berzichtleiftung war allerdings fo deutlich und unbejchränft, daß 
die Einwendungen und Protefte, die Prinz Friederich im Jahre 1859 
dagegen erhob, ganz unberechtigt erfcheinen. Der Herzog von Auguften- 
burg hatte darin verfprochen, der neuen Ordnung der Erbfolge in feiner 
Weiſe entgegentreten zu wollen, und am Schluß des Aktenſtückes für ſich 
und feine Nachkommen in bündigjter Weife gelobt, alles was in der 
Vereinbarung feitgeftellt jei getreulich erfüllen und nie geftatten zu wollen, 
„daR von den Uxferigen auf einige Weiſe damwider gehandelt oder etwas 
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vorgenommen werde”. Die Kronjurijten betonten*) dieſe Verzichtleiftung 
beionders und machten geltend, daß dadurch eine rechtliche Thatjache ge- 
ihaffen worden fei, an der die fpätere Zurüdnahme des Prinzen Friede— 
rich nichts Habe ändern können. Auch war die Entichädigungsjumme, 
welche Herzog Ehriftian von Dänemark erhalten hatte, mit ausdrüdlicher 
Zuftimmung feiner beiden Söhne zum Ankauf des Nittergutes Dolzig 
verwendet und diejes Gut zum Familienfideicommiß gemacht worden. Prinz 
Friederich hatte alfo die Entfchädigung für fein Erbrecht in Händen und 
es erklärt fich daraus vollfommen feine anfängliche Zurückhaltung. 

Bismarck ſah indeffen wohl ein, daß man mit einem Nechtsftreit 
nicht zum Ziele lomme. Er ging von dem politiichen Bedürfnig Preu- 
ßens aus, welches eine feite militärifche Stellung im Norden Deutſchlands 
als umentbehrlich ericheinen ließ, formulirte die Bedingungen, unter wel: 
hen er in eine jelbftändige ftaatliche Conftitwirung Schleswig - Holfteind 
zu willigen geneigt wäre und tbeilte diefe in einer Note vom 22. Februar 
dem Wiener Cabinet mit. Später wurden diejelben auch veröffentlicht. 
Wir entnehmen der einleitenden Begründung und Erläuterung Folgendes: 
„Daß Preußen bei der Conftituirung de3 neuen Staate® an denjelben 
die Forderung eines fejten und unauflöslichen Bündniffes jtellen muß, ift 
ſelbſtverſtändlich; es kann ſich nicht einei: eventuellen Gegner jelbit jchaffen 
wollen, Eben jo fehr und noch mehr bedarf der nene Staat felbft eines 
ſolchen Bündniſſes zu feiner eigenen Sicherheit, ‘welche zugleich die Eiche: 
rung Deutjchlands gegen Norden in fich begreift." — „Daß die Herzog: 
thümer nicht im Stande find, dem erften, mit nachhaltiger Kraft geführ- 
ten Stoße einer fremden Macht zu widerjtehen, haben die Erfahrungen 
zu Anfang des Jahres 1848 und 1850 gezeigt. In ähnlicher Weife 
wird für Schleswig. Holftein, wenn es nur auf feine eigenen Kräfte an- 
gewiejen ift, immer die Gefahr beftehen, daß das Herzogthum Schles- 
wig im erjten Anlauf verloren gehe. Die Folge davon würde jein, daf 
der Feind dort jofort eine fefte und fehr gefährliche Operationsbafis ge- 
wönne, und daß Preußen genöthigt wäre, das Land mit großen Opfern 
wieder zu erobern, wie dies im Jahre 1848, namentlich aber in vorigen 
Jahre gefchehen ift. Diejer Gefahr, der wir ung nicht ausjegen dürfen, 
kann nur vorgebeugt werden, wenn die in Schleswig vorhandenen Streit- 
fräfte und militärischen Einrichtungen in einem organifchen Zufammenhang 

*, ©. Zwei Jahre preußifch»beutfcher Politit 1866 — 1867, herausgegeben von 
L. Hahn, Berlin, 1868. ©. 19 u. ff. 
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mit den preußiſchen fich befinden; wenn dieſes Herzogthum, in militäri- 
ſcher Beziehung, einen integrivenden Theil unferes eigenen Bertheidigungs: 
ſyſtems bildet, und wir daher in der Page find, einem erjten Angriff fchon 
dort nachhaltig zu widerjtehen und ein Feſtſetzen des Feindes dafelbft zu 
verhindern.“ — Die einzelnen Punkte, die Bismarck fordert, find dieje: 
„A. Bündniß umd Verſchmelzung der Einrichtungen des Heeres umd der 
Flotte. Der neu zu gründende Staat Schleswig Holftein ſchließt ein 
ewiges und unauflösliches Schutz- und Trutbindnig mit Preußen, vermöge 
deſſen letzteres fich zum Schuge und zur VBertheidigung der Herzogthiimer 
gegen jeden feindlichen Angriff verpflichtet, Schleswig - Holjtein dagegen 
Sr. Maj. dem Könige von Preußen die gefammte Wehrfraft beider Her: 
zogthümer zur Verfügung ftellt, um fie innerhalb der preußifchen Armee 
und Flotte zum Schuße beider Länder und ihrer Intereſſen zu verwen— 
den. Die Dienftpfliht und die Stärfe der zu der preußifchen Armee 
und Flotte von Schleswig-Holftein zu ftellenden Mannfchaften wird nad) 
den in Preußen geltenden Beftimmungen feftgeftellt, vorbehaltlich einzelner 
nach den befonderen Verhältnifjen der Herzogthüimer von Er. Maj. dem 
Könige zu bewilligender Abweichungen. Die Aushebung der Mannichaften 
wird von den preußifchen Mititärbehörden in Gemeinfchaft mit den Civil- 
behörden der Herzogthümer nach den in Preußen geltenden Grundfägen 
vorgenommen und findet auf die herzoglichen Unterthanen die geſammte 
preußifche Rriegsverfaffung Anwendung, namentlich auch alle in Preußen 
allgemein eingeführte Aushebungs- und Dienftzeitbeftinmungen, alle vegle- 
mentariſche und fonjtige Verordnungen über Servis- und BVBerpflegungs- 
weſen, Einquartierung, Erfat von Flurbeſchädigungen, alle Mobilmachungs— 
vorjdriften u. f. mw. für Frieden und Krieg. ES bfeibt dein Ermeſſen 
Sr. Maj. des Königs überlaffen, die aus den Herzogthümern auszuheben- 
den Mannschaften zu einem bejonderen Armeecorps zu formiren, oder fie, 
vorbehaltlich der Anwendung der Vorfchriften des Art. 5 der Bundes— 
friegsverfafjung, mit andern prenkiichen Truppentheilen zu verbinden, ihnen 
ihre Standauartiere in den Herzogthümern ſelbſt oder in Preußen anzu— 
weiſen und preußische Truppen, denen im Allgemeinen die freie Eircufation 
in Schleswig-Holftein in deinjeiben Make wie in Preußen zufteht, in den 
Herzogthümern zu ftationiren und die Garnifonsverhältniffe zu regeln. 
Die in die preußifche Armee und Flotte eintretenden ſchleswig-holſteiniſchen 
Unterthanen leiften Sr. Maj. dem Könige den Fahneneid und haben in 
Betreff des Avancements, der Berforgung, Penfionirung und der fonfti- 
gen mit dem kgl. Dienft verbundenen Rechte und Vortheile diefelben An— 
24* 
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ſprüche, wie die geborenen Preußen. Ebenſo ſind für die Vorbereitung 
zum Eintritt in die Armee alle preußiſchen Militär-Bildungsauſtalten den 
herzoglichen Unterthanen ganz in gleicher Weiſe offen und zugänglich, wie 
den königlichen. Dieſelben Grundſätze wie für das Landheer treten behufs 
gemeinſamer Vertheidigung zur See auch für die Marine in Kraft.“ 
B. Unterſtellung des holſteiniſchen Bundescontingents unter die Befehle 
des Königs von Preußen. C. Erhebung Rendsburgs zu einer Bundes: 
feftung. D. Territoriafabtretungen: 1) Die Stadt Eonderburg mit einem 
entfprechenden Gebiet. 2) Die Feſte Friedrihgort mit Gebiet. 3) Er: 
forderliches Terrain an den beiden Mündungen des Nordoſtſee-Kanals 
für Anlage von Befejtigungen und Kriegshäfen. E. Ausführung des 
Nordoſtſee-Kanals. F. Eintritt in den Hollverein. G. Berfchmelzung 
des Poft- und Telegraphenmwejens mit dem preußiſchen. 

Die Forderungen, welche Bismard hier ftellte, waren allerdings 
etwas ſtark. Preußen verlangte damit eine völlig unbejchränfte Verfügung 
über die ſchleswig-holſteiniſchen Meititärkräfte in einem Umfang, wie fie 
im jegigen deutfchen Reich die Neichsgewalt in allen den Staaten hat, 
welche fich nicht durch bejondere Berträge Vorbehaltsrechte gefichert haben. 
Wollte aber Preußen einen fejten ftrategiichen Stügßpunft im Norden haben, 
wie e3 nöthig war, wenn es den Beruf einer Schutzmacht für Schleswig 
und ganz Deutjchland erfüllen jollte, jo mußte e8 auf jenen Bedingungen 
beftehen. Mit Recht jagte Bismard in der Begleitungsnote an Defter: 
reih: „Ohne eine vorgängige und bindende Regelung der Verhältniſſe 
zu Preußen nach diefen Grumdjägen würden mir in der Bildung eines 
neuen Staates eine pofitive Gefahr für Preußen erkennen.“ Daß Prinz 
Friederich dieſe Bedingungen in vollem Umfang annehmen würde, hielt 
wohl Bismard ſelbſt nicht für wahrjcheinfich; ebenjowenig, daß Defter- 
veih ihm dazu vathen würde. Sehr wahrſcheinlich aber ift es, daß Bis— 
mark die Annahme von Eeiten Prinz Friederichs nicht wünfchte, und daß 
er entichloffen war, ſich aus Defterreihs Widerfprud) nichts zu machen. 

Ehe wir auf die zwilchen dem Prinzen und Preußen ge; flogenen 
Unterhandlungen eingehen, wollen wir uns die damalige Stimmung in 
Deutichland vergegenwärtigen. Wir können dies am beften thun, wenn 
wir ung zweier Auffäge erinnern, in welchen zwei namhafte Hiftorifer, 
Ludwig Häuffer und Heinrich v. Treitſchke, die entgegengefegten Richtungen 
vertraten, in welche damals >ie nationale Partei auseinanderging. Der 
erftere jprach feine Anficht aus in den „Sylvefterbetrachtungen aus Süd— 
deutſchland“, welche im erjten Heft des Jahrgangs 1865 der Preußischen 
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Jahrbücher abgedrudt find. Während er die dee der Annexion befämpft 
und den bundesjtaatlichen Anfchluß des felbftändigen Schleswig-Holſteins 
an Preußen befürwortet, erwidert ihm Treitſchke im zweiten Hefte unter 
dem Titel: „Die Yöfung der jchleswig »holfteinischen Frage" mit einer 
Empfehlung der Annerion and Rechtfertigung der Bismardiichen Politik. 
Häuſſer blit mit Wehmuth auf die Eintracht der politiichen Begeiſterung 
unmittelbar nad) dem Tode des Dänenkönigs zurüd. Er meint, damals 
babe die Nation einen jeltenen Grad von politifchem Verftand und Dis- 
ciplin gezeigt, und beklagt, daß die Höfe von Berlin und Wien jo wenig 
auf den mächtigen Impuls eingegangen feien. Daß fie einen vorzeitigen 
europätichen Conflict vermeiden wollten, fei zwar wohl recht und gut ges 
wejen, aber fie hätten doc) der nationalen Sache nichts zu vergeben ge— 
braucht, fie hätten nicht nöthig gehabt, das traditionelle Necht der Herzog- 
thümer zu ignoriren und fich gegen die nationale Begeifterung jo ablehnend 
zu verhalten. Der von den Großmächten herbeigeführte Executionsbeſchluß 
am 7. December erjcheint ihm als ein widerfinniger Akt, der im der 
Gedichte des Bundes ähnliche Epoche mache, wie die Incompetenzer— 
Härung in der hannoverischen Verfaffungsfrage. Daß Preußen den edlen 
Impuls der Nation jo wenig verwerthet habe, ift ihm ein neues denf- 
würdige8 Blatt in der Gejchichte der verlorenen Gelegenheiten. Eine 
hochſinnige Staatskunſt, die gleich im November 1863 die Sache in ihrer 
Tiefe und Macht ergriffen hätte, meint er, hätte die fchleswig-holjteinifche 
und die deutjche Frage in einem Zuge löjen können. Die Verſuche der 
Mitteljtaaten, den Bundestag aus feiner Gebrochenheit wieder aufzurichten, 
meint Häuffer, wären größerer Thatkraft und eines befjeren Erfolges werth 
gewejen. Der Triasgedanfe fei damals vollkommen berechtigt und durch 
den nationalen Zweck motivirt geweſen; man hätte fich mit allen gefunden 
Elementen der Vollsbewegung verjtändigen, das gute Recht der Herzog: 
thümer auf die Fahne jchreiben, eine Volf3vertretung der dritten Gruppe, 
de3 fogenannten reinen Deutjchlands, einberufen follen. Daß von all dem 
nicht geſchehen fei, daß es im den entjcheidenden Kreifen theil® an der 
Thatfraft, theil3 am guten Willen gefehlt habe, erfennt Häuffer als eine 
allgemeine Verſchuldung an, und erachtet es als den bedentenditen Erfolg 
der preußiſchen Politik, daß fie den Bundestag in gründlichen Mifcredit 
bei aller Welt gebracht, die Kleinftaaterei in ihrer politifchen Unzuläng- 
lichkeit enthüllt und das Bewußtſein davon auch dort lebendig gewedt 
habe, wo man fi am higigften dagegen fträubte, in Hannover, in Wir: 
temberg und vor Allem in Bayern. Aber er fürchtet, Bismarck fünnte 
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doch, wenn auch die Gerüchte, daß er an die praktiſche Wiederaufnahme 
der deutſchen Verfaſſungsfrage denke, guten Grund haben mögen, die Er— 
fahrung machen, daß es viel leichter ſei, das Vorhandene in ſeiner Blöße 
zu zeigen, als Neues zu ſchaffen. In Beziehung auf die Frage, welche 
damals unmittelbar zur Löſung drängte, nämlich über das Schickſal Schles— 
wig-Holfteins, antwortete er, fie dürfe nicht länger unentſchieden bleiben, 
das Yand müſſe felbjtändig oder preußifch werden. Unter jelbjtändig ver- 
jtehe er aber nicht, daß ein neuer Großherzog zwijchen Nord» und Djtfee 
gejetst werde, um die Pojition Mecdlenburgs und Hannovers gegen Preußen 
nachzuahmen und zu verftärfen. Auch wünſche er Kiel, Rendsburg und 
Schleswig nicht der Bundesleitung anvertraut, fondern unter den Schuß 
Preußens geftellt. Die Gründe, die Preußen in diefer Richtung habe 
vernehmen lafjen, feien vollfonmen zutreffend, nur führe ihre Confequenz 
nicht zur Annerion, ſondern lediglich zu einer engeren ftaatsrechtlichen 
Verbindung. 

Wenn man damals fo häufig forderte, Schleswig-Holſtein ſolle ſich 
in der Art an Preufen anfchliegen, daß es ihm die diplomatifche, mili- 
tärifche und maritime Yeitung überlafje, fo lag bei der bundesftaatlichen 
Fraction der nationalen Partei der Gedanfe im Hintergrund, es jolle 
damit ein Anfang gemacht werden für eine auf alle deutjchen Staaten 
auszudehnende ftaatsrechtliche Verbindung mit Preußen. Schleswig-Hol- 
ftein hätte für alle übrigen das Mufter zur Form des Anſchluſſes an 
Preußen abgeben jollen, und man wollte ihm daher nur einen jolchen 
Anschluß zumuthen, der auch auf alle andern Staaten Anwendung finden 
fonnte. Auf diejes bundesftaatliche Programm meist denn auch Häuffer 
am Schluß feiner Abhandlung hin im Gegenſatz gegen diejenigen Freunde 
preufifcher Führung, die zunächſt eine Vergrößerung Preußens durch 
Annerion empfahlen. Zu den letteren gehörte Treitichfe, und er be— 
leuchtete von dieſem Gejichtspunft aus die ſchleswig-holſteiniſche Frage. 
Er erfannte an, daß die Einjegung des Prinzen von Auguftenburg auf 
den Thron von Schleswig: Holjtein wohl im pojitiven Necht begründet 
wäre, führte aber mit jchlagenden Gründen aus, daf das, was vor alten 
Zeiten Hecht gewejen, dem Wohle Deutjchlands ſchnurſtracks zumiderlaufe. 
Man babe nicht die mindefte Bürgfchaft, ‘daß der etwaige neue Groß— 
herzog, auf dejfen nationale Geſinnung Treitfchke freilich ein jehr geringes 
Vertrauen jest, feine Couveränität zum Bortheil deutfcher Intereſſen ge: 
brauchen würde „Soll," ruft er aus, „das Blut anf Alfen und den 
Düppler Schanzen darım gefloffen fein, damit diefer Krieg mit einem 
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parlamentarifchen Poſſenſpiel endige?" — „Um Deutjchlands wichtigjte 
Intereſſen zu wahren, bleibt nur ein im guten Sinne revolutionärer Ent— 
ſchluß übrig. Man muß den Nechtsboden verlaffen. Die bundesstaatliche 
Unterordnung Schleswig-Holfteins unter Preußen ift aber eben jo revo- 
lutionär, eben jo widerrechtlich, wie die Annexion. Unbegreiflich, daß jo 
viele unjerer politischen Freunde dieje einfache Wahrheit überjehen. In 
dem Chaos unſeres Bundesrechts ift vielleicht nur ein Punkt über jeden 
Zweifel erhaben: die Souveränität der Dynaſtieen und die völferrechtliche 
Natur des Bundes." — „Steht e8 aber fo, ift es geboten, den Rechts: 
boden zu verlajien, jo bleibt lediglich die politifche Erwägung übrig, wie 
durch den nothwendigen Nechtsbruch eine dauerhafte, für das Vaterland 
beiliame Ordnung gegründet werden kann.“ Gegen die Selbjtändigfeit 
Schleswig. Holfteins macht ZTreitjchfe ferner mit Necht auch geltend, daß 
ein Kleinſtaat nicht im Stande fei, die vielen wichtigen Aufgaben der 
inneren Reform zu bewältigen, die in beiden Herzogthümern vorliegen, 
deren innere Zuftände nicht viel bejier als die Medlenburgs jeien. Bon 
einem bundesstaatlichen Verhältniſſe könne bei der Unterordnung, die man 
von Schleswig-Holjtein gegen Preußen fordere, ehrlicher Weiſe nicht die 
Nede fein. Dem einen Theil würden nur Rechte, dem anderen nur 
Pflichten obliegen. Für alle Opfer würde Schleswig nicht einmal das 
ärmlihe Recht erhalten, durch eine parlamentarijche Vertretung indirect 
einzumirfen auf die Yeitung feines Heeres und feiner auswärtigen Vers 
hältniſſe. Man könne nicht einen befonderen ſchleswig-holſteiniſch-preußiſchen 
Neichstag einrichten. Ein fo untergeordnetes Schleswig - Holjtein würde 
nur ein Vaſallenſtaat Preußens fein. Das wäre aber feine ehrenhafte 
Zumuthung an einen ehrenhaften deutjchen Staat. Es wäre etwas ganz 
Anderes, wenn 18 Millionen Nichtpreußen gemeinjam unter Preußens 
militärische Yeitung gejtellt wirden, als wenn ein einzelner Staat feiner 
Milttärhoheit ganz beraubt jei. Auf den Einwurf, man dürfe von Stand» 
punkt des Yiberalismus aus das Selbftbejtimmungsrecht eines Volkes nicht 
mißachten, antwortet Treitſchke, man könne ſchon aus Nechtsgründen den 
Schleswig-Holſteinern kein ausſchließliches Selbſtbeſtimmungsrecht zuge— 
ſtehen. Die Schleswig-Holſteiner ſeien ja keine ſelbſtändige Nation, ſon— 
dern nur ein Bruchſtück des niederſächſiſchen Stammes. Die Einheits— 
partei dürfe nicht zugeben, daß ein Theil Deutichlands kraft fouveräner 
Machtvollkommenheit Beſchlüſſe faſſe, welche für die Zukunft des ganzen 
Baterlandes verhängnigvoll werden können. Ueberdies bezweifelt Treitichke, 
daß die ganze ſchleswig-⸗holſteiniſche Bevölkerung darauf erpicht ſei, auguſten— 
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burgiſch zu fern und zu bleiben. Die ganze hofjteinifche und ein Theil 
der fchleswigifchen Preſſe jtehe unter dem Einfluß des auguftenburgifchen 
Preßbüreaus. In Südſchleswig herriche eine den preußifchen Annerions- 
gedanfen gar nicht ungünftige Stimmung. Auch das müſſe man jich vors 
halten, daß Unzählige dem Haus Auguftenburg treu bleiben wollen, weil 
jie dem Herzog gehufdigt haben, indem fie dies lediglich für das einzige 
Mittel zur Befreiung von Dänemark gehalten haben. Der Herzog felbft 
babe hoch und heilig verjichert, er wiirde das Erbrecht feines Hanſes nicht 
geltend machen, wenn dafjelbe nicht zuſammenfiele mit den heiligften In— 
terefjen der deutjchen Nation. Sept habe der überrajchende Gang der 
Ereigniffe gezeigt, daß diefe Vorausſetzung irrig gewejen fei. Wenn jene 
Verſicherung des Herzogs Ernſt gewejen fei, jo müfje er den hochherzigen 
Entichluß der Entjagung faſſen, die Holjteiner ihres Eides entbinden, und 
raſch werde ſich die Yage des Yandes zum Heile Deutſchlands ändern. 
Schließlich fommt ZTreitichfe zu dem Ergebniß, Preußen werde weder die 
Annexion noch die bundesftaatliche Unterordnung Schleswig-Holfteins er- 
reichen, wenn es nicht feine volle Kraft dafür einfege; nun liege es im 
Mejen eines gefunden Staatsegoismus, daß er nur dann die äußerſten 
Mittel aufbiete, wenn ihm eine reale unzweifelhafte Machterweiterung 
winfe, Die jchleswig-holfteinifche Verwicklung werde ſich zulett zu der 
Frage zufpigen: ein ſouveräner Mittelſtaat oder eine preußifche Provinz 
zwijchen Nord: und Oſtſee? Stehe aber die Frage jo, dann ſeien die 
Mitglieder der nationalen Partei Mann fin Mann verpflichtet, die legi- 
timiftijchen NRiücdjichten über Bord zu werfen und für die Annerion zu 
jtimmen, 

Dies waren die Anfichten und Auffaffungen, über die ſich die Par- 
teien in der Preſſe und in den perjünlichen Erörterungen ftritten. Sehen 
wir zu, wie die zumächit Betheiligten, Bismard und der Herzog Friederic) 
und feine Anhänger fich dazu verhielten. Zunächft traten die Mitglieder 
des engeren Ausschuffes der fchleswig-hoffteinischen Vereine und des 56er 
Ausſchuſſes am 26. März 1865 zu einer Berathung in Berlin zufammen, 
um zwiichen den Forderungen Preußens und den Anfprüchen Herzog 
Friederichs zu vermitteln, und vereinigten fich zu einem Compromiß, das 
den größten Theil der Februarbedingungen zugejtand, aber folgende drei 
Punkte als unanncehmbar bezeichnete: 1) Die Ableitung des Yahneneides 
an den König von Preußen. 2) Die Uebertragung der preußiſchen Armee: 
Drganifation und Mifitärgefeßgebung auf Schleswig-Holſtein ohne Mit: 
wirkung der jchleswig-boffteinifchen Staat3gewalten. 3) Vermaltung des 
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Zoll:, Bot: und Telegraphemvejeus durch andere als die eigenen Yandes- 
behörden. Der Prinz von Auguftenburg felbft legte in einer Denkfchrift, 
welche er am 31. März an feinen Agenten, den Yandrath v. Ahlefeldt, 
richtete, ſeine Anficht nieder. Er kam darin ſcheinbar den preußiſchen 
Forderungen mit aller billigen Anerkennung entgegen, wies aber die mili— 
täriſchen Kernpunkte vollſtändig zurück, und gewährte nichts, was in dieſer 
Beziehung für Prenßen von realer Bedeutung geweſen wäre. 

Es war Bismarck ohne Zweifel willkommen, daß der Erbprinz auf 
die Februarvorſchläge nicht einging, denn ev hatte ſich nur auf den dringen» 
den Wunſch des Königs und des Kronprinzen von Preußen zu einer Aus— 
funft verftanden, welche die Intereſſen Preußens und Deutjchlands mit 
den Wünſchen und Anſprüchen des Prätendenten zu verbinden fuchte. 
Wären die Februarbedingungen einfach angenommen worden, jo wäre 
Preußen moralijch verpflichtet gewejen, dem Herzog die Beſitznahme Schles- 
wig-Holfteins einzuräumen und jie gegen etwwaige Gegner zu vertreten und 
zu erfämpfen. Der Herzog jcheint jedoch von diefer Sachlage nicht ges 
börig unterrichtet und durch den Rath feiner Umgebung, fowie durch 
öjterreichifche Einflüffe in der Täufchung befangen gewefen zu fein, e8 
laffe fih von jenen VBorjchlägen etwas herunterhandeln. So fehr e8 
auch jeinem fürftlichen Bewußtſein widerjtreben mochte, ſich zu einer ſolchen 
Ausnahmeftellung zu verjtehen, jo würde ev doch ohne Zweifel eine be— 
dingte Souveränität der gänzlichen Ausſchließung vergezogen haben. Hätte 
er vollends voransjehen können, was anderthalb Jahre fpäter gekommen 
ift, daß das ganze nichtpreußifche Norddeutjchland in die von ihm abge— 
lehnte Abhängigkeit von Preußen gerathen würde, jo würde er ohne Zweifel 
zugegriffen haben. Dejterreid erkannte die theilweife Berechtigung der 
Februarbedingungen an, erflärte aber, die Schöpfung eines halbjouveränen 
Staates, defjen Fürft weſentlicher Hoheitrechte ermangeln wiirde, ohne 
die er nicht Mitglied des deutjchen Bundes fein könnte, nicht zugeftehen 
zu dürfen. Geeignete Taufchobjecte, durch welche Dejterreihs Eiferjucht 
auf Preußen bejchwichtigt werden könnte, wollten ſich auch nicht finden 
laffen. Es war der Vorſchlag gemacht worden, Preußen jolle die ſchle— 
fiihe Grafſchaft Glatz an Dejterreich abtreten, aber Bisinard war zum 
Voraus nicht geneigt, Defterreich zur Erwerbung weiteren deutjchen Landes 
die Hand zu bieten. Er war von der Ueberzeugung geleitet, daß die 
ichleswig-hoffteinifche Frage doch nur im Zufammenhang mit der deutjchen 
gelöst werden könne; das Verhältniß mit Dejterreich mußte über kurz oder 
lang zur Entfcheidung kommen, und davanf arbeitete nun Bismard hin. 
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Die Verhandlungen am Bundestag nahmen ihren Fortgang. Am 
27. März 1865 ftellten die Negierungen von Bayern, Sachſen und Heſſen— 
darmitadt den Antrag, die Erwartung augzujprechen, daß der Erbprinz 
von Auguftenburg in die Verwaltung Holjteins eingejegt werde. Oeſter— 
reich wollte diefen Antrag am 6 April zur Abſtimmung gebracht willen, 
aber Preußen verlangte die Verweiſung an einen Ausſchuß, da eine vor— 
ergebende Prüfung des Erbrechts nöthig je. Die Anficht Oeſterreichs 
drang durch, und am 6. April wurde jener Antrag mit 9 gegen 6 Stim— 
men zum Bejchluß erhoben. Dejterreich erklärte, daß es ja ſchon nad) 
dem Friedensſchluß bereit gewefen fei, die erworbenen Rechte an den Prin- 
zen Friederich abzutreten, daß aber Preußen nicht darauf eingegangen fei, 
und daß es auch jetzt noch dazu bereit fei, wer Preußen zuſtimme. Die— 
jes zeigte fich zur Verftändigung geneigt, die aber bedingt fei durch Prü— 
fung aller, auch der preußijchen Erbanfprüche. Einftweilen werde es Die 
Rechte an dem gemeinfamen Bejig wahren, bis eine der eigenen Ueber— 
zengung und den Intereſſen Aller entjprechende Löſung erfolgt fe. Es 
könne übrigens ſchon jett erklären, daß die Erfüllung der im Bundesbe— 
ſchluß ausgefprochenen Erwartung nicht in Ausficht ftehe. Da die An: 
bänger des Prinzen von Auguftenburg ſich gegenüber von Preußen immer 
wieder darauf beriefen, daß es ja felbjt auf der Londoner Conferenz die 
Bereinigung Schleswigs und Holiteins unter dem Prinzen Friederich vor— 
geichlagen habe, erklärte der preußifche Bevollmächtigte, es fei dies nur 
ein für die damalige Lage vorgejchlagener Ausweg gewefen, jegt da Preu— 
gen durch das Recht der Eroberung in den Mitbejig Schleswig- Holfteing 
gefommen und der Großherzog von Oldenburg mit Anfprüchen aufgetre- 
ten jei, die aller Beachtung werth feien, ftehe die Sache anders. 

Noch immer entbehrte Preußen der Unterftügung des Abgeordneten- 
hauſes für feine auswärtige Politik. Bei Eröffnung der neuen Seffton 
in der Mitte Januars 1865 hatte man auf eine Verſöhnung gehofft; 
der König hatte in der Thronrede den dringenden Wunſch ausgeſprochen, 
dag der Gegenfag, der in den legten Jahren zwiſchen Regierung und 
Bolfsvertretung obgewaltet habe, feine Ausgleichung finde; er hoffe, die 
bedeutungsvollen Ereignifje der jüngften Vergangenheit werben dazu bei: 
getragen haben, die Meinungen über das Bedürfniß der verbeſſerten Or- 
ganijation des Heeres, die jich in einem fiegreich geführten Kriege bewährt 
habe, aufzuflären. Auch der Präfident Grabom gab in feiner Bewill- 
fommnungsrede der Befriedigung über die ruhmvollen kriegeriſchen Ereig- 
niſſe Ausdrud und rühmte, daß nun die Scharte von Olmüg ausgewegt, 


Erklärung Noons über den Kieler Hafen. 379 


Preußens verpfändete Ehre auf Schleswigs Fluren eingelöst jei, aber 
in der Rede nach feiner Wiederwahl zum Bräfidenten verfiel er wieder 
in den alten oppojitionellen Ton gegen die Regierung. Eine Folge da- 
von war, daß auch das Minifterium nicht weiter entgegenfam. Bei Ge- 
legenheit der Adrefdebatte erklärte der Minifter des Inneren Graf Eufen: 
burg, daß ein Nachgeben in der Militärfrage ganz unmöglich jei. Die 
Könige von Preußen würden länger bejtehen als die dreijährigen Sigungs- 
perioden des Abgeordnetenhaujes. Bismard jprach in dieſem fein Wort, 
würdigte dagegen das freundlicher gefinnte Herrenhaus einer Nechenjchaft 
über den dänischen Krieg und die öfterreichiiche Allianz, über deren Mo— 
tive er eimige Aufichlüffe gab, deren wir jchon oben gedacht haben. Die 
Adrefie des Herrenhaufes brachte dem Könige die volle Anerkennung der 
Heeresreform entgegen und jagte: „In den ruhmvollen Erfolgen der preu- 
ßiſchen Waffen erfennen wir mit gerechtem Stolz eine erjte Frucht der 
neuen Heeresverfafjung, welche E. f. M. eigenftes Werk ift." Im Ver— 
laufe diefer Sigungsperiode gab der Kriegsminijter auch einige gewichtige 
Andeutungen über die Annerionsplane. Bei Gelegenheit einer Vorlage 
zu außerordentlichen Geldbewilligungen für die Marine am 5. April 1865 
jagte er: da Preußen gegenwärtig im Bejig eines für die Zwecke ber 
Kriegsmarine wohlgeeigneten Hafens und entjchloffen fei, im Befit dieſes 
Hafens zu bleiben, jo werde vorläufig von der Begründung eines bejon- 
deren Hafenetablifjements an der preußiſchen Dftjeefüfte Abjtand genom— 
men. Dieje Aeußerung verurjachte im öfterreichifchen Yager. große Auf: 
regung. Man mußte wohl, daß damit der Kieler Hafen gemeint jei. Am 
24. März war an die preufiihe Marineftation in Danzig der Befehl 
ergangen, diejelbe nach Kiel zu verlegen. Da nicht nur eine größere An: 
zahl von Kriegsichiffen, jondern auch das Bureau des befehligenden Ad- 
mirals, das Seebataillon und die Matroſenreſerve in Kiel untergebracht 
werden mußten, jo wurden große Grundftüce angefauft, um verjchiedene 
Bauten auszuführen und Befeftigungen anzulegen. Als nun die Aeuße— 
rung des preußifchen Kriegsminifters befannt wurde und man daraus er: 
fannte, wie es mit den Zurüftungen in Kiel gemeint fel, ließ die öfter: 
reidische Regierung am 14. April durch ihren Gejandten in Berlin Pro- 
teft erheben gegen jene Aeußerung und dabei ihr Mitbefitrecht jehr ernſt 
betonen. Bismard antwortete: die Behandlung der Marinevorlage ſei 
eine Sache, die zwiſchen der preußifchen Negierung und Volksvertretung 
ichwebe und daher fein Gegenjtand diplomatischer Unterhandlung fei. Auch 
in Holſtein jelbft trat die öfterreichifche Regierung den preußiichen Vor: 
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fehrungen entgegen; der öjterreichiiche Eivilcommiffär Halbhuber verwei- 
gerte dent preufiichen Civilcommiffär Baron v. Zedlig die Beihilfe und 
Zuftimmung zu den angeordneten Vorbereitungen und erflärte, daß kraft 
des öfterreichiichen Meitbefiges von dem preußiichen Commiſſär feine die 
öffentlichen Angelegenheiten der Herzogthümer betreffende Verfügung ein- 
jeitig erlaflen werden Fönne; er erjuche daher die Yandesregierung, die ver— 
fügte Anordnung zurüdzunehmen Nun wurde zwijchen Berfin und Wien 
verhandelt, Preußen berief fich auf fein Meitbefigrecht und erklärte ſich 
bereit, die Bejagung in den Herzogthümern im Verhältniß des Zuwachſes 
an Seejtreitfräften vermindern zu wollen. Oeſterreich wollte nun dagegen 
feine weitere Einfprache erheben, bejtritt aber die Berechtigung einer blei— 
benden Feſtſetzung Preußens in Kiel. Indeſſen ließ man immer mehr 
Kriegsichiffe kommen, preußiihe Offiziere fuhren, ohne auf den Proteft 
de3 öjterreichiichen Civilcommiſſärs zu achten fort, ihre Vermefjungen für 
die Hafenanlagen zu machen, und bejegten die Seefefte Friedrichsort. Gleich— 
zeitig machte Preußen der öfterreichifchen Negierung den Vorſchlag, eine 
ichleswig-holfteinische Ständeverjammlung einzuberufen, verband aber da— 
mit das Anfinnen, Oeſterreich jolle zur Ausweifung des Erbprinzen aus 
den Herzogthümern die Hand bieten, da derjelbe auf die Wahlen und 
Berhandlungen einen ungebührenden Einfluß ausüben könnte. Dieſe 
Beſorgniß war nicht unbegründet, denn aus dem Anhang des Herzogs, 
der fih in Kiel gejammelt Hatte, hatte fi eine fürmliche auguften- 
burgijche Nebenregierung gebildet, die überdies, von Dejterreich begün- 
ftigt, in Holjtein mehr Gehör fand, als der preußifche Eivilcommiffär, 
ein fteifer ftrammer preußifcher Yandrath, der die Gabe jic beliebt zu 
machen überhaupt nicht beſaß. Defterreich weigerte fi, zur Entfer- 
nung des Herzogs behilflich zu fein, auch wurde von den Holfteinern 
mit offenem Widerftand gedroht, wenn man zur Entfernung des Herzogs 
Gewalt anwenden würde. Die Oppofition gegen Preußen fteigerte fich 
zujehendg, und man konnte damals in Holftein das Wort hören: „lieber 
däniſch als preußiſch.“ Herr v. Zedlig erhielt die Weifung zu energi- 
Ihem Auftreten gegen die auguftenburgijche Agitation. Da befonders die 
Preſſe ein Werkzeug derjelben war, jo ließ er den Redacteur der in Al: 
tona erjcheinenden fchlegwig-holjteinischen Zeitung, Mai, einen geborenen 
Sclefier, am 25. Yuli verhaften, und einem anderen Yournaliften, Dr. 
Julius Freſe aus Weftfalen, der zugleich Mitglied des preufifchen Ab— 
geordnetenhaufes war, ankündigen, er habe binnen 24 Stunden das Her- 
zogthum zu verlaffen. Der öſterreichiſche Civilcommiſſär Halbhuber, au 
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den jih nun die Verfolgten wandten, protejtirte gegen dieje Maßregel und 
verlangte Befreiung des Verhafteten und Zurücknahme des gegen Freſe 
erlaſſenen Ausweijungsbefehles, mas aber den beiden Betroffenen nichts 
half. Zwiſchen den Bertretern der öfterreichifchen und preußiichen Regie— 
rung in den Herzogthiimern herifchte von nun an eine Art Kriegszujtand 
und die gemeinfame Herrichaft war nicht mehr haltbar. 

Ein neuer Verſuch des Bundestags, die Löſung der jchleswig - hol- 
fteinifchen Frage zu fürdern, zeigte jich, wie nicht anders zu erwarten, 
als unwirkſam. Als am 27. Juli Bayern, Sachſen und Heifendarmftadt 
den Antrag ftellten, an Defterreih und Preußen die Anfrage zu richten, 
welche Schritte fie beabjichtigen, und namentlich, ob fie geſonnen jeien, 
eine aus freien Wahlen hervorgehende allgemeine Bertretung der Herzog: 
thümer zu berufen und ihr Votum zu vernehmen, wurde diefer Antrag 
an den holjteinifchen Ausſchuß verwiefen, der aber erklärte, er werde in 
diefer Angelegenheit feinen Vortrag mehr erftatten. 

Bismarck machte ſich bereit3 darauf gefaht, daß die jchwebende Trage 
durch einen Krieg entjchieden werden müſſe. Die europäifche Yage Preu— 
Bens war nicht ungünftig.. Die Beziehungen zu Franfreic) waren fremd: 
lid. Der Abſchluß des preufifch-deutich-franzöfiichen Zollvertrags hatte 
viel dazu beigetragen, und nun hatte Preußen zunächit aus volfswirth- 
ſchaftlichen Gründen auch einen Handelsvertrag des Zollvereind mit Ita— 
lien in Anregung gebracht, der eine politifche Anerkennung des neuen 
Königreih8 von Seiten Preußens und der Zollvereinsftaaten, und zwar 
auch der Defterreich zugeneigten, in ſich fchloß, was von Seiten Frank: 
reichs als eine neue Gefälligfeit aufgefaßt wurde. Dagegen hatte fich 
Defterreih den Wünſchen Franfreihs in Beziehung auf Italien fortwäh: 
rend ungefügig gezeigt. Nicht nur wollte Defterreihh von einer Anerfen- 
nung Italiens nichts willen, fondern auch auf das Anfinnen einer Ab- 
tretung Venetiens gegen Geldentihädigung nicht eingehen. Und während 
Frankreich den Verſuch einer Ausſöhnung zwifchen dem Hofe von Florenz 
und der römifchen Curie jehr begünftigte, arbeitete Defterreih nad Kräf: 
ten entgegen. Im Sommer 1865 jandte alien einen Unterhändler, 
Begezzi, nad) Rom, der über einzelne kirchliche Differenzen einen Ausgleich 
herbeiführen follte; diefe Miſſion fcheiterte und man gab in Paris nit 
mit Unrecht hauptſächlich den Einmwirfungen des öfterreichifchen Inter— 
nuntius v. Bach die Schuld. Dies verftimmte Napoleon fo jehr gegen 
Defterreih, dak er im Falle eines Krieges diefer Macht mit Preußen 
Defterreich feine Unterftügung gewährt haben wiirde. Ueberdies gab er 
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zu verjtehen, daß er einer etwaigen Annexion der Herzogthümer nicht in 
den Weg treten würde. Die Hoffnung auf Compenfationen, Plane auf 
Erwerbung Belgiens und deutſcher Gebietstheile auf dem linken Rhein: 
ufer, die er mit Hilfe Preußens machen zu können glaubte, bejtimmten 
auch damals feine Politif. England wollte den vergeblichen Verſuch, 
Frankreich zur Antervention zu beftimmen, nicht widerhofen, und eben jo 
wenig auf eigene Hand zu Gunften des Auguftenburgers gegen Preußen 
einjchreiten, obgleich bei Hofe Neigung dazu vorhanden war. Rußlands 
Neutralität war ebenfalls gejichert, ja man glaubte fogar, im Fall eines 
Miferfolges gegen Defterreih, auf deffen Hilfe rechnen zu können. Bon 
dem dentichen Mittelftaaten war zwar anzunehmen, daß fie im Fall eines 
Eonflict3 auf Seiten Oeſterreichs ftehen würden, aber ob fie es zu eimer 
gemeinfamen, feſt geeinigten Politik in diefer Nichtung bringen, ob fie un- 
bedingt mit Dejterreich gehen mwiirden, das war doch jehr die Frage. Unter 
diejen Umftänden glaubte Bismard einen Krieg mit Defterreih, in dem 
er immer mehr das einzige Mittel zur Löfung der fchleswig-holfteinifchen 
und der deutichen Frage fah, nicht länger vermeiden zu müjlen. 

Das größte Hinderniß war der innere Conflict. So überzeugend 
auch die Erfolge in Schleswig die Bedeutung des Heeres und die Zweck— 
mäßigfeit der Neorganifation ins Licht gefett hatten, jo beharrte die Ma- 
jorität des Yandtags immer nod auf ihrem Widerfprud. Die Milttär- 
commiſſion beantragte die Ablehnung des Militärgefeges, das die Negierung 
am 8. Februar umverändert wieder vorgelegt hatte. Bei den Verhand— 
lungen, die vom 28. April bis 5. Mai in dem Abgeordnetenhaufe darüber 
geführt wurden, gab fich der Kriegsminifter v. Roon die größte Mühe, 
das Recht der Regierung und das Berhältnig Preußens zu Deutjchland 
Kar zu machen, aber ohne Erfolg. Zwei vermittelnde Vorſchläge des 
Oberſten dv. Stavenhagen und des Generals v. Bonin fanden weder von 
Seiten der Negiernug noch von Seiten des Abgeordnetenhaufes die nöthige 
Unterftügung. Der Berichterjtatter der Militärcommiffion, Profeſſor Gneift, 
erflärte: ohne das Zugeſtändniß der zweijährigen Dienftzeit jei feine Ber- 
ftändigung möglih. Offen und ehrlich bringe das Haus der Regierung 
jeine Bedingungen entgegen, unter denen es beveit jei, feine Zuftimmung 
zur Organijation zu geben. Heute noch jei unter diefer Bedingung eine 
Mehrheit für die Annahme des Geſetzes, aber dieſe Mehrheit jchwinde 
von Monat zu Monat immer mehr zujammen. Bei der Abſtimmung 
wurde zuerjt der Artikel des Militärgefetes, welcher von der Dauer der 
Dienftpflicht handelte, vorgelegt und mit 258 gegen 33 Stimmen verworfen, 
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Nun erklärte der Negierungscomuniffär, daß die Negierung nach Ableh— 
nung diefes Punktes fein weiteres Intereſſe an der Discuffion umd Ab» 
ftimmung babe, und bei der Schlufabftimmung wurde das ganze Geſetz 
mit derjelben Majorität verworfen. Das gleiche Schidjal hatte am 2. Juni 
die Marinevorlage, darunter die ſechs Millionen Thaler, welche für Be— 
feftigung des Kieler Hafens verlangt worden waren. Ebenſo wurde der 
Militäretat mit den bisher aufgewendeten Reorganifationskoften am 8. Juni 
mit 207 gegen 22 Stimmen verworfen. Daß alle diefe Ablehnungen 
nicht blos auf verfchiedener Anficht über die fachlichen Fragen beruhten, 
fondern auf principieller Oppofition gegen das Minifterium, zeigte die 
Majorität dadurch, daß fie auch die Kriegsfoften nicht vermwilligte und 
damit den ganzen vuhmreichen Krieg gegen Dänemark und die auswärtige 
Bolitif des Minifteriums verurtheilte. Die Regierung hatte am 9. Mai 
eine Denkichrift über die außerordentlichen durch den Krieg gegen Dänemark 
veranlakten Ausgaben vorgelegt, theils um finanzielle Nechenichaft zu geben, 
theil8 um die Kammer zu einer Aeußerung über die bisher befolgte Politik 
und die Annerionsfrage zu nöthigen. Aber die Kammer vermied es beharr- 
lich, fich darüber auszujprechen, die Fortichrittspartei that als ob ihr die 
ganze jchleswig-holfteinifche Frage gleichgiltig wäre, und Walde verhöhnte 
geradezu das Intereſſe daran. Andere, die fich eigentlich der in Ausficht 
ftehenden Erwerbung freuten, wollten doch dem Minifterium nicht den Ge: 
fallen thun, feine Erfolge anzuerkennen, und fprachen, als ob fie blos für 
das Erbrecht des Augujtenburgers und das Selbftbeftimmungsrecht des 
jchleswig-holfteinischen Volkes zu forgen hätten. In Betreff der Kriegsfoften 
aber beantragte die Commiſſion, der Regierung für die zum Behuf der 
Kriegsführung gefchehene Entnahme von Geldern aus dem Staatsichat 
feine Indemnität zu gewähren, fondern den ganzen Aufwand für verfaſſungs— 
widrig zu erklären. Nur vereinzelte Stimmen machten eine vernünftigere 
Anficht geltend. Der Abgeordnete Wagener von der äußerſten Mechten, 
der Redacteur der Krenzzeitung, beantragte: das Haus folle die von ber 
Regierung begehrte nachträgliche Zuftimmung zu der Verwendung ber 
Gelder für die Kriegsführung erklären und die Erwartung ausiprechen, 
daß die Staatöregierung die Elbherzogthümer, nöthigenfalls unter Abfin— 
dung des Erbprätendenten für Preußen erwerbe. Auch eine Heine Fraction 
der Fortſchrittspartei fprach fich in diefem Sinne aus. Der Abgeordnete 
Michaelis brachte einen auch von dem Hiftorifer Mommfen, einem gebo- 
renen Schleswiger, unterftügten Antrag ein, welcher forderte, daß die Con— 
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ſtituirung der Herzogthümer nur unter ſolchen Maßnahmen ſtattfinde⸗ 
welche eine unauflösliche Verbindung mit Preußen feſtſtellen, und daß 
der Schutz der Nordgrenzen Deutſchlands in Preußens Hände gelegt und 
die zu dieſem Zwecke nöthigen territorialen, finanziellen, maritimen und 
militäriſchen Vorbedingungen gewährleiſtet werden. Aber dieſe vernünf— 
tigen Stimmen fanden kein Gehör, weder der Antrag Wageners, noch 
der von Michaelis erhielt eine Mehrheit, obgleich letzterer von einem 
Hauptrebner der Kammer, K. Twejten, unterftügt wurde; vielmehr wurde 
am 13. Juni der Antrag der Commifjion mit großer Mehrheit angenommen. 

Durd) diefes negative Verhalten, durch diefe demonftrative Theil- 
nahmlojigfeit an einer fo wichtigen Angelegenheit des preußiſchen Staates 
verzichtete die Kanımer auf weiteren politiihen Einfluß, und gab damit 
dem Minifterium das Necht, ſich nicht weiter um den Widerfprud und 
das Votum des Abgeordnetenhaufes zu finmmern Der Zwed der Oppo- 
fition, das Minifterium zu ftürzen, wurde dadurch jo wenig erreicht, daß 
fie vielmehr zur Befeftigung deſſelben diente. Mit diefem Bewußtſein 
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Negierung Er. Majeftät wird, unbeirrt durch feindfeligen und maßloſen 
MWiderftand in Rede und Schrift, ftarf im Bewußtſein ihres guten Rechtes 
und ihres guten Willens, den geordneten Gang der öffentlichen Ange: 
legenheiten aufrecht erhalten umd die Intereſſen des Yandes nach aufen 
wie nad) innen Fräftigft vertreten. Sie lebt der Zuverficht, daß der Weg, 
den fie bisher innegehalten, ein gerechter und heilfamer gewejen ift, und 
daß der Tag nicht mehr fern fein kann, an welchem die Nation, wie be- 
reit8 durch Tauſende aus freier Bewegung kundgewordene Stimmen ge- 
chehen, jo auch durch den Mund ihrer geordneten Vertreter ihrem könig— 
lichen Herrn Dank und Anerkennung ausjprechen werde.“ 

In der deutjchen Preſſe machte ſich jet ein entjchiedener Umſchwung 
zu Gunſten der preußischen Politik bemerflih. Namentlih in den Preu- 
Bifchen Fahrbüchern und in den Grenzboten wurde diefe Richtung vertreten. 
Mommſen erließ ein Sendichreiben an feine Wahlmänner in der Stadt 
Halle und im Gaalefreis, worin er die Februarforderungen Bismards 
rechifertigte und das particuläre Selbitbejtimmungsreht der Schleswig: 
Holjteiner befämpfte. Treitſchke ließ feinem Artikel im Februarheft der 
Preußiſchen Jahrbücher im DOftoberheft ein jehr einfchneidendes Wort über 
„Die Parteien und die Herzogthiimer" folgen, worin er nachwies, wie ſehr 
die Errichtung eines jelbjtändigen Staates Schleswig: Holjtein den deutfchen 
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Jutereſſen miderftreiten würde, und daß die Einverleibung der Herzog: 
thümer in den preußifchen Staat der einzig richtige Weg ſei. 

Für den Fall eines Kriegs zwiichen Preußen und Defterreich war 
man in den Meittelftaaten feineswegs ganz Har, auf welche Seite man 
fih zu ftellen habe. Die Minifter in Dresden und München wollten 
feine definitive Enticheidung -zwijchen den Großmächten, denn die Bedeu: 
tung ihrer Staaten beruhte ja auf der Fortdauer des Dualismus; fie 
bemühten fi) daher ernftlich für Vermittlung und Vermeidung des Krieges. 
Beuft, der ſich ſchon längft zur Yeitung der mittelftaatlichen Politik be- 
rufen glaubte, beeilte fich, die Vermittlung in die Hand zu nehmen Nun 
glaubte der bayeriihe Bundestagsgejandte von der Pfordten, der zunächſt 
eine abwartende Stellung hatte einnehmen wollen, jenem doch zuvorfommen 
zu müſſen und reiste Ende Juli's nah Salzburg, um mit Bismard, 
der auf dem Weg zu feinem König nach Gaſtein war, zu conferiren. 
Kurz darauf finden wir Beuſt, der mehr zu Dejterreich hinneigte, im 
Wien, wo er mit Auszeichnung empfangen wurde und mit den Miniftern 
und den mittelftaatlichen Gejandten verhandelte. In Wirtemberg, wo nad) 
dem Tode König Wilhelms, am 25. Juni 1864 deſſen Sohn Karl I. 
den Thron beftiegen hatte, und Freiherr dv. Barnbüler zur Peitung des 
Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten berufen war, war man 
ihwanfend, und auch die Kammer, obgleich vorherrichend preußenfeindfich 
geſtimmt, hegte doch großes Mißtrauen gegen Defterreih. Dies fam in 
einer Interpellation, welche am 8. Auguft die demofratiichen Abgeordneten 
Defterlen und Wolbah an den Minifter richteten, zum deutlichen Aus: 
drud. Die Interpellanten gingen in der Begründung ihrer Frage davon 
aus, daß die Fortdauer des Provijoriums die Verlängerung eines mit 
dem Rechte und Intereſſe Schleswig-Holfteins und Deutſchlands unverein- 
baren Zuſtandes und ein neuer Beweis dafür fei, daß der Dualismus 
der beiden deutjchen Großmächte, wie er die politifche Konftituirung Deutſch— 
lands verhindere, jo auch die Sache der Herzogthümer zu feinem Abſchluß 
fommen laffe, und daß die jchleswig-holfteiniiche Frage nur im Zuſammen— 
hang mit der deutjchen Frage durch ein deutſches Parlament und eine 
deutjche Centralgewalt definitiv gelöst werden könne. Von diefen Voraus— 
jegungen ausgehend, richteten fie drei ragen an die Negierung, wovon 
die zweite das Verhältniß zu Defterreich betraf und fo lautete: „Wenn 
die fünigl. Regierung, wie wir annehmen dürfen, nicht geneigt iſt, die 
Politik des preußiſchen Cabinets in der Angelegenheit dev Herzogthümer 
zu unterftügen, und im Falle eines Conflicts einen Anſchluß an Oeſter— 
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reich für geboten halten follte, hat fie zutreffenden Falls eine Garantie 
dafür, daß fie mit einem folchen Anſchluß nicht einer öfterreichiichen Sonder- 
politik, fondern der Sache Deutjchlands dient?" Dieſes Miftrauen gegen 
Defterreich war damals ſelbſt in großdeutichen Kreijen ſtark verbreitet und 
der wirtembergifche Minifter dv. Varnbüler war jo wenig im Stande, den 
unbequemen Fragern eine befriedigende Antwort zu geben, daß er es vor- 
309, von dem conftitutionelleu echte der Ablehnung einer Antwort Ge: 
braud) zu machen.“) Hannover war mehr auf Eeiten Preußens, und 
e3 war fomit nicht möglich, eine gemeinſame mitteljtaatliche Politik zu 
 Gunften einer Bermittlung zwijchen Oeſterreich und Preußen in Aus- 
führung zu bringen. Beuſt fam von Wien aus nah München und reiste 
bon dort mit von der Pfordten nach Poſſenhofen, dem dermaligen Auf» 
enthalt des Königs von Sachſen, und Beide gewannen die Ueberzeugung, 
daß fie nicht im Stande jeien, einen beftunmten Vorſchlag zur Verſtändi— 
gung zwijchen den beiden Großmächten zu machen. Aber zwifchen diejen 
felbft wurde nun ernftlich unterhandelt. Preußen trat dabei jo entjchieden 
auf, das der Krieg unvermeidlich ſchien. Bismarck wenigitend war dazu 
entichloffen. Ein preußischer Minijterrath, der am 21. Juli in Regens— 
burg, wo der König Wilhelm auf der Reife von Karlsbad nach Gajtein 
verweilte, in der Eile zujammenberufen wurde, fam zu dem Ergebuiß, 
daR man nöthigenfalls gerüftet je. In Wien aber hatte man dringende 
Gründe, es eben jegt nicht zum Aeußerſten kommen zu laſſen. Man war 
im Begriff, eine neue Anleihe abzufchliegen, und ſah fich genöthigt, 
Ungarn Zugeſtändniſſe zu machen, und von dejjen Einfügung in die öfter 
reichiiche Gefammtverfaflung abzuftchen. Nun wurde Graf Blome, der 
öjterreichifche Gejandte in München, welcher jchon mehrmals als Unter: 
händler gebraucht worden war, nad) Gaſtein zu König Wilhelm und Bis- 
marck gejchiet, um mit ihnen über ein neues Provijorium in Schleswig: 
Holftein zu verhandeln. Der König war durch Nachrichten aus Holftein, 
die ihm meldeten, daß Herr v. Zedlig Er,olge über die Kieler Neben» 
regierung errungen habe, e:was günftiger für dem Frieden geftimmt, und 
am 16. Auguft konnte Graf Blome nach Wien telegraphiren, es fei ihm 
gelungen, eine Verftändigung zu erzielen. Eine Zufammenfunft des Kaifers 
mit dem König Wilheln, welte von der Wittme des Königs Friedrich 
Wilhelm IV. und der Erzherzogin Sophie, der Mutter des Kaiſers, be- 
trieben wurde, follte das Friedenswerk vollenden. Am 19. Auguft kamen 
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die beiden Monarchen in Salzburg zufammen, und mit ihnen der öfter 
reichiiche Minijter Graf Mensdorff und Graf Blome, jowie Bismard. 
Es wurde eine Uebereinkunft aufgelett und unterzeichnet, die unter dem 
Namen des Gafteiner Vertrags einen jehr wichtigen Nuhepunft in der 
Gejchichte der fchleswig-holfteinifchen Streitigkeiten bildet. 

Die Auskunft, welche man getroffen hatte, war die, daß man die 
bisher bejtandene gemeinſame Herrichaft über Schleswig: Holftein in eine 
geographiiche Theilung verwandelte. Defterreich follte in Hoiftein, Preußen 
in Schleswig das Regiment führen. Der Kieler Hafen wurde zum 
Bundeshafen bejtimmt, und die beiden vertragjchliegenden Mächte jollten 
die Herjtellung einer deutjchen Flotte bei dem Bunde beantragen. Bis 
zur Ausführung des diesfallfigen Beichluffes follte das Commando und 
die Polizei über den Hafen von Preußen ausgeübt werden, und dieſe 
Macht berechtigt jein, die zur Vertheidigung der Einfahrt nöthigen Be— 
feftigungen anzulegen, welche gleichfall unter preußiſchem Commando zu 
ftehen haben. Rendsburg follte deutfche Bundesfeitung werden, und deren 
Beſatzung aus öfterreihiichen und preußischen Truppen bejtehen, mit jähr- 
(ich wechjelndem Obercommando. Während der Dauer der verabredeten 
TIheilung jollte Preußen zum Behuf der Verbindung mit Kiel und Nends- 
burg zwei Militärjtraßen durch Holftein behalten, einen Telegraphendraht 
zur Verfügung haben und das Recht, preußiiche Poftwagen auf beiden 
Yinien durch Holftein gehen zu lafjen, ſowie eine Eijenbahn durch das 
hoffteinifche Gebiet zu bauen. Ueberdies jollte Preußen befugt fein, den 
anzulegenden Nordoftjee-Ranal durch Holjtein zu führen. Beide Herzog: 
thümer jollten dem Zollverein beitreten. Die im Wiener Frieden er- 
worbenen Rechte auf das Herzogthum Lauenburg überläßt der Kaiſer von 
Dejterreid) an den König von Preußen gegen 2,500,000 dänijche Reichs 
tbafer, die vier Wochen nad) gegenwärtiger Uebereinfunft in Berlin aus— 
bezahlt werden. 

Diefer Vertrag, der am 15. September in Giftigfeit treten jollte, 
machte großes Auffehen und war bald Gegenjtand allgemeinen Tadels. 
Das Schwierige Verhältnig des gemeinfamen Beſitzes war durch dieſe 
geographifche Theilung nicht viel gebeffert, über die Zukunft der beiden 
Herzogthümer war wieder feine definitive Entjcheidung getroffen, denn das 
war Kar, daß diefe Nachbarfchaft öfterreichiicher und preußifcher Herrichaft 
nicht auf die Yänge friedlich bejtehen konnte. Die adminiftrative Trennung 
der beiden Herzogthümer war fo ganz gegen die im ichleswig-hofjteinifchen 
Streit betonte Zuſammengehörigkeit, zu deren Vertheidigung ja die Groß» 
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mächte gegen Dänemark Krieg geführt hatten. Ferner jtand der Verkauf 
Yanenburgs in jchneidendem Widerfpruch mit den modernen Nechtsbegriffen 
und jchien ein Rückfall in die alte Cabinetspolitif zu fein, welche Yänder 
und Bölfer als Privateigenthum behandelte. Der Schuß, den Defter: 
veih dem  auguftenburgifchen Erbrechte bisher hatte angedeihen lafien, 
erjchien in jehr zweifelhaften Yichte, dem eben jo gut wie Lauenburg, 
fonnte es auch Holftein an Preußen verkaufen oder austaujchen. 

In der Preſſe, fowie vom der englischen und franzöfifchen Diplo: 
matie, wurde die Gafteiner Convention auf's fchärfite verurtheilt. Lord 
Nuffell nannte fie einen „acte blamable et indigne de notre temps“ 
und wie auch die Vertreter Englands im Auslande an, ſich in dieſem 
Sinne zu äußern. Ebeuſo erließ der franzöfifche Minifter Drouin de 
L'huys ein Circular an feine Gejandten, in welchen er dieſen unbegreif- 
lichen Vertrag verhöhnte, für den fich feine andere Rechtfertigung finden 
fafje, als die Willkür der betheiligten Großmächte. Die Vertreter und 
Leiter derſelben waren auch keineswegs der Meinung, damit eine defini- 
tive Löſung der fchwebenden Frage gefunden und ein Meifterjtüd poli- 
tiicher Weisheit aufgejtellt zu haben. Dejterreih war e3 nur darum zu 
thun gewefen, für den Augenblick den Ausbruch des Krieges zu vermeiden; 
Bismard hätte vorgezogen, jogleich loszuſchlagen, aber die Friedensliebe 
feines Königs und die Verwendung einflußreicher Verwandten des könig— 
lichen Hauſes hielt ihn zurüd. Und dann waren die Stimmung des 
Schleswig:hotjteinifchen Volfes, die Oppofition des preußiſchen Abgeordneten: 
haujes, die Verblendung der nationalen Partei Momente, die zur Vor: 
fiht mahnten und eine Verzögerung des vollftändigen Bruch! wünſchens— 
werth erjcheinen liegen. Preußen hatte nachgegeben und feine Friedfertigfeit 
bewiejen, aber der Vortheil bei der Theilung war doch auf feiner Seite. 
Es war in Echleswig, wo die Stimmung günftiger war, als in Hol- 
ftein, in umgetheiltem Befig, konnte die Verwaltung ganz auf preußtichen 
Fuß einrichten und jo das Definitivum einleiten. Holſtein war freilich 
größtentheils in öſterreichiſchem Bejig, diefer war aber ein mit dem übrigen 
Reich gar nicht zufanmenhängender Posten, auf dem es wegen der be: 
jonderen Berhältniffe eine bedeutende, große Koften verurfachende Truppen: 
macht erhalten mußte. Es war dadurch der öjterreichiichen Regierung 
der Wunſch nahe gelegt, Holftein baldmöglichft auszutaufchen oder zu 
verfaufen. 

Im September famen die Vertragsbeftimmungen zur Ausführung; 
in Schleswig wurde eine preußische Negierung eingerichtet und der General 
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v. Dianteuffel als Statthalter eingefegt. Für Holftein wurde diejes Amt 
dem öfterreichiichen Feldmarſchall-Lieutenant von der Gablenz übertragen, 
der feine Nefidenz in Kiel nahm. Die Befigergreifung Yanenburgs fand 
am 15. September ftatt, nachdem das Geld aus dem Königlichen Kron— 
fivreicommißfond baar entrichtet war. Der König von Preußen war mit 
feinem diplomatifchen Sieg wohl zufrieden und gab dieje Befriedigung 
auc dadurch zu erfennen, daß er Bismard am 16. September in den 
Grafenitand erhob. Der neue Graf aber fteuerte unaufhaltjam feinem 
weiteren Ziele, der Reform der Buudesverfafjung zu. 


Truck von U. Haad in Berlin. 
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Fünfzehntes Kapitel, 


Verhandlungen über Schleswig-Holftein, das preußiſch-italie⸗ 
nifhe Bündniß und die deutſche Berfafiungsfrage. 


Wir haben am Schluß des vorigen Bandes gejehen, wie der 
Vertrag von Gaftein den drohenden Ausbruc des Krieges aufbielt und 
einen augenblidlichen Stillftand der diplomatischen Fehde bewirkte; aber 
er fonnte weder die öffentliche Meinung beruhigen, noch die Cabinette 
abhalten, eine definitive Entfcheidung durch den Krieg zu fuchen. Die 
nächte Volfskundgebung war ein Beſchluß des Abgeordnetentages, der 
am 1. Oftober 1865 zu Frankfurt gehalten wurde. Der 36er Aus: 
ſchuß jtellte folgenden mit Acclamation angenommenen Antrag: „I. Die 
Berfammlung bejchließt unter Aufrechthaltung der einftimmigen Erflä- 
rung vom 31. December 1863: 1) Das GSelbitbeftimmungsrecht des 
ichleswig-holfteinifchen Volles jchließt jede Vergewaltigung deffelben und 
jede Entjheidung über fein Schidjal ohne freie Zuftimmung der Ber: 
tretung ded Landes aus. Der Gaſteiner Vertrag verlett auf das Tieffte 
alfe Rechtsordnung und Nechtsficherheit in Deutfchland und droht der 
in jeder Form verderblichen und unter allen Umftänden abzumehrenden 
Einmifhung des Auslandes in rein deutfchen Fragen einen Vorwand zu 
geben. Er wird als Rechtsbruch von der Nation verworfen und ift 
namentlich für die Herzogthümer in feiner Weiſe rechtsverbindlich und 
giltig. 2) Die vom engeren Ausſchuß der Schleswig: Holjtein » Vereine 
vom 26. März d. %. in Berlin zu Gunften Preußens gebotenen und 
in der Delegirtenverfammlung vom 19. April beftätigten Zugeftändnife, 
fowie die in der Eingabe der holfteinifchen Ständemitgliever an den 
deutihen Bund vom 6. September I. %. in Berlin zu Gunften Preu- 
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gend gebotenen und in der Delegirtenverfammlung vom 19. April be- 
ftätigten Zugeftändniffe, fowie die in der Eingabe der holfteinifchen 
Ständemitglieder an den deutihen Bund vom 6. September I. %. aus: 
gejprochene Geneigtheit zu onceffionen an Preußen find ein unbeftreit- 
bares Zeugniß der Opferwilligfeit der Herzogthümer. II. Gegenüber 
dem bisherigen Vorgehen der Regierungen von Defterreich und Preußen 
erflärt die Verſammlung es als heilige Pflicht der deutſchen Vollsver— 
tretungen, insbeſondere des preußijchen Abgeorbnetenhaufes, für die ver- 
legten Nechte der Herzogthümer, für die Berufung ihrer Vertretung 
und für die fofortige ftaatlihe Conftituirung Schleswig-Holfteins ent- 
ſchieden und ohne Verzug einzutreten und damit ihre eigenen verfaljungs- 
mäßigen Nechte zu wahren. Die Berfammfung vertraut auf den be— 
währten Rechtsfinn der Bevölkerung der Herzogthümer, daß fie feft und 
muthig ausharre. Sie erwartet und fordert, daß das ganze deutſche 
Volk den bedrängten Schleswig- Holfteinern treu und kräftig zur Seite 
ftehe und alle Gegenfäge der Parteien und Meinungen fchmweigen laſſe, 
welche die Kraft der nationalen Kundgebungen nur lähmen, die Sache 
der Herzogtümer gefährden und ftatt zur Kräftigung des gemeinfamen 
Baterlandesnur zu deſſen Zwietracht und Berriffenhett führen werden. 
III. Die Berfammlung erflärt es für Pflicht der deutichen Vollsver— 
tretungen: 1) Anlehen oder Steuern, welde die bisherige Politif der 
Vergewaltigung fördern könnten, find feiner Negierung zu verwilligen. 
2) Dagegen ift e8, wenn die Sache der Herzogthümer im Sinne des 
Rechtes erledigt wird, gerecht und billig, daß die Koften des ebenſowohl 
für Deutjchland als für die Herzogthümer geführten Krieges nicht den 
lettern allein aufgebürdet, fondern von ganz Deutjchland verhältnip- 
mäßig getragen werden.” Man jieht hieraus, wie diefer großen Ver— 
jammlung deutfcher Batrioten noch immer fein Licht darüber aufgegangen 
war, um was e3 jich eigentlich handle. Sie erkannten an, daß die 
deutjche Frage höher ftehe als das augenblidliche Geſchick der Herzog- 
thümer, aber fie begriffen nicht, daß daſſelbe unmöglich richtig geordnet 
werden konnte, eh es entjchieden war, ob Oeſterreich das Recht haben 
jollte, Deutjchland nach feinen Intereſſen zu lenfen, oder ob Deutjch- 
land an Preußen ein Organ zu felbjtändiger nationaler Geftaltung be- 
fommen ſollte. In Preußen war die Erkenntniß indeſſen doch weiter 
vorgejchritten, und die Scheidung ift bemerfenswerth, die jet zwiſchen 
Nord- und Süddeutſchland eintrat. Unter 267 Abgeordneten, die ſich 
einfanden, waren nur 17 norddeutiche und nur 8 preufßifche. Der grö- 
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ßere Theil der Preußen zog es vor, gar nicht zu erjcheinen, und meh- 
rere hervorragende Kammermitglieder jchrieben fürmliche Abfagebriefe. 
Karl Tweſten ſpraäch fi) bejonders ftarf aus. Er jchrieb unter anderm: 
„Wir haben nicht blos das Selbftbeftimmungsrecht des Volkes in 
Deutjchland, nicht blog die Rechte des Volkes den Regierungen gegen» 
über, wir haben auch die Machtftellung unſeres Staates ins Auge zu 
faffen und fünnen uns nie an Schritten betheiligen, welche ſich nicht 
blos gegen die augenbliclichen Machthaber, jondern gegen den preußi- 
ſchen Staat wenden, welche darauf abzielen, Preußen eine Niederlage 
zu bereiten. Ich hielt e8 im Februar v. %. für geboten, nicht mehr 
an dem Sechsunddreißiger-Ausſchuß theilzunehmen, als er das übrige 
Deutjhland gegen Preußen aufrief. Achnlich liegt die Sache jet. Wir 
ziehen jede Alternative einer Niederlage des preußiichen Staates vor. 
Wir thun das nicht blos in preußischen, fondern auch in deutſchem 
Intereſſe, weil wir durch den Verlauf der neueften Ereigniffe nur in 
der Ueberzeugung beftärkt jind, daß es feine Macht gibt, die für 
Deutjchland etwas leiften und wirken kann, als Preußen. Eine Gefahr 
von Schmad) und Schande dem Auslande gegenüber, eine Gefahr der 
Einmifhung defjelben liegt nit vor. Eine folde Gefahr würde nur 
entjtehen, wenn die vagen, von ferne gegen Preußen eingegebenen Ge— 
danfen eines Deutichland ohne Preußen Nealität gewinnen könnten. 
Darauf gerichtete Pläne würde ich fiir verderblich halten, wenn fie nicht 
ohnmädhtig wären. — — Die Mehrheit der preußijchen Abgeordneten 
wird niemals Beichlüffen zuftimmen, welche gegen die Macht und die 
Zufunft des preufifchen Staates in die Schranfen treten.“ 

Die Cabinette von Preußen und Oeſterreich erließen mißbilligende 
Noten an den Frankfurter Senat, in welchen fie demfelben einen derben 
Verweis dafür gaben, daß er die Abhaltung des Abgeorbnetentages 
geftattet habe; fie drohten, fie wirrden im Fünftigen Fällen durch eigenes 
Einfchreiten den Folgen nachläßiger Nachfiht vorzubeugen wiffen. Der 
ſächſiſche Miniſter v. Beuft aber nahm fich großmüthig der bedrohten 
Republif an und erließ an feine Gefandten in Wien und Berlin eine 
den Miniftern mitzutheilende Depejhe, worin er jagte: Das angedrohte 
Einjchreiten werde noch feine Schwierigkeiten haben; es fei Sache der 
ganzen Bundesverfammlung, zu entjcheiden, welche Maßnahmen gegen« 
über von Territorialregierungen geboten und zuläffig fein möchten oder 
nicht. Und der Frankfurter Senat warf ſich, ermuthigt durch folchen 
ZTroft, in die Bruft, umd pochte troß einer fürftlichen Regierung auf 
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feine Souveränität, der gegenüber ein anderer Bundesjtaat nicht von 
„Nichtdulden“ und „eigenem Eingreifen" fprechen dürfe. 

Der Nationalverein, defjen Anjehen, feitvem er in der fchleswig- 
bolfteinifchen Frage ſchon fo oft feine Unmacht gezeigt hatte, bedeutend 
gejunfen war, bejchloß in feiner Generalverfammlung am 29. Oftober 
in Frankfurt folgende Erklärung: „I. Der Nationalverein hält feft an 
feinem Statut, wonach er gleichzeitig die Einheit und Freiheit Deutſch— 
lands anftrebt, und am Programm von 1860, worin er den deutſchen 
Bundesſtaat mit einheitlicher Ceutralgewalt und Parlament, ſowie am 
Programm von 1862, wodurch er die Reichsverfaffung als Ziel feft- 
geftellt. Der Nationalverein beharrt auch auf dem Sat feine Pro— 
gramms von 1860, wonach unter der Bedingung, daß aud) daß preu- 
ßiſche Volk fich der deutſchen Gentralgewalt und Volksvertretung unter- 
zuordnen bereit jei, und daß die preußiiche Megierung Deutjchlands 
Intereſſen nach jeder Richtung thatfräftig wahrnehme und die unerläß- 
lihen Schritte zur Herftellung der deutſchen Macht und Einheit thue, 
die Uebertragung der Gentralgewalt an das Oberhaupt des größten 
rein deutſchen Staates Seitend des deutjchen Volkes erfolgen werde, 
jowie gleichzeitig an feinem in Webereinftimmung mit der Reichsverfaſ— 
fung gefaßten Beichluffe von 1864, wonach die Entjcheidung über den 
Zräger der Gentralgewalt der im Parlament vertretenen gejanmten 
Nation zufteht. Der Nationalverein widerholt endlih den Ausdrud 
feiner Weberzeugung, daß zu einer gedeihlichen Löfung der deutſchen 
Trage im Wege der Neform der baldige Sieg eines wahrhaft freifin- 
nigen und nationalen Syftems in Preußen die erfte Bedingung iſt. 
II. In Uebereinftimmung mit dem Beſchluſſe vom 1. November 1864 
erklärt der Nationalverein es widerholt al8 eine Pflicht des deutſchen 
Volkes, zu wachen über dem Selbftbeftimmungsrechte Schleswig-Hol- 
fteind. Nur die Intereſſen Deutjchlands dürfen es bejchränfen. Bei 
dem Mangel einer deutjchen Centralgewalt kann nur Preußen zur Zeit 
die Vertheidigung der deutjchen Küften und Grenzen im Norden wirkſam 
und nachhaltig durchführen. Mit Rückſicht darauf erfennt der National- 
verein die zwijchen preußifchen Abgeordneten und dem engeren Aus- 
ihufje der Schleswig-Holjtein- Vereine getroffene Berliner Vereinbarung *) 
vom 26. März I. %. als eine genügende Bafis zur beiderjeitigen Ber- 
ftändigung und zur Befriedigung der nationalen Intereſſen, joweit jolche 
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vor Durchführung der deutſchen Reichsverfaſſung möglich ift. Nicht 
länger darf die Einberufung der Landesvertretung der Herzogthümer 
berzögert werden. Unerträglich laftet feit dem Wiener Frieden und dem 
Safteiner Vertrage auf dem von dänischer Willtürherrichaft befreiten 
Lande die Bergewaltigung durch deutjche Bundesgenoſſen, welche die 
Herzogthümer vollkommener Rechtlofigkeit Preis gibt, ja nicht einmal 
vor der gänzlichen Zerreißung der alten Verbindung Schleswig-Holfteins 
zurüdgejchredt iſt.“ 

Der Bundestag bemühte ſich auch noch einmal mit einem neuen 
Antrag und Beſchluß. Baiern, Sachſen und Heflen-Darmftadt bean- 
tragten am 4. November: „an die Regierungen von Defterreih und 
Preufen das Erfuchen zu richten: 1) Daß fie baldigft eine aus freien 
Wahlen bervorgehende allgemeine Vertretung des Herzogthums Holjtein 
berufen, um zur definitiven Löſung der bezüglich der Elbherzogthümer 
noch ſchwebenden Fragen mitzuwirken; 2) daß fie auf die Aufnahme 
des Herzogthums Schleswig in den deutjchen Bund Hinwirken." Am 
18. November follte darüber abgeftimmt werden, aber nun erflärten 
Defterreih und Preußen, daß fie fich die Berufung der ſchleswig-hol— 
fteinifchen Stände vorbehielten, bis fie die rechte Zeit gekommen erach— 
teten. Ueber den Eintritt Schleswig in den Bund zu verhandeln, 
hielten fie jest noch nicht für zeitgemäß und wünſchten den diekfallfigen 
Vorſchlag Baierns und Sachſens an den Ausſchuß verwiejen, mas aud) 
mit 8 gegen 7 Stimmen bejchlojfen wurde. Jene drei Regierungen 
erklärten nun, fie müßten diefen Beſchluß tief beflagen, würden ſich 
aber demfelben fügen, da e8 nicht in ihrer Macht ftehe, ihren Beftre- 
bungen für eine andere Haltung de8 Bundes den gewünſchten Erfolg 
zu verichaffen. 

In den Herzogthümern fchalteten die beiden Großmächte ihren 
Neigungen und Zweden entiprehend. In Schleswig fchritt die preu- 
Kifche Regierung ſcharf gegen die Agitation der ſchleswig-holſteiniſchen 
Vereine und die auguftenburgifche Prefje ein, und mußte wirklich durch 
ihre fefte, entichiedene Haltung auch den abgeneigten Parteien Reſpect 
einzuflößen. Es fehlte auch nicht an einer Kleinen muthigen preußischen 
Partei, welche fich offen für die Vereinigung der Herzogthümer mit 
Preußen ausfprad. Die norddeutfhe Zeitung in Flensburg fagte An— 
fangs December: „Schon ſeit längerer Zeit ift die particulariftifche 
Preffe in Holftein nur noch beftrebt, den Einfturz ihres Kartenhaufes 
mühſam zu verdeden. Sie hat gewahr werden müſſen, daß die miß- 
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brauchten Redensarten von Selbftbeftimmungsreht, von Recht und Ehre, 
von Sünde und Treubruch ihren Zauber verloren, daß alle Denfenden 
und Berftändigen fich zu fragen beginnen, welchen Erſatz dieje augu- 
ftenburgiiche Dynaftie, die weder zu wagen noch zu refigniven im 
Stande gewejen, den Herzogthümern dafür bietet, daß fie dieſelben in 
die bitterfte Feindichaft mit ihrer natürlichen Schutzmacht zu verwideln 
bemüht ift. Gründe hat die Kieler Hofpreffe ſolchen Erwägungen nicht 
mehr entgegenzufegen; nur die allerfurzfichtigften Particulariften und ver: 
rannten demofratifchen Doctrinärs entziehen fich noch der Einfiht, daß 
gegenwärtig die Bereinigung des Yandes mit Preußen der einzige Aus» 
weg aus endlojen VBerwicelungen fein fann. Der Prinz von Auguften- 
burg iſt uns nie ein Olaubensartifel gewejen, die deutſche Zukunft 
dieſes Landes aber mehr als ein Glaubensartifel. Dieje, nur dieſe 
allein ift das praftiiche Motiv unfere® Handelns gemwejen. Eine Ber: 
ſöhnung ift nicht mehr möglich; jeder wahrhafte und ehrliche Mann hat 
feine Wahl zu treffen zwijchen Preußen und Auguftenburg. Für ung, 
die wir den zuderfichtlichen Glauben an den hohen Beruf der Monarchie 
Friedrichs des Großen niemals verloren haben, konnte die Wahl nicht 
zweifelhaft fein. Wir haben uns für Preußen entjchieden." In Hol- 
jtein bemühte fich der öfterreichifche Statthalter, Feldmarſchall v. Gablenz, 
durch ein mildes Regiment fi) populär zu machen, und begünftigte die 
Partei des Herzogs von Auguftenburg, um Preußen die Annerion zu 
erſchweren. Doc gerieth er in einige Verlegenheit, als eine Mafjens 
verfammlung vorbereitet wurde, um eine auguftenburgiiche Kundgebung 
in Scene zu ſetzen. Er mahnte ab, verbot, erlaubte aber doc ſchließ— 
fi) die Verſammlung unter der Bedingung, daß feine förmlichen Be- 
ihlüffe gefaßt werden. Wirklich fand die Berfammlung am 23. Januar 
1866 in Altona ftatt und wurde von 3 bis 4000 Meinnern befucht. 
Einberufung einer fchleswig - holfteinifhen Ständeverfammfung wurde 
dringend gefordert. Auch der Nationalverein und der 36er Ausſchuß 
hatten ihre Vertreter geftellt, zur Bürgichaft, daß ganz Deutfchland 
dem Lande und dem Herzog im Kampf für feine Rechte beiftehen werde. 
An demfelben Tage, an welchem diefe Verſammlung ftattfand, richtete 
der Freiherr dv. Scheel-Pleffen mit 13 anderen Mitgliedern der Ritter: 
ichaft eine Adreffe an Graf Bismard für Perfonalunion der Herzog- 
thümer mit Preußen und gegen die öſterreichiſche Verwaltung in Hol— 
ftein. Die gegenwärtige Uebergangsperiode ziehe, ſagten fie, unbere- 
henbare Nachtheile für die Herzogthümer nad) fid), deren längere Fort: 
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dauer das Fand vollftändig demoralifiren würde Die Agitationen, 
deren ausgefprochener Zwed eine rechtliche und moralische Unmöglichkeit 
fei, müſſen den gefunden Sinn der Bevöfferung und ihr Urtheil über 
ihre heiligften Intereſſen verwirren. Es gebe nur ein Mittel, diefen 
Zuftänden ein Ende zu machen, die Vereinigung des Yande3 mit der 
preußifchen Monarchie. Die Bittfteller erhielten einige Wochen jpäter 
eine Antwort von Bismard, worin er fagte: unter den verjchiedenen 
Formen, in welchen die Rechte Preußens und die Intereſſen Deutjch- 
lands in den Herzogthümern gewahrt werden können, jei ihm immer die 
Bereinigung mit Preußen als die für Schleswig-Holftein vortheilhaftefte 
erjchienen. Die Thatfahe, daß fo angefehene Männer im Lande, wie 
die Unterzeichner der Adreffe, diefe Ueberzeugung theilen, ermuthige die 
Regierung zu neuen Beitrebungen, die Zuftimmung Defterreih$ zu die: 
fer Löſung der ſchwebenden Frage zu gewinnen, umd jo die preußifchen, 
von der fönigl. Regierung unter allen Umftänden feftzubaltenden An— 
fprüche unter Bedingungen zu befriedigen, welche gleichzeitig Wieder-- 
berftellung einheitlicher Verwaltung der Herzogthümer herbeiführen und 
ihre Wohlfahrt ebenfo wie ihre Sicherheit verbürgen würden. In den 
Verhandlungen mit Defterreih juchte Bismard die längere Fortdauer 
der damaligen Verwaltung in Holftein als durchaus unerträglich nad: 
zumweifen. Schon am 20. Januar hatte er zu diefem Zweck eine Note 
nah Wien gerichtet und ausgeiprochen, daß diefe Verhältniffe auf die 
Beziehungen beider Höfe zurüchwirfen müſſen. Die Demonftration der 
Altonaer Maſſenverſammlung beftimmte ihn, am 26. Januar eine zweite 
Note nah Wien abgehen zu laffen, worin er die fortdauernde Begün— 
ftigung der auguftenburgichen Agitation von Seiten Defterreihs für 
eine Verlegung der bisherigen antirevolutionären Politif beider Regie— 
rungen erklärt, und wofern Defterreich darauf beharre, einen Bruch der 
bisherigen Allianz in Ausficht ftellt. Man werde‘ auch in Wien fühlen, 
dag die in Altona jtattgehabte Verſammlung ſchleswig-holſteiniſcher 
Kampfgenofjen und Vereine nicht mehr blos ein einzelnes Glied in der 
Kette jcheinbar unbedeutender Vorkommniſſe bilde, über welche fich Preu- 
gen feit lange zu bejchweren gehabt habe, jondern daß fie eine ent- 
jcheidende Wendung bezeichne, bei welcher es fich herausſtellen müſſe, 
welchen Character das Wiener Cabinet feinen Beziehungen zu Preußen 
geben wolle. Der Kampf gegen die Revolution, den Bismard hier in 
den Vordergrund jtellt, war wohl mehr durch Rückſicht auf den König ge- 
boten, als da3 eigentliche Motiv fir die Politik gegenüber von Schleswig- 
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Holftein und Defterreih. Der öſterreichiſche Minifter Graf Mensdorff 
ließ fih auch nicht auf Widerlegung diefer Vorwürfe ein, fondern 
zeigte durch feine am 7. Februar gegebene Antwort deutlich, daß die 
öfterreichifche Regierung nicht gejonnen fei, den Geift ihrer Verwaltung 
in Holfteiq zu ändern, daß fie vielmehr entjchlofien fei, es auf einen 
Bruch ankamen zu laffen. Wir heben einige Stellen der Antworts- 
note bier aus: „In der einftweiligen Verwaltung Holjteins ift die Fai- 
ferlihe Regierung nad) der Uebereinkunft von Gaftein feiner Controle 
unterworfen. Sie ift nicht die alleinige Eigenthümerin der hoffteinifchen 
Souveränitätsrechte, aber die Art der Ausübung derfelben ift ihrem 
eigenen freien Ermeffen überlaffen. Wie tiberall, jo vertritt fie auch 
im Norden Deutfchlands hohe confervative Intereſſen, und ift ihre ernfte 
Sorge, daß ihre ganze Action in Holftein den Anforderungen dieſer 
Pflicht entſpreche. Allein ihr Verfahren in Holftein hängt nur von 
ihren eigenen Eingebungen ab, und fie betrachtet jede einzelne Frage, 
“welche im Bereiche ihrer dortigen Adininiftration auftauchen mag, als 
ausſchließlich zwiſchen ihr und ihrem Statthalter ſchwebend, jeder andern 
Einwirkung aber entzogen. Diefelbe Unabhängigkeit räumt fie in Schles- 
wig der königlich preußifchen Negierung ein.” — — „Graf Mens: 
dorff kann ohne Zweifel dem Freiherrn v. Werther anvertrauen, wie 
die Megierung des Kaiſers über die Zulaffung jener Altonaer Verſamm— 
fung denkt, welcher man übrigens in Berlin allzugroße Wichtigkeit bei: 
zulegen fcheint. Der Minifter des Kaifers aber muß den Anſpruch des 
fol. preußifchen Geſandten, Rechenſchaft über einen Akt der Verwaltung 
Holfteind zu erhalten, entjchieden zurückweiſen.“ „In Altona haben 
wir gegen Preußen — def werben wir geziehen — die nämlichen 
Exceſſe verüben laſſen, die wir in Frankfurt gemeinfchafttich mit Preu- 
en verurtheilt haben. Wie hat das kgl. preußifche Cabinet fich der 
nabeliegenden Entgefhung ausfegen mögen, daß gerade Preußen fich 
geweigert hat, ein Verbot ſolcher Verſammlungen, wie fie in Altona 
ftattgefunden, für das gefammte Bundesgebiet zu beantragen? Wäre 
eine Regelung von Bundeswegen erfolgt, jo hätte es Holftein nicht am 
einer feften Norm gefehlt, und die fgl. Regierung wäre nicht darauf 
beichränft, von uns die Wiedereinführung jener dänischen Ordonnanzen 
zu verlangen, über deren Drud die Herzogthümer fich meift laut be— 
ſchwerten und die wir nicht mehr in praftifcher Geltung vorfanden, als 
wir die Verwaltung Holfteing übernahmen. — Der Kaifer, unjer Aller: 
gnädigfter Herr, beklagt diefe ganze Polemif. Schwer wird ©. Maj. 
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ſich entfchliegen, zu glauben, daß König Wilhelm den Mafftab für den 
Werth, welchen der Kaiſer auf feine Beziehungen zu Preußen legt, von 
Defterreihg Einwilligung oder Nichteinwilligung in den Wunſch der 
Annerion der Herzogthümer an Preußen werde entnehmen wollen. Ein 
jo einfeitiger Anfpruch fteht den Gedanken des Königs ficher ferne. 
Dennoch ſpricht die königl. Regierung zu ung, als ob unfere jo natür- 
liche Weigerung, diefe Annerion ſich vollziehen zu laffen, nicht anders 
als durch eine Nückehr zu einer Politif verderblicher Eiferfuht und 
Rivalität erflärt werden könne. Ja fie fpricht, als ob fie von Defter- 
reih im Kampfe gegen den gemeinfamen Feind, die Nevolution, vers 
lafjen und dadurch an der Ausführung ihres Willens gehindert fei, auf 
die Dauer mit ung gemeinfame Wege zu gehen. — Möge die königl. 
Regierung einen unbefangenen Blid auf die jüngfte Vergangenheit wer- 
fen: Betrachtet fie Deutichlands Zuftände, jo tritt ihr die Thatjache 
entgegen, daß wir, weit entfernt, eine Coalition gegen Preußen bilden 
zu wollen, unjere Verhältniffe zu den Mlittelftaaten der Allianz mit 
Preußen entjchieden nachgeſetzt, ja fo ernſtlich benachtheiligt haben, wie 
dies die durch die Anerkennung des Königreich Italien geübte Vergel- 
tung befundet. — Wirft fie die Augen auf die Verhältniffe zwischen 
den europäiſchen Cabinetten, fo wird fie bekennen müffen, daß wir 
überall al3 deutihe Macht und als YBundesgenofje Preußens gehandelt, 
niemals dur auswärtigen Drud auf Preußen zu wirken gefucht haben, 
und felbft die in Berlin fo viel gefchmähte Wirkſamkeit unſeres Bot- 
Ihafters in Paris hat ftetS nur den Zweck gehabt, Frankreich in feiner 
Bolitif der Enthaltung in der ſchleswig-holſteiniſchen Frage zu beftärfen. 
Eine Enttäufhung hat fomit die Handlungsmweife des Kaifers, die fich 
unveränderlich nach den oberften Intereſſen des Friedens und der Ord— 
nung in Defterreich wie in Deutjchland und Europa regelt, dem Könige 
bon Preußen nicht bereiten können, und mit fefter Ueberzeugung lehne 
ih vom faiferlihen Hofe den Vorwurf ab, daß in feinen Gefinnungen 
und Handlungen der Grund liege, wenn die von Preußen nad) den 
Schlußworten des Herrn Grafen v. Bismarck aufrichtig angeftrebte 
intime Gemeinfamfeit der Geſammtpolitik beider Mächte fich nicht ver- 
wirflichen ließe.“ 

Die öfterreihifchen Behörden in Holftein fuhren fort, die auguften- 
burgifche Partei zu begünftigen und diejenigen, welche fid an einer 
preußenfeindlichen Agitation betheiligten, in ihren Schug zu nehmen. 
ALS das Kammergeriht in Berlin die Auslieferung des in Altona ſich 
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aufhaltenden Redacteur® May verlangte, verweigerte das Gericht in Al- 
tona dies, und Gablenz lehnte jede diplomatifche Verhandlung mit Preu- 
Ben über dieje Angelegenheit ab. Zugleich kam Gablenz den Wiünfchen 
der Holfteiner nach Einberufung der Stände dadurch entgegen, daß er 
wenigjtens die Einberufung einer Commiſſion von 15 Notabeln zur Be- 
gutachtung des Budget? anordnete und fich bei diefer Gelegenheit für die 
Giltigkeit der holſteiniſchen Verfaſſung von 1854 ausiprad). 

In Schleswig dagegen entfernte der preußifche Statthalter General 
Manteuffel die auguftenburgifch gefinnten Beamten von ihren Stellen, 
fchritt gegen jede Demonftration zu Gunften des Prinzen mit Polizei: 
maßregeln ein, und verbot auf's ftrengfte die Anwendung des Prädicats 
Herzog und die Bezeichnung Friedrich VIII. Das Stärffte war aber 
der Erlaß einer königlichen Verordnung vom 11. März 1866, mwonad) 
jeder Verſuch, einer anderen landesherrlichen Gewalt al8 der preußijch- 
öfterreichifchen im den Herzogthümern oder in einem derjelben Geltung 
zu verfchaffen, mit Zuchthaus von 5 bis 10 Jahren beftraft werden 
jollte. In Preußen fand das entjchiedene Auftreten der Regierung in 
der jchleswig=holfteinifchen Frage immer mehr Billigung und fie hatte 
die Mehrheit des Volkes unzweifelhaft auf ihrer Seite. Nur die Mehr: 
beit des Abgeordnetenhaufes beharrte auf ihrer Oppofition. Am 15. Ja— 
nuar 1866 wurden die Situngen wieder eröffnet. Aber diesmal machte 
Graf Bismard, der ftatt des Königs die Thronrede hielt, gar feinen 
Verſuch zu einer Verſöhnung. In Betreff der fchleswig -holfteinifchen 
Trage fündigte er die Bereinigung Yauenburgs mit der Krone Preußen 
an; von den anderen beiden Herzogthümern jagte er, die chlieliche 
Entfcheidung fei durch den Vertrag von Gaftein einer weiteren Verftän- 
digung vorbehalten; Preußen aber habe „in dem Befit Schleswig und 
der in Holftein gewonnenen Stellung ein ausreichendes Pfand dafür er- 
halten, daß dieſe Entjcheidung nur in einer den deutjchen National- 
intereffen und den berechtigten Anſprüchen Preußens entjprechenden Weiſe 
erfolgen werde. Geſtützt auf die eigene, dur) das Gutachten der Kron- 
ſyndici beftärkte rechtliche Weberzeugung ift Se. Majeftät der König ent- 
ſchloſſen, dieſes Pfand big zur Erreihung des angedeuteten Zieles unter 
allen Umftänden feftzuhalten, und weiß fich in diefem Entjchluffe von 
der Zuftimmung feines Volkes getragen." Waren die Abgeordneten jchon 
dadurch verjtimmt, daß ihnen von Seite der Negierung gar feine Con- 
cejlion in Ausficht geftellt wurde, fo fam noch ein befonderer Borfall 
dazu, der die oppofitionelle Stimmung fteigerte. Zwei Abgeordnete, 
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Tweſten und Frenzel, waren jchon im vorigen Jahre wegen imjuriöfer 
Aengerungen im Abgeordnetenhaufe gegen den Juſtizminiſter gerichtlich 
verfolgt worden. Die Sache war folgende: Jene Abgeordneten glaubten 
dur die im Yuftizminifterium übliche Anftellung proviforiicher Hilfg- 
rihter die Umabhängigfeit des Nichterftandes gefährdet und machten dem 
Grafen von der Lippe heftige Vorwürfe darüber. Die betreffende Klage 
des Staatdanwaltes war jedoch mit Bezugnahme auf einen Artikel der 
Berfaffung, welcher den Abgeordneten vollfommene Nedefreiheit verbürgt, 
abgemwiejen worden. Nun appellirte aber der Staatsanwalt an das 
Obertribunal, und diejes faßte am 29. Januar 1866 einen Beichluf, 
mwodurd eine neue Auslegung jenes die Nedefreiheit zufichernden Artifels 
der Verfaffung verſucht und die Straflofigkeit jener Abgeordneten in 
Trage geftellt und bejchränft wurde. Diefer Beſchluß des Obertribunals 
fand allgemeine Mifbilligung, und da man hörte, daß er nur mit einer 
einzigen Stimme Mehrheit und nur durch Beiziehung zweier Hilfsrichter 
zu Stande gefommen fei, jo vermehrte dies den Unmwillen gegen das 
Syſtem des Yuftizminifters. Die Sahe wurde im Abgeordnetenhaus 
zur Sprache gebracht und Hoverbed ftellte mit 162 Genofien den An— 
trag, die Anklage gegen Tweſten und Frenzel und den diejelbe beftäti- 
genden Beſchluß des Obertribunals für einen Eingriff in Die verfaffungs- 
mäßigen Rechte des Abgeordnetenhaufes zu erflären und zum Voraus 
gegen jede Verurtheilung der Angeklagten, fowie gegen ähnliche Schritte 
der Staatdanwaltichaft in Beziehung auf Abgeordnete zu proteftiven. 
Diefer Antrag wurde am 10. Februar mit großer Majorität angenom- 
men. Einige Tage vorher erklärte das Haus die Vereinigung des 
Herzogthums Lauenburg mit der Krone Preußen für rechtäungiltig, fo 
lange nicht die verfaffungsmäßige Zuſtimmung beider Häufer erfolgt fei. 
Ein weiterer Aft der Feindjeligfeit der Abgeordneten gegen die Regierung 
war eine Erklärung gegen die im Laufe des vorhergehenden Sommers 
verfügten Mafregeln zur Verhinderung eines zu Köln veranftalteten 
Abgeordnetenfeftes, welche für gefegwidrig erklärt wurden. Alle dieſe 
drei Beſchlüſſe erklärte Graf Bismard in einem Schreiben vom 18. Fe— 
bruar an das Präfidium der Kammer nicht annehmen zu können, da fie 
eine Weberfchreitung ihrer Befugnifie enthalten, und einige Tage nachher 
(am 23. Februar) verfündete ein Fönigliches Decret den Schluß des 
Yandtags, da auf dem vom Haufe eingejchlagenen Wege das Yand ern- 
fteren Zerwürfniffen entgegengeführt und eine Ausgleichung der beftehenden 
auch für die Zukunft erfchwert würde. 
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Jetzt hatte der Minifterpräfident für die ausmwärtigen Angelegen- 
heiten freiere Hand, und er jchritt nun unbedenklich vor, um feine längft 
gehegten Plane. zur Ausführung zu bringen. Schon ehe der Gafteiner 
Vertrag abgefchloffen worden war, hatte er dem König vorgejchlagen, 
einen Schritt zur Löſung der deutfcher Frage zu thun, und Fam jet 
wieder darauf zurüd. Der König follte, meinte er, die Allianz des 
deutſchen Volles gegen Defterreich zu gewinnen fuchen und die Neichs- 
verfaffung des Jahres 1849 proclamiren. Zur Ausführung diefer Maß— 
regel hielt er fich zwar felbft, wegen feiner Antecedentien nicht für ge— 
eignet; er bot feinen Rücktritt an, dann möge der König Männer der 
liberalen Partei berufen und mit diefen den Kampf gegen Defterreich 
führen. Aber davon wollte der König nichts willen; er war vielmehr 
geneigt, als letztes Mittel zur Verſöhnung mit Defterreih, diefem die 
Garantie Benetiens anzubieten, um dadurch die Nachgiebigkeit Defterreichs 
in Betreff der Annerion Schleswig: Holfteins zu erfaufen. Dagegen 
mwiderjegte fih Bismard entjchieden, weil dadurch wohl die ſchleswig— 
hoffteinifche Frage gelöst, für Deutfchland aber nichts gewonnen worden 
wäre. Ueberhaupt hielt er es nicht für Flug, fich Defterreich gegenüber 
zu binden, da hiedurch eine Allianz mit dem Königreich Italien, welche 
Bismard ernffih im’ Auge fahte, unmöglich geworden wäre. Dieſe 
wünſchte er um fo mehr, als er glaubte, jetst ſei der geeignete Zeitpunkt 
zu einer kriegeriſchen Entjcheidung gefommen. In diefer Anficht wurde 
er beftärft, da ihm auch von Wien die Nachricht zufam, daß dort die 
friedliche Stimmung, die den Vertrag von Gaftein bewirkt hatte, einer 
mehr Friegerifchen gewichen fei, und daß die Kriegspartei, welche von 
Erwerb '"Schlefiens zum Erſatz für Schleswig-Holftein und von einer 
Reftauration in Italien träumte, den Kaifer für fich gewonnen habe, 
Ein fehr wichtiges Moment der politiichen Lage, das von Preußen in 
Rechnung genommen werden mußte, war das muthmaßliche Verhalten 
Napoleons. Es war natürlich, daß Bismard fi) dariiber Gewißheit zu 
verichaffen fuchte und alle Mittel anwandte, um die genaueften Nachrichten 
darüber zu erhalten. Als er nun noch im Dftober 1865 nad dem 
Badeort Biarrit reiste, wo damals Napoleon weilte, und erft Anfang 
Novembers über Paris nach Berlin zurücdkehrte, jo nahm man mit 
Sicherheit an, daß diefe Neife in ein entferntes Pyrenäenbad nicht blos 
den Zweck der Erholung gehabt, fondern einer politifhen Unterredung 
mit Napoleon gegolten habe. Man jchrieb beſonders nachher dieſer 
vorausgejegten Zufammenkunft die wichtigste Bedeutung zu nnd jegte fie 
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in eine Linie mit der Zufammenkunft Cavours mit Napoleon in Plom- 
bieres. Die Zeitungen behaupteten mit Beftimmtheit, daß der Plan des 
fpäteren Krieges mit Defterreich ausführlich beſprochen und gegenjeitige 
Bedingungen ausgetaufcht worden feien. Franzöfifche*), italienische und 
deutjche Publiciften wußten je nach ihrem politischen Standpunft den 
Inhalt der Unterredung zwifchen Bismard und Napoleon genau anzu— 
geben. Letzterer foll für den Fall eines Krieges zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich mindeftens Neutralität zugefagt, fich dagegen für den Fall 
eines für Preußen glüclichen Ausgangs Abtretungen deutjchen Gebietes 
ausbedungen und Bismarck diefe auch zugefagt haben. Von anderer 
Seite wird erzählt, dat Bismard gegen Napoleon die Hoffnung aus: 
geiprochen habe, er werde fich neutral verhalten, und daß er ihm, als 
Napoleon mit einer Zufage in diefem Sinne gezögert, angedeutet habe, 
im Fall Frankreich Oeſterreich unterftügen wollte, würde Preußen ſich 
genöthigt fehen, mit Rußland ein Bündniß zu fchließen, bei deſſen be- 
fannter Gefinnung gegen Defterreih es an DBereitwilligfeit dazu nicht 
fehlen würde. Erft hierauf habe Napoleon feine Neutralität für den 
Tall eines Krieges zwifchen Preußen und Defterreich in Ausſicht geftellt. 
Es ift nicht näher befannt geworden, was Bismard damald mit Napo- 
leon, fei es in Biarrig oder fpäter in Paris, verhandelt hat, aber das 
darf wohl mit Sicherheit angenommen werden, daß er ſich über das 
wahrjcheinliche Verhalten Napoleons unterrichtet, und daß er ihm feine 
Verſprechungen von Compenjationen gemacht hat, da man fich fonjt von 
Bonapartifcher Seite gewiß jpäter darauf berufen haben mirde. Aus 
den Enthüllungen**), die Bismard im Jahre 1870 vor dem Ausbruch 
des deutjch-franzöfiichen Krieges gegeben hat, ift wohl zu jchliegen, daß 
Napoleon ihm damals Anerbietungen machte, welche Bismard ſich wohl 
bütete anzunehmen, die ihm aber die größte Wahrjcheinlichfeit gewährten, 
daß Napoleon in Hoffnung auf fpäteren Lohn fich nicht feindjelig ver: 
halten werde. Wenn Bismard nicht ficher gewefen wäre, daß Napoleon 
vorerft neutral bleiben werde, jo hätte er vor Beginn des Krieges im 
Sommer 1866 die Aheingrenze nicht umbefett laſſen dürfen. 

Auf die Stellung Napoleons zu Deutjchland und auf die Plane 


*) ®gl. Jules Klaczko, Les preliminaires de Sadowa in der Revue des 
deux mondes 1868, vol. LXXVII, p. 365 u. ff. u. 521 u. ff; und Chiala, Cenni 
storiei su i preliminari della guerra del 1866, I, 70 u. ff. 

**) 5, beionders das Rundichreiben Bismards vom 239. Juli 1870, 
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Bismarcks werfen auch die neuerlich veröffentlichten Nachrichten über die 
Entftehung des preußifch-italienifchen Bündniffes*) einiges Licht. Wir 
miüffen daher die Gefchichte defjelben etwas ausführlicher erzählen. 

Der Gegenfat Preußens zu der öfterreihifchen Politik hatte erfteres 
Ion im Juli 1862 dazu geführt, dag neue Königreich Italien anzuer- 
fennen, während Defterreich umd die zu ihm haltenden deutjchen Staaten 
ihm hartnädig die Anerkennung verweigerten. Bald nad) dem Eintritt 
Bismarcks in das preußische Minifterium geſchah ein weiterer Schritt 
der Annäherung, indem der italienische Geſandte am preußifchen Hofe 
de Launay den Auftrag befam, feiner Regierung die Frage vorzulegen, 
welche Haltung fie im Falle eines Krieges zwijchen Preußen und Defter- 
reich einnehmen würde. Dieje Frage fchien dem Gefandten jo wichtig, 
daß er zu perjönlicher Erledigung derjelben nah Turin reiste. Das 
Minifterium Farini antwortete ohne Zögerung, daR Italien mit jedem 
Feind Defterreihs zufammenftehen würde. Bismarck fand damals in 
Berlin felbft allzuviele Schwierigkeiten, um den Gedanken an ein Bünd— 
niß mit Stalien weiter verfolgen zu können, und in Italien herrichten 
die franzöfishen Sympathien zu jehr vor, als daß man ſich dort 
hätte bewogen finden können, die Verbindung mit Deutjchland be: 
jonder8 zu fuchen und zu pflegen. Indeſſen wurde der Handelövertrag 
zwifchen Italien und dem Bollverein betrieben, der im December 1865 
zum definitiven Abſchluß kam und die Folge hatte, daß jelbft Sachfen 
und Baiern das Königreich Italien anerkennen und in diplomatijchen 
Berfehr mit demfelben treten mußten. Im Auguft 1865 murde von 
dent preußifchen Gefandten in Florenz, dem Grafen Uſedom, zum zweiten 
Mal im Auftrag Bismards an das damalige Minifterium Ya Marmora 
die Anfrage gerichtet, wie e8 über einen in Gemeinjchaft mit Preußen 
gegen Defterreich zu führenden Krieg denfe, mit der Andeutung, daß 
diefer Fall bald eintreten Fünnte. Das Minifterium erwiderte: die Ge— 
finnungen der Italiener Hinfichtlich Defterreichg feien befannt, aber man 
könne fich nicht in feite Berjprechungen einlaffen, ehe das Minifterium in 
Berlin fi) über feine Abfichten und Plane näher ausgefprochen habe. 


*) S. R. Bonghi, L’alleanza prussiana e l’acquisto del Veneto. Nuovo 
antologia 1869, ©. 77. Jacini, due anni di politica italiana. Milano 1868, 
Heine, Homberger, Die preußifcheitafieniiche Allianz von 1866, in den preuf. Jahre 
büchern Bd. 28, Jahrg. 1871 II, Artikel 1—4, und Bd. 29: Jacini, Eine 
Stimme aus Italien über das preußifch-italieniihe Bündniß. Auch die Flugſchrift: 
General Marınora und die preußticeitalieniiche Allianz. Leipzig 1868. 
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Auch verhehlte Ya Marmora nicht, daß er vorher den Math Kaifer Na- 
poleons einholen müſſe. Doc machte er Vorbereitungen zum Kriege 
und ließ die Stellung Defterreihd am Mincio näher unterjuchen, um 
einen Angriffspunft zu ermitteln. Aber während diefer Vorarbeiten kam 
die Nachricht von der Convention zu Gaſtein; man fand ſich in Turin 
jehr enttäufcht und klagte über die Unzuverläffigfeit Preußens. Der 
italieniſche Miniſter nüpfte nun Unterhandinngen in Wien an, über Ab- 
tretung Venetiens gegen eine Geldentjchädigung, aber man wies dort die 
Anerbietungen entjchieden zurüd, da der angetragene Handel unverträglich 
mit der Ehre und Machtftellung Defterreichs fei. Ende Februars 1866 
erging durch Vermittelung des preußiſchen Gejandten in Paris eine neue 
Aufforderung an die italienische Negierung, fie möchte einen in militä- 
rifchen und diplomatischen Dingen bewanderten Dann nad) Berlin jchiden, 
um über ein Bündniß zu gemeinfchaftlicher Kriegsführung gegen Defterreich 
zu unterhandeln.. La Marmora wählte einen der tüchtigften Offiziere der 
Armee, den General Govone, welcher ſchon 1850 im preußifchen Lager 
den fchleswig-holfteinischen Feldzug mitangefehen und ſich von der Tüch— 
tigfeit der militärifchen Leiftungen Preußens überzeugt hatte. Er wurde 
unter dem Vorwand, das Syſtem des preufifchen Feſtungsbaues Fennen 
zu lernen, nach Berlin geſchickt, und follte in Gemeinfchaft mit dem or- 
dentlihen italienischen Gefandten in Berlin, Graf Barral, die Verhand— 
lungen führen. Bismard machte bei der erften Begegnung einen impo- 
nirenden Eindrud auf Govone, er ſchrieb nad Haufe: „Das ift unfer 
Cavour wie er leibt und lebt." Uber in feiner Erwartung, er merde 
num mit den preußifchen Staatsmännern und Generalen einen Feldzugs— 
plan zu entwerfen haben, fah er fich getäufcht, denn Bismarck erklärte 
ihn in einer Unterredung am 14. März, daß die Dinge noch nicht fo 
weit gediehen jeien. Die öffentliche Meinung nehme an einem Kriege 
gegen Defterreich noch Anftoß, zumal wenn Preußen als im Einverftänd- 
niß mit Frankreich handelnd erjcheine. Es fei allerdings feine Abficht, 
eine Lage zu jchaffen, aus welcher der Krieg nothwendig hervorgehen 
müffe, aber feine Stellung in Preußen und Deutjchland ſei noch zu 
ijolirt, er müffe vorher einen Anhang und Rückhalt gewinnen. Diefen 
hoffe er zu befommen, wenn er die große Frage der Bundesreform und 
der Berufung eines durch allgemeine Abjtimmung zu wählenden PBarla- 
ments aufwerfe. Auf diefem Wege jei der Bruc mit Dejterreich un- 
vermeidlich und er werde in dem nächiten fünf bis ſechs Monaten erfol- 
gen. Dann fei der Augenblid für den Abjchluß einer Allianz zum ge: 
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meinfamen Kriege gefommen, welcher fr talien die Erwerbung Venetiens 
und für Preußen Gebiefsvergrößerung in Norddeutichland bringen werde. 
Bor der Hand aber müfje man fich mit einem allgemeinen Freundichafts: 
bündnißg begnügen. *) 

Diefe vertraulihe Eröffnung erregte bei Govone den Verdacht, es 
ſei dem preufifchen Minifter überhaupt nicht Ernft mit dem Bündniß. 
Er fchrieb nach Florenz, es fei feine Ausficht, mit dem preußiſchen Ca— 
binet zum Ziele zu fommen, und erflärte dem Grafen Bismard, bei der 
großen Aufregung in Italien könne man nicht ſechs Monate lang warten, 
mit dem Nifico, daß die Spannung in einer neuen Täuſchung endige wie 
bei Gaſtein. Nun erbot ſich Bismard, die Einzelheiten feines Programms 
darzulegen und die Phaſen anzugeben, die e3 noch durchlaufen müffe. Er 
müffe mit Behutfamfeit vorgehen und verjuchen, ob nicht der Bund, wenn 
nicht zur Unterftügung gegen Defterreich, doch zur Neutralität zu bewegen 
fei; auch fei der König dem Krieg noch zu jehr abgeneigt und werde ſich 
nicht eher dazu entjchließen, al3 bis er die Ueberzeugung gewonnen habe, 
daß man e3 in Wien auf Demüthigung Preußens abgefehen habe. Diefe 
Einficht werde nicht ausbleiben und dann ſei der Krieg auch gewiß, denn 
König Wilhelm werde nicht handeln wie fein Bruder im Jahre 1850. 
Da das italienische Cabinet auf feinem Mißtrauen beharrte und fich zur 
Rechtfertigung deffelben immer wieder auf die Erfahrung von Gaftein 
berief, deutete Bismard an, daß dieje Uebereinfunft gegen feinen Rath 
und Willen abgejchlofen worden ſei und daß er fich dabei dem Willen 
feines Königs habe unterwerfen müſſen. Endlich erklärte er ſich auf das 
widerholte Drängen der Italiener bereit, fogleich loszufchlagen, wenn 
Italien zuerft den Krieg gegen Oefterreich erkläre; in diefem Falle werde 
er gewiß feinen König zum Eintritt in die Action und zum Difenjiv- 
bündniß mit Italien beftimmen können. Das wollten die Italiener aber 
doch nicht, fie fürchteten von Preußen nur als Werkzeug benutt zu wer: 
den, und dann fpielte bei aller Kriegsluft die Hoffnung dazwiſchen, Ve— 
nedig ohne Schwertftreich mit Hilfe Franfreihs durch Unterhandlungen 
zu befommen. Endlich machte Bismard den Vorjchlag, einjtweilen einen 
in allgemeinen Ausdrücen gehaltenen Bindnißvertrag abzufchliegen, aber 
damit die Erflärung zu verbinden, daß, wenn genauer bejtimmte Veran: 
laffungen zum Kriege einträten, die beiden Mächte zu einem DOffenjiv- 
und Defenfivbündniß jchreiten follten, mit der gegenjeitigen Verpflichtung, 
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daß fein Theil die Waffen niederlegen dürfe ohne Zuftimmung des anderen, 
und ohne daß beide ihren Zweck erreicht hätten. Nun kam auch das dazu, 
dak man in Italien hörte, Defterreich rüfte ernftlich und habe auch die 
deutichen Mittelftaaten in vertraulichen Noten zur Kriegsbereitichaft auf 
gefordert. Auch fam von Paris her Zuſpruch und Ermuthigung. Nas 
poleon, der die Verpflichtung fühlte, den Ytalienern zu Venedig zu ver: 
helfen, aber doch nicht felöft einen neuen Krieg mit Defterreich anfangen 
wollte, dachte, die Sache liege fih durch eine Preffion auf Dejterreich 
vermittelft preußischer Waffen ausrichten. Er rieth dem italienischen 
Minifterium zum Abjchluß eines Bündniffes mit Preußen. Nun ertheilte 
La Marmora am 3. April 1866 feinem Gefandten in Berlin die VBolf- 
macht zum Abſchluß eines Vertrages. Diefer wurde denn wirklich auch 
am 8. April unterzeichnet und enthielt folgende wejentliche Punkte: Wenn 
die Unterhandlungen, welche Preußen mit den übrigen deutjchen Megie- 
rungen zum Behuf einer Neform des deutichen Bundes eröffnen wird, 
Scheitern und der König ſich genöthigt fieht, die Waffen zu ergreifen, um 
feinen Vorjchlägen Geltung zu verichaffen, jo wird Italien, nachdem 
Preußen die Initiative ergriffen hat, ebenfall3 den Krieg an Dejterreich 
erflären. Bon diefem Augenblid an wird e8 den Krieg führen mit allen 
Kräften, welche ihm zur Verfügung ftehen, und weder Italien noch 
Preußen ſchließen Frieden oder Waffenftillftand ohne gegenfeitiges Ein- 
verjtändnig. Diejes darf aber nicht verweigert werden, wenn Dejterreic) 
eingewilligt hat, Yombardo-Venetien an Italien und eimen diefer Provinz 
an Bevölkerung gleichen Yandjtrih an Preußen abzutreten. Wenn die 
öſterreichiſche Flotte das adriatifche Meer vor der Kriegserflärung ver- 
läßt, wird Italien eine hinreichende Anzahl von Schiffen in die Oſtſee 
ſchicken, um ſich mit der preußifchen Flotte zu verbinden. Diejer Vertrag 
folf al3 erlofchen gelten, wenn Preußen nicht binnen drei Monaten den 
Krieg an Oefterreich erklärt hat. *) 

Man hat damals diejes Bündniß Preufens mit Italien den preu— 
ßiſchen Staatsmännern fehr zum Vorwurf gemacht und e8 im eine Linie 
geftelft mit einem etwaigen Bündniß deutfcher Fürſten mit Frankreich. 
Aber die war ganz umberechtigt, denn Italien war nicht wie Frankreich 
der Feind Deutjchlands, der daffelbe feit Jahrhunderten zu berauben und 
zu unterdrüden fuchte; Deutjchland war vielmehr der Leidensgenofje 


*) Der Wortlaut des Bertrags ift zuerft veröffentlicht in: Bonghi, l’alleanza 
prussiana :c., erfchienen im Auguſt 1870, ©. 135. ©. auch Preußiſche Jahrbücher 
Bd. 28, ©. 237 u. ff. 
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Italiens, beide von Oeſterreich an ihrer natürlichen nationalen und po— 
litiſchen Entwicklung gehindert. Wir haben uns ſchon oben bei der Ge— 
ſchichte des italieniſchen Krieges von 1859 zu der Anſicht bekannt, daß 
die italieniſche Erhebung gegen Oeſterreichs Fremdherrſchaft die lebhaf— 
teſten Sympathien Deutſchlands verdient hätte, und finden daher auch 
in dem 1866 von Preußen abgeſchloſſenen Bündniß nichts Arges, ſondern 
nur eine ganz berechtigte, auf gemeinſame nationale Intereſſen gegründete 
Allianz, die natürlichſte, die Preußen ſchließen konnte. Sie bedarf daher 
feiner Entſchuldigung, jondern war unzweifelhaft von einer richtigen, vor— 
urtheilslofen Staatskunſt geboten. 

Inzwiſchen half die öfterreichifche Politif dem Grafen Bismard, die 
Schwierigkeiten zu überwinden, die er bei Ausführung feines Planes, die 
Entiheidung zwifchen Defterreich und Preußen durch Waffengewalt herbei- 
zuführen, fand. Wir haben gefehen, daß er fich fcheute, vor der öffent- 
lihen Meinung als Angreifer zu erfcheinen, und ſich bemühte, feinem 
König durch Thatfachen die Ueberzeugung beizubringen, daß man nicht 
durch friedliche Mittel mit Defterreih in's Klare fomme. Da that ihm 
Graf Mensdorff am 16. März den Gefallen, eine „ganz vertrauliche 
Circulardepefche an die Defterreich befreundeten deutſchen Cabinette zu 
richten, worin er den diplomatifchen Operationsplan und den bereits 
feftftehenden Entſchluß zum Kriege verrieth. Die Depejche enthielt den 
Wortlaut der Anträge, die Defterreich einige Monate jpäter am Bundes— 
tag ftellte, und welche eine Kriegserflärung im fich fchloffen. Oeſterreich 
wollte ſich von der Verpflichtung, eine definitive Entjcheidung über das 
Geſchick der Herzogthümer nur in Gemeinfchaft mit dem Berliner Cabinet 
zu treffen, losfagen und diefelbe der Majorität de8 Bundes aufladen, 
die Preußen überftimmen und dajjelbe zwingen follte, der Entjcheidung 
des Bundes fich zu unterwerfen. Schließlich werden die befreundeten 
Negierungen gebeten, das 7., 8., 9. und 10. Bundesarmeecorps Friegs- 
bereit zu halten, um im Verbande mit der öfterreichiichen Armee aufge- 
ftellt zu werden. Diefe Note fam alsbald zur Kenntniß der preußiichen 
Negierung, wurde jedoch erft einige Monate fpäter allgemein befannt. 
Bismard aber benutte diefe Thatjahe, um feinem König zu bemeifen, 
daß Preußen wirklich bedroht fei. In einem Artifel der Kreuzzeitung 
wurde auf die Rüftungen in Defterreich und Sachſen bingewiejen, welche 
Preußen zu Gegenrüftungen zwängen. Letzteres war durch feine neue 
Militärorganifation in der günftigen Yage, ohne durch außerordentliche 
Maßregeln Aufjehen zu machen, alle erforderlichen Vorbereitungen für 
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den Krieg treffen zu können, während in Oeſterreich die Beurlaubten 
und Reſerven aus entfernten Gegenden in die Garniſonsorte eingezogen 
werden mußten. 

Der öſterreichiſche Geſandte in Berlin richtete an Bismarck die 
ſchon in jener vertraulichen Circulardepeſche angekündigte Frage, ob denn 
die preußiſche Regierung wirklich die Gaſteiner Convention gewaltſam 
brechen wolle. Bismarck antwortete mit einem verclauſulirten Nein, 
und richtete am 24. März eine Circulardepeſche an ſämmtliche deutſche 
Regierungen, worin er unter Darlegung der thatſächlichen Lage die Frage 
an ſie ſtellt, ob und in welchem Maße er auf den guten Willen der 
Einzelſtaaten zählen dürfe. Nachdem er von den nothwendigen Vor: 
fehrungen gegen die Rüftungen und Drohungen Defterreih8 geiprochen, 
fährt er fort: „Aber Mafregeln zu unferer augenblidlichen Sicherung 
find nicht das Einzige, was die Situation von ung gebieterifch fordert. 
Die Erfahrung, welche wir wiederum über die Zuverläffigfeit eines 
öſterreichiſchen Bündniffes und über die wahren Gefinnungen des Wiener 
Cabinets gegen ung gemacht haben, nöthigen uns, auch die Zukunft in's 
Auge zu faſſen und und nach Garantieen umzufehen, welche uns die 
Sicherheit gewähren fünnen, die wir in dem Bunde mit der andern 
deutihen Großmacht nit nur vergebens geſucht haben, fondern fogar 
durch diejelbe bedroht ſehen. Preußen ift durch feine Stellung, feinen 
deutjchen Charakter und durch die deutjche Gefinnung feiner Fürften vor 
Allem zunähft darauf angewieſen, diefe Garantieen in Deutjchland felbft 
zu juchen. Auf dem Boden der deutichen Nationalität und in einer 
Kräftigung der Bande, welche uns mit den übrigen deutfchen Staaten 
verbinden, dürfen wir hoffen und werden wir inmter zuerft verjuchen, die 
Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit zu finden." — — „Die ab- 
norme Lage, in welche Preußen durch die feindfelige Haltung der andern 
im Bunde befindlihen Großmacht gebracht ift, drängt uns die Noth- 
wendigfeit auf, eine den realen DVerhältniffen Rechnung tragende Reform 
des Bundes in Anregung zu bringen. Das Bedürfniß derjelben wird 
fih für uns um jo dringlicher fühlbar machen, je weniger wir auf die 
eben geftellte Frage hinfichtlich des Beiftandes, den wir zu gewärtigen haben, 
eine befriedigende Auskunft erlangen; abweifen aber fünnen wir e8 in 
feinem alle, und wir glauben in der That, daß wir dabei nicht nur ° 
in unferem eigenen Intereſſe handeln. Schon durch die geographifche 
Lage wird das Intereſſe Preußens und Deutjchlands identiſch — dies 
gilt zu unfern wie zu Deutjchlands Gunften. Wenn wir Deutjchlandg 
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nicht ficher find, ift unfere Stellung gerade wegen unferer geographijchen 
Lage gefährdeter, als die der meiften andern europäifchen Staaten; das 
Schickſal Preußens aber wird das Schiejal Deutfchlands nach fich ziehen, 
und wir zweifeln nicht, daß, wenn Preußens Kraft einmal gebrochen 
wäre, Deutjchland an der Politif der europäichen Nationen, nur noch 
pafjiv betheiligt bleiben wiirde. Dies zu verhüten, follten alle deutjchen 
Regierungen als eine heilige Pflicht anfehen, und dazu mit Preußen zu— 
ſammenwirken. Wenn der deutfche Bund in feiner jetigen Geftalt und 
mit feinen jeßigen politifchen und militärischen Einrichtungen den großen 
europäifchen Krifen, die aus mehr als einer Urfache jeden Augenblid 
auftauchen fünnen, entgegengehen ſoll, fo ift nur zu ſehr zu befürchten, 
daß er feiner Aufgabe erliegen und Deutjchland vor dem Schidjale 
Polens nicht fhügen werde." — „Wir erfuchen die ..... Regierung, 
auch ihrerjeits die Verhältniſſe ernftlich und eingehend in Erwägung zu 
ziehen, und behalten wir uns baldige weitere Eröffuungen in dieſer 
Richtung vor. Zunächft aber haben wir von derjelben eine Beantwortung 
der oben angedeuteten Frage zu erbitten, ob und in welchem Maße wir 
auf ihre Unterftügung im dem Falle zu rechnen haben, daß wir von 
Defterreich angegriffen oder durch unzweidentige Drohungen zum Kriege 
gendthigt werden?" — — 

Die deutfchen Regierungen antworteten, wie man in Berlin nicht 
anders erwartet hatte, ablehnend oder ausmweichend. Sie beriefen ſich 
auf die Bundesacte, in deren Artikel 11 jich die YBundesglieder verbind- 
(ih machen, einander unter feinerlei Vorwand zu befriegen, noch ihre 
Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie bei der Bundes: 
verſammlung anzubringen, welche dann eine Aufträgalinjtanz zu beftellen 
babe, deren Ausspruch fich die ftreitenden Theile zu unterwerfen haben. 
Auch die Wiener Schlufacte wurde citivt, die in Artifel 19 beftimmt: 
„Wenn zwifchen Bundesgliedern Thätlichfeiten zu beforgen find, fo ift 
die Bundesverfammlung berufen, vorläufige Mafregeln zu ergreifen, 
wodurch jeder Selbthilfe vorgebeugt und der bereits unternommenen 
Einhalt gethan werde." Zwiſchen Defterreih und Preußen wurden 
vorläufig noch Berficherungen gewechjelt, daß man einander nicht be- 
friegen wolle: am 31. März erging von dem Wiener Cabinet die Er- 
flärung, daß den Abfichten des Kaiſers nichts ferner liege, als ein offen: 
jives Auftreten gegen Preußen, und Bismard erwiderte am 6. April: 
dak der König feineswegs einen „Angriffskrieg" gegen Defterreich beab- 
jichtige. Aber am 28. März wurde in Berlin ein Minifterrath gehalten, 
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in welchem über die militärifche Yage und die in Defterreich in's Werk 
geſetzten Rüftungen berichtet wınde, und in Folge davon erließ der König 
den Befehl zu einer wenigftens theilweifen Kriegsbereitfchaft. 

Das preußiſche Volk war feineswegs kriegeriſch geſtimmt; man 
mwolite jehon deshalb feinen Krieg, weil derfelbe von Bismard betrieben 
wurde und weil e8 in den Kreijen der liberalen Partei Grundjag war, das 
zu mißbilligen, was von, dem Minifterpräfidenten ausging. Die Pibe- 
ralen fürchteten ernſtlich, ein kriegeriſcher Erfolg der Bismardifchen 
Politik könnte der Verfaſſung und der Freiheit gefährlich werden. Außer: 
dent war in den Städten, wo die Induſtrie und der Handel in Blüthe 
und die materiellen Yntereffen in erfter Yinie ftanden, der Gedanke an 
den Krieg jehr unpopulär. In der Prefje und in politifchen Verſamm— 
(ungen wurde zu Demonftrationen gegen die Kriegsplane aufgefordert. 
Die Kölnische Zeitung rief am 25. März den mohlhabenden Bürger: 
ftand zu Petitionen gegen den Krieg auf, und verlangte dringend den 
Rücktritt des Minifteriums Bismard. Vierzehn Tage darauf richtete 
die Kaufmannſchaft in Berlin eine dringende Bitt-Adreffe an den König 
um Bewahrung des Friedens. In Defterreih war man viel friegerifcher 
gefinnt. Ein Wiener Blatt verficherte: „Wir fürchten den Krieg und 
feine Koften nicht, nur die NRüftungsfoften ohne den Krieg." Auch 
meinten die Oefterreicher, der Krieg wäre das befte Mittel, ihren 
Finanzen aufzuhelfen, in Berlin fei Geld in Fülle. Doch verlangte 
nun Graf Mensdorff als Antwort auf die Verficherung der preußifchen 
Note vom 6. April, daß der König feinen Angriffsfrieg beabfichtige, 
von Preußen Abrüftung und YZurüdnahme des Mobilifirungsbefehls. 
Bismarck erwiderte: Defterreich habe zuerft gerüftet, es jolle auch mit 
der Abrüftung den Anfang machen. Gleichzeitig aber warf er dem 
öfterreichifchen Cabinet den Fehdehandſchuh hin durd einen am 9. April 
bei dem Bundestag eingebrachten Antrag auf Berufung eines deutfchen 
PBarlamentes auf der Grundlage allgemeiner directer Vollswahlen. Er 
erinnerte in der Einleitung des Antrags an die Kritik der Bundes: 
verfaflung, welche von Seiten Oeſterreichs bei Berufung des Fürften- 
tags nah Frankfurt im Jahre 1863 ausgeſprochen war, an das Ge- 
ftändniß, daß feine der beiden Großmächte ſich mit irgend einem Grad 
des Vertrauens auf den Bund in feinem jetigen Zuftand ftüten könne. 
Preußen habe zwar damals an den zur Abhilfe dieſes Zuftandes ein- 
geleiteten Schritten fich nicht betheiligen können, aber daS Bedürfniß der 
Reform anerkannt und in feiner Eröffnung an die deutfchen Regierungen 
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vom 22. September 1863 ſich klar darüber ausgeſprochen. Seit jener 
Zeit ſeien nun wichtige Ereigniſſe eingetreten, welche die Schäden der 
beſtehenden Bundesverhältniſſe in ein noch helleres Licht geſtellt haben. 
Zunächſt habe der däniſche Krieg gezeigt, daß der Bund in ſeiner gegen— 
wärtigen Geſtalt für die Sicherheit der nationalen Unabhängigkeit und 
für die Erforderniſſe einer activen Politik auch unter den günſtigſten 
Verhältniſſen nicht ausreichend ſei. Insbeſondere ſei erwieſen worden, 
daß die Bundesmilitäreinrichtungen nicht in der für die Sicherheit 
Deutſchlands unbedingt nothwendigen Weiſe geordnet ſeien. Sodann 
aber habe die gegenwärtige politiſche Situation der preußiſchen Regierung 
die Ueberzeugung geben müſſen, daß der Bund in ſeiner jetzigen Ver— 
faſſung ſelbſt die inneren Gefahren zu überwinden nicht in der Lage ſei. 
Von allen Seiten her dränge ſich die Nothwendigkeit auf, die große 
Frage nicht länger zu verſchieben. Denn wenn Deutſchland in der— 
jenigen Verfaſſung, in welcher es ſich gegenwärtig befinde, großen euro— 
päiſchen Kriſen entgegengehen ſollte, ſo werde es entweder der Revo— 
lution oder der Fremdherrſchaft verfallen. Die preußiſche Regierung ſei 
darauf bedacht geweſen, neuen Verhandlungen über die Reform der 
Bundesverfaſſung einen beſſeren Erfolg als bisher zu ſichern. Die 
Geſchichte der mannigfachen in den letzten Jahrzehnten unternommenen 
Reformverſuche habe erfahrungsmäßig gelehrt, daß weder die einſeitigen 
Verhandlungen unter den Regierungen, noch die Debatten und Beſchlüſſe 
einer gewählten Verſammlung im Stande geweſen ſeien, eine Neu— 
geſtaltung des nationalen Verfaſſungswerkes zu ſchaffen. Erſtere ſeien 
immer bei dem Austauſch verſchiedenartigſter Meinungen und der An— 
ſammlung eines endloſen Materials ſtehen geblieben, weil es an der 
ausgleichenden und treibenden Kraft des nationalen Geiſtes bei dieſen 
Verhandlungen gefehlt habe und die particulariſtiſchen Gegenſätze zu 
ſchroff und einſeitig dabei feſtgehalten worden ſeien. „Ein ſolcher“, 
fährt Bismard fort, „zu höherer Einigung der Gegenſätze führender 
Factor ift nur in einer aus allen Theilen Deutſchlands gewählten Ber: 
fammlung zu finden. Wollten dagegen die Regierungen einer folchen 
Berfammlung Tallein die SYnitiative bezüglih der Neconftruction der 
Bundesverfaffung überlafjen, wie dies im Jahre 1848 geſchah, fo wür— 
den dieſelben Gefahren der Leberhebung und der Nichtachtung des in 
deuticher Eigenthiimlichkeit wirklich Begründeten wieder erwachen und 
damit auch die Hoffnungen des deutfchen Volkes einer neuen Täuſchung 
entgegengeführt werden. — Nur durch ein Zuſammenwirken beider 
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Factoren kann daher, nad) der fejten Ueberzeugung der königlichen Re— 
gierung, das Biel erreicht werden, daß auf dem Grunde und innerhalb 
des Rahmens des alten Bundes eine neue lebensfähige Schöpfung er- 
ftehe. — Dieje Erwägung ift es, welche die föniglihe Regierung zu 
dem Vorſchlage an ihre hohen Mitverbiindeten beftimmt, die Reform 
des Bundes fofort damit in Angriff zu nehmen, daß zur Mitwirkung 
für die Neugeftaltung der Verfaſſung durch Bundesbeſchluß eine allge- 
meine deutjhe Verſammlung von gewählten Vertretern berufen werde. 
— Die föniglide Regierung bat bereitS in ihrer oben erwähnten Dar: 
legung vom 22. September 1863 entwidelt, in welcher Weife eine Ver— 
fammlung, wie fie bier in's Auge gefaßt ift, am zwedentiprechendften 
gebildet werden fünne. Sie muß auch jet an der damals vertretenen 
Anficht Feithalten, daß für eine Berfammlung, berufen, um in&bejondere 
das Intereſſe der Gejammtheit und das einheitliche Prinzip als ſolches 
zur Geltung zu bringen, der Grundſatz der directen Vollswahl im Ge: 
genfage zur Delegation der Einzeln Kammern allein annehmbar er: 
fcheint. — Das allgemeine Stimmrecht aber muß für den im Auge 
gehabten Zweck und bei der Nothwendigkeit, die verjchiedenften particu- 
laren BVerhältniffe einem Maßſtab dienftbar zu machen, als das allein 
Mögliche bezeichnet werden, und nimmt die königliche Regierung um jo 
weniger Anftand, diefe Form der Wahl in Vorjchlag zu bringen, als 
fie diefelbe für das conjervative Prinzip förderlicher erachtet, wie irgend 
einen anderen auf künftlihen Combinationen beruhenden Wahlmodus.“ 
— — — „Die Beftimmung eines feften Termins für die Berufung 
des Parlaments wird aber der Nation zugleich die große Gewähr bieten, 
dag die Verhandlungen zwijchen den Regierungen über die zu machenden 
Reformvorjchläge nicht vollftändig in's Ungewiſſe ſich Hinausziehen kön— 
nen. Indem die königliche Regierung alles Weitere den Verhandlungen 
mit ihren hohen Bundesgenofjen vertrauensvoll vorbehält, ſtellt fie jett 
den Antrag: Hohe Bundesverfammlung wolle bejchließen, eine aus directen 
Wahlen und allgemeinem Stimmrecht der ganzen Nation hervorgehende 
VBerjammlung für einen noch näher zu beftimmenden Tag einzuberufen, 
um die Vorlagen der deutichen Regierungen über eine Reform der Bundes» 
verfaffung entgegenzunehmen und zu berathen; in der Zwiſchenzeit aber, 
bis zum Zujammentritt derjelben, durch BVerftändigung der Regierungen 
unter einander, dieje Vorlagen feftzuftellen. *) 


*) Die frühere Darlegung vom 22. September 1863, auf welche ſich die Ein 
leitung des Antrags beruft, ift eine Eröffnung des preußiichen Minifteriums an bie 
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| ns 8 Neformantrages war, daß Defterreich, 
das uch da irie. ft, yeberdet hatte, wieder einen Schritt zum Frieden 
msi, und durch ne Depeiche vom 18. April einen Vorſchlag zur Ab- 
ruftung machte. Ver Kaiſer erklärte fich bereit, feine die Kriegsbereit— 
ſchaft fürdernden Dislocationen zurücknehmen und alle darauf bezüglichen 
Maßregeln einftellen zu wollen, wenn ev vom Berliner Hofe die beftinunte 
Zufage erhalte, dag an denfelben oder doc am nachfolgenden Tage eine 
königliche Ordre den früheren regelmäßigen Stand derjenigen Heerestheile 
wiederherftellen werde, welche feit dem 27. vorigen Monats einen er» 
höhten Stand angenommen haben. 

Diefe Erklärung belebte allgemein die Hoffnung auf Erhaltung des 
Friedens, die Papiere ftiegen an den Börſen. Defterreich hatte ge— 
wichtige Gründe, die fir den Frieden jprachen, denn abgejehen von 
feinen finanziellen Zuftänden zeigte fich Feine Ausfiht auf Allianzen, 
und es ließen fich über die Unvollfommenheit der militäriichen Rüſtungen 
Stimmen hören, welche die Zuverficht des Sieges bedeutend ſchwächten. 
Bismard theilte das wiederkehrende Vertrauen auf Frieden nicht und 
beantwortete am 21. April die Mittheilungen des öfterreihiichen Ca— 
binet3 ziemlih fühl. Die königliche Regierung werde ihrerſeits die 


deutfchen Regierungen, worin erflärt wird, bie von Defterreicdh vorgelegte Reformacte 
fafje jede Bürgſchaft dafiir vermifjen, „daß in der beabfichtigten neuen Organifation 
des Bundes die wahren Bebürfniffe und Intereffen der deutihen Nation und nicht 
particulariftifche Beftrebungen zur Geltung kommen werden. Diefe Bürgichaft kann 
das Minifterium nur in einer wahren, aus directer Betheiligung der ganzen Nation 
hervorgehenden National» Vertretung finden. Nur eine folde Bertretung wird für 
Preußen die Sicherheit gewähren, daß es nichts zu opfern hat, was nicht dem ganzen 
Deutfchland zu Gute fomme. Kein noch jo künſtlich ausgedachter Organismus von 
Bundesbehörden kann das Spiel und Widerfpiel dynaftifher und particulariftiicher 
Intereſſen ausſchließen, weldes fein Gegengewicht und fein Eorrectiv in der National« 
Vertretung finden muß. Im einer Berfammlung, die aus dem ganzen Deutſchland 
nad) dem Mafjftab der Bevölkerung durch directe Wahlen hervorgeht, wird der 
Schwerpunkt, jo wenig wie außer Deutſchland, jo auch nie in einen einzelnen, von 
dem Ganzen ſich innerlich loslöfenden Theil fallen; darum kann Preußen mit Ber- 
trauen im fie eintreten. Die Interefjen und Bedürfniffe des preußiichen Volkes find 
wefentlih und unzertreunlich identiich mit denen des deutichen Volles; wo dies 
Element zu feiner wahren Bedeutung und Geltung kommt, wird Preufen niemals 
befürchten dürfen, im eine feinen eigenen Interefjen widerftrebende Bolitif binein- 
gezogen zu werden; — eine Befürdtung, die doppelt gerechtfertigt ift, wenn meben 
einem Organismus, im welchem der Schwerpunkt außerhalb Preußens fällt, die wider- 
ftrebenden particulariftiichen Elemente principiell in die Bildung der Volfsvertretung 
bineingebradjt werden.“ 


ee j 
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Neduction der Heerestheile in demfelben Make und in denfelben Zeit 
räumen bewirken, in welchen die entjprechende Verminderung der Kriegs— 
bereitihaft der öfterreichifchen Armee thatfächli vor fich gehen werde. 
Ueber das Maß und die Friſten ſehe die Fönigliche Negierung weiteren 
Eröffnungen entgegen. Bismard wußte, daß die Rüftungen der Defter- 
reiher in Italien jchon fo weit gediehen waren, daß ein Zurüdziehen 
der Armee nicht mehr möglich war, auch hörte er, daß in Sachſen 
Rüftungen in größerem Mafftab betrieben und namentlich Cavallerie 
und Artillerie auf den Kriegsfuß geſetzt ſeien. Am 26. April ließ die 
öjterreichiiche Regierung erklären, daß fie die VBerftärfung der in Böhmen 
ftehenden Truppen zurüdziehen werde, daß fie ſich aber genöthigt jehe, 
das italienische Heer auf den Kriegsfuß zu jegen und jowohl zur Ver: 
theidigung der Pogrenze, als der bedrohten Küften umfaffende Anftalten 
zu treffen. Bismard antwortete num am 30. April, man jehe ſich in 
Berlin jehr enttäufht. Man babe gehofft, die Herftellung des normalen 
Standes werde fi) auf die Gejammtheit der die Kriegsbereitichaft für- 
dernden Bewegungen erjtreden, die kaiſerliche Regierung erwähne aber 
nur die Truppen in Böhmen, und lafje das in Schlefien, Mähren und 
Weftgalizien VBerfügte unberührt. Auch die Berufung auf Rüftungen in 
talien könne er nicht anerkennen, da dort feine ftattgefunden hätten, 
oder wenn fie im jüngfter Zeit zur Ausführung gebracht worden feien, 
nur in den öfterreichifchen Rüftungen ihren Grund haben. Die preußifche 
Regierung hoffe, daß Oeſterreich alfe in den nördlichen Provinzen ges 
troffenen Maßregeln zurüdnehmen, fi) von der Grundlofigfeit der im 
Süden veranlaßten Nüftungen überzeugen und zur Herftellung des 
Friedensfußes der gefammten k. k. Armee fchreiten werde, erjt dann 
würde es für die königlich preußifche Regierung möglich fein, den fom- 
menden Verhandlungen anders als unter Feithaltung des Gleichgewichts 
in der Kriegsbereitſchaft entgegenzugehen. 

Gleichzeitig mit der Erklärung Defterreichs, daß es wegen Italiens 
nicht vollftändig abrüjten könne, hatte die öfterreihifche Regierung neue 
Borjchläge zur Löſung der ſchleswig-holſteiniſchen Frage nach Berlin 
gerichtet. Da fie in diefer Sache die Mittelftaaten und die Demofratie 
auf ihrer Seite hatte, jo hoffte fie, dadurd) gegen den preußifchen Bundes— 
reformantrag eine Gegenwirkung ausüben zu fünnen. Diefe neuen Bor- 
ichläge waren freilich nichts Anderes, als die alte Forderung, man ſolle 
dem Erbprinzen von Auguftenburg die Herzogthümer übergeben. Die 
betreffende Depejche ſchloß mit der Drohung, wenn Preußen immer nod) 
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diefer Pflicht fich entziehe, fo werde nichts Anderes übrig bleiben, als 
dem deutjchen Bunde den ganzen Stand der Angelegenheit offen darzu- 
legen und der gemeinjamen Erwägung der Bundesgenofjen anheimzu— 
geben, welche Wege in Ermangelung des Einverftändnifjes zwiſchen 
Defterreih und Preußen einzufchlagen feien. Auch werde dann Die 
Stimme des Landes Holftein jelbjt nicht länger ungehört bleiben kön— 
nen. Diefer Vorjchlag, welcher den Wiener Frieden und die Convention 
von Gaſtein ganz ignorirte, jchien dem Grafen Bismard gar feiner Be— 
antwortung werth, er begnügte fich, im Staatsanzeiger vom 3. Mai 
erklären zu lafjen, daß Preußen am Wiener Frieden und der Gafteiner 
Convention und den dadurch eriworbenen Rechten fefthalte; wie Defter: 
reich eine in Ausficht geftellte Entjcheidung durch den Bund damit ver- 
einigen wolle, fei nicht abzufehen. Preußen aber könne nicht gejonnen 
fein, den in Gemeinſchaft mit Defterreich erfänpften Befig von anderer 
Entſcheidung, als der eigenen freien Entjchliegung abhängig zu maden. 
E3 fam nad) diefem Bejcheid unerwartet, al3 einige Wochen fpäter in 
ausmärtigen Blättern die Nachricht auftauchte, daß die preußifche Re: 
gierung doc) eine auf die öfterreichiichen Vorſchläge eingehende Antwort 
gegeben habe. Wirklich war eine vom 7. Mai datirte, von Bismard 
unterzeichnete Depeſche nach Wien geſchickt worden, welche Defterreich 
mit dem vertraulichen Anerbieten entgegenfam, in Unterhandlungen über 
die Abtretung der Nechte an die Herzogthümer gegen angemefjene Ent: 
Ihädigung einzugehen. Dies wirde gleichbedeutend mit einer Umkehr 
vom betretenen Wege gewejen fein, und der Erlaf jener Depeihe war 
auch nur die Wirkung einer auf den Sturz Bismard3 hinarbeitenden 
Partei, für welche ein freundichaftliches Verhältniß zu Defterreih ein 
weſentlicher Punkt des politischen Programms war, und die an dem auf 
demofratiichen Vorausſetzungen beruhenden Bundesreformvorjchlag Anftoß 
genommen hatte. Glücklicherweife fand der Annäherungsverſuch, der, 
wenn er gelungen wäre, ein entfchiedener Rückſchritt geweſen wäre, und 
Bismard vielleicht zum Rücktritt gemöthigt hätte, bei Oeſterreich, wo 
man jchon zu ficher auf Preußens Demüthigung rechnete, feinen An- 
lang; e8 erfolgte, wie es fcheint, nicht einmal eine officielle Antwort. 
Der Eifer für Erhaltung des Friedens verirrte ſich zu zahllofen 
Intriguen und Angriffen auf die Perjon des Minifterpräfidenten, in 
welchem man die alleinige Urfache der Kriegsgefahr ſah. Dieſe Stim- 
mung gegen ihn Fam fogar in einem Mordverſuch zum Ausdruck. Als 
er am 7. Mai 1866 Nachmittags 5 Uhr, nad) längerer Unpäßlichkeit 
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zum erften Male vom Vortrag beim König in feine Wohnung zurück— 
fehrend, unter den Linden daherfchritt, hörte er zwei Schüffe fallen, er 
wendete fi um und fah einen jungen Mann vor fich ftehen, der eben 
im Begriff war, feinen Revolver zu einem dritten Schuß loszudrüden ; 
er faßte ihn beim Handgelenk und an der Kehle, konnte aber doch nicht 
verhindern, daß. auch der dritte Schuß losging und ihn an der rechten 
Schulter ſtreifte. Es gelang dem Thäter, den Revolver in die linke 
Hand zu befommen und noch zwei Schüffe loszudrüden, wovon der eine 
auf einer Rippe auffhlug, fo daß Bismarck ſich getroffen fühlte, ohne 
jedoch verwundet zu werden, da die Rippe elaftifch machgegeben hatte, 
der andere durchbohrte blos den Weberzieher. Zwei Vorbeigehende, ein 
Bühbinder und ein Kaufmann, halfen den Thäter feithalten, dann kamen 
auch noch Soldaten und Dfficiere des erften Garderegiments, von dem 
eine Abtheilung in der Nähe vorbeimarfchirte, dazu, und der Thäter 
wurde auf die Polizei geführt. Graf Bismard aber erreichte feine Woh— 
nung in der Wilhelmsftraße, noch ehe eine Kunde der That dorthin ge- 
drungen war. Es war bei feiner Gemahlin eine Kleine Gejellichaft ver- 
fammelt, in die er ohne ſich etwas anmerken zu laffen, eintrat, nur 
feiner rau flüfterte er zu: „Sie haben auf mich geſchoſſen, aber e8 
ift nichts.“ Bald verbreitete fi) das Gerücht des Vorfalls, und e8 
fanden fi) eine Menge von Freunden und Befannten ein, um dem 
Grafen zu feiner glücklichen Rettung zu gratuliren und Näheres zu 
hören. Auch der König fam und bezeugte dem Geretteten feine Theilnahme, 
Zuletzt fammelte jich eine große Vollsmenge vor dem Haufe, und Bis- 
mard fand fich jchließlich veranlaßt, einige Worte des Dankes zu der freudig 
erregten Menge zu jprechen. Das mit dem Thäter vorgenommene Ber: 
hör ergab, daß er Julius Cohen hieß und ein Stieffohn des in Yondon 
lebenden politiichen Flüchtlings Karl Blind war. Er hatte bis vor 
Kurzem in Hohenheim in Wirtemberg Yandwirthichaft ftudirt und fich 
fchleunigft nad) Berlin begeben, um Bismard zu tödten und dadurch 
den Ausbruch des Krieges zu verhindern. Einer weiteren Unterfuchung 
entzog er fich durch einen Schnitt in den Hals, den er fich unvermerft 
mit einem in das Taſchentuch verborgenen Federmeſſer beizubringen 
mußte, woran er am folgenden Morgen um 4 Uhr ftarb. Er hatte 
vor der That einen Brief an feinen Stiefvater in London abgeſchickt, 
in welchem er erflärte, daß es fein fefter Entſchluß fei, den Grafen 
Bismarck zu erſchießen, weil er ihn für den ärgften Feind der Freiheit 
Deutfchlands halte. Wie das Attentat Orſini's auf Napoleon Italien 
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frei und einig gemacht habe, fo hoffe er durch die Ermordung Bismards 
Deutjchland zu erretten. Das Attentat und die wunderbare Errettung 
Bismards machte natürlich das größte Auffehen in ganz Deutjchland; 
die Einen bedauerten unverholen, daß der Mordverfuch nicht gelungen 
fei, Andere aber lernten anders denfen von dem Manne, der fo unver: 
fennbar durch. Gottes bejonderen Schu bewahrt worden war. Bei der 
angejtellten ärztlichen Unterfuchung fand man es faft unbegreiflih, daß 
feine von den abgejchoffenen Kugeln verwundet hatte, e8 wurden alferlei 
Erklärungen verſucht, Bismard felbft fagte endlih: „Meine Herren, 
es ift nur eine Erklärung: Gott hat Seine Hand dazwijchen gehabt.‘ 
In diefer Ueberzeugung jchritt er muthig und feft auf dem betretenen 
Wege fort; er fühlte jich im feinem ftaatsmännifchen Beruf durch ein 
befonderes Zeichen von oben beftärft, und and der König hielt um fo 
fejter an dem Nathgeber, der ihm durch Gottes gnädige Schickung er: 
halten worden war. 


Schzehntes Kapitel. 


Diplomatifhe Einleitung zum Krieg und der Bundesbeſchluß 
vom 14. Juni 1366. 


Der Hauptpunft, an deſſen Durchführung Bismard Alles gelegen 
war, und der nicht ander8 al3 durch den Krieg erledigt werden zu 
können jhien, war die Reform oder vielmehr radicale Umgeftaltung des 
deutjchen Bundes. Jener preußifche Antrag vom 9. April wurde weder 
von dem Regierungen noch vom deutjchen Volk in feiner Bedeutung er- 
fannt. Preußen verlangte, daß derjelbe einem Ausſchuſſe zur Begut— 
achtung übergeben werde, ımd am 21. April fand die erfte Berathung 
darüber im YBundestag ftatt. Defterreich erklärte, nur durch Preußens 
Schul jei 1863 das Reformproject des Kaifers gejcheitert, übrigens 
jei die Faiferliche Regierung zur Prüfung der preußiichen Vorſchläge be- 
reit, aber man könne noch nicht darüber berathen, weil man nod) nicht 
wiſſe, was Preußen eigentlich wolle; die Niederfegung einer Commiſſion 
fei daher verfrüht. Baiern unterftütte jedoch das Verlangen Preußens, 
und e8 wurde ein Ausihuß von 9 Mitgliedern gewählt, der aus den 
Bundestagsgefandten von Defterreih, Preußen, Baiern, Sachſen, Han- 
nover, Wirtemberg, Baden, Großherzogthum Hefjen und den jächjifchen 
Herzogthümern beftand. Unmittelbar nachher, am 21. und 22. April, 
verjammelten ſich die Minifter der Mittelftaaten in Augsburg, um ſich 
über eine gemeinjame Haltung bezüglich des preußifchen Antrags zu bera- 
then. Die Verſammlung erklärte, fie faffe den Antrag jo auf, daß fein 
Zweck eine wirflihe Reform des Bundes fei. Die noch nicht befannt 
gewordenen Vorjchläge müßten zeigen, ob Preußen eine Reform des 
Staatenbundes auf der alten Grundlage im Sinne habe, oder ob es nur 
feine militärifchen Geſichtspunkte zur Geltung bringen wolle, oder ob es 
gar eine neue Union anftrebe. Sobald Preußen der bundestäglichen Com: 
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miffion feinen Neformentwurf vorgelegt habe, wollten ſich die Minifter 
in Bamberg wieder verfammeln, um fi) je nad) Befund für volljtäns 
dige Annahme, für nothmwendige Abänderungen oder für einen Gegenent- 
wurf zu entjcheiden. Hierauf gab nun Preußen die Antwort durch eine 
Circulardepeſche an die deutjchen Regierungen vom 27. April. Es heift 
darin: „Dean erwartet von und die Einbringung unferes vollftändigen 
Neformplanes in den Ausſchuß, und eine Regierung geht jo weit, jogar 
den Beginn der Thätigfeit deffelben von einer ſolchen Mittheilung ab» 
hängig machen zu wollen. Diefer Auffaffung gegenüber, deren Ver— 
wirflihung die Befeitigung jedes ernfthaften Reformverſuchs wäre, müfjen 
wir darauf aufmerffam machen, daß nach unferem Antrage und dem 
YBundesbeichluffe vom 21. April die Aufgabe des Neuner-Ausſchuſſes 
nicht die Verhandlung über die dem Parlamente zu machenden Neform- 
vorlagen, fondern die Berichterftattung darüber ift, ob von Bundes- 
wegen die Einberufung einer aus directen Wahlen hervorgebenden Volfs- 
vertretung zur Berathung der Bundesreform zu befchließen fei oder nicht. 
Unfere Vorjchläge für die Reformvorlagen werden wir unferen Bundes- 
genofjen erjt dann vorlegen, wenn der Zufammentritt des Parlaments 
zu einem beftimmten Termine gefichert ift. Wir werden bei den Aus» 
ihußberathungen die Gebiete des Staatslebens bezeichnen können, auf 
welche unfere Vorjchläge fich erftreden werden. Es find größtentheils 
Fragen, welche fih auf die Sicherftellung der höchſten Zwecke des 
Bundes beziehen, die bereit3 Gegenftand der eingehendften Verhandlungen 
geweſen find und deshalb eine Verftändigung zu einem beftimmten Ter— 
min möglich machen. Wir werden ung, um dies Biel zu erreichen, gern 
bejcheiden, nur die allernothiwendigften Fragen anzuregen, da ung da— 
durch der Erfolg des Reformverſuchs am meiften gefördert erfcheint. An 
eine Berjtändigung der Regierungen über den Inhalt und Tert der Vor: 
ichläge aber glauben wir nicht, wenn für diefelbe nicht ein Präclufiv- 
termin mit der Ausficht auf die fördernde Mitwirkung des in der Volks— 
vertretung Tiegenden einheitlihen und nationalen Factors geftellt wird. 
Nach den mit den Reformverfuchen in den leiten Jahrzehnten gemachten 
Erfahrungen halten wir e8 für ganz zweifellos, daß ohne die felbftaufer- 
legte Nöthigung, welche in der vorherigen Feſtſetzung des Termins für 
die Parlamentseröffnung liegt, an eine BVerftändigung der Regierungen 
auch nur über die allernothiwenbdigften Neformen gar nicht zu denken ift. 
Wir ftehen mit diefer Ueberzeugung, fiir welche die eclatanteften That⸗ 
jachen fprechen, gewiß nicht allein. Sind doch die Gefahren, welche dem 
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Bunde von außen drohten, nicht ausreichende Motive gewejen, um für 
die dringend nothwendige Neform der Bundeskriegsverfaffung auch nur 
die erjten Schritte zumege zu bringen, zu welcher Preußen feit 4 Jahr— 
zehnten miderholt im energifcher Weife den Anftoß gegeben hat. Und 
bat doch noch im letzten Jahrzehnt, Angeſichts des ftetS drohenden däni— 
ichen Krieges, die Verhandlung über die Küftenvertheidigungs- und Flo— 
tilfenfrage, wo es ſich bei Preußens Opferwilligfeit nur um ganz gering: 
fügige Leiftungen Seitens der Bundesgenofjen handelte, troß aller unferer 
Bemühungen am Bunde und bei den Regierungen, ſeit 1859 bis jet 
ausſichtslos gefhwebt. Die Beftimmung des Termins der Parlaments» 
eröffnung vor Beginn der Negierungsverhandlungen über die Reform 
vorlagen ift der Kern unſeres Antrages vom 9. April. Mit der Ableh- 
nung diefer Frage wäre die ernftlihe Behandlung der YBundesreform 
überhaupt thatfächlich abgelehnt.“ 

Der preußifche Bundestagsgejandte reiste nah der Sitzung nad) 
Berlin, um nähere Inſtructionen einzuholen, und kam mit einem Ent: 
wurf zurück, den er am 11. Mai dem Ausſchuß vertraulich mittheilte. 
E3 find folgende 8 Puncte, die als weſentliche Beftandtheile der von 
Preußen beabfichtigten Reform bezeichnet werden: „a) Einführung einer 
periodiſch einzuberufenden Nationalvertretung in den Bundesorganismus. 
Durch Beſchlußfaſſung der Nationalvertretung wird auf ſpeciell bezeich- 
neten Gebieten der Finftigen Bundesgefeßgebung die [bisher] erforder: 
liche Stimmeneinheit der Bundesglieder erjegt. b) Zu den Gebieten der 
Bundesgefeßgebung, auf die fi) die Kompetenz des neugeftalteten Bun— 
desorgans zu erftreden hat, gehören im Allgemeinen die in Art. 64 der 
Wiener Schlufacte unter dem Namen „gemeinnügige Anordnungen“ 
zufammengefaßten Materien. c) Als neu tritt die im Art. 19 der Bun- 
desacte ins Auge gefaßte Regulirung des Verkehrsweſens Hinzu. d) Ent- 
widlung des Artikels 18 der Bundesacte, namentlich Treizügigfeit, allge 
meines deutſches Heimathsrecht. e) Allgemeine Zoll- und Handelsgejet- 
gebung, unter dem Gefichtspunfte einer regelmäßigen gemeinjamen Fort— 
entwidlung. f) Die Organifation eines gemeinfamen Schutes des deut- 
ſchen Handels im Auslande, Regulirung der Confularvertretung Ge— 
jammtdeutfchlands, gemeinjchaftliher Schuß der deutfchen Schifffahrt und 
Seeflagge. g) Gründung einer deutjchen Kriegsmarine und der erfor: 
derlichen Kriegshäfen zur Küftenvertheidigung. h) Nevifion der Bundes— 
friegs-Verfaffung zum Zwede der Confolidirung. der vorhandenen mili- 
tärifchen Kräfte in der Richtung und aus dem Gefichtspunfte, daß durch 
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befjere Zufammenfafjung der deutjchen Wehrkräfte die Gefammtleiftung 
erhöht, die Wirkung gefteigert, die Leiſtung des Einzelnen möglichſt er- 
feichtert werde." Man fieht hieraus, daß Bismard fchon damals die 
Einrihtungen im Auge gehabt hat, welche in der Folge in der Ver— 
fafjung des norddeutichen Bundes ausgeführt worden find. Zugleich 
erffärte der preußiiche Gefandte: „Bezüglich der Berufung des Barla- 
mente®8 ad hoc foll für das active Wahlrecht das Princip directer 
Wahlen und des allgemeinen Stimmrechts maßgebend fein; ein Wahl- 
bezirf von 80- bis 100,000 Seelen hätte einen Deputirten zu wählen. 
Bezüglich des paffiven Wahlrechts erwartet Preußen die Vorſchläge des 
Ausschuffes, bezeichnet aber ſchon jetzt die bezüglichen Beftimmungen des 
Neichswahlgefetes vom Jahre 1849 für fi) als annehmbar. In diefem 
Einne wäre fofort ein Wahlgefet ad hoc .zu vereinbaren." Zur Ver— 
vollftändigung halten wir hier ein, daß die mündfichen Vorjchläge der 
preußifchen Regierung unter anderem auch dahin gingen, den Oberbe- 
fehl über das Heer mit Baiern zu theilen, jo daß letzteres die Staaten 
füdfich des Mains vertreten follte, während das öfterreichifhe Bundes: 
contingent als dritte Gruppe vorbehalten wurde. Die Führung der 
deutjchen Flotte follte Preußen allein zukommen. 

E3 wäre nun Sache des Volfes, d. h. einfichtSpoller Vaterlands— 
freunde und Politiker geweſen, die Neformanträge Preußend mit alfem 
Nachdruck zu unterjtügen und diefelben zu einer einftimmigen Forderung 
der Nation zu machen. Statt defien fuhr man fort, allgemeine Adrefien 
für unbedingte Erhaltung des Friedens und Einjegung Herzog Frie— 
derich8 in den Beſitz von Schleäwig-Holftein zu befchließen und zu ver- 
fajjen. Unter diefer Ueberproduction politischen Unverftandes macht die 
Erffärung*) einer Verſammlung von Altliberalen, die am 26. April in 
Halfe gehalten wurde, einen mwohlthuenden Eindrud, Dieje verftändigen 
Männer fagen: „1) Die von Preußen geforderte Berufung eines deut- 
Ihen Parlaments zu einem fofort feft zu beftimmenden Tage ift der 
Weg zur endlichen Löſung der deutjchen und der Herzogthümer Frage 
im nationalen Sinne. Der Selbftbeftimmung der Herzogthümer darf die 
Ordnung des Verhältniſſes Schleswig-Holfteins zu Preußen und Deutjch- 
land nicht überlaffen bleiben. 2) So lange das preußiſche Minifterium 
diejen Weg mit Entjchiedenheif verfolgt, kann es auf die Zuftimmung 
des preußischen Volkes zählen, wie wenig dieß auch die innere Politik 

*) Diefelbe war von 65 Männern: Gewerbsfenten, Beamten, Brofefjoren un— 
terzeichnet. Bon leßteren nennen wir: R. Haym, G. Schmoller und H. Ulrici. 
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diefes Minifteriums billigen mag. Die glückliche Löſung der deutichen 
Frage verbürgt die folgenreichite Mitwirfung auch auf die inneren Ber: 
faffungsftreitigfeiten. 3) it das große nationale Ziel friedlich nicht zu 
erreichen und will insbefondere Dejterreich den Weg dahin Preußen ver: 
treten, jo darf auch der Krieg nicht gejcheut, und er wird vom preußi- 
ſchen Volfe mit aller Entjchloffenheit und Opferwilligfeit aufgenommen 
werden. Nicht ein jolcher Krieg, wohl aber Umfehr auf dem betretenen 
Wege wäre ein nationales Unglück.“ Dieß war auch einmal ein ver: 
nünftiges wahres Wort. In ſolchem Sinne hätte ſich die ganze Nation 
ausfprechen jollen, um die widerjtrebenden Negierungen mit fortzureigen. 
Dann bätte der Krieg wenigjtens auf den Kampf gegen Dejterreich be: 
ichränft bleiben fünnen. Aber e8 lag noch ein Nebel der Borurtbeile 
auf der öffentlichen Meinung. Cie konnte nicht über Bismards Ver: 
gangenheit, über den Conflict mit der Volfsvertretung, über das par- 
ticulare Recht der Herzogthümer hinwegſehen und nicht begreifen, daß 
es ich jett in erjter Yinie um die Befreiung Dentfchlands von dem 
Bann der Bundesverfaſſung handle. Ein bemerfenswerthes Beifpiel 
davon, wie ſchwer es auch ſonſt befonnenen Männern wurde, die wirk- 
liche Yage der Dinge zu begreifen, ift die Anfprache, welche der Aus: 
ſchuß des Nationalvereins bei einer Verfammlung in Berlin am 14. Mai 
an jeine Mitglieder richtete: „Eine eigenmächtige Cabinetspolitif droht den 
unzweifelhaften Willen unferes Volkes zu überwältigen, das Wohl und 
Wehe Deutichlands den Wechfelfällen eines Krieges preiszugeben, der mur 
durch die höchſten Intereſſen der Nation als äußerſtes Mittel der Noth 
gerehtfertigt werden könnte. Die Heere der beiden Grofftaaten ftehen in 
voller Rüſtung einander gegenüber und die nächjte Stunde kann den Aus» 
bruch eines Krieges bringen, dejien Beweggründe nnd Endziele in Dunfel 
gehüllt werden und deſſen Verlauf unfägliches Unheil mit fich bringen 
wird, ja fogar die Integrität Deutfchlands gefährden Tann, Das Wort 
und die Hand des deutjchen Volfes hat ſich bis jetzt zu ſchwach erwiefen, 
den erhobenen Arm der Machthaber aufzuhalten; das Nechtsbewußtjein 
der Nation aber protejtirt bis zum legten Augenblide gegen die Will- 
für, welche mit dem Schickſale Deutſchlands ein unverantwortliches 
Spiel treibt. Treu feinem patriotiichen Beruf, erhebt der Nationalverein 
nohmal3 feine Stimme gegen einen Bruch des deutichen Yandfriedeng, 
deſſen Schuld wie ein Fluch auf das Haupt feiner Urheber zurüdfallen 
wird." Wenn danı am Schluß diefer Auslaffung die Berufung einer 
nad) den Grundjägen des Reichswahlgeſetzes gewählten Nationalverſamm— 
Klüpfel Ginheitöbeftrebungen. II. 3 
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lung gefordert wird und die Einzelnen ermahnt werden, durch Wort 
und That zu wirken gegen den Bürgerkrieg 'und zu arbeiten für unver: 
züglihe Schaffung einer wahren Nationalvertretung, zugleich aber ver- 
fihert wird: „So lange die preußische Verfaſſung ein todter Buch— 
ftabe ift, wird unfere Nation niemals an eine deutfhe Verfaſſung 
glauben, melche ihr von Preußen in Ausficht geftellt wird, gejchweige 
denn fich durch jolche Ausficht in eine tiefgehende Bewegung ſetzen laſſen“ 
— jo ift das nur ein Beweis von dem idealiftifchen Doctrinarismus, der 
nicht verjtand, mit den gegebenen realen Mitteln zu arbeiten, und eigen- 
finnig an Werkzeugen fejthielt, die ſich als unbrauchbar erwiejen hatten, 
wie die bejtehende liberale Partei. 

Bon den mitteljtaatlichen Regierungen begriff feine ihre Aufgabe. 
In Baden, das jeit 1860 den übrigen Mittelftaaten durch eine natio= 
nale Politik vorgeleuchtet hatte, war ein gewaltiger Rüdjchritt gejchehen 
dadurch, daß Freiherr von Roggenbach aus Gründen, die noch nicht 
aufgehellt find, im October 1865 feine Entlafjung genommen hatte, und 
an feine Stelle der öſterreichiſch gefinnte badische Gejandte am Wiener 
Hofe, Freiherr von Edelsheim, berufen worden war, der ſich an bie 
Bamberger Eoalition der Mittelftaaten anſchloß. Baiern, wo feit dem 
December 1864 Freiherr v. d. Pfordten wieder erjter Minijter war, 
fonnte fid), an alten Ueberlieferungen hängend, nicht entjchliegen, auf 
die preußiſchen Vorfchläge, die ihm einen bedeutender Antheil an der 
Führung Deutjchlands anboten, einzugehen und ſchwankte zwijchen Preu- 
Ben und Defterreich, um ſchließlich doc auf des letzteren Seite zu treten. 
Der ſächſiſche Minifter von Beuſt brammte in feinem Preußenhaß vor 
Ungeduld, für Dejterreih ins Zeug zu gehen, und hatte am eifrigjten 
unter allen Mitteljtaaten zum Krieg geihürt und gerüftet, obwohl er 
borausfehen konnte, daß bei Ausbruch eines Krieges Sachſen der Schau- 
plat dejjelben werden würde. Das preußifche Minifterium forderte daher 
am 27. April eine Erklärung von dem fächjischen Gefandten, wie es 
mit den Rüſtungen gemeint fei, und drohte mit militärischen Maßre— 
gen. Herr von Beuſt antwortete in einer langen Augeinanderjegung, 
die Nüftungen hätten mur den Zwed des Scutes der Landesgrenzen 
und der Erfüllung der Bundespflichten. Bismard erwiderte dem ſäch— 
fischen Geſandten, daß er die ertheilte Aufklärung keineswegs als eine 
befriedigende betrachten Föünne, und es werde Preußen nichts übrig bfei- 
ben, als die angedrohten Mafregeln zur Ausführung zu bringen. Sad)- 
jen wandte ſich nun Hagend und hilfeflehend an den Bund und bat, 
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derjelbe jolle von Preußen eine Erffärung verlangen, welche mit Rück— 
fiht auf Art. 11 der Bundesverfaffung vollflommene Beruhigung ges 
währen fünne. Diejer Art. 11 enthielt befanntlich die Beftimmung, daß 
fich die Bundesglieder unter keinerlei Vorwand befriegen dürften. Der 
preufifche Geſandte antwortete hierauf, daß es fich blos um defenfive 
Mafregeln handle und der in Art. 11 berührte Fall nicht vorliege. 
Defterreich erflärte, daß der Bundesfriede nicht als gefichert angejehen 
werden fünne, fo lange von Preußen Feine berubigendere Erflärung gege- 
ben werde. 

Die Bevölkerung Sachſens war mit dem Nüftunggeifer ihres Mi- 
niſters feineswegs eimverftanden und fürchtete mit Recht, Sachſen könnte 
diefe Parteinahıne für Defterreich fchwer büßen müſſen. Der Magiitrat 
und die Stadtverordnneten von Yeipzig richteten daher am 5. Mai eine 
Dorjtellung an das Gefammtminifterium, in welcher im Hinblid auf die 
Wahrjcheinlichkeit, daß auf Sachſens Fluren der Krieg würde ausge: 
kämpft werden, die Negierung gebeten wurde, jede Maßregel, die als 
Kriegsrüftung gedeutet werden könnte, fofort rückgängig zu machen. Dieje 
Denonftration war dem Minifter Beuft natürlich jehr unangenehm, und 
es war ihm daher willfommen, als eine demofratiiche Volksverſamm— 
fung zu Dresden gegen die Eingabe des Leipziger Magiftrats, „der 
eine feige landesverderbliche Neutralität anzurathen wage” proteftirte, 
und energijches volfsthümliches Handeln und allgemeine Volksbewaff— 
nung forderte. Auch in Leipzig bejchlog eine große Volksverſammlung, 
das Vorgehen der ftädtifchen Corporationen für unpatriotifch und un— 
heilvoll zu erklären, und forderte die Regierung auf, die VBertheidigungs- 
maßregeln auszudehnen und allgemeine Volfsbewaffnung zum Schuß des 
Landes anzuordnen, Bald darauf verlangte die ſächſiſche Regierung von 
ihrem Yandtag einen auferordentlihen Militärcredit von 4,650,000 
Thaler, welcher denn auch am 5. Juni einftimmig verwilligt wurde. 

In Wirtemberg neigte die Regierung und die Mehrheit der Be- 
völferung vorwiegend zu Oefterreich hin, und jene vertrauliche Note vom 
16. März hatte ſowohl bei Hof als bei dem Minijterium empfängliches 
Ohr gefunden. Der Kriegsminifter dv. Wiederhold, melcher von vorei— 
ligen Nüftungen abrieth, wurde am 7. Mai in Ungnaden entlajfen und 
durch den General D. v. Hardegg erjegt. Obgleich die Nüftungen fei- 
neswegs dem entfpracdhen, was die öffentliche Meinung verlangte, jo 
erregten fie doc die Aufmerfjamfeit der preußiichen Negierung, und 
Graf Bismarck erlic am 22. Mai eine Depejche an den preußiichen 
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Gefandten in Stuttgart, worin er der wirtembergifchen Regierung den 
Vorwurf macht, daß fie neben Defterreih und Sachſen in der Reihe 
derjenigen Negierungen erſcheine, welche durch unerwartete und im ihren 
Beweggründen unaufgeflärte Rüftungen den Anftoß zu der gegemmwärti- 
gen Spannung gegeben haben. Der Minifter des Auswärtigen, v. Varn— 
büler, erwiderte am 26. Mai, daß die Bejchuldigungen der preußifchen 
Depejche der Regierung die peinlichjte Ueberrafchung bereitet haben, 
und daß fie mit Zahlen und Daten nachweifen fünne, waß fie nicht eine 
vorbereitende militäriſche Maßregel getroffen gehabt habe, als bereits 
die in der königl. preußifchen Depeche vom 24. März angekündigten 
Nüftungen in vollem Gange gewejen feien. Dagegen war die Voraus: 
jegung  feindfeliger Gefinnung infofern nicht ganz unberechtigt, als 
dag officielle Blatt der Negierung, der Staatsanzeiger, fi) eine 
bejonders aufreizende und feindfelige Spradhe gegen Preußen erlaubte. 
Hatte fich doch die Nedaction in einem Yeitartifel vom 9. Mai zu der 
Behauptung verirrt, eine directe oder indirecte Herrichaft Preußens in 
Süddeutſchland wäre ein viel fchlimmeres Nationalunglüd, als eine 
jranzöfiiche Eroberung oder Annerion. Mit der Hekerei des Staatsan- 
zeigerö gegen Preußen und preußifche Einflüffe wetteiferte die demokra— 
tiſche Prefje, deren Hauptorgan, der Beobachter, unermüdet die Verdäch— 
tigung widerholte, Bismarck ftehe im Einverftändnig mit Napoleon und 
habe ihm deutjche Gebiete als Lohn feiner Nachſicht gegen preußifche 
Annerionsplane verfprochen. Jede Leife Hinneigung zu Preußen wurde 
in diefen Blättern al8 VBaterlandsverrath denuncirt. So war denn Wir- 
temberg einer von den Staaten, von welden man am wenigjten Neu— 
tralität erwarten fonnte. Bei Eröffnung des Yandtagg am 22. Mat 
ſprach zwar der König Karl in feiner Thronrede noch einige Hoffnung 
auf Erhaltung des Friedens aus, fügte aber bei: wenn der Friede ge— 
brochen würde, dann würden Pflicht und Ehre gebieten, einzutreten fir 
die gefährdeten ntereffen der Nation, für das Bundesrecht und Die 
Selbjtändigfeit des wirtembergiichen Staates. Am folgenden Tage legten 
die Miniſter des Kriegs und der Yinanzen zwei Gejegesentwürfe vor, 
welche das Aufgebot der geſammten Landwehr und einen außerordentlis 
chen Militärcredit von 7,700,000 fl. forderten. Beides wurde denn auch 
am 5. Juni mit 82 Stimmen gegen 8 verneinende verwilligt. Wie jehr 
man in Negierungskreifen auf den Ausbrucd des Krieges und den Sieg 
Oeſterreichs rechnete, verrieth Freiherr v. Varnbüler bei der hierüber 
geführten Debatte. Der Abgeordnete Nömer, eines der wenigen preu— 
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Rich gefinnten Mitglieder der VBerfammlung, hatte gegen die Berwilli- 
gung gejprochen und vorgejtelft, wie ein Sieg Defterreihs und die 
Begründung feiner Suprematie in Deutjchland nur die craffefte Neac- 
tion zur Folge haben würde, und daß eine Schwächung Preußens eine 
Shwähung Deutjchlande wäre, und hatte darum verlangt, daR die 
Negierung, wenn Oefterreich angreife, auf die andere Seite fidh ftellen 
und einer Verkleinerung Preußens fi mit allen Mitteln, jelbjt mit 
Waffengewalt widerjegen ſolle. Darauf erwiderte VBarnbüler in höhnen— 
dem Zone der Siegesgewißheit: „Wenn die Kriegsmwürfel geworfen find 
und wenn in diefem Falle das Kriegsglück gegen Preußen fein ſollte, 
dann werde auch der Profeffor Römer nicht im Stande fein, das „vae 
vietis'* von feinem Yieblingsftaate abzuwenden.‘ *) 

Die bairifche Negierung, welche fih von allen Mittelftaaten am 
freundlichften gegen Preußen bielt, wagte doch nicht auf deſſen Seite zu 
treten oder auch nur die Neutralität zu bewahren. Ein füniglicher Erlaf 
vom 10. Mai befahl die Mobilmahung der ganzen Armee, und am 30. 
Mai verlangte der Minifter v. d. Pfordten zu den erforderlichen Rü— 
ftungen die Summe von 31 Millionen Gulden, um wenn der Friedens— 
bruch nicht abzumenden jei, einzuftehen für die Nechte de8 Bundes, die 
Erhaltung des Bundesfriedens, die geheiligten Nechte der Nation und 
die Selbjtändigfeit Baiernd. Die baierijche Volksvertretung verwilligte 
dieſes außerordentlihe Militärbudget einjtimmig am 18. Juni. In Baden 
bemühte jich der Großherzog, der bei feiner verwandtichaftlichen Bezie- 
bung zu dem Könige von Preußen und feiner politiichen Geſinnung 
einerjeit8, und der Stimmung des Volfes und den Anfichten feines Mi: 
nifteriums andererjeitS, in einer äußerſt peinlihen Yage war, ernſtlich 
für Vermittlung und Erhaltung des Friedens. In feinem Minifterium 
war nur ein Mitglied, der Handelsminifter Mathy, ein bewährter 
Kämpfer für die nationale Einheit Deutjchlands, preußiſch gefinnt. Er 
hatte jchon während des fchleswig-hoffteinifchen Krieges die Ueberzeugung 
gewonnen, daß Bismard ein höheres nationales Ziel verfolge und ge 
ftanden, daß er ihm immer bejjer gefalle. Die Parteinahme feines Col- 
legen Edelsheim für Defterreich und die Hirmeigung Stabels und Ya- 
meys auf diefe Seite war ihm ein tiefer Kummer. Als am 9. Mai 
über die Anftructionen für die Bamberger Conferenz berathen wurde, 


*) Verhandlungen der wirtembergiichen Kammer der Abgeordneten, Landtag 1866 
Mai und Juni. Protocole S. 28 und 50. 
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ſprach er fich dahin aus, Baden folle neutral bleiben und den Vorſatz 
diefer Neutralität jcharf betonen, auch dafür forgen, daß die badiſchen 
Truppen im Lande bleiben, damit fie nicht in eine Action zu Gunſten 
Defterreich8 verwidelt werden. Auch der Großherzog ftimmte Mathy's 
Anficht bei, und Edelsheim reiste zu der Konferenz nach Bamberg mit 
dem Auftrag, auf Neutralität zu beftehen.*) Geh. Rath Bluntjchli ftelfte 
am 14. Mai in der erften Kammer einen eben dahin zielenden Antrag: 
1) Baden folfe feiner der beiden Mächte in den Krieg folgen, fondern 
ſich möglichit lange neutral halten und verfuchen, fich für diefe Neutra- 
fität mit den übrigen füdbeutichen Staaten zu verjtändigen. 2) Diefe 
Haltung dürfe nicht durch Kriegsrüftungen von offenfivem Charakter ver- 
dorben werden. 3) Ebenfowenig dürfe diefe Haltung durch Abftimmungen 
am Bundestag, welche in ihren Folgen zum Krieg führen, gefährdet 
werden, vielmehr müffe fi Baden für den Fall eines Bruchs feine 
freie Entſchließung vorbehalten. 4) Deutichland wiſſe, daß der Groß- 
berzog und fein Volk jederzeit bereit feien, zu einer Umgeftaltung des 
deutjchen Bundes mitzuwirken, welche dem deutfchen Volfe eine einheit- 
fiche politifche Action fihere.e Zu diefem Behufe fei auch der Vorfchlag 
Preußens zur Berufung eines deutſchen Parlaments nachdrüdlich zu 
unterftügen. 

Solhe Stimmen bfieben leider auch in Baden vereinzelt. Es fam 
auch in der erften Kammer zu feinem Befchluß in diefer Richtung. Edels— 
heim verhielt fi in Bamberg nicht im Sinne feines Großherzogs, ſon— 
dern folgte mehr feinen eigenen Neigungen, und da man ihm zu ver— 
ftehen gab, daß die Neutralität als Bundesbruch angefehen werden 
würde und die Neutralen nur Objecte der Entihädigung für die Groß— 
mächte fein würden, glaubte er im Intereſſe jeiner Negierung nicht mehr 
auf der Forderung der Neutralität beftehen zu dürfen. So murde es 
denn für Baden unmöglich gemacht, eine felbftändige Stellung einzu- 
nehmen. 

Hannover hatte, obgleid) durch die Verdrängung feiner Erecutiong- 
truppen aus Holjtein empfindlich gereizt, doch in der fchleswig-holjtei- 
nifchen Frage eine weſentlich andere Stellung eingenommen, als die 
anderen mittelftaatlihen Königreihe. Die ganze jchleswig -holfteinifche 
Bewegung, als eine vom Volk ausgehende, war dem König Georg und 
feinem Hofe durchaus zumider, er verhielt fich gegen den Prinzen Frie— 


*) &, Freytag, Mathy’s Leben, S. 400, 
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derich von Auguftenburg, weil derjelbe fich micht blos auf fein Erbrecht, 
fondern auch auf die Huldigung von Vollksverſammlungen und die öffent 
fihe Meinung ftügte, durchaus fühl, es wollte ihm auch von Defter: 
reich nicht gefallen, daß es die augnftenburgiiche Agitation unterftütte. Es 
ſchien, al3 wolle man in Hannover ſich lieber eine preußische Machterweite: 
rung im Norden gefallen laffen, als den Sieg einer Volksforderung. Aber 
als Preußen in jener Depejhe vom 24. März num die nationale Fahne 
aufjtecfte und eine Bundesreform, welche die Eouveränität der Einzel- 
ftaaten mit Beihränfungen bedrohte, al3 fein Biel verfündigte, war es 
mit den preußiſchen Sympathieen in Hannover aus. Die Einladung 
Bismards zum Abſchluß eines Neutralitätsvertragd wurde ausweichend 
beantwortet, und als am 20. Mai der Halbbruder des Königs, Prinz 
Solms, mit dem Angebot eines öfterreichiichen Bündniſſes erfchien, und 
als Preis deſſelben nicht nur die Bürgichaft der hannoverfchen Inte— 
grität und Eelbftändigfeit, fondern ſogar Gebietsvergrößerung Hanno» 
vers auf Koften Preußens in Ausficht ftellte, war auch der Gedanke an 
Neutralität erſchüttert. Man fchloß zwar noch fein Bündniß mit De- 
fterreich, fondern fette die Verhandlungen mit Preußen fort, aber nur 
zum Schein, weil man fi) vor einem offenen Bruch mit Preußen doc 
fürdtete. *) 

In Preußen gewann die Agitation gegen den Krieg immer größeren 
Umfang. Eine Vollsverfammlung in Köln fprah fih am 13. Mat 
energiih gegen den Krieg aus, der nur durch einen fchleunigen umd 
gründlichen Wechſel des Regierungsſyſtems vermieden werden könne. 
Eine Reihe von Städten der Rheinlande und Weſtfalens folgte dem 
Beiſpiele Kölns; 17 Handelskammern richteten eine Collectivnote an den 
König für Erhaltung des Friedens. Sie erklären, bei aller Opferwil— 
ligkeit des preußiſchen Volks, für die höchſten Güter des Vaterlandes 
einzuſtehen, fehle ihm die Begeiſterung, deren ein Kampf für die wahren 
deutſchen Intereſſen nicht entbehren könne. Auch in dem altpreußiſchen 
Königsberg war dieſelbe Stimmung; eine Adreſſe von dorther bittet, 
durch einen gründlichen Wechſel des Syſtems und der Perſonen der Re— 
gierung, durch Berufung von Männern, die das Vertrauen des Volkes 


*) Welfiſche Haustraditionen und deutſche National-Intereſſen. Leipzig 1868. 
S. 46. Das Welfenthum und ſeine Vorkämpfer. Potsdam 1868. S. 50 u. ff. G. 
Graf zu Münſter: Mein Antheil an den Ereigniſſen des Jahres 1866. Hannover 
1868. M. Buſch, das Uebergangsjahr in Hannover. Leipzig 1867. ©. 27 u. ff. 
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befigen, den inneren Frieden widerherzuftellen und die drohende Gefahr 
eines deutſchen Bruderfriegs abzuwenden. Bon Stettin, Köslin, Kol: 
berg, Magdeburg famen ähnliche Erklärungen. Nur eine einzige Stadt 
machte eine rühmliche Ausnahme, Breslau, die Hauptjtadt der Provinz, 
welche ſich Defterreich als Siegespreis auserjehen hatte, die aber zugleich 
im Fall des Krieges wegen ihrer Yage und Befejtigung am bedrohtejten 
erſchien. Die ftädtifchen Behörden zu Breslau, an deren Spike der 
jetzige Oberbürgermeifter von Berlin, Hobrecht, ftand, richteten unter 
dem 15. Mai eine Adreffe an den König, worin fie unter Anderm 
fagten: „Wir glauben an Alferhöchiter Stelle die Berfiherung abgeben 
zu dürfen, daß Breslau an Opferwilligfeit, wie im Jahre 1813, jo 
auch jetzt feiner andern Stadt nachjtehen wird. Wir fühlen gemeinjfam 
mit Ew. Maj. die Drangfale des Krieges; wir unterjchäten nicht die 
Laften, welche das preußifche Volk zu tragen haben wird; wir feinen 
die Opfer, welche der Krieg fordert. Demungeachtet jprechen wir e8 aus 
und glauben hierin der Zuftimmung unferer Mitbürger ſicher zu fein, daß 
wir, wenn es die Macht und die Ehre Preußens, feine Stellung in Deutjch- 
(and und die mit diefer Stellung in nothwendigem Zuſammenhange 
jtehende Einheit unſeres gemeinfamen Vaterlandes gilt, den Gefahren 
und Nöthen des Krieges mit derjelben Opferwilligfeit und Hingebung 
entgegen gehen, wie die jchlefiichen Männer es unter der Führung von 
Ew. Maj. hochjeligem Vater gethan. Können jene höchften Güter Preu« 
ßens und Deutjchlands erhalten werden im Frieden, jo begrüßen wir dieſel— 
ben freudigen Herzens; jollten aber die Gegner Preußens und Deutjchlands, 
wie e8 im Jahre 1850 geichehen, wieder eine Minderung der Machtftellung 
Preußens, wiederum eine Demüthigung Preußens erjtreben, jo wird Schle- 
fien lieber alle Yaften und Yeiden des Kampfes auf ſich nehmen, als die Lö— 
jung der hiftorifchen Aufgabe Preußens, die Einigung Deutſchlands, wieder 
auf Jahrzehnte hinausrücen lafjen. Aber wir fünnen Ew. Majeftät in 
dem Gefühle, daß es im der für das ganze Vaterland jo ſchweren Zeit 
unfere erjte Pflicht ift, unferer aufrichtigen und innerften Ueberzeugung 
offenen Ausdrud zu geben, nicht verhehlen, wie in diefem Augenblick 
die Grundlage einer allgemeinen Begeifterung noch fehlt. Der Einklang 
zwiichen Regierung und Volk, der in jener fir Preußen und Deutſch— 
land jo ruhmreichen Zeit den unvergejjenen Thaten Sieg verlieh, tft 
nicht vorhanden; der Verfaſſungskampf ijt nicht beendet. Die Weisheit 
Em. Maj. wird die Mittel und Wege finden, den inneren Conflict, der 
jo ſchwer auf dem Yande laftet, zu bejeitigen und das Vertrauen zwi— 
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hen der Staatsregierung und dem Volke berzuftellen, welches erforder: 
ih ift, um die für einen ſolchen Kampf nothiwendige nationale Begeis 
fterung wach zu rufen." Der König, der die Friedensadreſſen der an- 
deren Städte unbeantwortet gelafjen und deren Deputationen nicht 
empfangen hatte, richtete an die Breslauer am 19. Mai folgende Ant» 
wort: „Die Worte, welche Magiftrat und Stadtverordnete der Stadt 
Breslau in der Borftellung vom 15. des Monat an mic) richten, habe 
ich gern vernommen. Ich erkenne in ihnen den Ausflug deſſelben Geiftes, 
welcher im Jahre 1813 die Väter der heutigen Bewohner Breslaus 
befeelte; es hat mir mwohlgethban, daß die Vertreter der Stadt dieſem 
Beifte mit Ernſt und Wärme Ausdrucd gegeben haben. Niemand kann 
die Schwere der Opfer, welche der Krieg dem VBaterlande auferlegen 
würde, fchmerzlicher empfinden als ich, Niemand das Bedürfniß lebhafter 
fühlen, daR diejelben von Herriher und Volk in ungetrübter Eintracht 
getragen werden. Möge mein Wort der Stadt Breslau als Bürgichaft 
dienen, daß fein ehrgeiziges Streben, jelbjt nicht dasjenige, welches im 
Intereſſe des grogen gemeinjamen Baterlandes berechtigt genannt werden 
fünnte, fondern nur die Pflicht, Preußen und feine heiligften Güter zu 
vertheidigen, mich mein Volk hat zu den Waffen rufen laffen. Mögen 
die Einwohner der Stadt überzeugt fein, dag die Verftändigung über 
die zwijchen meiner Regierung und dem Yandtage ftreitigen Fragen das 
Ziel meiner Wünſche und meines eifrigen Strebens iſt.“ 

So vereinzelt die Breslauer Adreſſe auch jchien, jo bereitete jich 
doch eine Umftimmung vor. In Hoffnung auf diejelbe hatte dag Mi- 
nifterium am 9. Mai das Abgeordnetenhaus aufgelöst, um dem Bolfe 
Gelegenheit zu geben, durch neue Wahlen feiner Einmüthigfeit für Er— 
haltung der Unabhängigkeit und Ehre des Landes Ausdrud zu geben. 
Zunächſt ſchien diefe Appellation an das Volk feine günftige Wirkung zu 
haben. Mean tadelte heftig, daß der König, anftatt das Minifterium zu 
ändern, eine Kammer auflöje, welche jo tapfer und ausdauernd für die 
Rechte der Volksvertretung eingeftanden jei. Aber bald änderte fich die 
Stimmung, und die öffentliche Meinung befreundete fi) immer mehr 
mit der auswärtigen Politif der Negierung. Zunächſt fiel die Wahl der 
Wahlmänner regierungsfreundlih aus; und die größeren politischen 
Blätter vereinigten fich in der Einfiht, daß ſchließlich doch nur das 
Schwert die Yöfung der Aufgabe, die Alle dem preußifchen Staat zuer- 
fannten, werde durchführen fönnen. Die Unmöglichkeit einer freien Ver— 
ftändigung mit Defterreicd) wurde immer mehr begriffen. 
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Der Bundestag verfuchte es noch einmal mit einer Demonftration 
gegen Preußen. Am 4 Mai fand die fchon erwähnte Conferenz der 
Mittelftaaten zu Bamberg ftatt, bei welcher Baiern, Sachen, Wirtem« 
berg, Baden, Nafjau, Heffen-Darmftadt, Weimar, Koburg und Meis 
ningen vertreten waren. Sie einigten fich mit Ausnahme Sachſens über 
einen Antrag, der die Erhaltung des Friedens zum Zweck hatte, Er 
wurde am 19. Mai eingebracht und Tautete fo: „Hohe Bundesverfamm: 
fung wolle an alfe diejenigen Bundesglieder, welche militärijche, über 
den Friedensſtand hinausgehende Mafnahmen oder Rüftungen vorge: 
nommen haben, das Erfuchen richten, in der nächſten Sigung der Bun- 
desverfammlung zu erklären, ob und unter welchen Vorausſetzungen fie 
bereit feien, gleichzeitig und zwar von einem in der Bundesverfammlung 
zu vereinbarenden Tage an die Zurüdführung ihrer Streitkräfte auf den 
Friedensftand anzuordnen.” Am 24. wurde der Antrag vom Bundestag 
angenommen, aber hatte, wie vorauszufehen war, gar feine Wirkung. 
Es mar in der That eine unbegreifliche Täuſchung der mittelftaatlichen 
Staatsmänner, daß fie meinten, mit ihren unmächtigen Beſchlüſſen die 
Ereigniffe aufhalten zu können. Preußen hatte fchon feit Ende Aprif 
begonnen, fünf Armeecorps mobil zu machen, und verfügte am 8. Mai 
die völlige Mobilmachung der drei noch übrigen Armeecorp8. 

Defterreich hatte den bei der italienifchen Armee ftehenden Feld— 
zeugmeifter Benedek, den populärften General der Monarchie, nad 
Wien berufen und ihn zum Oberbefehlshaber der Nordarmee ernannt. 
Er veröffentlichte am 18. Mai einen Tagesbefehl, der von der Vorans— 
fegung ausging, daß der Krieg demnächſt ausbrechen werde. Es Heißt 
darin: „Die Armee wird in Kurzem verfammelt fein, in Allem geord- 
net, mit Allem ausgerüftet, ſchön, tüchtig und brav, getragen und ge- 
hoben von dem alferbeften Geifte der Ordnung und Disciplin, der Ehre 
und Treue, der Tapferkeit und unbedingten Hingebung. ‘Des Kaifers 
Auge und fein edles Herz werden der Armee überallhin folgen, die 
Opfermwilfigkeit und der Enthufiasmus aller Völker Defterreihs werden 
ung geleiten, die Theilnahme, die Erwartungen und Hoffnungen unferer 
Pandsleute und unferer Lieben werden mit uns fein, auch wenn e8 zur 
Entiheidung kommen follte für des Kaiſers und Vaterlandes heiliges 
Recht. Die k. f. Armee wird aber in jedem Kampfe mit Begeifterung 
und altöfterreichiicher Zähigfeit in Treue und Ehre zu fiegen, in Treue 
und Ehre zu fterben wiffen für Kaifer und Vaterland." — In Stalien 
wurde feit der Erklärung Oeſterreichs, daß es feine Armee zur Berthei- 


Verſuch einer Friedensconferenz. 43 


digung gegen Italien auf den Kriegsfuß jegen müſſe, mit alfer Anftren- 
gung gerüftet. Ein königl. Decret vom 29. April berief ſämmtliche 
friegspflichtige Mannjchaften zu den Fahnen. Binnen 9 Tagen follten 
zwölf Altersffaffen eingeftellt fein. Auch die neu einverleibten Staaten 
Parma, Modena, Toscana und Neapel follten ihre Contingente ftellen. 
Die Kammer befchloß am 30. April einftimmig, alle möglihen Maß— 
regeln in Vorausſicht des Krieges zu treffen. 

Ehe e8 zum Ausbruch deijelben fam, glaubten die ausmärtigen 
Mächte noch einmal den Verfuch einer TFriedensvermittlung machen zu 
müffen. Am 24. Mai hatten ſich Franfreih, England und Rußland 
zur Berufung einer Friedensconferenz geeinigt und Einfadungen nad) 
Berlin, Wien, Frankfurt und Florenz erfaffen. Preußen und Italien 
fäumten nit, die Einladung anzunehmen, erfteres erflärte fich fchon 
am 29. Mai bereit, Italien am 1. Juni. Die Erfahrung des letten 
Friedenscongreffes in London hatte gezeigt, wie wenig eine ſolche Con» 
ferenz geeignet fei, den Krieg zu verhindern, wie fie vielmehr das befte 
Mittel fei, die Nothwendigkeit einer Friegerifchen Entfcheidung klar zu 
maden. Das Einfadungsjchreiben der drei neutralen Mächte ging dem 
Wortlaut nah von der Vorausſetzung aus, daß es fih nur um Schlich- 
tung des Streites über Schleswig-Holftein handle. Hierauf antwortete 
Bismard am 29. Mai, er könne nicht zugeben, daß die Angelegenheit 
der Eibherzogthümer es fei, was den Frieden Europa’8 bedrohe. Die 
preußifche Negierung habe nie die Abficht gehabt, dieſe Frage mit be- 
waffneter Hand löſen zu mwollen. Im Gegentheil, fie betrachte die dro- 
bende Stellung und die Kriegsvorbereitungen Defterreichd und anderer 
deutfchen Regierungen als den wahren Ausgangspunkt der Verwicklungen, 
die jeitdem die beunruhigendſten Verhältniffe angenommen haben. 

Defterreich zögerte zwar nicht mit einer im Allgemeinen zujagenden 
Antwort, aber machte Vorbehalte, die feine Abneigung gegen den Con: 
greß deutlich verriethen. Das öfterreichiiche Schreiben vom 1. Juni ent» 
hielt die Bemerkung: „Nur miünfcht die Faiferl. Negierung früher die 
Zuficherung zu erhalten, daß alle Mächte, melche an der projectirten 
Zufammentretung Theil nehmen follen, gleich ihr bereit feien, dort fein 
Sonderinterejfe zum Nachtheil der allgemeinen Ruhe zu verfolgen. Zum 
Gelingen des von den Cabinetten im Auge gehaltenen Friedenswerfes 
erfcheint e8 ung unerläßlih, im vornhinein feftzuftellen, daß von den 
Berathungen jede Combination ausgeſchloſſen bleiben werde, die darauf 
abzielfen würde, einem der jegt zur Zufammentretung eingeladenen Staaten 
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eine territoriale Vergrößerung oder einen Machtzuwachs zu verfchaffen. 
Ohne diefe vorläufige Bürgſchaft, durch welche ehrgeizige Ansprüche 
bejeitigt werden und welche nur gleichmäßigen, für Alle billigen Verein— 
barungen Raum läßt, müßte e8 uns unmöglich erfcheinen, auf einen 
glücklichen Ausgang der vorgefchlagenen Berathungen zu zählen.“ Oe— 
jterreich beging damit die Unklugheit, zu verrathen, daß es zum voraus 
entjchlojjen jei, jedes mögliche Ergebniß der Conferenz zu verhindern. 
In einer gleichzeitigen Depeiche an feine Gefandten in Paris, London 
und Petersburg jprach ji) das öfterreichifche Cabinet noch deutlicher 
aus: „Je aufmerkjaner wir die Sachlage ins Auge faſſen, dejto mehr 
drängt fich ung die Ueberzeugung auf, daß wir faum ein günftiges Re— 
jultat von den Berhandlungen zu erwarten haben, welche die drei neu— 
tralen Mächte vorgejchlagen haben. Mit welch großen Rückſichten auch 
das Conferenzprogramm abgefaßt ift, die in demfelben ausdrüdlich be= 
tonte italienische Frage kann in der That feine andere Bedeutung haben, 
al3 von ung die Abtretung Venetiens zu erlangen. Diejes ift aber eine 
Forderung, welche wir in dem gegenwärtigen Augenblid mit Entjchie- 
denheit von uns weiſen. Die Abtretung einer Provinz in Folge eines 
moraliichen Druds, und insbejondere einer Provinz, welche vom drei- 
fahen Standpunkte ihrer militärischen, geographifchen und politischen 
Bedeutung von jo großer Wichtigkeit ift, käme einem politifchen Selbft- 
mord gleich, durch welchen Oeſterreich fich feiner Stellung als Groß— 
macht auf immer verluftig machte. Die Annahme einer Geldentichädi- 
gung iſt gleichfalls unmöglih. Die veretianiiche Frage ift eine Ehren- 
frage und fteht mit der Würde der faiferlichen Regierung in zu genauem 
Zufammenbang, als daß diefelbe von der Faiferlichen Regierung zum 
Gegenstand von Verhandlungen gemacht werden könnte. Was den Aus- 
tauſch Venetien gegen eine Territorial- Compenfation anbelangt, jo ijt 
dies eine jener Kombinationen, welche die Folge eines Krieges und 
etwaiger aus demjelben ſich ergebender Territorialveränderungen fein 
können, die aber nie das Refultat einer am Congreßtiſche ftattfindenden 
Berhandlung vor dem Krieg zu fein vermögen. Wo wären übrigens in 
diefem Augenblid die Compenfationen zu juchen, womit man uns be- 
denfen möchte?" — — „Man bat uns andeutungsweile zu verjtehen 
gegeben, daß Echlejien eine hinreichende Entihädigung für die Abtretung 
Benetiens fein dürfte Wir find weit entfernt, dieſe Eventualität zu 
wünfchen, und fehen es viel lieber, daß vor Allem jede Macht dasje- 
nige behalte, was ihr bis zum gegenwärtigen Augenblid von Rechts— 
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wegen gehört. Wenn der Krieg wirklich ausbricht, und wenn glän- 
zende militäriiche Erfolge unjere Macht erhöhen, unſer moralisches Ge- 
wicht in Europa verjtärfen und uns in den gejicherten Bejit von erober- 
ten Gebieten bringen, dann wäre die Annahme nicht auszufchlieken, 
dak wir, mit meijer Mäßigung unferen Vortheil benügend, auf den 
Beſitz einer Provinz Verzicht leifteten, um uns dafiir den Beſitz einer 
anderen zu fichern.” Dieſe Auseinanderjegung war nicht einmal ehrlich) 
gemeint, denn gleichzeitig ſtand, wie wir jest aus den italieniichen Ver— 
öffentlichungen willen, Graf Mensdorff mit Napoleon über Abtretung 
Benetiens in Unterhandlung, und andererfeitS war auf Eroberung Schle— 
jiens jficher gerechnet. Bereits war die bevorjtehende Eröffnung der 
riedensconferenzen in Paris angefündigt, und die Vertreter der bethei- 
ligten Mächte beſtimmt, von Seiten Preußens ſollte Bismard felbft die 
Verhandlung führen und der Bund durch den bairifchen Minifter von 
der Pfordten vertreten werden. Aber auf die Nachricht von der bedingten 
Annahme Dejterreih3 folgte bald die Anzeige, daß der rufjiiche Mini- 
ſter Fürſt Gortichafoff erkrankt ſei und jedenfalls nicht fogleich kommen 
fönne. Zugleich that Oeſterreich einen Schritt, der die weiteren Ber: 
bandlungen unmöglich machte, indem es die in der Note vom 26. April 
ausgeiprochene Drohung erfüllte und Die Entjcheidung der ſchleswig— 
Holfteinischen Frage dem Bund überantwortete. Der Statthalter in Hol- 
ftein erhielt die Vollmacht, die holſteiniſchen Stände einzuberufen. Der 
öfterreichifche Gefandte am Bundestag übergab am 1. Juni eine Erffä- 
rung, worin der alte Standpunkt in Betreff Schleswig-Holfteing feft- 
gehalten wird, und unter Beziehung auf die bisherigen Berhandlungen 
mit Preußen jchlieglich gefagt wird, daß Oeſterreich alle Bemühungen, 
ein Einverftändnig mit Preußen vorzubereiten, als vereitelt betrachte uud 
alles Weitere den Entjchliegumgen des Bundes anheimftelle. Der preu— 
ßiſche Gejandte erwiderte, daß der Bund in feiner gegenwärtigen Geftalt 
feiner Aufgabe nicht gewachſen ſei und feine oberiten Zwecke nicht er: 
fülle, und daß Preußen feine Entfcheidung nicht anerkennen könne. Die 
fönigl. Negierung müſſe nachdrücklich widerholen, daß nicht die jchles- 
wigsboffteinifche Frage den Anlaß zu der gegenwärtigen Verwicklung 
gegeben habe, fondern die von Defterreih und Sachſen unternommenen 
Rüftungen. 

Bismard nahın von der Erklärung Defterreihd am Bunde Veran- 
laſſung zu einer Eirculardepejche vom 4. Juni an die fremden Höfe, in wel— 
cher er Defterreichs Abficht, e8 zum Kriege kommen Lafjen zu wollen, conjta= 
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tirt. Er fagt darin: „Wir find gezwungen, die Erklärung der öfterreichifchen 
Regierung beim Bundestage zu Frankfurt a M. am 1. Yuni als die 
Antwort auf unfere verjöhnlichen Eröffnungen zu betrachten. In diefer 
Erklärung übergibt Defterreich, nach einer rückblickenden Darlegung, die 
mit den Thatjachen nicht übereinftimmt und gegen Preußen beleidigend 
ift, dem Bundestage die Entjcheidung über die fchleswig -holjteinifche 
Frage, und gibt zugleich) Kenntniß von einem Acte der Souveränetät in 
Holjtein — nämlich die Einberufung der Stände —, melde es für fich 
allein zu unternehmen von dem Augenblide an nicht berechtigt ift, mo 
e3 fich jelbjt durch die Verweifung auf den Bundestag vom Gafteiner 
Bertrage entbindet und dadurh an Stelle der jüngften geographifchen 
Theilung das alte Verhältni des Mitbefiges fett. Wir haben jchon in 
Wien gegen diefen nicht zu rechtfertigenden und einfeitigen Act, ſowie 
auch gegen die ebenfo nicht zu vechtfertigende Verfügung über unfere 
Rechte durch Die Uebertragung derjelben an den Bundestag proteftirt 
und behalten ung vor, weitere Schritte zu thun. Doch vorab kann ich 
mich nicht enthalten zu erklären, daß wir nicht im Stande find, in die- 
jem Verfahren der öfterreichifchen Regierung etwas Anderes wahrzuneh— 
men, al3 die Abſicht einer directen Provocation und den Wunſch, mit 
Gewalt einen Bruch und Krieg herbeizuführen. Alle unjere Erfundigun- 
gen geftehen zu, daß der Entjchluß, gegen Preußen Krieg zu führen, in 
Wien jet gefaßt iſt.“ — — „Die Verhandlungen, auf Seiten der 
Vermittler auf die friedlichften Wünfche geftügt, haben, wie Se. Maj. 
mir mittheilt, nur erwieſen, daß ein entjprechendes Gefühl in Wien nicht 
mehr vorhanden ift. Cie haben, ungeachtet der theoretiihen Friedens— 
liebe, des Kaiſers, das Verlangen nach Krieg dargelegt, welches jede 
andere Erwägung in feinem ganzen Rathe beherricht, ſelbſt unter Jenen, 
welche nach unferem Wiffen Anfangs gegen den Krieg und felbft gegen 
die Vorbereitungen und Nüjtungen ftimmten, und daß dieſes Verlangen 
jett auch entjcheidenden Einfluß über den Kaijer jelbjt gewonnen bat. 
Nicht allein wurde dort der gänzlihe Mangel aller und jeder Bereit- 
mwilfigfeit befindet, in ſelbſt vertrauliche Berhandlungen einzutreten, und 
die Möglichleit einer VBerftändigung zu discutiren, fondern Auslafjungen 
einflußreicher öjterreichifcher Staatsmänner und Nathgeber des Kaiſers 
find dem Könige aus einer authentifchen Duelle mitgetheilt worden, 
welche feinen Zweifel laſſen, daß die faiferlihen Minifter Krieg um 
jeden Preis wünſchen, theils in der Hoffnung auf Erfolg im Felde, 
theils um über innere Schwierigkeiten hinwegzukommen — ja, jelbjt mit 
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der ausgefprochenen Abficht, dem öfterreichiichen Finanzen durch preußifche 
Eontributionen oder durch einen „ehrenvollen" Bankerott Hilfe zu ver- 
ſchaffen. Die Handlungen der öfterreihiichen Negierung ftimmen mit 
diefer Abficht nur zu gemau überein.” — — „Nachdem die Form der 
Einladung zur Conferenz durch Berhandlungen zwifchen den einladenden 
Mächten eigens jo abgefaßt worden war, daß Oefterreih anzunehmen 
im Stande fein follte, ohne fich jelbft irgend etwas im voraus zu ver- 
geben, und ohne gezwungen zu fein, Vorbehalte zu machen, fo iſt es 
bejtimmt das Wiener Cabinet, welches alle diefe Mühen fruchtlos macht. 
Dahinter Tönnen wir nur die entjchiedene Abficht Defterreihs ſehen, 
Krieg mit Preußen zu erzwingen und bei dem Eingehen in Verhand— 
lungen über den Congreß höchſtens durch Aufſchub Zeit für feine eige- 
nen, noch nicht gänzlich vollendeten Anordnungen, bejonders aber für 
die jeiner Verbündeten, zu gewinnen. Der Krieg ift ein abgemachter 
Beihluß in Wien; der einzig nächfte Punkt ift der, den günftigen Au- 
genbli zu wählen, ihn zu beginnen." — — 

Ehe DOefterreih zum Kriege fchritt, machte es noch den DVerfuch, 
die preußifch:italienische Allianz zu jprengen. Am 4. Mat lieh der Kaiſer 
an Napoleon den förmlichen Vorfchlag gelangen, er wolle Venetien ab- 
treten unter der Bedingung, daß Frankreich und Italien neutral blieben 
und Defterreich geftatteten, fich mittelft der Eroberung Schlefiens zu 
entihädigen; die Abtretung jollte an Frankreich geichehen, welches jei- 
nerjeit3 das abgetretene Yand an Italien zu überantworten hätte. Beide 
Acte, die Ceſſion DVenetiend und die Eroberung Schlejiens, follten 
gleichzeitig gejchehen und der eine die Vorausſetzung des anderen bilden. *) 
Der Vorſchlag wurde von Paris aus an das italienische Cabinet tele- 
graphirt, welches im Augenblid fehr in Verlegenheit gerieth und 
anfänglich nicht übel Luft hatte, das vortheilhafte Anerbieten anzuneh- 
men. Aber bei näherer Ueberlegung fanden die Jtaliener, daß, wenn 
fie fih auch über den Treubruch gegen Preußen hätten hinwegſetzen 
wollen, die Sache doch einen bedenflichen Haden habe. Die Abtretung 
Benetiens war abhängig gemacht von der Eroberung Schlefiens. In 
Stalien, wo man die militäriihe Macht Preußens nicht unterfchätte, 
mußte man aud) die Möglichkeit in Rechnung nehmen, daß Preußen 
fiege und Oeſterreich Schlefien nicht erobern fünne. Wie dann? Diefe 


*) ©. Chiala, Cenni storici &. 152. Aus ihm Homberger in den Preuf. 
Zahrbüchern Bd. 28 S. 409. Beftätigt von Jacini Preuß. Jahrb. Bd. 29 S. 537, 
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Möglichkeit ind Auge faffend, entſchloß fich der vorfichtig rechnende ita= 
lieniſche Minifter Ya Marmora am 5. Mat, dem Kaifer Napoleon eine 
abfehnende Antwort uach Paris zu telegraphiren. Dieß hinderte den 
letzteren aber nicht, mit der öjterreichiichen Regierung auf der Baſis der 
Abtretung Venedigs weiter zu verhandeln, um die Erfüllung der Wünſche 
Italiens von der Allianz mit Preußen und deſſen Sieg unabhängig zu 
machen. Zugleich winjchte er für den Fall, daß Preußen im Kampf 
gegen Oeſterreich Unglück hätte, in der Lage zu fein, auch Oeſterreich 
zu Gunſten Preußens etwas zumuthen zu können. Er hoffte nämlich, 
daß man in Berlin feinen Rath und Beiftand fuchen werde, und lie, 
da von Seiten Bismards fein Schritt in diefer Richtung geſchah, im 
Berlauf des Mai durch geheime Agenten Franfreihs Allianz anbieten, 
natürlich) mit dem Anſpruch auf danfbare Gegenleiftung. Aber Bismard, 
im Vertrauen auf Preußens Stärke, wollte feine Berbindlichfeiten gegen 
Napoleon eingehen, und theilte feinem König nicht einmal etwas von 
den franzöfiichen Anerbietungen mit. Weber die damaligen Abfichten Na— 
poleons find wir jett durch authentische Mittheilungen belehrt, welche 
Bismarck vor dem Ausbruch des deutfch-franzöfifchen Krieges im Jahre 
1870 in der Times, bejonder8 aber in der Depeihe vom 29. Juli 
1870*) gemacht hat. Er jagt darin, es feien ihm vor Ausbruch des 
Kriege von 1866 theils durch Verwandte des Kaiſers (wahrſcheinlich 
den Prinzen Napoleon), theils durch vertrauliche Agenten Borjchläge 
gemacht worden, welche dahin gingen, Kleinere oder größere Vergröße— 
rungen auf beiden Seiten zu Stande zu bringen; e8 habe fich bald um 
Luxemburg, oder um die Grenzen von 1814 mit Yandau und Saar- 
louis, bald um größere Objecte, von denen die Schweiz und die Frage, 
wo die Sprachgrenze in Piemont zu ziehen fei, nicht ausgejchlofjen ge- 
blieben feien, gehandelt. Im Monat Mai, eben zu derjelben Zeit, in 
welche Chiala in feinen Cenni storiei die oben erwähnten Verhandlun— 
gen zwiſchen Frankreich und Defterreih ſetzt, haben nad) Bismards 
Enthüllung diefe Verlofungen eine beftimmtere Geftalt angenommen im 
dem Entwurf eines DOffenfiv- und Defenſivbündniſſes. Zunächſt jolite 
der damals geplante Congreß die Abtretung Venetiens an Italien und 
der Herzogthümer an Preußen zu Stande bringen. Wenn aber der 
Congreß unverrichteter Dinge ſich auflöje, jo follte eine Allianz zwijchen 
Frankreich und Preußen gejchloffen werden, wonach letzteres die Feind— 


*) ©. Hahn, der Krieg Frankreichs gegen Deutſchland. S. 394. 
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jeligfeiten zu beginnen hätte, der Kaifer der Franzoſen den Krieg gegen 
Defterreich erflären und mit 300,000 Mann an demjelben Theil nehmen 
ſollte. Der Friede follte nur unter folgenden Bedingungen geſchloſſen 
werden: Venetien wird an Italien abgetreten, Preußen erhält eine Ver: 
größeruug von 7 big 8 Millionen Seelen und kann überdies die Bundes- 
reform nach feinem Sinne durchjegen. Frankreich nimmt das deutſche 
Gebiet zwifchen Mofel und Rhein, doch ohne Coblenz und Mainz für 
fih in Anſpruch, nämlich ein Stüd von Nheinpreußen, Aheinbaiern, 
Birkenfeld, Homburg und Rheinheſſen. Bismard lehnte diefen Antrag 
ob, obgleich er risfiven mußte, daß Napoleon, durch die Abweifung be- 
feidigt, nicht einmal eine wohlwollende Neutralität bewahren werde. Der 
italienifche Unterhändler, General Govone, rieth dringend, durch irgend 
welche Zufagen fi) die Gunft Napoleons zu fichern. Aber Bismard 
wollte fich nicht durch Verfprechungen binden, die ihn fpäter von Napo- 
leon abhängig gemacht haben würden, er wollte Deutjchland mit 
deutjcher Kraft einigen. Es ift wohl anzunehmen, daß die Ablehnung 
der franzöfiichen Anträge fo gehalten war, daß fie für den Fall des 
preußiſchen Sieges Napoleon einige Hoffnung auf fpätere Zugeftändnifje 
übrig ließ. Jedenfalls dachte er, Preußen werde feiner fchon noch be 
dürfen, und vechnete darauf, daß Preußens Niederlage ihm Gelegenheit 
geben werde, daffelbe durch feine Vermittlung aus großer Noth zu retten. 
Er näherte fich jetzt wieder Defterreich und jette jeine Hoffnung auf deſſen 
Sieg, den er erleichtern wollte, indem er das preußijch:italienifche Bünd—⸗ 
niß, das er nicht auflöfen Fonnte, wenigſtens unwirkfam zu machen juchte. 
Defterreih war mit Zufagen für eventuelle Abtretungen deutjchen Gebietes 
auf dem linken Rheinufer weniger fpröde als Preußen, und jo fam am 
9. oder 10. Juni ein geheimer Vertrag zwifchen Napoleon und Franz 
Joſeph zu Stande, wonach Defterreich Venetien eventuell an Frankreich 
abtrat gegen Entihädigung durch Schlefien. *) 

In Preußen war man nicht ohne Kunde von den Abmachungen, die 
zwifchen Napoleon und dem öfterreichifchen Cabinet ftattgefunden hatten. 
In den Tagen, in welchen die Wagjchale zwiichen Krieg und Frieden 
ſchwankte, erjchien der Herzog von Koburg in Berlin, um für Erhaltung 
des Friedens zn wirfen, Er warnte vor der Zweideutigkeit Napoleons 


*) ©. Klaezko, Pröliminaires de Sadowa, Revue des deux mondes, vol. 77 
p. 552, und Calonne, Les aflaires de l’Allemagne et de l'Italie en 1866. Re- 
vue contemp. 31. Oct. 1868. Ser. II vol. LXV p. 718. 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. I. 4 
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und berief fich gegenüber von dem Unglauben an Unterhandfungen, die 
zwifchen Wien und Paris ftattgefunden haben follten, auf einen Brief 
des öſterreichiſchen Minifters Grafen v. Mensdorff, worin diefer fich fehr 
fiegesgewiß ausfpriht und droht, wenn Preußen Krieg anfange, werde es 
nicht blos mit Defterreich, fondern auch mit Frankreich zu thun befom- 
men, denn der Kaiſer habe fich mit Napoleon dahin verftändigt, daß er 
ihm eventuell Venetien zu freier Dispofition abgetreten und dagegen von 
ihm die Zuſage erhalten habe, daß er nichts dagegen einzuwenden habe, 


wenn Defterreich Schlefien nehme. Italien habe danır, wenn es Venetien 


ohne Kampf bekommen fünne, Fein Intereſſe daran, an der preußifchen 
Allianz feftzuhalten, es werde mit Defterreich Frieden machen und dieſes 
könne dann feine Truppen aus Italien zurüdziehen und gegen Preußen 
verwenden. 

Nachdem wir fo einen Einblid in die Intriguen Napoleons gethan 
haben, werden wir defjen viel genanntes Schreiben vom 11. Juni an 
den Minifter Drouyn de L'huys beſſer verftehen, al man es damals 
verftehen konnte. Napoleon geberdet ſich darin als die mwohlmollende 
Vorſehung, welche dem Streit der deutichen Großmächte unparteiifch zu— 
ſchaut, und die politifche Welt faßte diefes Programm gläubig als die 
Norm auf, nach welcher fich die bevorftehenden territorialen Veränderungen 
geftalten ſollten. Daffelbe lautet: „Im Augenblide, wo die legten 
Friedenshoffnungen zu fchwinden jcheinen, welche man noch auf die Con— 
ferenz fette, ift e8 erforderlich, den diplomatischen Agenten im Ansland 
durch ein Eircular die Ideen mitzutheilen, welche meine Regierung geltend 
machen wollte, und das Verfahren, welches fie den kommenden Ereig- 
nifjen gegenüber beobachten wird. Diefe Mittheilung wird unfere Politik 
in ihr wahres Licht ftellen. Wenn die Conferenz ftattgefunden hätte, fo 
würden Sie eine deutlihe Sprache geführt haben; Sie würden in mei- 
nem Namen erklärt haben, daß ich jeden Gedanken an Gebietsvergrößerung 
zurüchweife, jo lange das Gleichgewicht Europa’8 nicht gebrochen wird. 
In der That könnten wir nnr an eine Ausdehnung unjerer Grenzen 
denfen, wenn die Karte von Europa zum ausfchlieglichen Vortheil einer 
Großmacht verändert würde, und wenn Örenzgebiete durch ihren frei 
ausgedrücten Wunſch die Annerion an Frankreich fordern. Unter andern 
Umftänden halte ich e8 unferm Yande würdiger, jeder Gebietserweiterung 
den unfchätbaren Bortheil, in guter Eintracht mit unſern Nachbarn zu 
(eben, vorzuziehen, indem wir ihre Unabhängigkeit und ihre Nationalität 
achten. Von diefen Gefühlen beftimmt und nur die Erhaltung des Frie— 
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dens im Auge habend, hatte ich mich an England und Rußland gewendet, 
um gemeinjchaftliche Worte der Verſöhnung an die betheiligten Regie— 
rungen zu richten. Das Einvernehmen der drei neutralen Mächte bleibt 
ein Pfand der Sicherheit für Europa. Sie haben ihre Unparteilichkeit 
gezeigt, indem fie den Entſchluß fahten, die Discuffion der Conferenz 
auf die brennenden Fragen zu bejchränfen. Um fie zu jchlichten, mußte 
man offen an fie herantreten, den diplomatischen Schleier, der fie bededte, 
wegziehen und die legitimen Winfche der Fürften und Völker ernftlich in 
Betracht ziehen. Der Conflict hat drei Urjachen: die fchlecht begrenzte 
geographifche Yage Preußens — den Wunſch Deutichlands nach einer 
politifchen VBerfaffung, die mehr feinem Bedürfniß entipriht — die Noth- 
wendigfeit für Italien feine nationale Unabhängigkeit ficher zu ftellen. 
Die neutralen Mächte konnten nicht beabfichtigen, ſich in die inmeren 
Angelegenheiten fremder Yänder einzumijchen. NichtSdeftomeniger hatten 
die Höfe, welche an der Eonftituirungsacte des deutfchen Bundes Theil 
genommen haben, das Recht zu prüfen, ob die verlangten Aenderungen 
die in Europa beftehende Ordnung nicht ftören würden. Was ung be- 
trifft, jo hatten wir für die zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten 
zweiten Ranges ein engeres Aneinanderfchliegen, eine fräftigere Organi- 
fation, eine wichtigere Nolfe gewünjcht; für Preußen mehr Abrundung und 
Kraft im Norden; für Oeſterreich die Erhaltung feiner großen Stellung 
in Deutfchland. Wir würden außerdem gewünfcht haben, daß Oeſterreich 
gegen eine verhältnißmäßige Entjehädigung Benetien an Italien cedirt 
hätte; denn wenn e8, ohne ſich um den Vertrag von 1852 zu Fümmern, 
mit Preußen einen Krieg gegen Dänemark im Namen der deutjchen Na- 
tionalität geführt hat, fo jchien es mir gerecht, daß es in Italien den 
gleichen Grundfag anerkennen werde, indem es die Unabhängigfeit der 
Halbinjel vervolfjtändigt. Diefes find die Gedanfen, welche wir im 
Intereſſe der Ruhe Europa’S zur Geltung zu bringen verfucht haben 
würden. Heute fteht zu befürchten, daß das Schickſal der Waffen 
allein darüber entjcheiden wird. Welches it die Haltung, welche Ange: 
ſichts diefer Eventualitäten Frankreich zufommt? Sollen wir unſer 
Mißvergnügen Fundgeben, weil Deutjchland die Verträge von 1815 ohn— 
mächtig findet zur Befriedigung feiner nationalen Zmwede und zur Aufe 
rechthaltung feiner Ruhe? In dem Striege, welcher auszubrechen auf 
den Punkte fteht, haben wir nur zwei Intereſſen: die Bewahrung des 
europäifchen Gleichgewichts und die Erhaltung deſſen, mas wir in Ita— 
lien aufgebaut haben. Neicht aber die moralische Kraft Frankreichs nicht 
4* 


52 Diplomatifhe Einleitung zum Kriege. 


hin, dieſe beiden Intereſſen zu befhügen? Wird es nöthig haben, zum 
Schwert zu greifen, damit feine Worte gehört werden? Ich denfe, nein. 
Wenn ungeachtet unferer Bemühungen die Friedenshoffnungen fich nicht 
verwirklichen, find wir gleihtwohl durch Erklärungen der in dem Conflict 
betheiligten Höfe gefichert, daß, welches aud) der Ausgang des Krieges 
jein möge, feine der ung berührenden Fragen ohne die Zuftimmung 
Frankreichs gelöst wird. Bleiben wir daher in einer aufmerfjamen 
Neutralität und ftarf durch unfere Uneigennügigfeit, von dem aufrichtigen 
Wunjche geleitet, daß die Völker Europa’3 ihre Streitigkeiten vergeſſen 
und fi) zum Zwecke der Eivilifation, der Freiheit und des Fortſchritts 
vereinigen möchten, bliden wir vertrauensvoll auf unfer Recht und ruhig 
auf unjere Kraft." Das Gejet für Europa follte aljo das europäifche 
Gleichgewicht, das heißt das Uebergewicht Frankreichs fein! 

Während die Politik der fremden Mächte jpielte, um in dem Streit 
zwifchen Preußen und Defterreich theils zu vermitteln, theils zu jchüren, 
legte Bismard den deutjchen Bundesgliedern fein Programm in der 
deutjchen Verfaſſungsfrage, die ihm die Hauptjahe war, noch einmal 
vor, um zu zeigen, wie die bejcheidenjten Forderungen, deren Erfüllung 
al3 nationales Bedürfniß anerkannt war, auf friedlihen Wege wicht zu 
erreichen jeien. In einer Eirculardepefhe vom 27. Mai ſetzte er die 
Nothwendigfeit der Bundesreform auseinander und gab zugleich den Be— 
weis großer Mäßigung. Die wichtige Erklärung lautet wie folgt: 
„Wenn wir in der jetigen Gejftaltung des Bundes einer großen Krifis 
entgegengehen jollten, jo ift eine vollftändige revolutionäre Zerrüttung in 
Deutjchland bei der Haltlofigfeit der gegenwärtigen Zuftände die wahr: 
iheinlichjte Folge. Einer ſolchen Kataftrophe kann man lediglih durch 
eine rechtzeitige Neform von oben her vorbeugen. Es ift nicht die Maffe 
der unberechtigten Forderungen, welche den revolutionären Bewegungen 
Kraft verleiht, fondern gewöhnlich ift e8 der geringe Antheil der bered)- 
tigten Forderungen, welcher die wirfjamften Vorwände zur Revolution 
bietet und den Bewegungen nachhaltige und gefährlihe Kraft verleiht. 
Unbejtreitbar ift eine Anzahl berechtigter Bedürfniſſe des deutjchen Volks 
nicht in dem Maße ſicher gejtellt, wie es jede große Nation beanjprucht. 
Die Befriedigung derjelben im geordneten Wege der VBerftändigung herbei- 
zuführen, ift die Aufgabe der Bundesreform. Die legtere ift recht 
eigentlich im Intereſſe des monarchiſchen Princips in Deutfchland noth— 
wendig. Sie joll durch die Initiative der Negierungen den Uebelſtänden 
abhelfen, welche in bewegten Seiten die Quelle und der Vorwand für 
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gewaltfame Selbfthilfe werden können. In diefer Richtung bewegen fich 
die Reformvorfchläge der preußiichen Negierung. Sie werden fih auf 
das allernothwendigfte befchränfen und den Bundesgenoffen auf das be- 
reitwilfigfte mit den ihnen erwünſchten Mobdificationen entgegenftommen. 
Das Ziel verlangt allerdings Opfer, aber nicht von Einzelnen, 
fondern von Allen gleichmäßig. Was Se. Maj. den König perfönlich 
anbetrifft, jo liegt demjelben nichts ferner als feine Bundesgenoifen, die 
deutſchen Fürften, beeinträchtigen oder unterdrüden zu wollen. Derfelbe 
will mit ihnen als einer ihresgleichen gemeinfam für die gemeinfame 
Sicherheit nach innen und außen forgen, aber befjer al8 bisher. Wer 
diefen ernften Willen und das längft auf jenes Piel gerichtete Beftreben 
Sr. Majeftät als Ergebniß perfönlichen Ehrgeizes fchildert, der entitelft 
die Thatjachen, welche von deſſen Handlungs- und Sinnesweife offenes 
Zeugniß ablegen. Se. Majeftät der König find ftet3 weit davon ent- 
fernt gemwefen, einen Ehrgeiz zu hegen, der auf Koften der Nachbarn und 
Bundesgenoſſen Befriedigung gefucht hätte, wenn er auch nach mannigfachen 
Erfahrungen darauf verzichten muß, die Verleumdungen zum Schweigen zu 
bringen. Se. Majeftät beabfichtigen auch jett nicht, mit der Bundesreform 
den deutjchen Fürften Opfer anzufinnen, welche Preußen nicht ebenfo im 
Intereſſe der Gejammtheit zu bringen bereit wäre.” Es folgen nun die 
ihon am 11. Mai im Neuner-Ausſchuß zu Frankfurt gemachten Vor- 
ichläge. 1) die Organifation de8 Bundes foll in der Art verändert 
werden, daß an die Stelle der Stimmeneinheit der Bundesverfammlung 
für beftimmte ©ebiete der Bundesgefeggebung die Beichluffaffung der 
Nationalvertretung tritt. 2) Als Gegenftände der Competenz für die 
neue Bundesgemwalt werden folgende Punkte bezeichnet: Münz-, Maß— 
und Gewichtsweſen, Patentgefetgebung, eine gemeinfame Civilprocek- 
ordnung, das Heimatsweſen und die Freizügigkeit. 3) Es tritt dazu 
die allgemeine Zoll» und Handelsgeſetzgebung. 4) Organifation eines 
gemeinfamen Schutzes des deutichen Handels im Auslande, Confular- 
weſen, Schu der Flagge zur See. 5) Das Verkehrsweſen zwiichen den 
Bundesſtaaten, Land»; Waſſer⸗ und Eifenbahnftraßen, Telegraphie und 
Poftweien. 6) Gründung einer den gemeinfamen Zwecken entiprechenden 
Kriegsmarine mit Häfen und Küftenvertheidigungsanftalten. 7) Eonfoli- 
dirung und AZufammenfaffung der militäriihen Kräfte Deutichlands. 
„Auf diefe befcheidenen Forderungen," ſagt die Depeiche, „haben wir 
uns beichränfen zu können geglaubt und zugleich die Verficherung gegeben, 
dak mir. um im friedlichen Wege zu einer Verftändigung darüber zu 
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gelangen, gern unferen Bundesgenoffen in Modalitäten entgegentommen 
würden. Erft wenn Preußen auf dem Wege der Verftändigung am Bund 
und mit den Negierungen alle Mittel vergebens erſchöpft haben wird, um 
auch nur die nothwendigſten Zugeftändniffe zu erlangen, werden wir unfer 
enges Programm erweitern." Der lettere Sat deutet auf weiter gehende 
Vorſchläge, womit Hauptfächli das für eine freiere Geftaltung des 
Bundes nothwendige Ausfcheiden Defterreihd gemeint war. Diejes er- 
weiterte Programm wurde denn auch unmittelbar vor der letzten Ent- 
ſcheidung durch Eirculardepefche vom 10. Juni ausgegeben, und enthält 
bereit die Beftimmungen im Einzelnen, welche nach dem Sieg und 
Friedensſchluß die Grundlage der neuen Bundesverfaffung blieben. *) 
Es war ein ſchlimmes Zeichen des fehlenden Verftändniffes der da- 
maligen Yage, daß weder die; Regierungen noc) die politifchen Vereine von 
diefer ſtaatsmänniſchen That Bismards ernftliche Notiz nahmen. Um 
einen Schritt weiter zn kommen, mußte es der preußifchen Regierung in 
der That willfommen fein, eine Provocation zum Kriege zu befommen. 
Diefe wurde ihr gegeben durch das Vorgehen Defterreichs in Holftein 
und durch einen Beichluß des Bundestags. Der öfterreihiiche Statthalter 
in Holftein, Feldmarjchalf-Vientenant v. Gablenz, berief am 5. Juni die hol- 
ſteiniſchen Stände auf den 11ten nach Itzehoe. Darauf erffärte der preußiſche 
Statthalter, General v. Manteuffel, nach früher erhaltener Inſtruction, 
jeinem Collegen, daß hiedurch die Gafteinifche Convention gebrochen jei 
und dag nun das Recht der gemeinfamen Herrichaft wieder in Kraft trete. 
Er werde daher am 7. Juni feine Truppen wieder in Holftein einrüden 
laſſen, jedoch in ſolche Orte, welche von öſterreichiſchen Truppen befett 
feien, feine preußiichen legen, damit der friedliche Charakter dieſer Maß— 
regel nicht gejtört werde, denn er habe den Befehl, jeder feindlichen Be— 
gegnung nad) Kräften vorzubeugen. Auch wurde Gablenz von der preu— 
ßiſchen Negierung aufgefordert, fi mit Manteuffel über Einfegung einer 
gemeinfamen Negierung für beide Herzogthümer zu verftändigen. Gablenz 
machte jedoch von diejer Aufforderung feinen Gebrauch, und ordnete unter 
Proteftation gegen die preußiſche Maßregel den Rüdzug der öfterreichifchen 
Truppen in die Umgegend von Altona an, wohin er auch den Sit der 
Statthalterfchaft verlegte. In Nendsburg, wo gemeinfame öfterreichifche 
und preußiiche Beſatzung war, verabichiedete fich die erſtere im ritterlich 
freundſchaftlichen Formen. Gablenz erhielt von feiner Regierung Befehl, 
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das üfterreichifche Corps über Hamburg und Hannover zurüdzuführen; 
der Führer General Kalik mußte wegen Krankheit in Holſtein bleiben. 
Da fomit die öfterreichifche Negierung ſich thatfächlich aufgelöst hatte, 
mußte eine neue Negierung beftelft werden. Deanteuffel ſetzte nun am 
10. Juni den Baron v. Scheel-Pleffen als Oberpräfidenten der Negierung 
beider Herzogthümer ein und übergab ihm die Leitung jämmtlicher Ges 
fhäfte der Civilverwaltung. Die von Gablenz nach Itzehoe berufene 
Ständeverfammlung unterblieb, die wenigen Mitglieder, die ſich eingefun- 
den hatten, machten feinen Verfuch, fich zu conftituiren. Der Kronpräten- 
dent Prinz Friedrich verließ am 7. Juni in aller Frühe, von Wenigen 
begleitet, Kiel. j 

In der Bımdesverfammlung gab Preußen am 9. Juni eine Er- 
Härung ab, welche auf den Bruch der Gafteiner Convention durch Die 
von Dejterreih am 1. Juni gemachte Eröffnung hinwies, und fich gegen 
den Vorwinf, daß die preußiſche Negierung eine gemwaltfame Annexion 
erjtrebt habe, auf eine am 9. Mai abgegebene geheime Note berief, worin 
fie fich bereit gezeigt hatte, mit Oeſterreich über die Abtretung feiner 
vertragsmäßig erworbenen Rechte an die Herzogthiimer gegen Entſchädigung 
in Unterhandlung zu treten. Die Negierung betrachte die ſchleswig-hol— 
fteinifche Frage als eine nationale, und fei zu ihrer Yöfung in Verbindung 
mit der Bundesreform bereit. Cie erwarte auch jetzt nur den Augenblid, 
mo fie diefe Frage mit einer Bundesgewalt verhandeln und erledigen 
fünne, in welcher die Mitwirkung der nationalen Vertretung dem Einfluß 
particularer Intereſſen das Gleichgewicht halte und die Bürgichaft gewähre, 
daß die von Preußen gebrachten Opfer jchlieglich dem gefammten Vater: 
lande und nicht der dynaftiichen Begehrlichkeit zu Gute fommen. Damit 
war die von Defterreich und den Mittelftaaten begünftigte, auch in Berlin 
bis in die höchften Kreife ſich ausdehnude Agitation für den Auguften- 
burger gemeint. Oeſterreich behauptete, es fei von feiner Seite immer 
eine den Rechten und Intereſſen des Bundes entjprechende Löfung der 
jchleswig=hoffteinifchen Frage angeftrebt worden, und proteftirte in einer 
befonderen Depeſche an Preußen gegen die Behauptung, daß von jeiner 
Seite durch den Antrag bei dem Bunde der Vertrag von Gaftein ge: 
brochen worden fei; dagegen habe Preußen durch den Einmarjch in Hol 
ftein den Art. 11*) der Bundesacte verlegt, und es ſei nun der im Art. 19 
der Wiener Schlußacte vorgefehene Fall eingetreten, wonad) die Bundes- 


*) Nämlich den Sat, daß Bundesglieder einander nicht befriegen dürfen. 
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verfammlung berufen fei, Mafregeln zu ergreifen, wodurch der Selbfthiffe 
vorgebeugt und der bereit3 unternommenen Einhalt gethan werde. Diefer 
Auffaffung gab Defterreich Folge durch einen am 11. uni bei der Bundes: 
verfammlung eingebradhten Antrag auf Mobilmahung der gefammten 
Bundesarmee, das preußifche Bundescontingent ausgenommen. Binnen 
14 Tagen follten die betreffenden Armeecorp8 derart marſch- und jchlag- 
fertig fein, daß fie auf ergebende Aufforderung innerhalb 24 Stunden mit 
allem Kriegsbedarf abmarjchiren fünnten. Der preußifche Gefandte erklärte 
mit Necht diefen Mobilifirungsantrag für bundeswidrig. Das Bundes- 
recht kenne ein Einfchreiten, wie e8 bier unter nichtigem Vorwand gegen 
Preußen verfucht werben folle, überhaupt nicht. Glaube der Bund ein Recht 
zur Herftellung der bundesmäßigen Ordnung in Holftein zu haben, jo 
fönne dies nur auf dem Wege der Bundeserecution gejchehen, für welche 
aber ganz beftimmte Formen und Bedingungen feftgejetst jeien, ohne deren 
Beobachtung ein Erecutivverfahren nicht ftattfinden dürfe. Zu einer Mobil: 
machung des Bundesheeres zu fehreiten, liege nicht der mindefte Anlaß 
und Grund aus dem Bundesrecht vor, da eine Mobilmahung nur auf 
Grund eines Bundeskrieges angeordnet werden dürfe, ein Bundeskrieg 
gegen Mitglieder des Bundes aber (Art. 11) ausdrücklich unterſagt fei. 
Uneradhtet des preußifchen Proteftes gegen eine gefchäftliche Behandlung 
des öfterreichifchen Antrages wurde die Abftimmung doch auf den 14ten 
anberaumt. Diefelbe fand auch wirklich ftatt, und der öfterreichifche Antrag 
wurde mit 9 gegen 6 Stimmen angenonmmen. Für den Antrag ftunmten: 
Defterreih, Baiern, Sachſen, Hannover, Wirtemberg, Kurheſſen, Heſſen— 
darmſtadt, die 16. Curie: Lichtenſtein, Waldeck, beide Lippe, beide Reuß, 
Heſſenhomburg; von der 13. Curie Naſſau, das, obgleich Braunſchweig 
dagegen war, als derzeit ſtimmführend für voll gezählt wurde. Gegen 
den Antrag ſtimmten Baden, Luxemburg, Mecklenburg, Oldenburg, An—⸗ 
halt und Schwarzburg, und die 17. Curie: die freien Städte mit Aus— 
nahme Frankfurts. Preußen ftimmte gar nicht mit ab. 

Durch diefen Beichluß des Bundestags erflärte die Mehrheit defjelben 
Preußen thatjächlicd den Krieg und Löste den Bund auf. Der preußifchen 
Regierung kam dies nicht unerwartet, und fie hatte ihren Gefandten, Herrn 
v. Sapigny, darauf inftruirt. Derfelbe erklärte, „daß Preußen den bis- 
herigen Bundesvertrag für gebrochen und deshalb nicht mehr verbindlich 
anfieht, denfelben vielmehr als erlofchen betrachten und behandeln wird. 
Indeß will Se. Maj. der König mit dem Erlöfchen des bisherigen Bundes 
nit zugleich die nationalen Grundlagen, auf denen der Bund auferbaut 


Preußen erflärt den deutfhen Bund fir aufgelöst. 57 


geweſen, als zerftört betrachten. Preußen hält vielmehr an diefen Grund- 
lagen und an der über die vorübergehenden. Formen erhabenen Einheit 
der deutjchen Nation feft und fieht es als eine unabmweisliche Pflicht der 
deutfhen Nation an, für die letteren den angemeffenen Ausdruck zu fin- 
den. Die fgl. Regierung legt ihrerfeitS die Grundzüge einer neuen, den 
Beitverhältniffen entiprechenden Einigung hiermit noch vor und erflärt ſich 
bereit, auf den alten, durch eine folche Reform modificirten Grundlagen 
einen neuen Bund mit denjenigen deutfchen Regierungen zu fchließen, 
welche ihr dazu die Hand reichen wollen.“ 

Die meiften Mitglieder des Bundestags, Deflerreih und Sachen 
ausgenommen, wußten wohl faum, was fie mit diefer Abftimmung thaten. 
Sie wollten Preußen einfhüchtern und durch Drohungen zum Rüdzug 
bewegen. Aber fie bedachten nicht, dag andere Perfonen am Ruder feien 
ala im J. 1850, daß ftatt de8 weichen und romantischen Friederich Wil- 
beims IV. fein einfacher, verftändiger, willensfräftiger Bruder, ftatt des 
bureaufratifchen Freiherrn v. Manteuffel der geniale, entjchloffene Graf 
Bismard die Regierung führten. Der baierifche Minifter v. d. Pfordten 
war über das, was er zu thun babe, feineswegs Har und entjchloffen. Er 
hatte eine richtigere Einficht in die Verhältniſſe und fein blindes Vertrauen zu 
Defterreih. Allein die Stimmung am Hofe, in der Ariftofratie und im 
Volfe wies ihn auf Defterreich! Seite, und er tröftete fich mit dem Ge— 
danken, daß die Sache fich hinausziehen und man fpäter noch Gelegenheit 
finden würde, feine definitiven Entſchlüſſe zu faffen. Wäre Baiern neutral 
geblieben, wie es jene Einficht forderte, jo würde der Kampf fich auf 
Defterreih *) und Preußen befchränft haben, denn dann hätten Wirtemberg, 
Heflen und Baden nit daran denfen können, ein Heer gegen Preußen 
aufzuftellen. Der General von der Tann, der fi) am 10. Juni in be- 
fonderer Sendung nad) Wien begeben hatte, um den Stand der militä- 
riihen Mittel durch eigene Anſchauung Fennen zu lernen, hatte feine er: 
mutbigenden Grgebniffe mitgebracht. Dennoch ließ ſich der baierifche 
Minifter beftimmen, an demfelben Tag, an welchem die verhängnißvolfe 
Abftimmung in Frankfurt vor fi) ging, zu Olmüg eine Militärconven- 
tion mit Defterreich zu verabreden, wonach die baierifche Armee in Ver: 
bindung mit den Eontingenten von Wirtemberg, Baden, Heſſen und Naffau 
unter dem Oberbefehl des Prinzen Karl von Baiern zwar eine felbftän- 
dige Stellung einnehmen, aber doch in der Hauptjache den Weifungen des 


*) Mit Sahfen ald Bundesgenoffen. 
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öfterreichifchen Obercommando's folgen ſollte. Zugleich verpflichtete ſich 
die bateriiche Regierung, Feine einfeitigen Friedensverhandlungen mit Preu- 
pen zu führen und folche nur im Einverſtändniß mit Defterreich abzu- 
ichliegen. Für den Fall, daß Xerritorialveränderungen in Frage fämen, 
verpflichtete fich die öfterreichiiche Negierung, aus allen Kräften dahin zu 
wirken, daß Baiern vor Schaden bewahrt und für etwaige Abtretungen 
entjchädigt werde. Man fette nämlich voraus, daß man der Hilfe Frank— 
reich8 bedürfen und diefes dann Anfprüche auf die baierifche Pfalz machen 
werde, die ihn als Lohn für geleifteten Beiftand gewährt werden müßte, 
und wofür man Entichädigungen von dem preußenfreundlichen Baden in 
Ausſicht nahm. Daß man aber am 14. Juni über diefe Verabredungen 
im baierifchen Cabinet noch nicht ganz einig war, ift deswegen wahrjchein- 
fich, weil diefe Militärconvention fehr geheim gehalten und erft am 30. Juni 
vom König ratificirt wurde. Auch die VBerwilligung der von der Kammer 
geforderten 31 Millionen fir Kriegsrüftungen erfolgte erft am 18ten. 

Der badische Geſandte hatte eine vermittelnde Abjtimmung am Bunde 
abgegeben und den Antrag Defterreih3 zwar nicht verworfen, aber ver: 
langt, daß er an einen Ausschuß verwielen werde, um deſſen Annahme 
wenigftens zu verzögern. Die Erklärung des Grofherzogs, daß er feis 
nen Krieg wolle, hatte gegenüber der Neigung der Majorität im Staats- 
minijtertum Diefes ausweichende Votum bewirkt. Nachher mußte jich frei— 
ih Baden, das von Baiern und Defterreich mit Theilungsplanen bedroht 
war, umd in einer äußerſt ſchwierigen militärifchen Yage feinen directen 
Schutz von Preußen erwarten durfte, den Confequenzen des Mlajoritäts- 
beichluffes vom 14ten fügen und feine Truppen denen der anderen ſüd— 
deutſchen Staaten folgen laffen. 


Siebzehntes Kapitel. 


Der Ausbruch de8 Krieges in Deutſchland und Italien. 


Der Krieg war nun entfchieden, aber man wollte in einem großen 
Theil von Deutichland immer noch nicht recht daran glauben. Man 
rechnete auf weitere Berhandlungen zwijchen Defterreih und Preußen, 
auf die Abgeneigtheit des preukifchen Volks gegen den Krieg und gegen 
Bismards Plane, auf die Vermittlungs- und Einmiſchungsverſuche der 
auswärtigen Mächte, auf die perfönliche Friedensliebe der regierenden 
Familien. Auch die, welche den Krieg für gewiß und unvermeidlich 
anfahen, gingen demjelben mit Grauen entgegen: daR Deutjche gegen 
Deutfhe kämpfen follten, war ihnen entfeglih, und auch das Ge- 
ſpenſt der vermeintlichen geheimen franzöfifchen Allianz beängftigte die 
Gemüther. Man glaubte im beften Fall einen langwierigen Kampf in 
Ausficht nehmen zu müfjen, und zweifelte, ob derjelbe überhaupt die ge- 
wiünjchte definitive Enticheidung über die deutiche Frage bringen werde. 
Nur fehr vereinzelte Stimmen liegen fich hören, die mit muthiger Si- 
herheit auf den zu erwartenden Erfolg bfidten und fich freuten, daß 
nm nach fo vielem Schwanfen und Zweifel die Stunde der Entjchei: 
dung gekommen jei. Eine ſolche Stimme war ein Auffag Treitſchke's 
im Juniheft der preußifchen Jahrbücher: „Der König und die Bundes: 
reform". Nachdem er die Lage geichildert, der vielen Gründe gedacht, 
welche in befümmerten deutfchen Herzen den Wunſch nad) Frieden vege 
halten, und die Möglichkeit zugegeben hatte, daß derſelbe noch mühjelig 
aufrecht erhalten werde, gibt er zu bedenken, daß der Friede ja doch 
feine Dauer verſpreche, daß wir eben einer Entfcheidung dringend be- 
bedürfen, daß es Pflicht jei, von der Zukunft zu hoffen. Er kann ſich 
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nicht trennen von dem Glauben, daß die Munde des inneren Unfriedens 
in Preußen fich fchliegen und daffelbe in feiter Eintracht zwiſchen Fürft 
und Volk den großen Kampf beginnen werde. „Wir hoffen", fagt er, 
„auf das Glück der Schlachten, denn wir find uns bewußt, daß der 
Uebermuth dießmal nicht auf unferer Seite ift. Einen Frieden von Villa— 
franca hat ein preußiicher König noch nicht gefchloffen. Wagen die Söhne 
gleich den Bätern auszudauern in widerwärtigem Gefhid, jo muß fi 
zufett offenbaren, daß Preußens Kräfte zwar minder reich, aber zäher, 
nachhaltiger, gefunder find als die Staatskraft Oeſterreichs. Wir find 
zu nüchtern, um von einem glücklichen Kriege die [polfftändige] Löfung 
der deutjchen Frage zu erwarten; ein fo leichtes Roos ift unferem Volke 
nicht bereitet. Aber wir hoffen auf die Verſtärkung der preußiſchen 
Macht im Norden und dann auf einen tapferen Schritt vorwärts nach 
dem Ziele der Einheit Deutfchlande. In einem Kriege, der diejen 
Zweden gilt, wird das Volk treu zu dem ſchwarz und weißen Banner 
ftehen und einträchtig rufen: „bie Deutjchland!“ 

Ungemein peinlich war die Page derer, die, mit voller Ueberzeu— 
gung auf diefer Seite ftehend, in Siüddeutfchland lebten. Sie mußten 
Preußen von ganzem Herzen einen vollen entjcheidenden Sieg wünjchen, 
und zugleich die Niederlage des Staates, dem fie durch Geburt und 
Lebensftellung angehörten, mit Selbftverläugnung in Ausfiht nehmen, 
mit anfehen wie ihre Brüder und Söhne in den Kampf fir eine Sache 
getrieben wurden, die fie zum Voraus als eine verlorene und ungefunde 
verurtheilten,. Mit bitterem Schmerz ſchrieb damal3 der badiſche Mi- 
nifter Mathy in fein Tagebuch: „Wir ftehen auf der unrechten. Seite, 
für das Faule, Habsburg und Welf, gegen das Friſche, der Ausgang 
wird e8 lehren.“ So dachten Manche unter den gebildeten Ständen 
Süddeutſchlands, aber faum durften fie wagen, ihre Ueberzeugung aus: 
zufprechen, ohne als Verräther und Feinde ihres VBaterlandes und ihrer 
Obrigfeit angefehen und denuncirt zu werden. Die politiiche Parteilei- 
denfchaft entwicelte fih in der gehäffigften Weife, löste altgemohnte ge- 
jellige Vereinigungen, loderte die Bande perfönlicher Freundſchaft, brachte 
Streit und Zwietracht in die Familien. 

So groß auf Seiten Oefterreih$ und feiner Anhänger der Grolf 
gegen Preußen und fo entjchieden der Wille war, die Anmaßungen Bis- 
mards mit allem Nachdruck zurüdzumweifen, jo verjäumte man doc, die 
Nüftungen zu machen, welche zur Erreihung des Zwecks erfordert 
wurden. Die Bundesgenoffen Defterreih& hatten die übertriebenften Vor— 
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ftellungen von der coloffalen Militärmacht des Kaiferftaats, und in Wien 
glaubte man an den Staaten, welche am Bundestag mit Dejterreich 
geftimmt hatten, die kräftigfte militärische Unterftügung zu haben. Die- 
jer Erwartung entfpradh aber der wirkliche Truppenbejtand der deutjchen 
Bundesstaaten keineswegs. Bon allen Gegnern Preußens war Sachjen 
das einzige deutjche Königreich, welches wirklich Friegsbereit war. Es 
hatte 23,000 Mann marjchfähig, 5000 mehr als fein YBundescontin: 
gent betrug. Baiern, defjen Diplomaten in Wien ein Heer von wenig» 
ftens 100,000 Mann in Ausficht geftellt hatten, konnte faum 40,000 
ausrücken laſſen. Wirtemberg hatte nur etwa die Hälfte feines Bun— 
descontingents von 25,000 Mann bereit. Defterreich jelbjt, deſſen Hee— 
resmacht man auf dem Papier zu mindejtens 800,000 Dann bered)- 
nete, hatte in Wirklichkeit für die Operationen in Deutjchland nicht 
viel über 200,000 Mann und in Stalien 85,000 Dann zur Ber: 
fügung. 

Die preußiſchen Truppen unterfchägte man ſchon der Zahl nad), 
noch mehr aber in Bezug auf ihre Leiftungsfähigkett, Man ſprach, 
weil fie außer dem fchleswig -holfteinischen Krieg feine Gelegenheit zur 
militärifchen Praris gehabt hatten, ihren Führern alle Kriegserfahrenheit 
ab, und behauptete, die Landwehr, die ja ganz widerwillig zu den 
Fahnen gefommen, werde jih, wenn es zum Schlagen füme, unzuver: 
(äfjig zeigen oder gar den Gehorfan verweigern. Unter diejen Vor— 
ausfegungen hoffte man auf einen baldigen entjchiedenen Sieg Defter- 
veih3 und des bundestreuen Deutjchlands. 

Preußen erließ an die Staaten, deren Verhalten wegen der geo- 
graphifchen Lage ihres Gebiets fir die ftrategifchen Verhältniſſe bejon- 
ders in Betracht fam, an Sachſen, Hannover und Kurheſſen am 15. 
Juni eine Aufforderung, ihren ZTruppenbejtand auf den Friedensetat vor 
dem 1. März zurüdzuführen und die Berufung eines deutjchen Parla- 
ments ins Werk zur jegen, jobald Preußen die Aufforderung zu den 
Wahlen erlaffe. Unter diefer Bedingung fei die preußifche Regierung 
bereit, ihnen ihr Gebiet und ihre Souveränitätsrechte, ſoweit ſich die— 
jelben mit der Bundesreform vereinigen liegen, zu gewährleiften. “Die 
Antwort auf diefe Aufforderung mußte noch im Laufe des Tages ein- 
treffen, eine Verzögerung derjelben oder eine nur ausweichende Antwort 
erflärte Preußen als Ablehnung der gemachten Anerbietungen betrachten 
zu müffen. Der ſächſiſchen Regierung wurde insbejondere erklärt, wenn fie 
ſich nicht entjchliegen könnte, ein ſolches Bündniß einzugehen, jo würde 
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der König von Preußen zu feinem lebhaften Bedauern ſich in die Noth- 
wendigfeit verjegt finden, das Königreih Sachen als im Kriegszuftand 
gegen Preußen befindlich zu betrachten und demgemäß zu handeln. Ger 
genüber von Hannover war die Striegsdrohung etwas milder ausgedrückt 
und gejagt, der König werde in feinen Beziehungen zu demjelben nur 
noch die Rücdjicht auf den Schuß des eigenen Landes und das militä- 
tische Erforderniß maßgebend fein laſſen. Alle drei Regierungen ant- 
tworteten ohne Verzug ablehnend. Sachſen erwiderte: die Regierung 
könne nicht abrüften ohne ihrer Bundespfliht vollfommen untreu zu 
werden. Mit Einberufung eines deutjchen Parlaments ſei fie einver- 
jtanden, aber es müſſe für ganz Deutjchland gewählt werden, und es 
fönnen deswegen nicht von einzelnen Regierungen die Wahlen ausge: 
jchrieben werden. Sie proteftirt gegen die Kriegsdrohung mit Berufung 
auf die Bundesgefege und ruft die YBundeshilfe an. Zugleih wurden 
aber Mafregeln angeordnet, welche zeigten, daß Sachfen fich bereits 
im Kriegszuſtand gegen Preußen befindlich erachte. Die geſammte Ei- 
jenbahn-, Poſt- und Telegraphenverbindung mit Preußen wurde ſiſtirt, 
die Eijenbahnbrüde bei Niefa zerftört, und die fächjijche Armee mar- 
ihirte nach Böhmen ab. 

Hannover und Kurheſſen Hatten nicht viel abzurüften, und fie 
wären am liebften einfach neutral geblieben, aber das Fonnten fie nicht, 
weil Preußen zugleich Zuftimmung zur Bundesreform verlangte. König 
Georg war in großer Verlegenheit, aber darüber nicht im Zweifel, daß 
er die mit der Bundesreform verknüpfte Beichränfung feiner Föniglichen 
Souveränität ſich nicht gefallen laſſen dürfe. Er erwiderte: fein Heer 
befinde fich nicht im Kriegszuftand, die Einberufung der Beurlaubten 
jei nur durch die jedes Jahr üblichen, aber im diefem Jahr früher als 
jonft vorgenommenen Epercitien veranlaßt. Der Berufung eines Par: 
laments wolle er zuftimmen, aber es jei Sache der Bundesverjamme 
lung, hierüber einen Beichluß zu falten. Was die von Preußen ange« 
botene Gewährleiftung feiner Souveränitätsrechte betreffe, jo könne er 
in den Reformvorfchlägen feine Garantie dafür erbliden, da dieſelben den 
einer Mediatifirung gleichen Erfolg erwarten laſſen. Von zwei Seiten 
wurde der Verſuch gemacht, den König zu einer anderen Antwort zu 
bejtimmen. In der Kammer wurde am 15. Juni von Rud. dv. Ben- 
nigfen der Antrag zu einer Adreſſe an den König gejtellt, welche gegen 
den Bundestagsbefhlug vom 14. Juni proteftiren und das Erſuchen 

n follte, diejenigen Nathgeber der Krone, welche die Inſtruction 
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dazu gegeben hatten, unverzüglich zu entlaflen, den genannten Bundes: 
tagsbefchluß nicht zur Ausführung zu bringen, jedes SHeraustreten aus 
der völligen Neutralität zu vermeiden und auf die jchleunige Einberu- 
fung eines deutjchen Parlaments hinzuwirken. Es kam jedoch nicht mehr 
zur Berathung des Antrags. Auch die getreue Stadt Hannover Ihat 
das Yhrige, um das Unheil abzuwenden. Sie jandte in fpäter Nacht: 
ftunde des 15. Juni eine Deputation des Magiſtrats und Bürgervor: 
fteher-Eollegiums zum König, um ihn zu bitten, er möge doch durch 
Verftändigung mit Preußen dem ande und der Stadt das Schickſal 
der Occupation erfparen. Der König empfing die Deputation im Bei: 
fein feiner Gemahlin und des Kronprinzen und erffärte ihr in ausführ- 
licher Rede, da Preußen Forderungen erhoben habe, deren Erfüllung 
das Königreich mediatifiren, die Selbjtändigfeit der Krone, des Yandes 
und jedes Einzelnen aufheben würde, fo wiirde eine Annahme der preu— 
ßiſchen Bedingungen gegen Fönigliche Pflicht und Ehre ftreiten. Er jei 
bei der Ueberlegenheit der feindlichen Macht freilich außer Stande, die 
Hauptjtadt gegen die Occupation zu ſchützen und wolle feine Truppen in 
den ſüdlichen Provinzen concentriren, in der Hoffnung, fich dort halten 
zu Können. Die ihm gebotene Nothwendigfeit ſei ihm ſehr jchmerzlich, 
aber er könne als Chrift, Monarch und Weif nicht anders handeln. Er 
rannte in völliger Verblendung in jein Verderben, das ihn nun mit 
Sturmesgeſchwindigkeit ereilte. Schon vor diejer Erklärung hatte er 
feinen Truppen den Befehl zum Abmarjch ertheilt, der in größter Eile 
vollzogen wurde. Am 16. traf er felbjt Morgens früh in Göttingen 
ein, wo nun das Hauptquartier aufgejchlagen wurde, 

Ebenſo ſchnell erfolgte die Entjcheidung in Kurheſſen. Nach einer 
heftigen Scene, die am 15. Juni zwifchen dem preußiichen Geſandten 
General v. Röder umd dem Kurfürften ftattgefunden hatte, veiste jener 
ab, und den Truppen, die etwa 8000 Mann ftark in unfertiger Rü— 
ftung präjent waren, wurde der Befehl zum Abmarjch in ſüdlicher Rich: 
tung ertheilt. In der Ständeverfammlung wurde an demjelben Tage 
mit 35 gegen 11 Stimmen der Befchluß gefaßt, die Negierung aufzu- 
fordern, den Bundesbeichluß vom 14. Inni nicht zur Ausführung zu 
bringen, den Boden der unbedingten Neutralität nicht zu verlaffen und 
um voraus zu erflären, daß von Ceiten dar Stände fein Geld zur 
Mobilmahung werde verwilligt werden. Der Verſuch des Kurfürften, 
den Staatsſchatz abführen zu lafjen, wurde vom landftändijchen Aug- 
ſchuß vereitelt. 
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Das preußifche Cabinet theilte in einer Circulardepefhe vom 16. 
Juni an die Vertreter Preußens im Auslande die den benachbarten 
deutjchen Staaten gemachten Anträge und ihre Ablehnung mit, und er- 
flärte, da fo mäßige Forderungen nicht angenommen worden feien, jo 
jehe jich die preußifche Regierung gemöthigt, ſich auf ihre eigene Macht 
zu jtügen und gegen die Regierungen, welche fich als ihren entjchiedenen 
Gegner kenntlich machen, alle Mittel, über die fie zu verfügen habe, in 
Anwendung zu bringen. Die Berantwortlichkeit für die daraus entfte- 
henden Folgen werde ganz und gar auf die zurüdfallen, die durch ihre 
feindlichen Umtriebe diefe Situation gefhaffen und im letzten Augenblide 
die Hand, die Preußen ihnen geboten, zurüdgeftoßen haben. An die 
übrigen norddeutfchen Kleinſtaaten, 19 an der Zahl, richtete Preußen 
unter dem 16. Yuni identifche Noten, um fie zu einem Bündniß ein- 
zuladen, und forderte fie auf, ihre Truppen ungefäumt auf den Kriegs— 
fuß zu jegen und dem König von Preußen zur Verfügung zu ftellen, 
wogegen ihnen die Unabhängigkeit und Integrität ihres Gebiet3 vom 
Könige gemährleiftet werden ſolle. Die meiften gaben der Aufforderung 
bereitwillig Gehör und erklärten im Laufe des Monats Juni ihr Aus— 
jheiden aus dem deutjchen Bunde. Der Reſt der Bundesverfammlung 
faßte am 16. Juni auch noch einmal einen Beſchluß und nahm den 
Antrag Sahfens, man möge die Regierungen von Oefterreih und 
Baiern erjuchen, die von Preußen ergriffenen Maßregeln mit Gewalt 
zurüdzumeifen, mit 10 Stimmen gegen 5, die fich der Abjtimmung ent- 
hielten, an. Unter diefen 10 war diefmal auch Baden, das ſich durch 
die Verhältniffe genöthigt ſah, fich dem übrigen füddeutfchen Regierungen 
anzujchließen. Defterreich erklärte, daß es den bundesgetreuen Regie— 
rungen ihren Beſitzſtand garantire, und mit Aufbietung aller militäri- 
chen Kräfte der Gemalt entgegentreten werde, aber ein gleiches Einſte— 
ben für die gemeinfame Sache, fir Deutſchlands Recht und Freiheit 
von allen bundestreuen Regierungen erwarte. 

Preußen zögerte nicht, die gegen Hannover, Kurheffen und Sachſen 
angedrohten kriegeriſchen Mafregeln zu vollziehen. Der bisherige Statt: 
halter in Schleswig, Generallieutenant von Manteuffel, erhielt den 
Auftrag, die unter feinem Befehl in Schleswig und Holftein ftehenden 
Truppen in dag weftliche Deutjchland zu führen, und mit dem Corps, 
das unter dem General der Infanterie Vogel von Falkenſtein bei Min- 
den ftand, zu vereinigen. Dieje Truppentheile bildeten die nachher joge- 
nannte Mainarmee, die etwa 42,000 Mann Ynfanterie, 3000 Reiter 
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und 96 Geichüge zählte, wozu dann fpäter die Gontingente der mit 
Preußen verbündeten norddeutichen Kleinſtaaten und ein preußiiches Re— 
jervecorpg unter dem Großherzog von Medlenburg kamen. 

Die Truppenmadht des deutjchen Bundes dagegen hatte folgende 
Beitandtheile: Die Hannoveraner unter General Arentichild, etwa 18,000 
Mann ftarf, worunter zahlreiche treffliche Reiterei, aber in mangelhafter 
Ausrüftung, in und um Göttingen verfammelt. Dann die Eurheffiichen 
Truppen, etwa 8000 Mann, völlig auf dem Friedensfuß, zur Hälfte 
in Kafjel und Hofgeismar in Garniſon, der übrige Theil in verjchie- 
denen Gegenden des Landes zerftreut. Die Contingente des ſüdweſtlichen 
Deutihlands, Wirtembergs, Badens, Heffen-Darmftadts und Nafjaus, 
welche daS 8. Bundesarmeecorps bildeten und unter dem Oberbefehl des 
Prinzen Alexander von Hefien, eines bisher öfterreichiichen Generals, 
vereinigt werden follten, waren größtentheils zum Krieg noch gar nicht 
gerüftet und nicht im Stande, ſich vollzählig auf dem Sammelplag 
zwilchen Frankfurt und der Nidda einzufinden. Der officielle Kriegs: 
bericht über die Operationen des 8. Armeecorps rühmt es al8 Beweis 
bejonderen Eifers, dag am 18. Juni ſchon 20,000 Mann dem Ruf des 
Bundes entiprodhen hätten, während mehr als die doppelte Zahl hätte 
auf der Stelle fein follen. Wie wenig die Organifation, der Grad der 
Kriegsbereitihaft und der Einübung der Truppen den militäriichen An- 
forderungen entſprach, darüber müſſen wir den von dem betreffenden 
Bundesftaaten berufenen Obergeneral’jelbft hören. Prinz Alerander jagt 
in feinem Feldzugsjournal:*) „Mit jehr geringer Hoffnung und nur 
höchſt uugern hatte ich diefes Kommando übernommen. Die Mängel der 
deutſchen Bundeskriegsverfaffung waren mir befannt; ich mußte aber 
vorausjegen, daß die Staaten, welche ſich entjchloffen hatten, ihr gutes 
Recht mit den Waffen in der Hand zu vertheidigen, aud) bereit wären, 
die nothwendigen Opfer zu bringen. Und darin hatte ich mich ge» 
täujcht; feiner der bundestreuen Staaten, mit alleiniger Ausnahme des 
Großherzogthums Heſſen, ftand gerüftet da. Als Preußen bereit feine 
Kriegszwede erreicht hatte, und es mithin zu ſpät war, gelangte endlich 
die weſtdeutſche Bundesarmee zur nothdürftigen Aufftellung. Die Staaten 
des 7. und 8. Corps, mit einer Gefammtbevölferung von 9 Millionen, 
fonnten nur etwa 80,000 Mann Streitende in's Feld ſchicken, nicht 


*) Feldzugs-Journal des Oberbefehlshabers des 8. deutichen Bundesarmeecorps. 
Darmftabt und Leipzig 1867. ©. 39. 
Klüpfel, Einheitäbeftrebungen, II. 5 
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einmal 1 Procent der Bevölkerung! — Seit 26 jahren war das 8. 
Eorps nicht mehr vereinigt worden; die Generale fannten ſich kaum ge- 
genjeitig, und feiner von ihnen, mit Ausnahme der öfterreichiichen, *) hatte 
einen ernften Feldzug mitgemacht. Die Truppen und ihre Führer follten 
erft Angeficht3 eines einheitlich organifirten, vortrefflih geführten und 
vorbereiteten Gegner, den Krieg erlernen und Soldaten werden. In 
dem ganzen buntjchedigen Hauptquartier des Armeecorps befand fich fein 
einziger Mann meiner Wahl; von dem Chef de3 Generaljtabgfibis herab 
zum letten Yieutenant waren mir alle octroyirt worden, und ich erfuhr 
ihre Namen erſt, als fie ihr Amt antraten. Ich kann es daher nur 
al3 einen glüdlihen Zufall betrachten, daß es mir gelang, mit den mir 
beigegebenen Organen ftet3 in gutem Einvernehmen zu bleiben. Wäh- 
vend die preußifche Armee Holftein, Hannover, Kurheffen und Najjau 
ohne Schwertftreich eroberte, bemühte ich mich vergeblih, das 8. Bun- 
descorps zufammenzubringen: ja einer der Souveräne dejjelben prote= 
jtirte noch fortwährend gegen die Wahl des Corps: Kommandanten, 
welche die dazu berechtigte Negierung vorgenommen hatte." So wenig 
waren alfo auf Eeiten der Bundesglieder die Grumdbedingungen einer 
wirkſamen Kriegsführung vorhanden, und man könnte e8 gar nicht be- 
greifen, daß jich überhaupt nur friegsfundige Männer fanden, welde 
unter diefen Verhältniffen die Führung der Truppen übernehmen mochten, 
wenn man fich nicht vergegenwärtigte, wie allgemein damals die Erwar- 
tung war, daß irgend welche unvorhergefehene Ereignijje eintreten müß- 
ten, welche die Truppen zu einmüthigen Kampfe fortreißen und ihren 
Waffen Erfolg fihern würden. Der Glaube an dag vermeintliche gute 
Recht der Einzelftaaten war jo tief gewurzelt, daß man fich eines be— 
jonderen göttlichen Segens ficher glaubte, der die Mängel der militäri« 
ihen Zuftände ausgleichen würde. Die Hoffnung auf einen baldigen 
bedeutenden Erfolg Defterreihs lag im Hintergrunde; im Anjchluß an 
eine fiegreiche öfterreichifche Armee, glaubte man, würden die Bundes— 
truppen jchon auch einige Heldenthaten verrichten. 

Wenn man die Declamationen der Volfövereine und demokratischen 
Blätter hörte und las, fo hätte man denken jollen, es ſei eine wirkliche 
Begeifterung unter den Truppen vorhanden. Allein davon fand jid) feine 
Spur. Die Truppen des 7. und 8. Armeecorps ftimmten wohl in den 


*) Es war nämlich auch eine Divifion von 7000 Mann Defterreichern dem 8, 
Armeecorps beigegeben. 
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alfgemeinen Tom gegen Preußen ein, zogen aber darum nicht fampfbe- 
gierig in's Feld, jondern Hagten nur, daß die beiden Grokmächte einen 
unnügen Krieg angefangen hätten, und daß fie ihre Gefchäfte und ihre 
Heimath verlajfen müßten, um für öfterreichifche und preußiſche Herrich 
jucht ihr Blut zu vergießen. Der Stuttgarter Beobachter glaubte ein 
Mittel gefunden zu haben, die fehlende Begeifterung zu weden, indem 
er den Vorſchlag machte, die Reichsfahne mit den bisher verfolgten 
Farben Schwarz -roth>gold als Panier aufzufteden. Prinz Alerander 
von Heilen merkte ſich den Math und erließ einen Aufruf an die deut— 
Ihen Frauen und Jungfrauen, jchwarz-roth-goldene Armbänder für die 
ausziehenden Krieger zu fertigen. Viele, die bisher Charpie gezupft 
batten, gingen auf diejen Schwindel ein und arbeiteten eifrig an Her— 
jtellung des gewünſchten Schmudes. Aber derfelbe wurde mit Wider- 
willen aufgenommen: die Einen ſahen eine lächerliche Spielerei darin, 
die Andern Entweihung der ihnen einft heiligen Farben. Gar Mancher 
hatte das entjchiedene Gefühl, daß er bei freier Wahl lieber auf der 
andern Seite kämpfen wiirde. *) 

Gemäß der von Baiern mit Oefterreih abgejchloffenen Olmützer 
Convention follte das 8. Armeecorps unter bairiſchem Oberbefehl ftehen, 
aber die Betheiligten erfuhren dies erſt gegen Mitte Juli's. Zum Ober- 
befehlöhaber des bairischen 7. Armeecorps, das nad den an Defterreich 
gemachten Zuſagen wenigftens 80,000 Mann ftarf fein jollte, aber An- 
fangs in Wirflichfeit nur 29,000 Mann zählte, und auch fpäter 
wenig über 40,000 ftieg, war der Prinz Karl von Baiern ernannt, 
ein alter bequemer Herr von 71 Jahren, der zwar feit 1438 die Würde 
eines bairifchen Feldmarſchalls befaß, aber nie dieſes Amt wirklich -aus- 
geübt hatte. Die Kriegswifienichaft war von Jugend auf feine Liebha- 
berei gewejen, er hatte fich eine ausgeſuchte Bibliothek in diefem Fache 
angelegt, auch längft auf Gelegenheit gehofft, eine militäriiche Rolle zu 
jpielen. So mar er für diefe Stellung nicht zu umgehen. Ihm zur 
Seite ftand Generallieutenant von der Tann, der fich im jchleswig-hol- 
fteinifchen Kriege als kühner und dabei umfichtiger TFreifchaarenführer 
Auf erworben hatte, aber feineswegs den Anfpruc machte, ein Stra- 

*) Ein wirtembergiicher Juriſt, der eben feine Studien vollendet hatte, und 
von ganzer Seele für Deutichlands Einigung durd Preußen ſchwärmte, wartete den 
Ruf zur Fahne nit ab, fondern verließ heimlich fein Vaterhaus und ftellte fich in 
Berlin als Freiwilliger. Nach dem Krieg fand er dort eine Civilanftellung, trat aber im 
Jahre 1870 mit Begeifterung in die preußiiche Garde ein, und fiel, von fieben Kügeln 
durchbohrt, einer der Borderften bei dem Sturm auf das Dorf St. Marie-aux-Chönes,. 
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tege zu fein, und die Stelle eines Generalftabschefs nur annahm, meil 
der König und der Kriegsminifter erflärten, fie hätten Keinen beſſer be- 
fühigten. Er ging um jo weniger fiegesmuthig in den Krieg, als er 
bei Gelegenheit der Unterhandlungen für das zwifchen Baiern und Oe— 
ſterreich abgejchloffene Bündniß ſich überzeugt hatte, daß es mit den 
öfterreichifchen Rüſtungen nicht glänzend beftellt fei, und daß Benedek 
jelbft auf die Yeiftungsfähigfeit feines Heeres fein großes Vertrauen 
habe. Da er aus diefen Beobachtungen fein Hehl machte, jo verlor er 
dadurch zum Voraus das Vertrauen und gerieth in den Verdacht, ins- 
geheim preußifch gefinnt und ein Verräther zu fein. 

Die natirlichfte Aufgabe für die fidweftdeutichen Bundestruppen 
wäre gemejen, die öfterreichiihe Nordarmee, die der preußifchen Oſt— 
armee an Zahl ohnedieß nicht ganz gleichfam, zu verftärfen. Denn das 
war Kar, daß von dem Ausgang des Kampfes zwijchen dieſen beiden 
Hauptarmeen die Entjcheidung über den Principienfampf abhing, der 
zwifchen Preußen einerjeitS und Defterreich, andererfeits ſchwebte. Aber 
in Baiern war man feineswegs unbedingt entfchloffen, fich an dieſem 
Entſcheidungskampf mit Aufbietung aller Kräfte zu betheiligen und den 
vollftändigen Sieg Oeſterreichs zu fichern, fondern man wollte eine ab- 
wartende Stellung einnehmen, um je nach dem Ausfall des Kampfes 
fi) definitiv zu entjcheiden. Letzteres war ja auch die Meinung des 
ſüddeutſchen politifirenden Philiſters, den man täglich verfichern bören 
fonnte, er wolle weder üfterreichiich noch preußifch werden, jondern ein 
bundestreuer Deutjcher fein. Syn jenem Vertrag von Olmüg, der De- 
fterreich die Fräftige Mitwirkung Baierns fichern jollte, war doch auch 
ein Vorbehalt zu Gunften einer particulariftiichen Politif gemacht. Neben 
der Zufage, den Anordnungen und Winfen des öfterreichifchen Ober- 
commando’8 folgen zu wollen, war die Claufel beigefügt, bei Feſtſtel— 
lung des Operationsplanes jei im gleicher Weife darauf Rückſicht zu 
nehmen, daß die Operationen ſtets im Einklang mit den Yandesinterejjen 
der Staaten der vereinigten Armeen bleiben, und daß ebenjo auf Ded- 
ung der eigenen Gebiete ihres Kriegsherrn Rüdjicht genommen werde, 
al8 auf Erreihung des Hauptzwedes des Kriegs durch möglichfte Ver- 
einigung der Streitlräfte. So wurde, was militärifcher Verftand jchaffen 
wollte, immer wieder vernichtet durch eine engherzige Politik. Die Ded- 
ung der eigenen Yande war denn auch der Hauptbeftimmungsgrund 
dafür, daß fich die bairijche Armee verzettelt bei Frankfurt, Bamberg, 
Bayreuth, Augsburg, Münden, Regensburg aufftelite, anftatt ſich an 
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der Oſtgrenze zu jammeln, um fich mit vereinter Macht zum Eingreifen 
auf den böhmischen Schladhtfeldern bereit zu halten. Diefe Rückſicht— 
nahme auf das ſpecielle batrijche Intereſſe gefteht denn auch der offizielle 
Beriht über den Antheil der bairifchen Armee am Kriege des Jahres 
1866 offen ein. Es mird dort ©. 18 gejagt: „Die Verlegung der 
bairifchen Armee nah Böhmen jchien fofort unmöglich; nicht nur war 
e3 jehr die Frage, ob man Fühlung mit den Dejterreichern geminnen 
fonnte, ehe dort der erſte Zujammenftoß mit dem Feinde ftattfand, jon- 
dern man hätte für diefen Fall auch auf jede Mitwirkung des erft in 
der Formation begriffenen und vom öfterreichiichen Kriegsihauplat noch 
weiter entfernten 8. Corps und der eigenen Reſerven verzichten müſſen. 
Die Hannoveraner hätten ohnehin nicht mehr beigezogen werden können, 
das gänzlich entblöste Baiern hingegen wäre der ungehinderten Inva— 
fion des Feindes preisgegeben worden." Am 18. Juni wurde das 
Wiener Cabinet benachrichtigt, daß man bairifcherfeit3 auf eine Berei- 
nigung mit der faiferlichen Nordarmee nicht eingehen fünne. Auf öfter: 
reihifcher Seite wollte aber die Nothwendigfeit diefer Unterlaffung nicht 
einleuchten, und es war dort die Weberzeugung allgemein, daß man von 
Baiern im Stich gelafjen fei. 

Wenn Baiern fi nicht an die öfterreichiiche Hauptarmee anfchlie- 
Ben wollte, jo wäre es eine naheliegende Aufgabe gewejen, ſich mit der 
hannoveriſchen Armee zu vereinigen. Dies wurde auch von den Han: 
noveranern gewünjcht, aber die Planfofigkeit, die auf beiden Seiten 
herrſchte, verhinderte jedes Zufammenwirfen. Die Hannoveraner hatten 
fih, wie wir oben erwähnt, in Göttingen uud Umgegend gefammelt 
und, obgleich noch manches an Organifation und Ausrüftung fehlte, jo 
bildeten jie doch, 18,000 Mann ftark, eine jo anſehnliche Macht, daß 
jie etwaigen Berfuchen der Preußen, ihren Weitermarſch zu hindern, 
mit Erfolg hätten begegnen können. Füglich hätten fie, nah Süden 
fortichreitend, in 8—10 Tagmärfchen über den Main gelangen und fich 
mit den bei Bamberg concentrirten Baiern vereinigen fünnen. Die Preu- 
Ben hatten nur den Zweck, fich des Landes Hannover zu bemächtigen, 
und dachten nicht an Verfolgung der abziehenden Armee. Der hanno— 
verſche Generalftab aber, im Bewußtſein der vielen Mängel, wollte vor: 
ber den Truppen Ruhe gönnen, um das Verſäumte einigermaßen nach— 
holen zu können, und konnte überhaupt nicht zu feften muthigen Ent- 
Schlüffen gelangen. Dazu fam, daß ein Anhang von vielen Hofequipa— 
gen die jchnelle Bewegung hinderte. So verlor die Armee durch Zöge— 
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rung mehrere foftbare Tage. Seit ihrem Abzug von Hannover hatte 
der aus Holftein vorrüdende General dv. Manteuffel am 18. Yunt die 
Feſtung Stade überrumpelt, die ſchwache hannoveriiche Garnifon zur 
Gapitulation genöthigt und fich der dort befindlichen anjehnlichen Waffen: 
und Mumitionsvorräthe bemächtigt. Am 17. Juni rüdte von Minden 
aus der General v. YFaldenftein mit der Divifion Göben in Hannover 
ein, übernahm dort die Regierung, fette einen preußischen Civilcom— 
miffär an die Spige der Verwaltung, beließ jedoch alle bisherigen Be— 
amten in ihren Functionen. Er richtete eine Proclamation an die Han- 
noberaner, worin er fagte: Da Hannover, Kurheifen und Sachſen auf 
Anfuchen Dejterreih& bejchloffen hätten, eine Erecutionsarmee gegen 
Preußen aufzuftellen, jo fei feinem König nichts anderes übrig geblieben, 
al3 den übermüthigen Regierungen jener Kleinſtaaten den Krieg zu er- 
flären. Er rüde daher heute als Feind ein. Seine Yeute würden jedoch 
fih angelegen jein lafjen, den ruhigen Yandeseinwohnern zu zeigen, wie 
fehr fie e8 beflagen, zu dieſem brudermörderiichen Krieg herausgefordert 
zu fein. Am 19. traf auch General v. Manteuffel mit feinem Heere 
in Hannover ein und bejegte die Stadt, während Falkenſtein ſüdwärts 
marfhirte, um das 8. Bundesarmeecorps aufzufuchen. General Beyer, 
der eine Divifion der Falkenſteiniſchen Mainarmee führte, zog an dem— 
felben Tage in Kafjel ein und erließ eine Proclamation, die einen fehr 
günftigen Eindrud machte Er jagte unter anderem: „Kaum bat ein 
anderer Volksſtamm jo ſchwer unter der Zerfahrenheit unjerer dentjchen 
Zuftände zu leiden gehabt wie ihr! Wir willen, daß ihr euch deshalb 
nach glüdlicheren Tagen fehnt, und kommen zu euch, nicht als Feinde 
und Eroberer, jondern um euch die deutiche Bruderhand zu reichen! 
Nehmt fie an und folgt nicht länger der Stimme derer, die euch mit 
uns verfeinden möchten, weil jie fein Herz für euer Wohl und Deutſch— 
(and Ehre haben! Nur den, der zwiſchen euch und uns jich ftellt, 
betrachten wir als unfern Feind. Ich werde jeden Verjuch des Mider- 
ftandes mit dem Schwerte in der Hand brechen, aber auch jeden Tropfen 
jo vergofienen Blutes jchwer beklagen. Ich fordere alle Behörden auf, 
auf ihrem Poften zu verbleiben und ihre Gejchäfte wie bisher fortzuführen. 
Den friedlichen Bürgern verjprehe ih Schuß in ihrem Eigenthum. “Der 
Verkehr wird im Yande frei bleiben, joweit die ohne Beeinträchtigung 
der militärifchen Intereſſen möglich ift." Der Kurfürft, der jih auf 
die MWilhelmshöhe geflüchtet hatte, wurde dort als Staatsgefangener be— 
wacht, und da die Verfuche, ſich mit ihm zu verftändigen, nicht gelangen, 
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am 23. Juni nach der Feſtung Stettin abgeführt. Weber die Zukunft 
des Yandes wurde indejien mit dem jtändiichen Ausfchuß verhandelt. 
General Beyer wünjchte, daß bderjelbe die höchſten Staatsftellen neu 
befege. Dazu glaubte der Ausschuß jedoch nicht competent zu fein und 
nun erflärte Beyer, die Regierung des Yandes im Namen des Königs 
von Preußen übernehmen zu wollen. Er ertheilte zugleich die Zufiche- 
rung, daß die Verfaſſung und die rechtmäßigen Yandesgefege des Kur— 
ftaates beobachtet und erhalten werden jollten, jomeit e8 der Kriegszu: 
ftand irgend zulafle, umd die, auch von der kurheſſiſchen Yandesvertre- 
tung bejtändig erjtrebte, bundesjtaatlihe Einigung Deutichlands nicht 
Aenderungen erfordern werde. Die Yaften, welche der Kriegszuftand 
Einzelnen auferlege, jollten durch Heranziehung der Revenüen des Kur: 
fürften ausgeglichen werden. Alsbald werde auch Einleitung zur Beſei— 
tigung der noch beſtehenden proviforifchen Gejege und verfaſſungswidri— 
gen Verordnungen, ſowie zu voller Herftellung des verfafjungsmäßigen 
Nechtszuftandes getroffen werden. Die Referenten der Mlinifterien des 
Innern, der Juſtiz und der Finanzen wurden beauftragt, die laufenden 
Geſchäfte fortzuführen, und dieß durch ein Numdfchreiben an alle Be- 
hörden des Yandes befannt gemacht. Dieſe fügten fich bereitwillig allen 
Anordnungen des preußifchen Generals, und auch jonft machte fich fein 
MWiderftand gegen die Preußen bemerflich; am meijten antipreußifche Ge— 
ſinnung berrihte im Hanauifchen. Die Armee blieb dem Kurfürften 
treu. Sie wurde nach Beſchluß des Bundestages vom 22. Yuni dem 
Dberbefehl des 8. Armeecorps untergeordnet, um im Verein mit dieſem 
zur Befreiung ihres Kriegsherrn und Yandes mitzuwirken. Das 8. 
Corps hatte überhaupt die Aufgabe, dem weiteren Vorrüden der Preu- 
gen nad) Süden Einhalt zu thun, war aber nod) jo wenig gefammelt 
und geordnet, daß e8 einen Zufammenftoß vermeiden mußte. Da man 
zunächit Frankfurt bedroht glaubte, jo wurden die Wirtemberger dorthin 
beordert, um diefe Stadt umd die Bundesverſammlung zu ſchützen, und 
am 17. Juni traf auch die erjte wirtembergiiche Brigade, 5000 Mann 
ftarf, dort ein. Die ganze heſſiſche Armeedivifion concentrirte fich eben- 
falls bei Frankfurt. Dorthin wurde auch am 26. Juni das bisher in 
Darmſtadt befindliche Hauptquartier verlegt. Die Befürchtung eines Ue— 
berjall$ der Stadt durdy die Preußen erwies ſich jedoch als grumdlos. 

Die Aufmerkjamfeit der Mainarmee war zunächſt auf die Hanno: 
veraner gerichtet. Ihr Zögern brachte die preußiſche Heerführung auf 
den Gedanten, ihnen den Weg zu verlegen und fie zur Capitulation zu 
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zwingen. Am 20. Juni erging an den Commandanten der zwei fo- 
burgifchen Batailfone, die bei der Mainarmee ftanden, Oberft Fabeck, die 
Weifung, den König von Hannover zur Capitulation aufzufordern. Der 
an ihn abgeſchickte Parlamentär fand jedoch bei König Georg feinen 
Glauben, da feine Yegitimation nicht in Ordnung fchien; er wurde feit: 
gehalten, dagegen ein hannoverifcher Offizier in's preußiſche Yager nad 
Gotha gejandt, zugleich aber nad) Darmftadt und an den Prinzen Karl 
von Baiern Offiziere geſchickt, mit der Bitte, dem bei Wizenhaufen 
ftehenden Heere ein Corps entgegenzufchiden, welches dafjelbe zum 7. oder 
8. Armeecorps führen könnte. Prinz Karl traf entgegenfommende An: 
ordnungen. Es gelang den Hannoveranern, durch einige Hin- und Her: 
märfche jich der Kenntniß der Preußen zu entziehen, aber nicht, die 
Baiern zu finden. Nun erhielt Faldenftein, der bereit die Hoffnung 
aufgegeben hatte, die Hannoveraner einfchliegen zu können, von Berlin 
aus die Nachricht, fie ftünden bei Gotha und beabfichtigten, dort zu den 
Baiern durchzubrechen. In das baierifche Hauptquartier war am 24. Juni 
die Nachricht gelangt, die Hannoveraner hätten bereitS capitulirt. Am 
2öſten erjchien im Auftrage des Königs von Hannover der welfiche 
Geſchichtſchreiber Onno Klopp im bairiſchen Hauptquartier zu Bamberg, 
dementirte dort die Nachricht von der Kapitulation, verficherte, der König 
werde gewiß nicht capituliren, machte darauf aufmerffam, daß die Päſſe 
bei Gotha und Eiſenach nur jchwach bejetst feien, umd bat den Prinzen 
von Baiern dringend, dorthin zur Befreiung der Hannoveraner zu eilen. 
Man wollte ihm aber nicht recht glauben, und da Klopp die Stärfe der 
hannoverifchen Armee zu 19,000 Mann angegeben hatte, jo meinte der 
Prinz, mit einer jo ftarfen Armee müßte man ſich auch ohne Hilfe durch- 
ihlagen fünnen. Es war ihm offenbar nicht darum zu thun, mit den 
Hannoveranern zujammenzutreffen und mit ihnen vereint einen Zuſammen— 
ftoß mit den Preußen beftehen zu müſſen. Er gab zwar Befehle, zur 
Befreiung der Hannoveraner vorzugehen, aber diefer Zwed wurde nicht 
ernftlich verfolgt, und am folgenden Tag mwurde großer Kriegsrath zu 
Schweinfurt gehalten, wozu ſich auch der Befehlshaber des 8. Yundes- 
corps einfand. Dort wurden wieder Zweifel über die Möglichkeit, die 
Hannoveraner zu befreien, geltend gemacht, und diefelben außer Rechnung 
gelaffen, dagegen ein kühner Plan zur Vereinigung der beiden weft: 
deutjchen Bundesarmeen und zu deren weiteren Operationen gegen Kaſſel 
hin entworfen. Indem man jich anfchidte, den neuen Plan zur Aus- 
führung zu bringen, fam die Nachricht, die Hannoveraner hätten bei 
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Yangenjalza am 27ften einen Sieg über die Preußen errungen. Dies 
war richtig, aber fie waren dadurch nicht befreit, jondern mußten am 
folgenden Tag capituliren. Dieſer Rataftrophe waren mehrere Unter: 
handlungen vorangegangen. Nach der durch Oberſt Fabeck an den König 
von Hannover ergangenen Aufforderung hatte legterer den Major Jacobi 
nach Gotha gejandt, und diefer jeßte fich von dort aus mit Meoltfe in 
Berfehr und erhielt von ihm eine Antwort, welche dem König unter 
gewiflen Bedingungen freien Abzug anbot. König Georg fand jedoch 
diefe unannehmbar und fchicte einen neuen PBarlamentär, Oberſt Dammer, 
zu dem Herzog von Koburg, um durch deffen Vermittlung über weitere 
Vorſchläge zu verhandeln. Er verlangte freien Durchmarfch nad) Süden, 
gegen das Berfprechen, ein Jahr lang nicht gegen Preußen kämpfen zu 
wollen. In Berlin hatte man aber in Erfahrung gebradht, der König 
von Hannover beabfichtige, jeine Armee zu der öfterreichiichen nach Ita— 
(ten zu entjenden. Deshalb erflärte fih nun der König von Preußen 
zwar bereit, auf den Vorſchlag einzugehen, verlangte aber Garantieen für 
eine durchaus neutrale Haltung der hannoverifhen Truppen. Dieje 
Garantie erklärte der König von Hannover nicht geben zu können, doch 
wollte er, auf die rettende Erfcheinung des bairijchen Heeres hoffend, 
die Verhandlungen nicht ganz abbrechen. Er empfing den General von 
Alvensleben, welchen der König von Preußen, der fein Mittel unverjucht 
laffen wollte, um den König Georg zu retten, an ihn abgefchict hatte, 
gab ihm aber feine befriedigende Antwort, fondern verlangte nur neue 
Bedenkzeit, und erlangte aud darauf hin das Zugeftändnig einer 24ftiin- 
digen Waffenruhe. Nach Ablauf derjelben erfchien ein neuer preußiicher 
Bevollmäcdhtigter, Oberft Döring, mit dem Auftrag, ehrenvolle Capitu: 
(ationsbedingungen zuzugeftehen und zugleich das Anerbieten eines Bünd— 
niffe® auf Grund der Bundesveform zu widerholen. Nur unter diejer 
Bedingung hatte Graf Bismard feine Zuftimmung zu dem meuen Unter: 
bandlungen gegeben. Aber der König von Hannover nahm diejes An: 
finnen als Hohn auf und antwortete mit einem entfchiedenen Nein. Jetzt 
glaubte man in Berlin feine weitere Geduld mehr üben zu ditrfen, und 
erließ an den General von Falckenſtein und den ihm untergeordneten 
General lies, der die bei Gotha ftehenden Truppen befehligte, am 
26. Juni die Weifung, die Hannoveraner anzugreifen und zur Capitu- 
fation zu zwingen. Noch waren aber die Truppen, welche General Flies 
zur Verfügung hatte, nicht ftart genug, um den Hannoveranern einen 
Durchbruch unmöglid) zu machen. Sie waren um die Hälfte in der 
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Meinderzahl und hatten der guten hannoverischen Cavallerie feine eben: 
bürtigen Schmwadronen gegeniüberzuftellen. In Betracht diefer Umftände 
hatte Faldenftein ebenfalls am 26. Juni dem General Flies den Befehl 
zugefandt, die Hannoveraner bei Yangenjalza nicht anzugreifen, denſelben 
aber im Falle des Abzugs zu folgen und fie nicht aus den Augen zu 
lafjen. Diefer Befehl joll jedoch den General nicht erreicht haben. *) 
lies, ein heikblütiger Graufopf, der bisher noch feine Gelegenheit ge- 
funden hatte, durch eine hervorragende That feinen Ehrgeiz zu befrie- 
digen, glaubte den Befehl von Berlin ohne Zögern ausführen zu müſ— 
fen umd wartete nicht, bis genügende Kräfte, die den Erfolg verbürgen 
fonuten, vereinigt waren. Der General Faldenjtein war durch eine 
politiihe Miffion nach Kaffel abgehalten, ſelbſt auf der Stelle zu fein, 
und lies griff mit den Truppen, die ihm eben jegt zur Verfügung 
ftanden, etwa 6000 Mann, die Nachhut des hannoverfchen Heeres bei 
Yangenjalza am 27. Juni Morgens 10 Uhr an. Das Ergebnif eines 
faft neunftündigen Kampfes bei glühender Sonnenhige war, daß die 
Preußen fich mit Verluft von 41 Offizieren und 800 Mann, jowie eini- 
ger Geſchütze, zurüdziehen mußten. Bon den Hannoveranern waren noch 
weit mehr gefallen, aber fie hatten die Genugthuung, das Schlachtfeld 
zu behaupten, und der König Georg erließ eine triumphirende Procla- 
mation; doch der Sieg nützte ihn nichts, Schon am Abend der Schlacht 
verzichtete der General Arentichild auf die Verfolgung der Preußen, 
theils wegen der Erihöpfung der eigenen Truppen, theil® wegen der 
Unentjchiedenheit des Königs und feiner Umgebung. Am anderen Mor- 
gen war e3 den Hannoveranern unmöglich, vollends durchzubrechen oder 
nad Oſten auszumeichen, denn die Preußen hatten in der Nacht Ber- 
ftärfung erhalten durch die Brigade Kummer, die von Eiſenach anlangte, 
auch fam am folgenden Tag von dem Manteuffel’fchen Corps bedeuten» 
der Zuzug, und es fonnte eine vollftändige Umgzingelung der bannoveri- 
chen Arınee vollzogen werden. Schon ordnete der General Falckenſtein 
einen comcentrifchen Angriff für den folgenden Tag an. Da entihlof 
fich der König Georg, die ihm angebotenen Bedingungen der Uebergabe 
anzunehmen. Sie fam am 29. Juni furz nah Tagesanbrud zum Ab- 
ſchluß. Die Hauptpunkte waren folgende: 1) Freier Abzug des Königs 
und des Kronprinzen unter Garantie ihres Privatvermögens; 2) Ab- 
gabe der Waffen und Pferde zunächit an hannoverſche Commmifjäre und 


*) S. Militärwochenblatt vom 20. November 1867. 
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von diefen an preußiiche; 3) Beförderung der Unteroffiziere und Sol: 
daten in ihre Heimat mitteljt Eifenbahntransports. Dffiziere und Be: 
amte durften ihre Waffen und Pferde, jomwie ihre Gagen behalten. Alle 
aber mußten jich verpflichten, die Offiziere auf Ehrenwort, nicht gegen 
Preußen zu dienen. Dieje Bedingungen hätten fie einige Tage vorher 
ohne den Kampf von Yangenfalza auch haben fünnen. Die gebrachten 
biutigen Opfer waren alfo ganz vergeblich, und dieſes Bewußtſein mufte 
für das hannoveriiche Heer äußerſt jchmerzlih und niederjchlagend jein. 
Das Ende des Königreichs Hannover und die Einverleibung des Landes 
in Preußen war eim jegt jchon mit großer Wahrjcheinlichkeit vorauszu— 
jehendes Reſultat. Ein weiterer Gewinn der bisherigen Operationen auf 
preußifcher Seite war die Vereinigung der gefammten Mainarmee unter 
dem einheitlichen Befehl Falckenſteins. 

Das Ziel der beiden Bundesarmeecorps war, wie fchon oben er» 
mwähnt, ihre Vereinigung zu gemeinfchaftlicher Wiedereroberung Kur: 
befiend. Am 27. Juni befchloß der jehr zuſammengeſchmolzene Bundes» 
tag,*) die Verwaltung Kurheſſens durch einen Bundescommifjär führen 
zu lajfen, und den Oberbefehl über jämmtliche zum 7.—10. Bundes» 
armeecorps gehörigen Truppen mit Ausnahme der kgl. ſächſiſchen dem 
Prinzen Karl von Baiern zu übertragen, doch in der Weije, daR die 
oberjte Yeitung der Operationen des Bundesheered von dem öjterreich- 
ichen Obercommandanten TFeldzeugmeifter Benedef auszugehen habe. Prinz 
Karl übernahm den Oberbefehl über das 8. Armeecorps jofort und er- 
fieß einen Armeebefehl, worin er fagte: „Mit diefen Truppen und die- 
fem Führer (dem Prinzen Alexander von Heilen) mird es mir nicht 
ſchwer fallen, jede mir geftellte Aufgabe zu löfen, und dieß wird um jo 
feichter jein, da unfer Ziel kein anderes ift, als der guten Sache zum 
Sieg zu verhelfen.” Dieß nimmt fich faft mie Spott aus, denn Jeder 
mußte, daß es mit der Siegesgewißheit der Truppen und ihrer Führer 
nicht weit ber war, umd daß die qute Sache, genau bejehen, nichts 
andere® war, als die Erhaltung des als Nationalunglüd verrufenen 
Bundestags. 

Wenige Tage bevor die wackeren Hannoveraner für ihren blinden 
König Georg bluten mußten, wurden die Italiener bei Cuſtozza auch 


*) Es waren nämlich ans demielben ausgetreten: Sachen - Altenburg, Olden— 
burg, Anhalt, Schwarzburg- Sondershaujen, Waldeck, Koburg- Gotha, Reuß jüng. 
Linie und Medlenburg. 
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das Opfer einer ungefchieften Kriegsführung. Der König Victor Ema- 
nuel hatte auf die Nachricht, daß in Deutjchland der Kampf beginne, 
am 20. Juni den Krieg gegen Defterreich erklärt. Er jelbft ftellte jich 
an die Spite feines Heeres, und fein Minifterpräfident Ya Marmora 
begleitete ihn als Generalftabschef. Es war ein ftattliches Heer, das 
alien aufftellen konnte: 268,000 Mann mit 32,000 Pferden und 
720 Gejhügen. Die öfterreichifche Armee war an Zahl der italienifchen 
weit nicht gewachien; fie betrug mit Einfchluß der Belatungstruppen 
nur 190,000 Mann, und die beiten Truppen hatte Defterreid) zum 
Nordheer gefandt; die eigentlich ftreitbare Mannjchaft wird nur zu 
71,000 angegeben, mit 3500 Pferden und 168 Geſchützen. Es ſchien 
unmöglich, dem dreifach) ftärferen Feinde eine offene Feldſchlacht anzu— 
bieten, man glaubte, die öfterreichiiche Armee werde darauf angemiejen 
jein, im Feſtungsviereck Dedung zu ſuchen und eine Schlaht wo möglid) 
zu vermeiden. 

Ueber den Treldzugsplan war man in Turin im Unklaren; die 
bedeutendften Generale Ya Marmora und Cialdini waren verjchiedener 
Meinung, der eine wollte von Often, der andere von Süden ber an 
greifen. Man Fam überein, das Heer in zwei große Hauptmafjen zu 
theifen, der König follte mit den drei erften Armeecorps, 130,000 Mann 
im Ganzen, von Oſten her den Mincio überjchreiten, Cialdini ſollte mit 
dem Net, 32,000 Mann, eine bejondere Operation am unteren Po ver: 
juchen. Mean batte den Italienern immer gerathen, fte jollten ſich doch 
nicht mit dem für umüberwindlich geltenden Feſtungsviereck aufhalten, 
fondern daffelbe umgehen und nad) Deutjchland vordringen. Diejer 
Meinung war auch einer ihrer tüchtigften Strategen, der General Fanti, 
Kriegsminifter unter Cavour, gewejen. Noch in feinen legten Tagen — 
er ftarb furz nach Abſchluß des Gafteiner Vertrags — hatte er auf die 
Straße nah Wien als den richtigen Weg zur Eroberung Venedigs bin- 
gewiefen. Auch Gialdini vieth zur Vereinigung mit der Hauptarmee 
Preußens. Denfelben Nath gab auch der preußiſche Gejandte in Florenz, 
Graf Ujedom, er verhandelte widerholt in diefem Sinne mit Ya Mar- 
mora umd fchiete ihm kurz vor Ausbruch des Krieges eine von Theodor 
v. Bernhardi verfaßte Denkſchrift, welche einen Feldzugsplan für Italien 
entwidelte. Es war darin gejagt:*) „Das Syſtem des Krieges, das 
Preußen Italien vorfchlägt, ift das eines Krieges à fond.e Was die 


*) 5, Aegidi und Klauhold, Staatsarchiv, Bd. XX S. 4 u. ff. 
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italienifhen Streitkräfte betreffe, jo dürfe man fich nicht mit Belage- 
rung des Feſtungsvierecks aufhalten, jondern müſſe juchen, die öfterrei- 
chiſche Armee bald möglichjt in freiem Felde zu jchlagen. In kurzer 
Zeit könne die italienische Armee im Beſitz Venetiens fein, mit Aus: 
nahme der Stadt Venedig und der Feitungen Verona und Mantua, deren 
Bejagung man duch ein anjehnliches Beobachtungscorps lähmen müſſe. 
Um aber Preußen die Hand zu bieten, dürfe Italien fich nicht begnü- 
gen, bis an die nördlichen Gränzen Venetiens vorzudringen, ſondern 
müſſe jih den Weg gegen die Donau durchbrechen, im Centrum der 
öfterreichifchen Monarchie ſich mit der preußifchen Armee begegnen, und 
dann mit ihr auf Wien marſchiren. Um ſich den dauernden Beſitz 
Venetien zu fichern, müſſe Italien die öfterreichiiche Monarchie ins 
Herz getroffen haben. Preußen müſſe darauf beftehen, daß die Offen- 
jive bis aufs Aeußerjte, d. h. bis unter die Mauern der öfterreichijchen 
Hauptjtadt verfolgt werde. Schließlich weist die Dentichrift auf ein 
bejonders günftige8 Operationsfeld, auf Ungaru bin. Dorthin follten 
die Freiſchaaren Garibaldi's von der Dftküfte des adriatiihen Meeres 
aus eine Expedition machen. 

Sole kühne NRathichläge waren aber nicht im Sinne des italieni- 
ihen Minifterpräfidenten, der immer mit dem Gedanken umging, ob 
denn überhaupt der Krieg nöthig fei, um Venetien zu erlangen, und 
immer noch die Möglichkeit vor ſich ſah, durch Bermittlung Napoleons 
ohne Schwertftreich diejen Hauptzwed zu erreihen. Er wollte feinen 
Vernichtungskrieg gegen Defterreich, fein übermächtiges Preußen, jondern 
hatte nur eim politifch »militärifches Duell im Sinn, um der Ehre Ita— 
lien und Oeſterreichs einige Genugthuung zu geben. Er fcheute ſich 
ihon vor einer eingehenden Erörterung des preußiſchen Kriegsplanes, 
der vielleicht einem feiner Collegen mehr hätte einleuchten fünnen, und 
hielt es für das Befte, das gefährliche Aktenſtück, das übrigens nicht 
an ihn perjönlich, jondern an den König umd den Kriegsrath gerichtet 
war, in der Taſche zu behalten. Dadurch war er auch einer Rückant— 
wort an Preußen überhoben. | 

Die Borausjegung, daß der öfterreichifche Oberfeldherr, Erzherzog 
Albrecht, in Betracht der Minderzahl feiner Truppen eine Schlacht ver- 
meiden werde, war nicht richtig. Bon einem tüchtigen Generalftabschef, 
den General John berathen, und von Wien aus dahin inftruirt, jobald 
als möglich eine Schlacht zu gewinnen, damit man mit Anftand Venedig 
abtreten und den Krieg im Italien beendigen könne, juchte er einem 
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Theil der Italiener beizufommen und auf diefen feine ganze Macht zu 
werfen. Yeider gab ihm dazu der König geſchickte Gelegenheit. Er ſam— 
melte jeine drei erjten Armeecorpg zwijchen dem Mincio, Oglio und 
Po, um dann durd das Feſtungsviereck nad) der Etſch vorzudringen, 
auf deren linfem Ufer er jpäter mit Cialdini zujammentreffen mollte. 
Am 22. Juni überjchritt der König mit 90,000 Mann den Mincio bei 
Monzambano, Pozzolo und Gaito, und beſetzte ohne Widerjtand zu 
finden Billafranca in der Ebene, verjäumte es aber, dag nordweſtliche 
Hügelland, auf dejjen ſüdweſtlichem Abhang Euftozza liegt, zu bejegen. 
Diefes die Ebene beherrichende Höhenterrain war das gewöhnliche Ue— 
bungsfeld der öfterreichiichen Truppen; es ift eine mit zahlreichen Schlud)- 
ten und Berggruppen durchzogene Gegend. Erzherzog Albrecht bejette 
diefe Höhen und griff am 24. Juni Morgens 7 Uhr die nicht darauf 
gefaßten Italiener an. ES entwidelte fich ein heftiger, von beiden Sei- 
ten mit großer Erbitterung geführter Kampf. Die Italiener vertheidig- 
ten ihre Stellung mit großer Tapferkeit und Ausdauer, und Mittags 
'/,4 Uhr glaubte Ya Marmora ſchon eines günftigen Ausgangs jicher 
zu fein. Aber die Defterreicher ließen fich durch Zurüchwerfung nicht 
abhalten, den Angriff zu erneuern. Die Entſcheidung erfolgte auf der 
Höhe von Euftozza, auf die Erzherzog Albrecht alle feine Kräfte zu 
einem allgemeinen Sturm vereinigte; ein anhaltendes furrchtbares Feuer 
von 40 Geſchützen wurde auf die Stellung der Staliener gerichtet; die 
italienifche Artillerie, der es an Munition zu mangeln anfing, konnte 
nicht gehörig ermwidern, ihre Bataillone mußten ſich zurüdziehen, Cu— 
ſtozza war verlajjen, und auc die Stellung in der Ebene von Billa- 
franca wurde unbaltbar. Um '/,6 Uhr war die Schlaht auf allen 
Punkten entjchieden. Der öfterreihiiche Feldherr betrachtete aber feinen 
Sieg feineswegs als eine definitive Entjcheidung des Feldzugs. Er 
telegraphirte Abends an den Kaifer: Die Armee habe die während 
des Stampfes begonnene Frontveränderung gegen Süden beendet und 
nah 5 Uhr Cuſtozza geftürmt, aber namhafte Verlufte erlitten. Dieje 
waren allerdings jo bedeutend und die Ermüdung der öſterreichiſchen 
Truppen, die den ganzen Tag im Feuer gejtanden hatten, fo groß, 
daß an feine Verfolgung zu denken war. Beide Theile hatten faft gleich 
viele Todte und Verwundete, über 5000. Dagegen waren 4000 Ita— 
liener in öſterreichiſche Gefangenjchaft gerathen und 16 Geſchütze von 
den Dejterreichern erobert worden. Erzherzog Albrecht erwartete für die 
folgenden Tage einen neuen Angriff, da ein großer Theil des italieni- 
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ſchen Heeres noch gar nicht ins Gefecht gefommen war und mit frijchen 
Kräften den Kampf hätte fortjegen können. Aber Ya Marmora hatte 
jo ſehr alles Vertrauen verloren, daß er beihloß, das Heer hinter den 
Oglio zurüdzuziehen und fein Amt als Generaljtabschef niederzulegen. 
Gialdint befam übertriebene Nachrichten von der Größe der Niederlage 
und der Muthlofigkeit der Armee, er berief einen Kriegsrath, in wel- 
hem beſchloſſen wurde, ſich nach Modena zurücdzuziehen, was ſchon 
am 28. Juni geichab. 

Die Defterreicher konnten den Krieg in Italien als beendigt anje- 
ben, und der Wunfch, die Truppen zurücziehen zu können, wurde eben 
jegt um fo dringender, da die Nachrichten aus Böhmen gar nicht tröft- 
ih lauteten. Der Nugenblid einer freiwilligen Abtretung Venetien 
ichien gefommen, und bald nach der Schlacht bei Euftozza wurden die 
vor dem Krieg begonnenen Unterhandlungen mit Napoleon wieder an- 
geknüpft. | 


Achtzehntes Kapitel. 


Derfiriegin Böhmen. 


Die Aufftellung des öfterreichifchen Heeres ging von Krakau über 
Olmütz hinweg bis weit über Prag, und in der Tiefe bis Brünn umd 
Wien. Die längs der Front hinlaufende Eifenbahn und die von Olınüg 
und Böhinifch-Trübau ſüdwärts führenden Bahnen machten eine raſche 
Concentrirung möglich und erleichterten die Verpflegung. Das Biel der 
Operationen war Berlin, und andererfeit$ jegte man voraus, daß die 
Preußen durch das Erzgebirge würden vorbrechen wollen. Gegen Ende 
Mai's concentrivte jich die Armee mehr in der Gegend von Olmütz. 
Der Gedanke an die Wiedereroberung Schlefiens mag dabei von Einfluß 
gewejen fein, auch gewährte das verjchanzte Yager von Olmüg einen 
willfommenen Anhalt, dejfen die Armee bei ihrem unfertigen Zuſtand 
beditrftig erſchien. Sie bejtand aus ſechs Armeecorps, dem erjten bis 
vierten, dem achten und zehnten. Die Zahlenangaben des Bejtandes 
ſchwanken zwijchen 200,000 bis 230,000 Dann. Die Reiterei betrng 
35 Regimenter mit 24,000 Pferden, Geſchütze waren es 750. Hiezu 
fam noch die ganze wohl ausgerüftete fächfische Armee mit 25,000 Mann 
und 46 Gefchügen. Zum Oberbefehlshaber war der Teldzeugmeijter 
Benedek beftellt, der in der Schlacht bei Solferino den rechten Flügel 
commandirt und einen partiellen Sieg errungen hatte. Er war fein 
Glied des hohen Adels, jondern der Sohn eines einfachen Yandarztes, 
dazu noch proteſtantiſcher Confeffion; auch nicht etwa bei Hofe beliebt, 
dejto mehr bei dem Heere. Man glaubte der öffentlichen Meinung ein 
großes Zugeftändnig zu machen, als man ihn zum Oberfeldherrn berief 
und ihm eine viel jelbjtändigere Stellung gab, als es fonft in Defter: 
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reich auch bei hohen Aemtern herfümmlich if. Zwar bereits 62 Jahre 
alt, war er noch förperlich und geiftig friich und galt als ein eben fo 
fühner wie bejonnener Feldherr. Ein eigentlicher Stratege war er frei- 
lich nicht, aber diefer Mangel hätte erjegt werden können, wenn man 
ihm einen guten Generalftabschef an die Seite gegeben hätte. Daran 
aber ließ man es fehlen. Baron von Hennikſtein, der dieſes Amt be- 
fleidete, ein Emporfümmling von jüdischer Abkunft, war ein gebildeter 
Mann von Kenntniffen und diplomatijcher Gewandtheit, aber fein ge- 
ſchulter Stabsoffizier. Auch der General Krismanic, der die Geſchäfte 
des Generaljtabs hauptjächlich beiorgte, war nicht gerade fachmäßig aus- 
gebildet. Bon den einzelnen Corpsführern war der Feldmarfchall-Fien- 
tenant Gablenz von jeiner Statthalterei in Holjtein her der befanntefte, 
perjönlich beliebt, aber nicht als Führer erprobt. Der durch Herkunft 
und gejellichaftlihe Stellung hervorragendite war Graf Clam Gallas, 
auch als bejonders eifriger Gegner Preußens viel genannt. Im italie- 
niſchen Krieg hatte er eine Rolle gejpielt, aber nicht eben als geſchickter 
und glüdlicher Feldherr. So ruhte alle Hoffnung Oeſterreichs auf 
Benedef. 

Die preußifche gegen Oeſterreich aufgejtellte Armee zählte 280,000 
Mann mit 900 Geſchützen, worunter 29,000 Mann Kavallerie. Sie 
beftand aus drei befonderen Heeresförpern; den erjten befehligte Prinz 
Friedrich Karl, den zweiten der Kronprinz, und den dritten, die foge- 
nannte Elbarmee, General Herwarth von Bittenfeld. Die beiden erften 
waren von ziemlich gleicher Stärke, die lettere nur halb fo ftarf. Die 
erfte Armee wurde nad) einem längit entworfenen Kriegsplan zum Be- 
Huf der Dedung Berlins an der Nordgränze Sachſens aufgeftellt, und 
fchob ihre äußerſten Spitzen bis an den von Schlefien nach Sachſen 
führenden Paß von Görlit. Die zweite, kronprinzliche, hatte zumächit 
die Beftinmung, die Provinz Schlefien gegen einen Eroberungsverfud) 
zu deden. Die Elbarmee hatte die Aufgabe, das Königreih Sadjien, 
deſſen Regierung fich bejonders feimdlich gegen Preußen gezeigt hatte, 
zu bejegen, und jammelte ſich deshalb an der nördlichen Gränze Sad)- 
fens bei Torgau. 

Die Leitung des Ganzen hatte fich der König im Verein mit Bis— 
mard, Roon und Moltke vorbehalten. Er als der Schöpfer der Armee- 
organifation betrachtete immer die Armee als fein bejonderes Departe- 
tement. Sein treuer Gehilfe, Kriegsminifter von Noon, war die Seele 
des Ganzen und kannte die Yeijtungsfähigfeit der einzelnen Truppen: 
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theile auf'3 genauefte. In freundichaftlihen Zuſammenwirken mit ihm 
arbeitete der oberjte Generalftabschef, Moltfe. Er hatte den jeit zwei 
Jahren von höheren Offizieren bevathenen und feftgeftellten Kriegsplan 
noch einmal revidirt und war mit der oberften Leitung der Operationen 
betraut. Die Sicherheit in Combinationen und die Gabe, diefelben je- 
dem gefunden Verſtande einleuchtend zu machen, befähigten ihn bejon- 
ders zu diejer Stellung. Der Oberbefehlshaber der erften Armee, Prinz 
Sriedrih Karl, ein Mann von 38 Jahren, hatte ſich im dänifchen 
Krieg bei Düppel und Alfen ausgezeichnet und war ſchon damals zu 
einem Führer im nächjten großen Krieg in Ausficht genommen worden. 
Sein Generalftabschef wurde General Voigts-Rhetz, einer der intelligen 
teften und kenntnißreichſten Generalftabsofffziere in Preußen. Der Kron- 
prinz hatte freilich noch Feine Probe von feiner militärischen Befähigung 
abgelegt, aber man hatte die bejten Hoffnungen von ihm, und es jchien 
in politiicher Hinficht nothiwendig, daß der Erbe der preußifchen Monardie 
fi) in hervorragender Weife an dem Entſcheidungskampf gegen Defter- 
veich betheilige. Sein Generalftabschef war der Generalmajor v. Blu: 
menthal, der jchon im däniſchen Krieg die Operationen in Schleswig ge- 
leitet hatte. Außer ihn war der Generalmajor Stoſch, der jegige Marine: 
minifter, ein wichtiges Glied des Fronprinzlichen Generalftabs. Unter 
den einzelnen Corpsführern ragte der greife General Steinmeg hervor, 
als ein Mann von großer Thatkraft und als firenger Vorgefegter feiner 
Untergebenen. Er hatte jchon die Befreiungsfriege mitgeinacht, jich im 
ichleswig-holfteinijchen Krieg ausgezeichnet, und bei den Manoeuvern des 
Gardecorps durch Proben bedeutenden Führertalents die Aufmerkfamfeit 
auf ich gezogen. Auch der Oberbefehlshaber der Elbarmee, General 
Herwarth von Bittenfeld, war ein Veteran von 70 Jahren; er hatte 
bei der Eroberung von Alfen gezeigt, daß es ihm ungeachtet jeiner 
Jahre nicht an rajcher Thatkraft fehle. 

Mit größter Spannung erwartete man auf beiden Seiten den Be- 
ginn der Friegerifchen Operationen. In Oefterreih und in ganz Süd— 
deutichland glaubte man mit Zuverficht, Benedef werde mit der Haupt: 
jtärfe feiner Armee in Eilmärfchen auf Berlin losrüden, um jo mit 
raſchen Schlägen eine baldige Entfcheidung herbeizuführen. In Berlin 
hegte man zumächit feine Beforgniß, daß die Oefterreiher jo bald ein- 
rüden wirden, aber man machte jich auf einen jchweren, vielleicht lange 
dauernden Kampf gefaßt, und war entjchloffen, fich vor feinem Opfer 
zu jcheuen und ftandhaft auszudauern, in der feften Ueberzeugung, daß 
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fi eine vieljährige forgfältige Vorbereitung und nachhaltige Anftrengung 
mit endlihem Siege lohnen werde. Eine eigentliche formelle Kriegs- 
erflärung erfolgte weder von Oeſterreichs noch von Preußens Seite. 
Man ſah in Berlin die Bundesbeichlüffe vom 14. und 16. Juni als 
genügende Kriegserklärung an, und in Wien war man froh, daß endlich 
der erjehnte Augenblick gekommen ſei, um gegen das verhaßte Preußen 
losjchlagen zur fünnen. Am 17. Juni erließ der Kaifer von Oeſterreich 
ein Manifejt „an jeine Bölfer.“ In weitjchweifigen Auseinanderjegungen 
über den Urſprung des Conflictes juchte er die Schuld auf Preußen zu 
wälzen und betheuerte jeine Unſchuld. „So iſt“, heißt e8 darin, „der unbeil- 
vollſte Krieg, ein Krieg Deuticher gegen Deutiche, unvermeidlich geworden! 
Zur Verantwortung all des Unglüds, das er über Einzelne, Familien, 
Gegenden und Yänder bringen wird, vufe ich diejenigen, welche ihn her- 
beigeführt, vor den Nichterjtuhl der Gefchichte und des ewigen allmäd)- 
tigen Gottes. Ich ichreite zum Kampf mit dem Vertrauen, das die 
gerechte Sache gibt, im Gefühle der Macht, die in einem großen Neid) 
liegt, wo Fürſt und Bolt nur von einem Gedanfen — dem guten Mecht 
Oeſterreichs — durchdrungen find, mt frischen vollem Muth beim Ans 
blick meines tapfern, fampfgerüjteten Heeres, das den Wall bildet, an 
welchem die Kraft der Feinde Oeſterreichs ſich bredien wird, im Hinblid 
auf meine treuen Bölfer, die einig, entichlojfen, opferwillig zu mir em: 
porſchauen.“ — — „Man bat die Waffen uns in die Hand gezwun— 
gen. Wohlan! jegt wo wir fie ergriffen, dürſen und wollen wir fie 
nicht früher niederlegen, als bis meinen Neich, ſowie den verbündeten 
deutſchen Staaten die freie innere Entwidlung gefichert und deren Macht— 
ftellung in Europa neuerdings befeftigt tft." 

Der König von Preußen ftellte in feiner Proclamation vom 18. 
Juni den für Deutjchland jo verderblichen Dualismus als Kriegsurfache 
in den Bordergrund, und rief ſein Volk auf zur Nothwehr gegen die 
von Defterreich beabjichtigte Demüthigung und VBernichtung Preußens. 
„Oeſterreich“, jagt er, „will nicht vergeffen, daR feine Fürſten einſt 
Deutfchland beherrichten, will im jüngeren Preußen feinen natürlichen 
Bundesgenofjen, jondern mm einen feindlichen Nebenbubler erkennen. 
Preußen, meint es, iſt in allen Beſtrebungen zu befämpfen, weil, was 
Preußen frommt, Dejterreich ſchade. Alte, unfelige Eiferfucht ift in 
hellen Flammen wieder aufgelodert. Preußen ſoll gefchwächt, vernichtet, 
entehrt werden. Ihm gegenüber gelten feine Verträge mehr. Gegen 
Preußen werden deutſche Bundesfürſten nicht blos aufgerufen, ſondern 
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felbft zum Bundesbruch verleitet. Wohin wir in Deutjchland fchauen, 
find wir von Feinden umgeben, und deren Kampfgeichrei ift: Erniedri— 
gung Preußens! Aber in meinem Wolfe lebt der Geift von 1813. Wer 
wird einen Fuß breit Preußenbodens vauben, wenn wir ernftlich ent- 
ſchloſſen find, die Errungenſchaften unferer Väter zu wahren, wenn 
König und Volk durch die Gefahren des Baterlandes fefter als je geeint 
find und an deffen Ehre Gut und Blut zu ſetzen als die böchfte und 
heiligfte Aufgabe halten! Bei forglicher VBorausficht deffen, was nun 
eingetreten ift, habe ich es feit Jahren als die erfte Pflicht meines 
königlichen Amtes erkennen müffen, ein ftreitbares Preußenvolf für ſtarke 
Machtentwicklung vorzubereiten." - — — „Wir müffen fechten um un— 
jere Eriftenz, müffen in den Kampf auf Leben und Tod gehen gegen 
diejenigen, die dag Preußen des großen Kurfürſten, des großen Friedrich), 
das Preußen, wie es aus den zFreiheitäfriegen hervorgegangen, von der 
Stufe herabftoßen wollen, worauf feiner Fürften Geift und Kraft und 
feines Volkes Tapferkeit, Hingebung und Gefittung es emporgehoben 
haben. Flehen wir zum Allmächtigen, daß er unfere Waffen jegne. 
Verleiht Gott und Sieg, dann werden wir auch ftarf genug fein, das 
loſe Band, welches die deutfchen Lande mehr dem Namen als der That 
nah zufammenbielt, und welches jegt durch diejenigen zerriffen ift, 
welche die Rechtsmacht des nationalen Geiftes fürchten, in anderer Ge— 
ftalt fefter uud heilvoller zu erneuern.“ 

Charafteriftifch für die Auffaffung des Königs und für die Gewif- 
jenhaftigieit, mit welcher er den Entſchluß zum Kriege faßte, ift die an 
demfelben Tag erlaffene Cabinetsordre, durch melde ein allgemeiner 
Bettag auf den 27. Yuni angeordnet wurde. Der König motivirt dieje 
Anordnung mit folgenden Worten: „Eingedenf der jchweren Verant— 
wortung, welche die Entſcheidung über Frieden und Krieg auf mein 
Gemifjen legt und der großen Opfer, mit welchen der Krieg die Wohl- 
fahrt und das Familienglüd vieler Taufende, hier und drüben bedroht, 
babe ich feinen Weg unverfucht gelafien, einen ehrenvollen und für die 
Zukunft des gefammten deutjchen Vaterlandes jegensreihen Frieden zu 
erhalten und auf ficheren Grundlagen neu zu befeftigen. Gott hat es 
anders gefügt. Zu Ihm kann ich aufbliden, wenn ich jet umter An- 
rufung Seines allmächtigen Beiftandes da8 Schwert ziehe, zur Ber: 
theidigung der theuerften Güter meines Volkes. Mein Volt ohne Un: 
terichied des Belenntniffes wird auch jett zu mir ftehen, wie es in den 
Zeiten der Gefahr zu meinem in Gott ruhenden Vater und zu meinen 


Belegung Sachſens. 85 


Vorfahren, glorreichen Andenfens, treu geftanden hat. Aber ohne des 
Herrn Hilfe vermögen wir nichts. Vor Ihm und Seinen heiligen Ge- 
richten wollen wir ung in Demuth beugen, ung der Vergebung unferer 
Sünden durch Ehrifti Verdienft neu getröften und von Ihm Sieg und 
Heil erflehen. So gereinigt und geftärft können wir getroft dem Kampfe 
entgegengehen. In diefem Gefühle mich Eins zu finden mit meinem 
ganzen Bolfe, ift mein feſtes Vertrauen.“ Auch während der Dauer 
des Krieges jollte im öffentlichen Gottesdienfte für die Erfolge der preu- 
ßiſchen Waffen gebetet werden. 

Den Gegnern Preußens erjchien der ofjicielle Bettag, fowie die 
Aufnahme der patriotiihen Wünſche in das allgemeine Kirchengebet als 
Heucelei und Mißbrauch des Gebets. Sie gingen von der Voraus— 
fegung aus, daß Preußen Unvecht habe und fich dieſes Unrechts auch 
bewußt jein müfle, folglich unmöglich mit aufrichtigem Herzen ſich zu 
Gott wenden könne. In folher Verblendung verfannten fie den tiefen 
Ernft unzähliger Preußen, die an jenem Tage in Stadt und Yand die 
Kirchen füllten, und, indem fie fi vor Gott demüthigten, ihren Muth 
für den bevorjtehenden Kampf ftärkten. 

Die friegerifhen Operationen der preußifchen Oftarmee begannen 
gleichzeitig mit dem Einmarſch der Mainarmee in Hannover und Kaffel, 
durch die Bejegung des Königreih8 Sachen. General Herwarth rückte 
aus der Gegend von Torgau ein, ließ am 17. Juni die Elbe bei 
Niefa überbrüden, und wandte ji) von bier aus gegen Dresden, das 
er am 18. bejegte. Gleichzeitig ging Prinz Friederich Karl bei Görlitz 
über die Gränze und bejete am 19. Yeipzig. Am 20. Juni war ganz 
Sachſen mit Ausnahme der Feitung Königftein in der Gewalt der Preu- 
ben. Die ſächſiſche Armee unter Führung des Kronprinzen von Sachſen 
verfuchte gar feinen Widerftand, fondern zog fich zurück und trat am 
13. Juni bei Bodenbah auf öfterreihifches Gebiet über, um ſich 
mit der öfterreichiichen Nordarmee zu vereinigen. Der König Johann 
und der Minifter von Beuft folgten dem Heere. Ein Armeebefehl Be— 
nedefs begrüßte dafjelbe als die tapferen Waffenbrüder, welche in Treue 
und Hingebung für König und Vaterland ihre Heimat freiwillig und 
ohne Schwertftreich verlaffen haben, um mit den Defterreichern vereint 
einzuftehen für das Recht und die Unabhängigkeit Sachſens und 
Deutſchlands. Allgemein hatte man erwartet, daß nad) erfolgter preu- 
Bifcher Kriegserflärung an Sachſen, die Defterreicher den Sachſen, wie 
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e3 der Bundestagsbeihluß vom 16. Juni*) verlangte, zu Hilfe fommen 
würden, um den Preußen die Bejekung des fir Böhmen fo wichtigen 
Borlandes ftreitig zu machen. Daß dieß nicht geſchah, mar die Folge 
des veränderten öfterreichiichen Dperationsplans. Benedek hatte nämlich 
bereit8 auf ein agreſſives Vorgehen verzichtet und fühlte fich fo ſchwach, 
daß ihm die Vermehrung feiner Truppenmacht durch die füchfische fehr 
willkommen war. 

Benedek, der mit feiner Hauptarmee bei Olmütz ftand und daher 
die Armee des Kronprinzen in Schlefien jich gegenüber hatte, ſah nicht 
in biefem, fondern in Prinz Friedrich Karl feinen Hauptgegner; denn 
er hatte jich in den Kopf geſetzt, es fei dem Kronprinzen nur der Res 
präfentation wegen ein Hauptcommando übergeben worden. Er beichloß 
deshalb, jeine Aufftelfung meiter weſtlich zu verlegen, wollte bei SYofef- 
ſtadt**) in Böhmen eine befeftigte Stellung gewinnen, und von diefer 
durch das Terrain begünftigten Tage aus gegen die Armee Friedrich 
Karls vorgehen. Zu Ddiefer Veränderung bedurfte er etwa 10 Tage. 
Diefe Zeit wollte ihm aber Moltke nicht Laffen, "und erließ, jobald er 
beftimmte Nachricht über die am 17. Juni begonnene Bewegung Bene: 
defs hatte, am 22ften auf telegraphijchen Wege an den Kronprinzen, 
den Prinzen Zriedrih Karl und an General Herwarth den Befehl zu 
gemeinjchaftlicher Offenfive in der Richtung von Gitichin (ein), einem 
Städtchen nordöftlih von Joſefſtadt. Gleichzeitig fragte der Kronprinz, 
von demjelben Gefichtspunft ausgehend, in Berlin an, ob er fich nicht 
nach jener Richtung mit feiner ganzen Arınee in Bewegung fegen dürfe? 
Moltke's Plan joll von Anfang an gewejen fein, durch das Erzgebirge, 
das Yaufiger und das Glager Gebirge nad) Böhmen einzudringen, die 
Armeen bei Gitſchin zu vereinigen und danı mit gefchloffener Macht 
gegen Wien vorzurücen. Diefer Plan kam jedenfalls zur Meife durch 
die Nachricht von Benedels Wendung gegen Joſefſtadt. Das Gelingen 
hing davon ab, daß die Bereinigung der beiden preußiſchen Hauptarmeen 
rechtzeitig zu Stande kam und feine vereinzelt gefchlagen wurde. Für 
den Prinzen Friedrih Karl und für Herwarth war das Hinabfteigen 





*) Es war beichloffen, die Regierungen von Defterreih und Baiern jollten die 
von der preußischen Regierung ergriffenen Maßregeln mit Gewalt zurüdwerien und 
ohne Aufihub das Nöthige vorfehren. 


**) Gine Heine Feſtung an der Mündung der Mettau in die Elbe und an ber 
Pardubig-Reichenberger Eifenbahn, 
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nah Böhmen ohne befondere Schwierigkeit. Anders aber verhielt es fich 
mit der Armee ded Aronprinzen. Dieſe hatte die jchwierigen Gebirgs— 
päſſe der Grafihaft Braunau zu überjchreiten, tagelange Märjche in 
tief eingefchnittenen Thälern zu machen, hohe Bergrüden in den heißen 
Junitagen zu erklimmen. Eine Handvoll tapferer Yeute fonnte den 
Marſch ganzer Corps unausführbar machen, oder fo lange aufhalten, 
bis heranziehende öfterreichiiche Colonnen fich vereinigten, um die Spigen 
der einzeln hervorbrechenden preußifchen Negimenter mit übermwältigender 
Macht zu überfallen. Während den Defterreichern die nahen Feſtungen 
Kofefftadt und Königgräg bequeme Nüdhalte für Sammlung und Ber: 
föftigung der Truppen boten, war die Verpflegung der preußifchen 
Armee in diefen Gebirgsgegenden mit den größten Schwierigkeiten ver- 
bunden. Glücklicherweiſe hatte Benedel fein Abfehen gar nicht auf die 
Armee des Kronprinzen gerichtet, er wollte jich derjelben nur gelegent: 
fih erwehren und zunächſt durch einen Sieg über Prinz Friedrich Karl 
die nordweſtlichen Straßen nach Berlin gewinnen. " 

Den Tag, nachdem Prinz Friedrih Karl den Befehl zur Offen» 
five bei Gitichin erhalten hatte, Morgens früh den 23. Juni, über- 
ſchritt er mit feinen Wortruppen die böhmifche Grenze. Das nädhfte 
Ziel war die Stadt Meichenberg. Der Weg dahin führte durch Ge- 
birgögegenden auf eingeengten Straßen, auf denen nur fchmale Marfch- 
colonnen gebildet werden konnten. Die Preußen machten ſich darauf 
gefaht, durch Verhaue gehindert und an jchwierigen Stellen überfallen 
zu werden. Sie bewegten ſich jehr vorfihtig und langfam vorwärts, 
aber gelangten ziemlich) umbeläftigt am 24jten nach Neichenberg, das fie 
befegten. Von bier aus ftellten jte durch mitgebrachte Techniker die zer- 
ftörten Eifenbahnen wieder her, um fie für Nachſchub von Proviant und 
Munition benüten zu fünnen. Weiter ging’3 nad) Turnau, dem Kno— 
tenpunft der Prager und Neichenberger Eifenbahn. Clam Gallas hatte 
die Aufgabe, mit einem vorgeſchobenen Corps diejen Punkt zu befeten. 
Auf dem Wege dahin ftieß die preufifche Avantgarde am 2öften bei 
Fiebenau auf eine öfterreichifche Neiterabtheilung und eine Batterie von 
18 Geihügen, und es entwidelte jich ein fünfftündiger Artilferiefampf, 
der mit dem Rückzug der Defterreiher und der Beſetzung Turnau’s 
dur die Preußen endigte. Als num am folgenden Tage Clam Gallas 
von Benedek den Befehl erhielt, Turnau und Münchengrätz um jeden 
Preis zu halten, machte er zwar feinen Verſuch, Turnau wieder zu 
erobern, aber mollte wenigſtens eine andere vertheidigungsfähige Stel- 
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fung auf der Nordjeite der fer gewinnen, und richtete fein Augenmerf 
auf das auf einer Anhöhe gelegene Dorf Podol. Als die Defterreicher 
am 26. Juni Abends bei Einbruch einer mondhellen Nacht bei Podol 
anfamen, trafen fie bereit eine preußifche Befakung, und es gelang 
allen Anftrengungen wicht, jie zu vertreiben. Won beiden Seiten famen 
Verftärfungen, und es entjpann fi in den vom Mondjchein beleuchteten 
Gaſſen ein heftiger Kampf, in welchem Barrifaden errichtet und ein- 
zeine Häufer mit großer Ausdauer vertheidigt wurden. Schließlich be» 
fetten die Preußen das Dorf und waren damit Herren des Uebergangs 
über die er. Das Echnellfeuer des Zündnadelgewehrs und die mo» 
ralifhe Widerftandsfähigfeit der preußifchen Truppen hatte fich trefflich 
bewährt, da diefe einer großen Ueberzahl gegenüber geftanden hatten. 
500 Gefangene fielen in die Hände der Preußen, die nur einen Verluft 
von 20 Todten und 36 Verwundeten hatten. Der Sieg bei Podol fiel 
für die preußifhen Waffen um fo mehr in die Wagſchale, als fie eine 
öfterreichiiche Brigade zum Gegner hatten, welche im fchleswigifchen 
Teldzuge bei dem Sturm auf den Königäberg bei Schleswig den Bei- 
namen der eifernen erworben hatte. An demfelben Tage hatte auch Ge- 
neral Herwarth bei Hünerwafjer ein Reitergefecht mit den Defterrei- 
chern, wobei die vielgerühmte öfterreichiiche Cavallerie feinesmegs den 
Erwartungen entſprach. Herwarth behauptete die Stellung bei Hüner- 
waſſer. 

Das Gefecht bei Podol ermöglichte dem Prinzen Friedrich Karl, 
gegen Münchengrätz vorzugehen, wo Clam Gallas eine feſte Stellung 
nehmen ſollte. Die Preußen beſetzten ein die Umgegend beherrſchendes 
Felſenplateau bei Münchengrätz und ſchlugen weſtlich von dieſer Stadt 
eine Brücke über die Iſer. Clam Gallas mußte ſich, nachdem 2000 
ſeiner Leute in preußiſche Gefangenſchaft gerathen waren, zurückziehen. 
Bei Gitſchin ſtellte er ſich zur Vertheidigung gegen die nachrückenden 
Preußen auf, wurde aber dort (am 29. Juni Nachmittags) von Ge— 
neral Tümpling angegriffen und gegen die Stadt zurückgedrängt, wo 
der Kampf bis in die Morgendämmerung dauerte. Der Sieg der Preu— 
ken war ein vollſtändiger: drei öſterreichiſche und eine ſächſiſche Brigade, 
etwa 28,000 Mann, mußten den Preußen, die in weit fchwächerer An— 
zahl, etwa zu 14,000 Mann am Rampfe theilnahmen, weichen. Man 
fonnte jich bei diefem Gefecht, wo es auf die Haltung des Einzelnen 
und die fichere Leitung anfam, überzeugen, daß es nicht blos das Zünd- 
nadelgewehr war, wodurd die Preußen ein ſolches Uebergewicht hatten, 
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fondern hauptfächlich ihr taftifches Geſchick und ihre moralifhe Stärke. 
Die Defterreicher und Sachen verloren 5000 Mann, wmorunter 2000 
Gefangene. Der preußifche Verluft wird auf 1000 Todte und Verwun— 
dete angegeben. 

Der Gewinn diefer Reihe von glücklichen Gefechten war die Wahr- 
Icheinlichfeit der Vereinigung der preufßifchen Armeen, die nun einander 
fo nahe ftanden, daß auf eine gemeinfame Operation gerechnet werben 
fonnte. Die Armee des Kronprinzen hatte jeit ihrem Abmarih aus 
Schleſien einen jchweren Stand gehabt, aber fih rühmlich durchge 
fümpft. In dem Befehl, welchen der Kronprinz am 22. Juni aus 
Berlin erhielt, war ihm aufgegeben, das jechite Armeecorps, welches 
füblih von Neiffe ftand, noch dort zu belafjjen, weil man es zur Ded- 
ung Schlefiens für unentbehrlich hielt. Aber in feiner Anfrage, welche 
fih mit jenem Befehl kreuzte, hatte er gebeten, auch diefes zu den 
Dffenfivunternehmungen heranziehen zu dürfen, da er von der Leber: 
zeugung ausging, man müſſe die volle Kraft für den Angriff einfegen. 
Die murde ihm auch gewährt, und es blieb nur ein Fleiner Theil des 
Corps zurüd, um den noch gegenüber verbliebenen öfterreichifchen Hee— 
restheilen durch Demonftrationen glauben zu machen, es fei ein Bor» 
rüden durch Oeſterreichiſch-Schleſien nach Mähren beabfichtigt. Und es 
gelang auch wirklich, Benedek dadurch zu täufhen. Der Haupttheil der 
fronprinzlichen Armee begann am 26. Yuni über die Sudeten zu mar: 
fhiren, und war auf die drei Engpäffe von Landshut nach Trautenau, 
von Braunau nad Eypel und von Meiner nah Nahod und Skalitz 
angewiejen. Dieje parallelen Wege hatten den Vortheil, daß fie die 
Möglichkeit gegenfeitiger Unterftügung gewährten, welche um fo nöthiger 
erſchien, als der größte Theil des öfterreichifchen Heeres bereit3 Joſef— 
ftadt erreicht hatte und fo im der Nähe war, daß es die durch enge 
Gebirgspäffe dahinziehenden Preußen mit überlegener Macht anfallen 
fonnte. Dazu machte Benedek auch wirklih Anftalt, und beauftragte 
den Feldmarſchall Gablenz, bei Trautenau Stellung zu nehmeg, mo 
das erfte Corps der preußiſchen Armee unter General Bonin einrüdte. 
Dort fam es denn aud zu einem gefährlichen Zufammenſtoß. ALS 
die Preußen am 27. uni Morgens früh, ohne die nöthigen Sicher: 
beitsvorfehrungen, da fie den Feind noch ferne glaubten, in die Stadt 
Zrautenau einrücken wollten, wurden jie von den jenjeitigen Höhen und 
den die Stadt umgebenden Kornfeldern mit Schüffen empfangen, welche 
fie Anfangs nicht von öfterreichiichen Soldaten, jondern von Einmwoh- 
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nern herrübrend glaubten. Es entipann fich ein heftiges Gefecht, in 
deſſen Verlauf es den Preußen zwar gelang, zwei Stellungen zu erobern, 
aber anftatt daß die Defterreicher abgezogen wären, wie Bonin gehofft 
hatte, erjchien eine neue Brigade und die Defterreiher, nunmehr in 
numerijcher Leberlegenheit, machten einen Sturmangriff, der die Preußen 
zum Rückzug nöthigte, welcher übrigens in folcher Ordnung vor ſich 
ging, daß die Defterreicher auch nicht eine Trophäe eroberten. Die 
Preußen hatten einen jtarfen Berfuft von 186 Todten und 876 Ber- 
wundeten, die jiegenden Defterreicher aber einen viel größeren, jie kamen 
einjchlieklih der Gefangenen um 5700 Mann. Die erlittene Nieder: 
fage, die einzige, welche die Preußen im diefem Feldzug zu beflagen 
hatten, wurde ſchon am folgenden Tage durch ein glückliches Gefecht der 
erften Gardedivifion bei Burgersdorf und Soor ausgeglichen. Gablenz 
ließ fih in der Siegesfreude von General Hiller überraſchen; zwei 
Fahnen, 10 Geſchütze, 4500 Gefangene und eine Kriegsfaffe fielen in 
die Hände der Preußen, und faſt gleichzeitig mit der Kunde von dem 
Siege, den Gablenz erfochten, verbreitete ſich die Nachricht, daß er 
gänzlich geichlagen je. Dem linten Flügel der fronprinzlichen Armee, 
aus dem fünften Corps unter General Steinmeg bejtehend, ftelite jich 
bei der Stadt Nachod der Feldmarjchall Namming mit dem jechsten 
Armeecorps entgegen. Am 27. wurde die preußifche Vorhut uuter Ge- 
neral Löwenfeldt um ", 10 Uhr Morgens von zwei öfterreichiichen 
Brigaden, einer zahlreichen Artillerie und mehreren Cavallerieregimen- 
tern angegriffen und fam in eine fo gefährliche Yage, daß der preußiſche 
General begann, jich vor der Uebermacht langſam zurüdzuziehen. Einige 
Reiterfchiwadronen wurden zuvidgeworfen, aber die Infanterie hielt fo 
wader Stand, daR alle Anftrengungen der öſterreichiſchen Cavallerie, 
vorzudringen, fcheiterten. Indeſſen entwidelten fich immer mehr Trup- 
penthbeile, General Steinmeg fam hinzu, konnte zur Offenfive überge- 
hen, und es zeigte ſich bald, daß die preufifche Cavallerie der öfterrei- 
hifchen nicht nur ebenbürtig, jondern fogar überlegen war. Aud die 
öfterreichifche Ynfanterie fonnte dem Zündnadelgewehr und dem ftürmt- 
ſchen Bajonettangriff der Preußen nicht auf die Länge widerftehen, und 
um 3 Uhr Nachmittags befand fich das Corps Feldmarſchall Ram- 
mings in vollem Rückzug, von der preußifchen Reiterei verfolgt. Sechs 
Geſchütze, zwei Standarten und 2500 Gefangene fielen in die Hände 
der Preußen, und der Geſammtverluſt Rammings wurde von öfterrei- 
chifchen Berichterftattern auf 6000 Mann berechnet, Doch aud Die 
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Preußen hatten große Berlufte, da die öfterreichifche Artillerie verheerend 
gewirkt hatte; man zählte 1200 Todte. So entjchieden die Niederlage 
der Defterreicher war, jo fchrieb ſich doch Benedek in einer Depeiche 
vom 27. Abends den Sieg zu und meldete, das fechste Armeecorps 
babe unbehelligt vom Feinde feine urjprünglich beabfichtigte Aufftellung 
bet Skalig aufnehmen können. In der ganzen öfterreichiichen Preſſe 
figurirte der glänzende Sieg bei Nachod. Aber dies war eine bittere 
Täuſchung. Eben bei Skalitz nahm General Steinmeß am folgenden 
Tage (den 28ften) mit friichen Kräften den Kampf wieder auf, und 
warf in übermältigender Bewegung Alles vor ſich nieder. Bei den 
Bahnıhofgebäuden von Skalig entſpann jich ein hartnädiger Kampf, in 
welchem die preußiiche Infanterie, unterftütt von der Artillerie, Wunder 
der Tapferkeit verrichtete. In einem kaum Aftündigen Gefechte wurden 
auf Seiten der Defterreicher 2425 Mann getödtet und 3360 verwun— 
det, außerdem noch 2500 gefangen genommen und 5 Gefchüte erobert. 
Der 29. Yuni brachte einen Sieg bei Jaromirz (deutſch Schweinichäbel). 
Steinmeg griff bier das ihm entgegengeftellte frifche Corps des Erz: 
herzogs Leopold mit den Siegern der beiden vorhergehenden Tage an, 
und es gelang ihm, nach Zftündigem Kampfe das Dorf zu nehmen umd 
die Defterreicher bis unter die Kanonen von Sofefftadt zu verfolgen. 
So hatte ſich die ſchleſiſche Armee während dreier Tage durch 
ftetige Siege gegen verfchiedene öfterreichiihe Corps, welche fie am 
Weitermarſch hindern follten, den Weg bis ins Elbthal aebahnt und 
dabei dem Feind 10,000 Gefangene, 20 Geſchütze, 5 Fahnen und 2 
Standarten abgenommen. Ehe e8 zu einer entjcheidenden Hauptfchlacht 
fam, hatte die Armee Benedefs einen Geſammtverluſt von 30—40,000 
Mann erlitten und jo manche Erfahrungen gemacht, welche die Zuver— 
fiht des Sieges bedeutend erfchüttern mußten. Und doch war die Hoff- 
nung auf eine Entjcheidungsichlacht, welche alle bisherigen Unglücksfälle 
ausgleichen jollte, die einzige Ausficht, die den Muth einigermaßen auf: 
recht erhalten konute. In weiterer Entfernung vom Kriegsſchauplatz 
ſuchte die öfterreichifche umd für Dejterreich Partei nehmende Preije die 
Yente in der Täufchung zn erhalten, als ob die Siege, die man wilnjchte, 
auch wirklich erfochten wären. Nicht nur wurde der Ueberfall in Trau— 
tenau als ein glänzender Sieg verkündet, jondern auch bei Nachod, 
Münchengrätz und Skalitz jollten die Defterreicher bedeutende Erfolge 
errungen und ganze Corps der Preußen vernichtet haben. Ein Xele- 
gramm vom 27. uni verkündete in allen ſüddeutſchen Zeitungen: „Die 
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Preußen find gefchlagen und befinden fich in vollftändigem Rückzuge.“ 
Ein anderes vom 27. Abends 9 Uhr meldete: „Sieg der Bundesſache 
durh Defterreih8 und Sachſens Waffen auf der ganzen Yinie. Die 
Hauptentſcheidung erfolgte bei Nachod.“ Benedek felbft berichtete nach dem 
Treffen bei Sfalig, das jechste Armeecorps fei nah 4'/, ftündigem 
Kampfe auf allen Punkten Sieger gemwejen. 

Sole Nachrichten wurden mit größtem Eifer verbreitet, und jeder 
Zweifel als Kennzeichen jchlechter Gefinnung gedeutet. Die Augsburger 
Allgemeine Zeitung ftellte triumphirende Betrachtungen an über die Trag- 
weite der öfterreichiichen Siege, und gab Rathſchläge, mie fie ausge 
beutet werden müßten. in Artifel vom 30. uni aus dem deutjchen 
Süden (Nr. 183 vom 2. Juli) bezeichnet die Ziele, die nun verfolgt 
und erreicht werden jollten. Erſtens müſſe man immer wieder angrei- 
fen, jchlagen und vorwärts marfchiren, bis die bundestreuen Armeen in 
Berlin jtehen und man von des Feindes Hauptftadt aus die Unter: 
handlung mit den Bejiegten eröffnen fünne. Dann müffe man Kurheſſen 
und Hannover befreien und Weftphalen und die Aheinprovinz bejegen; 
Zeughäufer und Feſtungen, Yandeskaffen und Steuern mit Beſchlag be- 
legen, um fie für die Kriegszwecke des Bundes zu verwenden. Nicht 
nur preußiiches Sand müſſe man jo behandeln, fondern jedes Stüd deut: 
Ihen Bodens, deifen Fürſt bundesbrüchig geworden fei. (Das Groß» 
herzogthum Baden hatte man bejonders als Beute für die Bundes- 
treuen auserjehen.) Die dritte Aufgabe fei, für den all, dak Napo— 
feon fi) zu Gunſten Preußens einmifchen würde, einen Vollkskrieg gegen 
Frankreich zu organifiren. Gewiß aber jei, je raſcher und grünblicher 
der Traum eines norddeutfchen Kaiſerthums meggefegt, je früher das 
undeutjche Regiment in Preußen über den Haufen geworfen werde, um 
fo zweifellojer werde das unheimliche Gewitter jenjeitS des Rheines fte- 
hen bleiben. In ſolchen faljchen Combinationen und Phantafieen erging 
jfih die Zeitung, die das Organ fir Staatsmänner und Diplomaten 
fein wollte. 

In Berlin fannte man den wahren Stand der Dinge bejfer, man 
verfündete aber nicht voreilige Plane, wie man jih an den Gegnern 
rächen und die Zukunft Deutjchlands gejtalten wolle, jondern arbeitete 
in aller Bejcheidenheit und Ausdauer fort, um das glüdlich begonnene 
Werf zu einem befriedigenden Ergebniß zu führen. Es wurden in 
aller Stille Vorbereitungen zu der Hauptichlacht getroffen, deren glück— 
licher Ausgang alle jene Zräumereien zu nichte machte. Der König, 
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durch die guten Nachrichten von den Erfolgen der Armeen gehoben, ver- 
ließ in der Naht vom 29, auf den 30. Juni Berlin, um perjönlich 
den Oberbefehl über die vereinten Heere zu übernehmen. Am 2. Juli 
traf er zu Gitichin ein, wo jofort das Hauptquartier feinen Sit 
nahm. 


Neunzehntes Kapitel. 


Die Schlacht bei Königgrätz. 


Da die preußifchen Truppen durch eine Reihe von anftrengenden 
Märichen und heftigen Gefechten ermüdet waren, jo hatten ihre Führer 
für die nächſten Tage Ruhe für fie in Ausficht genommen, und es wur— 
den bei einem am 2. Juli Nachmittags gehaltenen Kriegsrath in diejem 
Sinn weitere Anordnungen bejchlojfen. Benedek aber hatte jich eine 
Stellung ausgefucht, in welcher er feine Armee ſammeln und dem Feind 
eine Entjcheidungsichladht anbieten könnte. Auf dem vechten Efbufer, 
zwifchen der Elbe und der Fleinen fumpfigen Biftrig, die Feſtung Kö— 
niggräß im Rücken, hatte er am 1. Juli in einer Ausdehnung von 
1’/, Meilen feine Armee aufgeftelt. Das Terrain eignete fich trefflich 
zu einer Defenfivfchlacht; einzelne Higelgruppen, welche durch flache mit 
fleinen Wäldchen und Dörfern beſetzte Mulden getrennt waren, boten 
für die Artilferie ehr günftige Pläge, und die Infanterie fonnte in den 
Tiefen ihre Maſſen entwideln. In der Mitte des Schladhtfeldes, nahe 
an der großen Straße von Horik über Sadowa nad Königgräg, war 
eine ziemlich große Anhöhe, an deren Abhang das Dorf Chlum Liegt, von 
wo aus man da8 ganze vorliegende Terrain überjehen fonnte, während 
dem Feinde jeder Einblid in die genommene Aufftellung entzogen war. 
Auf den Heinen Höhen wurden dann die Geſchütze, mindeftens 500 
Stüd, jo aufgeftellt, daß die einzelnen Batterieen fich gegenfeitig unter- 
jtügen fonnten. Für die Infanterie waren Verhaue und Barrifaden 
angelegt. Dagegen fehlte e8 an den nöthigen Vorkehrungen zur Ver— 
theidigung der Flußübergänge. Auf diefem Terrain ftand die 200,000 
Dann ftarfe öfterreichifche Nordarmee, die durch ein paar Tage Ruhe 
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fih von den Strapaten und Unfällen einigermaßen erbolt hatte, nun 
voll Kampfesbegier einer neuen Schlacht entgegenfahb und die erlittenen 
Scharten auszumegen hoffte. 

Die preußifche Armee ftand in einer Ausdehnung von etwa vier 
Meilen wetlih gegenüber. Das Centrum bildete die erfte Armee bei 
dem Städtchen Horig, jüdweftlih davon cantonnirte die Elbarmee mit der 
Front gegen Süden bei dem Städtchen Smidar. Die Armee des Kron- 
prinzen lagerte etwa 4 Meilen nordöftlih bei Königinhof. Man hatte 
im preußischen Hauptquartier am 2. Juli noch feine Kenntniß von der 
Nähe der Defterreicher und vermuthete fie noch viel weiter öſtlich; es 
wurden deshalb Recognoscirungen angeftellt. Zuerſt erhielt Prinz Frie- 
deric Karl Nachricht von der Anfammlung bedeutender Streitkräfte an 
der Biftrig. Dieß bejtimmte ihn zum Entſchluß, unverzüglich mit feiner 
ganzen Armee dem Feind entgegenzugehen, und noch 9 Uhr Abends 
am 2. Juli erließ er an alle feine Divifionen, ſowie an den Führer 
der Elbarmee, General Herwarth, den Befehl, gegen die Biftrig in 
der Richtung auf Königgräß vorzugehen. Auch den Kronprinzen fuchte 
er zum Miteingreifen zu bewegen, jchrieb ihm von jeinem Plan und bat 
ihn, am 3. Juli mit der Gardedivifion oder auch mehr Truppen in 
der Richtung auf Joſefſtadt vorzugehen. Gleichzeitig ſandte er feinen 
Generalitabschef Voigts-Rhetz in das Hauptquartier des Königs, um 
ihm von dem Gefchehenen Meldung zu machen und feine nachträgliche 
Genehmigung zu erbitten. Nachts 11 Uhr kam Voigts-Rhetz an, als 
eben der König nach einem anftrengenden Tage fi) zur Ruhe begeben 
wollte. Es wurde jogleich Kriegsrath gehalten, und Moltfe ſprach ſich 
entjchieden für den Plan ?yriederih Karls aus und mar der Meinung, 
daß der Kronprinz nicht blos mit einem Theil feiner Truppen, fondern 
mit allen mitwirken jollte; da es die Entjcheidung gelte, miüffe man 
alle Kraft einfegen, um das höchſte Erreichbare auch wirffich zu errei- 
chen. Der König erfannte ebenfalls die Wichtigkeit de8 Moments, und 
drang auf jofortige Annahme der Schladt. Daß die Ankunft eines 
franzöfiihen Botjchafters im Hauptquartier angefündigt war, trieb nod) 
mehr zur Eile; man wollte eine große Thatſache fertig Hinftellen, ehe 
diplomatische Verhandlungen beginnen konnten. Um den wichtigen Befehl 
dem Kronprinzen möglichft jchnell zu überbringen, vitt der Flügeladju— 
tant des Könige, Graf v. Finkenſtein, unverzüglich nach Königinhof, 
wo er Morgens früh 4 Uhr ungefährdet ankam. 

Im öfterreichiichen Lager ftand der Entſchluß zur Annahme einer 
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Schlacht nicht unbedingt feſt. Benedek hatte jchon nad dem unglüdli- 
chen Gefecht bei Gitjchin zu Friedensunterhandlungen gerathen, und noch 
am 2. Juli fand zwijchen Wien und Königgräg, wo er fein Haupt» 
quartier hatte, eine lebhafte Correfpondenz ftatt über die Frage: Schla- 
gen oder nicht? Won der Unficherheit in den maßgebenden Kreifen zeugt 
auch das, daß Benedek am Abend vor der Schladht, in Folge telegra- 
phiſchen Befehls aus Wien, die wichtigften Perfonalveränderungen vor- 
nahm, indem er den Chef feines Generalftabs, General v. Hennifftein, 
entließ und an die Stelle des Generals Arismanic den Chef der Ope- 
rationsarmee, General Baumgarten, jete, einen der Armee ziemlich 
unbefannten Dann. Ein fchleunig zuſammen berufener Kriegsrath be- 
ftärfte Benedef in dem Entſchluß zur Annahme der Schladt; die jämmt- 
lichen Corpscommandanten verficherten, daß die Truppen vom  beften 
Geifte befeelt feien und ſehnlich einen Entjcheidungsfampf wünjchten. 
Nah anderen Nachrichten wäre die Stimmung keineswegs jo mutbig 
gewejen; es habe nicht an böſen Ahnungen gefehlt und die Ueberzeu- 
gung geherrfcht, daß die Preußen eben doch befjer manövrirten. Be— 
denflih und als Ausdrud der Refignation erfchien e8, daß der Armee— 
befehl vor der Schladht die Weifung gab, der Artillerie die Hauptrolle 
zu überlaffen und die Infanterie nicht eher vorrüden zu laſſen, als bis 
die feindlichen Bataillone durch Geſchützfeuer erfchüttert feien. Die Zahl der 
öfterreichifchen Armee wird*) auf 210,000 Dann mit Einfchluß der Sach— 
jen angegeben. hr gegenüber Konnte Preußen zunächſt nur 123,000 
Dann von der erjten Armee und der Elbarmee aufjtellen, dazu jollten 
aber noch nahezu 100,000 Mann von der Armee des Kronprinzen 
ftoßen. 

Der Morgen des dritten Juli begann mit ftrömendem Regen. 
Dadurch ließ fich jedoch Prinz Friederich nicht abhalten, mit feinen 
Divifionen auf die in Ausficht genommenen Stellungen vorzurüden. 
Die erfte Divifion unter General Horn, aus Thüringern beftehend, 
beftieg jchon um 5 Uhr die flache Anhöhe, auf welcher da8 Dorf Dub 
gelegen if. Der Regen hatte das Getreide auf den Boden gedrückt 
und die lehmigte Erde fehr ermweicht, jo daß die Artillerie große Mühe 
hatte, weiter zu kommen. Oben wurde Halt gemacht; man konnte von 
bier aus eine weite Strede bis zur Höhe von Maslowed und Yipa 
überjehen, wo die öſterreichiſchen Batterieen fichtbar wurden. Unten im 
Thale lag das öfterreidhifche Dorf Sadowa, aus Heinen Holzhäufern 
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beftehend. Die Preußen ſchickten fich an zu verjudhen, ob der Ueber- 
gang über die Biftrig nicht in rafchem Vorgehen zu gewinnen wäre. 
Da fam bald nah 7 Uhr Morgens von einer der jenfeitigen Höhen 
bei Ciſtowa die erjte Granate. Nun begann der Kampf mit einem ge: 
genjeitigen, Anfangs langſamen Artilferiefeuer. 

Es kann nicht unfere Aufgabe fein, den Verlauf der Schlacht zu 
bejchreiben, wir begnügen ung, einige Momente hervorzuheben und auf 
die ausführlichen Kriegsgefchichten zu vermweijen. *) 

Kurz nad) Eröffnung des Artilleriefeuers erjchien auf der Höhe 
von Dub ein einzelner Reiter mit großem Gefolge. Es war der König 
mit Roon, Moltfe, Bismard und einer Anzahl hoher Offiziere. Ge— 
neral von Horn, bemerfend, daß eine Granate daher brauje, beſchwor 
den König, feinen Pla zu verlaffen. Der König bielt ruhig an, 
zwanzig Schritte von ihm jchlug eine Granate in das Kornfeld ein. 

Mehrere Stunden lang war die öfterreichifche Artillerie im Vor— 
theil, erft gegen 10 Uhr zogen fich die weiter vorgefchobenen Batterieen 
zurüd und die preußifche Infanterie konnte vorgehen, um die Uebergänge 
über die Biftrig zu erzwingen. Die drei Corps des Prinzen Friederich 
Karl ftanden der Hauptmafje des öfterreichiichen Heeres gegenüber. Den 
ichwerjten Stand hatte der linfe Flügel und insbefondere die 7. Divi- 
fion unter General Franfedi. Dieje hatten gegen das Dorf Bennatel 
zu marſchiren, ohne zu ahnen, welche Kraft des Widerftandes hier 
ihrer wartete. Das Dorf, durch Artilleriefeuer in Brand geſteckt, wurde 
bald von den Preußen genommmen, aber jett erſt begann die Hauptar- 
beit. Der jenfeitS gelegene Wald von Maslowed war von den Defter- 
reichern Dicht bejett, und überdieß der Zugang dem Teuer der gegen- 
überftehenden Batterieen ausgefegt. Vierzehn preußifche Bataillone mit 
24 Geſchützen ftanden 50—60 öfterreihiichen Bataillonen und 128 Ka— 
nonen gegenüber. Es begann ein mörderiſcher Kampf, Tauſende fielen. 
Vom 26. Regiment fanden 29 Offiziere den Tod, vom 27. 19 Offf- 
ziere und ein Drittheil der Mannſchaft. Dem General Franfedi wurde 
ein Pferd unter dem Yeibe erfchofjen, und er entging nur durch einen 


*) Bericht des preußischen Generalftabs, Der Feldzug von 1866. ©. 251 u. ff. 

Des öſterreichiſchen Generalftabs u. d. T.: Defterreihs Kämpfe im Jahre 1866. 
Bd. Ul. ©. 247 u. ff. Die diefem Werke beigegebenen guten Karten und Scladt- 
plane find überhaupt für ein genaueres Studium diejes Feldzugs zu empfehlen. 

Ueber die Schlacht von Königgrät insbejondere find nachzuleſen die Aufjäge in 
den preuß. Jahrbüchern Bd. XXII. und XXI. 
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glücklichen Zufall der Gefangenschaft. Durch all das ließ er fich aber 
jo wenig außer Yaflung bringen, daß er, den Büchjenfugeln der jtey- 
rischen Jäger ausgeſetzt, unerjchroden an den Reihen feiner Truppen 
entlang ritt und ihnen zurief: „Haltet aus Leute, der Kronprinz fommt.” 
„Keine Noth, Excellenz“, antworteten fie; „wir ftehen oder fterben.“ 
Endlich fam auch der Kronprinz; nachdem der linke Flügel der erjten 
Armee vier Stunden lang die Schladhtlinie gegen 3 Brigaden Defter- 
reicher gehalten hatte, erichienen, zwiſchen zwölf und ein Uhr, die erften 
Spitzen der fronprinzlichen Armee. Auch im Centrum war ein heißer 
Kampf gewejen und die Lage mehrmals fehr bedenklich geworden. Um 1 
Uhr fah fi) Prinz Friederih Karl genöthigt, feine Nejerven heranzu— 
zieben, und auch ihnen drohte die Gefahr, durchbrochen zu werden. Doch 
drängten fie troß alfer Nückjchläge immer wieder auf neue vorwärts. 
Um 2 Uhr fam die freudige Kunde, auf dem Linken Flügel feien die 
Truppen des Kronprinzen bereit3 in den Kampf eingetreten. Jetzt trat 
auf einmal eine günftigere Wendung ein. Ein Hauptmoment des be- 
ginmenden Siege8 war die von einem Theil der Fronprinzlichen Armee 
vollbracdhte Eroberung des verjchanzten, auf der Höhe gelegenen Dorfes 
Ehlum. Die erfte Gardedivifion unter General Hiller leiftete Unglaub- 
liches. Unter mörderifchem Geſchützfeuer der Defterreicher drang fie vor- 
wärts, eroberte die Dörfer Chlum und Rosberitz, wodurch die ganze 
öfterreihifche Schlachtordnung ihren Halt verlor. Benedek machte nun 
die größten Anftrengungen, die verlorenen Punkte wieder zu gewinnen, 
und es gelang ihm auch wirklich, die Divifion Hiller von Rosberig zu 
verdrängen; aber im Moment der höchſten Noth erjchienen auf der 
Höhe von Chlum vier Batterien der Gardeartilferie, auch von anderen 
Seiten famen Berftärfungen, Rosberitz wurde wieder erobert und der 
ftärkfte Punkt der öfterreihiihen Schlahtordnung, die Höhe von Yipa, 
von deren Geſchützen die preußifche Yinie Stunden lang mit verheeren- 
der Wirkung befchoffen war, wurde von der zweiten Gardedivifion um 
4'/, Uhr erftürmt, und damit war die Schlacht gewonnen. 

Benedef gab dem Corps von Gablenz und Erzherzog Ernft, die 
das Centrum mit größter QTapferfeit vertheidigt hatten, den Befehl zum 
Rückzug, die preußifche Linie drängte vorwärts, die Geſchütze und Zünd— 
nadelgewehre richteten von den Höhen von Chlum aus große Verbee- 
rungen in den Reihen der Defterreiher an; die Ordnung löfte ſich auf 
und es fam theilweife zur vollfländigen Zludt. Um 7 Uhr war die 
Scylacht beendet. Der Sieg beruhte darauf, daR der fühne Plan des 
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Bufammenmwirfens der erjten und zweiten Armee gelungen, und der Kron— 
prinz, der weiten Entferming und der Hinderniffe, welche Regen und 
Nebel bereitet hatten, unerachtet, doc rechtzeitig auf dem Kampfplat 
erjhienen war. Die Entjheidung hing an einem Haar, wäre die Armee 
des Kronprinzen nur um eine halbe Stunde fpäter eingetroffen, fo wäre 
es zu jpät gewejen und die Preußen hätten weichen müſſen. Bon Seiten 
Benedels war die Niederlage zum Theil dadurch verfchuldet, daß er feſt 
darauf gerechnet, der Kronprinz könne ihm nicht gefährlich werden, und 
verſäumt hatte, Vorkehrungen gegen einen Angriff von diefer Seite zu 
treffen. Gegen 8 Uhr trafen der Kronprinz und fein Vater auf dem 
Schlachtfelde zuſammen; das erfte Wiederfehen feit der Trennung in 
Berlin! Mit tiefer Bewegung begrüßten fie einander und der König 
überreichte feinem Sohne den Orden pour le merite, das höchfte Ehren- 
zeichen, welches Preußen für ausgezeichnete Verdienfte verleiht. 

Die Opfer, welche der Sieg auf preußifcher Seite forderte, werden 
auf 1840 Todte und 6688 Berwundete berechnet, worunter 359 Offi- 
ziere. Unter diefen wurde befonders der tapfere General Hiller von 
Gärtringen beflagt, der noch, ehe feine Brigade fich wieder gefammelt 
hatte, von einer Granate tödtlich getroffen, nad) einigen Stunden ftarb. 
Der Berluft der Defterreicher wird in runder Zahl zu 4600 Todten, 
14,000 Berwundeten und 24,000 Bermißten angegeben, worunter 
19,000 Gefangene waren. Außerdem fielen 160 öfterreichiiche Geſchütze 
und 11 Fahnen im die Hände der Sieger. Auch wurde viel Kriegs— 
material: Gewehre, Munition und Proviant erbeutet. Die Sachſen 
hatten ebenfall3 große Berlufte, die Zahl ihrer Todten und Verwun— 
deten betrug über 1500. In einem langen biutigen Kampf um die 
Dörfer Prim und Problus hatten fie große Tapferkeit und Ausdauer 
bewiejen, aber endlich den Preußen weichen müffen. Es bedurfte von 
Seiten der Preußen großer Anftrengung, um die treffliche ſächſiſche 
Artillerie zum Schweigen zu bringen. 

Im Zuftand völliger Auflöfung zog ſich die öfterreichifche Armee 
vom Kriegsichauplag zurüd. Viele Negimenter waren auf ein Drittheil 
oder Biertheil ihres urjprünglichen Beſtandes berumtergebradht. Yeute 
von verfchiedenen Truppentheilen votteten ji im ungeordnete Haufen 
zufanmen, um in ihre Heimat zurückzukehren. Weggeworfene Waffen 
und Beffeidungsftücde bededten die Straßen und gaben Zengniß von der 
Muthlofigkeit und Berzweiflung der Soldaten. In Wien verurfachte 
die Kunde von der verlorenen Schlacht die größte Beftürzung. Man 
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hatte fo ficher darauf gerechnet, Benedek werde die in den böhmijchen 
Keſſel gelocte preußische Armee wie in einem Mörſer zerftoßen. Noch 
um 2'/, Uhr fandte der Commandant von Joſeffladt eine telegraphiiche 
Siegeskunde nad) Wien. Zeitungsberichte, die in der Nacht vom 3. 
anf den 4. Juli gedrudt wurden, meldeten, daß die Schlacht nad) 
12ftündigem Ringen unentjchieden geblieben fei und am folgenden Tage 
wieder aufgenommen werde, Die oftdeutiche Poft vom 4. Juli berid)- 
tete, daß e8 bis gegen Mittag günftig geftanden habe, daß aber jett 
die Bereinigung der beiden preußifchen Armeen erfolgt jei und man ſich 
auf eine große Zrauerbotjchaft gefaßt machen müſſe. Eine Nachſchrift 
meldete, daß die Armee gegen Königgrätz zurücdgedrängt fei. Am fol- 
genden Tage gejtanden die öfterreichifchen Blätter, daß die Nordarmee 
enorme Verluſte erlitten habe, daß fie in einem Verfall ſich befinde, wie 
man ihn in der öfterreichiichen Kriegsgefchichte noch nicht erlebt, ja fie 
jtellten die Niederlage noch jchlimmer dar, als fie in Wirklichkeit war, 
indem fie geradezu behaupteten: „Unfere Nordarmee eriftirt nicht mehr.“ 
Der Aerger über die Niederlage entlud fi), wie es bei gejchlagenen 
Heeren zu gefchehen pflegt, in Anflagen gegen die Führer, die, wenn 
auch freilich nicht ganz unfchuldig an den Miferfolgen, doch nur als 
Glieder eines verfehrten Syftemd an den gemeinfanen Fehlern theil- 
nahmen. Clam Gallas, Hennikſtein und Krismanic wurden verhaftet, 
und Benedef ſah ji) genöthigt, den Oberbefehl niederzulegen. Clam 
Gallas gelang es, in einer eigenen DVertheidigungsichrift die gegen ihn 
erhobenen Auflagen als unbegründet nachzuweifen und theilweife auf den 
Oberbefehl abzuladen. Er erlangte Genugthuung und blieb in Amt und 
Würden. Benedek und feine Generalftabsoffiziere wurden vor eine Un- 
terfuhungscommiffion geftellt, welche fand, daß die gemachten Fehler in 
irriger Auffaffung der Berhältniffe und in einem minderen Grad der 
Dispofitionsfähigfeit, nicht aber im fträflicher Vernachläſſigung der 
Dienftpflihten oder in Mangel an reblihem Wollen ihren Grund ba- 
ben. Es wurde daher fein Strafurtheil ausgejprochen, aber ihre Pen- 
jionirung verfügt (1. Dec.). 

Außerhalb Defterreihs, beſonders in Süddeutſchland, hatte die 
Schlacht bei Königgräg eine durchfchlagende Wirkung. Die Hoffnungen 
auf Defterreich waren vernichtet, die Syinpathieen für daffelbe gelähmt. 
Mean geftand jich jet mit Beihämung, daß man Defterreihs Macht 
überihägt Hatte, und zu der Enttäufchung gefellte fi) der Aerger 
darüber, daß man ſich durch den öfterreihifchen Schwindel habe düpiren 
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laffen. Auch wagten jett die ftillen Freunde Preußens, die durch den 
Terrorismus des Preußenbajjes eingefchüchtert geweien waren, ihres 
Herzens Meinung auszufprehen, und man konnte hin und wieder in 
füddentfchen Blättern auch ein vernünftiges Wort lejen. Ein deutliches 
Zeichen der veränderten Stimmung war, daß jetst die Augsburger Allg. 
Zeitung, die ſich bisher ftreng öfterreichiich gehalten hatte, auch andere 
Stimmen zum Wort fommen lief. 

Die öfterreichiiche Armee war durch den Tag von Königgrätz fei- 
neswegs vernichtet; die Sieger, voll freudigen Danks für das gewon— 
nene Ergebniß, wollten in edler Genügſamkeit den fliehenden Feind nicht 
weiter mit Tod und Berderben überjchütten, und aud die eigenen 
Truppen jchonen, welche durch die Eilmärfche und Kämpfe viel gelitten 
hatten. Sie trafen daher feine Anstalten zur Verfolgung und ließen dem 
Feind Zeit zur Sammlung und Erholung. Wäre die öfterreichiiche Armee 
am erjten und zweiten Tage nad) der Niederlage verfolgt worden, dann 
wäre die weitere Widerftandsfähigfeit Oeſterreichs vollftändig gebrochen 
gewefen, e3 hätte von feiner zweiten Schlacht vor den Thoren Wiens 
die Nede fein fünnen, die Preußen wären in Wien eingerücdt und hät- 
ten, ungehindert durch die Einmischung Napoleons, den Frieden dictirt, 
die Bedingungen der Mainlinie und des deutichen Sidbundes wären 
weggefallen.*) Doch wollen wir Angeſichts der großen Erfolge, durch 
welche im Jahr 1870 das Werk von 1866 vervolljtändigt worden tft, 
über jene Unterlaffung nicht Hagen. Wer weiß, ob es für Deutichland 
nicht beſſer geweſen ift, daß feine Einigung durch weitere Kämpfe ver: 
mittelt werden mußte. 

Die Hauptmaffe der öfterreichichen Armee wurde möglichjt jchnelf 
nach Olmüg dirigirt, wo fie am 10.—12. Juli ein feſtes Yager bezog. 
Das Corps Gablenz, deſſen Infanterie am wenigſten gelitten hatte, 
wurde per Eifenbahn nad Florisdorf bei Wien gebradt, um die hier 
zur Dedung des Donauübergangs und der Hauptjtadt angelegten Ver— 
fhanzungen zu bejegen. Dorthin wurde von Olmütz aus auch das 
dritte Armeecorps und der größte Theil der Sachſen geſchickt, jo daß 
nur 5 Infanteriecorps und eine Neiterdivifion bei Olmüt vereinigt 
blieben. 


*) Die Unterlaffung des Berfolgens wird von mehreren Geſchichtſchreibern des 
Krieges ſcharf getadelt, und nachgewieſen, daß Deerestheile vorhanden waren, die, 
von übermäßigen Anftrengungen verichont geblieben, wohl die Berfolgung hätten aus— 
führen können, 9. Blankenburg, der deutiche Krieg von 1866. ©. 316 u. ff. 
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Die preußifhe Armee fette ſich, nachdem fie einen Raſttag ge: 
macht, ſüdwärts gegen die Elbe in Bewegung, und ließ nur das jechste 
Corps zur Beobachtung der Feftungen Sofefftadt und Königgräg zurüd. 
Da man über die ferneren Abjichten Benedels im Unklaren war und 
nicht wußte, ob er feine Armee bei Olmütz concentriven oder direkt auf 
Wien zurücgehen wolle, jo konnte man nod) feine feften Plane für die 
weiteren Operationen machen. Ein glüdlicher Zufall brachte die er: 
wünjchte Belehrung; zwiſchen böhmiſch und mähriſch Trübau hob eine 
Cavalleriedivifion eine öfterreichiiche Feldpoft mit den Befehlen und 
Diarichanweifungen Benedel3 auf, und man wußte nun genau, was 
die Oefterreicher im Sinne hatten. Es wurde bejchlofjen, daß die Armee 
des Kronprinzen der feindlichen Armee nah Olmütz folgen, die des 
Prinzen Friederih Karl fowie die Elbarınee direct nad) Wien dirigirt 
werden follte. 


-_ — * — 


eu = 5 


Zwanzigjtes Kapitel. 


Die Friedensverhandlungen in Nikolsburg. 


Nah dem glänzenden Siege bei Königgräg ſchien die preußiſche 
Armee nur ihren Marſch nad) Wien fortjegen zu dürfen, um den Krieg 
zu beendigen. Aber jetzt trugen die Verhandlungen, welde vor dem 
Ausbruch des Krieges zwifchen Wien und Paris gepflogen worden was 
ren, ihre Früchte. Defterreich rief die Intervention Napoleons an und 
Diejer griff mit Freuden zu. Am 5. Yuli berichtete der franzöfifche 
Moniten: „Eine wichtige Thatſache hat ſich fo eben zugetvagen. Nach 
Wahrung der Ehre feiner Waffen im alien hat der Staifer von De- 
fterreich, eingehend auf den Gedanfen, welchen Kaifer Napoleon in fei- 
nem Schreiben vom 11. Juni an Herrn Drouyn*) ausgedrüdt, Vene— 
tien an den Kaiſer dev Franzoſen abgetreten und deſſen Bermittlung 
zwiſchen den Friegführenden Mächten zur Herbeiführung des Friedens 
angenommen, Kaifer Napoleon beeilte ſich dieſem Anfinnen zu entſpre— 
hen und wandte ſich jofort an die Könige von Preußen und Stalien, 
um einen Waffenftillftand herbeizuführen." Die Kunde von dem öfter: 
reichiſchen Sieg bei Euftozza, welche gleichzeitig mit den eriten Nach— 
richten von den Unfällen in Böhmen nach Wien gelangt war, hatte 
dort den Entſchluß zur Reife gebracht, durch Verſchenkung Venetiens 
die guten Dienfte Napoleons zu erfaufen und zugleich dem Kriog in 
Italien ein Ende zu machen. In Paris jubelte man, als ob man den 
größten Sieg erfochten hätte, beflaggte und illuminixte die Strafen. 
Denn daß der Kaiſer der Franzofen in dem Entſcheidungskampf zwiſchen 





) Es bief darin: „Wir hätten gewünscht, daß Defterreich gegen eine angemej- 
ſene Entihädigung Benetien an Italien abtreten könnte.‘ 
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den beiden deutjchen Großmächten zum Schiedsrichter angerufen wurde, 
ichmeichelte der Eitelfeit der Franzoſen gewaltig, und jie gaben fich den 
mweitgehendften Hoffnungen auf den Gewinn hin, den Frankreich aus 
diefer Lage ziehen werde. Die Hoffnungen fteigerten ſich um jo höher, 
als man noch feine rechte Vorftellung von der Größe der öſterreichi— 
ſchen Niederlage hatte. In Wien aber hatte man nicht das Bewußt— 
fein, wie ſchmählich e8 jei, den Feind von 1859 als Schutzherrn an- 
zurufen, uud fein Gefühl davon, wie unpatriotiih eine Großmacht 
handle, die jo großes Gewicht darauf legte, eine deutjche Macht fein 
zu wollen, indem fie den Erbfeind Deutjchlands, der längft nad) Ero— 
berung des linfen Rheinufers trachtete, zur Einmiſchung in die deutſchen 
Angelegenheiten aufforderte. 

Für Preußen und Deutfchland war der Schachzug, den Dejterreich 
gethan hatte, ein ärgerlicher Zwiſchenfall. Yehnte der König die Ber: 
mittlung Napoleons ab, fo befam er ihn zum erbitterten Feind und 
ein Krieg mit Frankreich war faft unvermeidlich. Nahm aber Preupen 
die Vermittlung an, fo konnte e8 um die Früchte der Schlacht bei Kö— 
niggräß gebracht und durch den vorgefchlagenen Waffenftillitand an der 
Fortſetzung der kriegeriſchen Operationen gehindert werden. Bismard 
verfuchte einen Mittelweg, er nahm die Vermittlung im Prineip ar, 
hielt aber mit der Vorlage feiner Bedingungen zurüd, um die Ver— 
handlungen hinauszuſchieben. Dazu gab auch die vorher erforderliche 
Verjtändigung mit dem König von Italien einen Vorwand. Diefer ver: 
hielt jich ganz correct; er erflärte auf die Nachricht von dem Entichlug 
Defterreih® und von Napoleons Vermittlung durch eine Depejche des 
Minifters Visconti Venoſta: er müſſe vor Allem die Gefinnungen feines 
Berbindeten, des Königs von Preußen, fernen lernen und fünne in Be- 
treff eines Waffenftillftandes einer gedoppelten Pflicht nicht untreu mer- 
den: gegen Preußen, welches das Recht habe zu verlangen, daß Ita— 
lien feine militärifchen Operationen fortjete, bis Preußen feine An- 
nahme der angebotenen Vermittlung angezeigt habe, und gegen die De: 
jterreich unterworfenen, in der administrativen Begrenzung Venetiens nicht 
einbegriffenen italienischen Bevölferungen, deren Befreiung Gegenftand 
aller Anftrengungen des Florentiner Cabinet3 fein müſſe. 

Napoleon fuchte die Verhandlungen und den Abſchluß eines Waffen: 
jtilfftandes möglicht zu befchleunigen, er wies feinen Gejandten in Berlin, 
den Grafen Benedetti an, jich in das Hauptquartier des Königs Wil- 
helm zu begeben. Sein Gefandter in Wien, Herzog Gramont, tele: 
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graphirte am 9. und 10. Juli nad Paris, das Bermittlungswerf habe 
die dringendfte Eile, denn die Preußen fünnten in wenigen Tagen in 
Wien fein. Indeſſen war in Paris die Antwort von Bismard einge: 
troffen, daß er im Prinzip annehme, aber auf Unterhandlungen über 
einen Waffenftillftand ſich erft einlaffen könne, wenn feine Bedingungen 
angenommen feien. Diefe Sprach er in einer Depefche an feinen Gejand- 
ten, den Grafen von der Golz, aus. Es war zunächſt nur ein Haupt: 
punft, aber ein jehr ſchwer wiegender principieller: der Austritt Oe— 
fterreihs aus dem deutfhen Bunde Dieß war fowohl vom 
preußifchen als vom deutjchen Standpunft aus eine fehr berechtigte For— 
derung. Bismard hatte durch feine Erfahrungen feit feinem Eintritt iu 
das auswärtige Amt immer klarer erkannt, daß die Trennung Defter- 
reichs von Deutſchland eine politifche Nothmwendigfeit fei. Alle Verjuche, 
ſich mit Defterreih zu verftändigen, hatten zu nichtS geführt und konn— 
ten bei der verichiedenartigen Zufammenfegung der öfterreichifchen Monar— 
hie zur feinem für Deutfchland befriedigenden Ergebniß führen. Das 
Ausſcheiden Defterreih8 aus dem vdeutjchen Bunde war das einzige 
Mittel, Preußen aus feiner fchiefen Page zu retten und eine gejunde, 
febensfähige Umgeftaltung der deutfchen Verfaffung zu ermöglichen. Die 
Erflärungen Bismards an den preußischen Gefandten in Paris wurden 
beftätigt durch ein eigenhändiges Schreiben des Königs Wilhelm, das 
Prinz Reuß am 10. Juli überreichte. Aber die Anſprüche Preußens 
fanden zuerjt bedeutenden Widerftand; Napoleon glaubte, die Auflöfung 
des deutfchen Bundes und die Verdrängung Oeſterreichs aus Deutſch— 
fand nicht zugeben zu dürfen. In einer Conferenz, welche am 10. Juli 
in den Tuilerien unter Vorſitz Napoleons ftattfand,*) an welcher der 
öfterreichiiche und preußifche Gefandte und der Minifter Drouyn de L'huys 
theilnahmen, erklärte Prinz Neuß aufs beftimmmtejte, die preußifche Re— 
gierung verlange, daß Oeſterreich von Deutjchland ausgefchloffen, daß 
die ganze deutiche Land- und Seemacht unter preußiichen Oberbefehl 
geftellt werde, daß die diplomatiche Vertretung Deutjchlands in feine 
Hände komme und daß es ſich in Deutfchland in den von ihm militä- 
rifch bejegten Yändern in ausgiebiger Weiſe abrunden dürfe. Dieſe ent: 
ihiedene Sprade überzeugte Napoleon, daß er doch” auf den Haupt: 
punkt eingehen müſſe und einem jo gewaltig vordringenden Sieger jeine 





*) Allgem. Zeitung vom 14. Juli 1866 Nr. 195 Hauptblatt, und La Presse 
vom 11. in einer Mittheilung von Cuc)eval- Elarigny. 
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Forderung nicht verweigern dürfe. Es wurde nun im derfelben Sitzung 
von Drouyn de L'huys ein VBermittlungsprogramm formulirt, im welchen 
vor Allem die Auflöfung des bisherigen deutfchen Bundes anerkannt 
und die Errichtung eines neuen zugejtanden wurde. An dieſem neuen 
joliten aber weder Preußen noch Defterreich ſich betheiligen, jedoch mit 
demfelben als einer jelbftändigen Macht Verträge ſchließen können. Die 
Hegemonie Preußens jollte ji auf Hannover, Sachſen und die fächli- 
jchen Herzogthümer bejchränfen. Dagegen jollte Preußen Schleswig: 
Holftein, Medlenburg, Heffen und Braunjchweig annectiven dürfen. Die 
Elbherzogthümer follten als Kriegskoſten-Entſchädigung gelten, weldye 
Preußen als Sieger von Oeſterreich zu verlangen berechtigt fei. Außer 
der Abtretung des Rechts auf die Herzogthümer und dem Berzicht auf 
Benetien jollten Defterreich feine Gebietsabtretungen zugemuthet werden. 
Dagegen wurde von Preußen verlangt. daß es feine LinfSrheinifchen Be— 
ſitzungen abtrete, und daß diefe Yänderjtriche zur Entſchädigung der be: 
figlo8 gewordenen Souveräne von Helfen, Medlenburg und Braun: 
ſchweig verwendet werden. Bon Ddiejen erivartete man, daß jie unter: 
thänige Vaſallen Frankreichs würden. Zwiſchen Baden und Baiern jolite 
ein Yänderaustaujch ftattfinden, im der Weife, daß Baden faft die ganze 
Rheinpfalz erhielte. Was Baiern dagegen befommen jollte, wird nicht 
gelagt. Die Bewohner von Yandau jollten zwijchen Frankreich und 
Baden, die des Saarthales zwiichen Frankreich) und den neuen rheini— 
ſchen Souveränen wählen dürfen. Dieſes Programm, welches darauf 
berechnet war, einen großen Theil Deutjchlands unter franzöfiiches Pro- 
tectorat zu bringen, wurde weder von den Vertretern Preußens, noch 
von denen Defterreihd angenommen. Am folgenden Tag wurde ein 
Minifterrath gehalten und dabei auch die Frage beiprochen, was zu 
thun wäre, wenn Preußen auf die von Frankreich vorgelegten Vermitt— 
lungsvorjchläge nicht eingehen würde, ob dann nicht eine active Unter— 
ftüßung Oeſterreichs einzutreten hätte. Drouyn de L'huys jprad) dafür, 
Rouher dagegen. Napoleon trat auf Seite des Yeßteren und erklärte, 
jih auf bons offices gegenüber von den friegführenden Mächten be- 
Ichränfen zu wollen; er wollte nicht einmal von einer militäriichen De— 
monftration etwas wiljen, da diefe wider Willen zum Krieg führen 
könnte. Er entichloß fich, die definitive Ausſchließung Dejterreihs aus 
Deutjchland zuzugeitehen, verlangte aber, dak Preußen auf die Beizie- 
hung der füdlicd) des Mains gelegenen deutſchen Staaten in den neucı, 
unter Preußens Führung zu errichtenden Bund verzichte. Es wurde 
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nun folgender, in die fpäteren Nifolsburger Präliminarien faſt wörtlich) 
anfgenommener Vorjchlag gemacht: „Defterreich erleunt die Auflöfung 
des alten deutſchen Bundes an und wird fich einer neuen Gejtaltung 
Deutjchlands, an der e8 keinen Theil nimmt, nicht widerfegen. Preußen 
wird eine Union Norddeutſchlauds errichten, welche alle Staaten nördlic) 
von der Mainlinie in fich begreifen wird. Preußen wird mit dem Ober— 
befehl über die Militärmacht diefer Staaten betraut. Die füdlic) des 
Mains gelegenen Staaten werden unter fich eine ſüddeutſche Union grün: 
den, die ſich einer internationalen unabhängigen Eriftenz erfreuen joll. 
Die nationalen Bande, welche zwijchen der Union des Nordens und der 
des Südens aufrecht zu erhalten find, werden durch gemeinjame Ver— 
ftändigung geregelt. Die Elbherzogthümer werden mit Preußen verei— 
nigt, vorbehaltlid der nördlichſten Diftricte, deren Bevöllerung ſich in 
freier Abftimmung über den Wiederanfhluß an Deutſchland ausfprechen 
joll. Defterreih und feine Verbündeten werden Preußen einen Theil 
der Kriegsfoften erſetzen.“ 

Bon Seiten der öfterreihiichen und mittelftaatlihen Diplomatie 
wurden große Anftrengungen gemacht, um Napoleon zu bejtimmen, nicht 
auf die preußiichen Anfprüche einzugehen. Der ſächſiſche Minifter Beuft 
fand fi) auch ein, um an diefer Agitation gegen Preußen theilzunehmen, 
er traf jedoch erft am 12. Juli ein, nachdem jenes Programm entivor: 
fen war. 

Fu Wien hegte man von der franzöfifchen Vermittlung große Er: 
wartungen, und hoffte namentlich die Erhaltung der deutſchen Macht: 
jtellung; man rechnete mit Zuverficht auf eine militärifche Unterftügung. 
Die Zeitungen verkündigten aufs beftimmtefte, Frankreich werde Defter- 
reih zu Hilfe kommen und feine Truppen marfchiren laffen. Am 7. 
Juli erließ der Kaifer ein Manifeft an die Ungarn, worin er an ihre 
DOpferwilligkeit zur Erlangung eines günftigen Friedens appellirte. „Ich 
bin”, jagte der Kaifer, „des ftarfen Glaubens, daß die fampftüchtigen 
Söhne Ungarns, vom Gefühl angeftammter Treue geleitet, freiwillig 
unter meine Fahne eilen werden zum Schuß des bedrohten Vaterlandes.“ 
In einem anderen Manifeft vom 10. Juli „an feine Völker“ jagt er: 
„Ich bin zum Frieden unter ehrenvollen Bedingungen bereit, — 
allein mie werde ich in den Abſchluß eines Friedens willigen, durch 
welchen die Grundbedingungen der Machtftellung meines Reiches er: 
jchüttert werden. In diefem Fall bin ich zum Kampf aufs Aeuferfte 
entſchloſſen.“ Die Stimmung in Wien, am Hof und unter dem Bolfe 
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war in der That fo, daß man lieber eine Provinz abgetreten und Mil— 
liarden Hingegeben, als auf das Präfidium des deutihen Bundes ver: 
zichtet hätte. Defterreich zögerte denn auch auf die Nachricht von den 
Forderungen Preußens mit einer Antwort, in der Hoffnung, ſich durch 
Napoleons Unterftütung und durch einige Eriegeriiche Erfolge des ange: 
fonnenen Zugeftändnifjes überhoben zu jeher. Der Herzog dv. Gramont 
telegraphirte am 13. Juli von Wien, der Kaijer wolle, ehe er Ant: 
wort auf die preußiichen Vorſchläge gebe, vorher die anderen Bedin— 
gungen Preußens kennen lernen; wenn nachträglich auch noch Abtretun: 
gen von Gebiet gefordert werden follten, wolle er es lieber auf die 
Enticheidung durch die Waffen ankommen Lajjen, und menn es jein 
müſſe, in Ehren fallen, als jelne Rettung um folchen Preis erfaufen. 

ALS Antwort auf diefe Aeußerung fandte Napoleon das am 11. 
Juli aufgeftellte Friedensprogramm und befürwortete es angelegentlic) 
zur Annahme. Drouyn fügte bei, der Kaiſer glaube, eine Fortſetzung 
des Kampfes wiirde der volljtändige Untergang Defterreich$ fein. Napo- 
leon war um fo weniger geneigt, weiter für Dejterreich zu gehen, als 
er zu dem ganzen VBermittlungsgefchäft fich nicht aus Freundſchaft für 
das Haus Habsburg herbeigelaffen Hatte, fondern um die Intereſſen 
Frankreichs zu vertreten, namentlid ein Stück von dem linken Rhein— 
ufer herauszufchlagen. Er wollte daher auch Preußen gute Dienfte lei: 
jten, um nachher deſſen Dank in Anfpruch nehmen zu können. So kam 
es, daß er jich ernftlic dafür verwendete, Defterreich zum Austritt aus 
dem deutjchen Bunde zu vermögen. Am 13. Juli überbrachte ein fran- 
zöfifcher Botjchaftsjecretär von Seiten Preußens den Vorſchlag zu einer 
Waffenruhe von drei Tagen, wornad) die beiderfeitigen Truppen fich bis 
auf eine gewiſſe Entfernung zurüdziehen, die italienische Armee aber, die 
im Marſch nah) Wien begriffen war, ftilfe ftehen ſollte. Aber auf letz— 
tere Bedingung wollte man in Wien nicht eingehen, denn gerade auf 
das DVorrüden der Siüdarmee hatte man die größte Hoffnung für Er- 
langung militärifcher Vortheile gejett. 

In Italien war der Krieg fo gut als beendigt, denn ev wurde von 
Ceiten Ya Marmora's äußerft lahm betrieben. Zwar die Haltung der 
Diplomatie war ganz anftändig bundestren, und der Minifter Visconti 
Benofta führte eine entjchiedene Sprache. Am 9. Juli erflärte er, den 
Vorſchlag eines Waffenftillftandes im Princip annehmen zu wollen, ver- 
langte aber von Frankreich erſtens die Zujicherung, daß die Abtretung 
Benetiens jo regulirt werde, daR die Vereinigung Ddiefer Provinz mit 
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Italien als berechtigt anerkannt werde, zweitens daß Frankreich die 
Anfprüche auf Südtirol und Iſtrien unterftüge, drittens daß die römi— 
jche Frage von den Berhandlungen ausgejchloffen bleibe. Gegen Preu- 
Ben gab die italienische Megierung das bündigſte Verſprechen, feinen 
Waffenftillftand eingehen zu wollen, welcher, ſich auf die Abtretung Ve— 
netieng jtüigend, einem Ceparatfrieden gleichfäme und Defterreich in den 
Stand fegte, das in Venetien aufgeftellte Heer gegen Preußen zu ver: 
wenden. Den italienischen Gejandten im preußifchen Hauptquartier beauf- 
tragte Benofta, mitzutheilen, daß der König ſich geweigert habe, das 
Vorrücken feiner Truppen während der Verhandlungen zu juspendiren, 
die Truppen feien jenjeit3 des Po concentrirt und der Krieg werde mit 
der größten Yebhaftigkeit weiter geführt werden. Yeider entjprad die 
That diejen jchönen diplomatischen Verfiherungen nicht. Die italienischen 
Truppen verharrten in Unthätigfeit. Nach der Schlacht bei Königgräg 
batten fie fich foweit erholt und ergänzt, daß fie wohl die Action hätten 
wieder aufnehmen können; fie wären im Stande gewejen, den Abzug 
der öfterreichifchen Sidarmee nach Deutjchland zu verhindern, und bät- 
ten Mannſchaft übrig gehabt, um ein Corps nad) Wien vorrüden zu 
lajfen, oder wenn es auch nicht gelungen wäre, die Defterreicher feitzu- 
halten, hätten fie ihnen ein Heer nachjenden können. Fett wäre e8 Zeit 
gewejen, den Ujedom’schen Kriegsplan in Ausführung zu bringen und 
den gegen Wien heranrüdenden preußifchen Truppen die Hand zu bieten. 
Dadurch wäre eine Lage gejchaffen worden, in welcher die Einmiſchungs— 
verjuche Napoleons hätten abgewiejen werden fünnen. Aber gerade aus 
Rüdjiht auf Napoleon und die Franzofen, wohl mehr als aus Nad)- 
fäjfigfeit, unterliegen die Italiener weitere Kriegsoperationen. Cie ver: 
brachten die Zeit mit unnüger Bewachung des italieniſchen Feſtungsvierecks. 
Die Flotte unter Admiral Perfano verfuchte wenigftens einen Angriff 
auf die öfterreichifche, aber er fiel unglüdlich aus; fie drang am 19. 
Juli in den Hafen von Liſſa ein, aber vermochte nicht eine Landung 
zu bewerfftelligen, und wurde am 20. Juli von der öfterreichiichen 
Flotte unter Admiral Tegethoff vollftändig gefchlagen. Nach dieſer er- 
littenen Schlappe war um fo weniger eine Thätigfeit des Landheeres zu 
erwarten. 

Die Preußen fuchten die Frift, welche ihnen der langjame Fort— 
gang der Waffenftillftands - Verhandlungen gewährte, nad) Kräften aug- 
zunügen. Am 15. Juli ftieß bei Topitfhau in Böhmen ein Theil der 
fronprinzlihen Armee, die Brigade Malotfi, auf eine Brigade der aus 
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Olmütz abmarfchirenden Defterreicher, warf fie aus Topitſchau bis über 
die nah) Olmüg führende Ehauffee zurück, und lieh fich ſelbſt durch die 
überlegene öfterreichifche Artillerie nicht abhalten, immer weiter vorzu- 
dringen. Gleichzeitig wurden die Defterreicher durch eine preußifche Ca— 
valleriedivifion auf ihrem linfen Flügel angegriffen, wobei eine feuernde 
Batterie von drei anftirmenden Escadronen Reiterei genommen murde; 
18 Gefüge, 7 Munitionswagen und 168 Pferde mit 170 Artilleriften 
fielen in ganz furzer Zeit in die Hände der Preußen. Diefes Zufam- 
mentreffen foftete die Defterreiher 1200 Mann und 20 Geſchütze, wäh- 
vend der preußiiche Verluft fih mur auf 170 Dann belief. In Folge 
davon verlor Benedef vollends das Vertrauen zu feinem Heere; er ent- 
ſchloß fich, durch forcirte Märfche der weiteren Verfolgung fich zu ent- 
ziehen. 

Die aus Italien zurüctehrende Südarmee erfüllte die Hoffnungen, 
die man von ihr gehegt, feineswegs. Ihr Oberbefehlshaber, Erzherzog 
Albrecht, wurde am 20. Yuli an Benedels Stelle aud) zum Führer 
der Nordarmee ernannt, und erließ einen Armeebefehl, in melchem er 
eine fo zuverfichtliche Sprache führte, als ob jet auf einmal Alles an— 
ders gehen müßte. Er fagte: „Mächtiger als je zuvor ſammelt ſich 
eine Armee aus fampfgeübten, an Tapferkeit und Ausdauer gleich be- 
währten Kriegern, die mit dem Bewußtſein einerjeit3 ſchon errungenen 
Sieges umd amdererfeitS mit dem Verlangen, ein unverdientes Mißge— 
ſchick zu rächen, fich nach der Gelegenheit fehnen, dem Uebermuth des 
TFeindes ein Ende zu machen." Dieſe Gelegenheit fam jedoch nie, und 
in Wirflichfeit hat die Siüdarmee zwar die Zahl der verwendbaren 
Truppen bedeutend vermehrt und das Vorrücken der Preußen gegen 
Wien etwas verzögert, aber doch im Ganzen die Yage des öfterreichifchen 
Heeres und die Ausfichten auf bedeutende Erfolge nicht weſentlich ver- 
befjert. 

Fünfzehn Tage nad) der Schlacht bei Königgräg ftand die preu— 
ßiſche Armee mit dem größten Theil ihrer Streitkräfte dicht vor dem 
Marchfelde, einen Tagmarſch von Wien, und mehrere Heerestbeile konn— 
ten bei Nacht die erleuchteten Häufer Wiens jehen. Die beiden feind- 
lihen Armeen waren einander fo nahe gefommen, daß ein neuer Ent: 
jcheidungsfampf bevorzuftehen jchien. Die öfterreihifche Armee war mit 
Einſchluß der aus Italien herbeigezogenen zwei Armeecorps nicht über 
200,000 Mann ſtark, dagegen belief ſich die preußifhe, deren Abgang 
durch Yandwehrdivifionen und Erjagbatailfone vollftändig erjegt war, faft 
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jo zahlreih als beim Einmarjh nah Böhmen, auf 246,000 Manın. 
Der erwartete Enticheidungsfampf, zu dem alle Vorbereitungen getroffen 
waren, fam jedoch nicht zur Ausführung, da Defterreich endlich den 
Hauptpimft der preußifchen Forderungen annehmen zu wollen erflärte, 
und nun der König von Preußen am 20. Yuli einwilligte, eine fünf: 
tägige Waffenruhe zu gewähren, damit Defterreich in dieſer Zeit die übrigen 
Bunkte der Friedens - Präliminarien in ruhige Erwägung ziehen könne. 
Ehe die Waffenruhe erklärt wurde, entipann ſich noch ein heftiges 
Gefecht. Am 21. Juli beorderte Prinz Friederich Karl den General 
Sranjefy, bei Blumenau ummweit Prefburg gegen ein öfterreichifches 
Corps von 35,000 Mann unter General Thun einen Vorſtoß zu ma- 
hen, um ſich Prefburgs zu bemächtigen. Da man vermuthete, daß die 
Defterreiher Wien ohne Schlacht aufgeben ımd ſich mit der gefammten 
Armee nad Ungarn wenden wollten, um bier, auf die Feitung Komorn 
geftügt, den Krieg in die Yänge zu ziehen, fo erfchien für diefen Fall 
der Beſitz Preßburgs von größter Wichtigfeit, weil man von bier aus 
den Donanübergang beherrſchte und gegen den nach Ungarn fich zurück— 
ziehenden Feind eine entjcheidende Flanfenoperation machen fonnte. Am 
22. Morgens um 6 Uhr ließ General Franſecky in der Front den An— 
griff beginnen, und als das Gefecht im beften Gange war, erjchien 
General Bofe, der verabredeter Maßen durch einen gefchiet ausgeführten 
Eilmarſch in den Borbergen der Karpathen die Defterreiher umgangen 
batte, in der Ebene von Prefburg und fperrte jo die einzige Rückzugs— 
ftraße, welche die im Gefecht befindliche öfterreichifche Brigade paſſiren 
könnte. Ein Vernichtungskampf fchien unvermeidfih, da verfündigten 
plögli um 12 Uhr Mittags öfterreihifche Parlamentäre, daß eine fünf- 
tägige Waffenrube angeordnet jei und eben jett begonnen babe. So 
war die geſchickt ausgeführte Operation, welche einen glänzenden Sieg 
in Ausficht ftellte, mitten in der Ausführung zum Stillftand gebradt. 
Auh auf dem weftdentichen Kriegsichauplag errang die preußifche 
Mainarmee noch einige Erfolge. Das 7. und 8. Bundescorps war 
nicht im Stande, die Preußen am Vormarſch gegen Süden zu hindern, 
umd wo jie deu Verſuch dazu machten, wurden fie gefchlagen. So am 
10. Juli die Batern bei Kijjingen und Hammelburg, am 14. bei Ajchaf- 
fenburg, am 13. die Heilen bei Laufach. Nach legterem Gefecht er- 
Härte Prinz Alerander von Heffen der Stadt Frankfurt und dem Bun— 
destag, er könne fie nicht jchügen, fondern müffe an das linke Mainufer 
zurüdgehen. Dieſe Erllärung bewog die von dem allgemeinen Abfall 
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noch übrig gebliebenen Mitglieder des Bundestags, Frankfurt zu ver- 
faffen und nad) Augsburg überzufiedeln, wo fie in dem berühmten Gaft- 
hof zu den drei Mohren die Sterbeftunde des erlöfchenden Inſtituts ab- 
warteten. Es waren noch die Geſandten Oeſterreichs, Baierns, Wir- 
tembergs, Badens, der beiden Heſſen, Sachſens, Hannovers und der 
Vertreter der 16. Curie. 

Die gefürchtete Beſetzung der Stadt Frankfurt wurde am 16. Juli 
vollzogen; der General Vogel von Falckenſtein rückte mit 25,000 Mann 
in die Stadt ein. Die dortige Garnifon wurde in die Kajerne confi- 
nirt, dem Senate, der gerade zu einer Sitzung verfammelt war, feine 
Auflöfung angekündigt und eröffnet, daß General Vogel v. Faldenftein 
im Namen des Königs von Preußen die Regierungsgewalt übernommen 
habe. Zwei Senatoren, v. Bernus und Spelg, welche an der Spitze 
der preußenfeindfihen Partei geftanden hatten, wurden verhaftet, meh— 
rere Zeitungen unterdrüdt, und der Stadt eine Kriegsftener von 6 
Millionen Gulden auferlegt; der Nachfolger Faldenfteins, General v. 
Meanteuffel, forderte noch einmal 25 Millionen. Die in Frankfurt herr: 
ſchende politiihe Stimmung, bejonders die feindjelige Haltung der dor- 
tigen Preffe, jcheint die Sieger zu einer härteren Behandlung gereizt zu 
haben, als fie in anderen occupirten Theilen des fiidweftlichen Deutſch— 
lands jtattfand. Das Großherzogthum Heſſen und das Herzogthum 
Naſſau, deren Yandesherren bei Annäherung der preußiichen Truppen 
refignivend das Land verließen, wurden ebenfalls beſetzt und unter preu- 
ßiſche Verwaltung genommen. 

Nah der Belegung Frankfurts wurde die Mainarmee, die jetzt 
unter General v. Manteuffel ftand, anjehnlich verjtärkt, indem drei Yand- 
wehrregimenter, ein neuformirtes Yägerbataillon, 5 vierte Bataillone 
und die ganze oldenburgiſch-hanſeatiſche Brigade Hinzufam, fo daß fie 
auf 60,000 Mann erwuchs. Auch erichien ein Reſervecorps von 
21,000 Maun unter dem Oberbefehl des Grofherzogs von Mied- 
lenburg in Süddeutſchland und bejette die nördlichen Theile Baierns. 
Es jcheint dabei die Abjicht gewefen zu fein, bei dem bevorftehenden 
Abſchluß des Waffenftillftandes und Friedens größere Gebietstheile als 
Pfänder für die Kriegsfoften in Händen zu haben. Auch das bairifche 
Heer und das 8. Bundesarmeecorps wurden verftärkt, jenes auf 50,000 
Mann, diefes auf 48,000, und nun fam es aud zu einiger Handrei« 
hung beider Armeecorps, und wenigjtens zu kühnen Planen gemeinjamer 
Operation. Bei einem am 20. Juli zu Würzburg gehaltenen Kriegsrath 
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wurde verabredet, durch den Odenwald nach Frankfurt zu marjchiven, 
um dieje Stadt aus den Händen der Preußen zu befreien. Aber diefer 
Plan blieb befanntlich unausgeführt, nur das wurde erreicht, daß ſchließ— 
(ih die Badenfer und Wirtemberger auch noch in das Gefecht famen, 
um doch nicht ganz ungejchlagen aus dem Feldzug nah Haufe zurüd- 
zufehren. Am 23. und 24. Juli hatten die Badenjer bei Hundheim 
und Werbach Gefechte, in welchen fie empfindliche Verluſte erlitten, und 
am 24. ließen fi) die Wirtemberger in dem Städtchen Tauberbiſchofs— 
heim, das fie bejett hielten, um den Preußen den Uebergang über die 
Tauber zu wehren, überfallen und mußten, nachdem etwa 500 Dann 
getödtet und verwundet waren, weichen. Am 25. und 26. nöthigte der 
Berfuh, die Tauberlinie zu behaupten, noch zu einigen weiteren Ge— 
fechten bei Gerchsheim, Helmftadt und Roßbrunn, wobei die Baiern Ge- 
fegenheit hatten, ihre militäriiche Ehre zu behaupten, aber auch ziemlich 
große Verluſte erlitten. 

Das preußiſche Hauptquartier, das vom 13. bis zum 18. Juli 
in Brünn gewejen war, wurde am 19. nad) Nifolsburg verlegt. Es 
war dieß ein Marftfleden an der Grenze von Mähren gegen Nieder- 
öſterreich, mit einem großartigen Schloffe, das, einft ein Beſitzthum Wal: 
(enfteins, jegt dem dermaligen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Grafen Mensdorff, gehörte, welcher es durch Heirath von der fürftlic) 
Dieterichfteinifchen Familie befommen hatte. Dort follten die Friedens 
unterhandlungen geführt werden. Kaum war der König von Preußen 
dort angelangt, jo erſchien auch der franzöfiiche Geſandte Benedetti, der 
raftfo8 von Berlin nah Brünn, von dort nah Wien, und von Wien 
nach Nikolsburg gereist war. In Wien gelang e8 ihm, durch feinen 
Zufprud die Abneigung gegen die preußiſchen Bedingungen zu über- 
winden, und da der telegraphifche Verkehr durch Beſchädigung der Drähte 
geftört war, fo begab er ſich jelbft nach Nifolsburg, um die Nachricht 
von der Annahme der preußifchen Forderungen zu überbringen. Es war 
ihm überhaupt fehr daran gelegen, bei den Verhandlungen zwiſchen 
Preußen und Defterreich zugegen zu fein, um diejelben überwachen und 
gelegentlich ein Wort zu Gunſten Franfreihs anbringen zu fünnen. We- 
niger war es dem Grafen Bismard darum zu thun, in Gegenwart des 
franzöfifchen Gefandten mit Oeſterreich zu verhandeln. Der öfterreichiiche 
Minifter Gisfra hat in diejer Beziehung einen merkwürdigen Beitrag 
zur Vorgefchichte der Nikolsburger Verhandinngen gegeben. - Al in der 
öſterreichiſchen Delegirtenverjammlung am 31. Januar 1871 der De- 
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putirte Klaczko, ein einftiger Agent Napoleons, behauptete, Frankreich 
habe im Jahre 1866 die öſterreichiſche Monarchie gerettet, erzählte 
Gisfra zur Widerlegung folgende Gejchichte. *) 

Während der Anmefenheit des preußifchen Hauptquartiers in Brünn 
ſei er als damaliger Bürgermeifter diefer Stadt zu Bismard befchieden 
worden, der ihm den Wunfch nahe gelegt habe, er möchte nad Wien 
gehen, um dort Friedensverhandlungen anzubahnen. Der preußifche 
Minifterpräfident habe fich bereit erklärt, alsbald Frieden zu jchliegen 
auf Grund folgender Beftimmungen: Der Länderbeftand Defterreichs 
bleibt mit Ausnahme Venetien erhalten, auch wird von demjelben feine 
Kriegsfoftenentihädigung verlangt. Der Main bildet die Grenze der 
preußifchen Beftrebungen. Süddeutſchland wird fich felbft überlajjen und 
Defterreich fteht e8 frei, fich mit demfelben in Verbindung zu fegen. 
Alles dieß wird jedoch nur unter der Bedingung zugeftanden, daß jede 
Einmifhung oder Vermittlung Frankreichs ferne bleibt. Gisfra, durch 
feine amtliche Stellung in Brünn abgehalten, felbft nad) Wien zu rei- 
jen, jchiete einen Vertrauensmann, Baron v. Hering, mit jenem Auf- 
trag dorthin. Diefer wurde hohen Orts ehr gnädig und befriedigt, 
jogar mit Enthufiasmus über diefe unerwartete Wendung aufgenommen, 
von einer anderen Perſon aber, die officiell nicht zum auswärtigen Amt 
gehörte, aber großen Einfluß auf daffelbe beſaß (Graf Morik Eiter- 
Hazy), kühl behandelt, nach faft dreißigftündigem Warten mit auswei- 
chenden Redensarten abgefertigt und mit der Erklärung entlaffen, daß, 
wenn Preußen Defterreich formell einladen wolle, einen Bevollmädtigten 
zu Friedensverhandlungen zu entjenden, Defterreich gemeigt jei, es zu 
thun, nicht aber auf die vorliegende mehr private Einladung, indem 
man ſich nicht der Gefahr ausſetzen wolle und könne, daß ein foldher 
Abgefandter im preußiſchen Hauptquartier etwa zurüdgewiefen würde. 
Der Mann eilte nad) vergeblicher Gegenvorftellung, fo viel er konnte, 
nach Nikolsburg — fuhr dabei ein zweites Paar Pferde zu Schanden 
— fam aber erft fpäter dort an, als der franzöfiihe Bevollmächtigte 
Benedetti, und empfing nun die mißliche Antwort: „Sie find eine Stunde 
zu jpät gefommen; eine Stunde früher würden die Verhandlungen einen 
anderen Gang genommen haben. Wir können im Augenblid die Inter— 
vention Frankreichs nicht mehr ablehnen, weil diefelbe ſchon angenon- 
men worden iſt.“ Giskra verficherte, er könne diefe Thatſachen als 
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volffonmen wahr verbürgen, und diefelben find auch von feiner Seite 
widerlegt worden. 

Es ift nicht ganz leicht, diefe Erzählung mit der Thatjache zufam- 
menzureimen, daß die franzöfifche Vermittlung fchon angenommen war, 
ehe Gisfra den Grafen Bismard in Brünn gefprodhen haben konnte. 
Indeſſen läßt es fich doch denken, daß Bismard eine weitere Betheili- 
gung des franzöfischen Geſandten abjchneiden wollte, indem er mit De: 
fterreich rafch ins Meine zu kommen fuchte. Er hielt den Hauptpunft 
des franzöfiihen Programms, die Mainlinie feft, und hätte daher, falls 
feine Abficht erreicht worden wäre, fich darauf berufen können, daß er 
ja nad dem Rathe Frankreichs gehandelt habe. Sicher ift, daß fich die 
öfterreihiichen Bevollmächtigten erjt zwei Tage darauf, am 21. Juli, 
in Nifolsburg einfanden. Es war der bisherige Gefandte in Berlin, 
Graf Karolyi, und deffen Vorgänger, Baron v. Brenner, fowie der 
einftige Kriegsminifter Graf Degenfeld. Die Geſchichte der Nifolsburger 
Verhandlungen Fennen wir nur jehr unvolffommen; einige Notizen im 
preußifchen Generaljtabsberiht, die Erzählung eines franzöfifchen Yite- 
raten, der nach Benedetti's Mittheilungen jchrieb, und der Bericht Be- 
nedetti's jelbft ift Alles, was wir darüber haben. *) 

Der König von Preußen hatte auf das franzöfische Vermittlungs- 
Programm vom 11. Juli an Napoleon fagen laſſen, diefe Borjchläge 
jeien zwar ſchon ausreichend als Bafis der Verhandlungen, aber für die 
sriedensbedingungen nicht genügend, denn außer der Auflöfung des 
deutijhen Bundes und der Befugniß Preußens, mit den norddeutjchen 
Staaten einen neuen Bund zu errichten, müfje Preußen auch noch einen 
Machtzuwachs durch territoriale Vergrößerung verlangen. Dieß müfje von 
Defterreich zugeftanden fein, ehe Waffenftillftands- und Friedensverhand- 
(ungen beginnen könnten. Zugleich erflärte der König, er wolle zunächft 
nur mit Defterreich verhandeln, der Friede und Waffenftillftand mit dej- 
jen Bundesgenoffen fei eine Sache für fi), die befondere Verhandlungen 
erheiſche. Diefe Forderungen Preußens ftießen in Wien zuerft auf Ab- 
neigung, die, wie es fcheint, erſt durch den Zufpruch Benedetti's und die 
Nachricht von den fchlechten Ausfichten auf militärifche Erfolge über: 
wunden wurde. Defterreihh gab nad und Benebetti war es, der die 
Nachricht von dem Entichluß des öÖfterreichifchen Cabinet3 nach Nikols— 


*) J. Vilbort, L’oeuvre de Mons. de Bismarck. Paris 1869. 
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burg brachte. Seine Mittheilung wurde am folgenden Tage auch durch 
ein Telegramm des franzöfifchen Gejandten in Wien, des Herzogs von 
Gramont, beftätigt. Jetzt erklärte der König von Preußen, daß er be- 
veit ſei, die Feindfeligfeiten für die nächften fünf Tage einzuftellen, was 
Defterreich annahm. In dem in der Nahbarfchaft von Nikolsburg ge- 
fegenen Eibesbrunn, wo die hohen Dffiziere ihr Quartier hatten, wur: 
den die näheren Beftimmungen der Waffenruhe fetgefett. In Folge 
davon wurde jenes bei Blumenau begonnene Gefecht fiftirt. Am 22. 
Juli begannen die Vorbeſprechungen, und am 23. die eigentlichen Ver— 
handlungen zwifchen den preußiichen und öfterreichischen Bevollmächtigten. 
Der franzöfiihe Gefandte wurde nicht beigezogen. Der italienifche Ge- 
fandte, Graf Barral, der dem preußifchen Hauptquartier gefolgt war, 
wurde eingeladen, erklärte aber, er könne nicht theilnehmen, da er nicht 
mit Inſtruction und Vollmacht verjehen je. Man verſprach, ihm fort- 
während Mittheilungen über den Stand der Verhandlungen zu machen, 
damit er feine Negierung in Kenntniß ſetzen könne. 

Schon am erften Tage bei der Vorbeſprechung fam Bismard darü— 
ber ins Klare, daß die öjterreichifchen Bevollmächtigten alle Bedingungen 
über die Fünftige Organifation Deutfchlands annehmen würden. Nun 
nahm er feinen Anftand mehr, nicht nur über den Waffenftillftand, fon- 
dern auch über den Frieden zu unterhandeln, erklärte aber auch, daß 
fein König die territoriale Vergrößerung Preußens in Norddeutichland 
als erjte Bedingung des Friedens aufftelle.e Davon gab auch Bene- 
detti feinem Minister durch telegraphifche Depejche vom 23. Yuli Nach— 
richt und meldete, Bismard zeige ſich im Punkt der Gebietgerweiterun- 
gen jehr entjchloffen und würde die Verhandlungen abbrechen, wenn er 
nicht Gewißheit erhalte, daß der Wiener Hof jenen Punkt zugeftände. 
Uebrigens habe er (Benedetti) von den Defterreichern die Zuficherung 
erhalten, daß fie nichts dagegen einwenden und nur für die Integrität 
des Königreihs Sachſen eintreten werden. In diejer Beziehung gab 
Benedetti den Defterreichern die Zufage, daß Frankreich ebenfalls auf 
Erhaltung Sachſens mit Entjchiedenheit beſtehen werde. 

Die preußifchen Staatsmänner, ſowohl Graf Bismard al3 der 
König felbft, waren gegen Sachſen bejonders erbittert und ſahen in deſſen 
Regierung eine Haupturfache der Verwicklung, die den Krieg berbeige- 
führt hatte; fie hielten jchon deswegen die Einverleibung des ganzen 
Königreichs für eine gerechte Strafe der fächjifchen Politif und für ein 
Mittel der VBorfehrung gegen fünftige Feindfeligfeiten. Als aber ſowohl 
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Oeſterreich als Frankreich jo entfchieden gegen Vernichtung Sachſens Ein- 
ſprache erhoben, jo glaubten fie, nicht darauf beftehen zu dürfen. Sie, 
forderten nun Abtretung des Yeipziger und Bautener Kreiſes. Aber auch. 
dieß erflärten Defterreih und Frankreich nicht zugeben zu können, und 
verſprachen, wenn Sachſen gefchont werde, gegen die Annerion Hanno— 
vers feine Einwendung maden zu wollen. Hierauf wurde am 25. Juli 
die Integrität Sachſens zugeftanden. Aber nun kam Defterreich mit 
dem fonderbaren Anfinnen, daß Sachſen nicht zu dem morddeutichen 
Bund gezogen werden, fondern dem füddeutfchen zugewiefen werben follte. 
Davon, erflärte Bismard, könne feine Rede fein. Wenn Oeſterreich 
auf diefer ‚Forderung bejtehe, jo jei er entjchloffen, die ganze Verhand— 
lung abzubrechen, und würde, wenn fein König befehle, darauf einzu. 
gehen, jogleich feine Entlaffung nehmen. Nun ließ Defterreih die For— 
derung fallen, und der König von Preußen verftand fich dazu, das Kö— 
nigreih Sadjjen in feinem bisherigen Umfang bejtehen zu laffen, wenn 
e3 in den norddeutſchen Bund eintrete. Die Stellung innerhalb deffelben 
jolfe durch einen befonderen Friedensvertrag geregelt werden. Erſt nad): 
dem die ſächſiſche Frage erledigt war, wurde über die einzelnen Bedin- 
gungen des Friedens zwijchen Preußen und Defterreich verhandelt. Zuerft 
jtellte Preußen die Forderung, daß zur Berichtigung der böhmifch-jchle- 
ſiſchen Grenze ein größerer Yandftrid an der Seite der Grafſchaft Glag, 
nämlich Königgräg und Umgebung, die Schladhtfelder der preußiſchen 
Siege, abgetreten werden jollte, und ließ die Wahl zwijchen diefer Ab— 
tretung oder 40 Millionen Thaler als Kriegsfoftenentihädigung. Die 
Defterreicher entjchieden fich für Letzteres, aber wendeten zugleich ein, 
die öfterreichiichen Finanzen erlaubten nicht, ſich für eine jolhe Summe 
verbindlich zu machen. Nun erbot ji Bismarck, 15 Millionen nad) 
zulaffen als Entihädigung für die von Defterreih im fchleswig - hofftei- 
nijchen Krieg aufgewendeten Koften. Auf den Vorſchlag des Kronprinzen 
von Preußen wurden noch weitere 5 Millionen Thaler in Abzug gebracht 
und als bezahlt angenommen durch die Verpflegung der bis zum Frie— 
den in Böhmen und Mähren ftehen bleibenden preußischen Truppen. 
Sp war die wriprüngliche Summe von 40 Millionen auf 20 herabge- 
mindert. Den Anfpruch, welchen Dejterreich anfänglich gemacht hatte, daß 
in den Waffenftillftand und Frieden auch die mit ihm verbindeten Staa— 
ten Baiern, Wirtemberg, Baden und Heilen» Darmftadt eingejchloffen 
werden follten, gab Defterreich ohne Schwierigkeit auf, da e8 von dieſen 
Staaten fo ſchlecht unterftütt worden war und ihnen Feine bejondere 
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Rückſicht und Treue ſchuldig zu fein glaubte. Etwas Anderes war es 
mit Sachſen gewejen, deſſen Heer, wohlgerüftet, alle Kämpfe der öfter: 
reichiſchen Nordarmee in Böhmen mitgemacht hatte. Ueber die jüddeut- 
ihen Staaten wurde daher zwijchen Dejterreih und Preußen gar nicht 
verhandelt, denn die Bedingung der Mainlinie war ja nit von De- 
jterreich, jondern von Frankreich aufgeftellt worden; fie wurde daher nur 
ſtillſchweigend in die Friedenspräliminarien aufgenommen und Benedetti 
behielt fi) vor, dieſe Angelegenheit mit anderen Forderungen Frant: 
reichs zur Sprache zu bringen. Am 26. waren alle Beſprechungen zwi— 
ihen Bismard und den öſterreichiſchen Bevollmächtigten erledigt, und 
die Präliminarien des Friedens wurden unterzeichnet. Cie find in 9 
Artikeln abgefaßt, welche in den wichtigften Punkten mit dem oben ©. 
107 abgedrudten franzöfiihen Vermittlungsprogramm wörtlich überein- 
jtimmen und lauten: 

Art. 1. Der Territorialbeftand der öfterreihiichen Monarchie bleibt, 
mit Ausnahme des lombardifc- venetianifchen Königreichs, unverändert. 
Art. 2. Der Kaifer von Defterreich erkennt die Auflöfung des bishe- 
rigen deutihen Bundes an und gibt feine Zuftummung zu einer neuen 
Geſtaltung Deutjchlands ohne Betheiligung des öſterreichiſchen Kaiſer— 
ſtaats. Ebenjo verjpriht Se. Maj. das engere Bundesverhältwiß anzu— 
erfennen, welches der König von Preußen nördlich der Linie des Mains 
begründen wird, und erflärt fi) damit einverftanden, daß die füdlich 
von diejer Linie gelegenen deutfchen Staaten in einen Verein zuſammen— 
treten, deſſen nationale Verbindung mit dem norddeutichen Bunde der 
näheren Berftändigung zwijchen beiden vorbehalten bleibt. Art. 3. Der 
Kaifer von Defterreich überträgt auf den König von Preußen alle feine 
im Wiener Frieden erworbenen Rechte auf die Herzogthümer Schleswig 
und Holjtein, mit der Maßgabe, daß die Bevölferung der nördlichen 
Diftrifte von Schleswig, wenn fie durch freie Abjtimmung den Wunfch 
zu erfennen geben, mit Dänemark vereinigt zu werden, an Dänemarf 
abgetreten werden ſollen. Art. 4. Der Kaijer von Defterreich verpflichtet 
fih, behufs Dedung eines Theiles der für Preußen aus dem Kriege 
erwachjenen Koften, an den König von Preußen die Summe von 40 
Millionen Thaler zu bezahlen. Bon diefer Summe joll jedod) der Be- 
trag der Kriegskoſten, welche der Kaifer von Defterreicd) laut des Wiener 
Friedens zu fordern hat, mit 15 Millionen Thalern, und als Aequiva- 
(ent der freien Berpflegung, welche die preufifche Armee bis zum Frie— 
densſchluß in den von ihr oecupirten öfterreichifchen Yandestheilen haben 
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wird, mit 5 Millionen in Abzug gebracht werden, jo daß nur 20 Mil: 
lionen zu zahlen bleiben. Art. 5. Auf den Wunſch des Kaijers von 
Defterreich erklärt fich der König von Preußen bereit, bei den bevorite- 
henden Beränderungen in Deutjchland den gegenwärtigen ZTerritorialbe- 
ftand des Königreihs Sachen in feinem bisherigen Umfange beftehen zu 
lafien, indem er fich dagegen vorbehält, den Beitrag Sachſens zu den 
Kriegskoften und die Fünftige Stellung des Königreichs Sachjen inner: 
halb des norddeutichen Bundes durch einen mit dem Könige von Sad): 
jen abzujchließenden bejonderen Friedensvertrag näher zu regeln. Dagegen 
verjpricht der Kaiſer von Defterreih, die von dem König von Preußen 
in Norddeutſchland herzuftellenden neuen Einrichtungen, einjchließlich der 
Territorialveränderungen, anzuerkennen. 

Die folgenden vier Artifel betreffen die Ausführung diefer Beftim- 
mungen, den Vorbehalt der Zuſtimmung des Königs von Stalien, den 
Austaufh der Natificationen, den Waffenftillftand und die mit Baiern 
und den anderen Staaten abzuſchließenden Waffenftillftandg - Verträge. 

Preußen. hatte in diefen Friedensbedingungen errungen, was irgend 
unter den beftehenden Verhältniffen zu erlangen möglid war. Der größte 
Gewinn war unftreitig die von Defterreic anerkannte Auflöfung des 
deutfhen Bundes und die daraus folgende Befreiung Deutfchlands aus 
den Banden Defterreihd. Der Dualismus der beiden Großmächte, die 
fih um die Führung Deutjchlands ftritten, war das Haupthinderniß 
gewejen, welches eine gejunde einheitliche Gejtaltung unmöglich machte. 
Es war aber nicht nur die einfache Thatfache, daß aus der Zweiheit 
feine Einheit werden lonnte, jondern das Schlimmfte war, daß De- 
fterreih und feine Dynaftie einen pofitiv ſchädlichen Einfluß auf die Ent: 
widlung Deutjchlands ausübte Die war durch die Erfahrung von 
vier Jahrhunderten conftatirt. Seit Friederich III. mit dem Beſitz Oe— 
ſterreichs die Krone des deutjchen Meiches durch ein fat zum Erbrecht 
gewordened Herkommen vereinigte, hatte Deutjchland nur Schaden von 
dDiefer Verbindung. Erinnern wir uns nur einiger Wendepunfte. Im 
fechzehnten Jahrhundert war die deutjche Nation im Begriff, kraft der 
von Luther ausgegangenen veligiöfen Bewegung lirchlich und politifch ſich 
neu zu geftalten, von Nom ſich loszureißen und das mittelalterliche 
Kaiſerthum in einen deutfchen Staat zu verwandeln. Da ftand jener Spaniır 
im Wege, der, Erbe der öfterreichifchen Monarchie, als Karl V. zum 
römifch=deutfchen Kaifer gewählt wurde und, ohne Verſtändniß für das 
religiöfe Leben des deutſchen Volkes, das römische Papſtthum fefthalten 
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zu miüffen meinte. Das Ergebniß diefer undeutichen Politik war die 
Trennung der Nation in zwei feindlid einander gegenüber ftehende 
Hälften. Die dem Protejtantismus feindjelige Richtung blieb der tradi- 
tionelfe Charakter der üfterreichifchen Politif, die uns auch den dreißig: 
jährigen Krieg bejcheerte, welcher die deutjche Entwicklung mindeftens um 
ein Jahrhundert zurücgeworfen hat. Wie Oeſterreich uns den Segen 
der Heformatlon verkimmert hat, jo hat e8 uns auch um den Gewinn 
der Befreiungsfriege im neunzehnten Jahrhundert betrogen, und bewirft, 
daß aus denfelben weder politijche Freiheit noch nationale Einheit er- 
wachſen ift. Ein öfterreichiicher Kaiſer und ein öfterreichifcher Meinifter, 
Franz IT. nnd Metternih, haben faſt ein halbes Jahrhundert lang 
daran gearbeitet, das deutſche Nationalleben niederzuhalten. Auch die 
Bewegung des Yahres 1848 ift hauptſächlich an öfterreichiichen Umtrie— 
ben gejcheitert. Defterreichifche Abgeordnete waren e8, welche in der 
Frankfurter Nationalverfammlung keine durchichlagende nationale Majo— 
rität zu Stande kommen ließen und die bejchloffene Reichsverfaſſung 
verhinderten, Tebensfähig zu werden; der öfterreichifche Reichsverweſer 
und der Minifter Schmerling trugen einen großen Theil der Schuld 
daran, daß zwiſchen der Frankfurter Centralgewalt und der preußiichen 
Negierung fein freundliches Verſtändniß auffommen konnte, und der Ge— 
genfag immer jchroffer und unverjöhnlicher wurde. Und nachdem jo 
unter Defterreihs Mitwirkung das Werk der Nationalverfammfung ver: 
pfufcht war, hat der öfterreihiiche Minifter Fürft Schwarzenberg dem 
Verſuch des Königs von Preußen, die deutfchen Fürften und Staaten 
zu einer freiwilligen Bereinigung zu bewegen, mit aller Macht entgegen- 
gearbeitet und die Demüthigung und Vernichtung Preußens zum Pro— 
gramm der öfterreichifchen Politif gemadt. Wie auch nad) feinem Tode 
diefe8 Programm unter verfchiedenen Formen eingehalten worden tft, 
haben wir im erften Bande zu zeigen verfucht. 

Mufte nicht nach ſolchen Erfahrungen in deutfchen Staatsmännern 
die Ueberzeugung entftehen, daß man losfommen müſſe von dem De- 
fterreih, das ein Fluch geworden war für Deutfchland? Es ift in Re— 
den und Schriften oft und viel auseinandergeiegt worden, daR das 
Marten auf Defterreich der Tod der deutfchen Einheit fei, daß man mur 
dann zu einer befriedigenden Berfaffung Dentjchlands gelangen Tönne, 
wenn man feine Nückficht auf Defterreich nehme, wenn Defterreih aus: 
icheide aus Deutjchland. Aber vor Bismard hat fein Staatsmann den 
Muth gefunden, auf diefes Ziel entjchieden Hinzuarbeiten; feiner politi- 
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hen Weisheit erft gelang es, den Krieg mit Defterreich in einer foldhen 
Weife einzuleiten und durchzuführen, daß derfelbe diejes glücdliche Re— 
fultat haben Eonnte. Niemals hätten die diplomatifchen Fehden zu einer 
friedlichen Auseinanderfegung und zu der Ueberzeugung geführt, daß es 
fir beide Theile beffer jei, getrennt ihre Neugeftaltung zu verfuchen. 
Nur der Sieg der preußifchen Waffen vermochte diefe Einficht zu bewir- 
fen und eine Mare Lage zu fchaffen. Leider war mit der Ausjcheidung 
Defterreihs noch nicht alles geebnet, denn mit der Mainlinie wurde ein 
neues Hinderniß der Einheit aufgeworfen. Nicht Oeſterreich, ſondern 
Frankreich hatte diefe Bedingung gemacht. Es fragt fih, ob Bismard 
recht that, diejelbe anzunehmen, ob er fie nicht hätte ablehnen, auf die 
Bermittlung Frankreichs verzichten und die bisher fiegreichen Armeen 
aufs neue zum Kampf rufen follen, wie ihm dieß von manchen Seiten 
zugemuthet wurde. Für den Fall der Fortfegung des Krieges waren die 
beiten Ausfichten, man durfte mit Zuverfiht auf den guten Ausfall 
einer zweiten Schlacht rechnen, die Preußen in den Beſitz Wiens geſetzt 
und ihm möglich gemacht haben würde, ſich in Süddeutſchland auszu— 
breiten und feftzufegen. Freilich wäre in Frankreich ein neuer Gegner 
erwachfen. Napoleon hatte fich zwar ſehr entjchieden gegen active Un— 
terftügung Oeſterreichs, gegen militärifhe Demonftrationen ausgeſpro— 
chen. Aber eine Zurücweifung feiner Vermittlerrolle würde zu jehr den 
Stolz und die Intereſſen Frankreichs verlegt haben, als daß ihm die 
Stimmung der Nation erlaubt hätte, ruhig zu bleiben; er wäre zum 
Losichlagen genöthigt worden. Wir fehen denn in der That auch aus dem 
Generalſtabsbericht, daß im preußifchen Hauptquartier ernfte Erwägun— 
gen ftattgefunden haben; gewiß war die Annahme oder Ablehnung der 
Mainlinie ein Hauptgegenftand der Ueberlegung. 

Diefe Mainlinie, hatte Napoleon unftreitig nicht für Oeſterreich, ſon— 
dern in Frankreichs Intereſſe gefordert. Daß die ſüddeutſchen Staaten 
mit Defterreich ein Bündniß würden eingehen wollen, war jehr unwahr— 
ſcheinlich; fie hatten fo eben die Erfahrung gemacht, daß Oeſterreich fei- 
neswegs den Halt gewähre, den fie in ihm zu finden gehofft Hatten. 
Es war nicht nur nicht mit Sieg vorangegangen, fondern hatte feine 
Bundesgenoffen auch leichten Muthes dem Sieger preisgegeben. Und 
Defterreih Hatte andererfeits erfannt, daß der Beiftand der militäriich 
fo ſchlecht organifirten ſüddeutſchen Staaten für den Kriegsfall ziemlich 
leicht wiege. Biel wichtiger war es fiir Napoleon, die füddeutjchen 
Staaten nicht in preußischen Machtbereich gerathen zu laſſen. Wenn fie 
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dur Gewährung einer internationalen Eriftenz in die Luft geftelt wa- 
ren, jo war zu erwarten, daß fie gegenüber von Preußen ihre Unab— 
hängigfeit wahrten, aber um dieß zu können, fremder Hilfe bedirrften, 
und da Dejterreich fi) als morjche Stütze gezeigt hatte, mußten fie jich 
auf Frankreich angewiejen ſehen. Und je eiferfüchtiger die minder mäch— 
tigen Siüdftaaten ſich hüteten, nicht von Baiern bevormundet zu werden, 
defto mehr wurden fie auf die Seite Frankreich gedrängt. Unter die- 
jen Umftänden konnten die ſüddeutſchen Staaten für Napoleon ein mili- 
tärifch und politifch werthvolles Vorland gegen Preußen werden. Aber 
mußten dieß nicht eben jo viele Gründe für Bismard fein, die Main- 
linie nicht zu geftatten? Sicherlich verkannte er die Gefahr der franzö- 
ſiſchen Protection nit. Aber andererjeits hatte er Gründe zu boffen, 
daß aus dem von Napoleon geplanten Südbund, der die Stelle des 
alten Rheinbundes vertreten follte, nichts werden würde, und dann 
mochte er darauf rechnen, daß die von Napoleon erziwungene Mainlinie 
eine fehr unpopuläre Einrichtung fein werde, und die Bevölferungen 
eifrig dagegen arbeiten wirden. Bor der Hand aber war ihm dieje 
Mainlinie, die er nicht befeitigen konnte, ohne einen Krieg mit Frank— 
reich zu riskiren, nicht fo unlieb. Er verfannte die Schwierigkeit, jetzt 
ſchon ganz Deutjchland zu einem Bundesstaat zu einigen, nicht, er ver- 
hehlte fich nicht, daß in Süddeutſchland viele Elemente feien, die in ei- 
nem deutfchen Parlament jehr unbequem werden fonnten. Ein jo großer 
Zuwachs von demofratifchen, ultramontanen und fonft preußenfeindlichen 
Abgeordneten, wie fie vorausfihtlih aus Süddeutjchland famen, war 
für den jungen YBundesftaat nicht förderlih. Der preußische Kern mußte 
vorher erftarfen und fich arrondiren. Von diefen Gejichtspunften aus 
angefehen war die Mainlinie ganz wilffommen, fie konnte dazu helfen, 
dem Einigungsproceß längere Frift zu verfchaffen. Daß fie fein defi— 
nitiver Abſchluß, fondern nur eine Station fein würde, das ließ ſich 
vorherjehen. Bald mußte ſich eine Partei bilden, die ihre Ueberwindung 
fich zur Aufgabe machte. 

So angefehen waren die Friedenspräliminarien von Nikolsburg 
ganz befriedigend. Sie wurden ſchon am folgenden Tage ratificirt. An 
demfelben Tag kam General Moltke mit dem öfterreichifchen Feldzeug— 
meister Graf Degenfeld über einen vierwöchentlihen Waffenſtillſtand 
überein, in welchem den preußifchen Truppen ein Beſetzungsrayon einge- 
räumt wurde, deſſen füdliche Grenze die Thaya vor ihrem Einfluß in 
die Marc) bildete. Sie brauchten nur das Erzherzogthum Niederöfter: 
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reich zu räumen, konnten aber, wie bisher, faft ganz Böhmen und 
Mähren beſetzt halten. Innerhalb dieſes Rayons jollten fie von deu 
Einwohnern foftenfreie Verpflegung erhalten und alle Verkehrsmittel um: 
gehindert benugen dürfen. Der definitive Friedensvertrag wurde erſt am 
. 23. Anguft zu Prag abgefchloffen und enthält die oben angeführten Frie— 
densbeftimmungen wörtlich gleichlautend; nur mit dem einen Unterſchied, 
daß in Betreff des eventuellen Bundes der füddentfchen Staaten dev in 
dem urfprünglichen franzöfifchen Programm beigefügte Sag: „der eine 
unabhängige internationale Exiftenz haben wird“, welcher in den Ni: 
folsburger Präliminarien mweggeblieben war, wieder aufgenommen: ift. 
Den Friedensverhandlungen in Nikolsburg folgte ein intereffantes 
Nachſpiel in Berlin, welches die Compenſationsanſprüche Frankreichs an 
Preußen betraf. Napoleon hatte ficher darauf gerechnet, daß Preußen 
die Mäßigung, mit welcher er darauf verzichtet hatte, zu Gunſten De- 
fterreich8 eine bewaffnete Vermittlung ins Werk zu fegen, durch Zuge: 
ftändniffe in Betreff des linken Rheinufers lohnen würde. Aber Bene- 
detti fonnte in Nikolsburg feine Abficht nicht erreichen, weil Bismard 
ihn von den Conferenzen mit dem öfterreihifchen Gefandten fern zu 
halten wußte, und mit diefem die Präliminarien möglichft ſchnell ab- 
ſchloß. Als Benedetti am 26. Yuli endlich eine Unterredung mit Bis- 
mare erlangen fonnte, vernahm er zu feiner Ueberrafhung, daß die 
Sriedenspräliminarien mit Oeſterreich bereit abgejchloffen und unter- 
zeichnet jeien. Er verfäumte nicht zu fragen, ob Frankreich nicht auf 
eine Verbeſſerung feiner Aheingrenze zu hoffen habe?“) Darauf erwi— 
derte ihm Bismard, daß es jchwer fein würde, den König nach dem 
glänzenden Sieg über Defterreich zu beftimmen, irgend einen Theil fei- 
ner rheinifhen Provinzen abzutreten. Er wolle übrigens den König auf 
diefe von Frankreich zu erwartende Forderung vorbereiten. Auch foll er 
nad Benedetti's Bericht geäußert haben, es laſſe fich vielleicht eine bil- 
lige Entjchädigung in der Pfalz ermitteln. Benedetti meldete den erhal- 
tenen Beſcheid nad) Paris und erhielt, nachdem er bereits wieder nad) 
Berlin zurüdgelehrt war, von Drouyn de L'huys am 5. Auguft den 
officiellen Auftrag, die Compenfationsfrage zur Sprache zu bringen und 
den Entwurf eines Vertrags vorzulegen, nach welchem Nheinbaiern und 
Rheinhefien mit Einfhluß der Stadt und Feſtung Mainz an Frankreich 
abgetreten werden jollten.**) Benedetti fah voraus, daß Bismard dieſes 
*) Benedetti, Ma mission en Prusse. 8. 189. 


**), Pudwig Hahn, „Der Krieg gegen Frankreih 1871”, theilt &. 404 fol- 
genden Entwurf mit, welches wohl der damals übergebene fein wird: „L’empire 
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Anfinnen mit Unwillen zurückweiſen würde; er hatte daher nicht den 
Muth, den Entwurf perſönlich zu übergeben, und überjandte ihn in 
Abſchrift mit folgendem Billet: „In Beantwortung der Mitteilungen, 
die ich in Folge unferer Unterredung vom 26. v. Mts. von Nikolsburg 
nach Paris gerichtet habe, empfange ich aus Vichy den Entwurf zu 
einer geheimen Convention, von dem Sie anliegend Abjchrift finden. 
Sch beeife mich, denfelben zu Ihrer Kenntniß zu bringen, damit Sie 
ihn mit Muße prüfen können. Ich ftehe übrigens zur Befprechung 
dejfelben zu Ihrer Verfügung, wenn Sie den Moment dazu für ge 
fommen erachten.“ Er gefteht in einem Bericht*) an das auswärtige 
Amt, er habe mit Rüdfiht auf das Temperament des Meinifterpräfi- 
denten vermeiden wollen, bei dem erften Eindrucd der franzöſiſchen For- 
derung des linken Rheinufers mit Einfluß der Feſtung Mainz gegen- 
wärtig zu fein. Am folgenden Tag muß eine perfünliche Unterredung 
mit Bismard ftattgefunden und Benedetti eine jehr derbe Abweifung in 
Empfang genommen haben. Bismard jelbft erzählte davon in einer 
Neichstagsrede vom 2. Mai 1871: „ES ift bekannt," fagte er, „daR 
ih am 6. Aug. 1866 im all gewefen bin, den franzöfifchen Bot: 
ichafter bei mir eintreten zu jehen, um mir mit furzen Worten das 
Ultimatum zu ftellen, Mainz an Frankreich abzutreten, oder die fofor: 
tige Kriegserflärung zu gemwärtigen. Ich bin natürlich nicht eine Se: 
funde zweifelhaft gewejen über die Antwort, ich antwortete: gut, dann 
ift Krieg." Benedetti felbft ſucht in feinem Bericht die Barjchheit der 
erhaltenen Abweifung zu mildern, er jagt nur, Bismard habe ſich we: 
nig geneigt gezeigt, Mainz abzutreten, aber die Unterredung habe feinen 
Augenblick aufgehört, ſchicklich und Höflich zu fein. Die oben erwähnte 


frangais rentre en possession des portions de territoire qui, appartenant au- 
jourd’hui à la Prusse, avaient été comprises dans la delimitation de la France 
en 1814. La Prusse s’engage à obtenir du roi de Baviöre et du Grand duc 
de Hesse, sauf a fournir à ces Princes des d&dommagements, la cession des 
portions de territoire qu’ils possedent surf la rive gauche du Rhin et a en 
transferer la possession & la France. Sont annulees toutes les dispositions rat- 
tachant à la confederation germanique les territoires places sous la souverai- 
nete du Roi des Pays-bas, ainsi que celles relatives au droit de garnison dans 
la forteresse de Luxembourg.“ &s ift aber zu vermuthen, daß die franzöftichen 
Compenjationsforderungen auch nod in anderer Faſſung vorgelegt worden find. Je— 
denfall® muß von Mainz ausdrüdlicd die Rede geweſen fein, 

*) ©, Deutfcher Reihsanzeiger vom 20. Dft. 1871 aus Papieren, die in die 
Hände der preußiihen Truppen gefallen waren. 


Napoleon länguet die Eompenfationsforderungen ab. 125 


Meittheilung des deutjchen Reichsanzeigers deutet an, daß Benedetti’ in 
feinem Buch vermeide, das Nähere diefer Unterredung zu erzählen. Er 
babe auf die Bemerkung des Minifterpräfidenten, daß diefe Forderung 
gleichbedeutend mit einer Kriegserflärung fei, und daß der Botjchafter 
wohl thun werde, jelbft nad) Paris zu reifen, um diefen Krieg zu ver: 
hüten, erwidert: allerdings werde er nad) Baris gehen, könne aber nicht 
umbin, dem Kaifer aus eigener Ueberzeugung die Aufrechthaltung feiner 
Forderung zu empfehlen, weil er glaube, die Eriftenz der Dynaftie fei 
in Gefahr, wenn die öffentlihe Meinung in Frankreich nicht durch eine 
derartige Conceffion Deutſchlands beruhigt werde. Hierauf babe ihm der 
Minifterpräfident entgegnet, er möge dem Kaiſer zu bedenken geben, 
daß unter gewiſſen Umftänden ein folcher Krieg nur mit dem Wagniß 
einer Revolution geführt werden könne, und dann werde fich zeigen, 
welcher Thron fefter ftehe, der Napoleons oder der des Königs von 
Breußen. 

Benedetti reiste, wie er in feiner Nechtfertigungsichrift erzählt, nach 
Paris und berichtete dort, welchen Eindrud die Yorderung, Mainz ab- 
zutveten, auf den König, Bismarck und die Generale gemacht habe. Es 
jcheint demnach, daß er außer dem Beſcheid Bismarcks auch die Ent- 
rüftung anderer bochftehender Perfonen zu hören befommen hat, und 
dag er für gut fand, dem Kaiſer Napoleon anders zu rathen, als jeine 
Antwort an Bismard vermuthen lief. Napoleon ſah ein, daß er zu 
weit gegangen fei, daß eine Kriegsdrohung Deutjchland einigen und die 
fo eben mit Mühe gezogene Mainlinie vernichten fünnte. Er gab nun 
feinem Meinifter des Innern La Valette den Auftrag, die Compenja- 
tionsforderung, die in Deutjchland jo böſes Blut gemacht hatte, abzu- 
läugnen. Er fchrieb den 12. Auguft an La Valette nachjtehenden Brief: *) 
„sch lenke Ihre Aufinerffamteit auf folgende Thatjachen. In Folge einer 
Unterredung zwifchen Benedetti und Bismard hat Drouyn de L'huys 
den Gedanken gehabt, den Entwurf einer Uebereinkunft in Betreff der 
Eompenjationen, die wir zu fordern berechtigt find, nad Berlin zu 
ſchicken. Diefer Entwurf hätte meiner Meinung nad geheim bleiben 
folfen, aber man bat nach Außen Hin Lärm damit gemacht, und die 
Journale gehen jo weit, zu jagen, die Nheinprovinzen feien ung abge- 
ichlagen worden. Es geht aus meiner Unterredung mit Benedetti her» 
vor, daß wir ganz Deutfchland gegen uns haben würden für einen ges 


*) Benedetti, Ma mission. ©. 181. 
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ringen Vortheil. Es ift wichtig, die allgemeine Meinung über diejen 
Punkt ſich nicht verirren zu lafjen. Berbieten Sie fehr energifch diejen 
Lärm in den Zeitungen. Ich jchreibe in diefem Sinn auch an Drouyn 
de L'huys. Er ſchickt mir heute die Hier beigejchloffene Correipondance 
Havas. Das wahre Intereſſe Frankreichs ift nicht, eine unbedeutende 
Zerritorialveränderung zu erhalten, jondern Deutjchland zu unterftügen, 
in der unferen Intereſſen und denen Europa’3 günftigften Weije feine 
Berfaffung zu geftalten.‘ 

E3 war Napoleon ſehr daran gelegen, die durch die Compenſa— 
tionsforderungen aufgeregte Stimmung in Deutſchland zu bejchwichtigen 
und eine gemeinjame Abwehr diejer Forderungen zu verhindern. Die 
Gründung eines ſüddeutſchen Sonderbundes erjchien ihm zunächſt die 
Frankreichs Intereſſen günftigfte Weife, die deutjche Verfaſſung zu ge- 
ftalten, und diefer Plan jollte ſorgſam unterftütt umd gepflegt werden. 
Benedetti fehrte mit neuen Inſtructionen nad) Berlin zurüd, und man 
erfand nun die Fabel, jener Entwurf eines Abtretungsvertrags und die 
damit verbundene Kriegsdrohung fei dem Kaiſer während einer Kranf- 
beit entrifjen worden umd der eigenmächtige Gedanfe Drouyn's gewejen, 
welcher num desavouirt wurde und bald darauf durch ein Faiferliches 
Decret vom 1. Sept. feine Entlafjung befam. Bon Mainz und dem 
linken Rheinufer war zunächſt nicht mehr die Nede, und die Compen— 
fationsplane warfen ji) bald nachher auf Yuremburg und Belgien. 

Das Beitreben Napoleons war jest, die Eiferfudht des franzöfi- 
ihen Volkes auf die Erfolge Preußens zu bejchwichtigen. Dieß veran- 
lafte ihn zur Aufftellung eine8 Programms, in welchem er feine Auf- 
faffung der Veränderungen in Deutjchland und Europa darlegte. Es 
geihah in Form eines Aundjchreibens, welches der interimiftiiche Vor— 
ftand des Departements des Auswärtigen, Ya Balette, unter dem 16. 
September erließ, das aber wahrſcheinlich vom Kaifer felbft verfaßt 
war. Er fagt darin feinen Franzoſen zum Troft, daß die gegen Franf- 
reich gerichtete Allianz der europäifchen Großmächte durch die neuen Er- 
eigniffe gebrochen und eine Freiheit der Allianzen hergeftellt fei, die auch 
Frankreich zu gute käme. Anftatt eines Preußen, Defterreich und Deutich- 
land umfafjenden Bundes von 80 Millionen Einwohnern, der feine ver: 
einigten Kräfte gegen Frankreich habe wenden können, ftehen jett Preu— 
fen mit Norddeutichland, Süddeutſchland und Oeſterreich als getrennte 
Mächte da. Das vergrößerte, von jeder Solidarität fortan erlöste Preu- 
Ben fichere zwar die Umabhängigfeit Deutſchlands, aber Frankreich 
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brauche darin feinen Schatten für fich zu fehen. Stolz auf jeine be- 
wundernswerthe Einheit und ungerftörbare Nationalität, könne es dem 
Aſſimilationsproceß in Deutjchland ruhig zufehen. „Iſt das deutſche 
Nationalgefühl befriedigt, fo legt fich feine Unruhe, fo erlöjchen feine 
Feindſchaften. Frankreich nachahmend thut es einen Schritt, der es 
uns näher bringt, nicht aber von uns entfernt.“ Auf den in Frankreich 
gegen Napoleon erhobenen Vorwurf, er hätte es nicht blos bei friedli- 
cher Vermittlung bewenden laſſen, fondern gegen die Begründung des 
preußijchen Uebergewichts mit Waffengewalt einjchreiten ſollen, erwidert 
Ya Balette im Namen feines faiferlihen Herrn, derſelbe „würde jeine 
hohe BVerantwortlichkeit verfannt haben, wenn er, die verfprochene und 
proclamirte Neutralität verlegend, ſich auf's Gerathewohl in die Zu- 
fälle eines großen Krieges geftürzt hätte, in einen der Sriege, welche 
den Haß der Racen erweden und in denen ganze Nationen aufeinander: 
ftoßen. Was würde im der That das Piel diefes freiwillig gegen Preu- 
Ben und nothmwendigermweife gegen Stalien unternommenen Krieges gewe— 
jen fein? Eine Eroberung, eine Gebietsvergrößerung! Aber die faiferl. 
Regierung hat feit langer Zeit ihre Grundfäge in Betreff territorialer 
Ausdehnung proclamirt und angewendet. Sie verfteht und hat verftan- 
den, Anmerionen vorzunehmen, welche durch eine abfolute Nothwendig- 
feit geboten find, indem fie dem Vaterlande Bevölferungen zutheilen, 
welche durch die gleichen Sitten und den gleichen nationalen Geiſt mit 
ihm vereint waren, und fie hat zur Widerherftellung unferer natürlichen 
Grenzen die freie Zuftimmung Savoyens und der Grafichaft Nizza er- 
langt. Frankreich kann nur Gebietsvergrößerungen wünjchen, welche 
jeinen mächtigen Zufammenhang nicht ftören; aber es muß ftets am jei- 
nem moraliſchen und politijchen Wachsthum arbeiten, indem es feinen 
Einfluß den großen Intereſſen der ivilifation zumendet." Daß die 
franzöfiiche Politif aber Keine unbedingt friedliche gegen Deutſchland fein 
werde, wurde angedeutet durch das am Schluß des Programms aus— 
geſprochene Bekenntniß: „Die Nefultate des leiten Krieges enthalten 
eine ernfte Lehre, melde unferer Waffenehre nichts gefoftet hat; fie 
zeigen ung die Nothiwendigfeit an, dag wir, um unfer Gebiet zu ver- 
theidigen, ohne Aufſchub zu einer Vervollkommnung unfrer militärifchen 
Organifation ſchreiten müſſen.“ 

Dieſe Form des Rückzugs ließen ſich denn auch Frankreich und 
Deutſchland zunächſt gefallen. 


Einundzwanzigftes Kapitel. 


Preußen nad dem Kriege. 


Löſung des Conflict, die-Aunerionen und die Anfänge 
des norddeutſchen Bundes. 


Nah Abſchluß der Friedenspräliminarien war fir Preußen die 
nächſte Aufgabe die Einverleibung der bejiegten Staaten dieſſeits des 
Mains, und die Errichtung des norddeutichen Bundes mit den übrigen 
Kleinftaaten. Beides fonnte nur durch Mitwirkung des Abgeordneten- 
haufes erledigt werden, und deshalb war die Verjühnung mit demjelben 
eine Bedingung des weiteren Fortſchrittes. Diefe Verföhnung war durch 
die glänzenden Erfolge des Krieges natürlich bedeutend erleichtert. Der 
König, deſſen Politif von der Kammer als fo verderblich für den Staat 
befämpft worden war, hatte Größeres für Preußen erreicht als irgend 
einer feiner Vorfahren, und fein Minifter, den fie als fchlechten Rath— 
geber jo gern befeitigt hätte, war jet der gefeierte Held des Tages. 
Die veränderte Volksſtimmung Kam bei der Rückkehr des Königs nad) 
Berlin zum lebendigften Ausdrud. Am 4. Auguft fam er in Begleitung 
des Kronprinzen, Bismards, Roons und Moltke's mit zwei feſtlich ge- 
ſchmückten Locomotiven auf dem Bahnhof an. Eine anjehnliche Ver— 
fammlung, welche größtentheild aus Perſonen der höheren Stände be 
ftand, drängte fi) ihm der Wagenreihe entlang entgegen, um ihn beim 
Ausfteigen zu begrüßen; friſch und fräftig ausfehend trat er unter die 
Menge und rief Allen, bis zu Thränen gerührt, ein herzliches Will- 
fommen zu, reichte im dem langen Spalier, der ſich bildete, den Ein— 
zelnen die Hand, und ging dann in den Empfangsfalon, um feine Ge— 
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mablin zu begrüßen. Dazwifchen erſcholl endlofer Jubel, und draußen 
ertönte von einem Muſikchor die Vollshymne und das Preußenlied. 
Ebenjo wurde der Kronprinz und die andern Helden mit lauten Jubel— 
ruf empfangen. Bismard, in der Uniform eines Landwehr - Hufaren: 
Majors, rief den begrüßenden Freunden entgegen: „Wir find fchneller 
wiedergefommen, als wir dachten." 

Zwei Tage fpäter erjchien eine Deputation des Berliner Magi- 
ftratS umd der Stadtverordneten bei dem König und überreichte ihm 
eine Adreſſe, welche jehr im Gegenjat gegen frühere Kumdgebungen die 
Erfolge der föniglicheu Politik prieß. Es hieß darin unter anderem: 
„So fieht ſich Ew. Maj. ftärkfter Feind gezwungen, die Grundlagen 
eines Friedens anzunehmen, welder die politiſche Geftaltung Deutſch— 
lands von dem hemmenden Drud der Intereſſen des öfterreichiichen Kai- 
ferhaufes befreit und unter Eurer Maj. Herrihaft und Führung ein 
neues Staatswefen erftehen läßt, defjen gefchloffene Kraft auch die Ge- 
fahren, welche die Zukunft bringen Könnte, erfolgreich beftehen und die 
Erfenntniß immer weiter verbreiten wird, daß nur Preußen die politis 
Ihen Schäden heilen fann, an denen Deutjchland jeit Jahrhunderten 
franft. So frönen die Erfolge diefes Krieges die Thaten des großen 
Churfürften, des einzigen Friedrih! Die Geſchichte wird es würdigen, 
daß die, unferm Staate für die politifche Kräftigung Deutſchlands, für 
die Erhaltung feiner Eulturgüter geftellte Aufgabe von E. k. Maj., wie 
von Ihren glorreihen Ahnen, mit hohem Sinn erfaßt, mit entjchlofje- 
nem Muthe erfüllt worden ift." Der König erwiderte: „Selten ift Got- 
tes Segen und Gnade fo fichtlih mit einem gewagten Unternehmen ge- 
weſen, al3 in den fetten Wochen. Preußen mußte das Schwert ziehen, 
als es ich zeigte, daß es die Erhaltung feiner Selbftändigfeit galt; 
aber auch zur Neugeftaltung Deutjchlands hat es fein Schwert gezogen; 
Erfteres ift erreicht, Letzteres möge mir unter Gottes fernerem Gegen 
gelingen.“ 

Bemerkenswerth ift auch die Antwort, welche der König einige 
Wochen jpäter einer Deputation der Potsdamer ftädtifchen Behörden gab. 
Er jagte darin: „Es ijt mir in meinem hohen Alter jehr jchwer ge- 
worden, das Wort: „Krieg!" auszufprechen, Krieg gegen einen alten 
Bunbdesgenofjen, der feine berechtigte Stellung in Deutfchland hatte, zu 
deſſen altem Fürftenhaufe ich vielfache Beziehungen hatte: — es iſt 
mir Doppelt ſchwer geworden, weil ich die Opfer fannte, welche ich mei- 
nem ganzen Volfe auferlegen mußte, aber ich bin herausgefordert wor- 
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den und mußte den Kampf annehmen. Daß id) e8 mit Vertrauen konnte, 
verdanfen wir dem Inſtrumente, durch welches ung allein der Sieg ver: 
liehen werden konnte, — der Armee! — die ich jorgfältig vorbereitet 
hatte, um ihr im Augenblide der Gefahr vertrauen zu Fönnen. Auf den 
Grundlagen fortbauend, welche meine beiden Vorfahren gepflegt, habe 
ich mich nicht in der Ueberzengung beirren laſſen, daß Preußen einft 
eines ftarfen und wohlgeübten Heeres bedürfen würde, um jedem ande: 
ven, vielleicht ftärkeren und mohlgeübteren Heere zu widerjtehen, welches 
unfere Exiſtenz bedrohen könnte. Vier Jahre ift mir die gewifjenhafte 
Arbeit an diefer Aufgabe — eine Lebensaufgabe fir mich, wie für den 
Staat — verbittert worden; aber der Erfolg hat gezeigt, daß Arbeit 
und Opfer nicht vergebens gewejen find." | 

Unter. großen Feierlichkeiten zogen am 20. und 21. September die 
aus dem Feld zurüdfehrenden Truppen in Berlin ein. Empfangsreden, 
gotteSdienftliche Feier, Yeitmahle, Toafte und Illumination befundeten 
den Ausdruck gehobenfter Siegesftiunmung. Weberall ſprach ſich das Be- 
wußtjein aus, daß nicht nur Preußen Großes erreicht habe, ſondern daß 
jetst auch die politische Zukunft Deutfchlands gefichert jet. 

Sehen wir nun zu, wie die Errungenfchaften für die inneren Ver— 
hältniffe Preußens und die Neugeftaltung Deutſchlands verwerthet wor- 
den find. 

Noch während der Vorbereitungen zum Kriege war der Yandtag 
aufgelöst und die Neumahlen auf den 3. Juli angeordnet worden. Sie 
wurden vollzogen unter dem Eindrud der erften Erfolge der preußiichen 
Waffen in Weftdeutjchland und in Böhmen, und fielen fo aus, daß die 
Regierung auf eine Majorität hoffen konnte. Noch von Nifolsburg aus 
berief der König den Landtag auf den 5. Auguft ein. Er konnte in jeiner 
Thronrede auf die großartigen Erfolge hinweiſen, die feine Politik er- 
rungen hatte, umd zugleich die günftige Finanzlage des Staates geltend 
machen, die es ermöglicht habe, die bisher erwachjenen Koften des Krie- 
ges aus den Staatseinmahmen und vorhandenen Beftänden zu entnehmen, 
ohne andere Belaftung des Landes als die durch die gejeglichen Na— 
turalfeiftungen für Kriegszwecke bedingten. Mit Zuverficht fprad er das 
Vertrauen aus, daß die jüngften Ereigniffe dazu beitragen werden, Die 
unerläßliche VBerftändigung in foweit zu erzielen, daß der Negierung in 
Bezug auf die ohne Staatshaushaltsgeje geführte Verwaltung die In— 
demnität, um welche die Yandesvertretung angegangen werben ſolle, be- 
reitwillig ertheilt und damit der bisherige Conflict für alle Zeiten zum 
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Abſchluß gebracht werden werde. Die Adreſſe des Abgeordnetenhaufes 
ſprach defjen große Befriedigung darüber aus, daß der König das Pe- 
dürfniß einer Indemnitätserklärung anerfannt habe, und verfprach die 
freudige Unterftügung des Landtags bei Ordnung der deutfchen Angele- 
genheiten. „Durchdrungen“, fagt fie, „von der großen MWichtigfeit der 
gegenwärtigen Epoche für das ganze deutjche Vaterland, bieten wir aus 
vollem Herzen unjere Mitwirkung zur einheitlichen und freiheitlichen 
Entwidelung deffelben, welche die Vorſehung in Euerer Majeftät Hände 
gelegt hat. Wir können ung der Erfenntniß nicht verichließen, daß der- 
jelben noch große Schwierigfeiten entgegenftehen, und dat mit der Con— 
ftituirung des norddeutfchen Bundes nicht bis zur Befeitigung derjelben 
gewartet werden kann. Aber fejt überzeugt von der Nothwendigfeit eines 
nationalen Bandes zwifchen dem Norden und Süden des deutjchen Va— 
terlandes, hoffen wir zuverfichtlich, daß dafjelbe im nicht allzuferner Zu— 
funft gefchaffen werden wird, namentlich dann, wenn die deutjchen 
Stämme im Süden die fon jett in meiten Kreifen dafelbft empfundene 
Gefahr einer Zerreißung Deutfchlandg erkennen und dem Bebürfniffe 
nach einer nationalen feſten Vereinigung mit dem Norden einen aufrich- 
tigen und umziveideutigen Ausdrud geben." Der König fagte in feiner 
Erwiderung unter anderem: Wohl noch nie fei ein Ereigniß, wie das 
vorliegende, in der Weltgefchichte vorgekommen, noch nie fei in fo Furzer 
Zeit und auf ſolche Weife ein Krieg beendet worden. Es fei erfreulich 
und erhebend, daß gerade Preußen und er, der König felbft, von der 
göttlichen Gnade dazu auserfehen fei, ein ſolches Werk zu vollbringen, 
ein Werf, welches fo Viele, auch fein in Gott ruhender föniglicher Bru- 
der, erftrebt, denen aber nicht vergönnt worden fei, die Verwirklichung 
ihres Strebens zu erleben; darum ſehe er, der König, die Ereignifje 
der Neuzeit als eine bejondere göttliche Gnade an. 

Das verfprochene Indemnitätsgeſuch war indeffen am 13. Auguft 
vorgelegt worden und der Finanzminifter fprach bei diefer Gelegenheit 
aus, die Regierung hege den dringenden Wunſch, den Conflict baldigft 
zu löſen und ihn für alle Zeiten zu befeitigen. Zugleich verlangte die 
Negierung zur Dedung der in Militäv- und Marineverwaltung nöthig 
gewordenen Ausgaben einen außerordentlihen Credit von 60 Millionen 
Thaler, wovon 22 Millionen verwendet werden jollten, um den Staats- 
ſchatz wieder zu füllen, „denn das habe die Erfahrung gelehrt, daß zu 
einer friegSbereiten Armee auch ein kriegsbereiter Schat gehöre." Die 
Indemnität wurde durch Beſchluß des Abgeordnetenhaufes vom 3. Sept. 
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gewährt mit 230 Stimmen gegen 75, welche lettere aus Polen, Ka— 
tholifen und Mitgliedern der Fortſchrittspartei beftanden. Hiemit war 
der jo lange jchwebende Conflict, der vor dem Krieg faft unlösbar 
ſchien, jchnell erledigt. Der andere Theil des Vertrauensvotums, wel— 
ches die Regierung wünſchte, der außerordentliche Credit von 60 Mil- 
lionen, wurde Anfangs zwar beanftandet, aber einige Wochen fpäter mit 
Modificationen doch bewilligt. Die Zahl der Bejahenden war genau 
diejelbe wie bei dem Indemnitätsgeſetz. Nächft diefem war die Annerions- 
frage die wichtigfte Frage des Landtags. Am 17. Auguft wurde die 
föniglihe Botſchaft, welche die Einverleibung der occupirten Staaten 
verfündet, vorgelegt. Sie lautet jo: „Die Regierungen des Königreichs 
Hannover, des Kurfürftenthums Heſſen, des Herzogthums Naſſau, 
ſowie der freien Stadt Frankfurt haben ſich durch ihre Theilnahme an 
dem feindlichen Verhalten des ehemaligen Bundestags in offenen Kriegs— 
zuſtand mit Preußen geſetzt. Sie haben ſowohl die Neutralität, als 
das von Preußen unter dem Verſprechen der Garantie ihres Territo— 
rialbeſtandes ihnen widerholt und noch in letzter Stunde angebotene 
Bündniß abgelehnt, haben an dem Kriege Oeſterreichs mit Preußen thä— 
tigen Antheil genommen und die Entſcheidung des Krieges über ſich und 
ihre Länder angerufen. Dieſe Entfcheidung ift nach Gottes Rathſchluß 
gegen fie ausgefallen. Die politifche Nothwendigfeit zwingt uns, ihnen 
die Negierungsgewalt, deren fie durch das ſiegreiche Vorbringen unferer 
Heere entfleidet find, nicht wieder zu übertragen. Die genannten Län- 
der würden, falls fie ihre Selbftändigfeit behielten, vermöge ihrer geo- 
graphifchen Yage bei einer Yeindfeligfeit, oder auch nur zweifelhaften 
Stelfung ihrer Regierungen der preußischen Politik und militärifchen 
Action Schwierigkeiten und Hemmniſſe bereiten können, welche weit über 
das Maß ihrer thatjächlichen Macht und Bedeutung hinausgehen. Nicht 
im Verlangen nad) Yändererwerb, jondern in der Pflicht, unfere ererbten 
Staaten vor wiederkehrenden Gefahren zu ſchützen und der nationalen 
Neugeftaltung Deutſchlands eine breitere und feftere Grundlage zu geben, 
ftegt für uns die Nothwendigfeit, das Königreich Hannover, das Kur- 
fürſtenthum Heſſen, das Herzogthum Naffau, jowie die freie Stadt 
Frankfurt fir immer mit unferer Monarchie zu vereinigen. Wohl wiffen 
wir, daß nur ein Theil der Bevölkerung diefer Staaten mit ung die 
Ueberzeugung von dieſer Nothiwendigfeit theilt. Wir achten und ehren die 
Gefühle der Treue und Anhänglichfeit, welche die Bewohner Dderfelben 
an ihre bisherigen Fürftenhäufer und ihre felbftändigen politischen Ein- 
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richtungen knüpfen; allein wir vertrauen, daß die lebendige Betheiligung 
an der fortichreitenden Entwicklung des nationalen Gemeinlebens in Wer 
bindung mit einer fchonenden Behandlung berechtigter Eigenthümlichkeiten 
den unvermeidlichen Uebergang in die neue größere Gefellichaft erleichtern 
werde." — — Der Zuwads, den der preußiiche Staat hiemit erhielt, 
betrug 959 Quadratmeilen mit 3,228,000 Einwohnern. Die in den 
Friedenspräliminarien angenommene , Einverleibung der Herzogthümer 
Holftein und Schleswig war in die Urkunde nicht mit aufgenommen, 
weil der definitive Friedensvertrag mit Defterreich noch nicht abgefchlof- 
jen war. Daß die Einverleibung Hannovers, Kurheſſens u. ſ. w. er- 
folgen müſſe, darüber waren in Preußen alle Parteien, bis auf die 
äußerjte Yinfe und die überall verneinenden Polen, einverftanden. In 
den betheiligten Staaten ſelbſt ſah man die Einverleibung nicht als fo 
jelbftverftändlih an. In Kurheſſen und Naffau zwar war die Mehr: 
zahl wohl ganz damit zufrieden, nicht aber in Hannover und Frankfurt. 
In jenem Mittelftaate bejtand feit alten Zeiten ein ſtark ausgeprägter 
Particularismus, der auf dem Volfscharafter beruhte und unter der 
WRelfenherrichaft jorgfältig gepflegt worden war. Die Beamten waren 
zwar im politiiher Beziehung jehr bevormundet und überwacht, aber 
auch in ihren Nechten und Privilegien ſorgſam geſchützt; fie bezogen 
gute Gehalte, ohne daß befonders viel Arbeit von ihnen verlangt wurde. 
Der Adel ftand in einem patriarchalifchen Berhältniß zum Hof, und es 
wurde ihm durch Zumendung von Pachtgütern aus der fgl. Domänen- 
verwaltung mancher öfonomijche Wortheil gewährt. So kam es, daß 
der König, foviel Uebelftände feine Regierung auch mit ji brachte, fo 
ſehr aud nationale uud liberale Beftrebungen fich beichränft jahen, dod) 
im Ganzen nicht unbeliebt war. Die befonders in höheren Kreijen be- 
jtehende Anhänglichkeit an den König fand aucd in einer Deputation 
Ausdrud, die am 17. Auguft bei dem Könige von Preußen erichien. 
Der damalige Minifter v. Minchhaufen, der Vicepräfident des Ober: 
appelfationsgerichtS von Schleppegrell und der Schatrath v. Röffing 
entichloffen jih, nachdem viele Andere es abgelehnt hatten, dem König 
Wilhelm eine Eingabe zu überbringen, im welcher anerfannt war, daß 
Preußen und nur Preußen zur Vormacht in dem meu zu errichtenden 
Bunde berufen jei, und daß man ihm bereitwilligft und rüdhaltslos in 
reichem Maß die hiezu nöthigen Befugniffe einräumen müſſe; aber das 
Opfer der Eriftenz des bannoverifchen Staates jei darum doch nicht 
durchaus nöthig, und es jet nicht zu fürchten, daß Hannover für Preu- 
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en ein unzuverläffiger Nachbar fein würde. Der König hörte die Bitt- 
ftelfer freundlih an und verficherte fie feiner Achtung und Anerkennung 
der Treue, mit der fie an ihrer Dynaftie fejthalten, gab aber doc) einen 
verneinenden Beſcheid. Gegen feine urfprüngliche Abjicht und nach wider: 
holten ſchweren Kämpfen fei er zu dem unwiderruflichen Entſchluß genö- 
thigt worden, Annexionen vorzunehmen. „Bereits bei dem Eintreten in 
meine jegige Stellung", jagte er, „habe id) es ausgefprochen, daR meine 
zum Heile Preußens und Deutſchlands gehegten Abfichten dahin gerichtet 
feien, feine anderen als moralifhe Eroberungen zur Ausführung zu 
bringen; es ift diefes Wort vielfach belächelt, bejpöttelt, ja gehöhnt wor— 
den, und doch ertheile ich Ihnen noch heute die fefte Verſicherung, daf 
meine Plane darüber nie hinausgegangen find, und daß — menn ich 
als 7Ojährigerr Mann zu gewaltthätigen Groberungen übergehe — ich 
dieß nur thue gezwungen duch die Macht der Verhältniffe, durch die 
die Plichten gegen dag meiner Führung anvertraute Preußen." Er 
(egte fodanı ausführlich die Gründe dar, nad) deren reifliher Prüfung 
er zum Entſchluß dev Annerion gekommen ſei. 

Nicht minder widermwillig al8 die Hannoveraner nahmen die Frank— 
furter die Kunde von der bejchloffenen Einverleibung ihrer Stadt in das 
Königreih Preußen auf. Für eine bisher freie deutfche Reichsſtadt war 
es allerdings ſchon an ſich empfindlich, ihre Selbftändigfeit zu verlieren; 
Frankfurt aber war als Sig des Bundestages auch jo verwachien mit 
der alten Bundesverfaflung, daß deren Auflöfung den Frankfurtern als 
ein Untergang alter Herrlichkeit erjcheinen mußte, in Folge deffen fie 
von einer Art Rejidenz in die Stellung einer Provincialftadt herabzu- 
fteigen hatten. Es beftanden manche Beziehungen zu der Präfidialmadt, 
und die Frankfurter Geldariftofratie hatte immer mit Vorliebe Gejchäfte 
in öfterreichifgen Papieren gemacht; in den unteren Schichten der Be— 
völferung hingegen war die demofratifhe Richtung ſehr vorherrichend, 
und die Frankfurter Preffe hatte fi vor dem Krieg bejonders preußen— 
feindfich ausgeiprodhen. Dieje Zuftände hatten der Stadt bei ihrer Be- 
fegung durch preußiiche Truppen eine härtere Behandlung zugezogen, 
und dieß hatte den Widermwillen gegen Preußen noch gefteigert. So 
mußte ihnen die Einverleibung in den preußiſchen Staat als ein Unglüd 
erſcheinen. 

Auch im preußiſchen Abgeordnetenhauſe erregte die Widerwilligkeit 
der Bevölkerung Bedenken gegen die Annexion. Die Lehre von der 
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Selbftbeftimmung, die einft gegen die Einverleibung Schleswig-Holfteins 
geltend gemacht worden war, fprach auch für die befiegten Provinzen. 
Es famen noch weitere Gründe dazu, welche der Theorie des Bundes: 
ftaate8 entnommen waren. Da ja dieß die Form der nationalen Eini- 
gung war, die man fich immer als Ziel gedacht hatte, fo ſchien es rich— 
tiger, dem Anfpruch auf Hegemonie, den man fi) durch die Eiege er- 
worben hatte, durch Einladung zu einem freien Bündniß Folge zu ge- 
ben. Dieß ſchien auch die Rückſicht auf die ſüddeutſchen Staaten zu 
erfordern, deren Anſchluß an Preußen doch nur in diefer Form geſche— 
heu Eonnte. Ye größer Preußen durch Einverleibungen wurde, deſto 
ichwieriger mußte die Geftaltung eines Bundesjtaates werden, der doch 
eine gewiffe Gfeichberechtigung der Mitglieder vorausfegte. Webrigens 
war es nur die Minvderzahl, deren Anficht durch folche Bedenken be- 
ftimmt wurde, bei der Mehrzahl der Abgeordneten überwog der preu- 
hßiſche Patriotismus, der fi eine Machtvergrößerung des preußifchen 
Staates recht gerne gefallen lieh. Wenn man aber einmal die Annexion 
im Prinzip angenommen und in ihr das ficherfte Mittel der Einigung 
erfannt hatte, jo lag die Einwendung nahe, warum man nicht weiter 
gehe und nicht auch das Königreich Sachſen einverleibe? Diejes Hatte 
durch feine feindjelige Haltung vor dem Kriege und durch die eifrige 
Betheiligung an demfelben den Verluſt feiner Selbjtändigfeit ebenjo gut 
verdient als Hannover. Yag nicht in der Möglichkeit, daß ſich Sachſen 
bei dem Recht einer jelbjtändigen Politif mit dem Feinde verbinden 
fonnte, eine ebenſo große Gefahr für Preußen, als man fie holt‘ Hau— 
nover zu fürchten hatte? Konnte nicht auch Sachſen, wen es zum 
Bündniß gezwungen wurde, ein jehr unzuverläſſiger Viurdesgeno ſe wer⸗ 
den? Und hatte nicht die ſächſiſche Dynaſtie durch der Undantk, mit 
dem fie die Rettung des Thrones durch mt(itärifche” Suterventiäh Preu⸗ 
hens lohnte, als es ſich um Errichtung der Unloii handette, die De: 
poffedirung verdient? Auf der anderen Seite wäre ein großer. Thell der 
ſächſiſchen Induſtriellen in Lelpzig und Chemnitz irrt der Einverteibtug 
in den größeren preußiſchen Staat!wohl zufrieden” gerbefein? Sb dab es 
Manche, die gar / nicht damit einberftandeit wären, daß Sachſen voh dem 
Loos der Annexidn ausgeſchloſſen ſein follte. Bismarck erfännte die 
Grütde) dien fur Einverleibung Sachſens ſprachen, ehr wohl "an, "ind 
er- wiirde dieſe Maßregel gertte' vollzogen Haben, wenn fie nicht intitber: 
fteigliche Hinderniſſe gefunden hätte. Einmal, wie ſchön ge Sagt, vertbeit: 
deren! fich Deſterreth und Frantreich jo ernftlich Fir die Erhättuttg" Sach— 
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ſens, daß man hätte fürchten müffen, der Friede könnte au ihrer Ver: 
werfung jcheitern, und zweitens herrſchte am preußifchen Hofe eine be- 
fondere verwandtichaftlihe Rüdfichtnahme auf das ſächſiſche Königshaus. 
Denn die Wittwe Friedrich Wilhelms IV., eine Schwefter der Königin 
von Sachſen, wurde von ihrem Schwager, dem Könige, immer mit 
Verehrung behandelt, und ihre Wünſche jo viel als nur möglich berüd- 
fichtigt. Eine andere Frage war die, warum man die zwijchen den preu- 
ßiſchen Territorien gelegenen Kleinftaaten, die es doch zu feiner anftän: 
digen ftaatlihen Eriftenz bringen könnten, nicht aud) einverleibt habe? 
Für die betreffenden Fürſten wäre das Opfer nicht jo groß und für die 
Bevölkerung die Zugehörigkeit zu einem großen Staat eine wahre Wohl- 
that geweſen. Die Antwort hierauf war, man habe jenen Regierungen 
im Beginn des Krieges unter der Bedingung des Anfchluffes an Preu— 
fen und der Theilnahme an der Bundesreform die Yntegrität ihrer Ter- 
ritorien verfprochen, man müſſe das gegebene Wort halten. Darauf er— 
widerte der Abgeordnete Kirchmann: es jei eben voreilig geweſen, diejes 
Berfprechen zu geben. Die Hilfe jener Kleinſtaaten ſei ja fehr unbe- 
deutend geweſen und größtentheils erſt nach der Entjcheidung eingetroffen. 
Der Abgeordnete Gneiſt wies darauf Hin, daß die Souveränität der 
Einzelftaaten fein gejchichtlich gewordener Zujtand fei, jondern durch den 
Nheinbund von Napoleon aufgedrungen. Das Rückgängigmachen diejer 
wilffürlihen Schöpfung fei feine Annerion, fondern Reunion. Bismard 
ſprach den Standpunkt der preußifchen Negierung in einer Sitzung der 
Adreßkommiſſion Har und beftimmt aus, und wir fünnen nicht umbin, 
dem Wortlaut der Hauptjtellen feines Vortrags bier Raum zu gönnen: 
„Die f. Regierung hat ſich die Grenze des Möglichen ftellen müſſen, 
d. h. defien, was ſich erringen läßt, ohne zu große, unverhältnigmäßige 
Opfer und ohne die Zukunft zu compromittiren. Das hätten wir aber 
gethan, wenn wir iiber die unferer Politik jetst geftellte Linie hinausge- 
gangen wären. Die Zufage aber, welche wir in diefer Beziehung gege: 
ben, miüffen wir halten und jo vor Allen den Glauben an unfer Wort 
befeftigen. Wir glauben aber auch nicht, daß es nützlich geweſen wäre, 
jet weiter zu gehen. Wir haben auch in der preufifchen Regierung jo 
viel Ehrgeiz, daß er eher der Mäßigung als der Stimulirung bedarf. 
Nach den Triedenspräliminarien ift die Negelung der nationalen Bezie- 
hungen des jüddeutichen Bundes zu dem norddeutichen vorbehalten. Cie 
ift alfo nicht ausgefchloffen und die Art derjelben wird weſentlich davon 
abhängen, ob das Bedürfniß dazu von Süddeutſchland ſowohl in feinen 


Bismards Rede über die Annerionsfrage. 137 


Regierungen, wie in feinen Völferfchaften Lebhafter empfunden wird, als 
wie die gegenwärtig der Fall ift, wo wir fehen, daß preußiſche Miti- 
tärs, die ſich jenfeitS der Demarcationslinie zeigen, den Ausbrüchen der 
Vollswuth ausgejett find. Zunächſt kam es uns darauf an, dem neuen 
Bunde feite Grundlagen zu geben. Ich glaube, daß fie um fo weniger 
feft ausfallen wirden, je ausgedehnter derjelbe wäre; wir Fünnten un— 
möglich einem Staate, wie Baiern, folde Zumuthungen ftellen, wie 
wir fie im Norden jett erheben müſſen. Die erfte diefer feſten Grund- 
lagen fuchen wir in einem ftarfen Preußen, jo zu fagen in einer ftarfen 
Hausmacht des leitenden Staates, den wir deshalb in feinem directen 
Beſitz erheblich verftärft haben. Das Band des engern Bundes, durch 
das wir außerdem Norddeutichland verknüpfen wollen, wird dagegen jo 
feft wie die Einverleibung nicht ausfallen. Indeß gab es, um der Wie- 
derfehr ſolcher Dinge vorzubeugen, daß befreundete und verwandte 
Bolfsftämme, durch ihre Regierungen genöthigt, und im Rüden unferer 
Heere entgegentreten fonnten, nur zwei oder eigentlich drei Methoden. 
Die eine ift eben die Einverleibung und die vollfonmene Berjchmelzung 
mit Preußen, jelbft bei miderftrebender Bevölferung, namentlich wider: 
ftrebendem Beamten: und Offizierftande, die ſich durch ihre Treue an 
die früheren Regierungen gebunden fühlen. Die Regierung denkt die 
Schmierigfeiten derjelben auf deutjche Art zu überwinden, durch Scho— 
nung der Eigenthimlichkeiten und allmähliche Eingemöhnung, nicht, wie 
es bei romanifchen Bölfern üblich ift, mit einem Sclage. Die zweite 
Methode ift die Theilung der KHoheitsrechte, fo daß es gewiſſermaßen 
einen Militärherrſcher und einen Civilherrſcher gibt; durch die Umftände 
genöthigt, werden wir diefe Methode in Sachen verfuchen müffen. Frü— 
ber hatte ich eine lebhafte Neigung für diefes Syftem. Nach den Ein- 
drüden aber, die mir bei Gelegenheit der Aufftellung der Februarbedin- 
gungen gegenüber von Schleswig - Holftein geworden, befürchte ich, daß 
ein ſolches Syſtem eine dauernde Quelle von Verftimmungen bilden wird, 
eine Quelle, die länger fliefen dürfte, als die Abneigung gegen den 
neuen Herrfcher bei wirklich amnectirten Ländern. Bei jener Gelegenheit 
bielt man mir das einfchneidende Wort entgegen: „wir wollen nicht 
Preußen zweiter Claſſe fein!” Aber ganz abgejehen von folchen Empfin: 
dungen, hat dieß Syſtem den Nachtheil, daß der eine der beiden Herr- 
jcher, der Militärherricher, der fremde, immer nur mit Anforderungen 
fommt, während alle wohlthätigen Einflüffe der Civilverwaltung in den 
Händen des alten Yandesherrn bleiben. ch bedaure, daß wir, wie ge- 
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jagt, genöthigt fein werden, dieß Experiment in Sachſen zu machen. 
Die dritte Methode endlich wäre die Zerreißung des bisher beftandenen 
Gemeinweſens; das haben wir verfchmäht, ein ſehr verfleinertes Han- 
nover, Sachſen, Kurheſſen u. j. w. Mit diefem Syften haben wir 
1815 in Sachſen trübe Erfahrungen gemacht. Zwar find die an Preu- 
gen gefommenen Theile völlig mit diefem Staate verwachien, aber in 
dem felbftändig gebliebenen Theile hat ſich von da ab eine entſchiedene 
Abneigung gegen Preußen erhalten; deßhalb haben wir dieß Syſtem, 
das uns fuppeditirt wurde, dießmal völlig befeitigt, wir haben das In— 
tereffe der Regierten über das der Dynaſtie geftellt. Es ijt wahr, es 
macht dieß vielleicht den Eindruck der Ungerechtigkeit, aber die Politik 
hat nicht die Aufgabe der Nemefis, die Rache ift nicht unfer, ſondern 
wir haben zu thun, was für den preußifchen Staat eine Nothwendigfeit 
ift, und deshalb haben wir ums durch Fein dynaftifches Mitgefühl leiten 
(affen. Und deshalb haben wir aus diejen Ländern felbft Schon Aner- 
fennung gefunden. Hannoveraner haben ſich mir gegenüber jo ausge- 
ſprochen: „erhalten Sie uns unfere Dynaftie; wenn das aber nicht mög- 
lich ift, dann zerreißen Sie wenigftens nicht unſer Yand, fondern neh: 
men ung ganz." Was unſere Bundesgenoffen betrifft, jo haben wir nur 
deren wenige und fchwache gehabt, aber es ift nicht blos eine Pflicht, 
fondern ebenjo gebietet e8 die Klugheit, auch dem Kleinften unfer Wort 
zu halten. Je vückhaltlofer Preußen zeigt, daß es feine Feinde von der 
Landkarte mwegfegen kann, um jo pünktlicher muß es feinen Freunden 
Wort halten. Gerade in Süddeutjchland wird diefer Glaube an unfere 
politifche Nedlichfeit von großem Gewicht fein. 

In der Annerionscommifjion nahm Bismard dag völferrechtlich ancr- 
fannte Necht der Eroberung in volljter Wirkung für Preußen in Ans 
ſpruch, fügte aber gegenüber dem Vorwurf der nadten Gewalt Hinzu, 
diefes Necht fei in vorliegendem Fall in dem Recht der deutſchen Nation 
zu eriftiren, zu athmen und fi) zu einigen begründet, und Preußen 
habe nicht nur das Recht, fondern die Pflicht, der deutjchen Nation die 
für ihre Eriftenz nöthige Baſis zu fiefern. Die Mehrheit der Commiſ— 
fion ftimmte diefer Auffaffung bei und führte aus, fo lange das Recht 
beftehe, Krieg zu führen, müfje auch das Recht der Eroberung bejtehen. 
Die Mehrheit der deutjchen Staaten jei es geweſen, melde die Ent- 
fcheidung der Waffen angerufen und das Band des deutſchen Bundes 
zerriffen habe, fie müßten nun auch die Folgen tragen. Preußen aber 
habe durch fein Eintreten für die nationale Reform dem Krieg eine 
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höhere Weihe gegeben und fich dadurch das Recht der Initiative erwor— 
ben. Auch die Frage kam zur Sprache, ob das Annerionsgeje nicht 
dem fünftigen norddeutſchen Bımdestag und der Vertretung der Einzel- 
ftaaten vorgelegt werden follte. Gegen erſteres wurde geltend gemacht, 
der norddeutſche Reichstag fei ja noch nicht vorhanden, man könne mit 
dem Vollzug der Annerion nicht bis zu deffen Zufammenberufung warten, 
und er würde bei feiner überwiegend preufßifchen Zufammenfegung auch 
nicht viel mehr competent fein al3 der preufiiche Pandtag. Die Befra- 
gung der Landtage der betreffenden Einzelftaaten wurde verworfen, weil 
diefe in Folge des Krieges ihre ftaatliche Selbftändigfeit verloren haben. 
Der Beihluß der Annerion ftand feft, und nur der Form wegen zu 
fragen wäre gewagt gemwejen, da in Hannover und Frankfurt leicht ein 
verneinendes Botum ſich hätte ergeben fkünnen. Die in der Annerions: 
botichaft zugeficherte Schonung der berechtigten Eigenthümlichkeiten der 
einzuverleibenden Länder wurde als eine in der Geſchichte Preußens be- 
währte Mafregel allgemein gutgeheißen. Es wurde anerfannt, daß dieje 
Länder zum Theil treffliche Einrichtungen befäßen, die befruchtend auf 
die preußiſchen Zuftände zurüdwirfen könnten, wie 3. B. Hannover feine 
Juftizverfaffung, Kurheſſen fein freies Gemeindewefen. Doc; wollte 
man fich nicht bindend darüber ausiprechen, in welchem Umfange dleſe 
Einrichtungen jenen Ländern zu erhalten wären. Die Commiſſion ver- 
einigte fich mit der Regierung in der Ueberzeugung, daß die Einverlei- 
bung Hannovers, Kurheſſens, Naſſaus und Frankfurts für Preußen 
nicht nur vortheilhaft, fondern auch politifch nothwendig fei, und ſtellte 
den Antrag auf Vereinigung diefer Staaten mit der preußischen Monarchie. 
Mit dem 1. Oftober 1867 follte die preufßifche Verfaffung für diefe 
neuen Pandestheile in Kraft treten, bis zu diefem Termin aber eine Dic— 
tatur beftehen, die der Megierung das Recht gab, anzuordnen, was im 
Uebergangsftadium zum Beſten jener Ränder nothwendig, und zu befei- 
tigen, was hinderlich fei. Namentlich follte ungefäumt die preußijche 
Militärverfaffung eingeführt werden, um die Wehrkraft der neuen Ge: 
biete für Preußen verwerthen zu können. Da in den Commiſſionsſitzun— 
gen Alles gründlich durchgeiprochen war, jo fonnte die Debatte im Ab- 
georbnetenhaufe raſch erledigt werben, und am 7. September erfolgte die 
Adftimmung über die Annerion mit 273 gegen 14 Stimmen, die mei: 
ſtens der äußerften Linken angehörten. Im Herrenhaus wurde das Ein- 
verleibungsgejeg mit allen gegen eine Stimme angenommen. 

Nun handelte es fich aber auch noh um die bundesftaatliche Ver— 
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bindung mit den nicht zur Cinverleibung beftimmten Staaten. Dazu 
waren fogleich nad) der Rückkehr des Königs aus dem Felde einleitende 
Schritte gefhehen; am 4. Auguft erging am alle diejenigen Staaten, 
welche jener Aufforderung Preußens vom 16. Yuni entfproden und ihre 
Truppen dem Könige von Preußen zur Verfügung geftellt hatten, eine 
Circulardepefche mit dem Entwurf eines Bündnifvertrages, und ſchon 
am 18. Auguft wurde derjelbe von folgenden fünfzehn Staaten unter: 
zeichnet: Sachſen-Weimar, Oldenburg, Braunſchweig, Sachſen-Altenburg, 
Sachſen-Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Sondershauſen, Schwarz— 
burg⸗Rudolſtadt, Waldeck, Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Pippe, Lippe, 
Lübeck, Bremen, Hamburg. Dieſe ſchloſſen mit Preußen ein Offenſiv— 
und Defenſivbündniß zur Erhaltung der Unabhängigkeit und Integrität, 
ſowie der inneren und äußeren Sicherheit ihrer Staaten. In Artikel 5 
wurde auf das Reichswahlgeſetz vom 12. April 1849 hingewieſen, das 
am 13. Auguſt dem preußiſchen Landtag zur Annahme vorgelegt worden 
war. Daſſelbe gewährte jedem unbeſcholtenen Staatsbürger, der das 
fünfundzwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt hatte, actives und paſſives 
Wahlrecht, und zwar ſo, daß je auf 100,000 Seelen ein Abgeordneter 
in directer Wahl gewählt werden ſollte. In der Commiſſion, welche 
zur Berichterſtattung über das Wahlgeſetz berufen wurde, erhoben ſich 
einige Bedenken gegen das allgemeine und directe Wahlrecht, da es bei 
der notoriſchen Ungleichheit der Wähler doch gefährlich ſei, der Maſſe 
einen ſo großen Einfluß zu gewähren; doch wollte Niemand daran, das 
Geſetz abzulehnen, da Bismarck beſonderen Werth darauf legte, daß 
man ſich nicht von dem Text des Reichswahlgeſetzes von 1849 entferne. 
Bei der Abftimmung im Abgeordnetenhaufe, die am 11. Sept. ftattfand, 
wurde das allgemeine directe Wahlrecht mit großer Majorität gegen 13 
Stimmen angenommen. Neunzehn Polen proteftirten gegen die im Wabl- 
gefeß in Ausficht genommene Einverleibung Pojens und Weſtpreußens 
in den zu conftituivenden norddeutſchen Bund. Die Frage, ob die Ab- 
geordneten ‚des Reichstags Diäten- erhalten follten, wofür ein Antrag 
geftellt worden war, wurde mit 152 Stimmen gegen 124 verneint. 
Im Herrenhaus wurde das Reichswahlgeſetz am 17. Sept. eben- 
fall3 mit großer Mehrheit angenommen, aber nachträglich der Beſchluß 
gefaßt, „die fgl. Regierung aufzufordern, bei Vereinbarung der Ver: 
faffung für den norddeutſchen Bund Fürſorge zu treffen, die Bedenken, 
welche die Anmendung des allgemeinen Stimmrehts zur Bildung der 
fünftigen Bundesvertretung hervorrufen würde, durch eine andermweite 
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Zufammenjegung derjelben zu befeitigen, und in der Beziehung in Be- 
tracht zu ziehen, inwiefern dieß durch die Wahl von der Hälfte der Ab- 
geordneten durch die Höchftbefteuerten der Wahlkreife, jowie dadurch zu 
erreichen fein möchte, daß dem Abgeordnetenhaus ein Staatenhaus, nad) 
Analogie des durch den BVBerfajjungsentwurf vom 26. Mai 1849 8 86 
vorgejehenen, zur Seite geſetzt wird." 

Unter den norddeutichen Negierungen, welche am 18. Auguft den 
Bündnißvertrag unterzeichnet hatten, fehlten außer der ſächſiſchen aud) 
noch einige Sleinftaaten. Die beiden Mecklenburg glaubten für Artikel 
2 und 5, welche die Anordnung der Neichstagswahlen und die Berein- 
barung über den YBumdesverfaffungsentwurf betrafen, die Zuftunmung 
ihrer Yandftände einholen zu müſſen und zögerten deshalb mit dem Bei: 
tritt, jchloffen aber am 21. Auguft doch einen Vertrag ab, mit dem 
Borbehalt, in Bezug auf jene Artikel jpäter eine Erklärung abzugeben, 
die fie thunlicht zu befchleunigen verſprachen. Neuß ältere Linie und 
Sadfen-Deiningen-Hildburghaufen, welche vor dem Krieg den Anſchluß 
an Preußen abgelehnt hatten, verſuchten auch jett noch Widerjtand zu 
leijten, wurden aber durch Bejeung ihrer Gebiete mit preußischen Trup— 
pen bewogen, nachzugeben und den Frieden mit Preußen zu fuchen. Die 
Fürftin Caroline von Reuß jchloß am 26. Sept. Frieden und trat zu- 
gleih dem Bündnißvertrag bei. In Sacfen-Meiningen-Hildburghaufen 
dankte der preußenfeindlihe Herzog Bernhard Erich Freund zu Gunften 
des Erbprinzen Georg ab, und diejer jhloß danı am 8. Oftober einen 
Friedens- und Bündnißvertrag mit Preußen. Der legte der Friedens— 
abſchlüſſe war der mit dem eigentlich zur Annexion beftimmten Königreich 
Sachſen. Minifter v. Beuft hatte ſich erboten, nad) Berlin zu fommen, um 
die Friedensunterhandlungen dort zu führen, und der König hatte be— 
reits diefes Anerbieten angenommen, aber Bismard erklärte, mit Beuft 
nicht unterhandeln zu können. Da bat letterer um feine Entlaffung, die 
der König von Sachſen am 16. Auguft auch gewährte. Nun wurden 
der bisherige ſächſiſche Gefandte in Berlin, Graf Hohenthal und der 
Minifter v. riefen mit den Unterhandlungen beauftragt, und für die 
militärifchen Fragen Generalmajor v. Fabrice ihnen beigegeben. König 
Johann beauftragte feine Bevollmächtigten, joweit e8 in ihren Kräften 
ftehe, auf ein ehrliches und freundliches Zufammengehen mit Preußen 
Bedacht zu nehmen, und in Folge davon famen die Verhandlungen bald 
in eim förderliches Geleife. Aber ehe fie begannen, verfuchte Napoleon 
noch einen anderen Vermittlungsvorjchlag. Er jchrieb am 26. Aug. an 
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feinen Minifter Rouher:*) er glaube, daß Preußen dem Königreich Sad: 
fen viele Chifanen bereiten werde. Es wäre deshalb beifer, wenn Preu- 
Ben das ganze Königreih Sachſen, ein proteftantifches Yand, annectirte, 
und dem König von Sachſen auf dem linfen Nheinufer in einem katho— 
(ifchen Land eine Entjchädigung gewährt würde. Aber alles das folfe 
nur freundichaftlich infinuirt werden und der dahin zielende Vertrag ge- 
beim bfeiben. Die Quremburger Frage werde von ſelbſt zum Durch— 
bruch gelangen, fobald die Unterhandlungen begonnen haben. Dieſer 
Plan ftand im Zufammenhang mit der von Frankreich projectirten Er: 
werbung Luremburgs und Belgiens; er fcheint aber noch vor den Frie— 
densunterhandlungen zioifchen Preußen und Sachſen befeitigt worden zu 
fein. Von dem Verlauf derjelben haben wir feine nähere Kunde. Sie 
gelangten erft am 21. Oftober zum Abſchluß. 

Die wefentlihen Punkte waren: die Anerkennung der Nikolsburger 
Präliminarien und des Prager Friedens, und die Erlegung einer Kriegs— 
foftenentfhädigung von 10 Millionen Thaler. Da im Prager Frieden 
die Erhaltung der Yntegrität des jächfifchen Gebiets zugeftanden mar, 
jo konnte von feinen Abtretungen die Rede fein. Dagegen mußte Sachjen 
dem norddeutichen Bunde beitreten, jeine Truppen unter den Oberbefehl 
des Königs von Preußen ftellen, jeine diplomatijche Vertretung, fein 
Poft- und Telegraphenwejen an die Krone Preußen überlaffen. Die Um— 
geftaltung der fächjischen Armee wurde bejonderen Verhandlungen vorbe- 
halten. 

Der Friede mit Sachſen machte num erft die weitere Einleitung zur 
Gründung des norddentjchen Bundes möglich. Zunächſt waren Bera- 
thungen über einen Verfaffungsentwinf nöthig, den man dem conftitui- 
renden Reichstag vorlegen fonnte. Die letzte Aufgabe des im November 
wieder zufammengetretenen preußifchen Landtags des Jahres 1866 mar, 
den Generalen und Staatsmännern, welchen man die Errungenfchaften 
vorzugsmweife zu danfen hatte, eine Nationalbelohnung zu decretiren. Am 
16. Nov. legte die Regierung einen Geſetzentwurf vor, nach welchem 
zur Verleihung von Dotationen an die preußifchen Heerführer die Summe 
von Einer und einer halben Million Thalern aus den eingehenden Kriegs- 
entjhädigungsgeldern zur Verfügung geftellt werden follte. Die Ber: 
wendung diefer Summe follte der Entfcheidung des Königs felbft über- 


*) Diefer Brief wurde zuerft in der Wiener Neuen freien Preffe Februar 1871 
veröffentlicht. Bgl. Flathe, Geſchichte Sachſens Bd. III. 1873. ©. 807. 
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fajfen werden. In einer geheimen Commifjionsfigung wurden von den 
Miniftern die Generale v. Roon, v. Moltfe, Herwarth v. Bittenfeld, 
v. Steinmeg und Vogel v. Faldenftein als diejenigen bezeichnet, welchen 
die Dotationen bewilligt werden follten, aber die Regierung, wurde hin- 
zugefügt, habe den dringenden Wunſch, daß die Namen im Geſetz nicht 
genannt würden. Die Commifjion bilfigte die von den Miniftern bezeic)- 
neten Namen, machte aber geltend, daß es dringend geboten erjcheine, 
an erfter Stelle unter den zu dotivenden Perfonen Graf Bismarck zu 
nennen, und al3 ein beftimmter dahin zielender Antrag geſtellt wurde, 
ward derſelbe mit großer Majorität angenommen. Auch bejtand Die 
Commiffion auf Nennung der Namen. Unter Zuftinnnung der anweſen— 
den nicht betheiligten Minifter wurde nun der Gejegentwurf formulirt, 
und am 5. Dec. der Antrag im Abgeordnetenhaufe mit 219 Stinmmen 
gegen 80, im Herrenhaufe mit Einftimmigfeit angenommen. 


Zweiundzwanzigftes Kapitel. 


Die ſüddeutſchen Staaten und ihre Friedeusſchlüſſe. 


Die füddeutfhen Staaten, deren Mehrzahl fo fiher auf den Sieg 
und Schuß Defterreich® gerechnet hatten, waren bei den Friedensunter—⸗ 
bandlungen in einer befonders fchlimmen Lage. Preußen hatte ihnen, 
wie aus einer Erklärung des Minifters v. d. Pfordten in der bairiſchen 
Kammer hervorgeht,*) wenige Tage nad) der Schladht von Königgräg 
Frieden und Bindniß angeboten, aber fie lehnten dag Anerbieten ab, 
wohl nicht bloß aus YBundestreue gegen Defterreih, fondern in Yolge- 
richtigfeit ihrer Haltung vor dem Krieg und in Hoffnung auf die Inter— 
vention Frankreichs. ES fehlte nicht an Mahnungen in der Prefje und 
in diplomatischen Kreifen, man jolle fich doch nicht vorzeitig zu einem 
rafchen Frieden drängen laffen, es gelte vielmehr, jett jeine ganze Kraft 
anzuftrengen, um dem Fortſchreiten der preußijchen Uebermacht Einhalt 
zu thun. Solche Stimmen erhoben ſich bejonders in der Allgemeinen 
Zeitung; dagegen ließen ſich freilich auch entgegengefette hören. So jene 
*) Er antwortete auf eine Interpellation des Abgeordneten Fiſcher am 28. An- 
guft 1866: Der preußiſche Gejandte in Paris habe dem dortigen bairiichen Geland- 
ten jagen laſſen, feine Regierung fei bereit, Friedensunterhandlungen auzufnüpfen. 
Diefes Anerbieten jei auch unverzüglich nah München gemeldet worden, aber man 
habe dort geglaubt, entichieden ablehnen zu müffen, weil man im Eingehen auf ein- 
feitige Berhandlungen einen VBertragsbrud gegen Oeſterreich erblidt hätte, da letzteres 
in der Convention von Olmütz, 14./30. Juni, ſich verpflichtet hatte, feine einfeitigen 
Friedensverhandlungen zu führen. Cine Conferenz, welde die ſüddeutſchen Minifter 
am 21. Juli in Frankfurt hatten, galt der Berathung über die Frage, ob fie nicht 
insgeſammt von dem Bündniß mit Defterreich zurücktreten jollten. 
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Klage in der Allg. Ztg. vom 6. Juli, daß die allgemeine Stimmung 
frech gefälfcht werde, und die einzige Nettung Baierns die fchleunige 
Zurüdberufung des bairiſchen Heeres wäre. Am entjhiedenften und fchnell: 
jten war der Umfchlag der öffentlichen Meinung in Baden. Dort hatte 
der preußiich gefinnte Handelsminifter Mathy am 5. Juli wegen feiner 
politischen Gejinnung entlaffen werden müffen, aber ſchon am 16. Hagten 
Eorrejpondenzen der Allg. Ztg., daß die gothaiiche Partei in den Städ- 
ten, bejonder8 in Mannheim, Heidelberg und Pforzheim fich wieder 
ſammle und große Rührigfeit entfalte. Im Karlsruhe wurde in öffent- 
lichen Verfammlungen mit großer Wärme nicht nur für Friedensunter— 
bandlungen, jondern für Verftändigung mit Preußen in der deutjchen 
Frage und Anſchluß an dafjelbe gefprochen, umd eine Adrefje in diefem 
Sinne dem Großherzog überreiht. Die ftändifchen Abgeordneten des 
Landes verfammelten fih am 21. Juli und ſchickten eine Deputation an 
ihn mit der Bitte um Friedensfhluß und Proteftation gegen die Main- 
linie. Und der Großherzog, froh, des drüdenden Bannes los zu fein, 
der ihn gehindert hatte, feiner Ueberzeugung zu folgen, ſtimmte von 
Herzen zu und beeilte fich, fein Minifterium zu ändern, dem Vertreter 
des Bündniſſes mit Defterreih, Freiherrn v. Edelsheim, jeine Entlaj- 
fung zu geben und am 28. Yuli den vertriebenen Mathy an die Spike 
eines preußiſch gefinnten Minifteriums zu ftellen. Nicht jo leicht und 
ſchnell vollzog ſich der Umſchwung in Wirtemberg. ‘Dort bejtand, be- 
jonders in der Nefidenz Stuttgart und in der Univerſitätsſtadt Tübin- 
gen, eine Feine Gemeinde, welche ihre Hoffnungen für Deutichland auf 
Preußen gejett und fich darüber bekümmert hatte, daß Wirtemberg in 
verblendetem Eifer Partei gegen die Politif Preußens nehme. Dieje 
Preußenfreunde hatten fi, zu großem Aerger ihrer Gegner und unter 
beftändiger VBerdächtigung des Vaterlandsverraths, nicht geicheut, ihre 
Freude über die fchnellen und entfchiedenen Erfolge Preußens zu be- 
fennen. Sie hielten es jet für ihre Pflicht, auf Frieden und Verſöh— 
nung binzuarbeiten. Ein Stuttgarter Rechtsanwalt Namens Kielmeyer 
veröffentlichte am 10. Juli im Schwäbiſchen Merkur einen offenen Brief 
an den Minifter v. Varnbüler, worin er ihm zurief: Noch fei es Zeit, 
dem Lande das durch feinen Mund berühmt gewordene vae vietis zu 
erfparen. Die rettende That, die man von ihm verlange, fei Umkehr, 
Zurücdberufnng der Truppen und Friedensſchluß mit Preußen. Am fol- 
genden Tage erliefen 44 Stuttgarter einen öffentlihen Aufruf zu einer 
Berfammlung welche, Angefichts der Gefahr franzöfifcher Einmiſchung in 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. IL. 10 
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die inneren Angelegenheiten Deutjchlands, berathen follte, was zu thun 
jei. Die Berfamminng fand unter zahlreicher Betheiligung am 12. Juli 
ftatt, aber es erjchienen dabei nicht nur Friedensfreunde und National- 
gefinnte, ſondern auch Preußenfeinde und Particulariften. Die Einla- 
denden legten den Anmwejenden eine Erflärung zur Annahme vor, worin 
gegen die Einmifhung Frankreihs und die Mainlinie proteftirt und da- 
gegen Berjtändigung mit Preußen, Einftellung der YFeindjeligfeiten und 
Einberufung eines Parlaments verlangt wurde. Aber von demofratijcher 
Seite wurden durd Rechtsanwalt Defterlen Gegenanträge geftellt, welche 
erftens Fortſetzung des Kampfes forderten, der nicht aufhöre, ein ge— 
rechter zu fein, weil er bisher ein unglücklicher geweſen. Zweitens wurde 
gegen das Hinauswerfen Defterreihg aus Deutjchland proteftirt und 
drittens die Zumuthung des Zuſammengehens mit Preußen abgewiejen. 
Eine bewegte Debatte, in welcher die Führer der nationalen Partei ihre 
Anträge mit Wärme und Nachdruck vertraten, führte doch zu feiner An- 
nahme der nationalen Forderungen. Proteſt gegen die Mainlinie und 
die Einmiſchung Frankreich wollte man ſich ſchon gefallen laſſen, aber 
Verftändigung mit Preußen fchien den Großdeutihen und Particulariften 
eine ganz unanmehmbare Zumuthung. Die Vertreter jenes Programms 
gaben aber ihre Bemühungen nicht auf, und in jenen Tagen bildeten 
fi die Anfänge einer Organifation der deutſchen Partei, die unermüdet 
ihre Anftrengungen fortgefegt und zur politijchen Befehrung Wirtembergs 
nicht wenig beigetragen hat. Ein neuer Aufruf forderte am 20. Yuli 
zur Unterzeichnnng einer Adreffe auf, welche fchleunige Mafregeln zur 
Berhinderung weiteren nutlojen Blutvergießens und zur Berftändigung 
mit Preußen auf Grundlage der Vorſchläge vom 9. April verlangte. 
Die Adreffe wurde in Stuttgart und anderen Städten zur Unterzeidh- 
nung vorgelegt und erhielt bald Zaufende von Unterjchriften. Sie wurde 
böchften Orts übergeben, aber fand fein geneigte Gehör. Die darin 
enthaltene Mahnung, fein unnüges Blut zu vergießen, wurde in maß- 
gebenden Kreifen als weichliche Sentimentalität aufgefaßt und im Ge— 
gentheil gefordert, daß auch die wirtembergijche Armee, die bisher noch 
nicht ins Gefecht gefommen war, ihre Bluttaufe erhalte. Sie wurde 
ihr zu Theil in dem Gefecht bei Tauberbijchofsheim, wo über 500 
Wirtemberger theils ihren Tod fanden, theil3 verwundet wurden. Die 
in jener Adreſſe ausgeſprochene Befürchtung, daß eine fernere Theilnahme 
der ſüddeutſchen Truppen am Kampfe im günftigften Falle nur zweckloſe 
Opfer fordern würde, ging in traurige Erfüllung. 
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Auch in Baiern ftanden Vorwürfe über unnützes Blutvergießen und 
Ermahnungen zu energifcher Fortfegung des Krieges einander gegenüber. 
Die Gemeindecollegien von Nürnberg und Augsburg erklärten, es laſſe 
fih nicht abjehen, welchen Vortheil Baiern durch Fortführung des trau: 
rigen Krieges noch erringen fünne, im Gegentheil fei zu befürchten, daß 
die Selbftändigfeit Baierns nur noch mehr gefährdet werde. Boltöver- 
jammlungen in Yindau, Kempten und Memmingen proteftirten gegen die 
von Frankreich aufgedrungene Mainlinie und verlangten, Baiern folle ſich 
nicht8 darum kümmern und im den neuen deutſchen Bund eintreten, den 
Preußen errichten wolle. Auf der anderen Seite mahnten die Freunde 
Defterreihs zur Wiederaufnahme des Kampfes. Die Allgemeine Zeitung 
forderte auf, jeden Nerv anzufpannen, als ob der Krieg erft jett recht 
anginge. Die Rückkehr zum Staatenbund mit Defterreich fei doch das 
einzige Mittel zur Rettung Deutfchlands. Die ſüddeutſche Diplomatie 
war aber rathlos; fie wußte nicht, ob fie Frieden fuchen, oder auf Er- 
nenerung des Krieges dringen und auf franzöſiſche Hilfe hoffen folfte. 

ALS man nun in München hörte, daß in Nifolsburg Friedensunter- 
bandlungen begonnen hätten, machte fich der bairiſche Minifter von der 
Pfordten dorthin auf den Weg und fam am 23. Juli in Nifolsburg an, 
n der Meinung, nım auch zu den Verhandlungen beigezogen zu werden. 
Aber er fand fich bald bitter enttäufcht; er erhielt ziwar eine Audienz bei 
Bismard, aber diefer erklärte ihm, die begonnenen Verhandlungen gingen 
blos Defterreih an, und dieſes habe auf die Vertretung Baierns und 
der andern ſüddeutſchen Staaten verzichtet. Erſt nachdem der Frieden 
mit Defterreich gejchlofien fei, werde man auch mit den Staaten unter- 
handeln, die auf Seiten Defterreih8 geftanden haben. Auch verhehlte 
Bismard dem bairischen Minifter nicht, daß er fich Feine Hoffnung auf 
einen günftigen Frieden machen dirfe, nachdem Baiern vor dem Krieg 
die freundlichiten Anerbietungen abgewiefen habe. Ohne bedeutende Kriegs- 
foftenentfchädigung und Abtretung großer Gebietätheile in Franken und 
der Rheinpfalz werde e8 nicht abgehen. Beftürzt zog ſich von der Pfordten 
zurüd und gab feinen Gollegen in Wirtemberg und Heſſen Nachricht von 
diefem jchlimmen Stand der Dinge. 

In Stuttgart hatte der Minifter von Varnbüler vergeblich auf eine 
Einladung zum Friedenscongreß gehofft. Die Preffion der öffentlichen 
Meinung wollte die Regierung zum erjten Schritt nöthigen, und doch 
widerftrebte e8 dem Souveränitätsberwußtfein und dem bisher feftgehaltenen 
politischen Standpunkt, in der Weije Friedensanerbietungen zu machen, 
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wie es die deutjche Partei verlangte. Auch mochte der Miniſter, der fo 
voreilig das vae vietis Über Preußen ausgerufen hatte, fühlen, daß er 
nicht der geeignete Unterhändler ‚fei. Es wäre unter ſolchen Umftänden 
von großem Werth geweſen, wenn die gejetliche Vertretung des Yandes 
ihr Anfehen zu Gunften des Friedens in die Wagjchale gelegt hätte. 
Eine ſchleunige Einberufung der Abgeordneten erjchien der Regierung 
wegen der drängenden Eile, in der Entjchlüffe gefaht werden mußten, 
nicht thunlich, fie ſcheute ſich wohl auch, nach folchen Meißerfolgen 
vor die Kammer zu treten. Dagegen erliefen die Häupter der verſchie— 
denen Parteien die Aufforderung zu einer Privatverfammlung der Abge- 
ordneten auf den 27. Juli. Es fanden ſich an diefem Tage auch 73 Mit- 
glieder der zweiten Kammer ein, und die Abgeordneten Hölder, Römer 
und Wächter beantragten folgende Erklärung: „li. Es ijt Aufgabe der 
Regierung, Berhandlungen für den Frieden jchleunigft einzuleiten. 2, Die 
politische Scheidung der’ füidweftdeutfchen Staaten vom deutfchen Norden 
wäre ein politifches und volfswirtbichaftliches Unglück, und es ift Pflicht 
der Negierung, zu deffen Abmwendung Alles aufzubieten.“ Aber leider 
fanden diefe Anfichten nicht die Zuftimmung der Mehrheit. Es waren 
Manche darunter, die einen Südbund wiünfchten und wähnten, ein von 
Preußen getrenntes Süddeutjchland wäre ein Hort der politischen Freiheit, 
es thue vor Allen noth, Wirtemberg vor der Verpreußung zu bewahren. 
Manche glaubten, ſchon die Confequenz der Abftimmung vom 8. Juni, 
wo die Mehrheit der Abgeoroneten mit Begeifterung große Summen zum 
Kriege gegen Preußen bewilligt hatte, erlaube nicht für Frieden und 
Bündniß mit Preußen zu ftimmen. Dazu fam au, daß VBarnbüler 
alfen feinen Einfluß aufbot, um ein Votum der Abgeordneten zu ver- 
hindern, das der Regierung eine Verläugnung ihrer Politif vor dem 
Krieg, eine pofitive Annäherung an Preußen zur Pflicht gemacht hätte. 
Barnbüler, der nicht als Miinifter, aber als ritterfchaftlicher Abgeordneter 
der Berfammlung anwohnte, theilte ein Telegramm aus Paris mit, welches 
die jüddentichen Staaten zur Yortfegung des Kampfes ermuthigte und 
den Beiftand Frankreichs in Ausficht ftellte. Es jcheint aljo, die wirtem- 
bergiſche Negierung hatte ſchon damals den Beiftand Frankreichs ange- 
rufen. Diefe Mittheilung hätte den wirtembergiſchen Abgeordneten ein 
neuer Beweggrund fein follen, um fo mehr auf jchleunigen Frieden zu 
dringen, damit fie einer fo gefährlichen Protection entgehen möchten; aber 
e8 waren eben manche Abgeordnete in der Verſammlung, welche dachten: 
„Lieber franzöfiic al preußiſch“, oder die wenigſtens in politiichem Un- 


Die mwirtembergiichen Abgeordneten lehnen eine Kundgebung ab. 149 


verftand nicht merften, wie jchmählich es fei, in diefem Fall auf fran- 
zöftfche MHuterftügung zu hoffen. So kam es, daß bei der Abjtimmung 
nur 15 Mitglieder dem erjten Theil des Antrags der nationalen Partei 
zuftimmten, und nur 11 dem zweiten. Die Mehrheit bejchloß, bis nad) 
erlangter Kenntniß von dem jett eben bevorftehenden Ausgang der Ver- 
bandlungen über den Waffenftillftand und Frieden von einer öffentlichen 
Kundgebung abzuftehen. Und doc wäre es gerade Aufgabe diefer Ver— 
ſammlung gewejen, durd) eine Preußen entgegenkommmende Erklärung die 
sriedensverhandlungen zu erleichtern. Am folgenden Tag wurden die 
Beiprehungen fortgefett und der Abgeordnete Duvernoy, ein Mitglied 
der preußenfreundlichen Minorität, verfuchte den von Hölder und Genofjen 
eingebrachten Antrag in gemilderter Form zur Aunahme zu bringen, aber 
die Berfammlung, die diefmal nur 56 Mitglieder zählte, Tomte fich 
wieder zu feinem Beſchluß vereinigen, welcher der Negierung die Pflicht 
auferlegt hätte, ein Bündniß mit Preußen zu fuchen. Am dritten Tag 
wurde der Verfuch, eine nationale Erklärung zu Stande zu bringen, noch 
einmal widerholt, aber ohne Erfolg; die Mehrheit von 50 gegen 
20 Stimmen erflärte fogar geradezu, fie wolle der Regierung nicht 
durch eine öffentliche Kundgebung läftig fallen. Es wurde nämlid) be- 
fchloffen: „Da die wirtembergiiche Negierung in Verhandlungen über den 
Frieden begriffen ift, hält die heutige VBerfammlung der Abgeordneten 
eine Kundgebung im dieſem Augenblid den Intereſſen des Yandes nicht 
entſprechend.“ Es wäre im Gegentheil den Intereſſen des Landes ehr 
entjprechend gemwejen, wenn die Yandesvertretung erklärt hätte, fie wünſche 
ein Bündniß mit Preußen. Die Rechnung für die Kriegskoſtenentſchädi— 
gung wäre vielleicht niedriger ausgefallen, und der Abſchluß eines Schug: 
und Trutzbündniſſes wejentlich erleichtert worden. Uebrigend war die 
Borausfegung, das Wirtemberg in Friedensverhandlungen mit Preußen 
begriffen jei, nicht einmal ganz richtig. Freiherr v. Barnbüler war an 
jenem Tage, an welchem ev feine Collegen von einer Erklärung zu 
Gunften des Friedens abgehalten hatte, nah Wien, und, da er dort 
gehört hatte, daß wirklich Defterreich feine füddeutichen Verbündeten 
völlig preisgegeben habe, und nichts für fie thun könne, nach Nikolsburg 
gereist, um dort felbft Frieden zu erbitten. Am 29. Juli langte er 
dort an und wurde, nachdem er längere Zeit in unbequemer Yage hatte 
antichambriveu müfjen, von Bismard ungnädig abgewiefen, und ihm 
gejagt, ev habe ſich wegen eines Waffenftillftandes an das Commando 
der Mainarmee zu wenden. Sein bairifcher College, von der Pfordten, 
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war Tags zuvor (28. Zul) jo glücklich gewejen, wenigftens einen 
Waffenftillftand zu erlangen, während gleichzeitig der wirtembergijche 
Geheimrathspräſident v. Neuvath von dem Oberbefehlshaber der Main— 
arnıee General v. Manteuffel abgewiejen worden war, da legterer noch 
feine Vollmachten hatte. Varnbüler mußte nun, unverrichteter Dinge 
von Nifolsburg nad) Stuttgart zurücgefehrt, nach Würzburg reifen, um 
dort die Waffenftillftandsverhandlungen mit General v. Manteuffel zu 
beginnen. Am 1. Auguft wurde zu Eifingen bei Würzburg der Waffen- 
ftillftand abgejchloffen, und in demfelben für die preußiſchen Truppen 
eine Demarcationslinie feftgefegt, vermöge welcher fie fi) im nördlichen 
Theile von Wirtemberg, an der Tauber, am untern Wedar, an der 
Kart uud am Kocher einquartieren fonnten. Sie blieben dort bis nad) 
dem Friedensſchluß und hatten Gelegenheit, durch anftändiges freund— 
liches Benehmen moraliſche Eroberungen zu machen und den Wirtembergern 
ihren Schreden vor Preußen zu benehmen. Ein Hauptpunft des wir- 
tembergifch-preußiichen Waffenftillitandes war die Verpflichtung der 
Wirtemberger, die hohenzolfer’ichen Lande zu räumen. Während man 
nämlid) noch auf Siege der Bundesarmee hoffte, hatte ſich die mwirtem- 
bergifche Regierung vom deutfchen Bund den Auftrag geben laſſen, die 
jeit 1849 unter preußifcher Herrſchaft befindlichen Fürftenthümer Hoben- 
zollern - Sigmaringen und - Hechingen zu bejegen. Syn der Nacht vom 
25—26. Juni zog ein Bataillon wirtembergiſche Infanterie, begleitet 
von Staatsrat von Leutrum und einigen anderen Givilbeamten, in 
Hedhingen und Sigmaringen ein, mit einer Proclamation, worin ſich die 
Wirtemberger im Namen des deutjchen Bundes als die rechtmäßige 
Obrigkeit ankündigten. Sie kamen in der Erwartung, von den Ein- 
wohnern als Befreier von preußifcher Herrichaft mit Freuden aufgenommen 
zu werden, aber fanden fich jehr getäufcht, als das Volk eine fühle miß— 
tranifche Haltung zeigte und die Beamten fi) einmüthig weigerten, die 
angefonnene Huldigung zu leiten oder gar die Kaſſen zu übergeben. 
Die Ortsvorfteher erflärten mit wenigen Ausnahmen, fie vermöchten die 
Bundesgewalt nicht als legale Regierung anzuerkennen und könnten ihr 
gegenüber um jo weniger eine Verpflichtung eingehen, als dieß gegen 
ihren dem König von Preußen geleifteten Eid verftoßen wirde. Die 
wirternbergifchen Beamten mußten fich dieß gefallen laffen, und die Be- 
jegungsmannjchaften wurden nur als einftweilen geduldete Gäfte angejchen. 
Der Waffenftillftand kündigte ihnen diefes Gaftrecht auf, und Wirtemberg 
mußte ſich verpflichten, jo jchnell wie möglich und jpätejtens bis zum 
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8. Auguft feine Beamten und Truppen zurüdzuzichen und alles Staat$- 
und Privateigenthum, ſoweit dafjelbe eine Beſchädigung erlitten haben 
follte, vollftändig zu veftituiren. Den Waffenftillftandsverträgen, die am 
1—3 Auguft von Wirtemberg, Baden und Heſſen abgefchloffen wurden, 
folgte die Einladung zu FFriedensverhandlungen in Berlin, wohin ſich 
die Minifter der füddeutichen Staaten begaben, nicht ohne vorher den 
Beijtand der franzöfiihen Pegierung angerufen zu haben. Daß dieß 
geichehen fein muß, geht aus den Beröffentlichungen des franzöſiſchen 
Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten unzweifelhaft hervor.*) 
Yaut denjelben meldet der franzöfifche Gefandte in München am 2. Auguft 
an feinen Minifter: „In gevechter Aufregung über feine Lage bat der 
Minifterrath des Königs beſchloſſen, unfere Intervention anzurufen, und 
Herr dv. Wendland (der bairiiche Gejandte in Paris) hat Befehl erhalten, 
in diefem Sinn Schritte zu thun." Schon früher muß die wirtember- 
giſche Regierung fi) nach Paris gewendet haben, wie aus dem Telegramm 
hervorgeht, das Herr v. Barnbüler den wirtembergifchen Abgeordneten 
mittheilte. Und am 14. Auguft berichtete der franzöſiſche Minifter des 
Auswärtigen dv. Moustier an Benedetti in Berlin: „Die Stabinette 
Süddeutſchlands mit Ausnahme des von Karlsruhe haben ſich an die 
faijerliche Regierung gewandt, um deren Unterftügung bei den in Berlin 
zu eröffnenden Unterhandlungen zu erhalten.” In wie weit dieje Unter: 
ftügung geleiftet wurde, darüber haben wir feine authentiſche Nachricht. 
Es ift zu vermuthen, daß für die Höfe von Wirtemberg uud Heſſen— 
darmftadt die ruffifche, für den badischen Hof die preußiſche Berwandtichaft mehr 
zu bedeuten hatte, al3 die franzöjiiche Verwendung. Baiern allein erman- 
gelte eines gewichtigen Fürſprechers. Seine Hoffnung auf Frankreich 
wurde ſchmerzlich getäufcht, als Bismard dem bairischen Miniſter die 
Mittheilung machte, daß Benedetti vor wenigen Tagen die bairijche 
Rheinpfalz gefordert und dem König von Preußen zugemuthet habe, den 
König von Baiern zu deren Abtretung anzuhalten, und dag Preußen es 
geweſen fei, welches derartigen Forderungen kräftigen Widerjtand geleiftet 
habe. Dieje Enthüllung gab den Unterhandlungen zwiſchen Preußen und 
Baiern eine andere Wendung. Es war auf preußijcher Seite der Bor: 
ſchlag aufgetaucht, den bairischen Staat, der mit jeiner oberländijchen 
Bevölferung in den drei altbairifchen Provinzen einen bejonders jchroffen 
Gegenjat gegen Norddeutſchland bildete, und vermöge feiner Machtver- 
hältniffe einer bundesftaatlichen Einigung Deutjchlands befonders große 
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Schmierigfeiten bereitete, durch Ablöfung der minder ſpröden fränfijchen 
Provinzen fo zu ſchwächen, daß fein Widerftand nicht mehr zu fürchten 
wäre. Die mit Frankreich vereinbarte Mainlinie berechtigte dazu, ein 
gute Stüd von dem nördlichen Baiern für Preußen, oder menigftens 
für den norddeutfhen Bund, in Anfprucd zu nehmen; zudem hatte 
Preußen auf die alten brandenburgifchen Fürjtenthümer Ansbach und 
Baireuth Anſpruch, und Nürnberg, auf deffen Burg der hohenzollernſche 
Burggraf einft refidirte, fchien durch alte Erinnerungen dem hohen— 
zollerſchen Machtbereich zugewiefen. Der König von Preußen joll auf 
die Wiedererwerbung der brandenburgifchen Stammlande befonderen Werth 
gelegt haben. So waren für die Bedingungen des Friedens mit Baiern 
große Gebietsabtretungen in Ausficht genommen. Als aber nun Graf 
Bismard dem auf franzöfifhe Unterftügung pochenden Herrn von der 
Pfordten mit der Enthüllung der franzöfifchen Gelüfte nach der Rhein: 
pfalz entgegentvat, ftellte fi) von der Pfordten mit Begeifterung auf 
die Seite Preußens, bot ein Bündniß Baierns gegen Franfreih an, ° 
und fo ging aus den Fyriedensverhandlungen der füddeutichen Staaten 
eine Annäherung an Preußen hervor, die jpäter fehr wichtige Folgen hatte. 
Es ift nicht ermittelt, ob Freiherr von der Pfordten oder Freiherr 
v. Barnbüler e8 war, der zuerft das geheime Bündniß anbot, aber foviel 
ift igewiß, daß der Gedanfe der Allianz von Süddeutſchland "ausging, 
und daß dadurd) die FFriedensunterhandlungen bedeutend erleichtert wurden. 

Der erfte fübdeutihe Staat, der mit Preußen Frieden ſchloß, war 
Wirtemberg, deffen Vertrag vom 13. Auguft datirt ift. Die ſchwerſte 
Bedingung war die Zahlung von acht Millionen Gulden Kriegskoften- 
entf hädigung, welche Summe ganz hätte eripart werden können, wenn 
Wirtemberg neutral geblieben wäre. Bis die 8 Millionen bezahlt wären, 
folften die preußifchen Truppen das nördliche Drittheil von Wirtemberg 
befegt halten. Ein Punkt, deifen Erledigung man mit Sorge entgegen: 
gejehen hatte, war die Frage, ob Süddeutichland, nachdem es eine inter: 
nationale Stellung erlangt hatte, auch noch im Zollverein bleiben könne. 
Eben die wurde im Friedensſchluß mit Wirtemberg vorläufig zugeftanden, 
und die definitive Regelung der Zollverhältuiffe fpäteren Verhandlungen 
vorbehalten. inftweilen follte der Vertrag von 1865 in Kraft bleiben. 
Die Anerkennung der zwiſchen Defterreih und Preußen abgejchlojjenen 
Friedenspräfiminarien von Nikolsburg bildete einen mejentlichen Theil des 
preußifch-wirtembergifchen Vertrags. 

Unter ähnlichen Bedingungen ſchloß am 17. Auguft Baden den 
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Sriedensvertrag mit Preußen. Die Kriegsfoftenrechnung betrug fechs 
Millionen Gulden. Der König hatte gewünfcht, daß Baden mit diefem 
Strafgelde verjchont werde, da der Großherzog ja nur gezwungen ſich 
am $triege betheiligt habe. Aber es wurde entgegengehalten, daß ja aud) 
die von dem Zwang der Diplomatie unabhängige Vollövertretung im 
Einverftändnig mit der öffentlichen Meinung für die Betheiligung am 
Kriege gemwejen fei, und daß Baden jo gut wie die anderen Südſtaaten 
den Krieg mitgemacht habe. Außer jenen ſechs Meillionen mußte Baden 
durch den Verzicht auf die Rheinzölle auch noch ein anderes finanzielles 
Opfer bringen, das ſich jährlich auf 70--80,000 Gulden belief. 

Am fchwierigften waren die Verhandlungen mit Baiern. Abgejehen 
von den oben erwähnten Gründen zur Schwächung der bairiſchen Macht fchien 
das Maf der Schuld, das Baiern auf ſich geladen hatte, auch ein größeres 
Sühnopfer zu verlangen. Baiern fiel die größte Verantwortung für die 
Ansdehnung des Krieges auf Siüddeutichland zu. Wäre Baiern neutral 
geblieben, jo hätte auch Wirtemberg nicht auf Defterreihs Seite treten 
fünnen, und die badifche Megierung wäre froh geweſen, nicht wider 
Willen zum Kriege gedrängt zu werden. Nach der Schladht bei König— 
gräg trug Baiern die Hauptfchuld an der Abweifung der von Preußen 
gemachten Friedensanträge. Dennoch fand ſich Bismard durch die Aus- 
fiht auf Herftellung eines nationalen Bandes mit Süddeutſchen bald- 
wogen, die urfprünglichen Plane zur Demüthigung und Verkleinerung 
Baierns aufzugeben. Zwar die angefonnene Summe von dreißig Mil- 
ionen Gulden Kriegskoſtenentſchädigung fonnte nicht nachgelaffen merden, 
aber die in Ausficht genommene Gebietsabtretung gefegneter Land— 
ftriche in Franken, mit einer Einwohnerzahl von einer halben Mil- 
lion, wurde auf zehn Quadratmeilen unfruchtbaren Yandes im Speſ— 
fart und Nhöngebirge mit 32,000 Seelen reducirt. Nach erfolgter 
Zahlung der Entichädigungsgelder follte das königlich preußifche 
zweite Nefervecorps unter dem Großherzog von Medlenburg, das 
fih jeit dem Waffenftillftand im nordöftlihen Theile Baierns aus— 
gebreitet hatte und auch die Stadt Nürnberg befegt hielt, den Rückmarſch 
antreten und mit thunlichfter Bejchleunigung das bairiſche Gebiet räumen. 

Zuletzt Schloß auch das Großherzogthum Heffen Frieden mit Preußen. 
An der Spite der dortigen Regierung ftand ein Minifter, der im 
Widerſpruch mit der Volfsvertretung die nationalen Beftrebungen befonders 
leidenschaftlich verfolgte, und einer der eifrigften Agitatoren zum Kriege 
gegen Preußen gewejen war: Freiherr von Dalwigf, feit 1850 großherzoglich 
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heſſiſcher Minifterpräfident. Beim Ausbruch des Kriegs verließ der 
Großherzog das Land und begab fid) mit feinem Miniſter nach München, 
und die preußifchen Truppen bejegten das ganze Grofherzogthum. Als 
e3 zu den Friedensverhandlungen kam, war zuerft ſtark davon die Mede, 
die nördlich des Mainz gelegene Provinz Oberhefjen, welche 72 Duadrat- 
meilen mit 300,000 Einwohnern umfaßte, für Preußen in Ayfpruc zu 
nehmen. Doc wurde diefe bedeutende Schmälerung des heſſiſchen Ge— 
biet3 noch abgewendet durch die Fürſprache des Kaifers von Rußland, 
den Schwager des Großherzog. Dagegen wurde zur Bedingung ger 
macht, daß die Provinz Oberheſſen dem norddeutichen Bunde beitrete. 
Dod) ging es micht ganz ohne Gebietsverlufte ab; die Landgrafichaft 
Heflen- Homburg, die der Großherzog erft kurz vorher durch den am 
24. März 1866 erfolgten Tod des Finderlofen Landgrafen Ferdinand 
geerbt hatte, und außerdem mehrere Gebietstheile der Provinz Oberhefien 
mußten an Preußen abgetreten werden. Der Verluft war um jo größer, 
da Heffen- Homburg ein fruchtbarer Landftrih mit fehr einträglichen 
Domänengütern ift. Ferner mußte das ganze Poftwejen im Großherzog: 
thum an die preußifche Regierung übergeben werden, die auch das Recht 
erhielt, in allen Theilen des Yandes Telegraphen und Telegraphenftationen 
anzulegen. ine Kriegsentfhädigung von drei Millionen Gulden traf 
das Großherzogthum im Verhältniß feiner Yeiftungsfähigfeit. Unter 
diefen Bedingungen wurde am 3. September der Frieden abgejchlofjen. 
Später erhielt diejer Friedensvertrag eine Ergänzung durch den Abſchluß 
einer Militärconvention am 7. April 1867, welche die ganze heffifche 
Divifion in das norddeutſche Bundesheer einreihte und Preußen das 
Recht der Bejegung der Feſtung Mainz ertheilte. 

Der Schlußftein diefer Friedensverträge mit den füddeutfchen Staaten, 
und der Erflärungsgrumd für ihre verhältnifmäßig milde Behandlung 
war das mit Wirtemberg, Baden und Baiern abgefchloffene geheime 
Schutz- und Trutzbündniß, worin diefe Staaten gegen die Bürgichaft der 
Integrität ihres Gebietes ſich verpflichteten, im Falle eines Angriffs- 
frieges auf den norddeutihen Bund ihre volle Kriegsmacht diefem zur 
Verfügung und ihre Truppen unter den Oberbefehl des Königs von 
Preußen zu ftellen. Wahrjcheinlicd wurden die ſüddeutſchen Staaten 
durch die franzöfiihe Bedrohung bairishen und heſſiſchen Gebietes zu 
der Ueberzeugung geführt, daß fie mur bei Preußen Schutz umd Hilfe 
gegen Frankreich finden könnten, und daß fie am beften thun witrden, 
auftatt ein antipreußijches Separatbündnig unter franzöſiſcher Protection 
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zu errichten, fich mit Preußen zu verbinden. Und die Zufagartifel zum 
Friedensvertrag waren dann die natürliche Folge diefer Ueberzeugung. Na— 
poleon war dadurd um den Bortheil betrogen, den er durch die Vorſchläge 
vom 11. Juli und die Nikolsburger Präliminarien zu fihern gedachte, 
und es mar zu fürchten, daß er Einſprache erheben werde, wenn dieſe 
Zufagartifel jetzt veröffentlicht würden. Deshalb mußten fich die Ver— 
tragjchliegenden zu vorläufiger Geheimhaltung verpflichten. Uebrigens 
war die Berechtigung zu einem Bündniß zwifchen den ſüddeutſchen 
- Staaten und dem norddeutfchen Bund ſchon in den Nifolöburger Präli- 
minarien Art. 2 anerfannt, nach welchem die nationale Berbindung des 
ſüddeutſchen Bereins mit dem morbdeutjchen Bunde der näheren Ver— 
jtändigung zwijchen beiden vorbehalten bleiben ſollte. Diejer Vorbehalt 
war jest durch jenen geheimen Artikel ausgeführt, und auch auf Heſſen 
wurde derjelbe nachträglich im April 1867 ausgedehnt. 

In Wirtemberg entjtand bald nad) dem Abſchluß des Friedensvertrages 
mit Preußen das Gerücht von einer geheimen Meilttärconvention, die in 
Berlin verabredet worden jei, was durch den Umſtand Betätigung zu 
erhalten jchien, daß der wirtembergifche Kriegsmirifter noch längere Zeit 
in Berlin verweilte. Der Staatsanzeiger verficherte aber unter dem 
18. Auguft, daß jene Gerüchte jeder Begründung entbehren. Dagegen 
gab die preußiſche Provincialcorreipondenz vom 22. Auguft eine Andeu- 
tung von dem Borgang. Es wurde nämlich) dort gejagt: „Was Süd— 
deutichland betrifft, jo ging die Negierung davon aus, daß dort die Er- 
werbung eines größeren oder geringeren Landſtrichs nicht in's Gewicht 
fallen kann gegenüber von dem großen nationalen Intereſſe der jofortigen 
Anbahnung günftiger Beziehungen zwifchen Preußen und dem deutjchen 
Süden. Diefer Gefichtspimft und die darauf begründete mildere Be— 
handlung der jüddentichen Staaten haben auf Seiten derjelben die vollfte 
Würdigung gefunden, und es ift zuverfichtlih anzunehmen, daß die 
Friedensunterhandlungen dazu gedient haben, Hoffnungsvolle Anknüpfungen 
zwijchen dem Norden und Süden Deutichlands zu begründen und dadurch 
ein neues Unterpfand für eine heilfame nationale Entwidelung Gejanmt: 
Deutjchlands zu gewähren." 

In Folge der Friedensichlüffe, welche die Auflöfung der Bundes- 
verfaffung als vollendete Thatfache anerkannten, wurde auc auf Antrag 
der bairifchen Regierung die Bundesverſammlung, die jeit dem 26. Juli 
in Augsburg tagte, feierlich aufgelöst. Der kaiſerlich- königlich öfterreichifche 
Präfidialgefandte v. Kübeck, der bereits nad) Wien überfiedelt war, fam 
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noch einmal nad) Augsburg, um am 24. Auguft die legte Situng 
zu halten. Er beantragte in furzen Worten, zu bejchließen, daß die 
Berfammlung ihre Thätigfeit beendige, und die Anweſenden, nämlich die 
Geſandten Baierns, Sachſens, Hannovers, Wirtembergs, beider Heflen, 
Naſſau's und Lichtenfteins gaben ‚ebenfo einfach ihre Zuftiimmung. Go 
hatte der vielgejhmähte Bundestag, der nach feiner Wiederauferftehung 
im J. 1850 faft unfterblich fchien, doch fein Ende erreiht. Er wurde 
ohne Sang und Klang, ohne Leichenrede, ohne Thräne zu Grabe ge- 
tragen. 

Die bairifche Regierung beeilte ſich, den Friedensvertrag ihrem 
Landtag vorzulegen, und derfelbe wurde zu diefem Zweck ſchon auf den 
25. Auguft einberufen. Der Minifter gab in einer längeren Rede eine 
Darlegung der von ihm im Einverftändniß mit den Kammern verfolgten 
Politif und eine Geſchichte der Friedensverhandlungen, um zu zeigen, 
daß es ihm gelungen fei, doch noch verhältnißmäßig günftige Bedingungen 
zu erhalten, indem die Forderungen Preußens anfänglich viel weiter ge» 
gangen fein. Die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit fei nun unge: 
ſchmälert geblieben. Die ſüddeutſchen Staaten und insbefondere Baiern 
haben mit Anerkennung der Befugnig Preußens, ein engere8 Bundes: 
verhältniß nördlich des Mains zu begründen, den Gedanken einer nationalen 
Berbindung des geſammten Deutfchlands nicht aufgegeben, vielmehr Be- 
ftimmungen aufgenommen, die auf demjelben beruhen; wie 3. B. die 
Erhaltung des Zollvereing, und Berathungen zur Förderung des Verkehrs 
auf den Eifenbahnen nach allgemeinen Intereſſen in Ausficht genommen 
ſeien. Als nun die Kammer über die Annahme des Friedensvertrags 
verhandelte, wurde von verichiedenen Seiten die Erftrebung eines näheren 
Berhältniffes mit Preußen und dem Fünftigen norddeutichen Bunde ver- 
langt. Der Abgeordnete Hohenadel ftellte einen dahin zielenden Antrag 
und führte aus, wenn man aud) nicht geradezu den Eintritt Baierns in 
den norddeutſchen Bund wünſchen könne, jo Eönne man jich doch der 
Thatſache nicht verjchließen, dak in Preußen der Schwerpunft Deutjch: 
lands liege, und müſſe hiernach einen engeren Bund mit Preußen erftreben, 
denn nur dadurch könne man jich gegen Angriffe auf die Integrität 
Deutjchlands wirkſam ſchützen. Der Abgeordnete Völl erklärte, daß bei 
der jetigen Sachlage die Bildung eines ſüdweſtdeutſchen Bundes in feiner 
Weiſe wünfchenswerth erſcheine. Dagegen müſſe eine organifch-politifche 
Verbindung des Südens und Nordens mit einheitlicher Centralgewalt 
und gemeinfamem Parlamente zum Zielpunkt der bairifchen Politif gemacht 
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werden. Der Minifter von der Pfordten hatte jchon früher im einer 
Ausſchußſitzung auf die Frage des Abgeordneten Brater, „ob die Regierung 
beabjichtige, zur Bildung des in den Nikolsburger Friedenspräliminarien 
vorgefehenen jüddeutichen Bundes die Initiative zu ergreifen oder mitzu— 
wirken", erflärt, es ſei bei den übrigen fiidweitdeutichen Regierungen 
wenig Geneigtheit vorauszufegen, auf diefes von Frankreich angeregte 
Project einzugehen, und es fei überhaupt noch fein Schritt dazu gefchehen. 
Yu den KRammerverhandlungen widerholte er die Erklärung, der ſüd— 
deutſche Bund ſei ein von Frankreich aufgenöthigtes Project, und die bairijche 
Regierung babe feinen Schritt zur Bermwirklihung deſſelben gethan. 
Der Friedensvertrag wurde mit allen gegen eine Stimme (die des Ab- 
geordneten Auland von Würzburg) angenommen, und mit einer großen 
Majorität gegen 11 Stimmen befchloffen, den König zu bitten: „dahin 
wirfen zu laffen, daß durch einen engen Anfchluß an Preußen der Weg 
betreten werde, welcher zur Zeit allein dem angeftrebten Endziele ent- 
gegenführen kann: Deutjchland unter Mitwirkung eines frei gewählten 
und mit den erforderlichen Befugnijfen ausgeftatteten Parlaments zu 
einigen, die nationalen Intereſſen wirfjam zu wahren, und etwaige An- 
griffe des Auslandes erfolgreich abzuwehren.“ 

In der erjten bairifchen Kammer fand der Beichluß der zweiten 
nur theilweife und bedingte Zuftimmung. Nur ein Mitglied, der Fürſt 
Ehlodwig von Hohenlohe: Schillingsfürft, ſprach fich entjchieden für den 
Anſchluß an Preußen aus. Er erinnerte daran, daß er jchon im 
Jahr 1849, im Widerfpruch mit den damaligen Anfchauungen, in dem 
Reichsrath diejelbe Anficht vertreten habe, und trat jet entjchieden für 
den Antrag der zweiten Kammer ein. Drei Wege feien Baiern offen: 
Die Gründung eines füddeutihen Bundes, die Iſolirung Baierns, und 
die Anlehnung an Preußen. Die Bildung eines ſüddeutſchen Bundes 
habe wohl Niemand im Ernfte fir möglich gehalten, ebenfo wenig, daß 
Baiern jeine Unabhängigkeit unter den europäifchen Großmächten ohne 
Anlehnung an eine derjelben wahren könne. Es ſei daher nur die Frage, 
ob Baiern fih an Frankreich oder an Preußen anlehnen folle. Zur 
Ehre des bairischen Vaterlandes fei es conftatirt, daß felbft in den 
ihlimmften Tagen der neueften Gejchichte fich Fein Fürſprecher für den 
Bund mit Frankreich gefunden habe. Es bfeibe alfo nur ein Bündniß 
mit Preußen übrig. Sei e8 nun an der Zeit ein jolches Bündniß anzu— 
ftreben? Man könnte einmwenden, e8 fei Baierns nicht würdig, mit dem 
fiegreichen Fzeinde zu gehen. Wirhaben aber num Frieden und Verſöhnung 
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mit Preußen gejchloffen, und bei civilifirten Völkern höre dann alie 
Feindfeligfeit auf, um, jo mehr bei Völkern eines und defjelben Stammes. 
Wollte man erſt abwarten, wie ſich der norddeutiche Bund geftalte, fo 
könnte ein ſolches Abwarten gefährlich werden. Würden Ereigniſſe ein- 
treten, welche die Ruhe in Europa erjchüttern, jo ftünde Baiern allein 
und verlajjen da. Was e8 aber heiße, feinen Alliirten zu haben, das 
habe der Staatsminifter des Aeußeren zur Genüge in Berlin erfahren. 
Er halte e3 für zweckmäßiger, jetst wo Alles im Yluffe fei, eine Stellung 
im norddeutſchen Bunde zu erjtreben, zu einer Zeit wo es möglich 
jein werde, für Baiern günftige Bedingungen zu erhalten, als erſt anzu- 
Hopfen an einem ſchon fertigen Haufe, deſſen Thore verſchloſſen find. 
Dann werden wir ausgejchlofjen bleiben oder wir werben uns Bedin- 
gungen fügen, die für die Dynaftie oder die Stammeseigenthümlichkeit 
vernichtend fein Fünnten. Wenn man den Anfchluß an Preußen für 
nothwendig halte, fo jei es Pflicht, ſchon jetzt fich auszufprechen. Deß— 
halb empfehle er die Annahme des Antrags der zweiten Kammer. 
Dennoch wurde derjelbe mit 30 gegen 4 Stimmen abgelehnt; aber es 
war von großem Werth, daß ein amgejehenes Mitglied der hohen 
Ariftokratie fich in diefem Sinn ausgefprocdhen hatte. 

In Wirtemberg trat der Landtag erft am Ende des Septembers 
zufanmen. Vorher aber waren die Parteien fehr gejchäftig, für und 
gegen den Anſchluß an Preußen zu agitiven. Es gab eine Partei, welche 
fich offen für Bildung eines Südbundes ausſprach, und lieber mit Frankreich 
gegen Preußen gehen, als preußifch werden wollte. Die Demokraten unter 
Führung des Beobadhters und feines Redacteurs Karl Mayer hetzten eben jo 
eifrig wie vor dem Kriege gegen Preußen, und auch die der Negierung 
zumeigenden Großdeutſchen bliefen in dafjelbe Horn. Dagegen gewann 
die deutjche Partei immer mehr Anhänger und fejte Organifation. Am 
19. Auguft trat in Plochingen, dem alten Berfammlungsort der Preußen- 
freunde vom %. 1850, eine Gejellfchaft von einigen hundert Mitgliedern, 
unter denen hauptjächlich der Stand der Induſtriellen und der Gelehrten 
bertreten war, zufammen, um ein Barteiprogramın aufzuftellen. Schaffung 
eines Fräftigen deutjchen Staatöwejens durch Anfchluß ſämmtlicher deutjcher 
Staaten an Preußen, und Proteftation gegen die Mainlinie und gegen 
jeden Verſuch, die jüddeutfchen Staaten zu einem eigenen politifchen 
Organismus zufammenzufchließen, dies waren die Hauptpunkte. Man 
verfannte nicht, daß der Eintritt Süddeutfchlands in den von Preußen 
zu gründenden Bundesftaat im Augenblid nicht vollzogen werden fünne, 
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aber um jo mehr jah man es als Aufgabe an, Allem dem entgegen» 
zutreten, was die vorläufige Trennung zu einer definitiven machen könnte, 
dagegen diejenigen nationalen Beziehungen zu pflegen umd zu entmwideln, 
die ſchon jegt ald gemeinfame beftehen, und dadurch dem völligen An- 
ſchluß vorzuarbeiten. Vor allem wollte man, daß die Regierung auf 
Erhaltung des Zollverein Bedacht nehme, und fobald als möglich eine 
Berftändigung mit Preußen über eine gemeinfame Organifation des 
Heerwejens anftrebe. Alle diefe Vorſchläge fanden in der Verſammlung 
warme Zuftimmung; die Stärke der Partei, ihre Verbreitung in allen 
Theilen des Yandes, und ihre Zufammenfegung aus dem gebildeten und 
bejigenden Mittelftand war, gegenüber von allen Zweifeln und Ableug— 
nungen der gegnerifchen Barteiblätter, conftatirt, und fie konnte num mit 
Entjchiedenheit und Zuverficht auftreten. Gleichzeitig wurden freilich an 
anderen Orten Zufammenkünfte der Demokraten und Particulariften ge 
halten, die für den Südbund warben und gegen Verpreußung predigten, 
aber doch nur bei negativen Behauptungen ftehen blieben. 

Die Regierung nahm zu diefen entgegengefegten Beftrebungen feine 
entjchiedene Stellung ein; fie ließ zwar die deutfche Partei gewähren, 
aber war weit entfernt, gleich der badiichen fich zu ihren Grundfägen 
und Bielen zu befennen; fie ſah auf der anderen Seite das Treiben der 
Demokraten, in denen fie eine willfommene Stüte des Particularismus 
erblickte, nicht ungern. Am 25. September wurde die zweite Kammer 
eröffnet; der Regiernngscommiffär Minifter Geßler, der die Ihronrede 
hielt, ging möglichft kurz über die Ereigniffe weg, welche die politijche 
Stellung Wirtembergd jo weſentlich verändert hatten. Der Präfident 
der zweiten Kammer aber, Obertribunalvath Weber, einer der Wenigen, 
die Schon vor dem Krieg auf preußiicher Seite geftanden hatten, ſprach 
in feiner Eröffuungsrede unverholen von der Aufgabe, Alles zu thun, 
was gejchehen könne, „um ung dem Ziele jedes deutjchen Patrioten, der 
Einheit Deutſchlands entgegenzuführen." Wir werden uns, fagte er, 
über die Haltung Wirtembergs in diefer Beziehung ausiprechen müfjen. 
Es jei an mafgebender Stelle die einer Verbindung mit dem Norden 
abgeneigte Stimmung der füddentichen Bevölkerung geltend gemacht 
worden, um fo mehr jei e8 von Bedeutung, in welcher Weije fich die 
öffentliche Meinung Süddeutſchlands jekt ausſpreche. ES fei natürlich, 
daß die durch dem fchredlichen Bürgerkrieg, feine Beranlaffung und feine 
biutigen Refultate aufgeregten Yeidenfchaften nicht fogleich fich gelegt 
haben; es gehöre Selbftüberwindung dazu, dem aufgeregten Gefühle, dem 
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Born über den Sieg der Gewalt, dem Aerger über erlebte arge Ent: 
täufhungen Schweigen zu gebieten und mur die befonnene Ueberlegung 
walten zu laffen, was jegt zu thun fei, nachdem die Entjcheidung der 
Waffen und die Friedensſchlüſſe Preußens mit feinen Gegnern als That- 
jachen vorliegen. „Je größer die Enttäufchungen waren", ſchließt er, 
welche wir erfahren mußten, und je höher und heiliger unfer Ziel, die 
Einheit Deutſchlands ift, umfomehr ift e8 eine Forderung des Patrio- 
tismus, alles zu vermeiden, was die Erreihung diejes Ziels gefährden 
und uns neue Enttäufchungen bereiten könnte, uns nicht durch Gefühle, 
fondern dur befonnene Würdigung und reifliche Ueberlegung der jet 
vorliegenden Berhältnifje beftimmen zu laffen. Die Augen Deutjchlands 
find jett auf uns gerichtet; Deutjchland ift auf unfern Ausſpruch gejpannt ; 
nur feine Gefühlspolitif! nur fein Verkennen der Logik der Thatſachen!“ 
Einige Abgeordnete waren mit diefer Anrede ſehr unzufrieden und be- 
flagten ji, daß ihnen Gefinnungen zugemuthet würden, die fie nicht hegten. 
Der Präfident erklärte, daß er nur von dem Rechte, feine Anficht auszufprechen, 
Gebrauch gemacht und eine patriotifche Pflicht erfüllen zu müffen geglaubt habe; 
er fönneaberjett feine Debatte über diejen Punkt zulafien, in den fachlichen Ver— 
Handlungen würden ja die Herren genug Gelegenheit haben, ſich über ihre Anfich- 
ten auszufprechen. Dieſe Gelegenheit fand fich alsbald bei der Adrefdebatte. 

Zunächſt legte der Minifter dv. Varnbüler den Friedensvertrag vom 
13. Auguft zur Genehmigung vor, begleitete ihn mit einem längeren 
Bortrag über den Gang der Verhandlungen, und fuchte feine Politik 
zu rechtfertigen jo gut es ging. Er berührte dabei aud die 
fogleih nad) der Schlacht bei Königgräß von Preußen ausgegangenen 
Triedensanerbietungen und motivirte deren Ablehnung durch die Pflicht 
der Bundestreue und die Hoffnung eines von Defterreich wieder aufzu- 
nehmenden Kampfes. Daß ein erneuter Kampf nur dann von Erfolg 
hätte fein können, wenn Frankreich fich eingemijcht hätte, worauf die 
ſüddeutſchen Regierungen vechneten, verjchwieg er. Schlieflih empfahl 
er die Annahme des Friedensvertrags dringend. Auch die preußenfeind- 
liche Mehrheit fah ein, daß die Verwerfung des Vertrags doch nichts 
helfen und die Yage Wirtembergs nur verfchlimmern würde. So wurde 
er am 10. Oftober mit 86 gegen 1 Stimme angenommen. Am näms 
lihen Tage wurde auch der Adreßentwurf berathen. Derjelbe war von 
einer Commiſſion verfaßt worden, die aus lauter und zum Theil fana- 
tiichen Gegnern Preußens zufammengefegt war, und trug daher eine 
mit der neuen Ordnung der Dinge unverjöhnliche Gefinnung zur Schau. 
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Man konnte die Hoffnung, daß die Macht Preußens durch einen mit 
Frankreichs Hilfe erneuten Kampf bald gebrochen werben würde, zwiſchen 
den Beilen leſen. Es war darin unter Anderem gejagt: „So möge 
denn vor Allem rückhaltslos von uns ausgeiprochen fein, daß der 
Wechfel der Ereignifje die Ueberzeugung von Recht und Unrecht, mie 
wir fie vor Beginn des Krieges gehegt, nicht ändern kann. Und wenn 
die Friegeriichen Erfolge die Erreihung des von uns bisher erftrebten 
Ziels ſelbſt als unmöglich darftellen follten, jo muß uns doch unver: 
wehrt jein, daran zu erinnern, daß die Einigung des ganzen Deutjch- 
lands jeit einem halben Yahrhundert der Wahlſpruch deutſcher PBatrioten 
war und daß die höchjten Ideen einer Nation darum noch nicht unter- 
gehen, weil ihnen in einem bejtimmten Momente die Verwirklichung ver- 
jagt zu fein jcheint. Aber wir ftehen als die Befiegten unter der Macht 
der Thatjachen, und die Pflicht fordert von uns, auf dem gegebenen 
Boden für das Befte des Volfes zu forgen, Wir müffen es hinnehmen, 
daß mit der gegenwärtigen Geftaltung Deutfchlands der Schug des ein- 
zelnen Staates gegen außen eine umverfennbare Einbuße erlitten hat; 
boffen wir, daß dennoch jeder Angriff auf deutſches Gebiet die 
Nation zur einmüthigen Abwehr bereit finden werde. Dem nord- 
deutjhen Bunde uns anzufchliefen, wären wir nicht im Stande, jelbft 
wenn wir wollten, weil Preußen fich nicht in der Yage befindet, es zu 
geftatten. Für ung fällt mit demfelben Gewichte, wie die Verbindung 
Deutjchlands zur mächtigen Einheit gegen außen, die Freiheit des Volkes 
in die Wagjchale; wir find ihm fchuldig nach Kräften die Nechte zu 
fihern, die ſchon bisher des Schutzes der Verfafjung genofjen und unge— 
hemntt ihrer weiteren Ausführung entgegengeführt werden fünnen. Darum 
fann nur auf einer Grundlage, welche die berechtigte Selbftbeftimmung 
des Einzelftaates mit der nothwendigen Einheit des Gejfammtftaates verfühnt 
und die freie Entwidlung des conftitutionellen Lebens gewährleiftet, eine Ver— 
bindung von Nord- und Süddeutjchland in befriedigender Weije hergeftellt 
werden. Wir fuchen vergeblich auf der Seite jenes Bundes nach den Garantien, 
welche unfer Recht zu ſchützen und dem Yortichritt auf der Bahn der 
Freiheit zu fichern geeignet wären. Wir können es daher auch fiir jetzt 
nicht als unfere Aufgabe betrachten, den Anſchluß an den norddeutjchen 
Bund zu erftreben. Fern von jeder Feindfeligfeit gegen Preußen und 
obwohl wir die Trennung des deutjchen Südens und Nordens für die 
Dauer durchaus verwerfen, könnten wir e8 bei den nach jeder Richtung 
unfertigen Verhältniſſen nur als einen Fehler der fübdeutichen Staaten 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen, II. 11 
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erfermen, wenn fie in haftiger Flucht vor der drohenden Iſolirung eine 
Stellung zu dem Norden ſchon jegt nehmen wollten, deren Bedeutung 
fih unter den gegebenen Umftänden gar nicht bejtimmen läßt. Die 
augenblicliche Yage der ſüdlichen Staaten, welche wir allerdings als eine 
haltbare nicht anzufehen vermögen, ließe fich durch engere Verbindung 
unter einander mit gemeinfamer parlamentarifcher Vertretung geftalten. 
Sollte diefer Bund zur Zeit auf umüberwindliche Hindernifje ftogen, jo 
ift doch die Einigung jener Staaten über die wichtigfte Angelegenheit 
des Schutzes nad) außen und daher insbefondere iiber die Kriegsverfaflung 
jo fehr durch die Natur der Sache geboten, daß faum einer derjelben fich 
dagegen zu fträuben gemeint jein dürfte.‘ 

Jene Stelle, worin die Hoffnung ausgefprochen war, „daß jeder 
Angriff auf deutſches Gebiet die Nation zu einmithiger Abwehr bereit 
finden werde”, war im Schoße der Commiffion jehr angefochten worden; 
zwei Mitglieder meinten, das könne man doch nicht jo unbedingt aus— 
ſprechen: es fünnten ja Fälle eintreten, wo es gegen das Intereſſe Süd— 
deutjchlands wäre, deutjches Gebiet gegen einen Angriff Frankreichs zu 
vertheidigen, d. h. wenn Frankreich das preußifche Rheinland erobern 
wollte, jo brauche man nicht für Preußen einzutreten. Die Errichtung 
eines ſüddeutſchen Sonderbundes erfchien den wirtembergiſchen Barticulariften 
al3 ein koſtbares Recht, zu deſſen Verwerthung man die Regierung 
drängen müſſe. Varnbüler hatte, im auffallendem Widerjprud mit den 
Miniftern der beiden Nachbarftaaten, den Mitgliedern der Commiſſion 
die tröftliche Zuficherung gegeben, daß bereit einleitende Schritte ge- 
jchehen feien, um die Bildung eines ſüddeutſchen Bundes zu Stande zu bringen. 

So menig auch Ausfiht auf Annahme einer nationalen Adrejje 
war, jo glaubte die deutſch gefinnte Minorität doch nicht auf Vorlegung 
eines eigenen Entwurfs verzichten zu dürfen. Hölder und Genofjen 
brachten einen Entwurf ein, defjen Hauptftelle aljo lautete: „Der deutjche 
Bund ift aufgelöst, Defterreich hat auf die Betheiligung an der Neuge- 
ftaltung Deutfchlands verzichtet, Preußen hat fich vergrößert und Deutich- 
land nördlih von Main unter feiner Führung vereinigt. Damit ift 
das Uebergewicht Preußens in Deutjchland entjchieden, und zwar nicht 
etwa blos vorübergehend, jondern nach unferer Ueberzeugung bleibend. 
Dieß find die thatfächlichen Verhältniſſe. Sie bilden den gegebenen 
Boden, auf welchen wir fürdas Befte des Volks zu jorgen haben. Dieſe Sach— 
lage weist mit Nothwendigkeit auf das politische Ziel hin, deffen Erftrebung uns 
von der nationalen Idee, wie von den materiellen Intereſſen geboten wird. Es 
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ift die Einigung des ganzen außeröfterreichiichen Deutjchlands in einen Bun- 
desitaat, in welchem die Gentralgewalt in die Hand des Oberhauptes des 
preußifchen Staates gelegt ift, die Freiheitsrechte der Nation durch ein 
mit den erforderlichen Befugniſſen ausgeftattetes Parlament gefichert find 
und die berechtigte Selbftbejtimmung des Einzelftaats gemwahrt ift." — 
„Segen die Gründung eine® Bundes der ſüddeutſchen Staaten müſſen 
wir uns in gleicher Weije, wie fo viele Stimmen in den Nachbarftaaten, 
entjchieden aussprechen. Er könnte, wenn er überhaupt ausführbar wäre, 
feicht zu einer bleibenden Scheidewand gegen den deutjchen Norden und 
zu einem Stüßpunft für das Ausland werden." In der Debatte wurde 
diejer Entwurf der Minorität mit großem Eifer, aber ohne Erfolg ver- 
theidigt. Die Vorfämpfer der großdeutihen und demofratifchen Partei 
gaben mit Befliffenheit ihren Unglauben an die Dauer des preußiichen 
UebergewichtS fund und meinten, man könne ihnen nicht zumuthen, ſich 
zu einer Politik zu befehren, die doch feine Zukunft habe. 

Unbegreiflih war das Benehmen des Minifters. Während er doch 
den Alfianzvertrag mit Preußen im Portefeuille hatte und fpäter bie 
Ueberzeugung ausſprach, daR nur diefe Allianz Süddeutjchland den 
nöthigen Schug gewähren könne, gaber doch nicht die leifefte Andeutung, 
daß es der Regierung lieb wäre, wenn fi) die Kammer nicht fo gar 
preußenfeindlich und unverjöhnlich ausſpräche. Selbft als der Abgeordnete 
Hölder, der eine Witterung von dem beftehenden Allianzvertrag hatte, 
den Minifter aufforderte, ſich über die künftige Haltung Wirtembergs 
in einem Kriege Frankreichs gegen Preußen auszufprechen, und fagte, 
es wäre doc von größtem Intereſſe, wenn man einige Gewähr dafür 
hätte, daß Deutſchland in diefem Fall eine einheitliche Haltung beobachten 
würde, hatte Barnbüler fein Wort beruhigender Erwiderung. Und als 
Hölder bei einer anderen Gelegenheit darauf hinwies, daR es in Wir- 
temberg Leute gebe, die geradezu auf Hilfe Frankreichs gegen Preußen 
boffen und nur wünſchen, daß Preußen für fein Vorgehen gegen Oeſterreich 
von Frankreich gezüchtigt werde, fagte Barnbüler ganz kühl: er halte fich 
nicht für berechtigt, zum Voraus, ehe die Flammen des Kriegs zum 
Ausbruch kämen, zu fagen wie er fich dabei verhalten werde. Bei diefem 
Berfahren des Miniftertums, das nicht einmal feinen Einfluß auf die» 
jenigen Mitglieder der Kammer, die jedenfalld geneigt find nach dem 
Wunſch der Regierung zu ftimmen, benügte, um eine Adreffe zu Stande 
zu bringen, welche einige Bereitwilligfeit fundgegeben hätte, der neuen 
Geftaltung der Dinge ſich anzufchliegen, ift e8 nicht zu verwundern, daß 
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der preußenfeindliche Entwurf durchging. So kam es denn nach Ab- 
weifung aller Amendements der deutichen Partei zu einem Beſchluß, 
der den Entwurf der Commijjion mit 61 gegen 25 Stimmen genehmigte. 
Dagegen gab der König, dem die Adreffe von einer ftändifchen Deputation 
am 6. Oktober in Friedrichshafen überreicht wurde, eine Antwort, die 
eine ganz andere Auffafjung der Dinge zeigte. Er fagte: „Ich danke 
Ihnen für den offenen Ausdrud Ihrer Gefinnungen; es ift auch Yhnen 
nicht entgangen, daß unmittelbar nach dem Umfturz gejchichtlicher Ver— 
hältniſſe Wirtemberg mit der Stellung, welche e8 in Deutjchland nehmen 
will, der Entwidlung der neuen Geftaltungen zu folgen hat. Wem 
nad) dem blutigen Kampf in Deutjchland der Geift aufrichtiger Verſöh— 
nung zur Herrichaft gelangt, dann dürfen wir hoffen, daß zum Wohl 
Europa’8 und feiner Gefittung ſich unfere nationale Idee verwirklichen 
werde." Dieß lautete faft mehr wie eine Antwort auf die durchgefallene 
Adreffe der deutjchen Partei und belebte die Hoffnung derjelben. 

Die Stellung des wirtembergiichen Minifteriums und der Kammer 
war um jo auffallender, wenn man jie mit derjenigen der badijchen 
Abgeordneten und Minifter verglihd. In Baden trat am 9. Oktober 
der Yandtag wieder zujammen, und der Minifter des Auswärtigen 
v. Freydorf legte den Friedensvertrag mit Preußen vor. Seine Yage 
war eine ganz andere als die der Miniſter der beiden anderen ſüddeutſchen 
Staaten; er hatte mit eine verfehlte Politik zu vertheidigen, 
jondern ſich auf die Thatfachen, die er vorgefunden, zu berufen, und 
die gegenwärtige Stellung Baden als eine durd die Lage der Dinge 
und die Intereſſen des Yandes bedingte zu rechtfertigen. Er nahm dabei 
Gelegenheit, einen Seitenblid auf die nicht fehr freundliche Politif Baierns 
zu werfen, das in dem Vertrag von Olmütz auf die Beraubung Badens 
Ipeculirt hatte. Denn die Entjhädigungen, die Baiern fi für den Fall 
nothwendiger Territorialveränderungen ausbedungen, konnten nicht wohl 
anders woher als aus Baden entnommen werden, und die Bermuthung, 
daß es auf eine Schmälerung des Großherzogthums abgejehen geweſen, 
fand durch den Umſtand Nahrung, daß jener Vertrag von Olmütz hinter 
dem Rüden Badens abgejchlofjen und vor diejem forgfältig verheimlicht 
wurde. Der badiihe Minifter ſprach es mit Genugthuung aus, „die 
höhere Macht, die ſchon viele Huge Berechnungen zunichte gemacht, habe 
gewollt, daß micht unfere Verbündeten, ſondern unfere Gegner fiegten, 
und weder Defterreih noch Baiern die Macht behielt, den betreffenden 
Artikel des Olmützer Vertrags zur Geltung zu bringen.“ 
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Man wußte in Baden, daß die Regierung entſchieden gegen Errich— 
tung eines ſüddeutſchen Bundes ſei, und möglichſt engen Anſchluß an den 
norddeutſchen Bund ſich zur Aufgabe mache; und die vorherrſchende 
Stimme der öffentlichen Meinung ging dahin, man müſſe die Regierung 
in dieſem Beſtrebeu unterſtützen. Die liberale Partei ſtellte ein Programm 
auf, in welchem ſie jenes Ziel auch als ihre Aufgabe verkündete, und 
als Vorbereitung dazu volkswirthſchaftliche Gemeinſchaft und organiſche 
Verbindung der militäriſchen Einrichtungen verlangte. Bei den Ver— 
handlungen über Genehmigung des Friedensvertrags ſtellte die be— 
treffende Commiſſion den Antrag, dieſe Zuſtimmung zu ertheilen und 
dabei den Wunſch zu Protokoll zu erklären: die großherzogliche Regierung 
wolle den Eintritt der ſüddeutſchen Staaten in die Verbindung der nord— 
deutſchen zur möglichſten Widerherſtellung eines Geſammtdeutſchlands mit 
aller Entſchiedenheit erſtreben. Unter den Reden, die bei der Debatte 
gehalten wurden, iſt beſonders die des Abgeordneten Obkircher bemerkens— 
werth, weil dieſer es als einen großen Gewinn rühmte, daß Oeſterreich, 
das lange ein Hinderniß der deutſchen Einheit geweſen, nun ausgeſchieden 
ſei, und daß Preußen der Sieg nicht mehr ſtreitig gemacht werden könne. 
Daran könnte nur gedacht werden, wenn die ſüddeutſchen Staaten die 
Hilfe des Auslandes zu juchen oder anzunehmen entjchloffen wären, und 
diefer verwerflihe Gedanke jtehe jedem Baterlandsfreunde fern. Noch 
wichtiger war die Rede Freydorf's, durch die entjchiedene Verwahrung 
gegen einen Südbund. Er erwähnte, daß die Verträge von Nikolsburg 
und Prag die dieſſeits des Mains gelegenen Mittelftaaten auf einen 
folhen Bund meifen, aber machte geltend, daß fie nur das Recht zu 
einer ſolchen Verbindung verleihen, aber feine Verpflichtung dazu aufer- 
legen. Es wäre unerhört, wenn man fouveräne Staaten zur Eingehung 
eines Bundes nöthigen wollte. Es laſſe fi auch fein Bedürfnig nach— 
meifen, welches durch einen foldyen Bund befriedigt oder gefördert werden 
könnte, vielmehr deuten alle Intereſſen auf eine engere Verbindung mit 
Norddeutichland hin. Freilich ftehen zur Zeit noch dem fofortigen An- 
ſchluß an den norddeutihen Bund gemwichtige Hinderniffe entgegen, die 
ung Zurüdhaltung auferlegen, um nicht unnöthig und vorzeitig Gefahren 
heraufzubeſchwören. Er fage unnöthigerweife, denn e8 werde eine Zeit 
fommen, in der, was jet mit Gefahr verbunden fei, durch den natur: 
nothiwendigen Gang der Ereigniffe fi) von ſelbſt gebe. Für die ſüd— 
deutichen Staaten fei der Anfchluß an Norddeutichland eine Eriftenzfrage, 
und zugleich der einzig mögliche Weg zur Rettung der Einheit Deutſch— 
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lands. Schließlich ſprach der Minifter den Wunſch und die Hoffnung 
aus, daß ſich die badiſche Volfsvertretuug nad) dem Vorgang der bairischen 
für den thunlichften Anfchluß an den norddeutjhen Bund ausfprechen 
werde. Sie möge die im Commiffionsantrag niedergelegten Wiünfche zu 
den ihrigen machen, die großherzogliche Negierung werde Alles thun, 
was zu deren DVerwirflihung führen fünne. Die Kammer nahm denn 
auch wirklich am 24. Dftober den Commiffionsantrag mit allen gegen 
11 Stimmen an. 

In der erften Kammer Badens wurden ähnliche, aber noch mehr ins Ein- 
zelne gehende Anträge gemacht. Die Regierung wurde nämlich gebeten, wenn 
der Anſchluß an den norddeutichen Bund zur Zeit noch nicht durchzuführen fein 
folite, fo möge fie doch verfuchen, ein Schug- und Trutzbündniß mit Preußen 
abzuschließen und die zur Wirkfamkeit eines folchen Bündnijfes und für den 
Shut Deutfchlands und Badens nöthigen militärischen Verträge und 
Verabredungen mit Preußen einleiten; auf möglichft baldige Verwandlung 
des fündbaren Zollvereins in eine unkündbare und einheitlich organifirte 
Bollvereinigung und auf eine mwirthichaftlihe Gefammtverfaffung, auch 
mit Bezug auf das Eifenbahn-, Tetegraphen- und Poſtweſen hinarbeiten, 
und die nationale Gemeinfchaft der Deutjchen durch Ausbildung eines ge: 
meinfamen deutjchen Staatsbürgerreht3 (dev Freizügigkeit) ftärfen und 
entwickeln. Diefe Anträge wurden faft einftimmig angenommen, nur das 
Schuß: und Trugbündniß und die dadurch bedingten militärischen Ver: 
abredungen erregten bei 3 Mitgliedern der erften Kammer Bedenken. 
Ueberhaupt zeigte fi) in Baden eine wohlthuende Einigfeit von Bolf 
und Regierung. 

Neben den nationalen Kundgebungen gab es freilich aud in Baden 
Einzelne, die mit der wirtembergifhen Majorität jympathifirten. Am 
6. November erließen einige mirtembergifche, badijche und bairifche Partei- 
führer im Namen des gefährdeten Vaterlandes einen Aufruf zu einer 
großdeutfchen Verfammlung, die auf den 11. November nach Stuttgart 
eingeladen mwurde. Es erfchienen dort 33 Vertreter der großdeutichen 
Richtung, theilweife Delegirte weiterer Kreife, um ſich über die Einleitung 
einer organifirten Thätigfeit für Erftrebung der vorgejegten Ziele zur be- 
ſprechen. Es wurden num nad) ausführlicher Begründung folgende Sätze 
al8 Programm des Parteivereins befchloffen. „1) Angeſichts der durch 
die jüngften Ereigniffe herbeigeführten Zerreifung Deutſchlauds erflären 
wir es für eine Pflicht aller deutſchen Regierungen und Stämme, mit 
allen Mitteln eine Wiedervereinigung und Gefammtverfaffung des Bater- 
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(andes anzuftreben. 2) Nicht der Einheitsftaat, fondern nur der Bundes- 
ftaat auf freiheitliher Grundlage, wie ein folcher bereits in der Reichs— 
verfafjung vom Jahr 1849 mit den Grundrechten einen gejeßlichen Aus- 
drud gefunden hatte, ift die rechtlich mögliche Form jener Wiederver- 
einigung. 3) Im Hinblid auf die Hinderniffe, welche einer folchen 
Wiedervereinigung bis jett entgegenftehen, und da dem Nordbunde zur 
Zeit noch jede Verfaſſung mangelt, melche eine freiheitlihe und parla- 
mentarifche Entwicdlung der Einzelftaaten wie des Bundes gemährleiftete, 
erflären wir es fir eine dringend gebotene Aufgabe der ſüddeutſchen 
Staaten, daR fie im Intereſſe ihrer Selbfterhaltung wie des freiheitlichen 
und nationalen Fortſchritts fi unter einander verbinden. 4) Die freie 
Entwidlung der inneren Berfaffungsverhältniffe in den füddeutjchen 
Staaten muß die wejentliche Grundlage ihres Bundes bilden; insbejondere 
muß derfelbe durd Einführung eines auf allgemeiner Wehrpflicht und 
furzer Präjenzzeit beruhenden, wenigſt Eoftipieligen Wehrſyſtems fich die 
Möglichkeit ſchaffen, im rechten Augenblid feine durch das allgemeine 
Intereſſe gebotenen Bedingungen einer Vereinigung mit dem übrigen 
Deutfchland thatkräftig vertreten zu können.‘ 


Drei und Zwanzigftes Kapitel. 
Die Gründung des norddentichen Bundes, 


An alle die Staaten, welche mit Preußen den Vertrag zur Grün 
dung eines neuen Bundes gejchlofjen hatten, erging am 21. Novbr. 1866 
eine Einladung auf den 15. December, Bevollmächtigte nach Berlin zu 
jhiden, um mit denjelben die Vorlagen an den Fünftigen Reichstag zu 
vereinbaren. An dem beftimmten Tage wurden die Situngen der Confe- 
renz von Bismard mit einer Rede eröffnet, in welcher er die Ziele, die 
erreicht werden müßten, bezeichnete. „Der frühere deutihe Bund“, fagte 
er, „erfüllte in zwei Richtungen die Zwecke nicht, für welche er ges 
ſchloſſen war; er gewährte feinen Mitgliedern die verfprochene Sicherheit 
nicht, und er befreite die Entwiclung der nationalen Wohlfahrt des 
deutjchen Volkes nicht von den Feſſeln, welche die hiſtoriſche Geftaltung 
der inmern Grenzen Deutjchlands ihr anlegt. Soll die neue Ver— 
fafjung dieſe Mängel und die Gefahren, welche fie mit fich bringen, ver- 
meiden, jo ift es nöthig, die verbündeten Staaten durch Herftellung 
einer einheitlichen Leitung ihres Kriegsweſens und ihrer auswärtigen 
Politik fefter zujammenzufchliegen, und gemeinfame Organe der Geieg- 
gebung auf dem Gebiete der gemeinfamen Intereſſen der Nation zu 
Ihaffen. Dieſem alffeitig empfundenen und durch die Verträge vom 
18. und 21. Auguft befundeten Bedürfniß hat die fgl. Regierung in 
dem vorliegenden Entwurf abzuhelfen verfuht. Daß berfelbe den ein- 
zelnen Regierungen iwefentliche Beichränfungen ihrer particularen Unab- 
bängigfeit zum Nugen der Gefammtheit zumuthet, ift jelbftverjtändlich 
und bereit3 in den allgemeinen Grundzügen*) diefes Jahrs vorgejehen. 





*) S. die Circular- Depeihe an die Deutfchen Regierungen vom 10. Juni 1866. 


Berathung der Bundesverfaffung. 169 


Die unbeſchränkte Selbftändigfeit, zu welcher im Yaufe der Geſchichte 
Deutfhlands die einzelnen Stämme und dynaftiichen Gebiete ihre 
Eonderftellung entwicelt haben, bildet den weſentlichen Grund der poli- 
tifchen Unmacht, zu welcher eine große Nation verurtheilt war, weil 
ihr wirkſame Organe zur Herftellung einheitlicher Entfchliegungen fehlten, 
und die gegenfeitige Abgefchloffenheit, in welcher jeder der Bruchtheile 
des gemeinfamen Vaterlands ausschließlich feine Localen Bedürfniffe ohne 
NRüdfiht für die des Nachbars im Auge behält, bildete ein wirkſames 
Hinderniß der Pflege derjenigen Intereſſen, welche nur in größern natio- 
nalen Kreifen ihre legislative Förderung finden können. Selbft die fegensreiche 
Anftitution des Zollvereins hat diefem Uebelſtand nicht abzuhelfen ver- 
mocht, weil einmal ihre Wirkſamleit auf die Zollgefeßgebung bejchräntt 
war, und auch die Fortentwicklung diefer faum anders al3 in den 
Krifen der Eriftenz, melde fid) von 12 zu 12 Jahren vollzegen, be- 
wirft werden konnte.“ Hierauf wurde ein Verfafjungsentwurf vorgelegt, 
welcher eine weitere Ausführung derfchon vor dem Kriege, am 10. Juni 1866, 
den deutjchen Regierungen mitgetheilten Grundzüge war. Mean lie 
num vorerjt den Bevollmächtigten Zeit, diefe Vorlage zu prüfen, und 
berief fie nach einigen Wochen zu neuen Sigungen, die vom 18. Januar 
bis 7. Februar 1867 ftattfanden. In diefen wurden verichiedene Verände- 
rungen beantragt, aus deren Annahme oder VBerwerfung die Nedaction 
hervorging, welche dem Reichstag vorgelegt werden jollte. Die Proto- 
folle diefer Sigungen zeigen, daß von den verfchiedenen Bevollmächtigten 
feine grundjäglichen Einwendungen vorgebracht wurden, e8 handelte ſich 
meiften® nur um jpecielfe Intereſſen der betheiligten Staaten. In dem 
Schlußprotocoll vom 7. Februar, an welchen Tage der Tert der Vor— 
lagen endgiltig fejtgeftellt wurde, jprachen fi) die Bevollmächtigten über 
ihre Wünjche, Vorbehalte und Borausjegungen noch einmal aus, erklärten 
übrigens einftimmig ihre Annahme Die mwichtigften Bemerkungen 
wurden von dem großberzoglich oldenburgifchen Vertreter gemacht, der 
ſchon während der Verhandlungen einige Bedenken vorgebracht hatte. 
Er hatte die Frage aufgeworfen, ob nicht die Vertretung der Nation 
Durch ein aus geeigneten Elementen zujammengefettes Oberhaus ergänzt 
merden follte? Dabei mwünjchte er eine Beichränfung der Competenz 
des Bundesrathes, die Einfegung eines fürmlichen Bundesminifteriums, 
die Erridtung eines Bundesgerichts, die Vereinbarung eines Etats für 
die Militärausgaben an Stelle der im Entwurf geforderten Pauſch— 
ſumme. Dieje Ausjtellungen find um jo bemerfenswerther, da im 
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Verlauf der Berathungen des Reichstages mehrmals darauf Bezug ge- 
nommen tourde.*) 

Die Berathung mit den Bevollmächtigten wurde dadurch weſentlich 
erleichtert, daß das Oberhaupt des nächſt Preußen mächtigjten Staates, 
der König von Sachſen, mit feinem Sohne, dem Kronpringzen, auf Einladung 
König Wilhelms am 16. Dec. zum Beſuch an den Hof zu Berlin gefommen 
war und dadurch zu erfennen gegeben hatte, daß er wieder in freund» 
Ichaftliche Beziehungen zu Preußen treten und ohne Rüdhalt in das 
Bundesverhältniß eingehen wolle, zu welchem ihn das Kriegsgeſchick ge: 
nöthigt hatte. Es murde ihm dafür die freundlichfte Aufnahme in 
Berlin zu Theil, und diefes gute Einvernehmen der Regentenhäufer hatte 
denn auch die Folge, daß von dem fächjischen Bevollmächtigten bei den 
Berfafiungsberathungen nicht die mindefte Schwierigkeit gemacht wurde. 
Eben jo mweuig ließ fich etwas von den Chifanen Preußens ſpüren, Die 
Napoleon prophezeiht hatte. Im Gegentheil gewährte Preußen dem 
Königreih Sachſen durch einen Militärvertrag, der auch am 7. Februar 
abgejchloffen wurde, eine jehr wichtige Ausnahmeftelung. Es murde 
nämlih Sadjen in diefem Vertrag zugeftanden, daß feine Truppen ein 
in ſich geſchloſſenes Armeecorps mit eigenen Fahnen und Feldzeichen 
bilden jollten. Der König verſprach auch, unbejchadet der Preußen zu- 
ftehenden Berechtigung, über die jächfifchen Truppen zu disponiren, daß 
der Verband und die Gliederung des ſächſiſchen Armeecorps möglichjt 
erhalten bleiben follte, und daß er in die innere Verwaltung dejlelben 
nicht eingreifen wolle, wodurd ein bejonderes ſächſiſches Kriegsmini— 
fterium und eine eigene Verwaltung der auf Sachen fallenden Quote 
des Bundesmilitärbudgets anerkannt war. Auch das Recht der Dislo- 
cationen, das dem Bundesfeldherrn als ſolchem zuftehen mußte, wurde 
mwejentlich bejchränft durch die Zufage, daß der König von Preußen von 
diefem Rechte nur Gebrauch machen wolle, wenn er jich im Intereſſe 
des Bundesdienftes zu einer ſolchen Maßregel bewogen finde; auch ver- 
ſprach er, in folhen Fällen fich) vorher mit dem König von Sachſen 
ind DVernehmen ſetzen zu mwollen. Die Berpflichtung der fächjiichen 
Truppen, dem Bundesfeldherrn unbedingt Folge zu leiften, wurde durch die 
Faſſung der Yahneneidsformel dahin modificirt, daß es hieß: „ich gelobe, 





*) Da manche Lefer unferes Buches den Text des Gutwurfes nicht gerade zur 
Hand haben werben, fo laffen wir ihn in der Geftalt, in welcher er aus den Bera- 
thungen der Bevollmächtigten hervorgegangen if, im Anhang abdruden. 
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daß ih Sr. Majeftät dem Könige während meiner Dienftzeit als Sol» 
dat treu dienen, dem Bundesfeldherrn und den Kriegsgejegen Gehorſam 
leiften und mich ftet8 als ein tapferer und ehrliebender Soldat verhalten 


will." Selbſt die Ernennung der commandirenden Generale wurde dem 
König von Sachſen vorbehalten, jedoch jo, daß jede einzelne Ernennung 


von dem vorhergehenden Einverftändnig mit dem Bundesfeldherrn ab- 
hängig gemacht war. Nur die Ernennung des Höchftcommandirenden 
der ſächſiſchen Truppen follte dem Bundesfeldheren allein zuftehen. 
Unter der Borausjegung, daß bis zum 1. Juli 1867 die Reorgani- 
jation des kgl. jächfifchen Armeecorps fo weit vorgejchritten fein werde, 
daß man deren vollftändiger Durchführung mit Zuverficht entgegenjehen 
fünne, gab der König von Preußen die Zuficherung, bis zu jenem Tage 
die preußifchen Truppen aus Sachſen zurüdziehen, und nur bis auf 
Weiteres den Königftein, Leipzig und Baugen bejett halten zu wollen. 
Auch ſolle die Refidenzjtadt Dresden nicht als Bundesfeftung angejehen 
und erklärt werden, und ihre Bejegung den ſächſiſchen Truppen über: 
laſſen werden. 

Der neue Reichstag, zu dem die Wahlen in aller Stille vor fi 
gegangen waren, wurde am 24. Februar 1867 zu Berlin eröffnet. 
König Wilhelm hielt dabei eine beveutungsvolle Thronrede, auf die in 
ganz Europa mit gejpannter Aufmerkſamkeit gelaufcht wurde. Mit freu: 
digem Stolz wies er auf die Ergebniffe des jüngften Kampfes und die 
große Aufgabe der Verfammlung hin: „Es ift ein erhebender Augen- 
blid, in welchem ich in Ihre Mitte trete; mächtige Ereigniffe haben ihn 
herbeigeführt, große Hoffnungen fnüpfen fi an denfelben. Daß es mir 
vergönnt ift, in Gemeinfchaft mit einer Verfammlung, wie fie feit Jahr— 
hunderten feinen deutjchen Fürften umgeben hat, diejen Hoffnungen Aus: 
drud zu geben, dafür danke ich der göttlichen Vorſehung, welche Deutich- 
fand dem von jeinem Volke erfehnten Ziele auf Wegen zuführt, die wir 
nicht mählen oder vorausſehen. Im Vertrauen auf diefe Yührung 
werden wir jenes Biel um fo früher erreichen, je Harer wir die Urjachen, 
welche uns und unfere Vorfahren von demjelben entfernt haben, im 
Rückblicke auf die Geſchichte Deutfchlands erfennen. Einft mächtig, groß 
und geehrt, weil einig und von ftarfen Händen geleitet, fanf das deutjche 
Reich nit ohne Mitihuld von Haupt nnd Gliedern in Zerrifjenheit 
und Ohnmacht. Des Gewichtes im Rathe Europa’s, des Einfluffes 
auf die eigenen Gejchide beraubt, ward Deutjchland zur Wahlftatt der 
Kämpfe fremder Mächte, für welche e8 das Blut feiner Kinder, die 
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Schladhtfelder nnd die Kampfpreife bergab. Niemals aber hat die Sehn- 
fucht des deutfchen Volkes nach feinen verlorenen Gütern aufgehört, und 
die Gejchichte unferer Zeit ift erfüllt von den Beftrebungen, Deutfchland 
und dem beutfchen Volke die Größe feiner Vergangenheit wieder zu er: 
ringen. Wenn diefe Beftrebungen bisher nicht zum Ziele geführt, wenn 
fie die Zerriffenheit, anftatt fie zu heilen, nur gefteigert haben, weil man 
fih dur Hoffnungen oder Erinnerungen über den Werth der Gegen» 
wart, durch Ideale über die Bedeutung der Thatfachen täufchen ließ, jo 
erfennen wir daraus die Nothmwendigfeit, die Einigung des deutfchen 
Bolfes an der Hand der Thatfachen zu juchen und nicht wieder das 
Erreihbare dem Wünfchenswerthen zu opfern. In diefem Sinne haben 
die verbiindeten Regierungen, im Anfchluffe an gewohnte frühere Ver— 
hältniffe, jich über eine Anzahl beftimmter und begrenzter, aber praktiſch 
bedeutfamer Einrichtungen verjtändigt, welche ebenfo im Bereiche der un- 
mittelbaren Nothwendigkeit als des zweifellofen Bedürfniffes liegen. Der 
Ihnen vorzulegende Berfaffungsentwurf muthet der Gelbftändigkeit der 
Einzelftaaten zu Gunften der Geſammtheit nur diejenigen Opfer zu, 
welche unentbehrlich find, un den Frieden zu ſchützen, die Sicherheit des 
Bundesgebietes und die Entwiclung der Wohlfahrt feiner Bewohner zu 
gewährleiften. Meinen. hohen Verbündeten habe ich für die Bereitwillig- 
feit zu danken, mit welcher fie den Bedürfniffen des gemeinfamen Vater: 
(ande entgegen gekommen find. Ich ſpreche diefen Danf in dem 
Bewußtſein aus, daß ich zu derfelben Hingebung für das Geſammt— 
wohl Deutichlands auch dann bereit gewefen fein wiirde, wenn die Vor: 
jehung mich nicht an die Spitze des mädhtigften und aus diefem Grunde 
zur Leitung des Gemeinweſens berufenen Bundesftaates geftellt hätte. 
Als Erbe der preufifchen Krone aber fühle ich mich jtarf in dem Be- 
wußtjein, daß alle Erfolge Preußens zugleih Stufen zur Wiederher: 
ftellung und Erhöhung der deutjhen Macht und Ehre geworden find. 
Ungeachtet des allgemeinen Entgegenfommens und obſchon die gewaltigen 
Ereigniffe des legten Jahres die Unentbehrlichfeit einer Neubildung der 
deutfchen Verfaſſung zu allfeitiger Ueberzeugung gebradht umd die Ge— 
müther für die Annahme derjelben empfängficher gemacht hatten, als 
fie früher waren und fpäter vielleicht wiederum fein würden, haben wir 
doch in den Verhandlungen von Neuem die Schwere der Aufgabe em- 
pfunden, eine volle Webereinftimmung zwiſchen fo vielen unabhängigen 
Regierungen zu erzielen, welche bei ihren AZugeftändniffen obenein die 
Stimmungen ihrer Yandftände zu beachten haben. Je mehr Sie, meine 
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Herren, fi diefe Schwierigkeiten vergegenwärtigen, um fo vorfichtiger 
werden Sie, davon bin ich überzeugt, bei Prüfung des VBerfafjungsent- 
wurfes die ſchwer wiegende Verantwortung für die Gefahren im Auge 
behalten, welche für die freundliche und gejegmäßige Durdführung des 
begonnenen Werkes entftehen könnten, wenn das für die gefegliche Vorlage 
bergejtellte Einverjtändniß der Regierungen über die vom Reichstage be- 
gehrten Aenderungen nicht wieder gewonnen würde." — — „Die Ord- 
nung der nationalen Beziehungen des norddeutichen Bundes zu unferen 
Landsleuten im Süden des Main ift durch die Friedensichlüffe des 
vergangenen Jahres dem freien Uebereinkommen beider Theile anheim— 
geftellt. Zur Herbeiführung dieſes Einverjtändniffes wird unjere Hand 
den füddeutichen Yändern offen und entgegenfommend dargereicht werden, 
fobald der norddeutſche Bund in Feſtſtellung feiner Verfaſſung weit 
genug vorgejchritten jein wird, um zur Abjchliefung von Verträgen be- 
fähigt zu fein. Die Erhaltung des Zollvereins, die gemeinſame Pflege 
der Bolfswirtbichaft, die gemeinfame VBerbürgung für die Sicherheit 
des deutjchen Gebietes werden Grundbedingungen der Verftändigung 
bilden, welche vorausfichtlich von beiden Theilen angeftrebt werden. Wie 
die Richtung des deutjchen Geiftes im Allgemeinen dem Frieden und 
jeinen Arbeiten zugewandt ift, jo wird die Bundesgenofjenjchaft der deutjchen 
Staaten weſentlich einen defenfiven Charakter tragen. Keine feindliche 
Tendenz gegen unjere Nachbarn, fein Streben nad) Eroberung hat die 
deutjche Bewegung der legten Jahrzehnte getragen, fondern lediglich das 
Bedürfniß, den weiten Gebieten von den Alpen biß zum Meere die 
Grundbedingungen des ftaatlichen Gedeihens zu gewähren, welche ihnen 
der Entwidelungsgang früherer Jahrhunderte verfümmert hat. Nur zur 
Abwehr, nicht zum Angriff einigen fich die deutjchen Stämme, und daß 
ihre Berbrüderung auch von ihren Nachbarvölfern in diefem Sinne auf- 
gefaßt wird, beweist die wohlmwollende Haltung der mächtigſten euro- 
päiſchen Staaten, welche ohne Bejorgniß und ohne Mißgunſt Deutjch- 
land von denſelben Bortheilen eines großen ftaatlichen Gemeinweſens 
Beſitz ergreifen jehen, deren fie fich ihrerjeit3 feit Jahrhunderten erfreuen. 
Nur von und, von unferer Einigkeit, von unferer Vaterlandsliebe hängt 
es daher in diejem Augenblide ab, dem geſammten Deutichland die Bürg- 
ſchaften einer Zukunft zu fichern, im welcher e8, frei von Gefahr, wieder 
in Berrifjenheit und Ohnmacht zu verfallen, nach eigener Selbjtbeitim- 
mung feine verfaffungsmäßige Wiederherftellung und jeine Wohlfahrt 
pflegen und in dem Rathe der Völfer feinen friedliebenden Beruf zu 
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erfüllen vermag. Ich hege das BVertrauen zu Gott, daß die Nachwelt 
im Rückblick auf die gemeinfamen Arbeiten nicht jagen werde, die Er- 
fahrungen der früheren mißlungenen Verjuche feien ohne Nugen für dag 
deutjche Volk geblieben, daß vielmehr unfere Kinder mit Danf auf diefen 
Reichstag als den Begründer der deutjchen Einheit, Freiheit uud Macht 
zurüdbliden werden.“ 

Am 4. März folgte die Vorlage des vereinbarten VBerfaffungsent- 
wurfs, deſſen fjchleunige Berathung Graf Bismard dringend empfahl, 
da die Bündnißverträge nur auf ein Jahr feftgeftellt jeien, und aljo die 
Verfaſſung bis zum 18. Auguft 1867 fertig fein müſſe. Diejer Ent- 
wurf war weder den bejtehenden Theorieen entnommen, noch einem der 
gejchichtlich gewordenen Bundesftaaten nachgebildet, ‚jondern aus der Er- 
wägung der in Deutjchland beftehenden Verhältniſſe und Bedürfniſſe her— 
vorgegangen. In manchen Beziehungen war die von der Nationaf- 
verjammlung im März 1849 beichloffene Reichsverfaſſung als Material 
verwendet worden. 

Seitdem man die Aufgabe, Deutjchland politifch zu einigen, ernftlich 
ind Auge gefaßt hatte, war immer von einem Bundesftaat die Rede 
gewejen, in welden man den ungenügenden Staatenbund ummandeln 
wolle. Es galt, eine Centralgewalt zu jchaffen, welche über den ein- 
zelnen Staaten ftehend gewiße ftaatliche Functionen, die einen größeren 
Mahtaufwand erfordern, übernehmen und zugleich mit den Staatsbürgern 
in unmittelbarer Beziehung ftehen jollte. Aber man zog dabei nicht ge- 
börig in Betracht, daß dies nur dann möglich war, wenn ſich bei den 
Einzeljtaaten die Bereitwilligfeit vorausjegen ließ, fich einer höheren 
Macht unterzuordnen. In allen gefchichtlichen Vorgängen von wirt: 
lichen Bundesftaaten waren es Republiken, die, an die Herrſchaft der 
Majorität gewöhnt, übereinfamen, der aus ihrer Mitte hervorgegangenen 
Behörde die Ausführung gewiſſer ftaatliher Aufgaben zu übertragen. 
So war es in der Schweiz, in den vereinigten Staaten der Niederlande 
und Nordamerikas. Ganz anders war das Material, aus dem in 
Deutſchland ein Bundesftaat gebildet werden ſollte. Hier waren es 
fouveräne Monarchieen, welche die Unterordnung unter eine höhere Ge- 
walt al8 etwas mit dem monardiichen Princip Unvereinbares anſahen. 
Und vollends jo lange es fi) darum handelte, zwei Großmächte einer 
ideellen und erjt zu ſchaffenden Centralgewalt unterzuordnen, war dies 
eine Aufgabe, deren Unlögbarfeit „Jedem einleuchten mußte, der nicht 
in Selbfttäufhungen befangen war. Diejenigen, welchen es mit der 
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Einigung Ernft war, und die fid) zugleich die Klarheit der politiichen 
Einfiht bewahrten, konnten fi die Einheit nur ald Hegemonie denken, 
d. h. in der Weile, dab fi die Geſammtheit der Staaten für gewiſſe 
Gebiete des Staatslebend der ftärfften Macht umterordnete. Diefe 
Auffaffung führte dann folgerichtig zu dem Gedanken einer öfterreichijchen 
oder preußifchen Hegemonie, und da es wieder undenkbar war, daß ſich 
die eine Großmacht der anderen unterordnete, war die weitere Conſe— 
quenz das Ausjcheiden der einen Gropmadt. Auf diefe Vorausſetzung 
war denn auch der Dahlmann’she Verfaſſungsentwurf, die Reichsver— 
faffung der Frankfurter Nationalverjammlung, die ſpätere preußijche 
Unionsverfaffung und das Project des Frankfurter Fürftentags gebaut. 
Aber auch mit dem Gedanken der Hegemonie ‚jchien die Natur eines 
wahren Bundesstaates nicht recht vereinbar, denn die vollziehende Gewalt 
eines jolchen follte durch das freiwillige Einverjtändnig der jänuntlichen 
Mitglieder zu Stande fonımen, während bei der Yeitung durch einen 
Grofftaat die minder mächtigen nur den Anordnungen der großftaatlichen 
Bollziehungsgewalt zu folgen hatten. Ein freiwillige Berzichten war 
bei einer Gruppe von Mlonarchieen, deren Wejen auf der Souveränität 
des Staatsoberhauptes beruht, faum zu erwarten. Sobald die Einig- 
feit nur dadurch aufrecht erhalten werden fonnte, daß der Staat, welcher 
die Gentralgewalt in Händen hatte, das widerjtrebende Bundesglied 
zwang, war ed um die Natur des Bundesjtaates gejchehen. Es war 
eigentlih nur eine natürliche Weußerung des Selbfterhaltungstriebeg, 
wenn jich die Monarchieen gegen die Unterordnung unter einen mäch- 
tigen Großſtaat jträubten. 

Freilih wurde von den Anhängern des Bundesstaates nachdrücklich 
verjichert, die geforderte Unterordnung folle jich keineswegs auf das ganze 
Gebiet des Staatslebens beziehen, jondern nur auf einzelne Theile des- 
jelben: auf das Heer und die auswärtigen Verhältniſſe; für innere An: 
gelegenheiten ſolle vielmehr die Selbjtändigfeit des Einzeljtaat3 und die 
Stammegeigenthümlichfeit jorgfam gewahrt und die Nechte der Dynaftieen 
nicht angetaftet werden. Aber doch wurde zugleich eine Reihe von An- 
gelegenheiten namhaft gemacht, die jich für gemeinſame Yeitung eignen 
würden und für welche eine einheitliche Behandlung bejonders erjprieß- 
li wäre. So das Verkehrsweſen, die Yürforge für die Handelsbe— 
ziehungen, Münze, Maß und Gewicht, das Rechtöleben; furz es war 
nicht abzujehen, wo die Grenzlinie für das Allgemeine und das Beſon— 
dere gezogen werden jollte, jo dak amı Ende für die Regierung des 
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Einzelftaat3 und deffen monarchiſche Befugnifje wenig mehr übrig blieb. 
So fam es, daß die Freunde des einheitlichen Yundesftaates, die eine 
ftarfe Centralgemalt forderten, mit ihrer Verſicherung, daß fie e8 ja 
nicht auf Mediatifirung der Einzeljtaaten abgejehen hätten, jondern die 
Pflege der provinciellen Selbftändigfeit fi zur bejonderen Aufgabe 
machen würden, bei den einheitsfeindlichen Particulariften wenig Glauben 
fanden und den Vorwurf der Heuchelei oder Inconſequenz fich gefallen 
laſſen mußten. 

Das Bemühen, die Bundescentralgewalt und die Regierung der 
Einzelftaaten getrennt zu Halten, und beiden ihre Selbjtändigfeit zu 
fihern, führte auch zu der Theorie einer abftracten Centralgewalt, die 
über allen Einzelftaaten ftehen und welcher fich alle Bundesftaaten, die 
Großen wie die Kleinen, unterwerfen follten. Dieſe Theorie war in 
der Nationalverfammlung zu Frankfurt gepredigt worden, hatte ji aber 
jhon damals unpractiich erwiejen und die Spannung zwijchen der preu- 
Bifchen Regierung und der Frankfurter Centralgewalt, ſowie den unglüd- 
feligen Verſuch, eine Reichsregierung ohne reale Grundlage zu errichten, 
verfchuldet. Später ftellte denn auch der Nationalverein, da der An— 
ſchluß an Preußen und die Uebertragung der Gentralgewalt: an deſſen 
Regierung in Siüddeutichland allzu unpopulär fchien, wieder die Forde— 
rung auf, der preußijche Staat müfje fich gleich jedem andern deutjchen 
Staate der Centralgewalt und Volfsvertretung unterwerfen. Aber auch 
jest führte diefe Theorie zu allerhand gefährlichen Täuſchungen und 
Mipgriffen. Der Nationalvereinsausihuß, die Abgeordnetenverfammlung 
und ein Theil der nationalen Prefje glaubten im Vorgefühl diefer mäch— 
tigen Gentralgewalt Forderungen aufftellen zu dürfen, zu deren Berwirf- 
lichung fie nicht die Macht beſaßen und durch welche fie fich gegenüber 
von den Großmächten, mit denen fie in Conflict geriethen, nur lächerlich 
machten. Alle die großiprechenden Adrejien und Erklärungen der Bundes- 
ftaatSpartei gegen Preußen und Oeſterreich entjprangen aus dem ver: 
meintlihen Machtgefühl, da8 aus jener faljchen Theorie ſich nährte. 
Während nun jo die Schwierigfeiten der Verwirklichung des Bundes- 
ftaates in Theorie und Praris immer mehr hervortraten, famen mandhe 
denfenden Freunde der deutichen Einheit zu der Ueberzeugung, daß, da 
die Fürften und inzelftaaten doch nie freiwillig joweit auf ihre 
Souveränitätsrechte verzichten würden, daß man eine ftarfe Gentral- 
gewalt bilden könnte, und da ein gemwaltfam begründeter Bundesſtaat 
doch den Keim des Verfall in ſich tragen würde, ein Bundesftaat eben 


Rückblick auf die Einigungsplane, 177 


ein Ding der Unmöglichkeit ſei.“) Man machte überdies geltend, daß 
bei den verwidelten Verhältniſſen in Deutjchland eine Bundesverfafiung, 
die eine mächtig eingreifende Gentralgewalt mit Schonung der Rechte 
der Einzelftaaten verbinden follte, jedenfalls eine ſchwerfällige Mafchine 
werden müßte. Die Einen zogen daraus den Schluß, daß man eben 
auf die politifche Einheit Deutſchlands verzichten müfje, die Anderen 
famen zu dem Ergebniß, daß man fich nicht mit dem doch unmöglichen 
Bundesstaat abquälen, jondern ehrlich und entjchieden auf den Einheit» 
ftaat losſteuern und die widerftrebenden Particulariften mit Waffengewalt 
zwingen müffe, auf ihre Sonderrechte zu verzichten. Dies ſchien durch 
die Niederwerfung Defterreich8 und feiner Bundesgenofjen für die größere 
Hälfte Deutſchlands erreicht zu fein; Viele glaubten, die Annerionen 
follten der Anfang des Einheitsftaates, und der norddeutihe Bund nur 
das Uebergangsftadium zu einer weiteren Ausdehnung derjelben fein. 
Der Vorgang Jtaliens, wo die Schwierigkeiten, die fi der Gründung 
eines Bundesftaates in den Weg ftellten, ebenfall® zum Einheitsftaat 
geführt hatten, trug dazu bei, einen ähnlichen Ausgang für Deutjchland 
wahrſcheinlich zu machen. 

Man war daher überrafcht, in dem Berfaffungsentwurf einen ver- 
widelten Organismus zu finden, durch welchen die nicht einheitlich, ſon— 
dern collegialifch geftaltete Centralgewalt den Einzelftaaten ihren Antheil 
an der Bundesregierung verbürgen follte. Der Zräger der Bundes- 
gewalt war nicht, wie in der Frankfurter Reichsverfaſſung, das Bundes- 
oberhaupt mit einem einheitlichen Meinifterium, fondern ein ziemlich zahl: 
reiches Collegium, Bundesrath genannt, in welchem die Präſidialmacht 
nicht einmal das Lebergewicht der Stimmen hatte. Diefer Bundesrath 
war aus den Bevollmächtigten von 22 Negierungen gebildet und hatte 
43 Stimmen, wovon Preußen mit den annectirten Staaten Hannover, 
Kurheſſen, Schleswig, Holftein, Naffau und Frankfurt 17 Stimmen zu 
führen hatte, gerade fo viel als diefe Staaten (mit Ausnahme Schles— 
wigs) im Bundestag hatten, deſſen Plenum der Bundesrath nachgebildet 


*) Eine Reihe von angefehenen Publiciften ſprach ſich in diefer Richtung aus, 
Zul. F. Stahl in feiner Rechts- und Staatslehre in der Vorrede von 1856; in 
den parlam. Reden 1862 ©. 142. Rob. v. Mohl, Lit. der Staatswifjenichaften 
I, 515. Monographien über Staatsreht, Völterreht und Politit I 372, II 55 und 
313. Am ausführlichften behandelt dieſe Frage Heinr. v. Treitfchle in feiner 
Abhandlung „Bundesftaat und Einheitsftaat”. Hiſt.polit. Schriften. 3. Aufl. ©. 
476 und fi. 4. Aufl. Bd. II S. 109 und ff. Endlih ©. Waitz, Politit S. 213, 

Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. II. 12 
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war. jedes Mitglied konnte jo viel Bevollmächtigte ſchicken als es 
Stimmen hatte, doc durften die Stimmen nur einheitlih abgegeben 
werden und nicht etwa die einzelnen Bevollmächtigten eines Staates ver- 
ſchieden ſtimmen. Alle diefe Bundesräthe hatten nicht ihre eigene Anficht, 
fondern nur die der Negierung, von welcher fie geſchickt waren, zu ver- 
treten. Die Beſchlußfaſſung jollte nach einfacher Mehrheit vollzogen 
werden, nur für VBerfaffungsveränderungen wurden zwei Drittheile der 
Stimmen erfordert. Bei Stimmengleichheit jollte die Präfidialftimme den 
Ausſchlag geben; dieje hatte auch bei Beſchlüſſen über Kriegsweſen, Zoll« 
wejen, Auflöjung des Neichstages ein Veto. Der Scwerpunft der 
Thätigfeit des Bundesraths ift die gejegebende Gewalt, er hat aber 
auch Antheil an der vollziehenden und regierenden Gewalt; er verbindet 
die Funktionen eines Staatsraths und Minifteriums mit denen eines 
Staatenhaufes, dag die einzelnen Regierungen und ihre Fürſten zu ver- 
treten hat. Eine wejentliche Eigenthümlichkeit, wodurch fi) der Bundes- 
rath jehr vortheilhaft von dem ehemaligen Bundestag unterjcheidet, ift, 
daß er nicht ein Kollegium von Diplomaten, jondern von Fachmännern: 
Juriſten, Finanz: und Verwaltungsbeamten und Militärs ift, das ſich 
in Ausjchüffe für Kriegswejen, Zoll: und Steuerwejen, Handel und Ver— 
fehr, Eijenbahnen, Poſt- und Telegraphen-, Yuftiz- und Rechnungsweſen 
tbeilt. Der YBundesrath ift feine ftindige Behörde, fondern wird von 
der Präſidialmacht nad) Bedürfniß, mindeftens einmal des Jahres be- 
rufen. An der Spige des Bundesrathes fteht das Bundespräfidium, 
das der Krone Preußen erblic) übertragen wird. Das Bundespräfidium 
hat den Bund nad) Außen völferrechtlid zu vertreten, hat Krieg zu er: 
flären, Frieden zu jchließen, und führt den Oberbefehl im Kriege über 
Yandheer und Marine. Ein wejentlicher Beftandtheil der Präfidialmacht 
ift die Berufung des Bundesraths und Reichstags, um die erforderlichen 
Vorlagen zu machen. Wenn einzelne Bundesglieder ihre verfaſſungs— 
mäßigen Pflichten nicht erfüllen, fo fünnen fie mittelft Erecution dazu 
angehalten werden. Diefe Execution fann vom Bundesfeldherrn unmittelbar 
angeordnet und ausgeführt werden, wenn Gefahr im Verzuge ift; wenn 
die Sache weniger Eile hat, jo muß der Bundesrath darüber bejchliegen. 
Die Erecution fann bis zur Beſchlagnahme des betreffenden Landes und 
Aufhebung feiner Regierungsgewalt ausgedehnt werden. 

Ein dritter Beftandtheil der Bundesgewalt ift der Reichstag, der 
das Bundespräfidium und den Bundesrath in Ausübung feiner Gewalt 
controlirt, beſchränkt und ergänzt. Derjelbe geht, wie wir oben gejeben, 
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aus allgemeinen directen Wahlen hervor, und zählte, auf 100,000 Seelen 
einen Abgeordneten gerechnet, bei dem urjprünglichen Beftand des nord— 
deuten Bundes 297 Abgeordnete. Die Zuftimmung des Reichstags 
ift zu allen Gejegen, welche die Bundesgewalt geben will, ferner zur 
Aufnahme von Anlehen, Uebernahme von Bürgjchaften, und zur Giltig- 
feit von Staatsverträgen, die in das Gefekgebungsgebiet einfchlagen, er- 
forderlih. Auch hat der Reichstag das Recht, innerhalb der Competenz 
des Bundes Gefege vorzufchlagen, und die Aufgabe, alljährlich die 
Rechnungen iiber Einnahmen und Ausgaben des Bundes zu prüfen. 
Die Competenz der Bundesgefetgebung war nicht eine allgemeine, 
jondern auf folgende 13 Punkte beſchränkt: 1) die Beftimmungen über 
Freizügigkeit, Heimats- und Niederlaffungsverhältniffe und über den 
Germerbebetrieb, über Colonifation und Auswanderung nach außerdeutſchen 
Yändern; 2) die Zoll: und Handelsgejeggebung und die für Bundeszwede 
zu verwendenden indirecten Steuern; 3) die Ordnung des Maf-, Münz— 
und Gewichtsiyftens nebſt Teftjtellung der Grundſätze über die Emiffion 
von fundirtem und unfundirtem Papiergelde; 4) die allgemeinen Beſtim— 
mungen über das Bankweſen; 5) die Erfindungs-Patente; 6) der Schuß 
des geiftigen Eigenthbums; 7) Organifation eines gemeinfamen Schutes 
des deutjchen Handels im Auslande, der deutſchen Schiffahrt und ihrer 
Flagge zur See und Anordnung gemeinfamer confularischer Vertretung, 
welche vom Bunde ausgeftattet wird; 8) das Eifenbahnwefen im Intereſſe 
der Yandesvertheidigung und des allgemeinen Verkehrs; 9) der Schiffahrts- 
betrieb auf den mehreren Staaten gemeinfamen Wafferftraßen und der 
Zuftand der letzteren, ſowie die Fluß- und fonftigen Wafferzölfe; 10) das 
Poft- und Telegraphenwejen; 11) Beſtimmungen über die wechſelſeitige 
Bollftredung von Erfenntniffen und Erledigung von Requiſitionen über- 
haupt, 12) ſowie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 
13) die gemeinfame Eivilprocefordnung und das gemeinfame Concursver- 
fahren, Wechjel- nnd Handelsrecht." In diefer beftimmten Aufzählung 
war alfo fir die Bundesgewalt eine Grenze gezogen und dadurch der 
geſetzgeberiſchen Thätigkeit der Einzelftaaten ein Gebiet vorbehalten: es 
blieb ihnen die Gefeßgebung für directe Steuern, die Finanzverwaltung, 
die Gemeindeverwaltung, ein Theil des Civilrechts, dag Strafrecht und 
das Strafverfahren, die Gerichtsordnung und das Kirchen: und Schul; 
weſen. Aber die Neihe der der Bundescompetenz zugewiefenen Gegen: 
ftände war doc im Ganzen ziemlich willkürlich ausgewählt, und es war 
in dem Berfaffungsentwurf fein Grundſatz aufgeftellt, der verhindert hätte, 
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die Zahl der vom Bunde zu bejtimmenden Gegenjtände beliebig weiter 
auszudehnen. Die Tendenz zum Einheitsſtaat fchien auch dadurch be- 
günftigt werden zu müffen, daß neben dem übermächtigen Preußen nur 
ein Mittelftaat, Sachen, ftand, der überdieß feine Forteriftenz doch am 
Ende nur dem perjönlichen Wohlwollen des preußifchen Hofes verdantte, 
während die übrigen Kleinftaaten waren, deren Gejammtbevölferung die 
Sachſens wenig überftieg. 


Die Debatten, die am 9. März begannen, gaben bald einen Ein- 
biid in die Wünfche und Hoffnungen der Parteien, wie in die Tendenzen 
Bismarcks und der preußiichen Regierung. Der erfte Redner, der das 
Wort erhielt, war Karl Tweften, ein bewährter Kämpfer für den nationalen 
Beruf Preußens. Er gedachte der verfchiedenen Wege, auf denen man 
zu einer einheitlichen Berfaffung Deutjchlandg gelangen wollte. Von einer 
bundesjtaatlichen Verfaſſung nad) dem Vorbilde der amerifanifchen und ſchwei— 
zeriihen Verfaſſung müſſe man abjehen, den Vorgang eines aus Monarchieen 
zufammengefeßten YBundesftaats habe man nicht. Eine Centralgemwalt, 
wie man fie fich einft in Frankfurt gedacht habe, melche getrennt von 
den Einzeljtaaten, über denjelben ftehend, nad) Art einer conftitutionellen 
Regierung conftruirt werden folle, halte er für abjolut unmöglich in dem 
Bunde, wie ihn die Großmacht Preußen mit einer Anzahl zum Theil 
jehr Heiner Staaten eingehen folle. Das Winfchenswerthefte und Er- 
Iprießlichjte wäre ihm erjchienen, wenn der Gedanfe der preußifchen Hege- 
monie in der Art verwirklicht worden wäre, daß die Bundesgewalt für 
die bejtimmten Berhältnifje, welche in die Competenz des Bundes fallen, 
der preußifchen Negierung übertragen worden wäre. Bon dem Neben» 
einanderjein zweier Regierungen und zweier großer parlamentarijcher Ber- 
ſammlungen bejorge er jchädliche Reibungen und gegenfeitige Yähmung, 
und könne ſich kaum denfen, dag eine ſolche Verfaffung eine lebensfähige 
fein werde. Doc wolle er ehrlich und loyal auf den vorliegenden Ent- 
wurf eingehen, da er es für durchaus nothiwendig halte, daß jett, wo 
die ungeheuren Erfolge Preußens den Boden gejchaffen haben, auf welchem 
eine Berftändigung zwifchen den Wünſchen des deutſchen Volfes und der 
mächtigen preußifchen Regierung möglich fer, etwas zu Stande komme. 
Die Form, welche nun von Preußen geboten werde, ericheine ihm doc) 
von der Art, daß fie troß aller Bedenken geeignet fei, ein Band Preußens 
mit den nördlichen deutjchen Staaten herzuftellen, welches den augenblid- 
lichen und dringenden Erfordernifjen entfpreche, andererſeits aber auch 
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eine enge Vereinigung mit den füddeutfchen Staaten möglih mache. 
Darauf lege er ein doppeltes Gewicht, denn er würde e8 als einen nicht 
gut zu machenden Schaden für die deutjche Entwidlung anfehen, wenn 
der Süden für längere Zeit von dem Norden getrennt wäre, und dann 
glaube er auch, fünre unter den gegenwärtigen bedrohlichen Verhältniſſen 
Europa’3 nur eine baldige Einigung mit dem Süden die Gewähr fchaffen 
für eine friedlihe Entwidlung; eg müſſe eine große deutfhe Macht con- 
ftituirt werden, in der es nicht mehr möglich fei, einen Theil Deutſch— 
lands gegen den andern ins Feld zu führen. In Nüdficht auf die füd- 
deutichen Staaten glaube er, die Vereinigung mit ihnen wäre in naher 
Zeit nicht zu bewerfftelligen, wenn eine ſehr ftraffe Form der Einheit 
für den norddeutichen Bund eingerichtet würde, und es ei leichter möglich 
daß die ſüddeutſchen Staaten in ein Bundesverhältnif eintreten könnten, 
welches nad allen Seiten Modificationen offen laffe, und namentlich den 
Einzelftaaten die Möglichkeit erhalte, durch bejondere Verträge über die 
militärifchen Berhältniffe der vollftändigen Abforbirung durch die Eentral- 
gewalt zu entgehen, mie fie umerläßlich fein würde, wenn eine Bundes» 
regierung nach Art gewöhnlich gedachter bundesftaatlicher Berfaffungen 
ein fir allemal eingefegt würde. 

Ein anderer Punkt, den Tweſten als einen fehr wichtigen hervorhebt, 
ift der, daß bei den erſten Anfängen der Bundesverfaſſung nichts ge 
ſchehen dürfe, was der freiheitlichen Entwiclung den Weg verlegen könnte. 
Denn eben die Hoffnung auf Bürgjchaft der Freiheit ſei es, was den 
Einheitsgedanken populär und mächtig gemacht habe. In freiheitlicher 
Beziehung vermiffe er nun, daß dem Reichstag jede VBerantwortlichkeit 
für die Megierung fehle. Er halte es freilich für unmöglich, unter den 
beftehenden Verhältniſſen eine eigentlich conftitutionelle Regierung im Sinne 
einer parlamentarifchen Verfaffung herzuftellen. Aber e8 müſſe auf andere 
Weife dem Parlament der gebührende und nothmwendige Einfluß gefichert 
werden, und dieß werde der Fall fein, wenn die Volksvertretung wenigſtens 
einen entjcheidenden Punkt in Händen habe, nämlich dag Geldbemwilligungs- 
recht. Da jei ihm bedenklich, daß nad) dem Verfaſſungsentwurf ein für 
allemal ein Militärbudget feftgeftellt merden ſolle, welches weder im 
Einzelftaat noch im Reichstag der Genehmigung der Volfsvertretung 
unterliegen würde. Es fei nämlich vorgeichlagen, daß ein Präfenzitand 
des jtehenden Heeres von 300,000 Mann für die nächiten 10 Jahre 
feftgeftellt und nad einem Anſchlag von 225 Thalern für den Mann 
ein Militärbudget von 67 Millionen ein fir allemal der preußifchen 
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Negierung überwiefen werden jolle. Dieß zu bewilligen und auf das 
fünftige Bewilligungsrecht damit zu verzichten, könne man dem Reichstag 
nicht zumuthen, um jo weniger, al8 dem Berfafjungsentwwurf nicht ein- 
mal [Motive beigegeben jeien. Er verhehle ſich zwar nicht, daß die 
Regierung Gründe haben möge, das Berwilligungsrecht für das Militär: 
budget dem Weichstag nicht unbedingt zu überlaffen, da namentlid An: 
fangs particulariftiiche Elemente in demſelben vorhanden fein könnten. 
Er gebe zu, daß es bei den gejpannten Berhältniffen in Europa für die 
Regierung von Werth fein könnte, wenn ihr für die Zeiten möglicher 
Gefahr, d. h. für die nächften Jahre, ein freierer Spielraum für das 
Militärbudget überlafjen mwiürde, und er fehlage daher vor, für eine 
Uebergangsperiode ein Paufchquantum zu bewilligen und in dieſer Weije 
für die nächften Jahre auf die geſetzliche Feitftellung des Militärbudgets 
zu verzichten. Dieß wäre ein Ausweg, durch welchen das conftitutionelle 
Princip gewahrt und die Negierung zunächſt vor der Gefahr gefichert 
würde, daß der Neichstag die für militäriiche Organifation erforderlichen 
Summen verweigern Fönnte, 

Waldeck, ein Führer der preußifchen Demokratie, nahm das volle 
Budgetverwilligungsredht für den Reichstag in Anſpruch und fand es 
ganz ungehörig, daß derfelbe in Beziehung auf den Miltäretat darauf 
verzichten jolle, während das preußiſche Kriegsminifterium dem Yandtag 
alle Ausgaben zur Bewilligung vorzulegen habe. Im Uebrigen befämpfte 
er den Verfaſſungsentwurf von Standpunkt des Einheitsftaates aus 
und fand es unbegreiflich, daß Preußen die Kleinftaaten nicht auch vollends 
einziehen wolle, wenn 25 Millionen 5 Millionen gegenüberftehen, jo jet 
ein Einheitsjtaat doch viel natürlicher und beffer, als ein YBundesftaat. 
Es ſei jonderbar, wenn man Militär und Marine und eine ganze Reihe 
numerirter Sachen für den Bundesstaat in Anfpruch nehme, und den 
Reſt gleich wichtiger Gebiete wie Justiz, Unterricht, Gemeindeweſen, 
Polizei, als etwas gewiſſermaßen außerhalb des Staates Yiegendes be- 
trachte und den Einzeljtaaten überlaſſe. Die Negierung jolle ſich doch 
zweimal überlegen, ob fie nicht ftatt der befonderen Bundesregierung und 
dein Bundesparlament ein preußiſches Minifterium und ein ermeitertes 
Abgeordnetenhaus fegen wolle. Auf einen eruftlihen Widerſtand der 
kleineren Staaten werde man nicht ſtoßen. Und wenn man eine Gentral- 
gewalt mit verantwortlichen Minifterium habe, fo fei damit auch den 
jüddentjchen Staaten das Thor geöffnet. 

Eine beſonders pifante Nede hielt der hannoveriſche Rechtsanwalt 
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Miquel von Osnabrüd, und es fand großen Beifall, was er über die 
Mainlinie fagte: „Wir müffen uns fragen, ob wir es rechtfertigen 
fönnen, einen Bund zu Schaffen nur für Norddeutichland, und Süddeutfch- 
land, wenn ich den Ausdrud der früheren Zeit gebrauchen darf, gewiſſer— 
maßen auszujchließen. Uns, meine Herren, mwenigftens Vielen von uns, 
war die Mainlinie immer ein fchredliches Gefpenft. Wir fürchteten den 
Dualismus Deutfchlands viel mehr al3 die Vielheit, wir wollten lieber 
den Föderalismus, weil er die Einheit möglich machte für die Zufunft, 
als den Dualismus, weil wir fürchteten, er werde die wahre Einheit 
Deutfchlands unmöglic” machen. — Nun, wir haben die Mainlinie, das 
Geſpenſt iſt Wirflichfeit geworden. Es hat damit aber aufgehört, Ge- 
fpenft zu fein, es ift eine praftifch politiiche, und ich wage das fetzerifche 
Wort, eine heilfame Nothmwendigkeit. Die Mainlinie, wie wir fie heute haben, 
ift nicht die Scheidung zwijchen zwei Machtgebieten zweier Großſtaaten, nicht 
die Mainlinie, die wir früher fürchteten, die Scheidelinie zwiſchen Dejterreich 
und Preußen. Die Mainlinie ift, wenn id) den profaiichen Ausdruck ge: 
brauchen darf, gewiſſermaßen eine Halteftelle für uns, wo wir Waſſer und 
Kohlen einnehmen, Athen ſchöpfen, um nächfteng weiter zu gehen." So zuver- 
jichtlih Miquel übrigens die Hoffnung auf den baldigen Beitritt der ſüd— 
deutfchen Staaten ausfprach, jo wünschte er doch eine beftimmtere Verheißung 
ausgejprochen, al8 die war, welche Artikel 71 des Entwurfs gab.*) „Der 
Nikolsburger Friedensvertrag," fagte er, „hervorgegangen aus damaligen 
militärifchen und politifhen Rüdfichten, garantirt zwar nur ein inter- 
nationale8 Verhältniß zwifchen Nord: und Süddeutjchland. Der Friede 
von Bilfafranca that ein Gleiches, wenn auch in anderer Form. Die 
italienische Nation ift über den Frieden von Billafranca zur Tagesord— 
nung übergegangen. Wir, die wir nicht mit fremder Hilfe die Einheit 
begründen, jondern aus eigener Kraft, aus der Kraft des preußifchen 
Staates heraus jelbftändig und gegen den Willen des Auslandes, wir 
werden auch übergehen zur Tagesordnung über dieje Beftimmungen des 
Nikolsburger Friedensvertrages. Keine Macht des Auslandes joll ung 
daran hindern. Wir vertrauen zwar, daß die Weisheit der Staatslenfer 
der großen Staaten Angefihts der taufendfältigen Erfahrungen der 
Gegenwart und Bergangenheit das Necht der Nation, fich ſelbſt zu con- 
ſtituiren, da, mo eine nationale und wirthichaftliche Einheit vorhanden 

*) „Die Beziehungen des Bundes zu den füddentihen Staaten werden fojort 


nach Feftftellung der Verfaſſung des norbdeutichen Bundes durch befondere dem Reichs— 
tage zur Genehmigung vorzulegende Berträge geregelt werden.” 
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ift, auch ein einheitliche8 Staatsgebäude aufzuführen, anerfennen wird, 
daß das Ausland das natürliche Recht der Nation umangetaftet laſſen 
wird. Wir vertrauen, daß der Kaiſer der Franzoſen, deſſen Erklärungen 
in diefer Beziehung nach meiner Ueberzeugung in Deutlichkeit und Offen— 
beit zu wünfchen nicht$ übrig laſſen, daß er und die befonnene Partei 
in Frankreich ſtark genug fein werden, Leidenjchaften zu überwinden, die 
ſtets und zumeift zum Verderben des franzöfiichen Volkes ausgefchlagen 
find. Wenn es aber dennoch fein müßte, num fo haben wir Wehr und 
Waffen, um in dieſer Beziehung unfer Recht und unſern Willen zur 
Geltung zu bringen. Ich fage dieß nicht, um daran die Forderung zu 
fnüpfen, daß wir fchon jest unmittelbar mit Süddeutſchland in einen 
Bund eintreten müßten. Es hängt ja das von und nicht ab. Wir 
miüffen aber deutlicher, als hier im Entwurf gefchehen ift, zu erkennen 
geben, daß wir bereit und gewillt find, diefe Verfaſſung nach Bedürfniß 
dann zu ändern, wenn Zeit und Umftände die Aufnahme Süddeutſch— 
lands geftatten, wenn die ſüddeutſchen Negierungen bereit find, Dies 
jenigen Opfer ihrer Souveränität zu bringen, die die norddeutjchen 
ihon gebradjt haben, wenn das fiddeutfhe Wolf bereit ift, Opfer 
zu bringen, wie hergebrachte Meinungen und Borurtheile, die mir 
auch Haben bringen müffen." In Beziehung auf die Competenz 
de8 Bundes fchien ihm die Aufzählung in Artikel 4 des 
Entwurfs feineswegs zureichend; Diefer Umfang werde dem praftiichen 
Bedürfniß nicht genügen, der Bund müſſe z. B. eine vollftändig orga- 
nifirte wirthichaftliche Einheit gewähren. Auch im Rechtsleben müſſe 
man weiter gehen. „ch würde verlangen, daß nicht blos die Eivil- 
proceß-Ordnung, fondern auch daS bürgerliche Recht überhaupt al3 un- 
trennbar von der vollswirthichaftlichen Einheit, das Criminalrecht, die 
Criminalproceß-Ordnung, daß felbft das Hypothekenweſen, ein unbe 
dingtes Erforderniß der wirthichaftlichen Einheit des Bodencredits, der 
Competenz des Bundes mit unterworfen werden." Zur Begründung 
einer mwirtbichaftlichen Einheit hielt er eine Reichsſteuer für unabmeislich ; 
eine folche werde erft in Wahrheit die Deutfchen ſich fühlen Lafjen als 
in einem Staate lebend, und iüberdieß eine heilfame Anregung zur Re— 
form der Steuergefegebung in den Einzeljtaaten geben. Uebrigens wolle 
er nicht, daß jchon jett eine Reichsſteuer eingeführt werde, aber man 
müffe die verfaffungsmäßige Möglichkeit einer folchen fichern. 

Wir dürfen bier die Reihe der Redner des Reichstags über den 
Berfafiungsentwurf nicht weiter verfolgen, dagegen können wir nicht um— 
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bin, aus Bismards Antwort vom 11. März 1867 auf die verjchiedenen 
Einmwürfe einige größere Stellen auszuheben: 

„Es hat nicht unfere Abſicht fein können, eim theoretiiches Ideal 
einer Bundesverfaffung herzuftellen, in welchem die Einheit Deutichlands 
einerfeitS auf ewig verbürgt werde und auf der andern Seite jeder par- 
ticulariftiichen Richtung die freie Bewegung gefichert bliebe. Einen 
jolchen Stein der Weifen, wenn er zu finden wäre, zu entdeden, müſſen 
wir der Zufunft überlafien, eine folche Ouadratur des Zirkels der Yöfung 
um einige Decimalftellen näher zu bringen, ift nicht die Aufgabe der 
Regierung. Wir haben in Erinnerung und aufrichtiger Schägung die- 
jenigen widerjtrebenden Kräfte, welche die früheren Verſuche in Frankfurt 
und Erfurt jo wenig wie möglich fördern wollten; wir haben es für 
unfere Aufgabe gehalten, ein Minimum derjenigen Conceffionen zu finden, 
welche die Sondereriftenzen auf dem deutſchen Gebiet der Allgemeinheit 
machen müfjen, wenn dieje lebensfähig werden fol. Wir mögen das 
Elaborat, das zu Stande gefommen ift, mit dem Namen einer Verfaſſung 
bezeichnen, oder nicht; das thut zur Sache nichts. Wir glauben aber, 
daß, wenn e3 angenommen wird, für Deutjchland die Bahn frei gemacht 
ift, und daß wir dad Vertrauen zu dem Genius des deutjchen Volkes 
haben fünnen, daß es auf diefer Bahn den Weg zu finden willen wird, 
der zum Biele führt." — „ES find Einwendungen bisher laut geworden 
und Wünſche geltend gemacht nad) zwei Seiten, ich möchte jagen von 
unitarifher und particulariftifcher Seite. Bon der umitarifchen dahin 
gehend, dag man auch von diefem Verfaffungsentwurf wie von früheren 
die Herftellung eines conftitutionellen verantwortlichen Miniſteriums er: 
wartet habe. Meine Herren, wer follte denn dieſes Minifterium er- 
nennen? Einem Gonfortium von 22 Negierungen wäre die Aufgabe 
nicht zuzumuthen; es würde fie nicht erfüllen können. Es wäre diejer 
Anforderung nur dadurch zu genügen, daß eine einheitlihe Spige mit 
monarchiſchem Charakter gejchaffen würde. Dann aber, meine Herren, 
haben Sie fein YBundesverhältnig mehr, dann haben Sie die Mediatifi- 
rung derer, denen fie diefe monarchiſche Gewalt nicht übertragen. Dieſe 
aber ift von unfern Bundesgenoffen weder bewilligt, noch von uns er- 
ftrebt worden. Es ift hier angedeutet worden, man fünne fie mit Ge— 
walt erzwingen; von anderer Seite, jie werde fi) zum heil von 
jelber ergeben, und lettere von einer mir nahe ftehenden Seite. Ich 
erwarte diejes nicht in dem Make und glaube nicht, daß die deutſchen 
Fürften in größerer Anzahl bereit fein werden, ihre jetige Stellung mit 
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der eine englifchen Peers zu vertaufchen.*) Wir haben ihnen Ddieje 
Zumuthung niemals gemacht und beabfichtigen fie nicht zu machen. 
Noch weniger aber fann ich als unfere Aufgabe betradjten, auf die 
Uebermadht Preußens in diefem Bunde ſich zu berufen, um eine Con— 
ceffion zu erzwingen, die nicht freimillig entgegengetragen wird. Eine 
ſolche Gemalt fünnten wir am allerwenigften gegen Bundesgenofjen er- 
heben, die im Augenblid der Gefahr treu zu ung geftanden haben, eben 
jo wenig gegen Bundesgenoffen, mit denen wir foeben erft einen ewigen 
Frieden errichtet und befiegelt haben. Durch Gewalt jind weder die 
Fürſten Deutſchlands noch das Bolt Deutfchlands zu gewinnen. dh 
meine, die Bafis diefes neu zu fchaffenden Verhältniſſes foll das Ver— 
trauen zu der Vertragstreue Preußens fein und diefes Vertrauen darf 
nicht erjchüttert werden, jo lange gegen uns dieje Vertragstreue gehalten 
wird." Bismard wendet fi) dann auch zu einer particulariftifchen Ein- 
wendung, die von der linfen Seite fam und den Anspruch erhob, daß 
dem preußifchen Landtag die Befugniß zuftehen müffe, die Verfaffung an- 
zunehmen oder zu vermwerfen. „Schwerer al8 die Einwendungen vom 
unitariſchen Standpunfte,” fagte er, „und ernftliher gemeint find meines 
Erachtens diejenigen vom particulariftiihen Standpunkte. Unter Parti- 
cularismus denkt man fich jonft eine widerftrebende Dynaftie, eine wider: 
jtrebende Kafte in irgend einem Staate, die fi) der Herftellung gemein: 
ſamer Angelegenheiten aus Sonderrücdfichten entgegenftellt. Wir haben 
es hier mit einer neuen Specie8 von Particularismus zu thun, mit dem 
parlamentarijchen Barticularismus. Früher hieß e8 vom dynaftifchen 
Standpunkte: Hie Waiblingen, hie Welf! Jetzt heißt e8: Hie Yandtag, 
bie Reichstag! Das Net, daS der preußiſche Yandtag hat — ich 





*) Dieß bezieht fi) auf eine Aeußerung des Geh. Raths Wagener, der gelagt 
hatte.: „Ich gebe mich meinerfeit® der Hoffnung bin, daß die fleineren deiitichen 
Fürften je länger defto mehr das Geheimniß erfennen werden, weshalb ein Lord Pal- 
merjton und ein Lord Derby in Europa und auf der ganzen Erbe mehr bedeuten, wie 
ein Meiner deuticher Fürfl. Das, meine Herren, ift einfach um besmillen‘, weil die 
engliihen Lords zur rechten Zeit und in rechter Weiſe es verftanden haben, ihren 
rehten Plag in einem großen Gemeinmelen zu juchen und zu finden, und ich hoffe, 
daß auch die Meineren deutichen Fürftenthümer erfennen und begreifen werden, daß 
eine wirkliche Reftauration ihrer Bedeutung nur in dem Maße möglich fein und auch 
eine Erhaltung deſſen, was ich als berechtigte Eigenthümlichleit anerfenne, nur in dem 
Maße gelingen wird, als fie anfangen, ihre rechte Stellung in dem großen deutichen 
Gemeinweien zu fuchen und zu finden.‘ 
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glaube das wird Niemand beftreiten und ſich dem gegenüber auf die 
Macht berufen — das Recht hat jeder Yandtag. Und wir wollen nicht 
in einer gewaltthätigen, fondern in einer rechtlichen Gemeinjchaft leben." 
Schließlich ſprach er feine Hoffnung auf das Gelingen des Werkes und 
eine Ermahnung zur fchleunigen Erledigung der Geſchäfte in folgenden 
Worten aus: „Was dann nod) die wichtige Machtfrage betrifft, jo halte 
ih die Bereinigung von Norddeutichland und Süddeutſchland allen 
Fragen gegenüber, wo es ſich um den Angriff des norddeutfchen Bundes 
bandelt, in allen Punkten gefichert. Sie ift gefichert durch das Vedürf— 
niß des Südens und durch die Pflicht des Nordens, ihm beizuftehen. 
Ich weiß nicht, meine Herren, ob id) während der allgemeinen Discufjion 
nod einmal Gelegenheit haben werde, das Wort zu nehmen; fir den 
Augenblid füge ich dem, was ic) gejagt, nur die nochmalige Aufforderung 
hinzu: arbeiten wir raſch, fegen wir Deutjchland, ſo zu jagen in den 
Sattel, reiten wird es ſchon können.“ 

Bei den Debatten über die einzelnen Punkte des Verfaſſungsent- 
mwurfs, die am 18. März begannen, kamen verjchiedene wichtige Fragen 
zur Sprade. So ergriff bei den Verhandlungen über das Bundesge- 
biet der Pole Kantaf Gelegenheit, gegen die Einverleibung der ehemals 
zu Polen gehörigen Yandestheile in den norddeutichen Bund zu proteftiren, 
worauf Bismard in längerer Rede auseinanderjekte, wie viel diefe polnijchen 
Gebiete der preuf. Regierung zu danken hätten, wie fie feit der Einverleibung 
in Preußen Hechtsficherheit und einen früher nie gefannten Wohlftand zu 
genießen hätten, und wie der weitaus größte Theil der Bevölferung mit 
der Zugehörigkeit zu Preußen und zu Deutjchland wohl auch vecht zu— 
frieden je. Nur eine Heine Minorität aus dem Adel, den gutöherrlichen 
Beamten und den Arbeitern fei es, die von Zeit zu Zeit einen Aufftand 
in Scene jege. Die polnischen Bauern hätten immer den Verführungs- 
verſuchen zum Aufftande widerftanden, und ihre Söhne hätten ſich auf 
den dänifchen und böhmijchen Schlachtfeldern treu und tapfer für Preußen 
und Deutjchland gejchlagen. Bismard machte bei diejer Gelegenheit 
einen längeren Excurs in die polnifhe Gejchichte, um zu zeigen, wie 
wenig die polnischen Abgeordneten Urſache hätten, im Intereſſe ihrer 
Provinz eine Widerherjtellung Polens zu verlangen, und wie überhaupt 
der Gedanke einer Herftellung der polnischen Republik ein unausführ- 
barer, phantaftifcher fei. 

Auch den Nordichleswigern, welche auf Grund des Prager Friedens 
die Zurücdgabe an Dänemark verlangten, wurde eine jcharfe Abfertigung 
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zu Theil. ALS der Abgeordnete Kryger aus Hadersleben am 18. März 
verlangte, daß der Reichstag fich der Feſtſetzung einer nördlichen Grenze 
des norddeutjchen Bundes enthalte, und daß die im Prager Frieden zu: 
gejicherte Befragung der Bevölkerung veranftaltet werde, ermwiderte Graf 
Bismard: Der Reichstag habe bis auf Weiteres diejenige Grenze des 
norddentfhen Bundes anzunehmen, welche im Wiener Frieden zwifchen 
Dänemark auf der einen, und Preußen und Defterreich auf der andern Seite 
ftipulirt worden fei, und aus dem Prager Vertrag könne fein Einwohner 
Schleswigs ein Recht auf Wahl der Nationalität ableiten. Nur der Kaiſer 
bon Defterreich habe ein Necht, die Ausführung jener Beftimmung im Brager 
Frieden zu verlangen. Uebrigens laffe der Vertrag das Maß, in welchem die 
Wahl der Nationalität erfolgen folle, unbeftimmt und e8 fei der preuß. Re— 
gierung die Befugniß gegeben, die Auslegung nach ihrem Intereſſe und 
nach) ihrer Auffafjung der Bilfigkeit zu machen. Die Grenze werde ge- 
zogen werden nach) Maßgabe der militärischen Sicherheit, deren Preußen 
bedürfe, auch müßten vorher Verhandlungen mit dem dänischen Kabinet 
gepflogen werden über die Bürgichaften des Schutes fiir die Deutjchen, 
die in jenen an Dänemark abzutretenden Diftricten wohnen, ſowie wegen 
Uebernahme eines Antheils an der dänischen Staat3fchuld. Jedenfalls 
werde der abzutretende Theil Heiner ausfallen, als man in Kopenhagen 
meine. 

Als der Abgeordnete v. Carlomit wegen der ganz unabhängigen 
Stellung Wirtembergs und Baierns Bejorgniffe äußerte und auf die 
Möglichkeit hindeutete, daß diefe Staaten fich gegen Preußen mit Frank— 
reich verbinden fünnten, erwiderte Bismark, er glaube fich ſchon neulich 
(in feiner erften Nede am 11. März) deutlich genug ausgefprochen zu 
haben, fehe aber, daß er nicht verftanden worden ſei. Er freue ſich 
jet hinzufügen zu fünnen, daß diejenigen Beziehungen zwifchen Nord- 
und Süddeutſchland, welche er fich neulich anzudeuten erlaubt habe, be- 
reit3 feit dem Friedensſchluß vertragsmäßig verbürgt feien. Am fol: 
genden Tage (19. März) veröffentlichte der preußiſche Staatsanzeiger 
und die officiöfe batrifhe Zeitung die fchon oben erwähnten Zuſatzartikel 
zu den füddeutfchen Friedensverträgen. Daß diefe bisher geheim ge- 
haltenen Schut- und Trutzbündniſſe gerade jett veröffentlicht wurden, 
hatte feinen Grund in franzöfifchen und bairiichen Verhältnifien. Thiers 
hatte am 14. März im gejetgebenden Körper den Minifter Rouber 
wegen der von der Regierung gegenüber von den deutjchen Verhältnijjen 
eingehaltenen Politik interpellirt, und der Regierung die heftigjten Vor- 
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würfe darüber gemacht, daß fie durch die Verbreitung der Nationalitäts- 
idee das europäifche Gleichgewicht geftört und die Entwidlung der Ein- 
heit Italiens und nahezu auch Deutjchlands habe gefchehen laſſen. Es 
fei die höchſte Zeit, neue Fortſchritte der nationalen Einheit zu verhindern, 
nicht einen einzigen Fehler der Art dürfe man mehr gejchehen Lafien. 
Diefe Anmaßung franzöfiiher Herrſchſucht verlangte eine entſchiedene 
Demonftration, daß Deutſchland nicht gefonnen fei, fi) von Frankreich 
vorjchreiben zu lafjen, wie weit es in der Einigung gehen dürfe, und 
dazu war die Veröffentlichung jener Verträge ganz geeignet. Auch der 
national gefinnte Minifterpräjident Baiernd, Fürſt von Hohenlohe— 
Schillingsfürſt, der am 31. December 1866 dem Freiherrn von der 
Pfordten gefolgt war, und an der öjterreichiichen und flerifalen Partei 
jehr unbequeme Gegner und Hinderniffe in Durchführung der Allianz: 
verträge fand, drang auf Veröffentlichung derjelben, um durch die Macht 
einer vollzogenen Thatjache den Gegnern zu imponiren. 

In dem weiteren Fortgang der Verhandlungen über den Verfaſſungs— 
entwwurf beantragte der Abgeordnete Dliquel, bei dem Artikel über vie 
Competenz der Bundesgejeggebung die Nummer 13, welche gemeinjame 
Eivilprocegordnung, Concursverfahren u. |. mw. forderte, jo zu faflen, 
daß die ganze bürgerliche Gejeggebung darunter begriffen würde, was 
aber diesmal noch abgelehnt wurde. Dagegen wurde ein Antrag Tweſtens 
für die Bundesaufjiht über das Marines und Militärweien und die 
Befugniß des Präfidenten, bei Meinungsverjchiedenheiten über Militär- 
einrichtungen im Schoße des YBundesrathes den Ausjchlag geben zu 
dürfen, mit großer Mehrheit angenommen. 

Zu dem Artifel 11 des Entwurfs, der von dem Bundespräfidium 
handelte, wurde von Ausfeld und Schulze ein Amendement eingebracht, 
welches die vollziehende Gewalt in Bundesangelegenheiten durch verant- 
wortliche Minifter ausgeübt wiſſen wollte und verlangte, daß alle Re— 
gierungsacte zu ihrer Giltigfeit der Gegenzeichnung eines Miniſters be- 
dürfen follten. Ein anderes Amendement von Errleben, Jenſen und 
Zachariä ſprach die Forderung eines verantwortlichen Minifteriums nicht 
aus, aber beftinmmte, daß das YBundesminiftertum ausdrücklich berechtigt 
jein follte, die Bundesminifter zu ernennen und zu entlafjen, und daß 
alle Verfügungen des Bundespräfidiums zu ihrer Giltigkeit der Gegen- 
zeichnung eines Bundesminifters bedürfen und diefer dadurch dem Reichs— 
tag gegenüber die Verantwortung übernehmen follte. Auch war ber 
vollziehenden Gewalt des Bundespräfidiums die Beſtimmung beigefügt, 
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daß fie an die Mitwirkung des Bundesraths nur im foweit gebunden 
jein follte, al8 die Verfaffung dieß ausdrücklich fordere. Namentlich die 
linfe Seite der Verfammlung glaubte, um der Bundesregierung den 
conftitutionellen Charakter zu fihern, auf dem verantwortlichen Minifterium 
beftehen und die Mitwirfung des Bundesraths bei der vollziehenden 
Gewalt möglichft befeitigen zu müffen, während Bismarck Fein verant: 
wortliches Minifterium wollte, worin er von der rechten Seite, die im 
Intereſſe der Einzelftaaten dem Bundesrath größere Bedeutung zutheilen 
wollte, unterftügt wurde. Nachdem von Pland, Wächter, Grumbredt, 
Lasker, v. Carlowig und Gneift für die Amendements, von Gerber, Ueber, 
Binde gegen diefelben gejprochen war, ergab die Abftimmung 177 Stim- 
men gegen u. 86 Stimmen für das erſte Amendement, worauf es zurückgenommen 
wurde. Bei Artifel 12 des Entwurfs, welcher lautete: „Das Präfidium 
ernennt den Bundesfanzler, welcher im Bundesrath den Vorſitz führt 
und die Geſchäfte leitet” verjuchten mehrere Abgeordnete der linfen Seite 
noch einmal, ein verantwortliches Meinifterium unter der Form anzu- 
bringen, daß dem Präfidium die Befugniß ertheilt würde, fir einzelne 
Berwaltungszweige, die zur Competenz des Präfidiums gehörten, Vor: 
ftände, d. h. verantwortlihe Fachminiſter zu ernennen, dieß geſchah in 
drei verjchiedenen Amendement® von den Abgeordneten Bennigjen, Kit 
und Lasker. Bismard aber ſprach fich ehr entjchieden gegen dieſen 
Vorſchlag aus; er glaubte, e8 würde den Einfluß der preußifchen Regie— 
rung im Bundesrath jehr abſchwächen, wenn fie denjelben nicht in ein- 
heitlicher, ſondern im collegialifcher Yorm auszuüben hätte, d. h. wenn 
der Bundeskanzler ſich über jeine Abftimmung im Bundesrath mit ver- 
antwortlichen Collegen vorher verftändigen müßte. 

Bei der Abjtimmung wurde nun der Artifel mit dem Zuſatz Ben: 
nigjens: „ferner die Vorſtände der einzelnen Verwaltungszweige, welche 
nach dem Inhalt diefer Verfaſſung zur Competenz des Präfidiums gehören" 
angenommen, die anderen Amendements aber theil8 abgelehnt, theils zurückge— 
nommen. Als aber Zweifel über die Zählung der Stimmen entftanden 
und zu namentlicher Abſtimmung gejchritten wurde, ergab diefe 127 Stim- 
men gegen und 126 Stunmen für den erweiterten Artikel 12. Die Ber: 
handlung über die ftreitige Frage wurde am folgenden Tag, den 27. März, 
bei Berathung des Artifel® 16 wieder aufgenommen, und auf Antrag 
des Grafen Bethufy-Huc der urjprüngliche Artifel 12 angenommen und 
der Zujag Bennigſens mit 140 gegen 124 Stimmen verworfen. Nach» 
dem über die weiter damit zufammenhängenden Artikel verfchiedene Ameu— 
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dements theils angenommen, theils abgelehnt waren, entftand eine Faſſung, 
welche dem Bundeskanzler die alleinige Gegenzeihnung und Verantwort- 
lichkeit für die vom Bundespräfidium zu erlaffenden Anordnungen und 
Verfügungen zufprad. Hiedurch war der mit großer SHeftigfeit und 
Spannung geführte Kampf vorläufig entichieden. 

Die ungemein wichtige Frage über das Wahlrecht zum Reichstag 
wurde am 28. März verhandelt. Der Entwurf hatte allgemeine directe 
Wahlen angenommen, wie fie das Neihswahlgefeg vom 27. März 1849 
forderte. Bismard hatte ſchon bei der Vorlage diefes Wahlgeſetzes im 
preußijchen Yandtag zum Behuf des conftituivenden Reichstags erklärt, 
daß er auf die Annahme diejeg mit der Reichöverfafjung vom J. 1849 
verfnüpften Wahlgefeges befonderen Werth lege. Der unter Preußens 
Führung neu gegründete norddeutſche Bund follte im Maß des Yiberalis- 
mus jenem älteren Verſuch nicht nachjtehen, und überhaupt auf der 
Höhe der Zeit ftehen, welche Abjchaffung des Cenfus und allgemeines 
Wahlrecht zu fordern jchien. Die Frage, ob das allgemeine divecte 
Wahlrecht überhaupt die abſolut befte, zwedmäßigfte Weife der Volks— 
vertretung fei, trat gegen die von dem Augenblid gebotenen politischen 
Rückſichten zurüd. Auch im Neichstag erhob fich keine ernftliche Oppo- 
fition gegen daffelbe; ein Antrag des Abgeordneten dv. Brüned fir Wahl- 
cenfus fand faſt feine Unterftügung. ‘Der national- liberale Abgeordnete 
Weber aus Stade bekannte zwar, er jei nie ein Freund des directen umd 
allgemeinen Wahlrechts gewejen, weil e8 die Wahlen in die Hände einer 
Menge abhängiger Leute bringe, aber e8 werde jchwierig fein, nachdem 
man es einmal gegeben habe, es wieder zuridzunehmen; er hoffe 
auf den Geift des deutichen Volles. Der conjervative Abgeordnete 
Wagener aus Neuftettin meinte, das allgemeine Wahlrecht habe man 
einmal und man fönne es nicht wieder bejeitigen. Der Cenſus und 
die indirecte Wahl fei ein Anachronisinus gegenüber der allgemeinen 
Wehrpflicht. 

Bismard entwidelte in einem längeren Bortrag die leitenden Er- 
mwägungen, die ihn und die verbündeten Regierungen zu dem vorgejchla- 
genen Wahlgejeg beftimmt hätten. Er fagte: „Das allgemeine Wahl- 
recht ift uns gewiffermaßen als ein Erbtheil der Entwidelung der deutjchen 
Einheitsbeftrebungen überfommen; wir haben es in der Reich8verfaffung 
gehabt, wie fie zu Frankfurt entworfen wurde, wir haben es im 
Jahre 1863 den damaligen Beftrebungen Dejterreihs in Frankfurt 
entgegengefegt, und ich kann nur einfach jagen, ich kenne menigfteng 
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fein beſſeres Wahlgeſetz. ES hat gewiß eine große Anzahl von 
Mängeln, die machen, daß auch dieſes Wahlgefeg die wirkliche 
befonnene öffentliche und berechtigte Meinung eines Volkes nicht vollftändig 
photographirt und en miniature wiedergibt, und die verbündeten Re— 
gierungen in ihrer Allgemeinheit bangen an dieſem Wahlgeſetze nicht in 
dem Mafe, daß fie nicht jedes andere acceptiren follten, deſſen Vorzüge 
vor diefem ihnen nachgewiejen werden. Bisher ift diefem Fein einziges 
gegenüber geftellt worden; ich habe nicht einmal curſoriſch im Laufe der 
Reden ein anderes diefem gegenüber rühmen hören. Ich will damit nur 
motiviren, daß verbündete Regierungen, die ſchon gewilfermaßen eine 
republifanijche Spite, die in dem Worte „verbündete Regierungen“ Liegt, 
haben, keineswegs ein tief angelegte8 Complot gegen die Freiheit, gegen 
die freie Bourgeoifie in Verbindung mit den Maſſen und unter Errich- 
tung eines cäſariſchen Regiments beabfichtigt haben können. Wir haben 
einfach genommen, was vorlag und wovon wir glaubten, daß es 
am leichteften fein wide, und Haben weitere SHintergedanfen nicht 
dabei gehabt. Was wollen denn die Herren, die das anfechten, und 
zwar mit der Bejchleunigung, deren wir bedürfen, Andere an deſſen 
Stelle jegen? Etwa das preußiſche Dreiklaſſen-Syſtem?“ Diejes critijirte 
Bismard aufs jehärffte und fügte bei, wenn man deſſen Wirkung in der 
Nähe beobachte, jo müjje man jagen, daß ein widerfinnigeres, elenderes 
Wahlgefeg noch nicht in irgend einem Staate ausgedacht worden. Alles 
Bufammengehörige werde auseinander geriffen und Leute, die nichts mit- 
einander zu thun haben, zufammengewürfelt, auch in jeder Gemeinde mit 
anderem Maßjtabe gemeſſen. Jeder Cenſus jchließe eine Wilffürlichkeit 
und Härte in fich, die da am jchlinunften wirke, wo die Reihe derer, die 
in gleichem Umfang berechtigt bleiben follen, abgebrochen werden müſſe. 
Denjenigen, die indirecte Wahlen jtatt directe haben wollen, antwortet er 
feiner Ueberzeugung nach, die indirecten Wahlen bilden eine Fäljchung 
der Wahlen und damit der Meinung der Nation. Er beruft fih auf 
ein öfters aufgeftelltes Nechenerempel," wonach man annimmt, daß wenn 
die Majorität in jeder Stufe der Wahlen nur Eins über die Hälfte zu 
fein braucht, jo repräjentirt der Wahlmann ſchon nur einen Urwähler 
mehr als die Hälfte; der Abgeordnete repräjentirt nur einen Mann 
über die Hälfte der Wahlmänner, deren Geſammtheit fchon etwas 
über die Hälfte der Urwähler repräfentirt. Der Abgeordnete, wenn nicht 
jehr große Majoritäten thätig gemwejen find — ich nehme den ſchlimmſten 
Fall an mit jehr Heiner Majorität — repräfentirt dann mit mathematijcher 
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Sicherheit bei den indirecten Wahlen nur etwas über ein Viertel der 
Wähler und die Majorität der Abgeordneten darum mit Nothiwendigfeit 
wiederum nur etwas über ein Achtel des Ganzen." Schließlich macht 
er auch noch die Bemerkung für die directen Wahlen geltend, dag durch 
fetstere mehr bedeutende Capacitäten zur Wahl gelangen als durch indirecte 
Wahlen. Um bei einem directen Wahlrecht gewählt zu werden, müſſe 
man in weiteren Kreijen ein bedeutenderes Anſehen haben, weil das Ge- 
wicht der localen Gevatterichaft bei dem Wählen nicht fo zur Hebung 
fomme, als bei auch ausgedehnten Kreifen. So blieb es denn bei 
dem allgemeinen directen Wahlrecht des Entwurfd. Ob es gut gethan 
war, muß die Zukunft lehren; gewiß kann es nur iu Zuſammenhang 
mit der Diätenlofigfeit vor jhädlihen Wirkungen bewahrt bleiben. 

Den Antrag auf Errichtung eines Oberhaujes, den Zachariä aus 
Göttingen geftellt hatte, beſpricht Bismard mit halber Zuftimmung, jagt 
aber jchlieglich, da die Verfaſſung ohnehin ſchon eine complicirte Mafchinerie 
babe, jo habe man geglaubt, fie nicht durch Einfchiebung eines weiteren 
Gliedes noch jchwerfälliger machen zu dürfen. Uebrigens repräfentire 
der Bundesrath bis auf einen gewilfen Grad ein Oberhaus, in welchem 
der Ueberreſt des hohen deutjchen Adels, der feine Yandeshoheit bewahrt 
babe, jeinen Pla finde. Dieſes Oberhaus aber dadurch zu vervoll- 
ftändigen, daß man ihm nichtjouveräne Mitglieder beifiige, halte er praftijch 
für zu jchwierig, um die Ausführung zu verjuchen. Der Antrag wurde 
denn auch mit großer Majorität abgelehnt. Zuletzt ſprach Bismard 
auch noch ein Wort über den Ausfchluß der Beamten, der in dem Ent: 
wurf angenommen, aber durch) ein Amendement des Grafen Henkel von 
Donnersmarf bekämpft worden war. Er brachte mehrere gewichtige 
Gründe für den Ausichluß bei, erklärte aber die Frage für eine offene, 
und fie wurde denn auch zu Gunften der Wählbarfeit der Beamten 
entjchieden. 

Ein Antrag Laskers, daß wahrheitsgetreue Berichte über Verhand- 
(ungen von jeder VBerantwortlichkeit frei bleiben müßten, wurde mit großer 
Majorität angenommen. Der von nationalliberaler Seite geftellte An- 
trag, den Neichstagsabgeordnneten Diäten zu gewähren, was im Ber- 
fafjungsentwinf ausdrücklich verneint worden war, wurde von Bismard 
mit der Erflärung befämpft, daß die verbündeten Regierungen ſich auf 
Bewilligung von Diäten unter feinen Umſtänden einlaffen würden. 
Dennoch erhielt der Antrag die Fleine Majorität von 6 Stimmen, wurde 
aber im Bundesrath nicht angenommen, 
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Die Verhandlungen über Poft: und Telegraphenmwefen, über Marine 
und Schiffahrt gingen ohne Schwierigkeit ab; in letterer Beziehung ift 
nur zu bemerken, daß bejchlofjen wurde, die Flagge der Handels- und 
Kriegsmarine folle ſchwarzweißroth fein, was die Folge hatte, daß dieß 
überhaupt die officiellen Farben des norddeutichen Bundes wurden. Bei 
der Debatte über dad Bundeskriegsweſen wurde zuerjt die im Entwurf 
geforderte Präjenzzeit durch eine Weihe von Rednern: Walde, Nee, 
Bodum» Dolffs, Dunder beanftandet, und beſonders nationalöfonomijche 
Gründe dagegen geltend gemacht; aber Moltfe und Vogel v. Yaldenftein, 
welche al3 Abgeordnete im Reichstag jagen, erklärten die dreijährige Präfenz 
für unerläßlic zur Herftellung einer tüchtigen Arme. Moltke gab den 
nattonalöfonomijchen Gegnern zu bedenken, daß ohne Sicherheit des Staates 
jede productive Thätigfeit gefährdet fei. Er gebe zu, daß vom finanziellen 
Standpunft aus eine Herabjegung der Präfenzzeit wünjchenswerth jei; 
aber es frage fi), ob die militärifchen Zwecke dabei zu erreichen jeien. 
Das Gefühl der Zufammengehörigkeit, wodurch fich die preußijche Armee 
auszeichne, fünne nicht einerercirt, jondern müſſe eingelebt werden. Und 
das jei im zwei Jahren nicht zu erreichen. Bei der YFeitfegung der 
Dienftzeit kamen die Mitglieder der Fortfchrittspartei auf die während 
des Militärconflict® gegen die Organijationsplane gemachten Vorſchläge 
zurüd, fie drangen aber damit nicht durch, und bei der Abjtimmung 
wurden die Beftimmungen des Entwurfs, fieben Jahre im ftehenden 
Heere und fünf Jahre in der Landwehr, mit großer Mehrheit angenommen. 
Durch die Annahme des Artikels 57, welcher ungefäumte Einführung der 
gejammten preußifchen Milttärgefeggebung im ganzen Bundesgebiet ver: 
langte, wurde der preußiichen Regierung ein großes Vertrauensvotum 
gegeben. Nach Forckenbecks Antrag wurde damit die Verheißung ver: 
bunden, daß das Bundespräfidium nach gleihmäßiger Durchführung der 
Bundeskriegsorganifation ein umfafjendes Militärgefeß dem Bundesrath 
und Reichstag vorlegen werde. Der Etat für das Militärwefen wurde 
zunächſt in der Weife geordnet, daß unter Vorausſetzung eines Friedens- 
contingent® von einem Procent der Bevölkerung für je einen Mann 
225 Thaler dem Bundesfeldherrn zur Verfügung geftellt werden jollten. 
Der Kriegsminifter v. Roon erklärte fi) damit einverftanden, aber fügte 
hinzu, daß er die 225 Thaler nicht als ein Paujchquantum, jondern als 
Minimalforderung anfehe, und daß er ſich vorbehalte, wenn er bei ſpar— 
jamer Verwaltung mit diefer Summe nicht ausreiche, erhöhte Forderungen 
an ven Neihsiag zu bringen. Es fragte ſich nun, auf wie lange dieje 
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Verwilligung gelten jolle. Fürft Salm machte den Vorſchlag auf 7 Yabre, 
denn jo lange glaubte man zur Organifation des Bundeskriegsweſens zu 
bedürfen; Moltfe wollte Forterhebung des Beitrags und Beibehaltung 
des Procentjaßes bis zum Erlaf eines abändernden Geſetzes; Forckenbeck 
wollte den 31. December 1871 als Endtermin gefett wiſſen, und dieſer 
Antrag wurde auch nach Ablehnung der beiden anderen angenommen. 

Die letten Tage der BVerfaffungsdebatte waren dem Finanzwejen 
gewidmet. Der Artikel 65, die EtatSbewilligung betreffend, wurde nach 
Miquels Vorſchlag jo gefaßt: „Alle Einnahmen und Ausgaben des 
Bundes müfjen für jedes Jahr veranfchlagt und auf,den Bundeshaus- 
baltetat gebracht werden." Andere Amendements, die darauf hinaus» 
liefen, längere Etatsperioden zu ermöglichen, wurden abgelehnt. Zur 
Beitreitung der gemeinjchaftlihen Ausgaben follten die aus den Zöllen, 
den gemeinfchaftlichen Verbrauchsſteuern und dem Poſt- und Telegraphen- 
wejen fließenden Einnahmen dienen. Wenn diefe Einnahmen nicht zu— 
reichen, joll, jo fange Bundesftenern nicht eingeführt find, das Erforder- 
liche durch Beiträge der einzelnen Bundesftaaten nah Maßgabe ihrer 
Bevölferung aufgebracht werden. 

Der legte Titel des Entwurfs, Artifel 71, betraf das Verhältniß 
des norddeutjchen Bundes zu den füddentichen Staaten. Es war fchon 
im Anfang der Debatten von mehreren Mitgliedern des Reichstags der 
Wunſch ausgedrüdt worden, die Hoffnung des Eintritt3 jener Staaten 
in den Bund und die Bedingungen ihrer Aufnahme möchten beftimmter 
ausgeſprochen und formulirt werden. Diefe Frage wurde am 9. April 
wieder berührt durch eine Synterpellation des Grafen Solms-Laubach 
über die Aufnahme des ganzen Großherzogthums Heffen. Nach dem am 
3. September 1866 zwifchen Heffen und Preußen abgejchloffenen Frie— 
densvertrag follte nämlich die Provinz Oberheſſen, anftatt ganz an 
Preußen abgetreten zu werden, in den Bund eintreten, während die beiden 
anderen Provinzen außerhalb de8 Bundes blieben. Dies wurde ausge: 
führt, hatte aber natürlich große Inconvenienzen zur Folge, und die 
Aufnahme ganz Heſſens wurde von einem großen Theil der Bevölkerung 
lebhaft gewünfcht; aber nicht von dem Großherzog und dem leitenden 
Minifier Dalwigf, die auf Bewahrung der relativen Souveränität großen 
Werth legten. Graf Solms legte num das thatfächlihe Bedürfniß der 
Aufnahme des ganzen Großherzogthums dar und ftellte die Frage: ob 
und welche Hinderniffe dem ungetrennten Eintritt des ganzen Großher— 
zogthbums in den norddeutſchen Bund zur Zeit entgegenftehen und ob 
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diefe Hinderniffe dauernde, oder vorübergehender Natur feier. Bismard 
erteilte eine ausführlihe Antwort, worin er die Uebelftände, welche 
Graf Solms hervorgehoben hatte, als unzweifelhaft vorhanden aner- 
fannte und zugab, daß fie mit der Zeit noch bedeutend wachſen würden. 
Als Hauptgrund, der bisher die Aufnahme des ganzen Großherzogthums 
verhindert habe, bezeichnete er den Umftand, daß von der großherzoglichen 
Negierung der Wunfch darnach noch nicht ausgefprochen worden fei. So— 
bald dies gefchehe, würde die Bundesregierung mit Defterreich und mit 
den ſüddeutſchen Bundesgenoffen darüber in Verhandlung treten. Der 
großherzogliche Bundescommifjär, Reg.-Rath Hofmann, gab am folgenden 
Tage die Erklärung ab, feine Regierung habe Bismard3 betreffende 
Nede mit hoher Befriedigung aufgenommen, fie habe bisher Feinen An- 
trag auf Eintritt geftelit, weil dadurd dem Großherzogthum größere 
Laften auferlegt würden und fie fi) deshalb das volle Einverftändnik 
der Landesvertretung fichern müffe. Sie hoffe übrigens, dies zu erlan- 
gen und im Stande zu fein, die Frage des Interpellanten in nicht allzu 
langer Zeit in feinem Sinne erledigen zu fünnen. *) 

Für den Artikel 71, welcher verſprach, daß das Verhältniß zu den 
ſüddeutſchen Staaten durch befondere Verträge geregelt werden follte, 
wurde von Lasfer und Miguel das Amendement vorgejchlagen und ange- 
nommen: „Der Eintritt der füiddeutfchen Staaten oder eines derſelben 
in den Bund erfolgt auf den Vorjchlag des Bundespräfidiums im Wege 
der Bundesgeſetzgebung.“ Aus der Art, wie Bismard fich bei diejer 
Gelegenheit über den Eintritt Süddeutſchlands ausſprach, ſehen wir, daß 
er denjelben hoffte und wünſchte, daß er ihn aber nicht für ganz nabe 
bevorftehend hielt. Merfwürdig ift, daß er den von Frankreich erftrebten 
Südbund, den die Nationalgefinnten in Süddeutſchland als gefährliches 
Hinderniß des Anfchluffes an Preußen fürchteten und zu verhüten juchten, 
als geeignetes Uebergangsftadium zur vollfommenen Einigung des Südens 


*) Diefer Erklärung entſprach jedoch das fpätere Verhalten der großherzoglich 
heiftichen Regierung nit. Als am 3. Yuni der Abgeordnete Hallwachs im heifiichen 
Landtag den Eintritt des ganzen Großherzogthums in den norddentihen Bund be 
antragte, erflärte fich die Regierung entichieden dagegen, indem fie die Rüdficht auf 
bie anderen ſüddeutſchen Staaten geltend machte, von denen fie fi nicht trennen 
dürfe, und fi) darauf berief, daß Defterreich, welches das Recht der Ginjprache habe, 
diefe, wie man aus guter Duelle wife, wirklich erheben mwitde. Defjen unerachtet 
wurde der Antrag auf Eintritt des Großherzogthums mit 32 gegen 15 Stimmen arn- 
genommen, aber einige Wochen jpäter von ber erften Kammer faft einftiimmig ab- 
gelehnt. 
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und Nordens anſah. Da feine Auffaffung fehr wichtig ift, fügen wir 
den Wortlaut feiner Rede wenigftens theilweife hier ein: „Ich kann nicht 
behaupten, daß die Tendenz diefes Amendements unferen Wünfchen und 
Beftrebungen widerjpridt. Eine andere Frage aber ift die, ob folche 
Mitglieder diefer Berfammlung, welche zugleich Vertreter der Regierungen 
find, fich augenblidlich in der Lage befinden, für das Amendement zu 
ftinmen. Ich babe gejagt, daß es unfern Wünſchen nicht widerfpricht. 
Aber eine Regierung ift verpflichtet, jich bei der Ausfprache ihrer Wünfche 
nad der Dede ihrer Rechte zu ſtrecken. Ich will damit auch nicht be- 
haupten, daß die Annahme diefes Amendements im Widerfpruche mit 
dem Artikel 4 des Prager Friedens ftände; ich will nur aus ähnlichen 
Gründen, wie ich fie geftern bei der heſſiſchen Interpellation hervorhob, 
nicht ganz den Verhandlungen, die zu einer einheitlichen Auslegung der 
Eontrahenten de3 Prager Friedens erforderlich find, vorgreifen, aud) 
nicht die Entſchließung der füddeutichen Regierungen in einer Weife prä- 
judiciren, zu welcher bisher der Grad ihres amtlichen Entgegentommens 
ung nicht auffordert. Daß im Artikel 4 des Prager Friedens nicht blos 
ein internationales Schutz- und Zrugbündniß, wie einer der Herren 
Borredner bemerkte, ind Auge gefaßt ift, geht, glaube ich, aus feinem 
Wortlaut für jeden aufmerffamen Lejer hervor. Es ift im Artikel 4 
nicht von einer neuen Geftaltung Norddeutichlands blos die Rede, fon- 
dern von einer neuen eftaltung Deutſchlands. Der Begriff wird da- 
durch erläutert, daß der Nachſatz folgt: „Deutjchland ohne Betheiligung 
des öfterreichifchen Kaiferftaates." Alfo es tft zugeftimmt zu einer Um— 
geftaltung derjenigen Beftandtheile des früheren deutfchen Bundes, welche 
nach dem Ausſcheiden der öfterreichifchen Theile des Bundesterritoriums 
übrig waren. Es ijt ferner in der dritten Zeile vor dem Schluß des 
Artifel3 von der „nationalen“ Verbindung Süddeutfchlandg mit dem 
norddeutfchen Bunde geſprochen, alſo nicht von einer internationalen, 
welches Wort ausdrüdlich in demfelben Artikel auf die Beziehungen 
Deutjchlands zum Auslande feine Anwendung gefunden hat. Wenn ich 
nichtSdeftoweniger die Frage, ob der Eintritt der ſüddeutſchen Staaten 
mit diefem Artikel verträglich ift, einfeitig nicht bejahen, fondern ihre 
Beantwortung im Einverftändnig mit der Faiferlich öſterreichiſchen Regie— 
rung finden möchte, fo bewegt mich dazu der Umftand, daß eine der 
Prämiffen, welche Artikel 4 aufftellt, in der Kette fehlt: Das ift näm— 
ih das Zuftandelommen des jüddeutihen Bundes. Wäre diefer zu 
Stande gelommen, oder hätte er Ausficht dazu, jo ift meine Leberzeu- 
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gung immer gewefen, daß, menn im Norden ein Parlament tagt auf 
einer nationalen Bafis, im Süden ein anderes, diefe beiden Parlamente 
nicht länger auseinander zu halten jein würden, als etwa die Gemäffer 
des rothen Meeres, nachdem der Durchmarjch erfolgt war. Dieje Prä- 
miffe fehlte bisher und wir möchten bei der Ueberzeugung, daß die na— 
tionale Zufammengehörigfeit ihre Sanction durch die Gejchichte ganz 
zweifellos dennoch empfangen wird, über die Frage, ob dies fofort und 
in welcher Form gefchehen fan, nicht in Meinungsverjchiedenheit mit 
der kaiſerlich öfterreichifchen Negierung über die Auslegung des neueften 
Friedensvertrags zwiſchen uns gerathen und diefer Auslegung nicht ein- 
feitig vorgreifen. “ 

Nachdem alle Artikel der Verfaſſung durchberathen und je nad) dem 
Ergebniß der Debatte und Abftimmung angenommen oder verändert 
waren, erklärte Graf Bismard am 15. April, daß die Vertreter der 
verbündeten Regierungen bereit jeien, ſich ſämmtliche vom Reichstag im 
Berfafjungsentwurf angebrachten VBeränderugen anzueignen, mit Ausnahme 
von zwei Bunften: der Bewilligung von Diäten und der finanziellen 
Sicherftellung der Heeredeinrichtungen. Nun gab es neue Schwierig- 
feiten. Die eine Differenz wurde zwar bald ausgeglichen; die von 
Arnim-Heinrichsdorf vorgefchlagene Faſſung des Artifel3 32: „Die Mit- 
glieder des Reichstags dürfen als ſolche Feine Befoldung oder Entjchä- 
digung beziehen" wurde mit 178 gegen 90 Stimmen angenommen. 
Aber in Betreff der Bemilligung des Militärbudgets wollten namentlich 
die preußifchen Mitglieder des Reichstags nicht auf ihre durch die preu- 
ßiſche Verfaſſung garantirten Rechte für eine Reihe von Yahren ver: 
zichten, und es entipann fich eine längere Debatte iiber Artifel 58, wo— 
nach der Aufwand für die TFriedenspräfenzftärfe mit 225 Thaler per 
Kopf nur bis zum 31. December 1871 vermwilligt werden jollte, wäh— 
rend das Bundespräfidium das Militärbudget auf mindeftens 7 Yahre 
fiher geftellt wifjen wollte. Reichensperger erklärte, weitere Conceffionen 
ſeien unzuläffig; der Abgeordnete Walded jagte: „wir wollen den Bundes- 
ftaat, jedoch ohne Schädigung des preußiichen conftitutionellen Einheits- 
ſtaats.“ Von dem conjervativen Grafen Eberhard Stolberg wurde das 
Amendement gejtellt, wornach ftatt „bis zum 31. December 1871" ge= 
jetst werden follte „bi8 zum Erlaß eines neuen Bundes-Militärgejeges“, 
und der Artikel 60, der die Friedenspräfenzftärfe auf ein Procent der 
Bevölkerung für 10 Jahre normirte, follte dann jo gefaßt werden: 
„Für die jpätere Zeit wird die zFriedenspräfenzjtärfe durch ein Bundes— 
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geſetz fejtgeftellt, biß zu deſſen Erlaß die vorftehenden Beftimmungen 
von Jahr zu Jahr in Kraft bleiben", um damit anzudeuten, daß man 
auf das jährliche Bewilligungsrecht eigentlich nicht verzichte. Der 
Herzog von Ujeft und von Bennigſen jchlugen dagegen vor, 
dem Artikel 58 beizufegen: „Nach dem 31. December 1871 müfjen diefe 
Beiträge von den einzelnen Staaten des Bundes zur Bundeskaſſe fort- 
bezahlt werden. Zur Berechnung derfelben wird die im Artikel 60 in- 
terimiftiich feftgeftellte Friedenspräſenzſtärke jo lange feftgehalten, bis fie 
durch ein Bundesgeſetz abgeändert ift. Die VBerausgabung diefer Summe 
für das gefammte Bundesheer und deifen Einrichtungen wird durch das 
Etatgeſetz feftgeftellt." Bismard erflärte fih fir den Stolberg’ichen 
Antrag, deſſen ungeachtet erlangte derjelbe feine Majorität umd wurde 
mit 156 Stimmen gegen 120 abgelehnt, und endlich wurde nad) ver: 
Ichiedenen Berbefjerungsverfuchen die vom Herzog von Ujeft und Bennig- 
jen vorgefchlagene Form mit 202 Stimmen gegen 80 angenommen, 
Den conftitutionelfen Bedenken war damit Genüge gethan und das 
Militärbudget auf eine Reihe von Jahren gefichert. Die folgenden Ar- 
tifel gingen vollends ohne Schwierigkeit durch und der ganze Verfaffungs- 
entwurf wurde mit 230 gegen 53 Stimmen angenommen. 

Der Präfident Simſon verkündete dieſes Ergebniß mit tiefer Be— 
mwegung. Am übernächften Tage, dem 17. April, machte Graf Bismard 
dem Reichstag die feierliche Mittheilung, daß die verbündeten Negie- 
rungen am 16. bejchlofjen hätten, der Verfaſſung des Bundes, wie fie 
aus den Berathungen des Reichstags hervorgegangen jei, beizuftimmen. 
Eine königliche Botſchaft verfündigte den Schluß des Reichstags und der 
König hielt eine Abſchiedsrede, welche hohe Befriedigung ausſprach. Er 
rühmte darin den patriotifhen Ernft und die freie Selbftbeherrfchung der 
Neichstagsglieder, durch welche es möglich geworden fei, die Bundes— 
gewalt mit den Befugnifjen auszuftatten, welche für die Wohlfahrt und 
die Macht des Bundes umentbehrlich, aber auch ausreichend feien, und 
zugleich den Einzelftaaten die freie Bewegung auf allen den Gebieten 
zu laffen, auf welchen die Mannigfaltigkeit und Selbftändigfeit der Ent- 
wicklung zuläffig und erfprieflich fe. Alfe haben dabei Opfer ihrer 
Anfichten und Wünfche gebracht, in der‘ Ueberzeugung, daß fie für 
Deutjchland gebracht feier. So fei num die Zeit gefommen, wo unfer 
deutiches Vaterland durch feine Gefammtfraft feinen Frieden, fein Recht 
und jeine Würde zu vertreten im Stande fei. 
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Noch während man in Berlin über die Verfaffung des norddeut- 
ihen Bundes verhandelte, drohte die Gefahr, denfelben mit den Waffen 
verteidigen zu müſſen. Denn Frankreich verjuchte feine Compenfations- 
plane von einer neuen Seite wieder aufzunehmen, 

Napoleon mußte fortwährend Vorwürfe darüber hören, daß er 
Preußen einen Vorſprung habe gewinnen lajfen, welcher das fogenannte 
Sleihgewicht Europas ftören, d. h. dem Uebergewicht Frankreichs Ein» 
trag thun müffe. Alte Gegner und treue Anhänger*) vereinigten ſich in 
Tadel und Warnungen. Diefe Stimmung fam auch im gefetgebenden 


*) Die mit Napoleon befreundete Königin Sophie von Holland, Gemahlin Wil- 
helms III., ſchrieb am 18. Juli 1866, unter der Adreffe eines M. d’Andre, einen 
Brief, worin fie fein Berhalten aufs Schärffte verurtheilt. Derielbe lautet: „Vons 
vous faites d’etranges illusions! Votre prestige a plus diminus dans cette der- 
niere quinzaine qu'il n' a diminue pendant toute la durée du regne. Vous per- 
mettez de detruire les faibles; vous laissez grandir outre mesure l'insolence et 
la brutalit& de votre plus proche voisin; vous acceptez un cadeau, et vous ne 
savez pas möme adresser une bonne parole & celui qui vous le fait. Je regrette 
que vous me croyiez interesscee à la question et que vous ne voyiez pas le fu- 
neste danger d'une puissante Allemagne et d’une puissante Italie, C'est la 
dynastie qui est menacee, et c'est elle qui en subira les suites. Je le dis, par- 
ceque telle est la verite, que vous reconnaitrez trop tard, Ne croyez pas que 
le malheur qui m’accable dans le desastre de ma patrie me rende injuste ou 
mefiante. La Vénétie cedee, il fallait secourir l’Autriche, marcher sur le Rhin, 
imposer vos conditions! Laisser egorger l’Autriche, c'est plus qu'un crime, c'est 
une faute. Peutötre est-ce ma derniere lettre. Cependant je croirais manquer 
a une ancienne et serieuse amitie si je ne disais une derniere fois toute la 
verite. Je ne pense pas qu'elle soit &coutee, mais je veux pouvoir me repeter 
un jour que j’ai tout fait pour prevenir la ruine de ce qui m'avait inspiré tant 
de foi et tant d’affection.“ Papiers et correspondance de la famille Impe- 
riale. Paris 1871. I p. 12. 


Vorwürfe gegen Napoleon. 201 


Körper zum Ausdrud. Thiers, der alte Anwalt franzöfiicher Ruhmes— 
anjprüche, der jchon vor dem Ausbruch des Krieges ermahnt hatte, Die 
Bedrohung Defterreih8 durch Preußen nicht zu geftatten, interpellirte 
am 14. März die kaiſerliche Negierung wegen ihrer gegenüber von 
Italien und von Deutjchland eingehaltenen Politik. Er ging von der 
Vorausfegung aus, daß Frankreich zur Herrichaft in Europa berufen jei 
und die Aufgabe habe, Jtalien und Deutichland in Schwäche und Ber: 
jplitterung zu erhalten und dem Umfichgreifen des Nationalitätsprincips 
Einhalt zu thun, und fand damit faft allgemeine Zuftimmung. Granier 
de Gafjagnac forderte Wiedererwerbung der jogenannten natürlichen 
Grenzen; Jules Favre meinte, daß die deutjche Einheit verhindert werden 
müſſe und Frankreich den unterdrüdten deutſchen Stämmen und vertrie- 
benen deutjchen Fürften hilfreiche Hand bieten folle; Graf Yatour rieth 
eine Allianz mit Oeſterreich und den ſüddeutſchen Staaten an, um 
Preußen an der Ueberjchreitung des Mains zu verhindern. Alfein Emil 
Dllivier, der nachherige Minifter, ermahnte: Frankreich dürfe ſich in 
feiner Politif nicht durch den Neid auf die wachiende Größe Anderer be: 
ftimmen lajjen; man dürfe fid) auch nicht mit dem Gedanfen tröften, das 
Wert Bismards werde nicht beftehen, im Gegentheil, e8 werde ſich 
weiter entwideln, und in naher oder ferner Zukunft, aber unfehlbar 
werde der Tag fommen, wo der Südbund und Nordbund ſich ein- 
ander nähern und über den Main die Hand reichen werden, troß des 
Prager Friedens. Aber er ftand mit Ddiefer bejjeren Einficht ifolirt 
unter den franzöfiichen Politifern und verläugnete fie einige Jahre jpäter, 
dem Strom der öffentlichen Meinung nachgebend. 

Napoleon fand ſich durch die fich häufenden Vorwürfe, daR er in feiner 
Unterfhägung preußifcher Thatkraft verfäumt habe, die Intereſſen Frank— 
reih8 zu wahren, darauf angewiejen, durch Gebietserwerbungen den An: 
jprüchen feines Volkes einige Befriedigung zu verschaffen. Wir haben 
oben gejehen, wie er im Spätfommer 1866 mit feinen Compenfations- 
forderungen an dem entjchiedenen Willen Bismarcks jcheiterte. Seitdem 
warfen ſich jeine Plane auf Belgien und Yuremburg. Zunächſt verfuchte 
er es mit Letzterem. 

Das Großherzogthum Yuremburg war im Mai 1815 dem Prinzen 
von Dranien, der ji) um die Coalition gegen Napoleon Verdienſte er: 
worben hatte und von England und Rußland befonders begünstigt wurde, 
übergeben und durch Perjonalumion mit dem Königreich der Niederlande 
verbunden morden. Aber Preußen, das aus militäriichen Rückſichten 
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auch den Beſitz Luremburgs gewünjcht hatte, erhielt das Befatungsrecht 
der für die Vertheidigung Deutjchlands gegen Frankreich fo wichtigen 
Feftung im Namen des Bundes, defjen Mitglied Yuremburg wurde. 
Bei der definitiven Iheilung Hollands u. Belgiens durch den Londoner 
Bertrag vom 19. Aprif 1839 wurde der öftliche deutfche Theil Yuremburgs 
dem König von Holland zugemwiefen und dieſes neue Befigverhältniß unter 
die Garantie der fünf Großmächte geftellt und vom Bundestag ratificirt 
Nach Auflöfung des Bundes dur die Erklärung Preußens am 14. 
Juni 1866 verfiel Yuremburg einer internationalen Stellung. Ta e3 
fih nicht für den Anjchluß an Preußen erklärte, wäre e8 eigentlich for- 
mell im Sriegszuftand gegen dafjelbe geweſen, doch kam es nicht zur 
wirflihen ZTheilnahme an dem Krieg und die preußifche Negierung igno— 
rirte das zweifelhafte Verhältniß. Doch unterließ fie andererjeit3, eine 
Aufforderung zum Eintritt in den norddeutichen Bund an die großber: 
zogliche Regierung zu richten, da man mußte, daß die Stimmung der 
Bevölkerung, ſowie des niederländiichen Hofes nicht deutjchfreundfich war. 
Im Oftober richtete die niederländifch-[uremburgiicye Regierung eine De- 
peihe an Preußen, worin der Nachweis verfucht wurde, daß Preußen 
nad Auflöfung de8 Bundes nicht mehr berechtigt fei, eine Beſatzung in 
Yıremburg zu halten. Preußen nahm feine Notiz davon und die preu— 
ßiſche Beſatzung blieb in der Feſte und das Yand im Bollverein; aber 
die ftaatsrechtlihe Stellung des Großherzogthumg war in Trage geftellt. 
Der König von Holland, ohnehin in Beſorgniß, von Preußen zum Ein- 
tritt in den norddeutfchen Bund gezwungen zu werden und von jeiner 
preußenfeindlichen Umgebung gegen daſſelbe aufgeftachelt, wandte jich 
durch feinen Gefandten in Paris an die dortige Regierung und fragte 
an, ob er für den Fall, daß Preußen ihm die Zumuthung eines Bünd— 
niffes mache, einen Nüdhalt an Frankreich finden würde. Napoleon 
ging bereitwillig darauf ein und beauftragte am 28. Februar 1867 
jeinen Gejandten im Haag anzufragen, ob der König nicht geneigt wäre, 
Puremburg gegen eine entiprechende Geldentihädigung an Frankreich ab- 
zutreten. Diejes Anerbieten leuchtete dem König, der Geld brauchte, 
jehr ein, und e3 fam am 22. März eine Webereinkunft zwiſchen Frank— 
reich und dem König von Holland zu Stande, wornach das Yand Yurem- 
burg ſammt der Feſtung gegen eine Geldentichädigung an Frankreich ab- 
getreten werden jollte. Letzteres bedingte fi von Holland aus, die 
nöthige Unterhandlung mit Preußen felbft führen zu dürfen, um in diefer 
Form feine Compenfationsanfprüche zu erneuern. Die wurde einige 
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Monate fpäter verfucht Durch einen Vertragsentwurf, welchen Graf Bismard 
im Juli 1870 in der Times mittheilte.*) Napoleon verfpricht darin, die 
Ermwerbungen, welche Preußen im legten Kriege gemacht habe, jowie die 
für Aufrihtung des norddeutfchen Bundes getroffenen und noch zu 
treffenden Einrichtungen anerkennen zu wollen. Dagegen follte ſich der 
König von Preußen verbindlicd; machen, Frankreich die Erwerbung Yurem- 
burgs zu erleichtern und zu diefem Zwed in Verhandlungen mit dem 
König der Niederlande zu treten, um denfelben zu beftimmen, jeine 
Souveränitätsrechte über Yuremburg gegen eine hinreichende Entjchädi- 
gung abzutreten. Der Kaifer der Franzofen werde dagegen einer fübe- 
ralen Bereinigung des Nordbundes mit den Staaten Süddeutfchlands 
fich nicht widerfegen und auch gegen ein gemeinfames Parlament nichts 
einwenden, nur ſolle die Souveränität befagter Staaten in billiger Weiſe 
dabei gejchont werden. Andererfeit8 joll der König von Preußen dem 
Kaiſer der Franzoſen Beiftand gewähren, wenn er durch die Umstände 
bewogen werden follte, jeine Truppen in Belgien einrüdeu zu lafjen, um 
es zu erobern, und ihm für diefen Fall mit allen feinen Yand- und See— 
Streitfräften gegen jede Macht beiftehen, die ihm den Krieg erklären 
würde. Endlich jollen beide Mächte eine vollftändige Offenſiv- und 
Defenfivallianz mit einander ſchließen- und gegenfeitig die Intregität ihres 
Gebietes garantiren. Dieſe Vorfchläge wurden jedoh von Preußen 
einfach abgelehnt und von beiden Seiten tiefes Stillfchweigen darüber 
beobachtet. | 

Die Verhandlungen zwifchen Frankreich und den Niederlanden waren 
auch in diplomatifhem Geheimnig geführt worden, aber es war dem 
Könige von Holland doch nicht ganz wohl dabei, daß die preußiſche Re— 
gierung erſt durch Frankreich von der Sache erfahren ſollte. Er ließ 
den fgl. preußiichen Gefandten im Haag, Graf Perponder, am. 26. März 
zu fich rufen, um ihm Mittheilung von den gepflogenen Verhandlungen zu 
machen und ihn zu fragen, wie die preufifche Regierung es auffallen 
würde, wenn er ſich der Souveränität über das Großherzogthum Luxem— 
burg entäußern wollte. Darauf ertheilte ihm der Gejandte die um— 
gehende Antwort jeiner Megierung, daß fie niemals ihre Zuſtimmung 
zu einem folchen Handel geben werde. 

Indeſſen hatte ſich an verfchiedenen Plägen Europas das Gerücht 
von der projectirten Abtretung Quremburgs an Frankreich verbreitet, die 








*) ©. Hahn, der Krieg gegen Franfreih 1871. S. 391. 
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öffentlichen Blätter hatten davon Notiz genommen und auch unter den 
Mitgliedern des eben in Berlin verſammelten Reichstags des nord— 
deutfhen Bundes wurde die Sache beiprochen und machte natürlich 
großes Aufjehen. Bismarck wurde vertraulich darüber befragt, und 
zeigte fich bereit, auch öffentlich Rede zu ftehen. Am 1. April brachte 
Bennigjen mit 70 Genofjen folgende Interpellation im Reichstag ein: 
„1) Hat die königlich preußifche Regierung offizielle oder anderweitige 
Kenntniß davon erhalten, ob die in täglich verftärktem Maße auftreten: 
den Gerüchte über Verhandlungen zwifchen den Regierungen von Frank— 
reih und den Niederlanden wegen Abtretung des Großherzogthums 
Luxemburg begründet find? 2) Iſt die Königlich preußifche Regierung 
in der Yage, dem Reichstage, in welchem alle Parteien einig zuſammen— 
jtehen werden, in der Fräftigften Unterjtügung der Abwehr eines jeden 
Verſuchs, ein altes deutfches Yand von dem Gejammtvaterlande loszu— 
reißen, Mittheilungen darüber zu machen, daß fie im Verein mit ihren 
deutjchen Bundesgenofjen entſchloſſen ift, die Verbindung des Grofherzog- 
thums Yuremburg mit dem übrigen Deutjchland, insbejondere das preu— 
ßiſche Befagungsrecht in der Feſtung Yuremburg auf jede Gefahr hin 
dauernd ficher zu ſtellen?“ Er begleitete die Anfrage mit einer längeren 
Rede, in welcher er auseinanderjegte, wie wichtig es gerade im jegigen 
Augenblick fei, zu zeigen, daß Deutſchland ſtark ſei und auch den Krieg 
nicht fcheue, wenn es fich darum Handle, der franzöſiſchen Begehrlichkeit 
entgegenzutreten. Das Wort des Königs: Fein Dorf folle von deut: 
ſchem Boden mit feiner Zuftimmung abgerijjen werden, ftehe in danf- 
barer Erinnerung. Er möge jett das deutjche Volk aufrufen, er werde 
eine einige, entjchlofjene Nation finden, wo es gelte, fich gegen das Aus» 
fand zu vertheidigen. Bismard beantwortete den erjten Theil der An— 
frage durch Darlegung des bisherigen Sachverhalt. „Die Staatsre— 
gierung”, fagte er, „hat feinen Anlaß anzunehmen, daß ein Abſchluß 
über das künftige Schidjal des Großherzogthums bereit3 erfolgt ift, fie 
fann das Gegentheil matürlich nicht mit Beftimmtheit verfichern, kann 
auch nicht mit Beftimmtheit wiffen, ob, wenn er noch nicht erfolgt wäre, 
er vielleicht unmittelbar bevorfteht. Die einzigen Vorgänge, durch melche 
die Staatsregierung veranlaßt gewejen ift, geichäftlich Kenntniß von diejer 
Frage zu nehmen, find folgende: Vor wenig Tagen hat Se. Majeftät 
der König der Niederlande den im Haag accreditirten preußifchen Ge— 
fandten mündlich) in die Page gejett, fich darüber zu äußern, wie die 
preußische Negierung es auffaffen würde, wenn Se. Majejtät der König 
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der Niederlande fich der Souveränität über das Großherzogthum Yırem- 
burg entäußerte. Graf Perponcder, der preußifche Gejandte, war ange- 
wiejen worden, darauf zu antworten, daß die Staatsregierung und ihre 
Bundesgenoffen augenblidlich überhaupt feinen Beruf hätten, ſich gegen- 
über diefer Frage zu äußern, daß fie Sr. Majeftät die Verantwortlich 
feit für die eigenen Handlungen jelbft überlafjen, und daß die Staats- 
regierung, bevor fie fich über die Frage äußern würde, wenn fie genö- 
thigt werde, e8 zu thun, jedenfalls vorher ſich verfichern würde, wie die 
Frage von ihren deutjchen Bundesgenofjen, wie von den Mlitunterzeich- 
nern der Verträge von 1839, wie von der öffentlichen Meinung in 
Deutjchland, welche gerade im gegenwärtigen Augenblid in Geſtalt 
diefer hohen Verſammlung ein angemefjene® Organ befitt, aufgefaßt 
werden würde. Die zweite Veranlafjung mar diejenige, daß die kgl. 
niederländifche Negierung durch den hiefigen Gefandten uns ihre guten 
Dienfte behufs der von ihr vorausgejetten Verhandlungen Preußens mit 
Frankreich über das Großherzogthum Yuremburg anbot. Wir haben 
darauf zu antworten bejchlofien, daß wir nicht in der Yage feien, von 
diefen guten Dienften Gebrauch zu machen, weil Verhandlungen dieſer 
Art nicht beftänden.” In Betreff des zweiten Theil der Anfrage be- 
merfte Bismard, man werde nicht von ihm verlangen, die Abfichten und 
Entſchlüſſe der fgl. Regierung in die Deffentlichfeit zu geben. Uebrigens 
fügte er hinzu: „Die verbündeten Regierungen glauben, daß feine fremde 
Macht zweifellofe Rechte deutjcher Staaten und deutjcher Bevölkerung 
beeinträchtigen werde, fie hoffen, im Stande zu fein, ſolche Rechte zu 
wahren und zu jchügen auf dem Wege friedlicher Verhandlungen und 
ohne Gefährdung der freundichaftlichen Beziehungen, in denen fich 
Deutichland bisher zur Genugthuung der verbündeten Regierungen mit 
feinen Nachbarn befindet. Sie werden fich diefer Hoffnung um jo ficherer 
bingeben können, je mehr das eintrifft, was Interpellant vorher zu 
meiner Freude amdeutete, daß wir durch unfere Berathungen das uner- 
jchütterlihe Vertrauen auf den unzerreißbaren Zuſammenhang des deut- 
ſchen Volkes mit und unter feinen Negierungen bethätigen werden,“ 
Diefe Antwort Bismarcks entſprach der Erwartung des Publicums 
nicht ganz. Mean hatte gehofft, der Mlinifter werde die begeijterte Er- 
Härung Bennigjens, welche den vollen Beijtand der deutihen Nation zur 
Abwehr eines Attentat3 auf die Integrität Deutjchlands anbot, eben jo 
freudig annehmen und das niederländiiche Anfinnen als ein unmögliches 
zurückweiſen. Staat dejjen führte er die Sprache diplomatifcher Vorſicht; 
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doch war die offene Darlegung des Sachverhalts beruhigend, und die 
Zurückhaltung über die weiteren Schritte mußte Jedem, der den diplo— 
matiſchen Geſchäftsgang kennt, natürlich erſcheinen. Aber dem Mißtrauen 
der Preußenfeinde genügte die Zurückhaltung des Miniſters, um daraus 
den Verdacht zu ſchöpfen, daß eben doch Abmachungen beſtünden, welche 
Graf Bismarck hinderten, Frankreich geradezu abzuweiſen. Man meinte, 
Bismarck werde dem Kaiſer Napoleon gewiſſe Zuſagen gemacht haben, 
er habe ihm vielleicht insgeheim Luxemburg verſprochen, und wenn ein— 
mal dieſes in den Händen der Franzoſen wäre, würden auch Stücke von 
Belgien und das Saarbeden nachfolgen. 

Die luremburgijche Regierung ließ in einer Ertrabeilage des Luxem— 
burgiſchen Couriers die Gerüchte über Abtretung des Großherzogthums 
dementiren. Auch die franzöfiichen Zeitungen begannen zu widerſprechen. 
Den Kaijer Napoleon war es fehr ärgerli, daß die geheim gehaltenen 
Verhandlungen vorzeitig in die Deffentlichkeit gedrungen waren, er hatte 
gehofft, die Welt mit einer vollendeten Thatſache überrajchen zu können. 
Es mwäte ihm fo willfommen gewejen, feine Tadler mit der Hinweijung 
auf eine ohne Schwertjtreich gewonnene Gebietsermeiterung zum Schweigen 
bringen zu können. Uber den nach dem linfen Rheinufer Tüfternen 
Parifern wollte e8 nicht recht eimleuchten, daß fie ſich mit dem er- 
kauften Luxemburg begnügen jollten. Sie verglichen ihren Kaifer mit 
einem ungejchicten Jäger, der den ganzen Tag fehlgeſchoſſen habe und 
auf dem Weg nad Hauje bei dem Wildprethändfer einen Haſen Taufe, 
um ihn als vorgebliche Jagdbeute vorzeigen zu können. In den officiöjen 
Blättern Franfreihs und Englands tauchte der Vorfchlag auf, Frankreich 
folle auf den Erwerb Yuremburgs verzichten, aber die Räumung der 
Feſtung von Preußen verlangen. Daß diefe billige Forderung nicht ver: 
weigert werden dürfe, galt als jelbjtverftändlich, und unter diefer Vor— 
ausjegung ſprachen ſich die franzöjiichen Blätter ganz friedfertig aus. 
Aber gleichzeitig wurde mit Kriegsrüftungen Lärm gemadt. Kanonen: 
boote, die den Uebergang über den Rhein deden follten, wurden von 
Zoulon nad Straßburg gebradht, Maſſen von Kriegsmaterial in Belfort 
angehäuft, die Feſtungen an der Oftgrenze in Bertheidigungsitand ge- 
jet und erweitert, und in Ehalons ein großes Yager für 100,000 Dann 
eingerichtet. 

In Preußen blieb man ruhig, und fette die Berathungen über die 
Verfaſſung des norddeutſchen Bundes fort; die Kriegsgefahr trug natürlich 
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zu ihrer Bejchleunigung und zu der Veberwindung der Meinungsver- 
ſchiedenheit, die fid) über das Kriegsbudget ergab, nicht wenig bei. 

In Süddeutjchland war die Aufregung über die luxemburgiſche 
Frage jehr groß; die Einen benügten fie, um die preußifche Regierung 
zu verdächtigen, die Anderen jahen darin eine willfommene Gelegenheit, 
um ihre deutſche Gefinnung und Bundestreue durch thätige Hilfe zu 
bewähren. In Baden wurden Verſammlungen gehalten und Adreſſen 
bejchloffen, um die Bereitwilligfeit zur VBertheidigung deutjchen Bodens 
fund zu geben. In Baiern richteten am 12. April 119 Mitglieder der 
zweiten Kammer durch den Kammerpräfideuten Profeffor Pözl eine Er— 
Klärung an den Minifterpräfidenten Fürften Hohenlohe, um von Seiten 
der bairiſchen Volfsvertretung keinen Zweifel darüber zu laffen, daß fie 
die Ehre und Integrität Deutjchlands eifrig gewahrt wiſſen wolle. Das 
Minifterium fchicte den Grafen Taufflirhen nah Wien, um dort zu 
fondiren, welche Haltung Oeſterreich bei einem preußifch: franzöfijchen 
Kriege einnehmen würde. Fürſt Hohenlohe bemühte ſich, eine Allianz 
zwifchen Preußen und Defterreich einzuleiten, und Bismard gab wirklich) 
dem Grafen Taufffirchen Aufträge, welche Oefterreih eine Garantie feiner 
deutichen Beſitzungen anboten, und eine völferrechtliche Allianz mit dem 
norddeutjchen und eventuellen fiiddeutfchen Bund in Ausficht jtellten, dic 
den Uebergang zu bleibenden engeren Bertragsverhältniffen bilden könnte. 
Deuft lehnte jedoch diefe Vorſchläge ab, erbot ſich aber zu ver- 
mittelnder Thätigfeit in der Yuremburger Trage und richtete zunächit 
nad) Yondon den Vorſchlag, Yuremburg ſolle im Beſitz des Königs der 
Niederlande bleiben, aber als neutrales Gebiet erflärt werden, oder es 
folle an Belgien abgetreten werden, und diejes als Erjaß einen Theil 
jeines Gebiet3 an Frankreich abtreten. In beiden Fällen aber follte 
Preußen auf das Beſatzungsrecht verzichten. Frankreich erbot fich, Die 
Ermerbung Yuremburgs aufzugeben, wenn Preußen feine Befagung zurück— 
ziehe, und wollte einer etwaigen Neutralitätserflärung Yuremburgs gerne 
zuftimmen. Preußen zeigte ſich geneigt, dem zweiten Vorſchlage Beuſt's 
den Vorzug zu geben. Aber König Yeopold II. von Belgien wollte 
nichts davon wiſſen und erflärte, er könne feinen feiner Landsleute aus— 
tauchen. 

England ließ Preußen völlig im Stih. Der Minifter des Aus: 
wärtigen, Yord Stanley, hatte fich gleich) Anfangs dahin ausgeſprochen, 
er halte ein Abkommen zwiſchen Frankreich und Holland in Betreff 
Luxemburgs für ganz correct, Preußen habe feit Auflöfung des deutjchen 
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Bundes fein Necht mehr auf Beſetzung Yuremburgs. Er ermahnte durch 
eine Depeche vom 17. April das preußiſche Cabinet zu Conceſſionen, 
indem er darauf aufmerkfjam machte, daß Preußen im Fall eines Krieges 
eine lange Seefüfte zu vertheidigen haben würde, und micht die Mittel 
befige, um einem Drud der franzöfiichen Flotte an den eigenen Küſten 
Widerftand zu leiften. Die Verwüftungen, welche die Uebermacht Franf- 
veihs zur See auf dem Gebiete des deutjchen Handels, nicht allein in 
Europa, fondern auch auf anderen Gebieten feiner Thätigfeit anzurichten 
vermöchte, Könnten eine jehr erufte finanzielle Krifis in Deutjchland her- 
vorbringen. Es fei daher fehr wünſchenswerth, dar Deutichland dieſe 
Punkte in Berüdjihtigung ziehe. Rußland machte den Vorſchlag, die 
Biürgen des Jahres 1839 zu einer Conferenz nach Yondon zu berufen, 
auf Grundlage einer garantirten Neutralität Luxremburgs und der Räu— 
mung der Feftung durch Preußen. Darauf ging Yetteres ein, erklärte 
jedoh, daß es jein gutes echt auf Yuremburg nur gegen eine euro- 
päiſche Bürgjchaft der Neutralität Yuremburgs aufgeben könne. Es wolle 
biemit einen offenfundigen Beweis feiner Friedensliebe geben, erwarte 
aber, daß Europa Fünftig auf irgend eine Weife den Schuß des Grenz: 
landes leifte, den Preußen bisher im Auftrag Europa’s gewährt habe. 
Auf den 7. Mai wurde, nachdem England die Aufforderung an den 
König von Holland gerichtet hatte, von diefem die Conferenz nach Yondon 
eingeladen, und es erfchienen dazu die Minifter und Gejandten von Eng- 
land, Preußen, Frankreich, Defterreih, Italien, Holland, Belgien und 
Yuremburg. Nah fünf Tagen hatten fich die Theilnehmer über alle 
Punfte geeinigt, und am 11. Mat wurde ein Vertrag unterzeichnet, nach 
welchem dag Großherzogthum in dem Befit des Haufes Oranien bleiben, 
für immer einen neutralen Staat bilden und feine Neutralität unter die 
Garantie der Unterzeichner diejes Vertrags geftellt werden ſollte. Die 
Feſtung follte von den preußijchen Truppen geräumt, vom König von 
Holland gefchleift und nie wieder hergeftellt werden. Die Frage, ob 
Luremburg, ungeachtet der Neutralität, wie bisher im deutjchen Zollverein 
zu verbleiben habe, wurde zum Berdruß Frankreichs bejaht, da die 
Intereſſen des Yandes Yuremburg die Feſthaltung des Zollvereins jehr 
mwünjchenswerth machten. 

Dieſes Ergebniß der Conferenz befriedigte eigentlich feinen Theil. 
Frankreich nicht, denn die in Ausficht genommene Compenfation war ihm 
entgangen, es hatte in dieſer Beziehung eine neue Niederlage erlitten. 
Die Räumung Luxemburgs von preußiſcher Garnifon war zwar eine 
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Heine Genugthuung, aber fein reeller Gewinn. Der König von Holland, 
der ein gutes Geſchäft zu machen gedachte, befam Nichts, und follte noch 
auf eigene Koften die Feſtung abtragen laffen. Yuremburg verlor die 
preußiſche Garnifon und war in Gefahr aus dem für das Land vor- 
theilhaften Zollverein ausgejchloffen zu werden. Am wenigſten befriedigt 
war man in Deutjchland., Das Präfidium des norddeutjchen Bundes, 
der eben durch die Annahme des Verfafjungsentwurfs gegründet war, 
dem die ſüddeutſchen Staaten ihre Bereitwilligfeit erklärt hatten, die ver: 
tragsmäßige Bundestreue zu leiften, ergriff die Gelegenheit nicht, die 
für bejtimmte Fälle gefchloffene Allianz zu einer dauernden zu machen, 
gab ein Stück deutfchen Yandes preis, und nahm von Frankreich und 
den europäifchen Großmächten eine demüthigende Zumuthung hin. War 
Preußen zu diefer Conceffion wirklich genöthigt, weil e8 feiner Annerionen 
dur die in Hannover zu Tage tretende Renitenz ſich nicht ficher 
fühlte? weil e8 an der Verwendbarfeit der militärischen Kräfte in den 
annectirten Provinzen zweifelte, nnd bei den ganz unfertigen militärijchen 
Zuftänden der ſüddeutſchen Alliirten auf deren Beiftand feinen großen 
Werth legte? oder weil es fich von den europäiſchen Mächten, von Eng- 
land und Rußland im Stich gelaffen jah? Mann hätte glauben follen, 
der noch friihe Eindrud der Erfolge von 1866, die Erwägung, daß 
Frankreich, feiner eiligen Rüſtungen umerachtet, doch eigentlich völlig un- 
vorbereitet war, hätte das Wagniß eines Krieges nicht jo groß erjcheinen 
Lafien jollen. Die franzöfifchen Truppen hatten in Mexico große Berlufte 
erlitten, und der Weit war nicht zurücgefehrt, die Chaffepotgewehre 
waren noch lange nicht fertig, die Mannfchaften, welche die fertigen er» 
halten hatten, in deren Gebraud noch nicht eingeübt; auch fonft im 
Armeematerial waren überall noch große Lücken auszufüllen. Warum, 
mußte man in Preußen fragen, nicht lieber jett einen Kampf aufnehmen, 
der doch über kurz oder lang nicht zu vermeiden war? Militärifche 
Autoritäten wie Moltfe follen zum Krieg gerathen haben. Wenn nun 
Bismarck doh im Wefentlichen nachgab, auf das Recht der preußifchen 
Beſatzung verzichtete, und ftatt der Fethaltung der Anfprüche auf Zuge 
hörigkeit Luremburgs zu Deutfchland mit einer Neutralitätserffärung fich 
begnügte, die beim nächſten Zufammenftoß mit Frankreich hinfällig 
werben fonnte, was war der Grund davon? Wir glauben nicht, daß 
die oben angeführten Momente entfcheidend waren. Bielmehr jcheint 
uns, daß Bismarck, den man für allzu geneigt hielt, feine Plane mit 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. IL. 14 
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Waffengewalt durchzufeten, einen eclatanten Beweis feiner Tyriedfertigfeit 
geben wollte, ein Beiſpiel ſtaatsmänniſcher Sanftmuth, die Lieber Unrecht 
leidet, als einen verderblichen Krieg zwijchen zwei Eulturvöffern herauf: 
beihwört. War es ihm nicht vielleicht gerade daran gelegen, den Credit 
feiner Friedensliebe zu befeftigen, um für andere Fälle den Verdacht 
von ſich abzulehnen, daß er den Krieg gemacht habe? Daß derjelbe 
unvermeidlich fei, daß er bald kommen werde, ſah Bismard mit 
Gewißheit voraus, aber er wollte zeigen, daß er nicht daran ſchuld 
ji. Es war von Wichtigkeit, durch eine Thatfache zu beweijen, daß die 
Politit des norddeutichen Bundes grundfäßlich eine friedliche fei. 

Napoleon nahm das Zugeftändniß, welches Preußen gemacht hatte, 
als Anerkennung des franzöfifchen Uebergewichts, als Anfang weiterer 
Erfolge an, er ſah darin eine Bürgſchaft, daß es ihm gelingen werde, 
die Verjchmelzung des deutjchen Nordens mit dem Süden zu verhindern. 
Daß England die Bürgſchaft für die Neutralität Luxemburgs nicht fehr 
ernftlich nahm, erjah man bald nachher aus einer Aeußerung Lord Stan- 
leys im Unterhaufe. Als am 14. Juni Labouchere den Minifter dar: 
über interpellirte, warum er trog des Princips der Nichtintervention Ver— 
pflichtungen zur Einmifchung Englands in fremde Angelegenheiten über- 
nommen habe, erwiderte er: eine Collectivgarantie faſſe er jo auf, daß 
für den Fall einer Verlegung der Neutralität ſämmtliche Garanten zur 
gemeinschaftlichen Action verpflichtet wären, aber keineswegs eine allein ein- 
zufchreiten brauchte. Eine derartige Garantie habe mehr den Charakter einer 
moraliihen Sanction des Vereinbarten, als den einer eventuellen Ber: 
bindlichkeit zur bewaffneten Einmifhung. Aus ihr entipringe für jeden 
Einzelnen das Necht, aber nicht die Berpflichtung zum Kriegführen. 
Schlieflid habe ja das Parlament, welches die erforderlichen Geldmittel 
bewilligen oder verweigern könne, e8 ganz in der Hand, über Krieg und 
Frieden in letter Inſtanz zu entjcheiden. Im Oberhaus beftätigte der 
Premierminifter Graf Derby, als er am 20. Juni von Lord Ruſſel 
interpellirt wurde, ganz die Anficht Lord Stanley's, feine® Sohnes, 
und erklärte unummwunden, daß wenn Frankreich mit Verlegung des 
Vertrags Befig von Luxemburg ergreifen jollte, England, wenn es von 
Preußen zum Beiftand aufgefordert würde, nicht verpflichtet wäre, dieſen 
zu gewähren. 

Unter diejen Umftänden mußten für den europätfchen Frieden 
beifere Grundlagen gejchaffen werden, als fie der Londoner Vertrag 
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vom 11. Mai 1867 gewähren konnte. Der Friede war bedingt durch 
die mwachjende, achtunggebietende Macht des norddeutichen Bundes, und 
deſſen Anfehen. Und in diefer Beziehung Fam wieder fehr viel darauf 
‘an, ob die füddeutichen Staaten zu Preußen oder zu” Frankreich hin- 
neigten. 
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Fünf und zwanzigftes Kapitel. 


Die Wiederherftellung des Zollvereins und die 
Kaijerzufammenkunft in Salzburg. 


Sobald die Verfaffung des norddeutſchen Bundes fertig und der 
endgiltige Abſchluß derfelben in naher Ausfiht war, machte Bismarck 
Anftalt, die Beziehungen zu dem fübdeutfchen Staaten durch definitive 
Wiederherftellung des Zollvereing fefter zu Fnüpfen. Die Ausfichten da— 
für waren um fo günftiger, als in dem größten der Südſtaaten, 
Baiern, ein Preußen offenbar freundlich gefinnter Staatsmann an das 
Ruder gefommen war und in Baden ohnehin die Neigung zu möglichft 
engem Anjchluß an den norddeutichen Bund beftand. Sogar in Heilen 
und Wirtemberg hatten Annäherungen ftattgefunden. 

Ehe wir die Zollvereinsverhandlungen und vergegenwärtigen, müſſen 
wir die günftigen Strömungen in den füddeutichen Staaten näher ins Auge 
faffen. Gegen Ende des Jahres 1866 ſah fi der Minifter von der 
Pfordten, deſſen Stellung durch feine verfehlte Politif fehr erjchüttert 
war, genöthigt, um feine Entlafjung zu bitten, die er auch am 29. Dec. 
erhielt, und an feiner Stelfe wurde der Fürft von Hohenlohe-Schillings- 
fürft, der am 31. Auguft in der Kammer der Neichgräthe den Anſchluß 
an Preußen für die einzig richtige Politik Baiernd erklärt hatte, zum 
Minifter des Auswärtigen ernannt. Schon im November hatte er vom 
König den Auftrag erhalten, feine Anficht über die deutjche Frage und 
Baierns Stellung zu derfelben darzulegen. Er reichte in Folge diejer 
Aufforderung eine Denkfchrift ein, in welcher er unter ausdrüdlicher 
Verwahrung gegen einen bedingungsfojen Eintritt in den norddeutjchen 
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Bund ein fogenanntes Berfaffungsbündnig vorſchlug. Bald überzeugte 
er ſich aber durch eine Beiprehung mit anderen bairiichen Staats» 
männern, die er feinem Plane nicht abgeneigt geglaubt hatte, daß ein 
jolhes Bündniß noch nicht durchführbar fei und nahm in fein dem 
König eingereichtes Programm nur die Allianz Baierns und der 
fübweftdeutjchen Staaten mit Preußen und die Stellung der Contin- 
gente unter Führung des Königs von Preußen für den Kriegsfall auf. 
Zugleich follte aber das Heer gründlich reorganifirt und auch in der 
inneren Politik durchgreifende Reformen vorgenommen werden. Auf 
diefes Programm Hin erfolgte feine Ernennung zum Minifter. Der erfte 
Schritt zur Ausführung deifelben war die Einladung der ſüddeutſchen 
Kriegsminifter zu einer Conferenz, um die gemeinfam vorzunehmenden 
Neformen des Kriegsweiens zu berathen. In Folge davon kamen die 
Kriegsminifter Baierns, Wirtembergs, Badens und Heſſens am 3. Febr. 
in Stuttgart zufammen. Es wurde dort Erhöhung der Militärkräfte, 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht nach preußifhem Mufter, Auf- 
bebung der Stellvertretung, Eintheilung in active8 Heer, Reſerve und 
Landwehr verabredet. 

In Hoffnung auf die Unterftügung des neuen Minifter8 brachte 
die bairifche FortfchrittSpartei in dem am 8. Januar 1867 wieder zu— 
fammengetretenen Landtag einen Antrag auf Anſchluß Baiernd an den 
norddeutichen Bund ein. Es fei, machte die Motivirung geltend, win: 
ichenswerth, daß der Beitritt erfolge, noch ehe die Verfaffung des 
Bundes endgiltig feftgeftellt fei, damit Regierungen und Volk des Südens 
auf diefe Feititellung noch Einfluß ausüben können. Auch ſei e8 Pflicht 
der Bolfsvertretungen im Süden, den Vorwand gegen Erweiterung des 
Bundes, daß in Süddeutſchland felbft ja Feine Neigung zum Beitritt 
beftehe, durch unzweideutige Erflärungen zn befeitigen. Die bairijche 
Kammer der Abgeordneten habe fi am 30. Auguft 1866 für engen 
Anschluß an Preußen erklärt und fie ſei auch jet noch diejer Anficht. 
Der Anſchluß ſei auch wegen der Reorganifirung des Zollvereind nöthig, 
und zwar in fürzefter Zeit. Der Antrag lautet: „Hohe Kammer wolle 
in Betreff des in der Sikung vom 30. Auguft v. J. im Princip bereits 
al3 nothmwendig erkannten engen Anjchluffes an Preußen, dann in Betreff 
der Reorganifation des Bollvereins die Erlaffung einer Adrefje an Ce, 
Majeftät den König befchliegen und zur Entwerfung der Adrefje einen 
befondern Ausihuß von 15 Mitgliedern beſtellen.“ Hierauf gab der 
Fürſt Hohenlohe am 19. Januar im Namen des Geſammtminiſteriums 
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eine ausführliche Erklärung ab, welche die Forderung des Antrags aufs 
Beſtimmteſte zurückwies, aber über das eigentliche Ziel der bairijchen 
Politit fi mur unklar ausfprad. Die nationale Einigung mit dem 
Norden ſei vorerjt umerreichbar, weil Preußen ſich durch den Prager 
Frieden verbindlic) gemacht habe, ji auf Bildung eines engeren Bundes 
nördlich de8 Mains bejchränfen zu wollen und daher genöthigt fei, jeden 
Berjuch der ſüddeutſchen Staaten, der auf Eintritt in dem norddeutichen 
Bund gerichtet wäre, zurückzuweiſen. Uebrigens müſſe er offen gejtehen, 
daß die Entwidlung der norddeutichen Bundesverhältniffe eine jo ent- 
ſchiedene Hinneigung zum Einheitsftaate bekunde, daß er es mit der 
Würde des Landes und den Pflichten der Staatsregierung nicht für ver- 
einbar halte, den Eintritt in den norddeutſchen Bund anzuftreben. *) 
Dagegen erklärte jih Fürft Hohenlohe fehr entjchieden gegen Errichtung 
eines ſüdweſtdeutſchen Bundes, der weder unter dem Protectorat Frank— 
reich, noch unter Führung Oeſterreichs möglich ſei. Die bairifche Re— 
gierung werde wenigftens nie die Hand dazu bieten, weil eine Ueberein- 
ftimmung der verjchiedenen Negierungen und Bevölferungen nicht zu er: 
reichen fein würde und ein folher Bund nım die Kluft zwifchen dem 
Süden und Norden Deutjchlands erweitern müßte. Dagegen wünſche 
und erftrebe er ein Bündniß mit Preußen, welches Baiern gegen be- 
ftimmte Garantie der Souveränität des Königs für den Yall eines 
Krieges gegen das Ausland der Führung Preußens unterftelle. Dieje 
Bundesgenofjenichaft würde aber bedeutend an Werth gewinnen, wenn 
es gelänge, die Wehrkraft Baierns zu erhöhen und auch die übrigen 
füddeutichen Staaten zur Erridtung einer gleichmäßigen und kräftigen 
Heeresorganifation zu beftimmen. Das Biel, da8 er vor Augen habe, 
fei die Anbahnung eines VBerfaffungsbündnifjes mit den übrigen Staaten 
Deutichlands, fo bald und fo weit die unter Wahrung der bairifchen 
Souveränitätsrechte möglich fei. Diefe beftimmte Ablehnung eines eigent- 
lichen Eintritt3 Baierns in den Bundesftaat beruhte wohl weniger auf 
der eigenen politifchen Ueberzeugung Hohenlohe's, al3 auf der Erwägung, 
was bei dem König, der Ariftofratie und der Volksſtimmung in Baiern 
möglid) ſei. Im weiteren Verlauf der Debatte fam ein Vermittlungs- 
antrag des Abgeordneten Umbjcheiden zum Vorfchein, welcher einen An» 


*) Der Bundesverfaffungsentwurf war den Bevollmächtigten der verbünbdeten 
Regierungen zwar vorgelegt, aber noch nicht veröffentlicht. Fürſt Hohenlohe hatte 
wohl weniger diefen Entwurf als die Beftrebungen der ftrengeren Einheitspartei im 
Auge, 
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ichluß der füddentfchen Staaten an Preußen im Sinne der Triasidee 
vorſchlug, was eine neue Erklärung Hohenlohe's zur Folge hatte, welche 
dahin ging, die Regierung werde ſich bemühen, eine vertragsmäßige Ver— 
einbarung Deutjchlands zu ermöglichen auf Grundlagen, die mit der 
Integrität des Staates und der Krone vereinbar jeien. Fürſt Hoben- 
lohe wußte bei der Kammer fo viel Vertrauen zu erweden, daß die 
Unterzeichner des obigen Antrags ihre Motion zurüdzogen. Diejes Er- 
gebniß bereitete der nationalen Partei. in Süddeutjchland, die auf Baierns 
Vorgang und die gute Gefinnung des neuen Minifter8 gehofft Hatte, 
eine ſchmerzliche Enttäuſchung. Aber die Gegner der deutſchen Einheit, 
die ihre Hoffnungen auf Errichtung eines Südbundes geſetzt hatten, 
waren nicht minder enttäufcht. Namentlich in Frankreich fürchtete man 
ſchon für die Mainlinie. ine Parifer Zeitung, der Temps, jchrieb: 
„Wo ift die Conföderation der Südftaaten, diefe Erfindung der franzö- 
fifhen Diplomatie? wo die Stipulation des Prager Friedens? Berfloffen 
mie der Schnee der letzten Woche. Nikolsburg hat Billafranca um 
nicht3 zu beneiden. Die Mainlinie ift nichts als eine Fiction. Die 
Einführung des preußifchen Militärſyſtems füdlih vom Main ift der 
nächfte Zwed des Berliner Cabinets. Aber möge man fid) in Frankreich 
feiner Täufchung darüber Hingeben. Die Verpreußung der bairijchen, 
wirtembergiſchen, badifchen, heſſiſchen Waffen ift nur der erfte, aber 
entjcheidende Schritt auf dem Wege zur Berpreußung ganz Süd— 
deutſchlands.“ 

Allerdings war die Einrichtung des ſüddeutſchen Militärweſens auf 
preußiſchen Fuß das nächſte Ziel der bairiſchen und badiſchen Politik. 
Doch wurden auf der Februarconferenz nur Verabredungen, nicht einmal 
bindende Beſchlüſſe gefaßt, da Wirtemberg nicht ſo recht darauf eingehen 
wollte. Eine neue Ueberraſchung für die Feinde Preußens in Frankreich und 
in Süddeutſchland war im März 1867 die Veröffentlichung der Schutz- und 
Trußbündnifje mit den füddeutfchen Staaten. Bald darauf, am 11. 
April, wurde dieſes Bündniß auch auf Heſſen ausgedehnt, das nicht zu— 
gleich mit dem Friedensihluß am 3. Sept. auch jenen geheimen Vertrag 
mit Preußen abgefchlojfen hatte. 

In Wirtemberg geſchah wenigstens dadurch ein Schritt zur An- 
näherung an den norddeutſchen Bund, dap am 27. April zwei bisherige 
Minifter, der als befonders preußenfeindlich befannte Yuftizminifter von 
Neurath, und der General von Hardegg, ein Gegner des preußiſchen 
Wehrſyſtems, ausſchieden. Für erfteren trat Staatsrath von Mittnacht 
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ein, der fich den neuen DVerhältniffen mit mehr Leichtigkeit accommodirte, 
Zum Kriegsminifter wurde Oberft von Wagner, der frühere Militär: 
bevolfmächtigte Wirtemberg8 am Bundestag ernannt, welcher al3bald die 
Umgeftaltung des Heerweſens nad) preußiſchem Muſter mit Entjchieden- 
heit ins Werk fette und ohne Verzug auch das Zündnadelgewehr ein- 
führte. Daffelbe gejchah auch in Baden, wo ein preußifcher General, 
jener Beyer, welcher im Sommer 1866 an der Spite ber preußiichen 
Truppen in Kafjel eingezogen war und den Kurfürſten bejeitigt hatte, 
den Kriegsminifter berathend zur Seite ftand und die Uebungen der 
Truppen leitete. Auch nach Baiern und Wirtemberg murden preußijche 
Militärbevollmächtigte gefickt, nad) München General von Hartmann 
und nach Stuttgart General von Obernitz. 

Kehren wir nun zum Zollverein zurüc, zu deſſen Widerherftellung 
Bismard die Minifter der jüddeutichen Staaten zu einer Conferenz nach 
Berlin einfud. Am 3. Juni 1867 fanden fich Fürſt von Hohenlohe, die 
Freiherren von VBarnbüler, von Freydorf und von Dalmigf dort ein, 
die beiden erjten, nachdem fie vorher in Nördlingen eine Beſprechung ge- 
habt Hatten. 

Der letzte Zollvereingvertrag vom 24. Auguft 1865 war durch den 
Kriegszuftand, in welchen die ſüddeutſchen Staaten gegen Preußen ge- 
rathen waren, thatſächlich aufgelöst, und e8 war ein beſonderes Ent- 
gegenfommen von Seiten Preußens, daß es in den Fyriedensverträgen 
vom Auguft die Yortdauer des Zollvereins unter der Bedingung ſechs— 
monatlicher Kündigung proviforifh gewährte. Aber es war ein Zuge 
ftändniß auf Wohlverhalten, das bei der nächſten politifchen Verwicklung 
zurüdgenommen werden fonnte, und dieje Unficherheit mußte auf Handel 
und Induſtrie der ſüddeutſchen Staaten einen lähmenden Einfluß aus: 
üben. Da dur Gründung des norddeutfchen Bundes die BZollgejeß- 
gebung vor das Forum des Bundesraths und des Reichstags vermwiejen 
war, fo konnte die Widerherftellung des Zollvertrags nicht einfach zwiſchen 
Preußen und den fübdeutfchen Regierungen abgemacht werden, jondern 
fetttere mußten mit den Bundesgewalten in ein gewiſſes Verhältniß 
treten. Entweder mußten fie ſich verpflichten, den Beichlüffen des Bundes- 
rath8 und Reichstags ſich ohne Weiteres zu unterwerfen und auf einen 
Antheil an der Leitung ganz verzichten, oder an jenen beiden Organen 
activ Antheil nehmen. Bismard hatte das Letztere im Auge; er legte 
ihnen den Entwurf einer Uebereinfunft vor, wornach fie den Bundesrath 
und Reichstag mit Abgeordneten beſchicken follten, um über die ganze 
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Zollgefetgebung, über die Beſteuerung des einheimifchen Zuckers, Salzes 
und Tabaks, und über die Mafregeln, welche zur Sicherung der Zoll- 
grenzen erforderlich feien, mit zu berathen und zu bejchließen. Preußen 
follte die Stellung der leitenden Präfidialmadt einnehmen, und nur für 
den Fall, daß es fih um Erhaltung einer beftehenden Einrichtung handle, 
ein conjervatives Veto haben, in allen übrigen Fällen fid) aber, wie 
jede andere Regierung, den Mehrheitsbeichlüffen der beiden berathenden 
Körper zu unterwerfen haben. Dieje Vorſchläge ſollten fpäteftens bis 
zum 25. Juni ratificirt werden und dann bis zum legten December 1877 
in Giltigfeit bleiben. 

Der badifche nnd der mwirtembergifche Minifter gingen bereitwillig 
auf diefe Vorjchläge ein, und e8 wurde jchon am 4. Juni von diejen 
ein Präliminarvertrag unterzeichnet. Heſſen zögerte, unterzeichnete aber 
doh am 7. Juni; dagegen erklärte Fürft Hohenlohe in Folge von Wei- 
jungen aus München, da jeine Negierung bisher feine Kenntniß der 
Grundlagen gehabt habe, welche der Berathung zur Bafis dienen follen, 
fönne er dieſe Uebereinfunft nur al8 einen preußifchen Entwurf anjehen 
und müſſe fich feine weitere Eutjchliegung vorbehalten. Es wurde von 
Seiten Baiernd ein außerordentliher Bevollmächtigter, Graf Taufflirchen, 
nad) Berlin gefhidt, um weiter zu verhandeln, und in Folge diejer 
Berhandlungen wurde demfelben zugeftanden, dak Baiern im Zollbundes— 
rath 6 Stimmen, anftatt wie vorgejchlagen war, 4 Stimmen haben jollte: 
Am 18. Juni wurde ein Nachtragsprotofolf zu der Webereinkunft vom 
4. aufgenommen und darin auch das bejtimmt, daß die Vertretung des 
Dereinsgebietö den Namen Zollparlament führen jollte. Die Conferenzen 
wurden bald darauf wieder aufgenommen und führten am 8. Juli zu 
einem definitiven Bertrag fämmtlicher vier Staaten mit dem norddeutjchen 
Bunde, der am 1. Januar 1868 in Wirkjamfeit treten folltee Als 
Hauptaufgabe des neuen Zollbundesrath8 und Bollparlament3 wurde die 
Berathung neuer Geſetze über Befteuerung des im Zollvereine gewonne- 
nen Salzes und Zuckers und des Tabafs bezeichnet. Der Zollbundes- 
rath jollte im Ganzen 58 Stimmen, und davon Baiern 6, Wirtemberg 
4, Baden 3, Heſſen ebenfall$ 3 haben. Innerhalb des Bundesraths 
follten drei Ausſchüſſe gebildet werden: 1) für Zoll- und Steuerwejen, 
2) für Handel und Verkehr, 3) für Rechnungsweſen. Zur Competenz 
des Bundesrath3 gehören folgende Angelegenheiten: „1) die dem Boll: 
parlamente vorzulegenden oder von demfelben angenommenen gefetzlichen 
Anordnungen, einhlieglih der Handels: und Sciffahrtsverträge; 2) die 
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zur Ausführung der gemeinfchaftlichen Geſetzgebung dienenden Verwal: 
tungs⸗-Vorſchriften und Eimichtungen, 3) Mängel, welche bei ver 
Ausführung der gemeinjchaftlichen Gejetgebung hervortreten, 4) die 
von dem Ausſchuſſe für Rechnungsweſen vorgelegte fchliegliche Feititel- 
(ung des Ertrages der Zölle und der bezeichneten Steuern.” Ueber das 
Bollparlament war beftimmt: Dafjelbe „befteht aus den Mitgliedern des 
Neichstages des norddeutichen Bundes und aus Abgeordneten aus den 
füddeutfchen Staaten, welche durch allgemeine und directe Wahl mit ge- 
beimer Abftimmung nad Maßgabe des Gejekes gewählt werden, auf 
Grund deifen die Wahlen zum erjten Neichstage des norddeutichen 
Bundes ftattgefunden haben. Es bleibt der Gefeßgebung der ſüddeutſchen 
Staaten vorbehalten, über die Staatdangehörigfeit Beſtimmung zu treffen, 
durch welche die Wählbarkeit zum Abgeordneten für das Bollparlament 
bedingt if. Das HBollparlament hat das Recht, innerhalb des Kreifes 
der in Art. 8 bezeichneten Angelegenheiten Gefete vorzufchlagen und an 
daffelbe gerichtete Petitionen dem Bundesrathe, reſp. dem Vorſitzenden 
des Bundesrathes zu überweifen. Die Berufung, Eröffnung, Vertagung 
und Scliefung des Bollparlaments erfolgt durch das Präfidium. Die 
Berufung findet nicht in regelmäßig wiederkehrenden Zeitabſchnitten, fon- 
dern dann ftatt, wenn das legislative Bedirfnig den Zufammentritt er: 
forderlich macht oder ein Drittheil der Stimmen im Bundesrathe den- 
felben verlangt. Die Beftimmungen über Beamte, Beförderung der 
Parlament3-Mitglieder, Deffentlichkeit des Parlaments, Berichterftattung 
aus demfelben, Dauer der Legislaturperiode, Vertagung, Auflöfung, Dis- 
ciplin, Beſchlußfaſſung, Nedefreiheit, Schuß gegen Verhaftung und Diäten- 
fofigfeit find der Bundesverfaffung entnommen; nur ift zu bemerfen, 
dar die Auflöfung des norddeutſchen Reichstages neue Wahlen in den 
füddeutichen Staaten nicht erforderlich macht, und daß die Yegitimations- 
prüfung im Neichdtage des norddeutfchen Bunde auch für das Zoll» 
parlament Geltung hat.” , 

Der badiihe Minifter Mathy, melcher jelbft an den nach jener 
Gonferenz ftattfindenden Verhandlungen in Berlin Antheil nahm, war 
befonders eifrig für das BZuftandefommen des Vertrags und fahte den- 
felben als Uebergangsitufe zum gänzlidhen Eintritt der Sübdftaaten im 
den Bundesrath und das Parlament auf. Er madte den Vorſchlag, 
die Finanzen der einzelnen Staaten dadurd) an den Bund zu fejleln, 
daß jtatt einer Tabaksſteuer von ein paar Millionen das Tabaks— 
monopol eingeführt werden folle; diefeg werde mehr ertragen als alle 
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Zolfgefälfe, und fei ein dauerhafteres Band als der Bollverein jelbft. 
Se mehr aber Mathy feine Auffafjung des Zollbundes merken ließ, defto 
mißtrauifcher wurde man, zunächſt in Baiern und bald auch in Wirtem- 
berg. Eingehendere Beiprehungen über die politischen Conjequenzen des 
Bollparlamentes konnten wicht ftattfinden, da Bismard während der 
Verhandlungen nicht in Berlin anweſend war, indem er zuerjt feinen 
König zur Weltausftellung nach Paris begleitete und dann in feiner läud- 
lichen Zurücdgezogenbeit in Barzin Erholung fuchte. 

Das Bollparlament hatte nicht nur bei Mathy, fondern auch bei 
anderen Genofjen der nationalen Partei die Hoffnung erwedt, daß die 
Beitimmungen des Prager Friedens bald iüberjchritten werden würden. 
Am 4. Auguft vereinigten fi in Stuttgart etwa 5O Baiern, Wirtem- 
berger, Badenſer und Heſſen zu einer Beiprechung über die politiiche 
Lage, und das Ergebniß war eine Erklärung, worin gejagt wurde, daß 
Deutjchland nicht bei den Anfängen der nationalen Gemeinſchaft, wie jie 
die Reform des Zollvereins im Ausficht ftelle, ftehen bleiben dürfe. 
Indem ſich die Bevölferung der füddeutichen Staaten den unvermeiblichen 
Laſten der erhöhten Militär- und Steuerpflicht unterziehe, müſſe fie aud) 
dringend verlangen, an den Rechten, welche die norddeutiche Bundesver- 
faffung gemwähre, vollen Antheil zu nehmen und die Ausdehnung der 
Bundescompetenz, wie fie im Artifel IV der Bundesverfafiung beftimmt 
fei, auch für ihr Gebiet zu fordern. In diefem Geifte feien die bevor- 
ftehenden Wahlen zum Zollparlament zu vollziehen. Der Eintritt in 
den norddeutſchen Bund fei der einzig mögliche Weg zu einer völligen 
Einigung Deutjchlands. Der Prager Frieden könne fein Hindernif fein. 

Napoleon aber hatte die Hoffnung nicht aufgegeben, die Ueberjchrei- 
tung der Mainlinie verhindern zu können. Er fuchte mit Oefſterreich 
anzufmüpfen und mit den fiiddeutichen Staaten Fühlung zu erhalten, um 
ein Bündniß derjelben zu fördern. Aber zwiichen Napoleon und Franz 
Joſeph ftand eben jegt die blutige Geftalt des Erzherzogg Marimilian, 
den Napoleon nad) Mexico geführt, dort zum Kaifer eingefett, aber dann 
im Stiche gelafjen hatte, als die Gegenpartei die Oberhand befam und 
die nordamerifanischen Südftaaten, auf deren Unterjtügung gerechnet war, 
von den NRorditaaten zur Unterwerfung gezwungen wurden. Der Kaifer 
Marimilian, von feinen Gegnern zum Tode verurteilt und am 19. Juni 
erfchojien, war ein abjchredendes Opfer der Ränke und Untreue Napo— 
feons, und diefer felbft hatte das Bewußtſein, dag er nicht ohne Schuld jet. 
Er fühlte ſich gedrungen und verpflichtet, dem SKaifer von Dejterreich 
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feine Theilnahme zu bezeugen. Eine folche Annäherung, einen Act der 
Buße, konnte man in Wien doch nicht wohl abweiſen. Es fragte fi) 
nun, in welcher Form der Condolenzbefuch gejchehen follte, ob Napoleon 
nach Wien fommen, oder ob eine Zufammenfunft an einem dritten Ort 
ftattfinden ſollte. Man verftändigte fich für letzteres. Das ſchöne viel: 
befuchte Salzburg erſchien als der geeignete Plak. Unterwegs mußte 
Napoleon auch die Refidenzen Karlsruhe, Stuttgart und München be 
rühren. Am 17. Auguft reiste das franzöfifche Kaiferpaar über Karls- 
ruhe, Stuttgart nnd Ulm nad) Augsburg, wo übernachtet wurde. Syn 
Kehl wurden fie von badiſchem Militär und ivilbehörden empfangen, 
aber der Großherzog von Baden zeigte ſich nicht. Der mirtembergijche 
Minifter v. Varnbüler fam bis nad) Mühlader an der wirtembergifchen 
Grenze entgegen und begleitete den Kaifer bis Stuttgart, wo derfelbe auf 
dem Bahnhof ein paar Minuten verweilte und wo aus dem nur in jehr 
beihränfter Weife zugelaffenen Bublicum einige Rufe „vive l’empereur‘ 
ertönten. In Ulm begrüßte König Karl, der von Friedrichshafen ge 
fommen war, den SKaifer; das Zuſammenſein dauerte aber nur eine 
Dierteljtunde. In Augsburg wurden wieder einige Hochrufe, aber aud) 
Ziihen und Pfeifen gehört, was Napoleon veranlafte, einen anderen 
Weg als den vom Bublicum erwarteten zum Gaſthauſe zu den drei 
Mohren zu nehmen. Am anderen Morgen fam König Yudwig von 
feinem Schloſſe Berg herbei und begleitete den Kaijer bis München. 
Dort zeigte jich fein Minifter, Fürft Hohenlohe joll e8 zu einer Cabinets- 
frage gemacht haben, daß Fein officieller Empfang des Kaiſers von Seiten 
des Minifteriums ftattfinden dürfe. Am 18. Nachmittags 5 Uhr Tangte 
Napoleon mit der Kaiferin Eugenie in Salzburg an und wurde vom 
Kaiſer und feiner Gemahlin, von den Erzherzogen Ludwig und Victor 
und den Spiten der dortigen Behörden empfangen. Die beiden Kaijer 
taufhten einen Händedrud, die Frauen Küſſe. Die am Bahnhof an- 
wejenden Mitglieder der öfterreichijchen Ariftofratie riefen „vive Napo- 
leon III.“, aud das Publicum brachte Hochs aus. Am anderen Vor— 
mittag fanden Beiprechungen der beiden Monarchen ftatt; im Gefolge 
des öjterreichifchen Kaiſers mar auch der Meichsfanzler v. Beuſt 
und der ungarifche Minifterpräfident Graf Andraffy, und Erfterer 
wurde von Napoleon fichtlich ausgezeichnet. Auch der öfterreichiiche Ge— 
fandte in Paris, Fürft Metternich, war anweſend und wurde zu den 
Beſprechungen beigezogen. Das Zufammenjein dauerte biß zum 23, Auguft. 
Die beiden Könige von Baiern und Wirtemberg, auf deren Befuch von 
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Napoleon Halb und halb gerechnet fein mochte, hielten ſich ferne; dagegen 
fam der Großherzog von Heffen gerade um diefe Zeit zum Beſuch zu 
feinem Schwiegervater, dem alten König Ludwig I. nach Leopoldskron, 
in naher Nahbarfchaft von Salzburg, und wurde dorthin eingeladen. 

Die Zeitungen brachten verjchiedene Meldungen über das, was bei 
diefer Conferenz erreicht und nicht erreicht worden fei. Die officiöfe Be- 
bauptung war die: es fei zwiſchen Defterreih und Frankreich Feine 
Allianz geichloffen, aber eine Berftändigung zur Sicherung des europäiichen 
Friedens erzielt worden, und man habe ſich in diefer Beziehung haupt» 
fählih zu einer gemeinfamen Haltung in der orientalifchen Frage ver- 
einigt. Der franzöſiſche Minifter des Auswärtigen Moustier erklärte in 
einem Rundjchreiben an die europäifchen Mächte, es ſei natürlich, daR 
die Häupter zweier großen Reiche fich nicht mehrere Tage lang in einiger 
Vertraulichkeit vereint finden Könnten, ohne fich gegenfeitig über Fragen 
von allgemeinem Intereſſe ihre Eindrücde mitzutheilen und ihre Gedanfen 
auszutaufchen. Die Unterhaltungen zwijchen Napoleon und Franz SYofeph 
hätten übrigens nicht die Beichaffenheit gehabt, welche gewiſſe Neuigkeits— 
främer ihnen beilegten. Sie hätten gegenfeitig die Verficherungen ihrer 
friedliebendeu Politif erneuert und ſich in ihren Geſprächen auf allgemeine 
Gegenftände beſchränkt. Weit entfernt die Salzburger Zufammenfunft 
al3 einen Gegenftand der Beunruhigung und Befürchtung für andere 
Höfe zu betrachten, habe man darin nur einen neuen Grund zum Ber: 
trauen auf die Erhaltung des Friedens zu jehen. Aber diefe Verficher: 
ungen hielten die Preſſe nicht ab, weiter gehende Betrachtungen über 
die Salzburger Zufammenfunft und ihre politiiche Bedeutung anzuſtellen. 
Einige Blätter, zuerft die Wiener freie Prefje, wollten wiſſen, die beab- 
fichtigte Allianz fei geicheitert an der Weigerung Baierns und Wirtem- 
berg3, einen Südbund zu errichten und ſich mit demfelben an das 
franzöfifch-öfterreichiiche Bündnig anzufchliegen. Uebrigens hätten ſich bie 
beiden Kaiſer in Betreff Süddeutſchlands dahin verftändigt, daß fie, 
mern einer oder alle vier füddeutjchen Staaten in den norddeutfchen 
Bund eintreten wollten, Einfprache erheben und ein gemeinſames Vor— 
gehen vereinbaren wirden. 

Ueber die Tragmeite der Salzburger Zuſammenkunft wurde in der 
Preſſe noch längere Zeit verhandelt, ohne zu einem bejtimmten Ergebniß 
zu kommen. Die preußifchen Blätter verhehlten ihr Mißtrauen nicht 
und die franzöjifchen gaben bei aller Berficherung, daß es fih nur um 
einen Act perfönlicher Artigfeit gehandelt habe, doch zu verjtehen, daß 
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eine Annäherung an Defterreih im Werk fei und daß Frankreich jett 
entichiedener alS bisher zur neuen Drdnung der Dinge Stellung nehmen 
werde. Das Journal des Debats ſprach von einer Bereinigung der 
ſüddeutſchen Staaten unter ſich und deren Allianz mit Defterreih. Dieß 
jei der Wunſch Oeſterreichs und entfpreche auch am beiten der feit Jahr— 
hunderten befolgten Politif Frankreichs. Der Friede fei ungewiß, fo 
lange die Lage Deutjchlands nicht definitiv geregelt jei, er werde aber 
gefichert fein, fobald die Mainlinie zur feften Grenze zwiſchen Nord und 
Süd gemadt ſei. Frankreich und Defterreich, wurde verfichert, erfennen 
die bisherigen Thatjachen an, aber fie werden den Ehrgeiz Preußens am 
Main fejthalten und diejenigen, die fich über die Verträge wegſetzen 
wollen, nöthigen die Schranken zu achten, und eine diplomatische Page 
ihaffen, welche aggrefjiven Neigungen VBorfiht und Mäßigung auferlege. 

Das Dresdener Journal, das alte Organ Beufts, meldete al3 Er- 
gebniß von Salzburg „das volle Einverftändniß zwifchen Defterreih und 
Sranfreih in Bezug auf Behandlung der wichtigften politiichen Fragen. 
Died fünne nur da als Drohuug aufgefaßt werden, wo man entjchlofjen 
jei, die öfterreihifch-franzöfische Auffaſſung irgend einer Frage zu durch— 
kreuzen. In diefem alle würden die Gabinette von Wien und Paris 
möglicher Weife auch die äußerften Eventualitäten in Betracht ziehen.“ 
Allmählich verftummte der Lärm und die Nachrichten von beftimmten 
Bereinbarungen wurden von den officiellen Blättern dementirt und ver- 
fihert, der befriedigende Abjchluß der Conferenzen liege nur darin, daf 
die Gejpräche der beiden Souveräne das gegenfeitige Vertrauen und die 
Gleichheit der Intereſſen conftatirt hätten. Näher Unterrichtete wollten 
wiſſen, Napoleon fei allerdings mit einem fertigen Programm nad Salz. 
burg gefommen, man habe auch dort feine Anſchauungen über die Lücken 
des Prager Friedens getheilt, aber zu einem bindenden Vertrage ſei es 
nicht gefommen, der Widerfpruh des ungarischen Minifterpräfidenten 
Grafen Andraffy habe Beuft ängftlich gemacht und ihn vermocht, den 
weiter gehenden Wünfchen des Fürften Metternich, der die franzöfiichen 
Anträge befürwortete, entgegenzutreten. Beuft ermwiderte Napoleon auf 
gewiſſe Vorſchläge, daß fein Herr der Kaifer, fo lange er acht Millionen 
deutjcher Unterthanen befige, nie auf eine Kombination eingehen werde, 
deren Zweck e8 fei, Deutjchland eines Theils feines Gebietes zu berauben. *) 


*) ©. Mittheilung des heſſiſchen Minifters von Dalwigk vom 18. Ian. 1873, 
Alg. Ztg. vom 22. Ian. 1873. Hauptblatt. 
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In DOefterreih empfand man es als eine tröftlihe Genugthuung, daß 
das mächtige Frankreich die Hand des befiegten Staates gejucht und daf 
man für den Bedürfnißfall eine ſtarke Allianz zur freien Verfügung 
babe. Man behielt fich die Freiheit des Entichluffes vor, ſich bei einem 
etwaigen Vorgehen Frankreichs je nach Umftänden betheiligen zu können 
oder nicht. 

Wie jich die füddeutichen Staaten bei den franzöfiichen Planen ver- 
halten haben, darüber fehlen uns beftimmte Nachrichten. Sie waren 
durch den frischen Eindrud der preufifchen Siege und die Furcht vor 
der Macht Preußens und vor der nationalen Strömung abgehalten, ſich mit 
Frankreich und Defterreich einzulaffen. Zu dem von beiden gewünschten 
Südbund hatte man nirgends fonderliche Luft. In Baiern war der 
damalige Minifterpräfident aus nationalen Gründen demjelben abgeneigt; 
man wollte überhaupt für feine Politif freie Hand behalten und nicht 
durch Rücjichten auf Bundesgenofjen gehemmt fein. In Wirtemberg, 
wo bei der particulariftiichen Demokratie die Hoffnung herrſchte, der 
Südbund könne zu einem republifanischen Föderalismus führen, wünfchte 
man denjelben noch am meiften; aber andererjeits fürchtete die Regierung, 
fie Fönnte dadurd in Unterordnung gegen das mehr al3 doppelt fo 
große Baiern gerathen. Sn Baden wollte man von dem Südbund 
nichts wilfen, weil man einestheil8 lieber in den norddeutichen Bund 
eingetreten wäre, anderntheil die Bevormundung durch Wirtemberg und 
Baiern fürdtete. Heſſen, dag mit einem Fuß im norddeutichen Bunde 
ftand, fonnte jih an einem anderen Bund nicht wohl betheiligen. Aber 
in einem Beſtreben trafen mwenigftens Baiern, Wirtemberg und Heſſen 
zufammen, in dem, ihre Selbjtändigfeit gegenüber von Preußen zu be» 
wahren, und injofern fehlte es nicht an Neigung, fo weit zuſammenzu— 
halten, daß man, wenn man von Preußen gedrängt und bedroht wiirde, 
an Defterreich ſich anlehnen könnte, deſſen Fähigkeit Schuß zu verleihen 
durch eine Verbindung mit Frankreich doc bedeutend wachjen mußte. 
Man konnte feit der Salzburger Zufammenkunft in den ſüddeutſchen 
Staaten doch deutlich merfen, dag in der Stimmung, die fich eben zur 
Verſöhnung mit Preußen und zur Einlebung in die Allianzverträge und 
in das Bollparlament anjchicte, eine Störung ftattgefunden hatte, daß 
man darauf dachte, wie man die Allianzverträge fo viel als möglich auf 
den Wortlaut bejchränfen könne, und daß man den Vorſatz fahte, forg- 
fältig darüber zu wachen, daß die Competenz des Zollvereing nicht über- 
ſchritten werde. 
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Zwei erfreuliche Früchte der Salzburger Eonferenz waren die mann- 
bafte badifche Thronrede und das Eircular des Grafen Bismard vom 
7. September. 

Bei der Eröffnung des badijchen Landtags am 5. September er: 
Märte der Großherzog: „Mein Entfchluß fteht feft, der nationalen Eini- 
gung mit dem norddeutfchen Bunde unausgefett nachzuftreben, und gern 
werde ich und wird mit mir mein getveues Volt die Opfer bringen, die 
mit dem Eintritt in denfelben ungzertrennlich verbunden find. Sie werden 
reichlich aufgewogen werden durch die volle Theilmahme an dem natio- 
nalen Leben und die erhöhte Sicherheit für die freudig fortjchreitende 
innere Staatsentwidlung, deren Selbjtändigfeit zu wahren ftets Pflicht 
meiner Regierung fein wird. Iſt auch die Form der nationalen Eini— 
gung Süddeutſchlands mit dem norddeutichen Bunde noch nicht gefunden, 
jo find doc) fchon bedeutungsvolle Schritte zu diefem Ziele gethan. 
Schon im Auguft vorigen Jahres wurde gleichzeitig mit dem von Ihnen 
bereit3 genehmigten Friedensvertrage ein Ihnen vorzufegendes Schug- 
und Trutzbündniß mit Preußen abgefchlofjen, welches beide Staaten zur 
gemeinfchaftlichen Abwehr eines Angriffes gegen deutſches Gebiet ver: 
pflihtet und für ſolchen Fall meine Truppen unter die bewährte Füh— 
rung des Königs von Preußen ftellt. Dank diefer Webereinfunft, die 
mit gleihem Inhalte auch zwifchen den anderen ſüddeutſchen Staaten 
und Preußen befteht, ift die erfte und dringendfte nationale Forderung 
erfüllt: Abwehr jedes Angriffs von Außen mit den geeinigten Kräften 
Aller unter einheitlicher Führung." Beide Kammern waren mit der 
Erklärung des Großherzogs einverftanden und beantworteten fie mit be- 
geifterter Zuftimmung. Die erjte Kammer ermiderte in ihrer Adreſſe 
vom 10. September unter Anderm mit folgenden Worten: „Der fefte 
Entſchluß Ew. Föniglichen Hoheit, die nationale Einigung unferes Landes 
mit dem norddeutschen Binde unausgejegt anzuftreben, hat auf die volle 
Unterftügung auch der Stände gerechten Anfprud. Die politifhen und 
die mirtbichaftlihen Leiden der Vergangenheit und die tiefe Empfin— 
dung don dem umfertigen Zuftande der Gegenwart mahnen uns, foweit 
es bei und liegt, auch die dafür nöthigen Opfer willig zu übernehmen, 
indem wir dem hochherzigen VBorbilde nachftreben, welches die opferbereite 
Erklärung Em. königlichen Hoheit dem Lande gegeben hat.“ 

Die zweite Kammer betonte in ihrer Adreſſe vom 16. Eeptember 
insbefondere die Nothwendigfeit einer nationalen Einigung Süddeutjch- 
lands mit dem morddeutichen Bunde. „Wir hegen,” heißt es darin, 
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die zuverfichtlihe Erwartung, daß die dauernde organifche Verbindung 
mit dem neugegründeten norddeutſchen Bund unter der Führung des 
mädhtigften deutfchen Staats bald gefunden und damit die Wiedergeburt 
Deutjchlands in einer Weife vollzogen fein wird, welche unferm Vater: 
lande die lange vermißte Machtftellung verleiht. Mit dem echte jedes 
freien Volls, mit dem gejchichtlichen Rechte Deutſchlands insbeſondere 
ift die Fortdauer diefer Trennung unvereinbar. Die nationale Einigung 
Süddeutſchlands mit dem norddeutſchen Bund, unter feften, die Wohl» 
fahrt des Ganzen fichernden Formen, welche zugleih Raum für felb- 
ftändige Entwidlung der Einzelftaaten läßt, kann deshalb keinerlei fremde 
Intereſſen verlegen, und wie fie ein unabweisbares® Bedürfniß des deut- 
ſchen Volls ift, wird fie auch die Opfer lohnen, welche ihr gebracht 
werden müfjen. Wir beflagen e8 tief, daß fich der unmittelbaren Wieder- 
berjtellung eine großen deutjchen Gemeinweſens auf den realen Grund- 
lagen des Gewordenen Hemmniſſe mannichfacher Art entgegenftellen, und 
hoffen mit Em. königl. Hoheit, daß wachſende Einficht, daß fefter Muth 
und der nicht zu bemwältigende Drang des deutjchen Volks nad einem 
geeinigten Baterlande den baldigen Sieg über die innern und äußern 
Kräfte des Widerftandes davontragen wird. Bis dahin erfreuen wir 
ung wenigftens der Thatfahe, daß die fübdeutichen Staaten mit dem 
Norden fich einig wiljen im der heiligen Pflicht eines gemeinſamen Schutzes 
deutjchen Gebiet3 gegen einen Angriff von Außen." 

Graf Bismard gab eine Antwort auf die Salzburger Zufanmen- 
kunft und die Gerüchte und Drohungen, die fi daran knüpften, indem 
er als Kanzler des norddeutfchen Bundes, wozu er am 14. Juli ernannt 
worden war, am 7. September eine Circulardepeſche an die europäifchen 
Regierungen ergehen ließ. Er bezeichnet die Beziehungen zwifchen dem 
Nordbund und den Südftaaten als eine rein innere Angelegenheit und 
deutet die friedlichen Verſicherungen der Franzofen jo, als ob fie, er- 
ſchrocken über den Eindrud, den die Nachrichten über die Salzburger 
Zufammenkunft in Deutſchland gemacht haben, auf jede Einmifchnng ver- 
zichteten, woran fie auch in ihrem eigenen Intereſſe wohl thun würden. 
Das Eircular lautete: „Euer zc. habe ich bereit3 die Aeußerungen mit- 
getheilt, welche uns ſowohl von faiferlich öfterreichifcher, wie von Faiferlich 
franzöfifcher Seite über die Bedeutung und den Charakter der Salz- 
burger Zufammenkunft zugelommen find, und welche wir mur mit DBefrie- 
digung haben entgegennehmen können. Es war vorauszufehen, daß es 
fehr ſchwer fein würde, die öffentliche Meinung zu überzeugen, daß eine 
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Thatjache, wie die Zuſammenkunft der beiden mächtigen Monarchen An- 
gefichtS der gegenwärtigen Lage der europäifchen Politik, nicht eine tiefer 
liegende Bedeutung und weiter gehende Folgen habe, und die Anfangs 
mit einer gewiſſen Befliffenheit und dem Anfcheine der Authenticität ver- 
breiteten Nachrichten über beabfichtigte oder gefaßte Entjchliegungen auf 
dem politifchen Gebiete waren nicht geeignet, die Zweifel über den Zweck 
der Zufammenfunft zu heben. Es gereicht uns um fo mehr zur Genug- 
thuumg, aus den öfterreichiichen und franzöfiichen Erklärungen die Ber- 
fiherung zu entnehmen, daß der Beſuch des Kaiſers Napoleon Lediglich 
aus einem Gefühle hervorgegangen ift, welches wir ehren und mit dem 
wir jympathifiren, und daß der Zufammenfunft beider Herrſcher der 
Character dieſes Motivs gewahrt geblieben ift. Darnach find innere An- 
gelegenheiten Deutjchlands nicht in der Weife, wie die erften Nachrichten 
es vorausjegen ließen, Gegenftand der Beſprechung in Salzburg gemwejen. 
Es ift die um jo erfreulicher, da die Aufnahme, welche jene Nachrichten 
und Borausfegungen in ganz Deutjchland fanden, von Neuem gezeigt 
hat, wie wenig das deutjche Nationalgefühl den Gedanfen verträgt, die 
Entwicklung der Angelegenheiten der deutjchen Nation unter die Vor- 
mundichaft fremder Einmifchung geftellt oder nach anderen Rüdfichten 
geleitet zu fehen, als nach den durch die nationalen Intereſſen Deutjch- 
lands gebotenen. Wir haben es uns von Anfang an zur Aufgabe ge- 
macht, den Strom der nationalen Entwidlung Deutichlands in ein Bett 
zu leiten, in welchem er nicht zerftörend, fondern befruchtend wirfe. Wir 
haben Alles vermieden, was die nationale Bewegung überftürzen könnte, 
und haben nicht aufzuregen, fondern zu beruhigen geſucht. Dieſes Be— 
ftreben wird ung, wie wir hoffen dürfen, gelingen, wenn auch von aus— 
wärtigen Mächten mit gleicher Sorgfalt Alles vermieden wird, mas bei 
dem deutjchen Volke eine Beunruhigung Hinfichtlich fremder Plane, deren 
Gegenftand es fein könnte, und in Folge deffen eine gerechte Erregung 
des Gefühls nationaler Würde und Unabhängigkeit hervorrufen könnte. 
Wir begrüßen daher die beftimmte VBerneinung jeder auf eine Einmifchung 
in innere Angelegenheiten Deutſchlands gerichteten Abſicht im Intereſſe 
der ruhigen Entwicklung unferer eigenen Angelegenheiten mit lebhafter 
Genugthuung. Die füddeutichen Regierungen ſelbſt werden uns bezeugen, 
daß wir uns jedes Verſuches enthalten haben, einen moraliſchen Drud 
auf ihre Entjchließungen zu üben, und daß wir vielmehr auf die Hand- 
babe, welche fich uns zu diefem Zwecke in der Lage des Bollvereing 
bieten konnte, durch den Vertrag vom 8. Juli diefes Jahres rüdhaltlos 
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verzichtet haben. Wir werden bdiefer Haltung auch ferner treu bleiben. 
Der norddeutſche Bund wird jedem Bebürfnifje der ſüddeutſchen Regie— 
rungen nach Erweiterung und Befeftigung der nationalen Beziehungen 
zwifchen dem Süden und dem Norden Deutjchlands auch in Zukunft 
bereitwillig entgegenfommen, aber wir werden die Beftimmung des 
Maßes, welches die gegenfeitige Annäherung inne zu halten hat, jeder- 
zeit der freien Entſchließung unferer ſüddeutſchen Verbündeten überlafjen. 
Diefen Standpunkt glauben wir um fo ruhiger fefthalten zu dürfen, als 
wir in den gegenwärtig beftehenden vertragsmäßigen Beziehungen zwiſchen 
dem Norden und dem Süden Deutjchlands, wie fie in den abgejchlofjenen 
Bindnifjen und in der VBervollftändigung des Zollvereines fich darftellen, 
eine vechtlih und thatfächlich geficherte Grundlage für die felbftändige 
Entwidlung der nationalen Intereſſen des deutfchen Volkes erbliden. 
Euer zc. erfuche ich, fich im diefem Sinne gegen die dortige Regierung 
auszufprechen, und ermäcdhtige Sie auch zur Vorlefung diefes Erlaffes." 

Das was dieſes Bismardifhe Aundfchreiben verkündigte, wurde 
auch durch die Haltung des Reichstags beftätigt, der am 10. Septbr. 
wieder zufammentrat. Es war dieß der erfte ordentliche Neichstag. Am 
26. Juli hatte König Wilhelm die ihm durch die Verfaſſung übertragenen 
Rechte, Befugniffe und Pflichten als Präfident des Bundes für fich und 
feine Nachlommmen in der Krone Preußen übernommen. Graf Bismard 
war, wie oben erwähnt, jchon früher zum Bundeskanzler ernannt worden; 
dur) Decret vom 12. Auguft wurde das Bundeskanzleramt errichtet 
und zum Präfidenten defjelben der Geheimerath Delbrüd ernannt; am 
15, Auguft trat zum erftenmale der Bundesrath zufammen und die all- 
gemeinen Wahlen zum Neichstag wurden auf den 31. Auguft ausges 
jchrieben. Sie fielen überwiegend in gut nationaler Richtung aus. In 
der Thronrede, mit welcher der König die Verjammlung eröffnete, 
ſprach er mit Freudigfeit aus, daß die Einigung Deutjchlands auf 
dem beiten Wege des Fortfchrittes fe. Die Antwortsadreffe, die 
am 24. Sept. als Ergebniß eingehender Parteibeſprechungen eingebracht 
wurde, fprach fich fehr entjchieden darüber aus, daß die Aufnahme der 
fübdeutfchen Staaten in den norddeutſchen Bund als Ziel und Aufgabe 
ins Auge gefaßt werden müffe, und daß man nicht gefonnen fei, in dem 
Prager Frieden ein rechtliches Hinderniß anzuerkennen. „Seit der ftaat- 
lichen Einigung Norddeutſchlands“, heißt es darin, „find wir ung im 
erhöhten Maße der Pflicht bewußt, jedem Wunſch und Bebürfniß der 
fübdeutfchen Staaten nach Herbeiführung der den Süden und Norden 
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umfaffenden nationalen Verbindung entgegenzufommen. Wir unfererfeits 
dürfen das große Werf erft dann für vollendet erachten, wenn der Ein- 
tritt der füddeutfchen Staaten in den Bund auf Grund des Art. 79 der 
Berfaffung des norddeutichen Bundes erfolgt fein wird. Mit Tyreude 
begrüßen wir deshalb jede Mafßregel Ew. Majeftät, welche, wie die 
Borlage wegen der Wiederherftellung des Zollvereins, und diefem er: 
ſehnten Ziel in freier Vereinbarung aller Theile näher führt. Die un- 
widerjtehlihe Macht nationaler Zufammengehörigfeit und die Harmonie 
alfer materiellen und geiftigen Intereſſen jchließt jeden Rückſchritt auf 
dem betretenen Weg aus. Wir find überzeugt, daß die hohen ver: 
- bündeten Regierungen, ihre8 Wegs und Ziel unbeirrt gewiß, nicht be 
fürchten, daß andere Nationen uns das Recht auf nationale Eriftenz mit 
Erfolg ftreitig machen könnten. Das deutfhe Volk, von dem Wunſche 
bejeelt mit allen Völkern in Frieden zu leben, hat nur das Verlangen, 
jeine eigenen Angelegenheiten in voller Unabhängigkeit zu ordnen. Ent: 
ichlofjen jeden Verſuch fremder Einmifhung in ruhigem Selbftvertrauen 
zurüdzumeifen, wird Deutjchland dieſes unbeftreitbare Recht unter allen 
Umftänden zur thatfächlichen Geltung bringen." Im Berlauf der id 
darüber entpinnenden Verhandlung gab Bismard in Beziehung auf das 
Verhältniß zu den füddeutichen Staaten noch einige Erläuterungen. Auf 
die Frage eines heffiichen Abgeordneten, wie es denn mit der Behaup- 
tung des Herrn von Dalwigt,*) daß die Süddeutjchen der preußifchen 
Regierung nur Berlegenheiten bereiten würden, wenn fie den Eintritt in 
den norddeutſchen Bund betrieben, fich verhalte, erwiderte Bismard: er 
babe dem beffifchen Minifter mit feinem Worte Anlaß zu diefer Yeufe: 
rung gegeben und fie ſei ganz unbegründet. Zugleich ergänzte er die 
Eirculardepeiche vom 7. Sept., worin er gejagt hatte, daß Preußen jeden 
„ Drud, jedes Drängen vermeiden werde, mit der Erflärung: „daß, wenn 
die deutfche Nation in ihrer Gefammtheit, der Süden und der Norden, 
die Einheit wollten, dann, meiner Weberzeugung nach, auch feine Regie— 
rung und fein preußischer Staatsmann ftarf genug ift, es zu hindern, 
feiner, will ich fagen, muthig oder kleinmüthig genug, e8 Hindern zu 
wollen." Die beantragte Adreſſe wurde mit 157 Stimmen gegen 53 
angenommen. Nur die bundesftaatfich - conftitutionelle Fraction (jo 
nannte fich die Heine Partei der Particulariften) machte Einwendungen. 


*) Bei Gelegenheit des Antrags vom 3. Juni 1867 auf Eintritt des Großher⸗ 
zogthums in dem norddeutſchen Bund. 
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Da der König von Preußen damal8 auf der Burg Hohenzollern 
weilte, welche, kürzlich glänzend reftaurirt, feftlich eingeweiht wurde, 
fo überbradhte der Präfident des Reichstags, Simfon, dorthin die 
Adreffe. Auf der Meife nach dem Hohenzollern wurde der König von 
Preußen in dem als fo preußenfeindlich verrufenen Wirtemberg auf 
mehreren Bahnhöfen mit Hochrufen begrüßt; befonders enthufiaftifch 
(am 2. October) in Geislingen, einem gewerbsfleißigen Städtchen am 
Fuße der Alb, das fich durch nationale Gefinnung auszeichnete. Die 
Bürgerfhaft war zahlreid am Bahnhof verfammelt, und aus ihrer 
Mitte trat eine ftattliche Geftalt*) hervor und brachte mit gewaltiger 
Stimme „dem Kriegsherrn des norddeutichen Yundes und dem von der 
Borjehung berufenen deutſchen Raijer" ein Hoc aus. — Den Tag zuvor 
hatte der König auf der Inſel Mainau einen Befuch des wirtember: 
giihen Königspaares empfangen, den er fpäter in Friedrichshafen 
erwiderte. 

Der Reichstag, der noch bis zum 26. Oct. dauerte, erledigte eine 
Reihe wichtiger Gegenſtände: die Organiſation des Bundesconſulatweſens, 
die Freizügigkeit, die Verpflichtung zum Kriegsdienſt, das Paßweſen, die 
Ordnung des deutſchen Poſtweſens, das nun unter eine Leitung geſtellt 
werden konnte, da der Fürſt von Thurn und Taxis, der in verſchiedenen 
deutfchen Ländern den Betrieb der Poſt beſeſſen, die bezügliche Gerecht- 
fame fir drei Millionen an Preußen abgetreten hatte. Das Bundes- 
budget wurde ohne Schwierigkeit verwilligt. Das letzte Gejchäft des 
Reichstags war die Berathung und Beichlußfaffung über die neuen Zoll- 
vereinsverträge. Sie wurden mit 177 gegen 26 Stimmen angenommen, 
jedoch unter der Bedingung, daß die rechtliche Verbindlichkeit der im 
Auguft abgejchloffenen Allianzverträge nicht in Trage geftellt werde. 
Dieß war nämli in Wirtemberg und Baiern gefchehen, wo ſowohl in 
der Preffe als in den Volf3verfammlungen die Verträge fortwährend 
befrittelt wurden. 


*) Dr. med. Knauf. 


Sechs und zwanzigftes Kapitel. 


Die Schub: und Trutzbündniſſe und der neue Zollbereins- 
Bertrag vor den ſüddeutſchen Bollsvertretungen. 


Die Annahme oder Verwerfung der Allianzverträge und des Zoll 
vereinövertragd war eine Lebensfrage für die ſüddeutſchen Staaten. In 
Heilen und Baden hatte die Sache feine Schwierigkeit, defto mehr in 
Baiern und Wirtemberg, wo fich eine meitverbreitete Agitation für Ber: 
werfung derfelben entwicelte. In Baiern wurden die Kammern auf den 
28. September 1867 einberufen. Abgeordnete beider Parteien reisten 
im Lande umber, um das Volk für und gegen die Verträge zu ftimmen. 
Am 30. wurde der Landtag eröffnet, und am 8. Dftober legte Fürft 
Hohenlohe den neuen Zollvertrag vor; das Schutz- und Trugbündnig 
bedurfte nach der bairifchen Verfaffung der Genehmigung des Landtags 
nit. Hohenlohe erörterte in einer ausführlichen Darlegung die ver- 
ſchiedenen Wege, welche für ein Allianzbedürfnig Baierns und Süd- 
deutfchlands überhaupt in Frage kommen könnten; erftens die Bildung 
zweier Bundesftaaten, eines füddeutfchen gegenüber dem norbbeutichen, 
mit gemeinfamen Organen fiir einzelne Zwecke; zweitens ein internatio- 
naler Bund aller einzelnen deutjchen Staaten, analog der früheren 
Bundesverfaffung; drittens ein internationaler Bund der ſüddeutſchen 
Staaten mit dem norddeutfchen Bunde. Gegen den erften Weg fpreche 
die Abneigung derjenigen Staaten, mit welchen Baiern den ſüddeutſchen 
Bundesftaat gründen müßte, fowie die Schwerfälligfeit des erforderlichen 
Organismus und die Gefahr der Weiterausbildung des Gegenſatzes 
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zwifchen dem Norden und Süden von Deutjchland. Der zweite Weg 
fei unmöglich, weil man Preußen nicht zumuthen könne, den norddeutfchen 
Bund, die Frucht feiner Siege, wieder aufzugeben. Es fei alfo nur der 
dritte Weg offen; eine internationale Verbindung der ſüddeutſchen Staaten 
mit dem norddeutfchen Bunde. Hohenlohe faßte ſchließlich das negative 
und pofitive Ergebniß feiner Erörterungen in folgenden Worten zu- 
fammen: „Wir wollen nicht den Eintritt Baierns in den norbdeutfchen 
Bund, wir mollen fein Berfaffungsbindnig der füddeutfchen Staaten 
unter der Führung Defterreihg; wir wollen feinen füdweftdeutfchen 
Bundesſtaat, der für fich abgefchloffen wäre oder ſich gar an eine nicht: 
deutihe Macht anlehnte, wir wollen ebenjowenig eine Großmachtspolitik 
und glauben nicht, daß Baiern in einer Vermittlerrolle das Endziel feiner 
Politit zu juchen hat. Das ift e8, was wir nicht wollen. Was wir 
aber wollen, und was wir auch ferner anftreben werden, ift die natio- 
nale Berbindung der ſüddeutſchen Staaten mit dem norbdeutichen Bunde, 
und damit die Einigung des zur Zeit getrennten Deutjchlands in der 
Form eines Staatenbundes. Es ift dieß daffelbe, was die Nifol3burger 
Präliminarien und der Prager Frieden anerkennen. Meine Herren! Ich 
fage nicht Verbindung Baierns mit dem norddeutjchen Bunde, ich fage, 
Verbindung der ſüddeutſchen Staaten. Und ich wünfchte, daß darüber 
vollftändige Klarheit herrſche. Wie fi die DVerhältniffe jet geftaltet 
haben, wäre es nach meiner Ueberze gung weder politifch correct, noch 
zwedinäßig, noch auch — man gebe ſich feinen Illuſionen Hin — in 
frieblicher Weife durchführbar, daß einzelne Staaten ſüdlich des Mains 
mit Norddeutfchland iu nähere Verbindung träten. Das nationale Band, 
das zwifchen uns und dem norddeutfchen Bunde gefchaffen werden fol, 
muß den ganzen Süden umfafjen." 

Diefe Erklärung war in ihrem verneinenden Theile zwar ganz klar, 
aber nicht fo im bejahenden, d. h. in der Bezeichnung des eigentlichen 
Zieles. Sie forderte ein nationale® Band mit Norddeutichland, aber 
doch blos einen Staatenbund; einen gemeinfamen Anfchluß des gefammten 
Süddeutſchlands, das aber doch unter fich feinen Bund fchließen follte. 
Die Behauptung, daß der Eintritt eines einzelnen füddeutichen Staates 
unzufäffig fei, ftand im Widerjpruch mit dem Artifel 79 der Bundes- 
verfaffung, mit dem Nundfchreiben Bismarcks und der Adreſſe des 
Reichstags. Da Fürft Hohenlohe fih im Auguft 1866 viel entgegen- 
fommender und klarer ausgefprochen hatte, mußte man fein verflaufulirtes 
Programm nur als Ergebnif eine Compromifjes mit den ſich in Baiern 
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erhebenden Widerſtandskräften anfehen. Diefe waren eben jet beſonders 
geihäftig, Schwierigkeiten zu bereiten, namentlich in der Kammer ber 
Neichsräthe wurden Umtriebe für Verwerfung „des Bollvereinsvertrags 
gemacht. 

In Baden, wo man fich mit der Hoffnung trug, der Eintritt des 
einzelnen Staates fei doch nicht jo unmöglich, als es Hohenlohe dar: 
ftellte, hatte die Rede des Letzteren große Aufmerkjamfeit erregt, und 
der Abgeordnete Wundt interpellirte den Minifter v. Freydorf am 14. 
Dftober mit der Frage, ob fich die Behauptungen Hohenlohe's auf vorher: 
gegangene diplomatijche Verhandlungen ftügen? Freydorf antwortete: 
es haben allerdings zwiſchen den ſüddeutſchen Staaten Verhandlungen 
über Bildung eines weitern Bundes mit Norddeutichland ftattgefunden, 
aber man babe fich uoch nicht über die Grundlagen defjelben verftän- 
digt. Fürſt Hohenlohe aber habe in der bairifhen Kammer nur feine 
perfönliche Anficht ausfprechen können, welche wohl auf feiner Auslegung 
des Artifel$ 4 des Prager Friedend und auf allgemeinen Anfchauungen 
der politifchen Lage der Dinge in Mitteleuropa, nicht aber auf irgend 
welchen Verhandlungen beruhe. Die badijche Regierung habe hierüber 
eine andere Anficht, fie fuche die diplomatifche Einigung mit dem Nord» 
bund anzubahnen, werde fich jedoch glücklich ſchätzen, wenn die Einigung 
in Gemeinfchaft mit den drei ſüddeutſchen Nachbarftaaten erfolgen könne. 
Am 18. Oft. wurde in der badifchen Kammer der Allfianzvertrag mit 
Preußen berathen, und es wurde dabei auch in Anfnüpfung an die Frey— 
dorfihe Antwort die Südbundsidee bejprocdhen. Mehrere Redner er- 
flärten fi) dagegen und meinten, in welcher Form fie auch zu Stande 
fäme, würde fie vom eigentlichen Ziele der nationalen Politif nur ab- 
führen. Freydorf fügte Hinzu, falls der weitere Bund zwifchen Nord» 
und Süddeutſchland zur Ausführung käme, würde das ſüddeutſche Wollt 
nur in einem gemeinfamen Parlament, nicht in den acht Kammern der 
ſüddeutſchen Staaten feine Vertretung finden können. Es ſei zu hoffen, 
daß diefer von der badischen Negierung gemachte Vorfchlag auch bei den 
übrigen ſüddeutſchen Staaten noch durchdringen werde. Ein anderes 
Project könne der norddeutſche Bund nicht annehmen. Der Allianzver- 
trag wurde hierauf mit allen Stimmen gegen die eine des ultramon- 
tanen Abgeordneten Lindau von Heidelberg, und der Zollvereinsvertrag 
ganz einftimmig angenommen, und beide wurden am 23. Oft. ebenfalls 
einftimmig von der erften Kammer genehmigt. 

Auch in der batrifchen Kammer war die Stimmung für Annahme 


Die bairifhe Kammer über den Zollvertrag. 233 


des Bollvereinsvertrags, der am 21. und 22. Oft. zur Verhandlung 
kam, günftig. Es wurden zwar jcharfe Redensarten gegen die drohende 
Berpreußung geführt; der ultramontane Oberbibliothefar Ruland von 
Würzburg meinte, der vorliegende Vertrag fei das dritte Glied in der 
Sklavenkette, durch welche Baiern an Preußen gefchloffen werden jolle. 
Man könnte füglich auch ohne Zollverein beftehen. Der Minifterialrath 
Weis behauptete: die ungeheure Mehrheit des Yandes wolle nidht3 von 
einer Unterordnung Baiernd unter Preußen wiffen, nur eine winzig Fleine 
Anzahl neige dazu Hin. Und wenn die bairifche Volfsvertretung den 
Bollvertrag verwerfe, werde Preußen, das den Zollverein nicht entbehren 
könne, günftigere Bedingungen ftellen. Der Abgeordnete Brater dagegen 
wies darauf hin, daß eine franzöfiiche Partei hinter der Oppofition gegen 
das Bollparlament und die Allianzverträge ftede, eine Partei, deren 
Fahne nit blos von den Ultramontanen, fondern auch in anderen ein- 
flußreichen Kreifen mit fchamlofer Offenheit aufgeftedt werde. Um jo 
dringender bedürfe man einer raſchen Einigung mit dem Norden, damit 
es jener landesverrätherifchen Partei, auch wenn es ihr gelinge in das 
Minifterium zu kommen, unmöglich gemacht werde, ihre Rheinbunds- 
beftrebungen zu verwirklichen. Der Zollvereinsvertrag erhielt jchließlich 
eine große Majorität, er wurde mit 177 Stimmen gegen 17 am 22. 
Dftober angenommen. Die Kunde davon erregte in allen Theilen des 
Landes Jubel; Gemeindecollegien, Handels- und Gemerbefammern 
richteten Dankadreſſen an das Abgeordnetenhaus. 

Aber die Kammer der Reichgräthe fchien nicht nachgeben zu wollen; 
ihre Commiffion trug mit 9 gegen eine Stimme auf Ablehnung an. 
Eine Nebenabfiht war auch, das diefen Kreifen verhaßte Minifterium 
Hohenlohe zu ftürzen. Doch der König ließ den Reichsräthen fagen, 
wenn fie auch den Zollvereinsvertrag vermwerfen, werde er das Mini- 
fterium doch nicht ändern. Die Stimmung des Landes, befonders in 
den Städten, war fo erregt, daß man Unruhen befürchtete, wenn der 
Neichsrath die Ablehnung des Vertrags befchlöffe. Eine Menge Tele 
gramme liefen ein, der Reichsrath möchte doch durch fein Votum das 
nationale Ungfüd einer Kimdigung des Zollvereind abwenden. Am 26. 
Dftober fand die entfcheidende Sigung ftatt. Der Referent und der 
zweite Präfident der Kammer, den man als Miniftercandidaten bezeichnete, 
Freiherr von Thüngen, fprachen fich gegen den Vertrag aus, da es einer 
Macht wie Baiern nicht zieme, fi) von einem anderen Staat ing 
Schlepptau nehmen zu lafjen. Freiherr von Zu Rhein meinte, die Kün- 
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digung des Bollvereind wäre fein fo großes Unglüd; Baiern könnne fich 
audere Handelswege fuchen in den Donauländern, nad) dem Orient. 
Der Fürft von Löwenftein-Wertheim ftellte einen vermittelnden Antrag. 
Die Kammer folle dem vorliegenden Vertrage ihre AZuftimmung nur 
unter der ausdrücklichen Bedingung ertheilen, daß das dem Staate 
Baiern in dem bisherigen Bollvertrag zuftehende Recht der Zuftimmung 
oder Verwerfung in allen das Zollwefen und die innere Beftenerung be» 
treffenden Fragen Ausdrud finde, d. h. das von Preußen mit Recht be- 
feitigte liberum veto für Baiern wieder eingeführt werde. Diejer An— 
trag wurde mit allen gegen eine Stimme angenommen und Fürſt Hohen- 
fohe erflärte: er wolle als Reichsrath zuftinmen, künne aber als Mi- 
nifter feine bindende Erklärung abgeben, und fchlug dem Freiherrn von 
Thüngen vor, fogleih mit ihm nad) Berlin abzureifen, um dort wegen 
des Veto perfönlich zu verhandeln. Sie reisten auch wirklich am 26. 
Dftober Abends nad) Berlin ab, wurden am folgenden Tage von Bis— 
mard empfangen, hatten am 28. eine längere Audienz bei König Wil- 
heim, an der auch Bismard theilnahın, mußten fich aber überzeugen, daß 
die beabfichtigte Conceſſion nicht zu erlangen fei, und erhielten nur das 
Verſprechen, daß Preußen von feinem Beto gegen etwaige Beichlüffe 
des Bollvereinsbundesrathd in Betreff neuer Einrichtungen nur dann 
Gebrauch machen werde, wenn durch die verlangten Abänderungen das 
Gedeihen oder die Einnahmen des FZollvereind gefährdet würden. Im 
Uebrigen erflärte Bismard aufs Beftimmtefte, daß weder Baiern noch 
den fübdeutfchen Staaten zufammen ein Veto zugeftanden werde, umd 
daß, falls die Reichsrathskammer auf Ablehnung des Vertrags beharre, 
derjelbe gekündigt und Baiern vom 1. Mai an vom Bollverein ausge» 
ichloffen werde. Herr von Thüngen kehrte alfo unverrichteter Dinge nach 
Münden zurüd, Fürſt Hohenlohe Hatte feine Abficht erreicht, ihn zu 
überzeugen, daß nicht3 anderes zu machen fei, als dem Bertrage bei- 
zufreten. 

Die zweite Kammer, welche ſich über den Reichsrathsbeſchluß noch 
einmal auszufprechen hatte, beharrte am 30. Dft. mit allen Stimmen 
gegen 12 bei ihrem früheren Beſchluß. ALS am folgenden Tage die 
Reichsrathsſitzung eröffnet wurde, verfündigte der Präfident, daß 78 
Telegramme eingelaufen feien, mit der Bitte an die Kammer, fie möchte 
doch den Vertrag annehmen, und daß er 13 Deputationen empfangen 
habe, welche daffelbe verlangten. Unter biefen Umftänden beantragte 
Freiherr von Thüngen im Namen der Commifjion die Zuftimmung zu 
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dein Beichluffe des Abgeorbnetenhaufes, und der Neichsrath nahm den 
Antrag mit 35 gegen 13 Stimmen an. 

Indeſſen hatte fich die Entfcheidung auch in Wirtemberg vollzogen. 
Schon am 27. September hatte die deutfche Partei eine ftarf befuchte 
Landesverfammlung gehalten, die fich für die Schuß: und Trutzbündniſſe 
und den Bollvereinsvertrag ausfprachen und deren unbedingte Annahme 
der BolfSvertretung zur Pflicht machte. Auch Gemeinderat und Bürger» 
ausfchuß der Stadt Stuttgart, ſowie viele andere Gemeindecollegien und 
Berfanmmlungen gaben ähnlihe Erklärungen von fih. Sämmtliche 
Handels- und Gewerbefammern forderten aufs Dringendfte die Annahme 
des Bollvertrags und wiefen nach, welch großen wirtbichaftlichen Schaden 
feine Verwerfung zur Folge haben müßte. Auch die nationale Preffe, 
d. h. der ſchwäbiſche Merkur und die ſchwäbiſche Volkszeitung, thaten 
das Ihrige, und beleuchteten in einer Reihe von Artikeln die Rage. Aber 
die Gegenpartei ließ es auch nicht an rühriger Agitation fehlen. Die 
Landeöverfammlung der demofratifchen Partei erflärte am 29. Septbr., 
daß die Verträge Süddeutſchland dem preußifchen Staat gegenüber in 
einen Zuftand der Abhängigkeit bringen würden, deffen nothwendige Yolge 
das Aufgehen Süddeutfchlands in Preußen fei. Es fei die Pflicht der 
Regierungen von Wirtemberg und Baiern, fi zur gemeinfamen Ab- 
wehr gegen die durch die Verträge drohenden Gefahren zu verbinden, 
und eine nothwendige Vorbedingung einer folhen Politik fei die Ent- 
laſſung Varnbülers, der jene beiden Verträge gefchloffen habe. Ein 
Redner der Verſammlung ſprach unter dein Beifall derjelben die Hoff- 
nung auf Hilfe Frankreichs gegen Preußen aus. 

Am 18. Oftober trat der Landtag zufammen, nachdem ſchon den 
Tag zuvor die ftaatsrechtlihe Commiſſion bejchloffen hatte, darauf anzu— 
tragen, daß die Kammer das Bündniß verwerfen möge, und daß es 
jedenfall8 nur mit der für Verfaſſungsveränderungen erforderlichen Zmei- 
drittel3majorität angenommen werden könne. Der König ſprach fich jedoch 
privatim bei verjchiedenen Gelegenheiten für Yefthaltung der Verträge 
ang. Arm 29. fand die Verhandlung ftatt. Der ultramontane Abgeord- 
nete Probft wollte Vertagung bis nad) dem Entjcheid des bairijchen 
Reichsraths, wogegen Minifter von Varnbüler erwiderte: Fürſt von 
Hohenlohe und Freiherr von Thüngen feien unverridhteter Dinge von 
Berlin zurücgefehrt, und überdieß zieme es fich nicht, daß das wirtem— 
bergifche Abgeordnetenhaus fein Votum von den Beichlüffen der bairifchen 
Reichsräthe abhängig mache, worauf der Antrag ProbftS abgelehnt wurde, 
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Auch das Verlangen der Commifjion, daß eine Zweidritteldmajorität für 
Annahme des Vertrags als erforderlich beftimmt werde, fand nicht die 
Beftätigung der Kammer. Die Gegner der Verträge boten Alles auf, 
um die Ablehnung derfelben zu Stande zu bringen; befonders eifrig und 
leidenschaftlich fprad) Morig Mohl, der ſchon vorher in einer größeren 
Flugfhrift unter dem Titel: „Mahnruf" den Ruin Süddeutſchlands im 
Tall der Annahme der Verträge prophezeiht hatte. Der Vertrag fei 
ein DVafallenvertrag und der Minifter Varnbüler gar nicht berechtigt 
geweſen, denjelben ohne Genehmigung der Stände zu ratificiren. Der 
von Preußen angebotene Schuß habe überdieß wenig Werth, denn wenn 
Wirtemberg des Schutzes bedürfe, jo würde Preußen genug zu thur 
haben, fich felbft zu ſchützen. Es wäre für Süddeutſchland bejjer, wenn 
es neutral bliebe, anftatt der Prügelknabe Preußens zn fein. Preußen 
fei e8, da8 Deutichland zerriffen und zerftört habe. Man folle fi auch 
nicht durch die angedrohte Kündigung fehreden laffen, Wirtemberg und 
Baiern jeien die verbraudhsfähigften Länder, die man nicht werde aus— 
ſchließen wollen. Und wenn auch, fo könne man fi) mit Baiern ver- 
binden und einen Handelsvertrag mit Defterreich ſchließen. 

Die Minifter traten für die Verträge mit ntfchiedenheit ein. 
Staatsrath von Mittnacht, der Yuftizchef, wies nad, daß die Annahme 
des Vertrags feine Verfafjungsänderung in fich fchliege; die Allianz lege 
Wirtemberg nicht mehr auf, al3 die nationale Pflicht ohnehin verlange. 
Der Kriegsminifter von Wagner fette auseinander, daß die Vertheidi- 
gung Süddeutfchlands durch Preußen Wahrheit, keine Fiction fein werde, 
und erflärte, daß ohne den Allianzvertrag Wirtemberg noch meit größere 
Opfer für feine SHeeregorganifation würde bringen müſſen. Varnbüler 
ging auf die Entftehungsgefchichte ded Vertrags zurüd und zeigte, daß 
Süddeutſchland eines Rüchaltes und Schutzes bedürfe, und denjelben 
nirgends anders finden fünne als bei Preußen, und daß alle anderen 
Combinationen unmöglich feien; einen Anjchlug an Oeſterreich werde 
Niemand verlangen, ein Zufammengehen mit Frankreich werde fein 
Deutfher Muth Haben zu empfehlen, zu einem Südbund hätten die 
Nachbarſtaaten feine Luft, und für eine felbftändige europäifche Politif 
fei Wirtemberg zu Hein. Auch gab er zu bedenken, daß der Allianz- 
vertrag mit Preußen einen integrivenden Theil des Friedensvertrags 
bilde. Werde der Bündnißvertrag verworfen, fo befinde ſich Wirtem- 
berg mit Preußen noch im Kriege, wenigftens feien rechtlich alle ver- 
tragsmäßigen Beziehungen gelöst. Am Schluß erflärte der Miniſter: 
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„Ich halte diefen Vertrag für einen Wirtemberg vortheilhaften und ich 
glaube durch diefen Vertrag Wirtemberg einen Dienft erwieſen zu haben. 
Ich ftehe nicht als jchuldig vor Ihnen, um Sie um Berzeihung zu 
bitten, daß ich den Vertrag abgeſchloſſen habe, jondern ich habe die 
Ueberzeugung, daß ich einen guten Vertrag abgejchlofien habe. Mögen 
Sie anderer Meinung fein, ich habe dieſe Ueberzeugung, und wenn ich 
dieſe Ueberzeugung nicht gehabt hätte, hätte ich ihm nicht abgeſchloſſen.“ 
— — „Das was ic in meinem Namen gejprochen habe, habe ich im 
Namen meiner Collegen auch gefprochen; jeder Schritt, den ich in diefer 
Sache gethan habe, ift mit Vorwifjen und unter einftimmiger Genehmi— 
gung meiner Collegen an dieſem Tiſch gefchehen. Sie müffen aljo nicht 
glauben, daß bier eine Zwietracht beftehe oder Verſchiedenheit der Mei- 
nung. Das was ich gethan habe, haben dieſe Herren mit gebilligt. 
Nun, meine Herren, entjcheiden Sie wie Ihre Ueberzeugung es mit ſich 
bringt. Ich jehe Ihnen mit gutem Gewiffen ins Angeficht und ich er- 
warte fejten Muths den Richterſpruch der Gejchichte Wirtembergs und 
Deutſchlands.“*) 

Die Gegner wollten ſich immer noch nicht überzeugen laſſen, und 
Moritz Mohl hielt eine lange Rede, um die Auseinanderſetzung Varn— 
bülers Punkt für Punkt zu widerlegen und die Gefahren, die für Wir— 
temberg aus einem Bündniß mit Preußen hervorgehen könnten, vecht 
Ihwarz zu malen, Nach zmeitägiger ‘Debatte wurde der Antrag der 
Minderheit der Commiffion, den Allianzvertrag anzunehmen, mit 57 
Stimmen gegen 32 zum Bejchluß erhoben. Am folgenden Tage fam 
der Bollvereinsvertrag zur Verhandlung, mit einem getheilten Antrag 
der volkswirthſchaftlichen Commifjion, deren eine Hälfte Verwerfung, die 
andere Annahme wollte. Da während der Verhandlung die Nachricht 
eintraf, daß die Kammer der bairifcheri Reichsräthe den Vertrag ange- 
nommen babe, fo blieb aud) der wirtembergifchen Kammer nichts anderes 
übrig, und fie ftimmte mit 73 gegen 16 zu. Die erfte Kammer 
nahm am 4. November den Zollvertrag einftimmig und den Allianz- 
vertrag mit 23 gegen 6 Stimmen an. Zwei Mitglieder, der Fürſt von 
Löwenftein- Wertheim und der Fürſt von Hohenlohe-Langenburg legten 
jogar den Wunſch ins Protokoll nieder, die Negierung möchte alle er- 


*) Verhandlungen der wirtemb, Kammer der Abgeordneten von 1866—68. Pro- 
tofolle Bd. I. ©. 460. 
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forderliche Einleitung treffen, um den möglichſt baldigen Eintritt Wirtem- 
berg3 in dem norbdeutichen Bund herbeizuführent. 

Daß dieß gejchehen fünnte, hielt man nicht für unmöglich, da im 
Lauf der Verhandlungen drei Minifter fich fo entjchieden für das Biind- 
niß mit Preußen ausgejprochen hatten und Varnbüler ausdrüdfich ver- 
fichert hatte, daß was er gejagt, er auch im Namen feiner Collegen ge- 
redet habe. Aber ſchon nad) einem Monat zeigte fich die Grundlofigfeit 
folcher Hoffnungen. Bei Vorlegung des Entwurfs einer neuen Civil- 
prozegordnung am 11. December jprachen mehrere Mitglieder der dent: 
ſchen Partei den Wunſch aus, man möge doch mit Einführung einer 
neuen Gericht3organijation zumwarten, da in Preußen eine folche für den 
norddeutichen Bund vorbereitet werde und Ausficht fei, eine allgemeine 
deutjche Gerichtgordnung zu befommen. Da erhob ſich der Yuftizminifter 
Mittnaht für die Wahrung der wirtembergifchen Eigenthümlichfeit im 
Auftizwefen. Er fagte: Wir würden auf diefe Weife unfer ganzes juri- 
diihes Heil aus Norddeutichland zu beziehen haben. Da hauptjächlich 
die Abgeordneten der deutjchen Partei den Aufichub beantragen, jo follten 
diejenigen, welche einer anderen politiichen Anficht Huldigen, fich hüten, 
die Freunde der juriftifchen Reform „mit ihren Hoffnungen und Beftre- 
bungen Hbinüberzudrängen zu einem Mittelpunkt, der nicht in Wirtemberg 
liegt."*) Es Hatten nämlich auch Andere, die fich nicht zur deutjchen 
Partei rechneten, auf die Ausfiht auf eine deutjche Gerichtsordnung hin- 
gewiejen. Am folgenden Tag widerfprad; auch Varnbiler dem Verlangen 
nah Eintritt in den norddeutjchen Bund. ALS der Abgeordnete Hölder 
bei Gelegenheit der Erigenz für den Gejandtichaftspoften in Florenz die 
Anficht geäußert hatte, dag Wirtemberg als ein Kleiner Staat auf felb- 
ftändige Politif verzichten und feine auswärtige Vertretung den Gejandten 
des norddeutſchen Bundes überlaffen follte, erhob ſich VBarnbüler mit 
Heftigfeit zur Abweiſung ſolch ungebührficher Zumuthung. Die Regie- 
rung glaube mit dem Abjchluß der beiden Verträge ihre nationale Pflicht 
erfüllt zu haben ımd habe feinen Grund, über diefe Grenzlinie hinaus- 
zugehen. Nachher rechnete er der Kammer vor, daß der Eintritt in den 
norddeutjchen Bund eine gar foftfpielige Sache fein würde. Statt eines 
Kriegsbudgets von fünf Millionen würden fieben Millionen erforderlich 
fein; die jährliche Refrutenzahl müßte von 6000 auf 8000 erhöht werden, 
hiezu würde eine Beifteuer von einer halben Million für die Marine 


*) Protokolle von 1866—68. Bd. II. Seite 911. 





Schreiben Mathy’s an Bismard. 239 


kommen, und e8 würde ſich für Wirtemberg eine Mehrausgabe von 3'/, 
Millionen ergeben. Wenn daher ein Antrag auf Eintritt Wirtembergs 
in den Nordbund in der Kammer geftellt würde, jo „würde ich," ſprach 
Barnbüler, „Ihnen jagen, da Sie dazu nicht berufen feien, ich würde 
gegen einen folchen Ausſpruch an das Land appelliven, und wenn daſſelbe 
im vollen Bewußtſein der Opfer, welche zu bringen find, Abgeordnete 
ichifen würde, welche für diefe Opfer ftimmen würden, dann, meine 
Herren, würde ich als einer der Räthe der Krone Sr. Majeftät dem 
Könige die Frage unterftellen, ob er es mit feinen Rechten und Pflichten 
vereinbar bielte, ob er es mit feiner europäifchen Stellung und der 
Wahrung der Intereſſen Europas vereinigen könnte, einen ſolchen Weg 
zu gehen.“ *) 

Der Großherzog TFriederih von Baden und fein Minifter Mathy 
hielten es ganz wohl mit ihren Pflichten für das Land vereinbar, den 
Eintritt in den norddeutihen Bund ernftlich zu ſuchen. Mathy jchrieb 
am 18. Nov. 1867 an Bismard und fette ihm die Gründe aus- 
einander, die ihm den fofortigen Eintritt des Großherzogthums bejonders 
wünjchenswerth machten. In wenigen Wochen fänden die ſüddeutſchen 
Wahlen zum Bollparlament ftatt, auf diefe würde ein ſolches Creigniß 
von großem Einfluß fein. Jetzt fei Frankreich mit feiner neuen Militär- 
organifation noch nicht fertig und daher nicht im Stande, durch eine 
Kriegserflärung Einfprache zu erheben. Voll und Stände fgien in Baden 
bereit, die größeren Laften, welche dag Militärwejen verurfache, zu tragen, 
aber nur dann, wenn man auf ihre Frage, ob und wann der durch 
jolhe Mafregeln vorzubereitende Eintritt ftattfinden könne, eine befrie- 
digende Antwort zur geben wilfe. Sei dieß nicht der Fall, jo fei jehr 
zu befürchten, daß die Erigenzen der Regierung verweigert würden; über: 
haupt würde eine längere Verzögerung der Aufnahme Badens auf das 
ganze Verhältnig Süddeutſchlands zum Norden einen lähmenden Einfluß 
haben. Den Intriken gegen Preußen wirde ein bequemes Feld geöffnet 
fein. Wenn er bei feinen Beftrebungen für den Eintritt Badens eine 
Niederlage erlitte, jo würde es ihm nicht mehr möglich fein, die Leitung 
des badiſchen Staate8 weiter fortzuführen, andere Männer feiner poli- 
tiichen Gefinnung würden auch nicht an feine Stelle treten, e8 würden 
Andere ans Ruder fommen, die fich als die durch die Lage angezeigten 
Nachfolger darbieten, und er brauche wohl nicht die Richtung anzudeuten, 
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welche diefe Männer einhalten würden. Das einzige Mittel, die badifche 
Volksvertretung auf ihrer bisherigen Bahn feitzuhalten, wäre eine Er- 
Härung des Minifteriumg, daß der Eintritt Badens in den norddeutſchen 
Bund erfolgen könne, fobald die Stände die entjprechenden Forderungen 
bewilligt haben mwirden. Das Beifpiel Badens würde gewiß auf die 
Nachbarn mit ummiderftehlicher Anziehungskraft wirken. Zunächſt auf 
Wirtemberg, dann aber auch auf Baiern, wo al3bald eine tiefe Spal- 
tung zwiſchen Franken und der Rheinpfalz einerfeitS und den übrigen 
Kreifen andererfeit8 entftehen und der meitere Verlauf auf den Weg 
Badend drängen würde. In jedem Tall würde durch die Aufnahme 
Badens den öfterreichifch- franzöfifchen Umtrieben in Süddeutſchland ein 
Riegel vorgefchoben. Schließlich fagte er: „Wohl befcheide ich mich gern, 
daß europäifche GefichtSpunfte, welche etwa dem vereinzelten Eintritte von 
Baden allein im Wege ftehen mögen, fich meinen Blicken entziehen. Sind 
jolhe vorhanden, jo werden fie entfcheiden, jo lange fie bejtehen. Dann 
aber würde es wohl auch genügen, wenn vertraulich den Abgeordneten 
eine Andeutung darüber gegeben werden fünnte, mit dem Anfügen, daß 
der Eintritt Badens in den norddeutfchen Bund, falls die Vorlagen der 
Regierung im Wefentlichen angenommen werden, eventuell auch ohne 
Baiern und Wirtemberg, gefichert, und nur der Zeitpunft dem Ermeifen 
und der Berftändigung der Regierungen vorzubehalten ſei. Die Regie- 
rung wird unter allen Umftänden dad Mögliche thun, um in dem bevor» 
jtehenden Kampfe obzufiegen. Ich werde aber, wenn dieß ohne eine 
Kräftigung ihrer Stellung gejchehen muß, nicht mit Siegesbewußtſein 
an die Arbeit gehen.“ *) 

Auch andere Männer von Anfehen fprachen fich in demjelben Sinne 
aus, die nationale Prefje forderte dringend die Aufnahme Badens in 
den Bund. Ein Artikel der preußiichen Jahrbücher vom 14. Nov. 1867 
fagte: „Faſſen wir die realen Verhältniffe ins Auge, jo wird eine gleich- 
mäßige Behandlung des Südens kaum durchführbar eriheinen. Man 
wird den Thatfahen Rechnung tragen müffen, wenn man nicht der na— 
türlihen Entwicklung eines wichtigen deutſchen Landes Gewalt anthun 
und nicht Gefahr laufen will, die Intereffen der gefammten Nation em- 
pfindlich zu ſchädigen.“ Mathy erhielt von Bismard feine directe Ant- 
wort, fondern nur durch den badijchen Gejandten die Mittheilung, daf er die 





*) Freytag, Leben Mathy's S. 415. 
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Bollparlament war nicht geeignet, die Hoffnungen Mathy's aufzurichten, 
denn er jah voraus, dag das Bollparlament unwirkſam gemacht werden 
müffe, wenn der Eintritt Badens in den norddeutichen Bund abgelehnt 
werde. Für Mathy war es ein fchmerzlicher Schlag, ſich zurücgeftoßen 
zu jehen. Mit tiefer innerer Erregung verbandelte er mit dem Grof- 
berzog über die abjchlägige Antwort, nahm ſich aber zufammen, um 
nicht in muthloſe Klage auszubrechen, und fagte: „Wir thun doch unjere 
Prlit." Aber den Schmerz über die getäufchte Hoffnung konnte er 
nicht verwinden, er war innerlich gebrochen und feine förperlichen Kräfte 
waren erfchöpft. Am 3. Februar 1868 ftarb er nach widerholten Fieber— 
anfällen. Welches die Gründe Bismards für fein abweifendes Verhal- 
ten waren, weiß man nicht genau. Er feheint die Aufnahme Badens 
wegen der Einſprache Franfreihs und Dejterreihs für unmöglich gehal- 
ten zu haben, und wollte für jetst feinen Krieg riskiren. 

Man war in Baden feit dem Herbit 1367 eifrig bemüht, die mili— 
täriichen Einrichtungen Preußens nachzubilden. Am 22. November nahm 
die Kammer mit allen gegen drei Stimmen ein neues Wehrgejeß an, 
welches ſich in allen wejentlichen Beftimmungen an die norddeutjche 
Kriegsdienftordnung anfchloß, und dem auch die erjte Kammer am 30. 
November zuftimmte. Die Frage über die Präfenzzeit blieb noch offen 
bis zur Berathung des Contingentgejetes. Dieſe fand am 21. Januar 
1868 ftatt, und das Contingentgejeg wurde unter Oppofition einer Heinen 
Meajorität, die ſich hauptjächlic auf Wirtemberg berief, mit allen gegen 
3 Stimmen angenommen. Im Einklang mit den Geſetzen des nord» 
deutichen Bundes wurde die Friedensftärfe des badifchen Heeres auf 1 
Procent der Bevölferung, die Kriegsftärfe auf 2 Procent und die Prä- 
jenzzeit auf 3 Jahre feſtgeſetzt. In Folge davon wurde das Kriegs— 
budget für 1868 nıud 1869 um zwei Millionen erhöht. Eine jehr wid): 
tige Veränderung im badischen SKriegsdepartement war, daß das Kriegs— 
minifterium neu bejegt und an die Stelle des bisherigen Minifters, 
General3 Ludwig, der preußiſche Militärbevollmächtigte General Beyer 
am 25. Februar zum Kriegsminifter ernannt wurde, was im den ande 
ren jüddeutfchen Staaten und in Frankreich großes Aufjehen machte. Im 
März wurde durch einen bejonderen Vertrag feftgejett, daß die badiichen 
Dffizierszöglinge in preußiſchen Kriegsſchulen ihre Ausbildung erhalten 
jollten. Schon im Jahre vorher war eine Anzahl badiicher Offiziere 
in militärifche Specialfchulen nah Spandau, Berlin ımd Hannover ge 
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ihict und eine Anzahl Eadetten in die Kriegsfchulen zu Engers und 
Kaſſel aufgenommen worden, und andererfeitS wurden num im April 1868 
preußische Offiziere nad) Baden berufen, um die Yandwehr nad) preußi- 
ihem Syitem zu organifiren. So wurden durchgreifende Vorbereitungen 
zum Eintritt Badens in den norddentichen Bund getroffen. Sm Zus 
fammenhang mit diefen Beftrebungen ftand auch die durch Mathy's Tod 
nothiwendig gewordene Ergänzung des Minifteriums. Sein Nachfolger 
wurde Jolly, welcher jchon früher die nationale Politif mit Energie ver- 
treten hatte, deshalb im Jahre 1866 feine Stelle als Minifterialrath 
hatte aufgeben müfjen und als Präfident zum Verwaltungsgerichtshof 
verjeßt worden war. Der bisherige Juſtizminiſter Stabel nahm feine 
Entlafjung, und der Minijter des Auswärtigen dv. Freydorf übernahm 
proviforisch das Yuftizminifterium, das dann einige Monate jpäter durch 
den jehr entjchieden nationalgefinnten Kreisgerichtsdirector Oblircher be- 
jetzt wurde. 

In Wirtemberg arbeitete der neue Kriegsminifter Freih. v. Wagner 
auf dafjelbe Ziel der Reform des Heeres nach preußiſchem Mufter hin. 
Aber er fand bei der Volfsvertretung nicht das bereitwillige Entgegen- 
fommen wie fein badifcher College. Das Kriegsdienftgejeg, welches er 
am Ende des Yahres 1867 vorlegte, fand großen Widerjtand. Die 
demokratische Partei brachte durch Volksverfammlungen in Stuttgart und 
auf dem Lande eine lebhafte Agitation in Gang, und es wurden mehr 
al3 40 Petitionen gegen den Gejekesentwurf an die Kammer gerichtet. 
Beſonders die dreijährige Präfenzzeit war ein Stein des Anftoßes, und 
der Kriegsminifter ſah fich gemöthigt, im Namen der Regierung zu er: 
klären, fie fei bereit zuzugeben, daß außer bei dem Unteroffizieren umd 
der Neiterei die Dauer der Präfenz im activen Heer zwei Jahre nicht 
überfchreiten folle. Erſt auf diefe Erflärung hin wurde am 18. Januar 
1868 der von der demokratischen Partei geftellte Antrag, das ganze 
Geſetz en bloe zu verwerfen, mit der Fleinen Mehrheit von 6 Stimmen 
abgelehnt. Im weiteren Berlauf der Verhandlungen wurde über die 
Frage der Präfenzzeit im Frieden eine Neihe von Anträgen geftellt und 
verworfen, und nicht einmal eine zweijährige wollte man annehmen, jelbft 
ein Antrag auf 20 Monate erhielt nur 31 Stimmen. Gndlih wurde 
doh am 29. Januar der Antrag in der Faſſung: „daß Niemand mit 
Ausnahme der reitenden Waffen länger als zwei Jahre präjent gehalten 
werden darf” mit 50 gegen 40 Stimmen angenommen, und mit gleicher 
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Stimmenzahl das ganze Geſetz. Das Inſtitut der Einjährig: Freiwilligen 
wurde mit großer Mehrheit angenommen. Die Feſtſtellung der Zahl 
der jährlich auszuhebenden Rekruten machte neue Schwierigkeiten. Der 
Vorſchlag der Regierung, die jährlihe Rekrutenzahl von deu bisherigen 
4600 auf 5800 zu erhöhen, wurde mit Mühe durch eine Majorität von 
3 Stimmen durchgebracht. Und doch blieb nach einer Berechnung des 
Kriegsminifters die Zahl des wirtembergijchen Heeres im Vergleich) mit 
Baiern und Baden um mehrere Tauſende zurüd. Nichtsdeftoweniger 
ftimmten die Particulariften ein Lamento an, als ob das Aeuferfte ges 
fordert würde, und der Abgeordnete Mohl meinte, man könne 
Wirtemberg doch nicht zumuthen, den Testen Mann und ben 
legten Heller für die Kriege des Königs von Preußen herzugeben, eine 
jolde Verwilligung wiirde man noch auf dem Todtenbett zu bereuen 
haben. 

Die erfte Kammer verbejjerte das Sriegsdienftgefeß in einigen 
Punkten, indem fie für Neiterei und Unteroffiziere eine dreijährige 
Präfenzzeit im Frieden beichloß, und die von der zweiten Kammer 
abgelehnte Controlverfammlung der Landwehr widerherjtellte, und fo 
verjchiedene andere Beftimmungen ergänzte. Die zweite Sammer 
wollte auf diefe Zugeftändnifie nicht eingehen, und beharrte zuerft 
auf ihren früheren Beichlüffen, nahm aber am 16. Februar doch 
endlich die genannten Modificationen wenigitens in der Hauptſache 
an, mit 48 gegen 36 Stimmen. Auffallend war es bei den Ber: 
handlungen, daß die Vorlage der Regierung faft nur von dem Kriegs— 
minifter und den Mitgliedern der deutjchen Partei eifrig vertheidigt, 
von den übrigen Miniftern dagegen nur ſchwach unterftiigt wurde. 
Diefes Berhalten machte den Eindrud, ald ob man nicht eine natio- 
nale Pflicht zu erfüllen, fondern fih nur mit einem läftigen Gläu- 
biger abzufinden hätte. 

Der Kriegsminifter hatte bei der Ausführung noch mit manchen 
Schwierigkeiten zu fämpfen, und feine Collegen erleichterten ihm 
die Sade nicht; dagegen genoß er das perjönliche Vertrauen des 
Könige. Er ‚führte nicht mur das befchlojfene Geſetz mit Energie 
durch, ſondern führte auch das ganze preufifche Erercitium und 
Reglement ſammt Zindnadelgewehr ein. Bald wurde eine größere 
Zahl von Offizieren in preußiiche Garnifonen geſchickt, um fich dort 
in den ftrengeren Dienft einzuleben. Das Offizierscorps ging be— 
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reitwillig auf das neue Syſtem ein, und die Umgeftaltung des wir— 
tembergifchen Heeres machte bald die erfreulichjten Fortſchritte. Aber 
während auf dem militärischen Gebiete fich eine Annäherung an 
den norddeutſchen Bımd vollzog, war man im den Streijen der 
Diplomatie und der Demokratie gejchäftig, den Gegenſatz zu vber- | 
ihärfen, und für die Erhaltung der Selbjtändigfeit der Einzelftaaten | 
Umtriebe zu machen. 


Sieben und zwanzigites "Kapitel. 


Das deutſche Zollparlament. 


Durch die Ausſtattung des Zollvereins mit einer gewählten Natio— 
nalvertretung hatte man ein Ziel erreicht, das in früheren Entwicklungs— 
jtadien als der jichere Anfang der deutichen Einigung bezeichnet worden 
war.*) Es war natürli, daß man jich audy jett einen wefentlichen 
Fortſchritt davon verſprach. Nicht mur in dem reifen der national: 
liberalen Partei fette man große Hoffnungen auf diefe neue Einrichtung, 
jondern auch Bismarck ſelbſt glaubte dadurch die Weiterentwicklung jeines 
Werfes gejichert zu haben. Es war jo natürlich anzunehmen, daß man 
in einer Berfammlung, die iiber Berfehrs: und Dandelsangelegenheiten 
zu berathen hatte, nicht bei einzelnen Artiteln jtehen bleiben würde, ſon— 
dern bald das Bedürfnig fühlen müſſe, über andere wirtbichaftliche und 
politiiche ragen ſich auszufprechen. Der Artifel IV der Bundesver— 
faffung gab einen fo deutlichen Fingerzeig. Bon diefer VBorausfegung 
ging auch das Wahlcomite aus, das jich gegen Ende des Jahres 1867 
in Karlsruhe bildete. Dafjelbe erließ am 20. December in der Karls— 
ruber Zeitung eine Erkläruüng, welche die Aufgabe des Zollparlaments 
alfo bezeichnete: es habe „die Wege zu fuchen, auf denen theil® Die 
Ausbildung, theils die erforderliche Erweiterung der Competenz der Zoll» 


*) Mathy hatte Schon im Jahre 1847 bei einer Berfammiung, die am 10. Oft. 
zu Heppenheim gehalten wurde, die Ausbildung des Zollvereins durch Berufung von 
gewählten Bolfsvertretern ala den ficherften Weg zur deutichen Einheit bezeichnet, und 
1861 bat Friedr. Lundw. Frauer die nationale Reform des Zollvereins durch Hinzu— 
fügung eines Zollparlaments in einer beionderen Schrift beſprochen. S. Bd. I. 
©. 20 und ©, 247, 
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union und daher des BollparlamentS am eheften zu erreichen jet, ins— 
befondere mit Bezug auf Freizügigkeit, Heimats- und Niederlafjungs- 
verhältniffe”, und die anderen in Artikel IV genannten Punkte. Diejes 
Wahlprogramm war von mehreren Mitgliedern der beiden Kammern 
und den badifchen Miniftern mitunterzeichnet. Man ſah diefe Auffaſſung 
in Baden als fo felbftverftändlich an, daß man fein Bedenken haben konnte, 
fie auch in einem öffentlichen Aktenſtück auszufprechen. Anders dad} 
ten aber folche ſüddeutſche Staatsmänner, die bei der Annahme der 
Allianzverträge und des neuen Zollverein den Vorſatz gefaßt hatten: 
„Bis hieher und nicht weiter.” Bald darauf erjchien im mirtember- 
gifhen Staatsanzeiger ein Artikel (vom 8. Yan. 1868), welcher es jehr 
auffallend fand, daß man die Abgeordneten des Bollparlaments ohne 
weiteres zu einem Verhalten verpflichten wolle, welches nichts Geringeres 
in fi) fchließe al3 die Verlegung der eingegangenen Bertragsverbind- 
(ichfeiten.. Im höchſten Grade aber überrafchen müſſe jedenfall$ die 
Betheiligung bei dieſer Kundgebung von Seiten eines Miniſteriums, 
deſſen Worjitender perfönlic) bei dem Abſchluß des Vertrags vom 8. 
Juli thätig geweſen fei, und welches in feiner Geſammtheit jehr wohl 
wife, daß die Zuftändigfeit des Bollparlament3 in beftimmter Weife be- 
fchränft fei und von den Contrahenten befchränft werden wollte: Dar: 
auf erwiderte das Organ der badiichen Regierung: man fünne doch die 
Aufgabe des Zollparlaments nicht befcheidener ausdrüden, als durch den 
Nath, den Weg zu fuchen, auf dem das Ziel der Einigung am eheften 
zu erreichen ſei. Die angefochtene Erklärung fage ja nirgends, daß dieſes 
Ziel da, wo vom Bölferrecht oder Staatsrecht der Vertragsweg vorge: 
zeichnet fei, auf anderem Wege erreicht werden wolle. Man konnte aus 
der mirtembergijchen Abmahnung jchliegen, daß die dortige Regierung 
feine Abgeordneten in das Bollparlament gewählt wiſſen wolle, welche 
die Wege zu einer Erweiterung der Competenzen des Zollvereins juchen, 
und diefe Vorausſetzung betätigte ſich bei den Wahlen in einer Weile, 
die alle Befiichtungen übertraf. 

Ehe wir zu der Gejchichte der füddeutichen Zollparlamentswahlen 
übergehen, müffen wir noch einen Blid in die Berhandlungen des preu— 
Kifhen Landtags werfen, der über eine Angelegenheit zu beichließen hatte, 
welche mit der Einigung Deutjchlands auch in einigem Zuſammenhang 
ftand. Der Landtag verhandelte nämlich über die ihm vorgelegten Ver— 
träge, welche die preußiſche Regierung mit dem Herzog von Nafjau und 
dem König von Hannover gejchloffen hatte, um ihnen eine Entſchädigung 
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für den Verluft ihrer Throne zu gewähren. Am 18. September 1867 
war mit dem Herzog Adolf von Naffau ein Vertrag zu Stande ge- 
fommen, wornad er auf feine Thronanjprüche verzichtete und dagegen 
eine Geldentihädigung von 16 Millionen Gulden erhielt, ihm auch meh- 
rere Grundbefigungen im Naſſauiſchen, worunter das Schloß Biberich 
mit feinen ſchönen Gärten, zurüderftattet wurden. Der König Georg 
von Hannover, welcher in Hieging bei Wien eine Zuflucht gefunden und 
von dort aus am 23. September 1866 einen Proteft gegen die Ein- 
verleibung Hannovers in Preußen erlafjen Hatte, ließ fich im folgenden 
Jahr doc) bewegen auf Unterhandlungen einzugehen, und fein ehemaliger 
Yuftizminifter Windthorft, der von ihm Vollmacht erhalten hatte, bradhte 
ein Abkommen mit der Krone Preußen zu Stande, wornach ihm fein 
in engliihen Stocks angelegte Kapital von 600,000 2. Sterling, fein 
Silbergeräth, ſein Juwelenſchatz und anderes bewegliches Privateigen- 
thum verblieb, und er überdieß zur Entjchädigung für Domainen, Forften, 
Schlöſſer, Gärten, die Zinfen aus 11 Millionen Thaler und 5 Millio— 
nen baar erhielt. Auch wurden ihm einige Grundbeſitzungen in Hans 
nover, nämlich das Schloß in Herrenhaufen und die Domaine Galen- 
berg vorbehalten, die jedoch in preußiicher Verwaltung bleiben follten, bis 
König Georg auf die hannoverifche Königskrone für fi) und feine Erben 
ausdrücklich verzichtet haben würde, was durch diefen Vertrag noch nicht 
geihah. Dieje Entihädigungsfummen für die entthronten Fürſten wurden 
dem Landtag bei Gelegenheit einer Denkjchrift über die Verwendung eines 
früher vermwilfigten Anlehens von 60 Millionen Thalern zur Genehmi- 
gung vorgelegt. Die Negierung machte geltend, bei den Verhandlungen 
über die Abfindung der entthronten Fürſten ſei die politiiche Auffaffung 
maßgebend geweſen, daß Preußen dieſen Fürften nicht mehr Nachtheile 
zufügen dürfe, als die Sicherjtellung der nationalen Geſammtpolitik be- 
dinge. Es müfje ihnen eine an ihre früheren Verhältniffe anfnüpfende 
hervorragende Stellung gefichert bleiben. Nur jo jei e8 möglich, ihre 
Anhänger in den jet preußifchen Yandestheilen mit dem Schickſal ihrer 
früheren Herrſcher auszufühnen. Sie dürften nicht in eine Lage gebracht 
werden, welche das Gefühl des Mitleids hervorzurufen geeignet jei. 
Die Commiffion des preußischen Abgeordnetenhaufes beantragte die Ge: 
nehmigung diefer Verträge; aber bei der Debatte, welche am 1. Febr. 
1868 über diefe Vorlage ftattfand, wurde diefelbe von mehreren Rednern, 
bejonders von Schulze und Ziegler, ernſtlich beanftandet. Die Fürften, 
wurde gejagt, würden auf dieſe Weife ja befier ftehen, al vorher. Man 
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werde die neuen Provinzen nicht durch Freigebigkeit gegen die abgejetten 
Fürften, fondern nur durch eine liberale Regierung gewinnen. Durch 
jolche Freigebigfeit unterftüge man nur das Prätendententhum. Bismard 
trat ſehr entjchieden für die Abfindungsverträge ein. Wenn ein erheb- 
licher Fortſchritt in der Verſöhnung erreicht werde, fo jet dieß noch mehr 
werth, als die gewährten Summen. Ein armer Prätendent jei der ge: 
ihichtlichen Erfahrung gemäß gefährlicher als ein reiher. Durch Ans 
nahme der Entjchädigungsjunme fei der König von Hannover moralijch 
gebunden, auf feine Thronanſprüche zu verzichten. Schließlich jprad) 
Bismard geradezu aus, dar wenn das Votum der Kammer die Verträge 
ablehnen würde, er fich genöthigt ſähe, von der Führung der Gejchäfte 
zurüczutreten. Er war um jo mehr für eine reichliche Entſchädigung 
König Georgs, weil es ihn Mühe genug gefoftet hatte, defien Abſetzung 
gegen den Widerſpruch des Königs Wilhelm und der föniglichen Familie 
durchzufegen. In Folge diefer Erklärung Bismarcks wurden die Ent: 
Ihädigungsverträge mit 254 gegen 113 Stimmen "angenommen. Bald 
aber zeigte es fich, wie wenig der König von Hannover und feine An— 
bänger diefe Großmuth Preußen danften, und wie jehr man fich in der 
Vorausfegung, der König werde ſich durch Annahme der Geldentſchädi— 
gung zur Verzichtleiftung auf jeine Anjprüche verpflichtet fühlen, getäufcht 
habe. Die jilberne Hochzeit, die das hannoveriiche Küönigspaar am 18. 
Februar 1868 zu Hieging feierte, gab Gelegenheit zu einer großartigen 
welfifchen Demonftration. Gegen 1200 getreue Anhänger König Georgs, 
Männer umd Frauen, reisten mit einem Ertrazug, der aus der Kaſſe 
des Erfönigs bezahlt wurde, nad) Hieging und brachten, mit weißigelben 
Bändern geziert, dem Königspaar eine Menge von Gejchenfen, worunter 
eine große Zahl geſtickter Nuhekiffen und Göttinger Würfte. Sie wurden 
zu einem Banfett eingeladen, bei dem der König in einem Toaft die 
Hoffnung ausfprad), daß er in kurzer Frift als freier felbftändiger König 
uach Hannover zurüdtehren werde. Im Privatgefpräh forderte er 
Einzelne geradezu auf, die Befreiung Hannovers von preußifcher Herr: 
haft zu betreiben. Diefe Feſtdemonſtration erhielt eine reelle Beftäti- 
gung durch die hannoverifche Legion, die ji), von Agenten des Königs 
geworben, in Holland und in der Schweiz jammelte, und nachdem ihr 
von Paris aus die Protection der franzöfiichen Regierung zugefichert 
war, nad) Frankreich überjiedelte, wo fie, an verfchiedene Ortjchaften ver: 
theilt, einerercirt wurde. Um auch durch die Prejje im Intereſſe der 
Wiedereinjegung des welfiichen Haufes zu wirken, wurde in Paris mit 
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großem Geldaufwand eine Zeitung gegründet „La Situation“, welche 
die Aufgabe hatte, die Nechte der abgeſetzten Fürjten zu vertreten und 
den Preufenbaß zu jehüren. Solchen welfischen Umtrieben konnte die 
preußiſche Regierung nicht ruhig zufehen, fie fonnte es nicht dulden, daß 
die von ihr freigebig gewährten Mittel verwendet wurden, um einen Auf 
ftand gegen fie zu organifiren, Am 3. März erfchien eine fünigliche 
Verordnung, welche die Befchlagnahme des im Befit König Georgs be- 
findlihen Vermögens verfügte und die Auszahlung der Zinfen aus den 
verwilligten 11 Millionen Thaler fiftirte. Ein gleichzeitig veröffent— 
lichter Bericht des Staatsminifteriums an den König motivirt diefe Ver: 
fügung in folgender Weije: „AS das Staatsminifterium die Genehmi— 
gung Em. fgl. Maj. für das am 29. September v. %. mit dem König 
Georg V. getroffene Abkommen ehrfurchtsvoll nachſuchte, war es Sich 
mohlbewußt, daß dadurd) eine definitive Anerkennung des Prager Friedens 
und des durch die Greigniffe in Deutfchland gefchaffenen Zuſtands jeitens 
de3 Königs Georg nicht erlangt war. Deſſenungeachtet durfte es Die 
allerhöchſte Genehmigung befürworten, weil e8 in der Natur des Ver— 
tragsverhältniffes lag, die Fortfekung von Feindfeligkeiten des einen 
pacifcirenden Theil gegen den andern auszuschließen. Ohne die Vor- 
ausjegung eines durch die Verhandlung von ſelbſt factifch eintretenden 
Friedensſtandes Fonnten die von Em. kgl. Maj. in jo großmüthiger 
Weije gebotenen Yeiftungen weder gewährt noch angenommen werden, 
Der König Georg V. aber hat durch feine Unterfchrift die noth— 
wendigen Borausfegungen und Bedingungen, fowie die eben jo nothwen— 
digen Eonfequenzen des Vertrags vor ganz Europa anerfannt. Das 
Staatsminiftertum fieht fich heute genöthigt, die Thatſache zu conftatiren, 
daß diefe Vorausſetzungen und Bedingungen von der anderen Seite nicht 
"erfüllt worden find" — ımd das Minifterium ftügt die Mahregel na- 
mentlich auf die Eriftenz der jogenannten welfiſchen Legion in Frankreich: 
„Truppenkörper, welche unter der ausgefprochenen Abficht, fie bei nächjter 
günftiger Gelegenbeit zu feindlichen Handlungen gegen Preußen behufs 
Yosreißung einer Provinz des Staates zu verwenden, militärisch organifirt, 
mit Offizieren und Unteroffizieren verfehen worden find und für den 
fünftigen Dienft gegen das eigene Vaterland auf fremdem Boden mili— 
tärijch eingeübt werden. Der dienftliche Verkehr zwijchen diefen Truppen- 
theilen und der bei dem König Geerg in Hieking befindlichen Hofdiener- 
ichaft, die Ertheilung von Ordres und die Leberjendung von Geldmitteln 
zur Befoldung von Truppen von dort ans ift amtlich feſtgeſtellt worden. 
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Der König Georg felbft hat im öffentlichen zur Notorietät gelangten 
Aeußerungen ſich zu den feindlichen Beftrebungen gegen den preußifchen 
Staat, welche von feiner Dienerichaft ins Werk gefegt find, befannt, zur 
Fortjegung derjelben aufgemuntert und die Treue von Unterthanen Em. 
fol. Maj. zu erfchüttern verfuht. Die Hoffnung, daß der König Georg 
den Rathſchlägen und Mahnungen befreundeter Höfe zugänglich jein und 
in eigener richtiger Würdigung der durch den Bertrag ihm zugefallenen 
Verpflichtung die Feindfeligfeiten einftellen und die geworbenen Truppen 
entlaffen wirde, hat fich nicht verwirklicht." Auch beſchloß der königl. 
Staatsgerichtshof, den Grafen v. Platen, welcher immer noch als Mi: 
nifter des Auswärtigen am Hofe zu Hieging fungivte und die Umtriebe 
zur Organifirung eines auswärtigen Angriffs leitete, in Anklageftand zu 
verjegen. Er wurde dann in Abmwejenheit zu 15 Jahren Zuchthaus nnd 
15 Jahren Polizeiaufjicht verurtheilt. 

Auch der Kurfürft von Helen, der feinen Wohnfik in Prag aufge 
ichlagen hatte, machte Verſuche, jeine ehemaligen Unterthanen gegen die 
preußiſche Negierung in Bewegung zu ſetzen. Er erließ unter dem 25. 
Februar 1868 einen Aufruf an die Kurheſſen, den er an alle Eurbefit- 
ichen Staats und Kirchenbeamte und Birgermeifter jandte, und der mit 
folgenden Worten begann: „Kurhejien! es kann nicht lange mehr währen 
und der zweite Aft des großen Trauerſpiels, welches die Politik des 
Grafen Bismard über unfer großes deutjches Vaterland und infonder- 
heit über unfere heſſiſche Heimath heraufbeichworen hat, wird beginnen.“ 
Er wies damit auf die bald von Frankreich zu erwartende Einmifchung 
hin und forderte zur Bereithaltung auf. So wenig ſolche Attentate eines 
unmächtigen Reftanrationsdranges die vollzogene Einverleibung rüdgängig 
machen konnten, jo ermuthigten fie doc) die Beftrebungen derer, welche 
eine Widerherftellung des Alten wünfchten und ſich bemühten, dem Fort: 
ichreiten des Einigungswerfes Hinderniffe in den Weg zu legen. So 
waren dieje Umtriebe nicht ohne Einfluß auf den Ausfall der Wahlen 
zum Bollparlament. 

In Baden waren die Wahlen auf den 18. Februar anberaumt. 
Man vechnete hier mit Sicherheit darauf, daß fie mit überwiegender Ma— 
jorität in nationalem Sinne ausfallen würden. Die hauptſächlichſten 
Gegner, die Ultramontanen, verhielten ſich ganz ftille, und man glaubte, 
fie würden fi) an der Wahlbewegung gar nicht betheiligen. Daher 
tam e8, daf die nationale Partei verfänmte, eine rege Thätigfeit für die 
Wahl ihrer Candidaten zu entwideln. Auch fehlte der Regierung Mathy's 
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wachſames Auge. Dieſen Mangel an Leitung benutzte der katholiſche 
Klerus, um ſeinen Einfluß geltend zu machen, welcher bei einer Bevöl— 
ferung, die zu zwei Drittheilen katholiſch war, und bei allgemeinen di— 
recten Wahlen mit geheimer Abftimmung ein bedeutendes Gewicht in die 
Wagichale legte. Die dreijährige Präfenz der Friegsdienftpflichttgen 
Mannschaft und die in Ausjicht ftehende Erhöhung der Steuern murde 
mit Erfolg als Agitationsmittel bemütt. Ueberdieß ftellte man den 
Wählern vor, die Nationalliberalen würden, wenn fie eine Majorität im 
Zollparlament gewännen, durch ihr Drängen auf den Eintritt Badens 
in den norddeutichen Bund Krieg mit Frankreich herbeiführen, und Baden 
wäre in diejem Fall einer franzöfischen Invaſion zuerft ausgelegt. Unter 
diefen Umftänden geſchah es zu großer Ueberraſchung der nationalen 
Partei in Baden, daR in ſechs Wahlbezirfen, darunter iu ſolchen, die 
als jichere Domäne des Liberalismus gegolten hatten, die Gegner fiegten 
und nur 8 Nationalliberale gewählt wurden. Um fo beifer ging es in 
Heſſen, auf deſſen Wahlen man wenig Bertrauen gejett hatte. Am 19. 
März fiegten in vier Bezirken die Nationalliberalen, und in den zwei 
anderen wenigſtens joldhe, die fich für Erweiterung der Competenz des 
Zollparlaments und für Bejeitigung der Mainlinie ausgefprochen hatten. 
Ein ſehr heftiger Wahllampf fand in Mainz ftatt, wo Ludwig Bam— 
berger dem radifalen Dr. Dumont gegenüber ftand, fiir welchen der ganze 
Anhaug des Biihofs Setteler arbeitete und die Socialiften Bebel und 
Yiebfnecht herbeigeeilt waren. Deffen ungeachtet wurde Bamberger mit 
großer Majorität gewählt. 

In Baiern, wo ſchon am 10. Februar gewählt wurde, fchienen 
Anfangs die liberalen Parteien, die im Abgeordnetenhaus die Mehrheit 
hatten, im Vortheil zu fein, aber unmittelbar vor den Wahlen trat der 
ganze Fatholifche Klerus in den Kampf für den Particularismus ein und 
fiegte namentlich da, wo die Entjcheidung zwijchen einem Candidaten der 
jogenannten Mittelpartei und einem Klerifalen ſchwankte. In Altbaiern 
und Unterfranken wurde vorherrichend particulariftiih, in Mittel- und 
Oberfranken, Schwaben und in der Pfalz mehr national gewählt. Bon 
48 Abgeordneten Baierns gehörten nur 12 der nationalen oder foge- 
nannten FortichrittSpartei, 9 der Mittelpartei, 24 der particulariftifch- 
Herifafen und nur einer der particulariftifch-demokratifchen Partei an. 

Am Ihlimmften fielen die Wahlen in Wirtemberg aus, wo man 
überdieß mit Ausichreibung derjelben auffallend gezögert hatte, jo daR fie 
erit am 24. März vorgenommen werden fonnten. Von den 17 Abge: 
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ordnieten, die Wirtemberg in das Bollparlament zu ſchicken hatte, ge 
hörte fein einziger der deutihen Partei an. Dieß entiprad der Stim— 
mung der Bevölkerung feineswegs. Wenn man auch zugeben muß, daß 
die öffentliche Meinung vorberrichend particufarijtiich war, jo war doch 
die Partei, welche Eintritt in den norddentichen Bund und zunächſt Er: 
weiterung der Zollparlamentscompetenz wünſchte, unter den gebildeten 
Ständen zahlreich vertreten, und nahezu ein Viertel der abgegebenen 
Stimmen gehörte diefer Nichtung an. Wenn nun doc gar fein Be— 
werber der deutjchen Partei durchdrang, jo ift dieß uicht blos daraus 
zu erflären, daß die ihr angehörenden Wähler, durch das ganze Yand 
zerftreut, in jedem Wahlkreis in der Minorität waren, fondern haupt» 
fächlich daraus, daß die Regierung entichieden die Candidaten begünjtigte, 
die nicht zur deutſchen Partei gehörten. Es war dieß um fo auffallen- 
der, als in dem benachbarten Baiern die Behörden ſich ganz unparteiiich 
verhalten hatten. Die Vorkämpfer waren die particulariftiichen Demo 
fraten, die Anhänger des Beobachters; dieſe ließen fich aber in den Be- 
zirfen, wo fie in der Minderheit waren, wie in Oberjchwaben, Die 
Bundesgenofjenichaft der Ultramontanen wohl gefallen. Wenn die ge- 
nannten Parteien durch eigene Kräfte die Wahl enticheiden Fonnten, ließ 
es die Negierung gerne gefchehen, ohne einen eigenen Candidaten aufzu— 
ftellen oder jonft ihren Einfluß geltend zu machen. Aber wo ein matio- 
naler Candidat und ein particnfariftiicher fich mit ziemlich gleichen Aus» 
fichten gegemüberftanden, wies fie ihre Behörden an, den letteren zu be= 
günftigen, felbft wenn es ein vadifaler Demokrat war, der, wem es ſich 
um Wahlen für den wirtembergiichen Yandtag gehandelt haben würde, 
von der Negierung mit aller, Macht befämpft worden wäre. Nur der 
Kriegsminifter Freiherr von Wagner enthielt jih der Beeinfluffung der 
Wahlen in diefer Nichtung. Zwei Minifter traten felbft als Wahl» 
candidaten auf, der des Auswärtigen Freiherr dv. Varnbüler und der 
Juſtizminiſter v. Mittnacht; bejonders der erjtere reiste in feinem Wahls 
bezirt Urach, Miünfingen, Kirchheim mit großem Eifer herum, trat als 
populärer Nedner auf und machte die Wirthshaustiiche oder was jonft 
zur Hand war, zur Rednerbühne. Derfelbe, der bei der BVertheidigung 
der Verträge in der wirtembergiichen Kammer die Nothwendigfeit der Ans 
lehnung Wirtembergs an Preußen betwiefen, und betont hatte, daß Wir: 
temberg zu Hein fei, um eigene Politif zu machen, erklärte es jett für 
die erfte Pflicht, das Bollparlament auf die vertragsmähig beftimmten 
technischen Punkte zu beichränfen, und dem Beſtreben Preußens, einen 
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politiihen Einfluß zu erweitern, entgegenzutreten. Auch ließ er es ge- 
ſchehen, daß im jeinem Wahlbezirt die geſchmackloſeſten Ausbrüce des 
Preußenhaſſes als Wahlplacate öffentlich angefchlagen wurden.*) Im . 
Stuttgart wurden zur Empfehlung des von der Regierung aufgeftellten 
particulariftiichen Candidaten die jchamlofeften Yügen über die Gefahren 
des Nordbundes ausgeftreut. Ein Wahlaufruf behauptete, der Eintritt 
in den Nordbund bedeute für Wirtemberg einen Steueraufichlag von 
wenigjteng 6 Millionen, Vernichtung der Nede- und Preffreiheit, Ruin 
des Bollswohljtandes durch Aufbirdung unerträglicher Yaften, welche 
der Militärſtaat erfordere, Zugrumderichtung der Induſtrie und des 
Handels durch die bejtändige Kriegsdrohung. Durch folde Agitations- 
mittel wurde ein Ergebnig der Wahlen erzielt, daS ganz Wirtemberg im 
übrigen Deutjchland als den hartnädigften Gegner der deutichen Einheits- 
idee ericheinen lief. Wenn man im Auslande die triumphivenden Yeit- 
artikel de8 Beobachters las, jo Fonnte man allerdings glauben, daß die 
die Meinung des ganzen Volkes jei, umd nur einige wenige abtrünnige 
Glieder das Yand an Preußen verrathen wollten. Der Beobachter gab 
am 26. März ein groß gedrudtes Ertrablatt aus, das mit folgenden 
Worten den Sieg verfündete: „Am 24. März 1868 hat das wirtem: 
bergiiche Volk ein bewußtes Hares Nein ausgefprochen gegen die Ver— 
gewaltigung Deutjchlands durh Preußen. Wie Donnerkeile krachts 
nieder auf da8 Gebäude von Yug und Trug, an dem feit Jahr und 
Tag jih abmüht, was ſich deutjche Partei zu nennen erfrecht. Umſonſt 
haben jie jeden Abfall von der Freiheit, umfonft Verrath am Vater— 
lande begangen. Das Volk hat gerichtet. Gegen ihre Thaten wie gegen 
ihre Plane hat es fein Veto eingelegt. Von nun an handelt es ſich nur 
noch um die Erecution." Die Regierung ſprach in ihrem Organ, dem 
Staatsanzeiger, in gemäßigterer Weife ihre Befriedigung aus: „Das Ergeb« 
niß der Wahlen in das Bollparlament liegt nahezu abgejchloffen vor uns; 
daſſelbe zeigt die vollſte Uebereinſtimmung darüber, daß diejenige Gränze, 
welche der Vertrag vom 8. Juli v. J. dem Zollparlament gezogen hat, 
nicht überjchritten werden ſolle. Es liegt fein Grund vor, anzunehmen, 
daß dieſe Auffaffung nicht auch diejenige der Mehrheit der Zollparlaments- 
abgeordneten jenjeit8 des Mains fei. Wir wären durch dieſes Wahl: 
rejultat weit mehr befriedigt, wenn nicht in der Heftigfeit der Wahlagi- 
tation da und dort Aeußerungen der yeindfeligfeit gegen Preußen und 
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den Nordbund hervorgetreten wären, welche wir beflagen." Die lettere 
Bemerkung jhien nur Anftandshalber beigefügt; denn man wußte, daß 
die Negierung während der Wahlbewegung gegen die Ausbrüche des 
Preufenhaffes nichts einzuwenden gehabt hatte, daß fie nirgends ein Miß— 
falfen darüber ausſprach. Was die Regierung zu diefem Verhalten bei 
den Bollparlamentswahlen beftimmte, ift nicht recht Har. Daſſelbe ſtimmt 
nicht zu den Erklärungen der Minifter und des Königs, als es jih um 
Annahme oder Verwerfung der Verträge handelte. Daß ein großer Theil 
der gebildeten Stände, der Beamten, der Lehrer und Geiftlichen, der 
größeren Kaufleute und Yabrifanten den baldigen Eintritt in den nenen 
von Preußen errichteten Bund wünschten, konnte ihr nicht verborgen fein. 
In einer fpäteren Erklärung geftand der Staatsanzeiger, die Regierung 
habe eine entjchiedene Kundgebung des Volkes gewünſcht, „um von deſſen 
wahrem Willen auch die verblendeten Gegner zu überzeugen, als es ſich 
darım handelte, ob im Bollparlament zu Berlin der Boden der Ver— 
träge verlaffen und das Land Wirtemberg durch dortige Fortjegung der 
Manifejtationen einer Heinen unterwerfungsfüchtigen Partei in den Nord» 
bund gedrängt werden ſolle.“ Es jcheint, auf einmal habe die Bejorg- 
nig um Berluft der Souveränitätsrechte ‚bei Hof die Oberhand gewonnen 
und das Minifterium beſtimmt, dem fortjchreitenden Einigungsproceß Ein- 
halt zu thun. 

Durd) die Verzögerung der mwirtembergiichen Zollparlamentsmahlen 
wurde der urjprüngliche Plan, mit dem Zollparlament die zweite ordent- 
liche Seffion des Reichstags zu beginnen, vereitelt. Man mußte den 
Neichstag früher anfangen lafjen, und feine Eröffnung wurde auf den 
23. März fejtgejegt; auf den 27. April wurde das Bollparlament be- 
rufen, um zwiſchen die Verhandlungen des Reichstags eingeichoben zu 
werden. Derjelbe bejchäftigte ſich zunächſt mit focialer Gejetsgebung. 
Zur Ergänzung des Freizügigkeitsgeſetzes wurde die polizeiliche Be— 
Ichränfung der freien Niederlaffung und, im Intereſſe der durch milde 
Ehen gefährdeten Sittlichfeit, auch die der Eheſchließung aufgehoben. 
Ferner wurde auf Antrag Laskers das Zunftwejen abgejchafft, ein Geſetz 
über Einführung einer neuen Maß- und Gewichtsordnung nad dem 
Decimaliyften, und ein Gejeg über Schliefung der Spielbanken ange- 
nommen. Die erjte politijch wichtige Verhandlung war die über Diäten 
der Abgeordneten; Walde hatte die auf dem conjtituirenden Reichstag 
Ihon gründlich durchberathene Frage, die zuerjt ‚bejaht, aber zulegt in 
Folge eines Compromiſſes mit Bismard und dem Bundesrath verneint 
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worden war, wieder aufgenommen. Der Antrag fand großen Anklang, 
aber als Bismard fich jehr entjchieden dagegen ausfprach, verzichteten doch 
Manche, die grundjäglich fir Diätengewährung waren, auf die Zuftim- 
mung, und jo wurde der Antrag zuerjt mit 97 gegen 92, und in der 
Schlufberathung mit 104 gegen 100 Stimmen abgefehnt. Laster be- 
antragte, die für den Reichstag ſchon beftehende Redefreiheit auch auf die 
Einzellandtage des norddeutichen Bundes überzutragen, und dieß durch 
ein Geſetz feftzuftellen. Der Bundesrath bejtritt die Befugnig des 
Neichstages, hierüber Beſchluß zu faffen, aber als bei der Berathung 
Bismard keineswegs, wie man erwartet hatte, fich unbedingt widerſetzte, 
fondern mit Humor darauf einging, wurde der Antrag am 3. April mit 
119 gegen 65 Stimmen angenommen und pafjirte auch bei der Schluf- 
berathung am 18. April ohne Beanftandung. An demjelben Tage wurde 
auch ein von Pland geftellter Antrag auf baldige Vorlage eines Gejeges- 
entwurfs über gemeinfames Strafreht und gemeinfamen Strafprocef und 
die dadurch bedingte Gerichtsorganifation mit großer Majorität ange- 
nommen. Der Präfident des Bundesfanzleramts erklärte, daß die Ten— 
denz des Antrags den Wünjchen des Bundespräfidiums ganz entjpreche, 
und dieſes nicht unterlajjen werde, die gewünſchte gemeinſame Gejetgebung 
recht bald herbeizuführen. Der Bundesrath berief auch ſogleich zwei 
Eommiffionen zur Abfafjung der erforderlichen Entwürfe. 

Zu einem gefährlichen Conflict mit dem Bundeskanzler führte der 
Antrag Migquels, den Neichstag mit einer Controle der mit der Ber: 
waltung des Bundesjchuldenwefens betrauten Beamten zu beauftragen. 
Bismard, der darin ein ungerechtfertigeg Mißtrauensvotum gegen Die 
Bundesverwaltung fah, erklärte ſich ſowohl im YBundesrath als im 
Neichstag jehr nahdrüdlich dagegen und drohte, die nad) einen Gejegent- 
wurf vom 9. Nov. 1867 zu machende Anleihe von 10 Millionen für 
die Marine zu unterlafien. Deſſen unerachtet wurde jener Antrag, gegen 
dejjen principielle Berechtigung nichtS einzuwenden war, mit 131 gegen 
114 Stimmen angenommen. Bismard aber führte feine Drohung aus, 
30g den bereits fertigen Gejeßesentwurf zurüd und gab Befehl, die 
Marineausgaben aufs Aeuferfte zu beichränfen. Gegen 1000 Matrojen 
und Arbeiter wurden entlajjen, die Uferbauten an der Nordjee eingejtellt, 
Striegsichiffe, welche zu einer Expedition nad) Oftafien auslaufen jollten, 
wurden abgerüftet. Bismard wollte dadurch einen Drud auf die öffent- 
(he Meinung ausüben und erreichte diejen Zweck auch vollſtändig. Es 
wurde ein Compromiß eingeleitet, welcher dahin ging, daß das Necht 
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der Aufſicht, das der Reichstag über die Verwaltung der Bundesſchulden 
in Anſpruch nahm, der preußiſchen Oberrechnungskammer übertragen 
und diefe durch Mitglieder des Bundesraths und Reichstags verjtärkt 
werden jollte. 

Ehe aber noch dieje Yöjung des drohenden Conflicts erfolgte, wurde 
der Neichstag durch dag Bollparlament unterbrochen, das der König am 
27. April 1868 durch eine Thronrede im weißen Saal des königlichen 
Schloſſes eröffnete. Er erinnerte an die Anfänge des Zollvereins und 
wies darauf hin, wie derjelbe, von der Verbindung nur weniger Staaten 
ausgehend, durch die praftiichen Bedürfniffe und durch die Macht des 
nationalen Gedankens auf den größten Theil Deutfchlands ſich ausge- 
dehnt habe. Es wurden dann die jpeciellen Aufgaben der Verjammlung 
näher bezeichnet und mit der Ermahnung geſchloſſen: „Halten Sie das 
gemeinfame deutjche Intereſſe feft im Auge, vermitteln Sie von diefem 
Geſichtspunkte aus die einzelnen Intereſſen, und ein Erfolg, der Ihnen 
den Danf der deutichen Nation gewinnt, wird Ihre Anftrengungen 
frönen. Die freundichaftlichen Beziehungen, welche die deutjchen Regie— 
rungen mit allen auswärtigen Mächten unterhalten, berechtigen zu dem 
Bertrauen, daß der Entwidlung nationaler Wohlfahrt, deren Pflege heute 
die Vertreter der deutjchen Stämme vereinigt, die Segnungen des Frie— 
dens gejichert bleiben, zu deren Beſchützung die deutfchen Staaten fich 
unter einander verbindet haben und mit Gottes Beiftand jederzeit auf 
die geeinigte Kraft des deutjchen Bolfes werden zählen können." Solche 
Worte überjchritten das Maß der officiellen Befugnig nicht, welche der 
Bertrag vom 8. Juli dem Zollparlament zugewiejen hatte, liefen aber 
dennoch der Hoffnung Raum, daß eine umfaſſendere Einigung angeftrebt 
werde. Dieſer Hoffnung gaben die Begrüßungsworte des Alterspräfi- 
denten Frankenberg bejtimmteren Ausdrud, indem er ummittelbar nad 
der Thronrede fagte: „Wir werden die Borlagen mit Gründlichkeit 
prüfen und umabläjfig bemüht fein, diefelben mit aller Willenskraft 
nach einem Ziele hin zu fördern, und dieſes eine Ziel heißt: das einige 
Deutſchland.“ 

Am 28. April 1868 conſtituirte ſich das Zollparlament im Sikungs: 
ſaal des preußiſchen Abgeordnetenhauſes. Zum Präſidenten wurde der 
bisherige Präſident des Reichstags Simſon mit großer Stimmenmehrheit 
erwählt, zum erſten Vicepräſidenten der bairiſche Miniſter Fürſt von 
Hohenlohe, zum zweiten der Herzog von Ujeſt (zugleich Fürſt von 
Hohenlohe-Oehringen). Die ſüddeutſchen Particulariſteu, die ſich bereits 
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zu einer befonderen Fraction geeinigt hatten, gaben 51 Stimmen dem 
wirtembergifchen Erminifter v. Neurath, einem entjchiedenen Gegner der 
Weiterentwiclung der Allianz Siddeutjchlands mit Preußen. Das erſte 
Geſchäft des Zollparlaments war die Prüfung der bairifchen und wir- 
tembergifchen Wahlen. Der Abgeordnete Meiquel brachte eine kleine 
Abweichung des bairiichen Wahlverfahrens vom Gejete des 8. Juli 1867 
zur Sprade und verlangte, daß diefelbe für die Zufunft abgeftelft 
werde. Während dieſes Gejeg unbedingt allgemeine directe Wahlfähig- 
feit jedes unbeſcholtenen Staatsbürgers ausfpricht, ‚forderte die batrijche 
Wahlverordnung nicht nur das bairiſche Staatsbürgerrecht, das juriftifch 
enger gefaßt ift als in andern deutjchen Yändern, jondern auch die Kleine 
Quote einer directen Steuer von 20 Kreuzern. Obgleich der Rahmen 
des Wahlrechts auf diefe Weife nicht erheblich beengt war, fo glaubten 
doh die Nationalliberalen die particulariftiiche Neigung, die in der 
bairifchen Wahlvorfhrift zum Ausdrud Fam, nicht ungerügt laſſen zu 
dürfen, und der ungeſchickte Verſuch des Abgeordneten v. Thüngen, der 
Particulargefeggebung die volle Freiheit der Formulirung der Wahl: 
gefege zu vindiciren, trug vollends zur Annahme des von Miquel ein- 
gebrachten Antrags bei. Bedeutender waren die Klagen über die wir: 
tembergifchen Wahlen, die am 1. Mai zur Verhandlung famen. Es 
waren zwei Beichwerdeichriften eingelaufen, die eine von der deutjchen 
Partei, welche über Mißbrauch der Amtsgewalt Klage führte, die fich 
manche Behörden in Wahlangelegenheiten haben zu Schulden kommen 
lafjen, und eine andere vom Arbeiterverein in Stuttgart, welcher flagte, 
dag man in Wirtemberg die Aufnahme in die Wahllifte vom Nachweis 
eines eigenen Hausftandes abhängig gemacht habe, wodurch Taufende 
von Arbeitern von Ausübung des Wahlrechts ausgejchloffen werden, 
während doch an dem mangelnden Hausftand hauptjächlich die polizei- 
lichen Ehebejhränfungen der wirtembergifchen Geſetzgebung ſchuld feien. 
Die Berichterftattung über die Befchwerde der Arbeiter wurde dem 
Rechtsanwalt Harnier aus Kaffel übertragen, und diejer ftellte den An: 
trag: Das Zollparlament wolle befchließen, den VBorfitenden des Bundes» 
raths aufzufordern, das Nöthige zu veranlaffen, damit die von der kgl. 
wirtemb. Regierung Hinfichtlih der activen Wahlberechtigung getroffene 
Beftimmung mit dem Inhalt des Zollvereinsvertrags Art. 9 S 1 in 
Uebereinftimmung gebracht werde.*) Der Graf Bethuſy-Huc ſtellte 
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einen ähnlichen Antrag: der Vorſitzende des Zollparlaments möge durch 
Verfländigung mit der wirtembergijchen Regierung darauf hinwirken, daß 
in Wirtemberg eine dem Sinne des Vertrags vom 8. Juli 1867, fowie 
der Praxis der meiften anderen zollvereinten Staaten homogene Aus— 
führung der Wahlen veranlagt werde. Der Abgeordnete Braun aus 
Wiesbaden übernahm die Vertretung der Bejchwerden der deutjchen 
Partei und brachte, durch Meittheilungen feiner Freunde in Wirtemberg 
unterftütt, eine Menge einzelner Belege bei, welche ganz geeignet waren, 
der Verſammlung eine richtige Vorftellung von der in Wirtemberg ge- 
übten Wahlbeeinfluffung zu geben. Allein die Politif der wirtember- 
giihen Regierung wurde mit großem Geſchick von ihren beiden Miniftern 
Mittnacht und Varnbüler vertheidigt, indem fie die Sache fo darftellten, 
als ob die Negierung durch das herausfordernde Benehmen der deutfchen 
Partei, die fie als eine ganz Kleine, aber um fo zudringlichere und an— 
maßendere Minorität jchilderten, in die Lage der Nothwehr gedrängt 
worden wäre. Sie bejchuldigten die deutjche Partei einer leichtfertigen 
Behandlung des Zollvertrags, als ob fie der nationalöfonomifhen Ten— 
denz defjelben eine politifche willkürlich unterjchieben wollte So aber 
ftand die Sache nit. In Wahrheit war der Follvertrag von der 
preußiſchen Regierung in der Abjicht und Hoffnung gejchloffen worden, 
daß ſich aus ihm auch eine politiihe Einigung entwideln follte, und 
diefe Auffaffung konnte den Betheiligten durchaus nicht unbekannt fein. 
Daß die deutjche Partei jolhe Hoffnung bei den Wahlen und im Par— 
lamente ſelbſt ausgeiprochen haben wollte, wurde ihr nun fo mifdeutet, 
als hätte fie damit dem Vertrag einen Sinn untergefchoben, der nicht in 
ihm gelegen habe. Vielmehr wollte die deutſche Partei es mit dem 
Bertrage recht ernftlih nehmen, feine nächjten Forderungen gewifjenhaft 
ausführen, aber aud den Sinn und Geift, in welchem er von der 
preußiſchen Regierung abgeſchloſſen und von einem großen Theil des 
Volks mit Jubel begrüßt morden war, zur Geltung gebracht wiſſen. 
Die Beredtfamfeit der beiden Minifter machte wirklich Eindrud auf einen 
großen Theil der VBerfammlung und ftimmte fie zu Gunften der wirtem- 
bergifchen Negierung. Aber in Wirtemberg ſelbſt konnten die Reden 
jener Minifter nicht von der Berechtigung ihrer Wahlpolitif überzeugen, 
und man bedauerte um jo mehr, daß unter den 17 Parlamentsabgeord- 
neten aus Wirtemberg feiner war, der den Willen und die Befähigung 
gehabt hätte, die Auffafjung und das Recht der deutjchen Partei mit 
Nachdruck zu vertreten. Der Abgeordnete Lasker verfuchte zwar die 
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Bertheidigung der angegriffenen deutfchen Partei zu führen, deren Wirk— 
jamfeit in jo ganz falſchem Lichte dargeftelit worden war, aber da er 
doc nicht aus eigener Anfchauung und Erfahrung ſprechen fonnte und 
ihm die Sachkenntniß fehlte, um die Verſicherungen Mittnachts und 
Barnbülers zu widerlegen, fo konnte feine trefflihe Rede das Urtheil 
des Parlaments nicht mehr berichtigen. Die Bejchwerde der deutjchen 
Partei Wirtembergs blieb umerledigt und es war für diefelbe feine Ge— 
nugthuung, daß jener Antrag des Grafen Bethufy- Huc in Betreff der 
Bejchwerde des Arbeiterausjchujfes mit 162 gegen 155 Stimmen an- 
genommen wurde. 

Die füddeutfche Fraction, aus 57 Mitgliedern beftehend, befreundete 
fih mit den preußifchen Particulariften, bejonders der äußerften Rechten, 
um über die Erhaltung der im Vertrag gezogenen Gränzen zu machen; 
e3 entjtand eine gegenfeitige Fühlung und Allianz, Die Wirfung der- 
jelben zeigte fich bei der Aorefverhandlung. Zmölf badifche und heffifche 
Abgeordnete von national-liberaler Richtung brachten am 1. Mai, von 
68 Gefinnungsgenofjen aus Norddeutichland unterftügt, den von Metz 
verfaßten Entwurf einer Adreffe ein, welche nicht nur auf Erweiterung 
der Gompetenz des Bollparlaments in wirtbfchaftlichen Dingen, fondern 
geradezu auf Vereinigung de8 Südens mit dein Norden zu einem 
Bundesjtaat, auf Verwandlung des Zollparlaments in ein deutjches 
Bollparlament gerichtet war. Sie lautete: „Ew. Majeftät beftätigen, 
wie das Bedürfniß des deutjchen Volkes nach der Freiheit inneren Ver— 
fehrs und die Macht des nationalen Gedanfens den deutjchen Zollverein 
allmählich über den größten Theil Deutjchlands ausgedehnt hat. Wir 
(eben der Ueberzeugung, daß jenes Bedürfniß unferer Nation die Frei— 
beit auf alfen Gebieten fördern und die Macht dieſes nationalen Ge— 
dankens aud) die vollftändige Einigung des ganzen deutſchen Vaterlandes 
in friedlicher und gedeihlicher Weife herbeiführen wird. Cine natur» 
gemäße Entwicklung hat zur Vertretung der gefammten deutjchen Nation 
bezüglich ihrer wirthfchaftlichen Antereffen geführt. Die feit Jahrzehnten 
vom deutjchen Volke erftrebte und feiner Zeit von ſämmtlichen deutjchen 
Regierungen als unabweisbares Bedürfniß amerfannte nationale Ver: 
tretung für alle Zweige des öffentlichen Lebens kann unferem Volke auf 
die Dauer nicht vorenthalten bleiben. Die Liebe zum deutfchen Vater: 
(ande wird die inneren Hinderniffe zu befeitigen wiſſen. Die nationale 
Ehre wird das gamze Volt ohne Unterjchied der Parteien zuſammen 
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deutjchen Volkes nach größerer politifcher Einigung entgegen zu treten.“ 
Gegen diefen Verſuch, das Parlament zu einer Einheit3demonftration 
fortzureißen, wurde von den ſüd- und morddeutichen Particulariften mit 
Aufbietung der vereinten Kräfte gekämpft. Sie drobten, wenn dieſe 
Adreffe angenommen werde, würden fie ihr Mandat niederlegen und in 
Maſſe aus der Verfammlung austreten. Dieß wollte man denn doch 
verhüten. Drei verjchiedene Parteien: die Confervativen, die ſüddeutſche 
Fraction und die fogenannten bundesſtaatlich Conftitutionelfen verlangten 
einfachen Uebergang zur Tagesordnung. Der Herzog v. Ujeſt, v. Roggen: 
bach und Völk, unterftügt von Freiconfervativen und ſüddeutſchen Natio— 
nalen, beantragten motivirte Tagesordnung „in Erwägung, daß die 
Neugeftaltung des Zollvereins auf Grund des Vertrages vom 8. Juli 
v. J. durch die Berufung der Vertreter des deutfchen Volkes zu gemein- 
ſamer gejetgeberifcher Xhätigfeit in Einer Berfammlung das Unterpfand 
ftetiger Fortentwicklung nationaler Juftitutionen gewährt und dem be- 
rechtigten Anfpruche der Nation auf eine wirkffame Ginigung ihrer 
Staatsfräfte eine befriedigende Erfüllung fichert; in Erwägung ferner, 
daß ein einmüthiges Zuſammenwirken fir die dem Bollparlamente ob- 
liegenden Aufgaben die Erreihung diefes Ziels am meiften zu fürdern 
geeignet ift." Auch die preußiiche Fortſchrittspartei mit einem Theil der 
bairiichen brachte einen etwas anders formulirten Antrag auf motivirte 
Tagesordnung ein. Am 7. Mai kam die Frage zur Verhandlung ; 
der Neferent v. Bennigfen juchte den Süddeutſchen die Furcht zu be- 
nehmen, daß durch die Annahme der Adreffe der natürlichen Entwid- 
lung vorgegriffen werde. Die Adreſſe fei ja weder für einen beſtimmten 
Weg, noch für eine beſtiumte Form und Zeit bindend, fie gebe nur 
dem Ausdrud, was im Grunde Alle befeelen müſſe. Dem Auslande 
gegenüber aber fei es nothwendig, daß der Entichluß zu einer ftaats- 
bildenden Thätigfeit auf Grundlage der Entwidlung, die mit 1866 be- 
gonmen, feitgehalten werde. Diefe Grundlage dürfe nicht in Frage ge— 
ftellt werden, fie müſſe das umnerjchütterfiche Fundament für den Ausbau 
der deutjchen Verfaffung bleiben. Aber eben jo wenig dürfe man Süd— 
deutjchland Gewalt anthun wollen. Bennigfen fprach jchlieklih den 
Wunſch aus, daß alle Verhandlungen von dem Gedanken durchweht fein 
möchten, daß es im Intereſſe des PVaterlandes die Pflicht aller Mit- 
glieder der Verſammlung fei, alle8 Berlegende, Trennende, alles Feind— 
jelige zurüdzulaffen, und alles Gemeinfame, Cinigende hervorzuheben. 
Der Eorreferent Freiherr v. Thüngen, der an der Spite der particula- 
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riſtiſchen ſüddeutſchen Fraction ftand, hatte ſich darauf gerüftet, einen 
Einheitsfanatifer zu befümpfen, und war nun durch Bennigjens verſöhn— 
lihe Rede ganz aus dem Concept gebracht; er entjchuldigte jich, wenn 
er Jemand verlege, man möge es nur der unabweisbaren Yogif der 
Thatſachen zufchreiben, wenn dieß geichehe. Er müſſe geftehen, daß die 
Majorität des jüddeutichen Volkes, d. h. die Mafje des Volkes, jeder 
Verbindung mit Norddeutichland abhold je. Dieß fomme daher, daß 
die ſüddeutſchen Stämme mit großer Anhänglichkeit ihren Inſtitutionen 
und Dynaſtieen zugethan jeien, und daß die Maffe, wie überall, nur 
Gefühlspolitif treibe. „Anders,“ fuhr er fort, „it unfere Stel- 
lung, die der Denfenden des Vol. Wir treiben nicht die Politif des 
Gefühls, jondern die des Berjtandes. Wir laſſen uns micht durch 
momentane Strömung treiben, wir bliden in die Zukunft. Wir wiſſen 
und fühlen genau, daß jeder Schlag, der Preußen von außen her ver: 
fest würde, fich durch ganz Deutichland fühlbar machen müßte, bei ung 
noch fchwerer, al3 bei Ihnen. Deshalb jtehen wir feſt auf dem Boden 
der Verträge. Sollte Preußen vom Auslande angegriffen werden, fo 
werden wir an Ihrer Seite kämpfen und bluten. Wir wollen ihnen 
gerne die Bruderhand reichen; aber ftören Sie nicht das Wahsthum 
diefer noch zarten Pflanze der Freundfchaft dadurd‘, daß Sie uns auf 
Wege drängen, die wir nicht als die umfrigen betrachten können. 
Glauben Sie aber, daß wir es mit Deutjchland und mit dem Zus 
jammengehen Süddeutichlands mit Norddeutichland nicht ſchlechter meinen 
als Sie." Mit diefer Rede waren die PBarteigenoffen Herrn v. Thüngens 
gar nicht zufrieden; fie Elagten ihn des DVaterlandsverrath an. Die 
bairiſche Donauzeitung berichtete, Thüngens Rede fei überaus kläglich 
gewejen, feine Gefinnungsgenoffen feien dabei wie auf Kohlen gejejlen. 
Unter den Reden, die für und wider die Tagesordnung gehalten wurden, 
ift beſonders die des badiſchen Abgeordneten Bluntjchli bemerkenswert. 
Niht aus Parteieifer oder Parteifünftelei fei die Adreſſe eingebracht, 
fondern aus patriotifcher Pflicht. Es fei für die Mitglieder aus Süd— 
deutjchland beinahe unmöglich, diejenigen Fragen, um derentwillen jie 
eigentlich hergeſchickt ſeien, mit Stilljehweigen zu übergehen. Denn die 
Wahllämpfe im Süden hätten doch ſehr weſentlich eine politische Be— 
deutung gehabt. Unter den Gemwählten feien jehr Viele, denen der 
Stempel der Sachverftändigfeit in Zollangelegenheiten nicht auf der 
Stirne gefchrieben ftehe. Die Formen, in denen man ſich bewege, jeien 
die eines wirklichen Gejammtftaates, und das Verlangen, daß die große 
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erhabene Form, die für jegt noch einen ſehr dürftigen Inhalt habe, 
einen größeren Inhalt befommen jolle, habe von Anfang an zu Tage 
treten müffen. Er und feine Gefinnungsgenoffen feien nicht gejonnen, 
über die Verträge hinwegzujchreiten, aber das hindere doch nicht auszu— 
iprechen, daß es für eine wirkliche Vertretung de deutjchen Volkes, wie 
fie im Zollparlament vorhanden fei, einen großen nationalen Gedanken 
gebe, der feine Phrafe fei. So viel Beredtfamfeit aber auch für die 
Adreſſe und in zweiter Linie für die motivirte Tagesordnung aufgemwendet 
wurde, fo blieb doch die Wirkung aus. Der Antrag auf die einfache 
Tagesordnung, welchen die ſüddeutſche Yraction eingebracht hatte, wurde 
mit einer Majorität von 186 Stimmen gegen 150 angenommen. Die 
Allianz der preußiichen Feudalen mit den füddeutfchen Particulariften 
hatte diefes Ergebniß herbeigeführt; Socialiften und Fortſchrittsmänner 
von der äußerften Yinfen Hatten auch mitgeftimmt. Die Gegner der 
deutjchen Einheit jubelten; die franzöfiichen Blätter fpendeten den Süd— 
deutjchen großes Lob und fanden ihre Haltung würdig und patriotiſch; 
der Widerftand des Südens gegen das Aufgehen in Preußen könne die 
Franzoſen in ihrer Empfindlichkeit über die Veränderungen des Jahres 
1866 tröften. Die nationale Partei in Süddeutfchland aber trauerte 
über die getäufchten Hoffuungen; dag Bollparlament, von dem man 
einen entjcheidenden Fortſchritt erwartet hatte, jchien nur der Anfang 
einer rüdwärtsjchreitenden Bewegung zu werden. Die Particulariften, 
übermüthig geworden durch den Sieg, geboten bei jedem Verſuch eines 
Abgeordneten, auf dag politiiche Gebiet zu ftreifen, Halt, und riefen: 
zur Sache! wenn man nicht genau bei Tarifgegenftänden ftehen blieb. 
Doch brach noch einmal der nationale Gedanfe fiegreicd dur. Bei der 
Schlußberathung über den Zollvertrag mit Defterreih am 18. Mai 
brachte der hejjifhe Abgeordnete Ludwig Bamberger mit 30 anderen 
Nationalen den Antrag ein, man möge den Bundesrath des Zollvereins 
erfuchen, dahin zu wirken, daß den Beichwerden abgeholfen werde, zu 
welchen im Großherzogthum Heſſen das Bufammentreffen der herab- 
gejetten Weinzölle mit dem beftehenden Syſtem der indirecten Steuern 
Anlaß gebe. Er meinte, daß die im Großherzogthum beftehenden inneren 
Weinfteuern, Detrois, Bapfgebühren u. f. w. feine berechtigte Eigen- 
thümlichfeit mehr ſeien, ſeitdem im deutſch-franzöſiſchen und jegt im 
öfterreihifchen Handelsvertrag die Eingangszölle auf fremde Weine be- 
deutend herabgejett feien, und dadurch die Coucurrenz franzöfifcher und 
öfterreichifcher Weine herbeigeführt fe. ES murde zunächſt mur die 
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wirtbichaftliche Seite der Frage erörtert, aber fchlieflich Tonnte es Bam- 
berger doch nicht umgehen, auch noch die politische zu berühren, wornach 
dem Zollparlament die Befugniß zuftehe, auch auf innere Verhäftniffe 
der Einzeljtaaten Einfluß zu üben. Dagegen erhob fich nun der heſ— 
ſiſche Miniſterialrath Hofmann und erklärte, die heſſiſchen Steuern gingen 
das BZollparlament nicht8 an, dafjelbe fei ganz incompetent im diejer 
Sade einen Beſchluß zu faſſen. Da Hofmann auch Mitglied des Zoll- 
bundesraths war, glaubte man in der Verfammlung, die Aeußerung 
deijelben fei zugleich das Votum jenes Collegiums, aber nun erflärte 
Bismard, daß das, was Hofmann gejagt, nur die perfönliche Anficht 
eines einzelnen Mitgliedes fei, und dak der Bundesrath ganz wohl be- 
rechtigt jei, wenn durch die Modalität der Befteuerung im Einzelftaat 
die durch den Zollverein verbürgte BVerfehrsfreiheit bejchränft oder ge— 
fährdet fei, eine Nemedur eintreten zu laffen. Hofmann dagegen blieb 
bei feiner Behauptung, daß der Zollbundesrath im diefer Sache incom- 
petent jei und die inneren Steuern nur der Pandesgejetgebung unter: 
liegen. Ihm fam nun auch der wirtembergifche Abgeordnete Probft zu 
Hilfe, ſprach gegen die Competenz des BZollparlaments in diefer Sache 
und fügte hinzu: „Sch bin der Ueberzeugung, daß man fich ein Ver— 
dienft um die richtige Behandlung der Gegenftände, welche die eigent- 
liche Aufgabe des Bollparlaments find, erwirbt, wenn man die großen 
Gegenfäte hier nicht zur Sprache bringt, jondern den Frieden im der 
Berfammlung erhält. Aber, meine Herren, es fcheint mir noch ein an— 
derer Friede in Trage zu ftehen — es ift der Friede im Gegenjat zu 
ganz anderen Gegnern, al3 die find, welche wir unter uns zu befämpfen 
haben. Meine Herren, es jchien mir immer und es fcheint mir auch 
in der neueften Zeit, daß irgendwo eine Lawine an einem Berge hängt, 
die eine geringe Erjchütterung in den Abgrund ftürzen kann. Ich lege 
den Worten, die in diefem Zollparlamente fallen, nicht eine jo geringe 
Bedeutung bei, daß ich nicht glaubte, es könnte durch diefelben jene ver- 
bängnigvolle Erfchütterung herbeigeführt werden; es ift auch, glaube ich, 
irgend jemand in der Welt vorhanden, der darauf paßt, daß die Gegen- 
läge zwiſchen Nord» und Süddeutjchland hier zum Austrag gebracht 
werden. Und, meine Herren, wenn nun dieje Streitigkeiten bier zu 
Tage fommen, wenn hier die Süddeutſchen genöthigt werden, fich aus— 
zufprechen, warum ihre Wahlen jo ausgefallen, warum ein Gegenjatz 
zwifchen Süd- und Norddeutichland befteht, glauben Sie nicht, daR das 
dazu beitragen Fünnte, daß das, was wir Alle wünfchen, daß der Friede, 
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den wir Alle wünfchen müffen, nicht erhalten bliebe!" Hierauf erhob 
fih nun Bismarck und fagte: „Sie Alle, au) Sie aus Süddeutſchland, 
werden mir das Zeugniß geben, daß ih, als Vertreter meiner Regie— 
rung, ebenjo wie meine Collegen vom Nordbunde, auf das Sorgfältigfte 
Alles vermieden habe, was uns der Vermuthung ausjegen fünnte, als 
wollten wir auf die füddeutichen Herren irgend eine Preſſion, auch nur 
die leifefte Ueberredung ausüben, damit fie ſich dazu hergeben möchten, 
die Competenz des Bollparlaments zu erweitern.” — — „Führen Sie 
Ihr Programm dur, jo lange es Ihr freier Wille ift; Sie werden 
von und weder mit einer Ueberredung, nocd mit einer Bitte, noch aud) 
nur mit einem Wunfche aufgefordert werden, Ihr Programm aufzugeben. 
Es hängt das Aufgeben defjelben lediglich an Ihrem freien Willen; ich 
beziehe mid) ungern in diefer Berfammlung auf ein Aktenſtück, welches 
in Ihren Gejchäftskreis nicht Hingehört; aber um ein für alfemal das 
Programm der Bolitif des norddeutfchen Bundes in dieſer Beziehung 
zu Fennzeichnen, erinnere ich Sie an eine längft publicirte Circular— 
depefche des Kanzler des morddeutichen Bundes vom 7. September v. J. 
Wenn Sie diefelbe mit Aufmerkſamkeit lefen, jo werden Sie ſich über- 
zeugen, daß das Programm der Politik des norddeutichen Bundes, an 
welchem diejelbe noch heute fefthält, die Selbftändigfeit Süddeutſchlands 
in feiner Weiſe gefährdet, und felbjt wenn Sie den Wunſch ausipräden, 
diefe Ihre Selbftändigkeit aufzugeben (Sie nennen es fo, ich nicht — 
ſich dem norddeutichen Bunde zu nähern, will ich lieber fagen) jo 
müßten Sie diefen Wunfch ſchon fo miotiviren, daß er auf beiden Seiten 
diefelbe günftige Beurtheilung fände. Sie halten ung für viel empref- 
jirter, al8 wir e8 find. Ich habe das Wort ergriffen, um Sie voll- 
ftändig darüber zu beruhigen. So lange als Sie nicht in freier Ent- 
ſchließung erfennen, daß Ihrer Selbftändigfeit im höchften und weiteften 
Sinne am beften damit gedient ift, und fo lange nicht aus dem Grunde 
Ihres allgemeinen Nationalgefühles diejenige Majorität der Süd— 
deutjchen, die überhaupt ftaatlihe Einrichtungen will, erflärt: e8 jei ihr 
Wille, ſich dem norddeutihen Bunde anzufchliegen, — jo lange 
deliberiren Sie in Ruhe über die Gegenftände des Zollvereind. Aber 
wenn ich mich fo gegen das Beſtreben jeder Competenzeriweiterung ver— 
wahre, jo muß ich auch jedem Beftreben, die vertragsmähige Competenz 
des Bollvereins zu vermindern, entgegentreten. Ob ein ſolches Streben 
bier vorliegt, Taffe ich noch umentjchieden; dem Herrn VBorredner aber 
und Allen, die dajjelbe Thema mit ihm behandeln, gebe ich zu bevenfen, 
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daß ein Appell an die Furcht im deutſchen Herzen niemals ein Echo 
findet." 

Damit war der jo forgfältig vermiedenen politiichen Debatte die 
Bahn gebrochen. Fortichrittsmänner und Conjervative erflärten ſich 
gegen den negativen Standpunkt der füddeutjchen Fraction. Einige 
Redner der letteren, wie der ehemalige wirtembergifche Minifter v. Neu: 
rath, die ultramontauen Abgeordneten Windthorft, Roßhirt, Biſſing 
fuchten die Negation zu vertheidigen, aber ohne Erfolg. Yasfer führte 
in einer glänzenden Rede aus: Norddeutichland werde fi) durch die 
DOppofition der Süddeutſchen nicht abhalten Laffen, feinen Bund zu be- 
feftigen und deſſen Verfaſſung auszubauen, und ſei nicht gefonnen, durch 
eine vorzeitige ftaatliche Verbindung mit den centrifugalen jüddentjchen 
Elementen fich in feiner eigenen Gonfolidirung ftören zu laffen, und es 
werde ruhig warten, bis die Siddeutjchen, durch den Drang der Ber- 
hältnijfe gezwungen, ſich nähern und um Aufnahme bitten. Löwe er» 
innerte daran, daß die Herren in Süddeutjchland ſich vor 30 Jahren 
ebenjo gegen den Zollverein gefträubt hätten. Großen Beifall erntete 
der bairische Abgeordnete Völk, der als Vertreter der national gefinnten 
Süddeutfchen das Wort ergriff. Er bejtritt den Wirtembergern das 
Net zu fagen „Wir Schwaben”, die Schwaben in Baiern jeien aud) 
noh da. Er ermahnte die ſüddeutſchen Einzeljtaaten um ihrer Selbit- 
erhaltung willen, dem deutſchen Staat ſich enge anzuſchließen. Man 
habe dann ein Schirmdach gewonnen, über das der Starke feine Hand 
halte. Bejonderen Eindrud machte der Schluß feiner Nede: „Ach bin 
der Ueberzeugung, daß die deutjche Nation, und zwar in allen ihren Be— 
ftandtheilen, eine jo entwidlungsfähige, eine fo große, eine jo edle, eine 
jo zufunftsreiche ift, daß gar fein Zweifel darüber befteht, daß fie ihrer 
Größe entgegengeht, und es hat mich deshalb das Wort eines geift- 
reichen Mitgliedes dieſes Haufes, was er legthin zu mir ſprach, außer 
ordentlich gefreut: Jetzt ift Frühling geworden in Deutjchland, und 
wenn auch noch Einzelne fich mit Schneebällen werfen, das wird nid)t 
mehr lange dauern, der fortjchreitende Frühling wird dafür jorgen, daß 
zum Schneebalfen bald das Material ausgeht! Auch ich will jchliegen, 
meine Herren, mit den Worten: „Jetzt iſt Frühling geworden in 
Deutfchland!" Die Folge diejer politischen Ergüſſe war, daß der 
Bambergerijche Antrag mit überwiegender Majorität angenommen wurde 
und die Verbindung dev Süddeutjchen mit den morddeutichen Reactio— 
nären und Radikalen ſich auflöste. 
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Kurz vor diefer Entjcheidung war über den Handelsvertrag mit 
Defterreich abgeftimmt worden, dejjen Annahme mit 246 gegen 17 Stimmen 
eine Hinneigung zum Freihandelsſyſtem in ich ſchloß, indem für mehrere 
wichtige Artifel wie Roheiſen, Linnen und Wein der Eingangszoll be- 
deutend ermäßigt wurde. Da diefe Tarifermäkigung des öfterreichiichen 
Handelövertrags einen Ausfall von 1'/, Millionen Thalern zur Folge 
hatte, fo mußte auf Erjag Bedacht genommen werden, und diejer follte 
nad) den Vorſchlägen der HZollvereinsregierungen durch höhere Beſteue— 
rung des Tabaks und Einführung einer Petroleumfteuer bejchafft werden. 
Diefe Steuer verſprach eine bedeutende Einnahme, da die Einfuhr des 
Petroleums in jehr ſtarker Zunahme begriffen war. Aber dieje Vor- 
fchläge wurden, als von Preußen ausgehend, hauptjächli von den 
Süddeutſchen bekämpft. Die vorgefchlagene Erhöhung der Tabafsfteuer 
von 12 Thalern auf den Gentner des einheimifchen, und 6 Thalern auf 
den Gentner des ausländiſchen wurde etwa auf die Hälfte reducirt und 
die Einführung der Petroleumftener abgelehnt, weil man das Licht 
des armen Mannes nicht befteuern wolle, und auch andere Yänder eine 
folhe Steuer nicht haben. Eine von dem Zollbundesrath projectirte 
Borlage über Reform des ganzen Zolltarif$ wurde zurüdgezogen. Am 
23. Mai wurde das Zollparlament mit einer Thronrede des Königs 
entlafien, in welcher er die befriedigende Ueberzeugung ausſprach, „daR 
die Sejfion des deutjchen Zollparlaments dazu gedient habe, das gegen- 
feitige Vertrauen der deutſchen Stämme und ihrer Regierungen zu Fräf- 
tigen und manche Vorurtheile zu zerftören, oder doch zu mindern, Die 
der einmüthigen Bethätigung der Liebe zu dem gemeinfamen Vaterlande, 
welche das gleiche Erbtheil aller deutchen Stämme ift, etwa im Wege 
geftanden haben. Sie werden alle die Üeberzeugung in die Heimath 
mitnehmen, daß in der Geſammtheit des deutjchen Volkes ein brüder- 
liches Gefühl der Zufammengehörigfeit lebt, welches von der Form, die 
ihm zum Ausdruck dient, nicht abhängig ift, und welches gewiß in 
ftetigem Fortichreiten an Kraft zunehmen wird, wenn wir alljeitig be— 
ftrebt bleiben, in den Vordergrund zu ftellen, was ung eint, und zurüd- 
treten zu lafjen, was uns trennen könnte.“ 

Zum Abjchied der Zollvereinsabgeordneten wurden in Berlin mehrere 
Fefte veranftaltet, bei melden das Bewußtſein der Zufammengebörigteit 
der Süddeutfchen und Norddentfchen zum Ausdrud kam. Bei emer 
Einladung der Berliner Kaufleute in der neuen Börje brachte Fürſt 
Hohenlohe einen Toaft aus auf die Vereinigung der deutſchen Stämme, 
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und der bairijche Abgeordnete Marquard Barth feierte Graf Bismard. 
Eine am 24. und 25. Mai unternommene Feitfahrt nah Kiel und 
Hamburg gab den Zoliparlamentsabgeordneten Gelegenheit, einen mäch— 
tigen Eindrud von den ftattlichen Anfängen der deutjchen Marine und 
von der Bedeutung des norbdeutjchen Handelsverkehrs mit nach Haufe 
zu nehmen. 

In den legten Tagen des Zollparlaments vereinigten fich die Mit- 
glieder der ſüddeutſchen Fraction, um fi) von dem Gewinne Nechen- 
ſchaft zu geben, welchen ihre Bemühungen, die Erweiterung der Boll- 
parlamentscompetenz zu verhindern, ihrer Parteifache gebradht haben. 
Ein Mitglied der Fraction, Profeſſor Schäffle von Tübingen, fegte eine 
Erflärung anf, die von 31 Mitgliedern unterfchrieben und bald nachher 
unter dem Titel: „Necenjchaftsbericht der füddeutjchen Fraction an ihre 
Wähler“ veröffentliht wurde. Da derjelbe jo charafteriftiich für die 
Zendenz der dadurch vertretenen Partei ift, jo können wir nicht umhin, 
ihn bier wörtlich einzureihen. „Nach Beendigung der erjten Seſſion 
des Bollparlaments erachten wir e8 als BPfliht, den Wählern über 
unjer Wirken NRechenichaft zu geben und unfere Erfahrungen mitzus 
theilen. UWeberzeugt, daß eine geichlojjene Vereinigung ung erleichtern 
werde, den vertragsmäßigen Rechtsboden des Zollparlaments fejtzuhalten 
und auf Ddiefem die ung anvertrauten Jnutereſſen zu wahren, find wir 
al3 „ſüddeutſche Fraction“ zufammengetreten, welcher die Mehrzahl der 
bairiſchen, ſämmtliche wirtembergiihen und ein Theil der badijchen Ab» 
geordneten angehörten und mehrere Abgeordnete aus andern Theilen 
Deutſchlands ſich anſchloſſen. ES ift unferer Vereinigung gelungen, zur 
Bejeitigung des Antrags auf eine Adreſſe weſentlich beizutragen, deren 
Berathung nicht nur in Fritifcher Zeitlage die in Deutfchland beftehenden 
Gegenſätze noch mehr gefchärft, fondern aud den ftaatsrechtlichen Cha- 
rafter des Bollparlaments im erften Augenblide feines Wirfens ver: 
ändert haben würde. ES ift ferner gelungen, die unſers Dafürhaltens 
durch vorübergehende Zollausfälle nicht genügend begründeten Steuer: 
forderungen des Zollbundesrathes auf einen ziemlich geringen Betrag zu 
ermäßigen. Denn ftatt 2,300,000 Thlr. an Steuer und Boll von 
Zabaf und Petroleum ift nur eine Tabakſteuer im Ertrag von 
450,000 Zhlr. verwilligt worden. Unfere Fraction hat gegen den Zoll 
auf Petroleum nnd gegen jede Beſteuerung des Tabaks einhellig ge- 
ftimmt. Die Mehrheit derjelben hat den Handelsvertrag mit Oejter- 
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reich angenommen, eine Minderheit verwarf denjelben, weil feine Tarif- 
ermäßigungen auch nichtdeutjchen Yändern ohne entfprechende Gegen» 
leiftung zu Statten kommen. Die Handelöverträge mit Spanien und 
dem Kirchenjtaate, jowie die Gefekesvorlagen über das Zollverfahren, 
hatten wir feinen Grund zu beanftanden. In einem geſchichtlich bedeut— 
jamen Zeitpunfte zu einer Verſammlung berufen, welche in materiellen 
Intereſſen einen großen Theil von Deutſchland vertritt und Parteien 
gegenüber geftelit ift, welche mit mehr oder weniger Entjchiedenheit Die 
jüdweftdeutichen Yänder in die volljte Staatsgemeinfchaft mit dem Norden 
ziehen wollen, haben wir e8 aud) al8 Aufgabe betrachtet, in unmittel— 
barer Anfhauung mafgebender Perfonen und Verhältniſſe die Stellung 
der jiddeutichen Staaten zu Preußen und dem Nordbunde zu prüfen 
und das Ergebniß diefer Prüfung unferen Wählern mitzutheilen. Wir 
haben jedoch aufs Neue erfannt, daß der Eintritt in den norddeutichen 
Bund weder die Einigung der gefammten Nation, noch die conftitutionelfe 
Sreiheit, noch die bejonderen Intereſſen Süddeutſchlands fürdern werde, 
daß vielmehr der Verfaſſung Norddeutichlands gegenüber in der einen 
wie in der anderen Rückſicht die fernere Erhaltung der Selbjtändigfeit 
der fübdeutichen Staaten geboten ift. Die überwiegende Bevorzugung 
der Militärzwede im Nordbunde insbefondere beeinträchtigt die Pflege 
der geiftigen und materiellen Intereſſen und führt ohne finanzielle Er: 
leichterung des preußiichen Volkes zu einer fteigenden Belaftung feiner 
Bundesgenoſſen. Als die nothwendige Folge der traditionellen Politik 
Preußens wird diefe Belaftung eine dauernde fein. Faſt allen Parteien 
nördlid der Mainlinie gilt die Unterwerfung der ſüddeutſchen Staaten 
nur als eine Frage der Zeit und als ein Ziel des preußischen Berufes. 
Daß das fchließlihe Aufgehen des Südens in dem preußifchen Einheits- 
jtaate die Folge wäre, das drängt ſich Jedem als Gemißheit auf, der 
fih vom Schein ftaatlicher Uebergangsformen nicht täufchen läßt. Die 
durch die Annectirungen gefteigerte Uebermacht des Präfidialftaates ge 
ftattet der berechtigtften Geltung der Heineren Bundesstaaten feinen Raum. 
Diefen Verhältniſſen gegenüber ift e8 Aufgabe, die thatkräftige Bewah— 
rung der Selbftändigfeit der ſüddeutſchen Staaten mit der aufrichtigen 
Erfüllung der nationalen Pflichten in Einklang zu jegen. Den Weg zu 
diefem doppelten Ziel finden wir nur im einer entjchieden freiſinnigen 
Politit und in der fejten Verbindung der ſüddeutſchen Staaten. Wir 
haben die Weberzeugung gewonnen, daß es für dieſe Staaten, Regie— 
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rungen und Volk, dringend geboten ift, aus haltlofer Bereinzelung ber: 
auszutreten, über gemeinfames Handeln, insbejondere in der Nichtung 
auf militäriichen Schuß des Südens, fi) zu verftändigen, auch inner: 
halb des Zollvereins durch gleihmäßiges Vorgehen fich zur Geltung zu 
bringen und in gemeinnügigen Jnftitutionen eine fruchtbare Initiative zu 
ergreifen. Die beftehenden Berträge berechtigen zur Verfolgung dieſes 
Weges. Die Sammlung der ftaatlichen Kräfte Süddeutjchlands zu ge- 
meinjfamem Handeln tritt feinem anderen Theile der deutjchen Nation 
feindjelig entgegen, fie wird vielmehr zwischen den Großmächten vermit- 
telnd wirken, dem europäifchen Frieden und den materiellen Intereſſen 
dienen und den ſüddeutſchen Staaten die Fräftige Erfüllung ihrer ver: 
tragsmäßigen Pflichten gegen Norddeutichland möglich machen, ohne fie 
der Gefahr des Aufgehens in Preußen auszufegen. Erfennen wir aud) 
in der engen Verbindung der füddentichen Staaten untereinander nicht 
die endgiltige Befriedigung der materiellen Bedürfniffe, jo erfcheint fie 
doch zur Zeit als der einzige Weg, um unter Vermeidung der ernftlich 
drohenden Gefahren dem endlichen Ziele eines einigen und freien Deutſch— 
lands entgegen zu führen.“ 

Unter den Unterzeichnern diefer Erklärung finden wir aus Baiern 
die Freiherrn dv. Thüngen, v. Zu-Rhein, v. Hafenbrädl, den Badenfer 
Freiherrn v. Stogingen, die Wirtemberger Freiherr v. Neurath, Probit, 
Defterlen, Schäffle. Einige mußten diplomatifcher Rückſichten wegen 
ihre Namen verjagen; zu dieſen gehörten wohl die wirtembergijchen 
Minifter v. Varnbüler und v. Mittnacht. Profefior Schäffle fette feine 
Polemif und den Rechenjchaftsbericht über die Thätigfeit der ſüddeutſchen 
Fraction noch weiter fort in einem Auffat über die erjte Seifion des 
Zollparlaments im Juniheft der deutjchen Vierteljahrsichrift. Auch ver: 
pflichteten fich die Mitglieder, ihre Wirkfamfeit im Geiſte jener Erflä- 
rung, d. 5. die Wihlerei gegen die deutjche Einheit fortzufegen, und 
wählten zur Yeitung diefer Umtriebe ein eigenes Comite, das aus den 
Herren v. Thüngen, v. Stogingen und Probft beftand. 

Die ſüddeutſche Fraction rühmte fich nicht mit Unrecht ihres Er- 
folge8. Der Umftand, daß in das erfte Zollparlament fo viele Gegner 
der deutſchen Einheit gewählt wurden, und daß fie dann im der Ver— 
ſammlung ſelbſt jo eiferfüchtig Wache hielten gegen jeden Verſuch der 
Eompetenzerweiterung, hat bewirkt, daß das Bollparlament die von den 
Nationalgefinnten und namentlih auch von Bismard felbjt gehegten 
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Erwartungen nicht erfüllte. Man mußte fich jagen, das Bollparlament, 
welches den Uebergang zum Vollparlament hatte bilden follen, ſei ein miß- 
lungener Berfuch geweſen. Auch in den folgenden Seffionen konnte der 
pofitiiche Gedanfe nicht mehr zur Geltung kommen, und dies hatte auf 
den Reichstag einen lähmenden Einfluß. 


Acht nnd zwanzigftes Kapitel. 


Weiterentwidlung des norddentjchen Bundes und Oppofition 
im Süden. 


Nah dem Schluß des Zollparlaments nahm der Reichstag feine 
Arbeiten wieder auf, umd einer der erſten Beichlüffe war ein Aft der 
Verſöhnung mit dem Bundeskanzler, die Annahme jenes Compromifjes, 
nach welchem die Oberaufſicht über das Bundesſchuldenweſen der preu- 
Biihen Staatsfchuldenverwaltung übertragen wurde. Der betreffende 
Beſchluß wurde am 15. Juni 1868 mit 151 Stimmen gegen 41 ge- 
faßt. Die fich daran anfchließende Vorlage des neuen Marineetats gab 
dem General Moltfe, der als Abgeordneter mit im Haufe ſaß, Veran: 
laffung zu einer Aeußerung über die Aufgabe des neuen deutjchen 
Reiches, den Frieden Europa's zu wahren. Er fagte mit Beziehung 
auf die großen Summen, die für die Marine und jonftige militärifche 
Zwede gefordert wurden: „Welcher verftändige Menſch würde nicht 
wünjchen, daß die enormen Ausgaben, welche in ganz Europa für 
Militärzwede gemacht werden. fir Friedenszwede verwendet werden 
könnten? Aber auf dem Wege, wie einer der Herren Vorredner es ge- 
meint hat, auf dem Wege der internationalen Verhandlung wird das 
fiherlih nie zu Stande fommen. Es ift ja der Krieg nur die Fort— 
fegung der Bolitif mit andern Mitteln. Ich fehe für den Zweck mur 
eine Möglichkeit, und das ijt, daß im Herzen von Europa fich eine 
Macht bilde, die, ohne ſelbſt eine erobernde zu fein, fo ſtark ift, daß fie 
ihren Nachbarn den Krieg verbieten kann. Eben deswegen glaube id), 
daß, wenn dies fegensreiche Werk jemals zu Stande fommen joll, es 
von Deutſchland ausgehen wird, aber erft dann, wenn Deutjchland ftart 
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genug ift, das heißt, wenn es geeinigt fein wird. Auch im Militär, 
meine Herren, verfolgen wir die Fortjchritte der Wiſſenſchaft und die 
Erfindungen, die anderwärt gemacht werden; aber die Erfindung ift 
noch lange nicht das, was aus ihr gejchafft werden ſoll; es kommt 
darauf an, fie fertig binzuftellen. Unſer vortveffliches Zündnadelgewehr 
ift vor langen Jahren erfunden, wir haben aber mehr als 20 Jahre 
gebraucht, um daraus eine wirklich kriegsbrauchbare Waffe in einer 
Million von Eremplaren berzuftellen. Es würde aljo lange nicht ge- 
nügen, zu beobachten, was anderwärts gejchieht, fondern wir müffen 
jelbft darin vorgehen. Es ift gejagt worden, daß die humane rufjifche 
Regierung die Hohlgejchoffe abgeſchafft wilen will. Meine Herren, es 
handelt ſich dabei wohl eigentlih nur darum, daß man in Rußland 
erpfodirende Gewehrkugeln nicht einzuführen wünjcht; daß die ruſſiſche 
Negierung Granaten und Shrapnelis abjchaffen wird, fo lange die an- 
deren Nationen fie führen, daran zweifle ich jehr. — — Unfere Nach— 
barn wiſſen alle vecht gut, — auch die, welche jo thun, als ob fie «8 
nicht wühten — daß wir fie nicht angreifen wollen; aber fie follen auch 
wiſſen, daß wir uns nicht angreifen laffen wollen. Dazu brauchen wir 
Armee und Flotte, und ich vertraue dem Patriotismus des hoben 
Hauies, daß Sie das von der Megierung gebotene Geſetz annehmen 
werden."*) Diefe Worte machten ſowohl in Deutfchland als im Aus: 
land großes Aufjehen. In Frankreich fand man es eine unleidliche An- 
maßung, daß Deutſchland das europäiihe Schiedsrichteramt in Anſpruch 
nehmen wolle. In England nahm man die Ausfiht auf Friedens— 
garantie mit Zuftimmung und Bewunderung auf. Der Spectator fagte: 
Das von Moltfe angekündigte Programm, das darin offen erflärte 
Streben nad) dem erften Pla in Europa zeige eine Wucht und Größe, 
die England bewundern müſſe, ſelbſt wenn feine Intereſſen diefem Ziele 
widerftreben follten. Nach den abgetretenen Phrajen vom europätfchen 
Gleichgewicht, von Franfreihs Empfindlichkeit und Grofbrittanniens 
Handelsinterejjen wende man fi mit wahrer Erleichterung einer Rede 
zu, in welcher der zweite Mann in der ftärkjten europäifchen Regierung 
die entjchiedene Abficht an den Tag lege, den erften Rang in Europa 
an fich zu nehmen und den Frieden zu wahren. 

Die friedliche Tendenz des norddeutichen Bundes betätigte auch der 
König von Preußen in der Thronrede, mit welcher er am 20. Juni den 


*) Stenographifche Berichte des morddeutfchen Reichstags 1868 I. ©. 442. 
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Reichstag ſchloß, indem er jagte: „Sch entlaffe Sie mit der Zuperficht, 
daß die Früchte ihrer Arbeiten bei uns und in ganz Deutjchland unter 
dem Segen des Friedens gedeihen werden." Einige Monate jpäter gab 
der König in einer Rede, in welcher er ebenfall3 feinen Willen betonte, 
jeine Macht zur Erhaltung des Friedens geltend zu machen, zu dem 
Mißverftändnig Veranlaffung, als ob er doch Friegerifche Pläne hegte. 
Als er auf einer Reife dur Holftein und Schleswig im September 
1868 auch nach Kiel fam, hielt der Hector der Univerjität eine Anrede 
an ihn, worin er das Glück pries, daß es dem Könige gelungen fei, 
Deutjchland zu einer Macht zu erheben, die auch den mächtigften Nachbar 
zwinge, jein Schwert in der Scheide zu halten, und der König ant- 
wortete: „Ja, daß wir uns heute vertrauend und mit gutem Willen 
einander gegenüberftehen, iſt erft durch Krieg ermöglicht worden. Uebri— 
gens fehe ich in ganz Europa feine VBeranlaffung zu einer Störung des 
Friedens und fage das zu Ihrer Beruhigung. Was Sie aber noch 
mehr beruhigen wird, das ift der Blid anf die mit Ihnen bier ver- 
fammelten Nepräfentanten meiner Armee und meiner Marine (General 
Roon und Admiral Jachmann), diefer Kraft des Vaterlandes, welche 
bewiejen hat, daß fie fich nicht fcheut, einen ihr aufgezwungenen Kampf 
aufzunehmen und durchzufechten.“ Dieſe Worte verurjachten in Paris 
"jo große Beſorgniß und Aufregung, daß die Papiere bedeutend fielen 
und die Minifter in Abwefenheit des Kaifers für nöthig hielten, eine 
Beruhigungserflärung zu erlafjen, und den Blättern Anmeifung zu einer 
friedlichen Auslegung jener königlichen Worte zu geben. Die englischen 
Blätter waren voll Rühmens; Daily News fagte: „Stolzere Worte 
bat nie eim deutjcher Fürft gefprochen." Die Morning Poft jchrieb: 
„Es ift beruhigend zu wilfen, dag Recht durch Macht gewahrt werden 
fann. Die Preußen find ftolz und fie find es nicht ohne Grund. Die 
dee von einem einigen deutichen Vaterland ift ihrer Verwirklichung 
nahe und fie ift das Werk ihrer Hände." Der König von Preußen 
glaubte jelbft, fich gegen eine Friegerifche Auslegung feiner Kieler Rede 
verwahren zu müſſen. In Hamburg, wo er enthufiaftiich gefeiert wurde, 
jagte er bei dem Beſuch der Börje zum Präfidenten der Handelsfammer: 
„Was Sie brauchen, das brauchen wir Alle, den Frieden; und daß 
diefer nicht geftört wird, habe ich die ficherfte Hoffnung. Meine in 
Kiel gefprochenen Worte follten dieſer Friedenszuverjicht den Fräftigften 
Ausdruck geben; unerklärlich bleibt es mir, wie eine entgegengejette Auf- 
faffung nur einen Augenblid eintreten konnte." 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. II. 18 
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Dean jollte glauben, die rende darüber, daß Deutjchland eine 
Macht geworden fei, welche im Stande war, den Frieden zu erhalten, 
müßte auch den widermwilligften Gegner der neuen Ordnung der Dinge 
mit den Errungenjchaften des Jahres 1866 verfüöhnt haben. Aber dem 
war nicht jo; e8 gab in dem mannigfaltig geftalteten Deutjchland da 
und dort Leute, die fich untröftlich geberdeten, daß der alte deutſche 
Bund untergegangen fei und der neue preußiſche fich noch weiter aus- 
zudehnen drohe. Und e8 waren dies nicht nur Fürſten, die von ihren 
Thronen vertrieben waren oder mit Verluſt ihrer vollen Souveränität 
ſich bedroht glaubten, fondern ebenfowohl Demokraten, die für die Frei— 
heit und Einheit Deutjchlands geſchwärmt, gefungen und geredet hatten. 
Unter dieje gehörte auch die wirtembergiiche Volkspartei, die es ſich zum 
großen Verdienſt amrechnete, die Ausbildung des Bollparlaments zu 
einer ganz Deutfchland umfaffenden politiichen Volksvertretung verhindert 
zu haben. Sie machte jetzt Anftalt, ihren durch die Wahlen zum Zoll- 
parlament errungenen Sieg noch weiter augzubeuten. Errichtung eines 
dem Nordbund principiell entgegengejegten Südbundes, und für diefen 
eine der fchweizeriichen Miliz nachgebildete Militärverfaflung, Umgeftal- 
tung der damit umdereinbaren Verträge mit dem norddeutſchen Bund, 
nämlich des Schutz- und Trutzbündniſſes und des Bollvertrags, das 
waren die Hiele, die das Programm der wirtembergiichen Bolfspartei 
vom 8. Juli 1868 bei Gelegenheit der neuen Wahlen für Die zweite 
Kammer aufſtellte. Es gelang diefer Partei, ein großes Contingent ihrer 
Anhänger bei den Wahlen durchzufegen, darunter auch ihren Führer 
Karl Mayer, den Redakteur des Beobachter, der in feinem Blatt feine 
Hintergedanfen verrathen hatte, indem er im Eifer für den Südbund 
gelegentlich äußerte, derfelbe ſei billig zu erlangen, er werde uur einige 
Kronen koſten. Außer den Demokraten waren die Gemwählten zum 
großen Theil wenigjtens entjchiedene Gegner einer weiteren Ausdehnung 
des morddeutjchen Bundes; die deutſche Partei war nur durd eine 
Minorität von 14 vertreten. In der Thronrede betonte der König, er 
werde im Verein mit feinem Wolfe die Selbftändigfeit Wirtembergs 
wahren, im Einklang mit ihm die nationalen Intereſſen pflegen, mit 
ihm die Pflichten gegen das weitere Baterland treu und patriotifchen 
Sinnes erfüllen. Bald gaben die Adrekdebatten Gelegenheit, die Stel- 
lung der Parteien und des Minifteriums zur deutjchen Frage zu er 
örtern. Römer warnte vor Erlafjung einer Adreffe, weil er fürdhtete, 
jie würde jo ausfallen, daß man im Ausland neue Hoffnung auf Ein- 
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miſchung in die deutjchen Verhältnijje daraus jchöpfen könnte. Hölder 
und andere Mitglieder der deutichen Partei glaubten eine Adreßberathung 
nicht vermeiden zu fünnen, denn es fei vor Allem nöthig, daß man ins 
Klare darüber komme, auf welchem der beiden entgegengejegten Stand- 
punfte das Minifterium eigentlich jtehe. Denn während die deutjche 
Partei den Minister Barnbüler als Gegner der fortjchreitenden Einheit 
anſah, befchuldigten ihn die Demofraten, daß er im Begriffe fei, Wir- 
temberg ins preußifche Yager hinüber zu führen, und daß er fi) von 
Bismard zu fehr imponiven laſſe. Es wurden drei verfchiedene Adreß— 
entwürfe vorgelegt. Der eine, von der Majorität der Adrefcommilfion 
ausgehend, mollte Errichtung eine Siüdbundes und Oppofition gegen 
die Einheit eines unter preußiſcher Yeitung ftehenden Militärftaates. 
Die betreffende Stelle lautete: „Gewiß entſpricht es dem nahezu ein- 
ftimmigen Willen unjeres Volkes, die Selbftändigkeit des Yandes erhalten 
zu jehen, aber wir vermiffen eine confequente Verfolgung dieſes Zweckes. 
Die Bereinigung zu einem Bunde von internationaler unabhängiger 
Eriftenz (Südbund) ift den ſüdweſtdeutſchen Staaten im Prager Frieden 
vorbehalten, und es dürfte Feine Meinungsverfchiedenheit darüber be: 
ftehen, daß eine ſolche Vereinigung der Kräfte der in ihrer Vereinzelung 
zu Schwachen Staaten das natürlichjte Mittel wäre, die der Selbftän- 
digfeit drohenden Gefahren abzuwenden. Wir verfennen die Schwierig: 
feit der Herftellung eines ſolchen Bundes unter den jegigen Berhältnifien 
nicht, es Tann diefe Schwierigkeit aber die jüddeutjchen Negierungen der 
Pflicht nicht entbinden, die Verftändigung und engjte Verbindung unter 
jich zum Zwecke der Erhaltung der Seibjtändigkeit ihrer Staaten zu er: 
ftreben, und um fo dringender ift die entjchiedenfte Vermeidung jedes 
Schritte geboten, welcher unjer Yand in ein weiteres Abhängigfeitsver- 
hältniß bringen könnte. Niemals wird unfer Volk der Aufgabe untreu 
werden, mit feiner Regierung Hand in Hand die nationalen Intereſſen 
zu pflegen und die nationalen Pflichten zu erfüllen. Aber es iſt ihm 
auch an den Thatſachen das Bewußtſein gereift, daß die Einheit des 
Militärftaates, der fi) andere deutiche Stämme mit Gewalt unterworfen 
bat, daß eine Einheit, die jeine Freiheit und feinen Wohljtand jchädigt, 
mährend fie doch nicht das ganze Vaterland umjchliekt, es nicht ijt, für 
welche ihm Opfer zu bringen obläge; daß es vielmehr diejer Einheit zu 
widerſtreben berufen ift, um eine Föderation möglich zu erhalten, welche 
die berechtigte Selbftregierung und mit ihr die freiheitliche Bewegung zu 
ihrem Principe bat. Bon feiner Regierung darf das Volk die Ueber- 
18* 
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einftimmung mit diejen feinen Bejtrebungen erwarten, und wir glauben 
eine Pflicht gegen Ew. k. Maj. zu erfüllen, wenn wir ehrfurchtsvoll 
darauf aufmerfjam machen, daß das Vertrauen des Volfes jich einer 
Regierung vollfommen entziehen würde, welche zur Erhaltung der be- 
drohten autonomen Stellung unjeres Staates nicht Alles, was in ihren 
Kräften fteht, aufs Sorgfältigfte anzumenden bemüht wäre." Eine Heine 
vermittelnde Minderheit, welche die eigentliche Regierungspartei war, 
wollte nationale Verbindung mit dem norddeutſchen Bund, aber feinen 
Eintritt in denjelben, dagegen Fefthaltung des Allianz- und Zollvertrags, 
fogar Ausdehnung des legteren auf dem Zollgebiet; ein dritter Vorſchlag 
von Hölder und Genoſſen verlangte, fichere Gewähr für das Zuſammen— 
halten ganz Deutichlands gegen jeden Angriff von Außen zu fordern, 
und jede ausmwärtige Einmifchung in die Weiterentwidlung der deutjchen 
Derfafjungsfrage mit Entfchiedenheit zurückzuweiſen. Es heißt darin: 
„Wir vermögen die nationale Verbindung der jüddeutihen Staaten mit 
Norddeutſchland noch nicht als eine vollendete zu erfennen. Insbeſondere 
bedürfen außer den Zoll- und Handelsangelegenheiten noch manche 
Fragen des öffentlichen Rechts, der nationalen und materiellen Inter— 
efjen der Regelung durch eine gemeinfame Geſetzgebung. Wir vertrauen 
zu der Weisheit und dem patriotiihen Sinne Ew. Majeftät, dag Höchſt— 
diejelben die Hand nicht abziehen werden von einer Löjung der natio- 
nalen Aufgabe, in welcher die berechtigte Selbftändigfeit des Einzelftaats 
mit der bumdesftaatlichen Einigung Deutfchlands ihre Verjöhnung findet. 
Eine Verbindung der ſüddeutſchen Staaten unter fih (Südbund), durch 
welche diefelben, anftatt den Bruderſtämmen im Norden näher zu treten, 
vielmehr von dieſen getrennt würden, müßten wir als eine Beihädigung 
der wichtigjten pnterejfen nicht nur des weiteren, fondern vor Allem 
unjeres engeren VBaterlandes anjehen.“ 

Bei der Debatte, die am 18. und 19. December ftattfand, traten 
noch mancherlei Schattirungen hervor. Aufhebung des Allianzvertrages 
wagte doch eigentlich Niemand zu verlangen, dagegen jprachen mehrere 
Abgeordnete von einer Reviſion der Verträge, wobei ji jeder nach 
jeinem Parteiftandpunft etwas Anderes dachte. Einige Redner der 
Linken ſprachen mit befonderer Vorliebe von der Errichtung eines Süd— 
bundes, und einer derjelben, der Schriftfteller Vollmer, gab ſogar die 
Skizze einer Südbundsverfaſſung. Dieſer Bund follte die Garantie der 
Unabhängigfeit und Selbftändigfeit der ſüddeutſchen Staaten jein, eine 
Schutwehr gegen die Gefahr preufifcher Annerion wie inneren Zerfalls, 
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er jollte Süddeutfchland in ein gewiſſes Verhältniß zum Nordbund 
bringen, jo daß die Berträge nicht zwifchen Preußen und den einzelnen 
ſüddeutſchen Staaten, fondern zwiſchen Nordbund und Südbund abge- 
ſchloſſen würden, zum Schuß der Reichsintegrität gegen das Ausland. 
Ueberdies jollte er auch dazu dienen, Deutjchland wieder in ein näheres 
Verhältniß zu Defterreih zu bringen. Daß der Südbund aud ein 
Parlament und ftatt des preußifchen Heeres ein Milizheer haben müſſe, 
war jchon von Anderen ausgeführt worden und wurde al3 jelbjtver- 
ftändlid) voransgejegt. Der Abgeordnete Karl Mayer vertrat ebenfalls 
die Südbundsidee mit einer gewiffen Begeifterung, indem er fie aud) 
noch gegen Einwendungen von republifaniicher Seite her vertheidigte 
und jagte: „ch glaube, wenn wir den Südbund gründen, machen wir 
feinen Hemmſchuh für die republifanifche Entwicklung Europa’s." Er 
ſprach ſogar die Hoffnung aus, dak im Laufe der Entwidlung eine Zeit 
fommen werde, wo die Monarchieen fich jo gut auf dem Wege fried- 
(iher Entfhädigung werden ablöfen laffen, wie die Feudallaſten. Für 
jegt aber Fönnten die Dynaftieen im Süden Deutjchlands feine ficherere 
Garantie finden, als wenn fie fich mit ihren Völkern zu gemeinfamem 
Bund gegen Ausdehnung der preußischen Herrichaft vereinigten. “Dies 
jei für den Augenblid vom höchiten Intereſſe für die Dynaſtieen, und 
wenn fie nicht auf folche Weife jich ein ficheres Bollwerk jchaffen, wür— 
den fie bei dem nächſten Stoß, der durch Europa gehe, nur noch als 
Beute in Betracht fommen.*) Nach diefem demofratiichen Erguß jprad) 
fih auch noch der Minifter v. Varnbüler über feinen Standpunkt und 
den der wirtembergifchen Negierung ausführlih aus. Um ſich gegen 
den Borwurf des Schwanfens und der Umficherheit feiner Politit zu 
vertheidigen, warf er einen Rückblick auf feine bisherige Thätigkeit feit 
dem Kampf um die Frage, ob die Verträge angenommen oder vermorfen 
werden foliten. Er fagte:**) „Es ift ums ein Schwanken, eine Un: 
ficherheit in der Politif vorgeworfen worden. Sie wiſſen, welche Kämpfe 
in diefem Haufe und im Yande wegen der Genehmigung des Allianz 
und Zollvertrages geführt worden find. Damals haben die Gegner der 
Verträge die Tragweite derſelben möglichft übertrieben und mich als 


*) Verhandlungen der wirtemb. Kammer der Abgeorbneten in den Jahren 1868 
bis 1870, ©. 162. 

**) Berhandlungen der Kammer der Abgeordneten von 1868—70, S. 165—169. 
Ich benüte den abgefürzten Tert aus Ludwig Hahn: Der Krieg gegen Frankreich, 
©. 239 u. fi. 
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denjenigen bingefiellt, der Wirtemberg ins preußiſche Yager hinüber— 
führen wolle; fie behaupteten, nur der Eindruc der großen Perfönlic- 
feit und der preußifchen Macht, die ich gefehen hatte, habe mein Ber- 
halten bejtimmt und beftimme es jet noch. Bon entgegengefegter Seite 
wurde ich geradezu als Anhänger der preußifchen Partei angefehen; man 
hoffte hier wirklich, ic) werde Wirtemberg ohne Verzug in den Nord- 
bund führen, und diejes Gerücht ging durch das ganze Sand. Die 
Bollparlamentswahlen ftanden damals bevor und es war deshalb noth- 
wendig, mich hierüber Kar auszudrüden. Ich jagte damals, dak die 
Verträge das Maß desjenigen ausfüllen, was die nationale Pflicht er- 
fordere; ic fagte, daß, wenn die Abgeordnnetenfammer einen Beſchluß 
auf Eintritt in den Nordbund fallen würde, id Sr. Maj. rathen müßte, 
an das Volk zu appelliven, und wenn die hierauf gewählte Kammer 
daffelbe bejchlöffe, jo würde ih Sr. Maj. das Weitere anheimgeben, 
aber nicht anders als auf conftitutionellem Wege, Diefe Erklärung 
wurde von beiden Parteien für ihre Abjichten benügt, und dabei wurde 
meine are Anficht, die heute noch diefelbe ift, entjtellt. Die Verträge 
miüffen gehalten werden, das iſt die nationale Pflicht: weiter zu geben 
ift- fein Anlaß, damals nicht und jegt nicht. Bei den BZollparlaments- 
wahlen und im Zollparlament bin ich derfelben Anficht treu geblieben; 
meine Anficht ift und war, das Bollparlament in feinen: Competenzen 
feftzuhalten, e8 nicht übergreifen, nicht zum Vollparlament werden zu 
(affen; daſſelbe hat auch der Proteft der ſüddeutſchen Fraction ausge— 
proben. Das BZollparlament ift auch inmerhalb feiner Competenz ge— 
blieben: die wenigen Beichlüffe, die man anders auffafien konnte, wurden 
vom Zollbundesrath bei Seite gelegt, und weder die Beſorgniſſe der 
einen, noch die Hoffnungen der anderen haben fich verwirklicht. — Was 
num das fpätere Verhalten der fgl. Regierung Preußen gegenüber be- 
trifft, fo erfläre ih: es ift niemals von diefer Seite auch nur die ge: 
ringfte Andentung gemacht worden, daß man ung in unferer Selbftän- 
digkeit ftören wolle. Ich frage Sie, was fann man in folchen Berhält- 
niffen Klügeres thun, als ſich ruhig verhalten? Es kam fein Anlaß 
vor, der die guten Beziehungen irgend zu beeinträchtigen geeignet war, 
doch gewiß das Erfreulichfte für Alfe, welchen an der Selbftändigfeit 
Wirtembergs gelegen. Bei mehreren fehr wichtigen VBertrags-Abjchlüflen, 
fowie bei Befetung der Zollftellen hat fich Preußen jehr entgegenkom— 
mend gegen ums gezeigt. Auch das Verhältniß zu unferen Nachbar- 
jtaaten ift durchaus ein frenmdlihes." — — — „Was num Ihre 
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Adreſſe betrifft, jo ift vor Allem das fejtzuhalten, daß fie eine Antwort 
auf die föniglihe Thronrede ift. Hier iſt Har ausgejprochen, daß der 
König die Selbjtändigfeit Wirtembergs zu wahren entjchloffen ift und 
daß er fich hierin auf das Einverftändniß mit feinem Voll verlaffen zu 
können glaubt, und er kann fi darauf verlaffen, das jpreche ich hier 
mit voller Ueberzeugung aus. — Die Thronrede jagt weiter, daß die 
nationalen Intereſſen im Einklang mit dem Volke gepflegt werden follen, 
und dies ift jehr wohl möglich, ohne die Selbftändigfeit unſeres Staates 
zu beeinträchtigen. Die Staatsregierung will die Verträge mit Preußen 
treu und loyal halten, fie jollen nicht erfüllt werden wie von einem 
fäumigen Schuldner, jondern patriotiichen Sinnes; im Geifte der natio— 
nalen Pflicht, die dadurch erfüllt wird. Diefer Geift ift es, ‚der uns 
leitet, wenn wir das Heer in einen Zuftand zu bringen fuchen, der es 
ebenbürtig macht, an die Seite der andern deutjchen Heere treten zu 
fönnen, damit, wenn heute ein Krieg ausbricht, die wirtembergijchen 
Fahnen ſich nicht zu ſchämen haben. Auch Hierin vertraut der König 
jeinem Bolfe. Er kann es, ich werde darin feinen Widerſpruch finden. 
— Ich gehe num über zu dem Entwurf der Antwort auf dieje könig— 
(ihe Anfprache. Die Vereinigung der ſüddeutſchen Staaten, die man 
von der Regierung verlangt, iſt nichts anderes al3 der Sidbund. Hätte 
ich darüber einen Zweifel gehabt, die hier gehaltenen Reden hätten mic) 
davon überzeugt. Alfo nicht blos eine Verjtändigung mit den Nachbar: 
ftaaten, die ja auch wir anftreben, fondern ein ftaatliches Gebilde. Ich 
frage nun, ift ein jolches möglih? Wenn man jic) dajjelbe denkt, wie 
der Herr Abg. 8. Mayer, dev hierin ganz confequent ift, als ſüddeutſche 
Nepublif mit Anlehnung etwa an die fchweizeriiche Eidgenoſſenſchaft und 
bald vielleicht unter dem Protectorat einer noch größeren Macht, dann 
allerdings iſt derjelbe recht wohl möglich, wenn man das dafiir bieten 
fann, was der Herr Abgeordnete dafür geboten hat, „einige Kronen." 
Ich aber, der ich den Eid geſchworen habe, das unzertrennlihe Wohl 
des Königs und Vaterlandes zu wahren, ich kann die Krone meines 
Königs nicht für den republifaniihen Südbund bieten. Sehen wir aber 
ab von diejen Idealen und fragen uns, ob außerdem das ftaatliche Ge— 
bilde des Siüdbundes ein organifches Leben führen könnte? Sie werden 
mir zugeben, daß eine ftaatliche Organijation etwas zu thun, eine Com— 
petenz haben muß. Wie wollen Sie num diefe für Ihre Centralgewalt, 
für Ihr Parlament beftimmen? Doc nicht geringer als die Competenz 
des norbdeutichen Bundesraths? Dann müßten die Negierungen der 
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füddeutichen Staaten an das Bundesorgan abtreten alle diejenigen Gegen- 
ftände, welche in den 15 Ziffern des Art. 4 der norddeutichen Bundes— 
verfaffung aufgeführt find. Dabei haben Sie zu bedenken, dag Wirtem: 
berg und Baden in den Bundesorganen gegenüber von Baiern ftets in 
der Minorität wären. Sie müften fi) von Baiern vorjchreiben laſſen, 
wie Sie die wirtembergijchen Eifenbahnen, Telegraphen und Poſten ein: 
zurichten haben u. j. w. Das ganze wirtembergifche Volt würde gegen 
ein ſolches Experiment fich erheben. Die Baiern würden Baiern, die 
Wirtemberger Wirtemberger auch in einem ſolchen Bunde bleiben. Die 
Majorität würde vor Allem fir fich forgen. Wenn Sie all die Gegen: 
ftände ins Auge faſſen, welche dem Bunde zufielen, jo würde gewiß 
bald der Gedanke Plat greifen, wenn wir einmal ſolche Dinge haben 
jollen, jo wollen wir fie lieber mit ganz Deutjchland, als mit Baiern 
gemeinjchaftlich haben.“ 

Diefe Rede gab wohl über die perjönliche Auffaffung des Minifters 
intereffante Aufjchlüffe, aber konnte Hinfichtlic) der Zukunft weder den 
demofratifhen Gegnern der Ausdehnung des Nordbundes, noch den Mit— 
gliedern der deutſchen Partei Beruhigung gewähren. Beide Parteien 
mußten die Feithaltung des Standpunftes der Vermittlung, den der 
Minister als den feinigen bezeichnete, für unmöglich anjehen. Entweder 
mußte die Verbindung mit dem norddeutichen Bunde fefter werden, oder 
bei einer Entfcheidungsfrage fi) auflöjen. Nur das Eine ging aus 
Barnbülers Aeußerungen klar hervor, daß der Südbund nicht zu Stande 
fommen könne. Die Debatte fchien fein Ende nehmen zu wollen, und 
ſchließlich machte der Abgeordnete der Stadt Stuttgart, Oberbürgermeijter 
Sid, nachdem er gegen die Politif des Grollens mit Preußens geiprochen 
und auf den Stand der Thatjachen hingewieſen hatte, den Antrag, ftatt 
des allgemeinen Satzes über die Erfüllung der nationalen Pflichten in 
der Adrejfe zu jagen: „Niemals wird ſich das wirtembergifche Volk der 
Pflicht eintbinden, mit feiner Regierung Hand in Hand die nationalen 
Intereſſen zu pflegen und die nationalen Pflichten in Uebereinſtimmung 
mit den Allianz und Zollverträgen zu erfüllen." Die Gegner der Ber: 
träge proteftirten dagegen, dak man ihnen die Anerkennung derjelben 
aufnöthigen wolle und ihnen gleichjam die Piftole auf die Bruft fete. 
Einer derfelben fagte geradezu, auf den Allianzvertrag fomme am Ende 
wenig an, im Frieden werde er wenig deniren, und wenn es Krieg gebe, 
jeien die Verhältniffe mächtiger al8 der Vertrag, Wer von den krieg- 
führenden Großmächten Wirtemberg zuerft befege, der habe es, und 
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man müſſe dann eben demjenigen folgen, der zuerjt komme. Endlich 
wurde die Mehrheitsadreffe mit der Verbeſſerung Sid3 mit 50 gegen 
38 Stimmen angenommen, 

In Baden, wo bisher Regierung und Volfsvertretung jo einmüthig 
zufammengewirft hatten, um den Eintritt des Yandes in den norddeut- 
ſchen Bund vorzubereiten, entftand auch eine beflagenswerthe Störung. 
Die Bevölkerung wurde ungeduldig, daß die Sache nicht vorwärts gehe 
und Baden nicht wirflich eintrete; man machte der liberalen Partei, 
welche alle Forderungen der Regierung für Reformen des Militärmejens 
jo zuvorfommend unterftütt hatte, Vorwürfe, daß fie dem Yand un: 
nöthige Yaften aufgebürdet habe; die Herren, die früher als Oppoſitions— 
männer gefeiert worden waren, verloren ihre Popularität, jeitdem ſie 
Regierungsanhänger geworden waren. Und fie Hagten wieder, daß fie 
nicht mehr das bisherige Vertrauen der Negierung genöfjen. Am 8. No— 
vember 1868 Fam eine Anzahl von Mitgliedern der erften und zweiten 
Kammer in Offenburg zufammen, um die Lage des Landes und bie 
Urfahen der allgemeinen Berftimmung zu bejpredhen. Es wurde auf 
Grund der Berathung ein Nundichreiben an Yandtagsabgeordniete und 
andere nationalgefinnte Männer erlaffen, worin gejagt wurde, man könne 
fich nicht verhehlen, daß die liberale Partei feit der fetten Rammerfigung 
in eine gefahrvolle Page eingetreten fei. In Folge der bedeutenden 
Faften, welche eine patriotiiche und opferwillige Haltung dev Kammer» 
majorität für die Sache Deutichlands dem badifchen Volke auferlegt habe, 
jehen fich die Yiberalen durch Mißverftändniffe und übelmollende Deu- 
tung einer abgeneigten Stimmung ausgeſetzt. Trotzdem habe die Negie- 
rung diefer Kammer nicht die nöthige Rückſicht angedeihen laffen, und 
in den letten Tagen der Kammerfigung eine Neubildung des Minifteriums 
vollzogen, ohne mit der liberalen Partei, die doch zugleich die Kammer: 
mehrheit bilde, fich zu verftändigen. Es bleibe nun der erjteren, die 
vom Bolf als Negierungspartei angefehen fei, von der Regierung aber 
nicht al3 folche behandelt werde, nichts anderes übrig, al3 entweder für 
die nächften Jahre aus der öffentlichen Wirkſamkeit zurückzutreten, oder 
eine Wiederaufrihtung der Partei zu felbjtändigerer Ihätigfeit zu ver: 
ſuchen. Im Hinblid auf die großen politifchen Intereſſen hätten die, 
Anweſenden fih für das Yettere entjchieden. Dem Rundſchreiben mar 
ein Programm beigelegt, das ſich über die deutiche Politif und dag 
Heerweſen und verjchiedene innere Fragen ausſprach, aber nichts Neues 
enthielt. Bald darauf erjchien eine von Staatsrat) Yamey im Auftrag 
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der Dffenburger Berfammlung verfaßte Brofchüre, welche die Beſchwerden 
der liberalen Partei gegen das Minifterium Jolly darlegten. Die Neu- 
bildung des Minifteriums ohne vorhergehende Verftändigung mit der 
Kammer erjchien wieder als Hauptpunft, der Unpopularität diefes Mi- 
niſteriums wurden auch die Mißerfolge bei den BZollparlamentswablen 
zugejchrieben. Auch wurde angedeutet, daß die Sprödigfeit Preußens in 
Beziehung auf den Eintritt Badens in den norddeutichen Bund eine 
Urſache dev Mißſtimmung jei. 

Das Meinifterium nahm dieſe plötzliche Auffündigung des Ver— 
trauens mit Necht al3 eine unverdiente Kränkung auf, und fuchte durch 
offene Darfegung feiner Uebereinftimmung mit der Kammmermehrheit in 
alfen mejentlihen ragen die Angriffe der DOffenburger Berfammlung 
als umberechtigt nachzumeijen. Es wurde nun eine neue Berfammlung 
zu Offenburg am 27. December gehalten, die jehr zahlreich befucht war, 
und im welcher jich ein verjühnlicher Geift ausſprach. Die Partei er- 
flärte, fie wolle feine ſyſtematiſche Oppofition machen, vielmehr die Re— 
gierung in allen Mafvegeln unterftügen, welche ihren Grundfägen gemäß 
jeien. In der deutjchen Politit halte fie an dem früheren Programım 
des möglichjt baldigen Eintritt in den morddeutjchen Bund feſt. Die 
gleichjörmige Organifation der Truppen mit dem norddeutichen Heere 
erfenne fie als Bürgichaft für Erreihung des nationalen Zieles an, fei 
auch ferner zu Opfern bereit, müſſe aber darauf dringen, daß unnöthige 
Ausgaben uuterlaffen und die dreijährige Präfenzzeit ermäßigt werde, 
jomweit die ohne Schwächung der Wehrkraft thunlich jei. Es zeigte ſich, 
daß der Unterfchied zwiichen dem Minifterium und der liberalen Partei 
auf unbedeutenden Nebenpunften beruhe, und man konnte außerhalb 
Badens gar nicht verftehen, warum der ganze Handel angefangen worden. 
Man war jehr geneigt, die Entftehung auf perjönliche Motive zurückzu— 
führen. Diefe waren unftreitig dabei im Spiele. Aber die Haupt- 
urfahe war doc die Ungeduld über den Stillſtand in der deutjchen 
Frage. Man argmohnte, es fei den Minifterium doch fein rechter 
Ernft mit dem Eintritt in den norddeutichen Bund. 

Einen ftarfen Antrieb zur gegenjeitigen Verſöhnung gab der Verſuch 
der Klerikalen und Großdeutichen, den häuslichen Zwiſt zum Sturz des 
Minifteriums Jolly zu bemügen. Es wurde von denjelben eine allge: 
meine Agitation ins Werf gejegt, und ein Aufruf an das Bolf erlafjen, 
in welchem hauptjächlich ſolche Forderungen aufgeftellt wurden, welche 
das Intereſſe der Kirche berührten. Freiheit von Schulzwang, Tren- 
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nung der Kirche vom Staat, füderaliftiiche Einigung Deutſchlands mit 
Einfchluß Defterreihs, Verminderung des ftehenden Heeres waren die 
Hauptpunfte diefes Programms. ES bildete ſich auf einer am 7. Mat 
in Achern gehaltenen Verſammlung eine Wahlreformliga, in welcher 
Demokraten mit reaktionären Männern vom Adel vereinigt waren, wor— 
unter auch der Name des nach der Katajtrophe von Königgrät abge- 
tretenen Minifters v. Edelsheim erichien. Dieje Beftrebungen der ver: 
einigten Ultramontanen und Demokraten, welche die liberalen und natio- 
nalen Errungenschaften Badens bedrohten, machten, daß die nationale 
Partei ſich wieder zur Unterftügung des Minifteriums vereinigte. Aus 
den bedeutendften Städten Badens wurden Adrefjen gegen die Forde— 
rungen der neuen Oppofitionspartei an den Großherzog eingejandt, und 
auf einer Yandesverfammlung in Offenburg am 23. Mai 1869 die 
Verſöhnung der Yiberalen mit dem Meinifterium bejchlojien, und eine 
Adrefie an den Großherzog gerichtet, in welcher der Negierung die ent: 
jchiedene thatfräftige Unterftügung der liberalen Partei verheiken wurde, 
wenn fie ihrem freijinnigen und mationalen Programm tven bleibe. 
Hierauf ließ der Großherzog den Unterzeichnern der Adreſſe jchreiben, er 
danfe ihnen für ihre Erklärung und er ftüte darauf das Vertrauen, es 
werde ihm gelingen, fein Volk zu dem Ziele zu führen, das er ſich als 
höchſte Negentenaufgabe gejtellt habe: ein freies Staatsieben im Inneren, 
ruhend auf der ficheren Grundlage geiftiger Bildung und ſittlich-reli— 
giöjen Ernſtes, und muthige entjchloffene Theilnahme an der nationalen 
Wiedergeburt Deutjchlands. 

In dem preufifchen Yandtage, der am 4. November 1868 eröffnet 
wurde, kam eine Angelegenheit von großer allgemein deutfcher Bedeutung 
zur Sprade. Der AYuftizminifter Peonhardt*) legte am 30. November 
den Entwurf eines allgemein preußiſchen Hppothefenreht3 vor, das an 
die Stelle der drei verjchiedenen Nechtsiyfteme**) treten follte, die inner: 
halb der preußischen Monarchie galten, und ſprach am Schluß feines 
begleitenden Vortrags die Hoffnung aus, daß das neue Gejeg in Kurzem 
auch für ganz Deutfchland Geltung erlangen werde. „Wenn für die 
Monarchie”, fagte er, „eine gemeinfame Gefeßgebung ins Yeben tritt, 
und mern diefe den Anforderungen entjpricht, welche ich fo eben hervor- 





*) früher hannoveriſcher Minifter und als folcher ſehr verdient um das dortige, 
als mufterhaft anerfannte Juftizweien, am 3. December 1867 an die Stelle des 
ſehr umnpopulären Grafen zur Lippe ernannt. 

**) Preuß iſches Landrecht, gemeines Net und Code Napoleon. 


284 Weiterentwicklung des norddentichen Bundes. 


gehoben habe, jo wird fie auch geeignet jein, als Gejetgebung für den 
norddentichen Bund zu gelten. Mit demjelben Moment, in welchent 
diefer nationale Aft für den morddeutichen Bund ſich vollzieht, wird 
diefer Aft auch für ganz Deutjchland, aud für das Deutjchland jenjeits 
des Mains vollzogen fein, und zwiſchen diefem Moment umd der Aus- 
‚ führung in den ſüddeutſchen Staaten wird, wie ich glaube, ein Zeitraum 
liegen, der nur nad) Monaten zu berechnen fein wird.” 

Demjelben Yandtag wurde auch die oben erwähnte Fönigl. Verord- 
nung vom 3. März 1868 über Beichlagnahme des dem ehmaligen 
König Georg von Hannover gehörigen Vermögens zur Beftätigung vor- 
gelegt. Dieß ſchien um fo nöthiger, da der König Georg einen Proteft 
dagegen erlajjen hatte, in welchem er erflärte, er werde an dem ihm 
von Gott verliehenen Recht auf. die hannoverifche Königskrone entjchieden 
fejthalten, und er bege, vertrauend auf diejes Recht, nicht blos die 
Hoffnung der Reftitution, fondern fei von dem Eintreten derjelben jo 
feft überzeugt, wie von feinem eigenen Dafein. Diejelbe Vermögens: 
beſchlagnahme war auch gegen den ehmaligen Kurfürften von Helfen 
verfügt worden in Folge einer Denkjchrift, welche derjelbe durch den 
Hofrath Pernice hatte ausarbeiten lajfen, und im September 1868 an 
die Höfe Europas und am verjchiedene politifche Autoritäten verjandt 
hatte. Sie führte den Titel: „Denkſchrift Sr. 8. H. des Kurfürften 
Friedrich Wilhelm I. von Heſſen, betreffend die Auflöjung des deutſchen 
Bundes und die Ujurpation des Kurfürfienthums dur die Krone 
Preußen im Jahre 1866" und enthielt ſchwere Beleidigungen gegen den 
König und die preußifche Regierung. Beide Beihlagnahmen famen am 
29. Januar 1869 zur Verhandlung und Graf Bismard machte dabei 
über die Einzelheiten der hannoverifchen Umtriebe Mittheilungen, woraus 
hervorging, daß in Frankreich, im verjchiedenen Ortſchaften internirt, 
eine hannoverifche Legion von 1000-1400 Mann unterhalten, und 
eine Summe von etwa 300,000 Thaler jährlih für diefe Yeute ver- 
wendet werde. Bismard ftellte vor, daß es doch zweckmäßig fei, Die 
Duelle, aus der diefe Gelder fließen, zu verftopfen und wenigſtens zu 
verhindern, daß fie nicht aus preußifchen Staatsgeldern geſpeiſt werde. 

Der Beriht der Commifjion beantragte, die Verordnung zu ges 
nehmigen und durch einen neuen Artikel dahin zu ergänzen, daR die 
Miederanfhebung der Beichlagnahme nur durch ein eigenes Geſetz er- 
folgen fönne. Der Antrag wurde nur von dem ehmaligen Minifter 
König George, Windthorft aus Meppen, und von dem Fatholifchen 
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Oppofitionsmann von Mallindrodt angefochten, und jchlieglich mit 256 
gegen 70 Stimmen angenommen. Für den Kurfürften von Heifen 
wehrte ſich nur der heſſiche Abgeordnete Herrlein, und die Beichlag- 
nahme wurde mit noch größerer Majorität als bei dem König von 
Hannover angenommen; jelbjt bejjiiche Abgeordnete nahmen feinen An- 
ftand, ihr Votum gegen ihren früheren Kırfürften abzugeben. Auch das 
Herrenhaus genehmigte am 13. Februar die Beſchlagnahmen faft ein- 
ſtimmig. 

Kurz vor dem Schluß des Landtags wurde die finanzielle Ausein— 
anderſetzung zwiſchen dem preußiſchen Staat und der Stadt Frankfurt 
erledigt. Die preußiſche Regierung legte am 2. Februar dem Hauſe 
der Abgeordneten einen Geſetzesentwurf vor, nach welchem alle zur Zeit 
der preußiſchen Beſitzuahme zu Staatszwecken verwendeten Güter und 
Yiegenjchaften der Stadt, ebenſo ſämmtliche Eifenbahnen in den Bejig 
des preußiichen Staats übergehen, die Schulden aber, welche nad) dem 
Abzug des Beſitzes noh 9 Millionen Gulden betrugen, vom Staat 
übernommen werden jollten. Damit waren nun die Frankfurter Bürger 
gar nicht einverftanden. Während fie fich jo viel auf ihre Souveränität 
zu gut gethan hatten, meinten fie nun, fie feien fein Staat, fondern nur 
eine Stadt, die als ſolche nur Privateigenthum habe; fie meinten, der 
preußiſche Staat müſſe ihnen die öffentlichen Gebäude und Eifenbahnen 
nit ihren Einkünften lafjen, oder wenn er fie haben wolle, abfaufen. 
Es wurde nun eine Deputation nach Berlin geſchickt, um zu unter: 
handeln. Eine Bürgerverjammlung proteftirte in der Vorausjegung, die 
Nathsdeputation werde den Mechten der Stadt zu viel vergeben, gegen 
jede Entziehung des Eigenthums der vormals freien Stadt und gegen 
jeden Beichluß der jtädtiichen Behörden, der einer folden Entziehung 
zujtimmen würde. Unter dem Drud diefer Proteftation des Volks 
beſchloſſen am 16. Februar die Stadtverordneten, die ftädtiiche Re— 
gierung müſſe wenigjtens drei Millionen Gulden als Erjaß für ver: 
(orenes StaatSeigenthbum von der preußiichen Negierung verlangen, und 
die abgefandte Deputation in diefem Sinne inftruiren. In Folge davon 
ftellte num die Deputation diefe Forderung in Berlin und erflärte, unter 
feiner anderen Bedingung abjchließen zu dürfen. Das preußiiche Finanz— 
minifterium erklärte und beharrte darauf, höchftens zwei Millionen geben 
zu wollen. Nun legte fich der König, dem es jehr daran gelegen war, 
eine freundliche Uebereinfunft mit der Stadt Frankfurt zu erreichen, in 
das Mittel und erbot fich, er wolle, um die Verhandlungen nicht jcheitern 
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zu laſſen, die fehlende Million der Stadt Frankfurt aus feiner Kaffe 
auszahlen laſſen. Auf diefer Grundlage wurde num am 26. Februar 
eine Uebereinfunft über die VBermögenstheilung mit der Stadt Frankfurt 
abgejchloffen, und noch an demfelben Tage dem Abgeordnetenhaufe dar- 
über Mittheilung gemacht. Der Finanzminifter von der Heydt bemerfte 
dabei: der König Habe aus feinen Privatmitteln der Stadt Frankfurt 
ein Gnadengeſchenk von einer Million Gulden zugewendet, und diefer 
fönigliche Aft werde mehr als alle anderen geeignet fein, die Herzen der 
Frankfurter zu gewinnen. Diefe Ermahnung zur Dankbarkeit machte 
aber gerade in Frankfurt böfes Blut. Der Bürgerſtolz der preußen- 
hafjenden Frankfurter wollte fein Gnadengefchent von dem König von 
Preußen, jondern fich lieber al$ Opferlamm bemtitleiden lajjen. Der radicale 
Theil der Stadtverordneten wollte dem Vertrag die Genehmigung ver- 
fagen und erflären, daß die Deputation ihre Vollmacht überjhritten 
babe, und daß die vom König bewilligte dritte Million nicht angenom— 
men werden dürfe Diejer Antrag wurde jedoch von der Majorität 
abgelehnt und der abgejchlojjene Vertrag angenommen, aber die Erklä— 
rung beigefügt, „die VBerfammlung erkenne im dem Ausgleich lediglich 
die Erfüllung der von den jtädtifchen Behörden von dem Staat Preußen 
vertragsinäßig geforderten Verpflichtung zur Zahlung von 3 Millionen 
Gulden und lege gegen den vom Finanzminifter gebrauchten Ausdrud 
Gnadengeſchenk feierlichjt Verwahrung ein." Die Budgetcommiffion des 
Abgeordnetenhaujes war mit diejer Form der Erledigung des mit Frank— 
furt abgejchloffenen Ausgleich8 auch nicht zufrieden, und das Minifterium 
wurde jcharf getadelt, daß es die Antervention des Königs angenommen 
und nicht lieber die dritte Million auf die Staatsfafje übernommen 
habe. Doc wurde in der Schlußberathung des Hauſes die Regierungs— 
vorfage mit allen gegen 9 Stimmen angenommen, und jo war ber 
Friede mit Frankfurt Hergeftelit. 

Der Reichstag des Frühjahrs 1869, der am 4. März eröffnet 
wurde, brachte mehrere Verhandlungen und Beichlüfje, welche für die 
Meiterentwidlung des Bundes von Bedeutung waren. Bon Graf 
Münfter und Tweſten wurde am 16. März mit Unterftügung von 
98 Mitgliedern aller Fractionen, ausgenommen der Confervativen, ein 
Antrag auf Errichtung verantwortlider Bundesminifterien de3 Auswär- 
tigen, des Krieges, der Marine, der Finanzen und des Handels und 
Verkehrs eingebracht und ein zweiter am 18. von Miquel und Lasker, 
mit Unterftügung von 81 Mitgliedern, die Kompetenz der Bundesgefer- 
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gebung auf das geſammte bürgerliche Recht und die Gerichtsverfaffung 
auszudehnen. Am 16. April fam der Münfter-Tweften’sche Antrag zur 
Verhandlung. Tweſten ging bei Begründung defjelben davon aus, daß 
man nad Außen nicht vorwärts gekommen ſei und auch feine Aussicht 
dazır habe; da die Hoffnungen, die man früher an das Bollparlament 
geknüpft habe, abgejchnitten jeien, jo müſſe man um fo mehr an der 
inneren Befeftigung des Bundes arbeiten, und dazu gehöre vor Allem 
eine geregelte Negierungsgewalt, die man eben nur in einem verantiwort- 
lichen Miniſterium gewinnen fünne. Graf Münſter ſagte, daß er eigent- 
lich weiter gehen möchte und daß ihm ein Antrag lieber gewejen wäre, 
der auf Revifion der ganzen Bundesverfaffung gegangen wäre; er hoffe 
jedoch, wenn der Antrag angenommen werde, und wenn der Bundes: 
rath ſich ernftlich mit Ausführung deſſelben bejchäftige, fo werde man 
einfehen, daß eine gründliche Reform der Bundesverfaſſung nothwendig 
fei. Denn eine füderative Verfaſſung wie die des norddeutichen Bundes 
paſſe nicht in ein monarchiſches Staatenfyften, die Spite fo vieler 
monarchiſcher Staaten müſſe ebenfalls eine einherrjchaftliche fein, und 
daraus folgen die Bundesminifterien von ſelbſt. Er wünfche, daß Die 
Bundesverfaffung ausgebaut werde, und zwar in verhältnigmäßig ruhigen 
Zeiten und vor Allem durch den großen Staatsmann, den wir unter 
uns haben, den Grafen Bismard, und er bitte diefen, den Antrag, als 
ein Vertrauensvotum anzufehen, denn als folches fei er gemeint. Weit 
diefer Auffafjung war aber Bismard Feineswegs einverftanden und er: 
Flärte, in dem Antrage nur ein Miftrauenspotum gegen ſich als Bundes- 
fanzler jehen zu können. Diefer Charakter des Mißtrauensvotums jei 
auch darin hervorgetreten, daß der Abgeordnete Tweſten den jebigen 
Zuftand in befonders ftarfen Farben gejchildert, daß er von chaotijchen 
Zuftänden gejprochen habe, deren üble Folgen mit Mühe niedergehalten 
würden durch die Dictatur, und zur Befeitigung diefes Chaos, zur Ab- 
Schaffung der Dictatur empfehle Tweiten die verantwortlichen Minifterien. 
Dieje müßten aber nicht blos für dasjenige verantwortlich jein, wofür big 
jett der Bundeskanzler verantwortlich fei, jondern auch für die Gefchäfte 
des Bıundesraths, und e8 müßte durch Einführung eines verantwort- 
lihen Bundesminifteriums auch der Gefchäftsfreis des Bundesraths 
wejentlich beichränft werden. Bisher nämlich fei die Stelle folcher 
Bundesminifter nicht, wie man fälfchlih anncehme, vom Bundeskanzler, 
fondern von den Ausſchüſſen des Bundesraths verjehen worden. „Unfer 
Finanzminiſter,“ fährt er fort, „ift der Finanzausſchuß des Bundes- 
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raths. — In gleicher Weije wird die friegsminifterielle Thätigfeit durch 
den Militärausfhuß des Bundesraths geübt, an deifen Spite ſich der 
preußiſche Kriegsminifter befindet, der jeine bundesfriegsminifteriellen 
Verfügungen nicht in der Eigenfchaft eines preußiſchen Kriegsminifters, 
fondern als Vorfigender des Ausſchuſſes erläßt. So haben wir unferen 
Rechnungsausſchuß, unjeren Handelsausfhuß. Alle diefe Organe, die 
dadurch hergeftellt worden find, daß den MMegierungen eine ihrer 
Souveränität und ihren vertragsmäßigen echten entiprechende Stel- 
lung und Mitwirkung im Bundesrathe angemwiejen ift, würden nach 
diefem Antrage bei feiner Durchführung überflüfjig werden, ebenſo über: 
flüffig würde das ganze Bundeskanzleramt werden, was einem collegia= 
liſchen Minifterium doch nicht untergeben gedacht werden könnte." 
Wenn man fo den bisherigen Gejchäftsgang fich vergegenmwärtige, jo 
müffe der Antrag als Miftrauensvotum aud) gegen die Bundesregie- 
rungen - erjcheinen, die dieß nicht verdient haben, da fie ſich mit voller 
patriotiiher Hingebung an dem gemeinfamen Werke betheiligt haben. 
Dazu könne der Bundeskanzler nicht die Hand bieten. „Das allgemeine 
Mißtrauen, welches dieſen Antrag durchweht, beſchränkt ſich nicht auf 
Norddeutichland, es ift mit eimer ganz ſcharfen Spite gegen die ſüd— 
deutjchen Regierungen gerichtet; es bedeutet nach Süddeutjchland hin fo 
viel, als wenn man fagen wollte: auf euch rechnen wir jo wie jo nicht 
mehr, wir fchließen unfer norddeutſches Staatsweſen ab, ohne weiter 
auf euren Beitritt zu warten. Denn es kann doch Niemanden ent: 
gehen, wie entgegengejegt die Strömungen im Süden und im Norden 
fliegen: der Süden ift vermöge feiner Stammegeigenthämlichfeiten, ver: 
möge feiner Stellung in der früheren NReichsverfaffung durch und durch 
particulariftifch und conjervativ, wir find ihm nicht nur zu liberal, wir 
find ihm zu national, alfo im Ganzen zu national-liberal. Unterjuchen 
Sie die Eigenthümlichfeiten der Süddeutſchen: als Baier, als Wirtem- 
berger, als Schwabe, als Bajuvare, als Franke will er ſich conjerviren, 
das fteht an der Spite aller jüddentfchen Kundgebungen. Der nord: 
deutihe Bund ift ihm ſchon viel zu eng geeinigt; einem viel loderern 
Verbande, der’ die berechtigten und unberechtigten Eigenthümlichfeiten in 
jehr viel höherem Maße fchonte, wirde er jich vielleicht entſchließen 
fönnen, näher zu treten. Das wiſſen Sie Alle — und jchlagen ihnen 
nun die Thür vor der Naje zu. Der Antrag ift eine zweifellofe Ver— 
tiefung des Mains al8 Grenze, das ijt gar feine Frage; mit der An- 
nahme dieſes Antrags wäre an dem Beitritt der ſüddeutſchen Negierungen 
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nicht mehr zu denken.” — — „In Süddeutſchland ift der Einheitsdrang 
fo ſchwach, daß die Yeute, die offen um die Hilfe des Auslandes buhlen, 
um dasjenige an Cinheit, was wir erworben haben, wieder zu zerichla- 
gen, — daß diejenigen Yeute, die den augenblidlihen Zug des Friedens, 
der durd) die Welt geht, höchlic bedauern, weil dadurch der Moment 
binausgejchoben wird, fremde fiegreiche Bajonette mit dem Blute ihrer 
norddeutichen Brüder gefärbt zu jehen, — daß diefe Yeute nicht etwa 
mit der fittlihen Entrüftung ihrer Landsleute bedroht, nicht als Landes— 
verräther offen gekennzeichnet und gebrandmarkt werden, jondern daß 
man ſich um ihre Unterftügung bei den Wahlen bewirbt, daß man mit 
ihnen kapitulirt, daß fie geachtet neben ihren Mitbürgern figuriven. Den 
Norddeutichen geht die unificivende Thätigfeit des Bundes zu langjam; 
was man in Süddeutſchland als übertriebene Bejchleunigung, als Raſch— 
macherarbeit betrachtet, heißt hier Stagnation. Und diejen Gegenfat zu 
vermitteln, Süddeutſchland nicht aus den Augen zu verlieren, den Gang 
Norddeutichlands zu bejchleunigen, dabei aber Fühlung zu behalten mit 
fämmtlihen Bundesfürften, mit dem Bundesrath, mit dem Bundes: 
präjidium und vor Allem mit diefem Reichstag: das iſt die Aufgabe, 
die Sie dem Bundeskanzler jtellen, ev möge fie im Wege der Gejet- 
gebung löfen! Um ihm nun diefe Aufgabe zu erleichtern, — wenn fie 
ihn zum wirklichen Dictator ernennten, jo könnte man an einen jolchen 
erhebliche Anfprüche jtellen, aber um ihm die Aufgabe zu erleichtern, 
wollen Sie ihm Hände und Füße binden und ihn durch ein Collegium 
an das Gängelband nehmen laſſen. Es ſoll eine ftarfe, gewandte, frei 
bewegliche Regierung jein, aber fie joll bei allem, was jie thut, von 
vier oder fünf mit ihm gleichberedhtigten Collegen, durch deren Ernen- 
nung Sie alle Schäden der Welt geheilt glauben, die Zuftimmung ein: 
holen. Deine Herren! wer einmal Minifter gewejen iſt und an ber 
Spitze eines Minifteriums geftanden hat, und gezwungen geweſen ift, 
auf eigene Verantwortung Entſchließungen zu finden, jchredt zulett vor 
diejer Berantwortung nicht mehr zurüd, aber er ſchreckt zurüd vor der 
Nothwendigfeit, jieben Yeute zu überzeugen, daß dasjenige, was er will, 
wirflih das Richtige if. Das ift eine ganz andere Arbeit, als einen 
Staat zu regieren. Alle Mitglieder eines Miniſteriums haben ihre ehr- 
liche fejte Ueberzeugung, und je ehrlicher und tüchtiger fie in ihrer 
Zhätigfeit find, um fo fchwerer werden fie fich fügen. Jeder ift um— 
geben von einer Reihe ftreitbarer Räthe, die auch jeder ihre Ueberzeu- 
gung haben, und ein Minifterpräjident muß, wenn er Zeit dazu hat, 
Klüpfel, Einheitöbeftrebungen. U. 19 
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— md ich würde mich dem auch nicht entziehen —, den einzelnen Rath, 
der in einer Sache das Ohr feines Chefs hat, zu überzeugen verjuchen. 
Einen Menfchen zu überzeugen, ift an und für fich jehr fchwierig, man 
überredet Manchen, man gewinnt ihn, vielleicht durdy den äußersten Auf- 
wand derjenigen perjönlichen Yiebensmwürdigfeit, die man etwa befigt, und 
man hat diefe Anftrengungen fieben Mal oder öfter zu widerhofen. Ich 
halte an und für ſich — und darin unterjcheide ich mich von Denen, 
die bisher heute ſprachen, und ich bin fejt überzeugt, aus meiner eigenen 
Erfahrung für mein Urtheil einftehen zu können — eine colfegialifche 
Minifterverfaffung für einen ftaatsrechtlichen Mifgriff und Fehler, von dem 
jeder Staat fo bald als möglich loszukommen fuchen follte, und ich bin 
fo weit entfernt, die Hand dazu zu bieten, daß dieje fehlerhafte Einrich- 
tung auf den Bund übertragen werde, daß ich vielmehr glaube, Preußen 
würde einen immenjen Fortſchritt machen, wenn es den Bundesjag accep- 
tirte und nur einen einzelnen verantwortlichen Minifter hätte." Bis— 
mard führt jofort aus, daß ein Minifter doch nie im Stande fei, alles 
technifche Detail feiner Verwaltung zu verftehen, er müſſe fich eben 
damit helfen, daß er vertraute Perjonen anftelle, die das Einzelne ver- 
ftehen und für deren Handlungen er die Verantwortlichkeit übernehme. 
Ein Collegium, das ji) an der Verantwortlichkeit betheiligte, würde ihm 
die Sache nicht erleichtern. Er kommt im weiteren Verlauf jeiner Rede 
auch auf die Art zu fprechen, wie er die deutjchen Angelegenheiten be- 
handelt wifjen wolle. Er verſichert, daß er ehrlich und aufrichtig nach 
Conjolidation derjelben ftrebe, aber er könne das Hinarbeiten auf den 
Einheitsftaat nicht für den richtigen Weg anjehen. ‘Der Unitarismus 
fei überhaupt nicht die nützlichfte und befte politiiche Geftalt, und nament- 
lich nicht für Deutichland. Schlieflih ermahnt er zur Geduld; man 
möge do der Entwicklung Deutichlands Zeit laffen und nicht Geſchichte 
machen wollen, fondern abwarten, bis fie ich ſelbſt vollziehe. Er jei 
fih vollftändig bewußt, mit faft allen, vielleicht mit allen Antragftellern 
über das Biel einig zu fein: „wir wollen Deutjchland diejenige Geftals 
tung geben — im Norden und im Süden, wenn wir können — in der 
ed am ſtärkſten und am einigten ift, und im der es die meiften Bedin— 
gungen jeiner Wohlfahrt vereinigt." 

Der Abgeordnete Schulze, der unmittelbar nachher ſprach, ermwiderte: 
von einem Mißtrauenspotum könne gar feine Rede fein. Es werde auch 
nicht beabfichtigt, ein neues Rad in die Mafchine einzufchieben, denn die 
dee der Berantwortlichfeit fei bereitS in der Verfaſſung ausgeſprochen, 
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es jolfe durch den vorliegenden Antrag nur der Verfuch gemacht werden, 
eine bereits beftehende Sade in Wirfjamfeit zu fegen. Auch fei ihm 
nicht Far, wie dadurd, daß man in den Weg diejes Antrages einlenke, 
die Siüddeutfchen noch mehr entfremdet werden jollten. Der Mangel an 
freiheitlichen Garantieen jei e8 hauptſächlich, was die Majorität der füd- 
deutjchen Bevölkerung abhalte, in den norddeutichen Bund treten zu wollen. 
Der Abgeordnete Windthorft von Meppen erklärte mit Beziehung auf 
die Rede des Grafen Münfter, er jei durchaus nicht der Meinung, daß 
uns die Zeit den Einheitsftaat bringen werde. Er denfe vielmehr, daß 
die weitere Entwicklung zu einem auf wahrer Föderation gegründeten 
Bindesftaat führen werde. Ein Einheitsftaat aber wäre das Grab 
Deutſchlands. Dem Abgeordneten Yasfer gelang e8, den Bundeskanzler 
zu überzeugen, daß zwiſchen der Meinung der Antragfteller und jeiner 
Auffaffung fein jo großer Unterjchied beſtehe. Der Antrag fei feines: 
wegs jo gemeint, daß man neben den Bundeskanzler Männer ftellen 
wolle, die im Stande wären, jeine Bundespolitif zu durchkreuzen. Es 
handle ſich nur von yahminiftern, die dem Bundeskanzler die Sorge für 
das Einzelne abnehmen, damit er ſich ausjchließlid mit den größeren 
Gedanken der Staatspolitit beichäftigen fönne, und nur mebenher zu 
controliven brauche, ob die Staatsgejhäfte gehörig geführt und nicht 
durh Mifgriffe der Einzelnen Mißtrauen erregt werde. Er denke fich 
das Bundesminifterium nur in der Weife, wie e8 in England fei, wo 
der leitende Minifter die Seele des Minifteriums jei und darauf zu 
achten habe, daß Jeder aus dem Minifterium fcheide, der fich mit der 
leitenden Politit mit in Einklang zu jegen wiſſe. Hierauf ermiderte 
Bismard in freundlichem Tone: „Ich freue mich, daß der Schluß vorher 
nicht angenommen wurde und dem Herrn Vorredner noch das Wort ge- 
ftattet worden ift, indem ic) aus feiner Rede wiederum habe erjehen 
können, daß man fehr häufig in feinen Meinungen fich viel näher fteht, 
al3 man vor der Discujfion geglaubt hat. Wenigftens in dem einen 
Punkte, gegen den ich von meiner Stellung als Bundeskanzler aus 
Widerfpruch eingelegt habe, ift mir die Tendenz des Antrages durd) die 
Aeußerung des Vorredners viel näher gerüdt. Er erjchien mir von 
diefem Gefichtspunfte, wenn er fich darauf allein bejchränft hätte, an— 
nehmbarer als vorher, wenn er mir auch nach feiner Tendenz gegen den 
Bundesrath ſowohl nad) meinem Nechtsgefühl, als auch nad) meiner 
Anfiht von der Zweckmäßigkeit, jederzeit unannehmbar bleiben wird, 
Wenn ich vorher gejagt habe, ich halte ein Minifterium mit einheitlicher 
19” 
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Spige für zwedmäßiger in allen Staatseinrihtungen, wie ein Miniſte— 
rium mit collegialifcher Spige, wo man nicht weiß, wer überjtimmt oder 
gehemmt worden tft, jo habe ich damit ja nicht meiter gehen wollen, als 
der Herr Abgeordnete nach) dem Beiſpiel der englifhen Einrichtungen 
gehen will, aus welchem ich jchließen darf, daß mir im Grunde ganz 
einer Meinung über die einheitliche Spige find. Wir find vielleicht über 
viele Dinge einverftanden, ohne daß wir e8 für den Augenblid wifjen. 
Ich würde die engliiche Stellung eines Minifterpräfidenten überall für 
ausreihend halten, um die nöthige Einheit der Leitung herzuftellen. 
Davon find wir aber nad) unferer Verfaſſung und nad) unjeren Ge— 
bräuchen weit entfernt. Wenderungen in der Scenerie erfordern einen 
Aufwand von Kraft und Reibung, den gewöhnlich Niemand Zeit hat zu 
leiften. Aber im Bundesfanzleramte find die Einrichtungen gerade jo, 
wie jie der Herr Vorredner zu erhalten wünſcht; es fehlen blos einige 
Miniftertitel, und damit würde ich gar nicht fo jehr ängſtlich fein, ſo— 
bald nur die einheitliche Leiftung durch die Auſprüche, die ſich an dieje 
Zitel fnüpfen, nicht zeriplittert wird." 

Die Abſtimmung über den Tweſten-Münſter'ſchen Antrag ergab eine 
Mehrheit von 11 Stimmen für denfelben. Indeſſen war der Beichluß 
zunächſt von feiner praftiichen Bedeutung, da der Bundesrath es ab— 
lehnte, für jegt weiter darauf einzugehen. Cine mittelbare Folge des 
Antrags war es, daß der Präfident des Bundesfanzleramts, Geh. Rath 
Delbrüd, bald darauf zum Staat3minifter und zum gejeglichen Stell- 
vertreter des Bundeskanzlers ernannt wurde. Am 19. April murde 
über den Antrag Miquel-Lasker auf Competenzermeiterung der Bundes- 
gejeßgebung in Bezug auf das gefammte bürgerliche Recht, das Straf- 
recht und das gerichtliche Verfahren verhandelt. Schon in dem con- 
ftituirenden Reichstag war dieſer Vorſchlag eingebracht, aber mit geringer 
Majorität abgelehnt worden. Es war jehr natürlich, daß er erneuert 
wurde, denn er entjprach ganz dem Gedanken, welcher der Bundesver- 
fafjung zu Grunde lag. In Artikel IV Nr. 13 der Bundesverfajfung 
waren einige Theile des Rechtsgebietes al8 zur Competenz des Reichs— 
tags gehörig aufgezählt; man ſah nicht ein, warum mur Strafrecht, 
Handelsrecht, und nicht das ganze Nechtsleben der Bundesgejetsgebung 
unterworfen fein follte, und erſt fürzlich hatte ja der preußiſche Juſtiz— 
minifter Leonhardt jo zuverjichtlich davon gefprochen, daß das neue na» 
tionale Recht, das für Preußen geſchaffen werden follte, bald auch für 
den norddeutfchen Bund, ja aud für das Deutfchland jenfeits des Mains 
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Geltung erlangen werde. Die Antragfteller vertraten den Vorſchlag mit 
Wärme, er wurde aber von den ſächſiſchen Abgeordneten v. Zehmen und 
Generalftaatsanmwalt Schwarze, der als juriftiiche Autorität galt, mit 
Heftigfeit befämpft. Die Letzteren beftritten überhaupt dem Neichstag 
die Befugniß, feine Competenz ohne Zuftimmung der Bundesregierung 
und der Einzelregierungen zu erweitern. Zehmen behauptete, e8 fei doch 
nur auf Einführung des keineswegs muftergiltigen preußischen Landrechts 
abgejehen. Mit diejer Tendenz und dem Angriff auf die Auftizhoheit 
der Einzelftaaten werde fich der Reichstag wenig Freunde dieffeits und 
jenfeit8 des Main gewinnen. Diefe von der eiferfüchtigen Erhaltung 
des Particularrehts ausgehende Polemif wurde als engherzig und klein— 
fi) befämpft, und den ſächſiſchen Nednern namentlich entgegnet, daß ihre 
Regierung durch den Antrag auf Errichtung eines Bundesoberhandels- 
gericht3 bereits das Streben nad) einem allgemein deutjchen Necht ala 
berechtigt anerfannt habe. Jenes Widerſpruchs unerachtet fand der 
Miquel-Lasker’sche Antrag doch großen Anklang und wurde auch bei der 
zweiten Yejung am 28. April durch Acclamation mit großer Mehrheit 
angenommen; aber der Bundesrath Tehnte ihn nach längerer Erwägung 
am 25. uni ab. Das Bundesoberhandelsgeriht wurde am 4. Mai 
angenommen und beichloffen, daß es feinen Sig in Yeipzig haben folfe. 
Die Ablehnung des Bundesrath8 gab den Abgeordneten Miquel 
und Lasker Veranlaffung, auch im preußiichen Abgeordnietenhaufe, deifen 
Mitglieder fie waren, ihre Motive zu erneuern, und an die Regierung 
die Bitte zu ftellen, im Bundesrath auf Annahme des Neichstags- 
beichluffes hinzumirfen. Am 7. Oktober 1869 ſtellten fie den betref- 
fenden Antrag, und am 24. November fam er zur Verhandlung und 
wurde von den beiden Antragftellern, ſowie von Achenbah mit Nachdrud 
vertreten, aber von Windthorft und Mallinfrodt bekämpft. Der Yuftiz- 
minifter fand e3 zwar nicht correct, daß ich die VolfSvertretungen der 
Einzelftaaten in die Bundesgefeggebung einmifchen, erklärte ſich aber 
fachlich ganz damit einverftanden, daß das ganze bürgerliche Recht Sache 
des Bundes werden müffe. Die Herftellung der Nechtseinheit, fagte er, 
ift ein mit allen Kräften zu erftrebendes großes nationale8 Gut. Die 
Beftimmungen der Bundesverfaſſung, melche einzelne Rechtsgebiete als 
zur Bundesgejeggebung gehörig aufzählen, müffen im Geifte des Geſetzes 
von einem freien Standpunkt aus ausgelegt, und der Ausdrud „gericht: 
liches Verfahren" auch auf die Gerichtsverfaffung ausgedehnt werden. 
Bei der Abftimmung ergab ſich für den Miquel-Lasker'ſchen Antrag eine 
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Mehrheit von 102 Stimmen, 218 ftimmten mit Ja, 116 mit Nein. 
Gleichzeitig wurde aber im Herrenhaufe über einen Antrag verhandelt, 
der gegen die nationale Behandlung der Nechtsgejekgebung gerichtet war. 
Der frühere preußische Yuftizminifter Graf zur Lippe, der jeitbem er 
aus dem Minifterium ausgejchieden war, eine oppofitionelfe Stellung 
gegen die nationale Politif der preußifchen Negierung einnahm, ftellte am 
7. Oktober 1869 einen Antrag gegen die Errichtung eines Bundes— 
Handelsgerihts; er verlangte, das Haus jolle erflären, daß ohne Die 
Zuftimmung der preußiichen Yandesvertretung die in der Errichtung eines 
oberften Bundesgerichtshofes liegende Abänderung der Bundesperfaffung 
und der preußiſchen Verfaſſung nicht zuläffig fei. Die Commiffion des 
Herrenhaufes machte den Antrag zu dem ihrigen, und bei der Berhand- 
(ung darüber am 17. November ſprach ji) Graf Yippe auf eine weg— 
‚werfende Weife gegen die Idee der nationalen Einheit aus; er geftand 
offen, daß er wenig Sympathie für diefelbe babe, vielmehr nur eine 
Schwärmerei darin jehe. Yeider hatte er ziemlich viel Gefinnungsgenofien 
im Herrenhaufe; doch wurde fein Antrag mit 58 gegen 42 Stimmen 
verworfen. Dieſes Ergebniß wäre vielleicht, nit zu Stande gekommen, 
wenn nicht vier Tage vor der Abftimmung Graf Bismarf von Barzin 
aus an ein Mitglied des Herrenhaufes, den Fürften Putbus, ein often: 
fible8 Schreiben gerichtet hätte, das den Herren eine jehr derbe Zuredt- 
weiſung zufommen lief. Das äußerſt charakteriftiihe Schreiben lautet 
jo: „Sch benuge den Anlaß, den mir das Denfmal für Arndt bietet, 
um ein Wort über den Lippe'ſchen Antrag im Herrenhaus einfließen zu 
laſſen. Ich habe es für unmöglich gehalten, daß diefer Autrag in der 
Eommiffion irgend welche Zuftimmung, gejchweige denn die Majorität 
finden könne, und num fchreibt man mir, er werde fogar im Plenum 
angenommen werden. Wenn das Herrenhaus ſich der Regierung ent— 
gegenſtellen will, ſo gibt es ſo viele Gebiete innerhalb der preußiſchen 
Politik, auf denen dies nicht nur mit Nuten für unſere Geſammtent— 
wicklung, ſondern auch mit praftifchem Erfolg von unmittelbarer Anjchau- 
(ichfeit und unter unabmeislichem Hervortreten der Wirkjamfeit des 
Herrenhaufes gejchehen kann. In der deutjchen Politif aber find ber 
Regierung fo tiefe und fefte Geleife vorgezeichnet, daß fie ohne ſchwere 
Schädigung des StaatSwagens gar nicht aus denfelben heraus kann. 
Wir werden durch den Antrag an eine Wand gedrängt, die gar fein 
Ausweichen geftattet, und Hinter dem drängenden preußifchen Herrenhaufe 
ftehen Franfreih und Defterreih, die fächjischen und füddentichen Par— 
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ticularijten, die Ultramontanen und die Republifaner, Hieking und Stutt: 
gart. Die Regierung, wenn fie nicht die Politif von 1866 aufgeben 
will, Kann nicht weichen, fie muß den Handſchuh aufnehmen, und jedes 
Minifterium, welches dem jetigen folgt, muß dies in verftärftem Mafe 
thun. Außerdem ift der Beſchluß ein Schlag ing Wafler, an den der 
Bund ſich nicht kehren wird, der aber die Negierung und die geſammte 
Bundespolitif gezwungener Weife in Oppofition mit dem Herrenhanſe 
bringt und zwifchen beiden Häufern des Landtags einen Conflict erzeugt, 
in welchem Fluth und Wind mit der ganzen Kraft deutfchen National: 
gefühls zu Gunften des Haufes der Abgeordneten und gegen das Herren- 
haus laufen. Wenn Sie auf mein politifches Urtheil irgend welchen 
Werth legen, fo bitte ich Sie, thun Sie, was Sie fünnen, um die An- 
nahme des Lippe’schen Antrags zu hindern; ſprechen Sie darüber mit 
Graf Stolberg und zeigen Sie ihm, wenn Sie die Güte haben wollen, 
diefen Brief, ſowie überhaupt Jedem der Collegen, dem daran liegen 
fann, meine und der Negierung Anficht über die Cache zu fennen. 
Wenn e8 dem Grafen Lippe gelänge, feine Anficht in diefer die ganze 
Eituation beherrſchenden Principienfrage zur mafgebenden zu machen, 
jo müßte er auch bereit fein, unjere Politif im Sinne dieſes Antrags 
weiter zu führen. Kann und will er das nicht, fo treibt der Antrag» 
ftelfer und die, welche mit ihm ſtimmen, mit den höchſten Intereſſen des 
Landes ein ftrafbares und leichtfertiges Spiel." *) 

Kehren wir nach diefer Abjchweifung zu der Frühjahrsfigung des 
Neichstages zurüd. ine Neihe wichtiger Gefete und Verträge wurde 
in diefer Seffion berathen und angenommen. Am 4. Mat 1869 wurde das 
oben erwähnte Bundes-Oberhandelsgericht in zweiter Leſung bejchloffen, 
am 8. ein Gejetesentwurf angenommen, nach) welchem in bürgerlichen 
Nechtöftreitigfeiten alle Gerichte innerhalb des Bundes zu gegenfeitiger 
Nechtshilfe verpflichtet wurden, ohne Rückſicht darauf, ob das erfuchende 
oder erjuchte Gericht demfelben oder einem anderen Bundesftaat angehöre. 
Am 2. Juni genehmigte der Reichstag einen Geſetzesentwurf, der die 
Gleichberechtigung alfer Confeffionen feftftelfte, nach Kurzer Debatte mit 
großer Majorität. Am 3. Juni wurde ein Vertrag, der am 25. Mai 
zwiichen dem norddeutfchen Bunde und dem Großherzogthum Baden über 
militäriiche Freizügigkeit abgefchloffen worden war, angenommen. Die 
Kriegsdienftpflichtigen in Baden konnten nun ihre Dienftzeit in Preußen, 








*) MW. Müller, Gefchichte der Gegenwart 1869, ©. 213. 
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und umgekehrt die Preußen die ihrige in Baden ableiften. Es war dies 
ein ungemein ‚wichtiger Echritt zur militärifchen Einigung. Eine neue 
Gewerbeordnung wurde in einer Neihe von Sigungen gründlich berathen 
und am 21. Juni abgejchloffen. Der Schluß des Reichstags erfolgte 
am 22. Yuni, und die fönigliche Thronrede gab eine ſehr befriedigende 
Ueberficht jeiner Yeiftungen. 

Das Zollparlament war diesmal nicht getrennt von dem Reichstag 
gehalten, fordern gleichzeitig zwiſchen deſſen Sigungen vom 3. bis zum 
22. Juni eingefchoben worden. Die Nevifion der Zollgefetgebung und 
des Tarifs, die Befteuerung des Zuders, die Handelsverträge mit der 
Schweiz und mit Japan waren die Vorlagen, welche die Eröffnungsrede 
des Präfidenten Delbrüd anfündigte. Die ſüddeutſche Fraction con— 
ftituirte fi) wieder, aber trat etwas bejcheidener und vorfichtiger auf; 
auch wurde jie von den preußiichen Gonjervativen fühler aufgenommen 
al3 im vorigen Jahr; bei einigen VBerfuchen, wieder ein Bündniß anzu- 
fnüpfen, wurden die Süddeutſchen geradezu abgewiefen. Die national- 
gefinnten Süddeutſchen traten zu einem Club zufammen, der von feinem 
Mitgliede Völk fcherzweife den Namen „Zur Mainbrüde" erhielt. Aber 
die negative Tendenz der ſüddeutſchen Fraction war doch nicht ohne 
Einfluß auf die Beichlüffe Die Regierungen hatten eine Reihe von 
Aenderungen im Zolltarif vorgefchlagen, und insbefondere den Antrag 
auf Einführung eines Petroleumzoll$ erneuert, deſſen Ertrag auf 
890,000 Thaler veranichlagt wurde. Das Petroleum wurde darum als 
Steuerobject bejonders empfohlen, weil es einen Gegeuftand allgemeinen 
Verbrauchs bilde, ohne zu den umentbehrlichen Yebensbedürfniffen zu ge: 
hören. Diejer Borfchlag fand aber wenig Anklang und der Grundjag 
der ſüddeutſchen Oppofition, Feine einzige Steuer zu bewilligen, um dem 
verhaßten Parlamente nicht neue Pebenskräfte zuzuführen, trug wenigſtens 
dazu bei, daß die verneinende Majorität eine jehr große wurde. Der 
Petroleumzoll wurde mit 155 gegen 93 Stimmen abgelehnt. Der 
nachträgliche Verſuch der preußifchen Regierung, ſich mit der national- 
liberalen Partei dahin zu verftändigen, daß fie gegen das Zugeftändnif 
einer Herabjegung der Eijenzölle dem Petroleumzoll ihre Zuftimmung 
gäbe, hatte auch feinen Erfolg, und der Tetstere wurde noch einmal ab- 
gelehnt. Als eine für den Handel werthvolle Errungenjchaft wınde der 
Handel3: und Schiffahrtsvertrag angefehen, melchen Preußen am 
20. Februar 1869 mit Japan abgefchlofjen hatte, und der am 9. Juni 
die Genehmigung des Zollparlaments erhielt. Diefer Vertrag zeigte, 
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wie gut das Bundespräſidium für die Rechte der Deutſchen im Ausland 
zu ſorgen wiſſe. 

Das politiſche Gebiet wurde in dieſer Zollparlamentsſitzung faſt 
gar nicht berührt. Nur bei einer Gelegenheit wurde es geſtreift, durch 
einen am 18. Juni angenommenen Antrag des Frhrn. v. Stauffenberg, 
wornach künftig die für das Zollparlament beſtimmten Vorlagen min— 
deſtens 14 Tage vor dem Zuſammentritt der Verſammlung veröffentlicht 
werden ſollten, um das Parlament, das beſtimmt ſei, dem hoffentlich 
bald auszubauenden deutſchen Bundesſtaat die materielle Grundlage zu 
liefern, in den Augen der Nation zu heben. 

Von dem geſtiegenen Anſehen des Königs von Preußen und ſeines Mi— 
niſters Bismarck gaben die Huldigungen Zeugniß, welche ihnen an verſchiede— 
nen Orten in Norddeutſchland dargebracht wurden. Am 14. Juni wurden 
beide in der Stadt Hannover mit Jubel begrüßt, und auch das Land zeigte 
ſich überall freundlich geſinnt. Noch herzlicher war der Empfang in Bremen, 
wo man ſehr froh war, ſtatt des mißgünſtigen Welfenkönigs, der, eifer— 
ſüchtig auf die aufblühende Freiſtadt, dieſelbe bei jeder Gelegenheit chica— 
nirte, den leutſeligen Preußenfönig zum Nachbar und Bundesoberhaupt 
zu haben. Der König nahm fein Abfteigequartier bei dem einen der 
regierenden Bürgermeiſter, John Meier, und lieh fich die Gajtfreund- 
ichaft des bürgerlichen Haufes in liebenswürdigfter Weife gefallen. Bei 
dem Feftmahl, das ihm auf dem Rathhaus gegeben wurde, empfing ihn 
der Bürgermeifter Ducdwig mit den Worten: „Die Bürger Bremens 
verehren in Em. Majeftät den Wiederherfteller der Größe und Ehre 
Deutſchlands und find ftolz darauf, Genoffen des wiedererftandenen 
Vaterlandes zu fein.“ 


Neun und zwanzigftes Kapitel. 


Der ſüddeutſche Partieularismus im Kampfe mit der 
nationalen Entwiklung. 


Während ſich der norddeutfche Bund immer weiter ausbildete und 
befeftigte, und feine Bevölkerung fi) in das befriedigende Bewußtjein 
einlebte, unter dem Schuß einer ftarfen Macht zu ftehen, die nach Außen 
und Innen in Anjehen ftand, mühte man fi in Süddeutſchland damit 
ab, ſich dem fortichreitenden Einigungsproceß zu entziehen. Namentlich 
fträubte man fich gegen die Einführung preußifcher Wehrverfafjung, und 
betrachtete die Allianzverträge, die dazu verpflichteten, al3 eine Laſt, von 
der man fich wo möglich wieder losmachen müſſe. Mit großen Jubel 
wurde es aufgenommen, al8 im April 1869 fich das Gericht verbreitete, 
Preußen habe den füddeutichen Staaten jene Verträge gekündigt oder 
wolle jie kündigen, um an ihre Stelle eine einfache Neutralitätsverpflich- 
tung zu ſetzen. Der offene Particularismus der beiden jüddeutichen 
Königreiche, das Zurücbleiben Baierns in der militärischen Reform und 
die Erwägung, daß Preußen feine militärifchen Mittel zu jehr zerfpfit- 
tern müßte, wenn es im Fall eines Krieges auch Süddeutjchland decken 
jollte, behauptete man, habe zu dem angeblichen Entfehluß geführt. Die 
Idee der Abjchaffung des ftehenden Heeres und der Einführung ſchweize— 
riſcher Milizen lebte neu auf, und man wollte es gar nicht glauben, 
als die officiöfen preußifchen Blätter verficherten, jenes Gerücht jei ganz 
unbegründet. Die von Gegnern Preußens ausgeftreute Behauptung, daß 
Preußen Süddeutſchland gar nicht ſchützen könne, wurde mit Eifer auf- 
gegriffen. Eine pſeudonyme Broſchüre unter dem Titel: „Der Anſchluß 
Eitddeutfchlands an die Staaten der preußifchen Hegemonie, jein ficherer 


Die Flugſchrift Artolay. 299 


Untergang bei einem preußifch-franzöfiichen Krieg" vertrat dieſen Ge— 
danfen mit dem Anfchein großer ftrategijcher Gelehrſamleit. Man ver- 
mutbhete unter dem angenommenen Namen des Verfaſſers, Arfolay, eine 
militärifche Autorität, aber fpäter ftellte es fich heraus, daß der Ver— 
fafjer nur ein fächfischer Lieutenant a. D. Namens Streubel war. Er 
ichilderte die Macht Frankreichs im glänzendften Lichte, beklagte die Auf- 
löfung der Kriegsverfaflung des alten deutfchen Bundes als nnerjeglichen 
Schaden für Deutjchland, und fuchte nachzuweiſen, daß durch das Aus— 
icheiden Oeſterreichs eine höchft gefährliche Lücke im deutſchen BVertheidi- 
gungsſyſtem entſtanden ſei. Denn Defterreich ſei die natürliche Baftion, 
Baiern und Wirtemberg die Feftungsgräben, Baden das Glacis. 
Preußen, das genug mit fich felbft zu thun habe, könne die füddeutjchen 
Staaten nicht bejegen, die Allianzverträge feien auf ganz unmögliche 
Borausjegungen gebaut. Die demofratiichen Blätter, bejonders der 
Stuttgarter Beobachter, froh für ihre Polemik gegen den Anſchluß an 
Preußen num auch Friegswifjenichaftliche Gründe zu haben, verwertheten 
das Material, das Arkolay bot, als wenn es ummiderlegbare Weisheit 
wäre. Es fehlte jedoch nicht am ſachkundigen Widerlegungen. In Stutt: 
gart erjchien eine der bejten nnter dem Titel: „Wo Süddeutſchland 
Schug für fein Dafein findet. Ein Wort an die Süddeutichen von 
einem ſüddeutſchen Offizier." Diefer Offizier war der Chef des wirtem— 
bergifhen Generalftabs, Oberft v. Sudow, der eifrige Gehilfe des 
Kriegsminifters bei der Neugeftaltung des Heerweſens. Er zeigte, da 
die von den Particulariften verlangte Neutralität Süddeutfchlands vor 
dem gefunden Menjchenverftand fich entweder als Wahn oder als Yüge 
zur Verdeckung des Bündniffes mit Frankreich erweife, und daß durd) 
den unzmweidentigen Entichluß Süddeutfchlands, an den Allianzverträgen 
feftzubalten, der Krieg mwahrjcheinlich vermieden werde, oder mit dem 
Siege Deutfchlands endigen müſſe. Dagegen würde durch eine zwei— 
deutige Haltung der ſüddeutſchen Staaten die Kriegsgefahr erhöht, und 
durch Neutralität is Kriegsfall Süddeutfchland unfehlbar zum Kriegs- 
ihauplat gemacht und bei dem Friedensſchluß aufgeopfert werden. Eine 
andere gleichzeitige Schrift: „Süddeutſches Heerweſen und ſüddeutſche 
Politif” erinnerte daran, daß Preußen vermöge der Allianzverträge be- 
rechtigt fei, von Süddeutſchland die gleichen militärischen Leiftungen zu 
verlangen, die es fich jelbjt auferlege, daf aber Wirtemberg und Baiern 
noch fehr zurücgeblieben feien, das erfte hauptfächlich in der Zahl, das 
zweite vornemlich in Betreff der Einrichtungen, des Exercitiums, des 
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Reglements, des Dienftbetriebs in der Garnijon, der Bewaffnung und 
der Verwaltung. Wirtemberg follte nah dem in Norbdeutjchland 
geltenden Maßſtab, feiner Bevölkerungszahl nad über 50,000 Mann 
für den Kriegsfall aufftellen können, habe aber höchitens 27,000 Mann 
zur Verwendung. Daran jei freilich nicht der mwirtembergiiche Kriegs- 
minifter ſchuld, jondern die feparatiftiiche Haltung der übrigen Regierung, 
bejonders aber die in ihrer Majorität aus allen nur möglichen national- 
feindlichen Elementen zufammengejegte Kammer. In Baiern fehle es 
bei allen Griffen und Bewegungen an der erforderlichen Genauigkeit, 
wodurd der Zufammenhalt der Abtheilungen, das organiiche Ineinander— 
greifen und das Vertrauen der einzelnen Corps zu fich jelbjt umd zu 
der Führung verloren gehe. — Am jchärfiten trat die bairifche Eigen 
thiimlichfeit in der Gewehrfrage hervor, indem man fich hartnädig gegen 
das Zündnadelgewehr fträubte, und nicht einmal innerhalb des bairifchen 
Heeres die gleiche Bewaffnung hatte. Die eine Hälfte war mit dem 
Werdergewehr, die andere mit dem Berdangewehr ausgeftattet. Nur 
Baden und Helen hatten ihr Heerweſen auf gleihen Fuß mit dem 
preußifchen gebradt. Daß aber eine Gleihmäßigkeit der militärifchen 
Einrichtungen unentbehrlich fei, wenn die ſüddeutſchen Mannjchaften- mit 
dem norddeutſchen Heere erfolgreich follten zufammenwirken können, war 
jelbftverftändlih. Dieſe Uebereinftimmung berzuftellen wäre Aufgabe der 
Mititärconferenz geweſen, welche der Fürft v. Hohenlohe bald nad) feinem 
Amtsantritt auf den Februar 1867 berufen hatte. Damals wurde 
Uebereinftimmung der Wehrverfafiung, des Reglements, der Signale, 
des Felddienſtes, der Feuerwaffen und Munition verabredet. Im 
December defielben Jahres kamen die ſüddeutſchen Kriegsminiſter wieder 
in München zuſammen, aber es war indeſſen wenig geſchehen, und auch 
für die Zukunft wurden keine durchgreifenden gemeinſamen Anordnungen 
beſchloſſen. Im September 1868 verſammelten ſich die Kriegsminiſter 
von Baden, Wirtemberg und Baiern wieder iu München, wozu auch 
Fürft Hohenlohe, der wirtembergifhe Staatsrath „Scheurlen und der 
badifhe Gefandte Rob. v. Mohl beitraten, um die Bildung eines ge- 
meinfchaftlihen Organs zur einheitlichen Leitung des ſüddeutſchen 
Feftungswefens zu berathen. Baiern und Wirtemberg beabfichtigten eine 
rein füddentfche Behörde nach dem Mufter der früheren Bundesmilitär: 
commifjion. Baden wollte eine Commiffion aller deutichen Staaten, Die 
das geſammte deutjche Feftungseigenthum unter dem Borfig Preußens 
verwalten follte.e Aber darauf wollten Baiern und Wirtemberg nicht 
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eingehen, und zur Verwaltung Uns, Raſtatts und Yandaus, um die e8 
fih zunächſt handelte, feinen Vertreter des norddeutjchen Bundes bei- 
gezogen wiſſen. Die Conferenz wurde auf den 5. Oftober vertagt, und 
nach deren Wiederaufnahme ein Vertrag geichlojfen, welcher eine ſüd— 
deutſche Militärcommiffion einfegte, die ungefähr diejelbe Aufgabe und 
Befugniß hatte wie die Bundesmilitärcommijfion. Sie hatte nämlich 
nur eine berathende Stimme und war von der Inſtruction der einzelnen 
Regierungen und den Geldbemwilligungen der Yandtage abhängig. Am 
4. April des Jahres 1869 wurde danı eine neue Conferenz nad) 
Diünchen berufen, welche die Frage zu entjcheiden hatte, ob das Feſtungs— 
eigenthbum von Mainz, Ulm, NRaftatt und Yandau beifammen bleiben 
oder liquidirt werden ſollte. Nach langer Berathung kam endlih am 
6. Juli 1869 ein Bertrag zu Stande, wornadh von Xheilung des 
Materials cbgeftanden wurde, das bewegliche Eigentum der genannten 
Feſtungen gemeinjchaftlid blieb und jeder Staat feinen Theil an den 
Erhaltungs- und Ergänzungstoften zahlen ſollte. Alljährlich follte auch 
eine Inſpection vorgenommen werden von je einem bairiichen, wirtem— 
bergifchen und badifchen Offizier und zwei Offizieren des norddeutjchen 
Bundes, einem Mitglied der ſüddeutſchen Feſtungscommiſſion und dem 
preußiſchen Militärbevollmächtigten des betreffenden Staates. Dadurch 
war wenigftens ein Stüd von einer allgemein deutſchen Militärgemein: 
ſchaft hergeftellt. Für eine gemeinjame, gleichartige Organifation war 
aber damit noch nicht gejorgt. Es blieb jedem einzelnen der drei jüd- 
deutichen Staaten überlaffen, was er in diejer Richtung thun wollte. 
In Baden fuhr man fort die begonnene Neugeftaltung durchzuführen 
und zu ergänzen, in Baiern und Wirtemberg vermehrten ſich die 
Schwierigkeiten, ja es bildete fi mehr und mehr ein Zuſammenwirken 
der Regierung und der Parteien, um die Annäherung an Preußen zu 
verhindern und rüdgängig zu machen. 

In Baiern ging die particulariftiiche Reaction Hauptfächlich vom 
Klerus aus, und ihr Ziel war zunächft der Sturz des preußenfreund- 
lichen Meinifteriums Hohenlohe. Der erfte Angriff richtete ſich gegen 
die Reformen im Schulwejen. Das Volksſchulweſen, großentheils in 
Händen der fatholifchen Geijtlichfeit, war in Baiern auf einer jehr 
niedrigen Stufe und konnte mit dem wirtembergifhen und badijchen 
feinen Vergleich aushalten. Seit Yahren war ein neues Schulgefet, 
welches den Lehrern eine angemejjene öfonomijche Stellung verschaffen 
und den Schulen eine freie geiftige Entwidlung, unbehelligt von Herifalen 
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Einflüffen fichern fonnte, die ftehende Forderung der Fortichrittspartei in 
der bairifchen Kammer. Ein ſolches Geſetz wurde von einem Mitglied 
des Minifteriums Hohenlohe, dem Cultusminifter Greſſer, dem Landtag 
von 1869 zur Berathung vorgelegt. Nach diefem Entwurf jollten die 
Volksſchulen zwar ihren confejjionelien Charakter beibehalten, und den 
kirchlichen Behörden die Anordnung und Leitung des Religionsunterrichts 
überlafjen, aber die Oberleitung der Schule und Erziehung ihnen ent- 
zogen werden. An die Stelle der geiftlihen Bezirksinfpectoren jollten 
pädagogisch gebildete Männer treten, die auch aus dem weltlichen Stande 
gewählt werden könnten. Dies war aber den Klerifern genug, um das 
neue Schulgejet als einen Angriff auf Kirche und ChriftenthHum zu ver- 
jchreien und die heftigfte Agitation dagegen ins Werk zu jegen. Doch 
konnten fie nicht hindern, daß das verhaßte Schulgefeß in der zweiten 
Kammer nach jechstägiger Debatte am 23. Februar mit 114 gegen 
26 Stimmen angenommen wurde. Im Neichsrath aber waren die 
Herifalen Einflüffe jo ftarf, daß erheblihe Modificationen an dem Ent— 
wurf vorgenommen wurden, und da die zweite Kammer in wejentlichen 
Punften auf ihren früheren Beichlüffen beharrte, fo fiel damit der ganze 
Entwurf. Jetzt war das Mandat der Kammer abgelaufen und es 
mußte neu gewählt werden. 

Noch mehr als durch das Schulgefeß zog ſich Fürſt Hohenlohe 
durch einen Angriff auf den Ultramontanismus den unverſöhnlichen Haß 
der katholiſchen Geiftlichfeit zu. Mit ſtaatsmänniſchem Scharfblid hatte 
er erfannt, dak das Treiben jener Partei, die ihren Mittelpunft außer: 
halb Deutjchlands, in Rom hat, und für ihr Oberhaupt die Herrichaft 
über das politiiche und geiftige Yeben beansprucht, Fünftig noch mehr ala 
bisher ein Haupthindernig der nationalen Einigung fein werde. Er war 
der Meinung, daß die europäifchen Mächte nicht ruhig zufehen dürften, 
wenn dieſe Partei ſich anſchicke, durch Verkündigung der Unfehlbarfeit 
des Papftes feine Macht noch zu fteigern, und glaubte, man müſſe durch 
eine gemeinfame Einfpradhe den Wirkungen diejer gefährlichen Plane zu: 
vorkommen. Von diefen Erwägungen ausgehend, erließ er unter dem 
9. April 1869 eine Circulardepefche an die bairifchen Geſandten bei den 
verjchiedenen europäifchen Mächten, worin er auf die drohende Gefahr 
aufmerffam machte und darauf hinwies, daß die Yehre von der päpft- 
lichen Unfehlbarfeit weit über das rein religiöfe Gebiet hinausreihe und 
bochpolitifcher Natur fei, indem damit die Gewalt der Päpfte über alle 
dürften und Völker auch im weltlichen Dingen entfchieden und zum 
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Glaubensfag erhoben wäre. Er warf die Frage auf, ob es nicht zweck— 
mäßig wäre, daß die Negierungen gemeinfchaftlich, etwa durch ihre in 
Rom befindlichen Vertreter, eine Verwahrung und Protejtation gegen 
ſolche Beſchlüſſe einlegten, welche einfeitig ohne Zuziehung der Vertreter 
der Staatsgewalt, ohne jede vorhergehende Mittheilung, über ſtaatskirch— 
(ihe Fragen von dem vaticaniſchen Concil gefaßt werden möchten. Zum 
Zwed einer dahin zielenden gemeinfamen Erflärung an die römifche 
Curie möchte eine Conferenz von Vertretern der ſämmtlichen betheiligten 
Regierungen das geeignete Mittel jein. Die europäifhen Mächte wollten 
diefen Vorſchlag nicht recht verftehen; Frankreich und Oeſterreich, die zu— 
nächjt in der Lage geweſen wären, einen entgegenfommenden Schritt zu 
thun, ermwiderten, es liege ja noch gar fein thatjächliches Material zu 
einer Conferenzberathung vor, man müjje abwarten, wie das Concil be- 
ihliege. Sie wollten nicht darauf eingehen, meil fie es für nützlich 
hielten, als Schugherren der römiſchen Kirche zu gelten und die Freund— 
ſchaft diefer Macht fi zu erhalten. Die preußifche Regierung, im Be— 
wußtjein, daß fie jeit 1866 ohnehin viele Yeinde habe, mollte deren 
Zahl durch einen ſolchen herausfordernden Schritt nicht noch vermehren. 
Sie ignorirte die Aufforderung des Fürften Hohenlohe und lehnte ihre 
Betheiligung ab, als er fich im Juni ausdrüdlih an Preußen wandte. 
Daffelbe thaten auch die ſüddeutſchen Wegierungen. Die preußifchen 
Staatsmänner hielten die Gefahr jett noch nicht fir jo dringend, fie 
bofften wohl immer noch, die deutjchen Bifchöfe würden felbjt gegen das 
Unfehlbarkeitsdogma die gehörige Oppofition machen, fie rechneten auf 
den Beitgeift, der eine jolche Ueberhebung der Kurie wirkungslos machen 
werde. Die Macht des norddeutichen Bundes jchien noch nicht jo feit 
gegründet, daß fie eine Kriegserflärung gegen den Ultramontanismus 
wagen durfte. Es fehlte freilich nicht an Gründen für jolche Vorjicht, 
aber andererjeit3 ift auch nicht zu läugnen, daß eine unzmweidentige zu— 
vorfommende Erklärung den deutjchen Regierungen jpätere Verlegenheiten 
erjpart haben würde; um jo mehr al8 anzunehmen ijl, die deutſchen 
Biihöfe würden zu einem entjchiedenen Widerftand ermuthigt worden 
jein, wenn fie an einer feften Stellung der Negierungen einen Anhalt 
gehabt hätten. 

Der Umftand, daß Fürft Hohenlohe mit feinem Verſuch ſcheiterte, 
machte feine Stellung in Baiern vollends unhaltbar. Da man ihn ohne 
Bundesgenoffen wußte, jo arbeiteten die particulariftiihen Parteien um 
jo muthiger und rücdjichtslojer auf feinen Sturz hin. Dazu follten 
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zunächt die Yandtagswahlen dienen, welche im Frühjahr 1869 vorge- 
nommen werden mußten. Die fatholifche Geiftlichfeit bot allen ihren 
Einfluß auf, den fie durch Kanzel und Beichtftubl Hatte, um den An: 
hängern des Minifteriuns Hohenlohe und der Fortjchrittspartei ent— 
gegenzuarbeiten. In der Nejidenzftadt Münden, in Mittelfvanten und 
in der Pfalz gelang es zwar nicht, die Wahlen in klerikalem Sinn zu 
leiten, aber deſto bejjer in den übrigen Theilen des Landes. Am 
22. Mai wurde eine Kammer gewählt, die fich in zwei beinahe gleiche 
Hälften theilte, nämlich 79 Abgeoronete, die auf Seiten der Reaction 
und des Particularismus ftanden, und 75 Xiberale. Die Mehrzahl 
jener 79 bejtand aus Ultramontanen, e8 waren allein zwanzig Geiftlixhe 
darunter. Sie vereinigten ji) unter dem angemaßten Namen der 
Patrioten, denn e8 war die Yofung ausgegeben: es gelte die Rettung 
des Vaterlandes und des Königs von der von Hohenlohe und jeinen 
Anhängern beabfichtigten Unterwerfung unter Preußen. Bon den 
75 Yiberalen, die den Patrioten gegenüber ftanden, gehörten 55 der 
Fortſchrittspartei an, und 20 der Mittelpartei, welche bisher im bairi- 
ihen Yandtag die Majorität gehabt hatte. Die Patrioten ſahen ſich 
bereits als Sieger an und hofften, Fürſt Hohenlohe werde ſelbſt jeine 
Entlafjung nehmen. Dies that er jedoch nit, und erließ vielmehr an 
die bairischen Gejandten am 29. Mai ein Rundjchreiben, worin er er: 
Härte: „Das Minifterium hat, jo lange der König ihm fein Vertrauen 
bewahrt, feine Veranlaſſung die Gejchäfte niederzulegen, und noch viel 
weniger, eine andere als die bisherige Politif im Inneren jowohl als 
nah Außen einzufchlagen." 

Es jtand noch mehrere Monate an, bis die neue Kammer wirklich 
einberufen wurde, aber als fie am 21. September zujammentrat, hatte 
fi) wenig geändert. Nur die Stärfe der einander gegenüberftehenden 
Parteien war noch gleicher geworden; in Folge einiger Wahlbeanftans 
dungen waren es auf beiden Seiten gerade 72. Bei der Präfidenten- 
wahi ergab jich vollfommene Stimmengleichheit, die Patrioten ſtimmten 
für einen ihrer Angehörigen, den Miniſterialrath Weis, die Liberalen für 
Profejfor Edel aus Würzburg, ein Mitglied der früheren Meittelpartei. 
Nach vergeblichen Bermittlungsverfuchen und erneuten Wahlgängen fam 
immer wieder dafjelbe Ergebnig heraus, und es blieb nichts übrig als 
die Kammer aufzulöfen und neue Wahlen anzuordnen. Dieje fielen für 
das Minifterium noch ungünftiger aus, 83 Patrioten ftanden 71 Yibe 
valen gegenüber, und jegt bot das Minijterium am 20. November dem 
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König feine Entlaffung an; aber da diefer ſelbſt feine Aenderung wünſchte 
und aus verichiedenen Städten Adrefien für das Miniſterium einliefen, 
verweigerte der König die Entlaffung zu geben und gewährte fie auf er- 
neute Bitten nur dem Minifter des Inneren Hörmann und dem des 
Cultus Greſſer, die befonders verhaft waren. Für jenen wurde Mini: 
fterialrath Braun ernannt, das Eultdepartement übernahm der damalige 
Juſtizminiſter Lutz neben feinem bisherigen. ‘Der neue Yandtag murde 
am 17, Januar 1870 mit einer verjühnlichen Thronrede des Königs 
eröffnet, aber bald zeigten die Adreidebatten, daß feine Verſöhnung 
möglich ſei. Zuerſt trat der Reichsrath mit einem Adreßentwurf hervor, 
den der proteftantiiche Confiftorialpräfident Harleß verfaßt hatte. Der- 
jelbe ftellte fich gegen Erwarten ganz auf die katholifch-patriotifche Seite. 
Er fagte: in der Majorität des Volkes habe fich ein durch die Partei: 
ftellung des Minifteriums gefteigertes Miftrauen gebildet, deſſen Aus— 
drud der Erfolg der Wahlen ſei. Das Bertrauen könne nur dann zu— 
rüdfehren, wenn es gelinge, Männer als Räthe der Krone zu finden, 
welche den entjprechenden Willen mit der Feſtigkeit des Handelns ver- 
einen. Die Verheißung der Föniglichen Thronrede, die Selbftändigfeit 
Baierns mit Entjchiedenheit wahren zu wollen, ſei mit großer Freude 
vernommen worden. 

Auf die Erklärung des Fürften von Hohenlohe, er könne fich gegen 
das Miftrauensvotum erft dann vertheidigen, wenn ihm beftimmte That- 
ſachen entgegengehalten würden, ermwiderte einer feiner Hauptgegner, der 
als eventueller Nachfolger angejehen wurde, der Treibern v. Thüngen, e8 
fei nicht nothwendig, daß prägnante Thatjachen vorliegen, um das Syſtem 
eines Minifteriums zu beftimmen. Uebrigens könne er eine Reihe Elei- 
nerer ZThatjachen anführen, die darauf jchließen laffen, daß Fürft Hohene 
lohe mehr Preußen zuneige, als es den Intereſſen Baierns zufage. Als 
jolche Kleine Thatjachen bezeichnete er Hohenlohes Reden in den Jahren 
1849, 1863 und 1866, feine Haltung im Bollparlament und feine 
Stellung zu den einzelnen Parteien in Baiern. Schließlich berief er ſich 
auf das Gefühl des Volkes, das nun einmal gegen dag Minifterium fei. 
Der ehemalige Yuftizminifter Bomhardt machte dem Minifterium Hohen- 
[che feine Hinneigung zum norddeutſchen Bunde zum Vorwurf, der doch 
auf einer fluchwürdigen That beruhe. Baiern dürfe nicht in denjelben 
eintreten, denn es jet der Fluch der böfen That, daf fie nur Böjes ge- 
bären könne. „Wer diefem Bunde angehört," fagte er, „wird theil- 
nehmen müſſen an diefem Fluche, d. h. er wird bHineingezogen werden 
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in den preußifchen Cäfarismus, Militarismus und im die preußiiche 
Steuerſchraube.“ Beſonders fcharf Sprach fich auch der Eonfiftorialpräfident 
Harleß aus. Er befannte, daß er im feiner Jugend einer Verbindung 
angehört habe, die für die Einheit Deutfchlands ſchwärmte, aber er halte 
es ‚jetzt für feine patriotiiche Pflicht, vor dem Einheitsftaate, vor ber 
Erweiterung der Bundescompetenz, vor dem Particularismus Preußens 
zu warnen, und ſcheute fich nicht, auf die von Frankreich durchgeſetzte 
Mainlinie hinzumweifen, durch welche dem Appetit nach Baiern ein Niegel 
vorgejchoben ſei. Es ſei natürlich, meinte er, daß die ultramontane 
Partei voll Mifftimmung und Erbitterung fei, da fie feit Jahren fo 
viele Angriffe erfahren habe. Ihre Bezeihnung als Vaterlandsloſe und 
Nömlinge Habe ihn längft empört. Hohenlohe erwiderte auf die gegen 
ihn erhobenen Anflagen, daß er den Allianzvertrag nicht abgefchlofien, 
fondern bei feinem Eintritt in da8 Minifterium ſchon vorgefunden habe, 
daß er aber allerdings vor Abjchluß des norddeutfchen Bundes den An- 
ichluß der füddeutfchen Staaten an Norddeutichland angerathen habe, 
„da wir fonft entweder ausgefchloffen bleiben, oder Bedingungen an: 
nehmen müßten, welche die Rechte der Dynaſtie und des Landes fchädi- 
gen könnten.“ Den directen Eintritt Baierns in den norddeutjchen 
Bund habe er nie empfohlen. Dagegen habe er eine gleihmäßige Or- 
ganifation der militäriichen Kräfte, fowie die Gründung eines weiteren 
Bundes der ſüddeutſchen Staaten mit dem norddeutſchen Bunde erftrebt. 
Diejer Plan fei durch die Neugeftaltung des Zollverein überholt und 
in den Hintergrund gedrängt worden. Den Verſuch, einen Südbund 
zu gründen, habe er allerdings nicht gemacht, weil fowohl die badijche 
al3 die wirtembergifche Regierung fich widerholt gegen dieſes Project 
ausgeſprochen babe und er doch nicht Hand in Hand mit der dortigen 
Sidbundspartei, d. h. mit dem wirtembergifchen Demokraten und Re: 
publicanern habe gehen können. Die Herftellung einer möglichſt nahen 
Verbindung mit den füddentjchen Staaten fei nody heute fein Ziel. Am 
Schluß der Debatte über die allgemeine Frage conftatirte er ganz tref- 
fend als den eigentlichen Grund des gegen ihn vorgebracdhten Mißtrauens— 
votums, daß man ihm das treue Feithalten an den Verträgen zum Ver: 
brechen mache, und in fofern müſſe er in dem Mißtrauen ein ehrenvolfes 
Zeugniß feiner politiſchen Thätigfeit erfennen. Der katholiſche Theologe 
Döllinger, der entjchieden zu der Politif des Minifteriums hielt, bemerkte 
richtig: werm auch das Meinifterium des Aeuferen in andere Hände über- 
gehe, jo fünne der neue Minifter nichts Anderes thun, als genau die: 
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jelbe Politif befolgen, welche Fürft Hohenlohe vertrete. Auch ein Mi- 
nifterium aus den Patrioten hätte die Verträge nicht wohl kündigen und 
auflöfen Fönnen, wohl aber hätte es fie blos nach dem Buchſtaben hal- 
ten und ihrem Sinn und Geift zumider handeln können. Dies war die 
Politif, welche die Patriotenpartei dem Yürften Hohenlohe zumuthete, 
und weil fie ihn einer folchen Zweideutigkeit für unfähig hielt, wollte 
fie ihn befeitigen. Alle Oppofition der wenigen national gefinnten Mit- 
glieder des Reichsraths half nichts, der Harleßiſche Adrekentwurf wurde 
mit 32 gegen 12 Stimmen angenommen. Unter den Bejahenden waren 
auch 6 Prinzen des königlichen Haufes, die Oheime und Vettern des 
Königs und fein Bruder Otto, melde an der Abftimmung theilgenom- 
men batten, obgleich der König, ihre Gefinnung kennend, ausdrücklich 
gebeten hatte, dies nicht zu thun. Um über feine Anficht feinen Zweifel 
zu lafjen, ließ er die zwölf Reichgräthe, welche gegen die Adreſſe ge- 
ſtimmt hatten, am 30. Januar zur Tafel laden, unterhielt fi) jehr 
wohlmollend mit ihnen und drücte ihnen feine Uebereinftimmung mit 
ihrem Botum aus. Auch verweigerte er der Deputation, welche ihm die 
Adrefje überbringen follte, die Audienz und die Annahme der Adreſſe, 
und ließ dem Neichsrath fchreiben, daR er diejes gethan habe, weil die 
Adrejfe, wegen ihrer principiellen Angriffe auf den Geſammtbeſtand des 
Minifteriums ohne jede thatjächlich oder gejeglich greifbare Begründung, 
dem Geift der VBerfühnung nicht entſpreche, welchen die Thronrede der 
Landesvertretung entgegengebradht habe. Von Seiten des Volkes wur— 
den dem PVerfufjer der Reichsrathsadreſſe auch verjchiedene Mißtrauens— 
boten zugejendet; in München, Augsburg, Nürnberg, Würzburg, Bai— 
reuth und anderen Städten richteten Verſammlungen der Proteftanten 
Adreffen an den König und Sendfchreiben an Harleß jelbjt, welche 
diefer Stimmung ftarfen Ausdrud gaben. 

Die zweite Kammer legte ebenfalls eine Adrefje vor, welche, im 
Wefentlichen übereinftimmend mit der Kundgebung des Reichsrathes, 
ſich von diefer darin unterfcheidet, daß fig das Mißtrauensvotum nicht 
gegen das ganze Miniftertum, fondern nur gegen den Fürften Hohen- 
lohe als Leiter der auswärtigen Angelegenheiten richtete. In einer 
zwölftägigen Debatte vom 28. Januar bis zum 13. Yebruar 1870 ent- 
(uden fich die Schleußen der bairijchen Beredtjamfeit und brachten ein 
Chaos von Unverftand, Rohheit und giftigem Haß gegen Preußen zu 
Tage. Der Berfafjer des Adreßentwurfs, Archivjecretär Jörg, der Mit- 
herausgeber der hiſtoriſch-politiſchen Blätter, verſchuldete hauptſächlich 

20* 


308 Der ſüddeutſche Particularismus. 


die langwierige Debatte, indem er die Abgeordneten aufforderte, ihr 
Herz auszujhütten und das, was er in dem Entwurf nur andeutungs- 
weife gejagt habe, im Detail auszusprechen, während er jelbft die Mo— 
tivirung feines Antrags auf das Ende der allgemeinen Erörterung jparte. 
Fürft Hohenlohe, der mehrmals das Wort ergriff, machte durch feine 
mannhafte Vertheidigung den Eindrud eines jehr einfichtigen, wahrhaft 
patriotiihen und überzeugungstreuen Staatsmannes. Seine Collegen 
unterftütten ihn auffallenderweife gar nicht bei feiner Vertheidigung, fie 
verhielten ſich als bloße Fachminiſter und thaten als ob fie die allgemein 
deutjche Politif gar nichts anginge. ‘Dagegen beteiligte ſich die Fort— 
ichrittSpartei und insbejondere ihre Führer Volk und Marquard Barth 
fehr eifrig an dem Kampf gegen die Patrioten. Barth wies nad, daß 
der politiiche Charakter des Fürften Hohenlohe ſich immer gleich ge- 
blieben fei, und daß alle feine Neden von 1849 an bis jekt denfelben 
Grundgedanken enthalten, nämlich: enges Zufammenhalten mit Preußen 
unter vollftändiger Wahrung der bairischen Selbjtändigfeit. Zugleich 
aber gejtand er, daß das was Fürſt Hohenlohe erftrebt habe, feineswegs 
ganz dajjelbe jei, was die bairijche YortichrittSpartei wolle, und gab 
bier zum erftenmal ein beftimmt formulirte® Programm dieſer Partei. 
Er jagte: „Wir wollen nicht unbedingten Eintritt in den norddeutjchen 
Bund; wir wollen aber, daß man durch Unterhandlungen eine ſolche 
Organiſation, eine ſolche Nevifion der Verfaſſung diefes Bundes herbei- 
führe, daß mir mit Anftand, mit Aufrechthaltung unjerer berechtigten 
Selbjtändigfeit und mit Aufrechthaltung der Würde der bairifchen Krone 
diefe Bedingungen annehmen könnten." Dieſe Revifion der Bundesper- 
fafjung müßte in dreifacher Richtung gejchehen: fie müßte Rückſicht 
nehmen 1) auf Bejeitigung derjenigen Mängel, welche die Berfaffung 
als Ganzes im fich trägt, 2) auf den Unterichied zwijchen Mittelftaaten 
und SKleinftaaten, 3) auf die ſpecifiſch bairiſchen Verhältniffe. Zu den 
allgemeinen Mängeln zählt er das Fehlen eines verantwortlichen Bundes 
minifteriums, die Bejchränfung des Yudgetrechts, ferner die mangelhafte 
Bürgſchaft der Verfafjung durch den Artifel 78, wonach Abänderungen 
derjelben jchon durch eine ZweidrittelSmehrheit im Bundesrath erfolgen 
fönnen. Solche Abänderungen follten nad dem Programm der Fort: 
IchrittSpartei nur mit Einwilligung ſämmtlicher YBundesftaaten gejchehen 
fünnen. Für die dem Bund beitretenden Mittelftaaten verlangte er in 
allen denjenigen Gebieten, welche mit dem Wejen des Bundesſtaats nicht 
unzertrennlid zufammenhängen, größere Souveränitätsrechte als für die 


Das Mißtrauensvotum gegen Hohenlohe angenommen. 309 


Kleinftaaten, namentlich im Widerfpruch mit dem befannten Lasker'ſchen 
Antrag volle Juſtizhoheit. Endlih was die fpecififch bairiſchen Inter— 
eſſen betrifft, forderte er Wahrımg der Grundlagen des Staatshaus- 
haltes, worunter er hauptſächlich die Beibehaltung des Malzaufjchlages 
verftand. Der Eintritt Baierns unter ſolchen Bedingungen, meinte 
Barth, jei auch für das Ganze wünfchenswerth, damit der Charafter 
eines Bundesſtaats gewahrt bleibe und der Tendenz zum Ginheitsftaat 
vorgebeugt werde. Dieſe Auseinanderfegung Marquard Barths hatte 
zwar auf das Miftrauensvotum gegen Hohenlohe feinen Einfluß, aber 
ed war interejfant zu erfahren, daß in Baiern die in nationaler Rich— 
tung am weitejten gehende Partei doch noch etwas Befonderes wollte, 
und daß auf fie nicht zu rechnen fei, wenn es ſich um Weiterentwidlung 
des norddeutjchen Bundes zu einem deutjchen Reiche handle. 

Die Debatte über die Adrefje nahm nach diefer Abjchweifung ihren 
weiteren Fortgang und endigte am 12. Februar mit einer Schlukabftim- 
mung, die mit 78 gegen 62 Stimmen den Entwurf Jörgs ohne Ab— 
änderung annahm und damit die Verurtheilung des Minifterpräfidenten 
vollzog. Diefer hatte am 14. Februar eine längere Unterredung mit 
dem König, in welcher er feine Stellung zu den Parteien bejprach, die 
Bitte um feine Entlaffung erneuerte und zu feinem Nachfolger den der- 
maligen bairifchen Gefandten in Wien, Grafen Bray-Steinburg empfahl. 
Diejer war ein Diplomat von der alten Metternich’fchen Schule. Schon 
früher von April 1848 bi8 März 1849 war er bairiicher Minifter des 
Auswärtigen gewejen, hatte als foldher Anfangs den Anschluß an Preußen 
befinwortet, aber nachher fi) zu den Gegnern des Erbkaiſerthums ge- 
Ihlagen und im December 1848 die Einmifchung des Auslandes ange: 
rufen, indem er durch feinen Gejandten in London dem Lord Palmerjton 
die Mittheilung machen ließ, daß Baiern nie feine Zuftimmung zur Er- 
richtung einer erblichen Kaiſerwürde in Deutſchland geben würde. Er 
wurde am 7. März 1870 zum Miniſter des Auswärtigen ernannt, 
nachdem Fürſt Hohenlohe ſchon am 15. Februar ſeine Entlaſſung er— 
halten hatte. Jetzt war in Baiern von Verſuchen, die nationale Sache 
weiter zu fördern, keine Rede mehr. Der neue Miniſter gab bei Ge— 
legenheit der Verwilligung des außerordentlichen Militärcredits, als der 
Allianzvertrag neue Anfechtungen erlitt, folgendes Bekenntniß feiner An— 
ſichten über die deutſche Frage. Er ſagte: „Es iſt uns ein ziemlich 
enger Weg vorgezeichnet, von welchem wir uns weder rechts noch links 
weit entfernen können. Es beſtehen bindende und auf Gegenſeitigkeit 
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beruhende Verträge, die gehalten werden müſſen, ſowie andererfeit3 die 
berechtigte Unabhängigkeit unferes Landes und unfere freie Selbftbeftim- 
mung unverjehrt zu erhalten find. Es ift behauptet worden, daß die 
jetige Stellung, die jetige Lage Baierns nicht haltbar fei. Ich teile 
diefe Anfiht nicht. ES geht allerdings durch Europa ein Zug des 
Propiforiums, in den allgemeinen europäiſchen Zuftänden liegt viel Un— 
fertiges, viel Schwieriges, und auch Baiern ift nicht frei davon. Aber 
deshalb ift die Lage nicht unhaltbar, ich ſage mehr, fie ift unangreifbar. 
Baiern liegt im Centrum von Europa und von Deutjchland; jeder An- 
griff, jede ernfte Bedrohung Baierns würde Complicationen hervorrufen, 
welchen auch die größte Macht fich nicht wird ausſetzen wollen. Dazu 
fommt als erfter Factor, daß ein Staat von nahezu 5 Millionen mit 
dem Kernvolfe, wie das umnfrige ift, mit einer tapferen und tüchtigen 
Armee, einer äußern Gefahr nicht jo Leicht unterliegt, wie denn überhaupt 
fein Volf ohne eigenes Verſchulden zu Grunde geht. Deshalb fürchte 
ich diefe Gefahr für Baiern nicht. Ein politifcher Grundfat fcheint ſich 
ung gerade jet vorzugsweiſe zu empfehlen; wir follen das Erreichbare 
anftreben; als ſolches glaube ich bezeichnen zu follen die forgjame Pflege 
der freundichaftlichften Beziehungen zu allen unjern Nachbarn, in erfter 
Linie zu unfern deutſchen Stammesgenofjen in Nord und Süd, im Often 
und im Weften. Unſer Verhältniß zu Norddeutfchland beruht auf der 
fihern Grundlage der Verträge. Einen Südbund zu begründen, wie er 
im Prager Frieden vorgejehen mar, ift bis jett nicht gelungen. Es 
mag dahingeftellt bleiben, ob deshalb endgiltig darauf zu verzichten ift, 
aber auch ohne ihn liegen in der Gemeinjamfeit der Intereſſen Süd- 
deutjchlands Anhaltspunkte genug zu einem fteten und herzlichen Zuſam— 
mengehen auf der Bafis vollfter Gleichberechtigung. Was ich hiemit 
empfehle, ift eine praftijche Politif, eine Politif unferer wahren Inter— 
eſſen; was ich Ihnen verjpreche, ift eine offene Bolitif und felbjtver- 
ftändlich eine ehrliche und loyale Politif. Eine offene Politif hat für 
uns um fo weniger Schwierigkeiten, als wir feine geheimen Verträge 
haben, feine geheimen Verpflichtungen, Feine geheimen Pläne und überhaupt 
feine politifchen Geheimnifje. Was wir wollen, mas wir anftreben, was 
wir wünſchen, darf die ganze Welt erfahren: wir wollen Deutjche, aber 
auch Baiern fein.” Während jein Vorgänger das Bedürfniß der An- 
ſchließung Baierns an Preußen immer betont hatte, verkündete Bray 
den Grundfag der Selbſtgenügſamkeit, Baiern, ſagte er, ift unangreifbar 
und braucht Niemand! Das Geheimniß des Planes, den Fürſt Hoben- 
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lohe gehegt hatte, wurde nachträglich enthüllt. Die Allg. Ztg. brachte 
am 26. März einen BVerfaffungsentwurf, aus deſſen 17 Artikeln wir 
folgende Hauptpunfte entnehmen: Baiern, Wirtemberg, Baden und Süd— 
bejien bilden einen Staatenverein unter dem Namen „Vereinigte ſüd— 
deutſche Staaten." Dieſe garantiren fich wechjelfeitig die Integrität ihres 
Gebietes und verpflichten fich, im Falle eines Angriffs auf einen diefer 
Staaten einander mit ihrer ganzen Heeresmacht beizuftehen. Die ge: 
meinfamen Angelegenheiten werden von einer Vereinsbehörde geregelt, 
welche durch die Minifter des Auswärtigen der betreffenden Staaten 
gebildet wird. In diejer Behörde führt Baiern 6, Wirtemberg 4, 
Baden 3, Hefien 3 Stimmen. Der Vorort wechjelt jährlih. Für 
das Heer der vereinigten ſüddeutſchen Staaten foll eine gleiche Organi— 
fation eingeführt werden, ſoweit dieſes für eine gemeinfame Action im 
Felde nöthig if. Der Oberbefehl im Kriege fteht in Gemäßheit der 
Allianzverträge dem Könige von Preußen zu. Im Frieden fteht jeder 
Heerestheil unter dem alleinigen Befehl des betreffenden Staatsober: 
haupts. Die Vertretung nad) Außen übt jeder Bereinsjtaat da, wo er 
eine folhe für nöthig erachtet, felbft aus. Wo feiner der ſüddeutſchen 
Staaten diplomatifch vertreten ift, joll für die Angehörigen des ſüddeut— 
ihen Bereinsgebiet3 der Schu der preußijchen Gejandten ermwirft wer: 
den. In den vereinigten ſüddeutſchen Staaten foll ein gemeinfames 
Staat3bürgerreht mit der Wirkung beftehen, daß Hinfichtlid des Aufent- 
balt3, des Gemwerbebetriebs, der Zulafjung zu öffentlichen Aemtern, der 
Befteuerung, des Genuſſes aller fonftigen bürgerlichen Rechte der An— 
gehörige eines Vereinsſtaates als Yandeseingeborener behandelt wird. 
Ebenjo joll die Militärpflicht Jeder in dem Staat erfüllen können, in 
welchem er fich dauernd aufhält. Für das Geſammigebiet der vereinig- 
ten Staaten foll ein gemeinfames Civil- und Criminalvecht und ein ges 
meinfamer Civil- und Criminalproceß eingeführt, zugleich aber die Ge- 
meinfamfeit diefer Gejetgebung mit jener des norddeutichen Bundes jo- 
weit als möglich) angeftrebt werden. Zur fortdauernden Wahrung der 
Rechtseinheit jollen gemeinfame Obergerichte ind Leben gerufen und zu— 
nächft wenigftens ein gemeinfamer oberfter Gerichtshof in Handelsjachen 
zu Nürnberg errichtet werden. Um eine nationale Verbindung zwiſchen 
den norbdeutjchen nnd ſüddeutſchen Bunde anzubahnen, follen folgende 
Gebiete gemeinfame Angelegenheiten fein. 1) Der Schub und die Siche— 
rung des gejammten bdeutjchen Gebietes gegen Angriffe außerdeutjcher 
Mächte. 2) Die Regelung der Zoll- und Handelsgejfetgebung. 3) Die 
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Ordnung des Maß-, Münz- und Gewichtsiyftens nebſt Feſtſtellung der 
Grundfäge über Emiffion des Papiergeldes. 4) Die allgemeinen Be— 
ſtimmungen über das Bankweſen. 5) Erjindungspatente. 6) Schut 
des geijtigen Eigenthbums. 7) Das Eiſenbahnweſen und die Herjtellung 
von Land- und Wafjerftraßen. 8) Flößerei und Schiffahrtsbetrieb. 
9) Das Poſt- und Zelegraphenwejen. Die Ueberwahung dieſer An— 
gelegenheiten joll einem Bundesrath als gemeinfamen Organ beider 
Bünde übertragen werden und bei der Gejetgebung ein Parlament als 
gemeinjchaftlihe Vertretung der Bevölferungen mitwirken. Wenn ein 
Antrag nicht in beiden Parlamenten die abjolute Stimmenmehrheit er: 
bielte, jo jollte er als abgelehnt gelten. 

Diefer Plan war nun freilic) dur) den Sturz Hohenlohes bejei- 
tigt, aber er gibt wenigftens eine VBorftellung davon, wie jener den Ge— 
danken der Einheit mit der Wahrung füddeutjcher Bejonderheit und 
Gelbftändigfeit zu vermitteln juchte. Wenn man ſich feine jchiwierige 
Lage in Baiern und feinen ernftlihen Willen, etwas unter den bejtehen- 
den Verhältniſſen Mögliches für die Einigung Deutſchlands zu Stande 
zu bringen, vergegenwärtigt, jo darf man diefen Entwurf einer ſchwer⸗ 
fälligen Organifation nicht ohne weitere verurtheilen. Auch außer 
Hohenlohe gab e8 in Süddeutſchland Leute genug, welche glaubten, es 
müſſe jchließlih noch auf einen folchen Verſuch hinauskommen, und es 
wäre wohl möglich gemwejen, daß man ſpäter wieder darauf zurüdge- 
griffen hätte, wenn nicht die in demjelben Jahr eintretenden Ereignijje 
mit wigeahnter Gefchwindigfeit und Kraft darüber hinweggegangen wären. 
Aber bei jedem Verſuch ſolche Halbheiten auszuführen, wirden jid aus 
der allzu fünftlichen Anlage Hinderniffe ergeben haben, die ji als un- 
überwindlich hätten ermweifen müfjen. Für die Ausführung des Planes 
wäre, jo gut wie bei allen früheren Neformvorjchlägen, ein alljeitiger 
guter Wille, eine Selbftverläugnung, eine Eiferjuchtlofigfeit erforderlich 
gewejen, die eben nicht vorhanden war. Ohne dieje Tugenden hätte der 
Entwurf den Intriguen aller Barteien Thür und Thor geöffnet. Nchmen 
wir an, daß Alle von dem guten Willen der Einigfeit bejeelt gemejen 
wären, jo hätte auch eine einfachere Organijation Zujtimmung finden 
müſſen. 

In Wirtemberg war es die Demokratie, welche als Vorkämpferin 
des Particularismus auftrat. Die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten 
wurde von der demofratiichen Prefie als deal des ftaatlichen Lebens, 
al3 die jicherfte Bürgſchaft der bürgerlichen Freiheit gepriejen, während 
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die Zufammenfaffung der Kräfte und die Machtentroifiuug,. wie Jie in 
einem Grofftaat möglich ift, nach ihrer Auffaffung nur den Zwecken 
perfönlichen Herrfchaft, dem Cäſarismus dienen follte. In diefem Sinne 
ſprach fich eine von den Ausjchüffen der wirtembergifchen Vollsvereine 
berufene Verſammlung aus, die am 16. April 1869 in Stuttgart ges 
halten wurde. Sie nahm folgende, vom Yandescomite, d. h. vom Aus— 
ſchuß der demokratischen Partei vorgefchlagene Erklärung an: „Auf der 
Freiheit der Einzeljtaaten beruht die einzige Hoffnung und Möglichkeit 
der Wiederherftellung des mehr als je zerrifienen VBaterlandes. In der 
Freiheit der Einzelftaaten liegt die ftärkjte Gewähr gegen äußere Ver— 
gewaltigung. Durch fie verftärft ſich der Widerftand gegen die faljche 
Einheit, die im Namen der Größe und Ehre Deutjchlands verlangt, zu 
Gunſten der Macht und Gewalt eines Herrſchergeſchlechts ausgebeutet 
wird. Heute noch ohne gemeinfame Macht und Mittel, von den Re: 
gierungen die jchöpferiiche That gefammtdeuticher Einigung oder auch nur 
die Herftellung eines Südbundes zu erzwingen, welcher geftütt auf Par: 
(ament und Volfsheer, den Anfang und Grundjtein eines neuen Deutjd)- 
lands bilden foll, fordern wir die Genoffen der deutjchen Volkspartei zu 
raſtloſer Freiheisarbeit in den Einzelftaaten auf; gemeinfam im Glauben, 
gemeinfam im Wollen, daß nur aus der Freiheit die Einheit erſteht.“ 
Das Organ diefer Partei, der vielgelefene Beobachter, verjchaffte dieſen 
Anfichten große Verbreitung, nicht nur bei den eigentlichen Parteigenofjen, 
jondern auch bei der Bureaufratie und bei Hofe. Mit geichidter Schön- 
färberei wußte der Beobachter die guten Seiten eines von der großen 
Politif unbehelligten Hleinftaatlichen Stilllebens hervorzuheben, er entwarf 
idylliſche Schilderungen von den warmen behaglichen Neftern, die den 
ruhigen Bürgern von der landesväterlichen Negierung bereitet werden, 
und malte dagegen die vielen Leiden, die eine Militärherrichaft und eine 
rüdjihtslofe Centralifation bringe, mit den düfterften Farben aus. Dieſe 
Berherrlihung des patriarchaliichen Regiments ließ man fih in den 
höheren Kreifen wohl gefallen, man war dafür jo gefällig, auch die 
Klagen und Rügen des Beobadhters zu berüdjichtigen. Eine in dieſem 
Blatte veröffentlichte Anklage gegen einen ftrengen Beamten that fichere 
Wirkung. Damit war aber die demofratijche Partei noch nicht zufrieden, 
fie forderte, daß man auch in Fragen der hohen Politik ihrem Rath 
Gehör gebe, daß man namentlich gegen Preußen und den norddeutichen 
Bund Oppofition mache. Die Regierung, ſchwankend zwiſchen dem Be- 
wußtjein, daß jie den Rückhalt, den fie an Preußen habe, doch nicht 
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entbehren könne, und zwiſchen dem Wunjch, ihre Selbftändigfeit zu 
wahren, vermied es, der demofratiihen Partei Gelegenheit zum officiellen 
Ausdrud ihrer antipreugiichen Gefinnung zu geben und ſchob die Ein- 
berufung des Yandtags, in welchem durch die letten Wahlen die Linke 
jehr ftarf vertreten war, möglichft lang hinaus. Selbft das Yubiläum 
des 5Ojährigen Beſtandes der Verfaffung, das im September 1869 zu’ 
feiern war, und das fo gute Gelegenheit zu einer particnlariftifchen 
Kundgebung darbot, wurde ohne den Zufammentritt des Landtags be- 
gangen. So ging das ganze Jahr 1869 und die erften Monate des 
Jahres 1870 ohne Kammerfigung hin. Nun aber war wegen der 
Steuerverwilligung die Einberufung der Abgeordneten nicht mehr länger 
zu verjchieben, und am 8. März 1870 wurde der Landtag eröffnet. 
Längft hatte die Volfspartei demfelben eine beftimmte Aufgabe geftelit, 
e8 mar die, das verhaßte Kriegsdienftgejeg wieder abzujchaffen und da- 
dur dem Allianzvertrag feine Grundlage zu entziehen, denfelben factifch 
wirkungslos zu machen. Am 6. Januar hatte eine von etwa 400 De: 
legirten der Vollsvereine bejuchte Verfammlung in Stuttgart befchlojfen, 
einen allgemeinen Sturm gegen das Sriegsdienftgefeg zu organifiren. 
Wie ein amtlicher Befehl wurde folgende Erklärung ausgefandt: „1) die 
Anhänger nnd Genofjen der Volkspartei werden aufgefordert, bis fpäte- 
ftend zum 1. März in jedem Oberamt des Landes, in welchem jeither 
fein Bezirfsvolfsverein war, einen folchen zu gründen. 2) In jedem 
Wahlbezirke des Landes ift Seitens der Partei dafür zu forgen, daß 
ſämmtliche Wähler zur Unterzeichnung einer an die Kammer gerichteten 
Adreſſe Gelegenheit haben, in welcher dem Verlangen des Volkes nach 
Aenderung des Kriegsdienftgefees im Sinne der wahrhaft allgemeinen 
Dienftpfliht mit militärifcher Jugendvorbereitung und furzer Präjenz 
Ausdrud gegeben ift. Die Adreffe joll jedem Abgeordneten mit den 
Driginalunterjehriften durch eine Deputation aus feinem Bezirke über: 
reicht und derjelbe perjönlich aufgefordert werden, feinen ganzen Einfluf 
und alle der Volksvertretung zuftehenden Mittel anzumenden, um Die 
Regierung zum Eingehen auf die verlangte Gefetesänderung zu bejtim- 
men." Schon in der erjten Sikung eröffnete ein Mitglied der Volfs- 
partei, der Rechtsanwalt Sigmund Schott, den Angriff auf das Mini— 
fterium durch eine Interpellation des Minifters des Auswärtigen mit 
der Frage, wie es fich mit feiner früher bei der Berathung des Allianz: 
vertrages im Dftober 1867 ausgefprochenen Behauptung verbalte, daß 
Wirtemberg darüber zu entfcheiden habe, ob bei einem entftehenden Krieg 
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die Verpflichtung der bundesgemäßen Hilfe vorhanden fei oder nicht. 
Varnbüler hatte nämlich gejagt, als die Luxemburger Frage angefangen 
babe brennend zu werden, jet die wirtembergifche Regierung von der 
preußischen gefragt worden, ob fie, falls es jett zum Krieg fomme, diejen 
Fall als casus föderis anfehe. Er habe darauf erwidert, um dieſe 
Frage zu entfcheiden, müffe er genaue Kenntniß der Sachlage haben, 
und Graf Bismard habe diefe Antwort in den Verhältnifien begründet 
gefunden. Nun war aber kürzlich in der Norddeutichen Allgemeinen 
Zeitung gelegentlich bemerkt worden, daß diefe VBorausfegung nicht richtig 
fei; wenn die preußiiche Regierung diefe Darftellung nicht fogleich öffent- 
(ich berichtigt habe, fo jei dies aus der Rückſichtnahme auf das par: 
famentarifche Bedürfniß des Herrn Minifters unterlaffen worden. Daß 
in den Mittheilungen, die während des Luxemburger Conflict® an bie 
füddeutichen Regierungen gerichtet worden feien, die Tyrage ob der casus 
föderis eingetreten fei, gar nicht habe aufgeworfen werden fünnen, ver: 
ftehe fjih von ſelbſt. Eine folche Cognition würde ja factiſch das 
Bündniß annulliven. Auf die Interpellation antwortete Barnbüler am 
22. März mit dem Geſtändniß, die preußiiche Regierung habe ihm jchon 
damals zu verftehen gegeben, jo fei es nicht gemeint gewejen, fie habe 
mit ihrer Anfrage feineswegs zu einer Prüfung des casus föderis auf- 
fordern, fondern darauf aufmerffam machen wollen, daß der Fall der 
bundespflichtigen Hilfeleiftung nun bald eintreten könne. Der Inter— 
pellant erwiderte darauf, wenn man das damals gewußt hätte, jo würde 
die Kammer dem Vertrag ihre Zuftimmung gar nicht gegeben haben. 
ebenfalls könne fie jetzt auf die Giltigfeit deffelben zurücfommen. Die 
ganze Frage war eine vorgefchobene Plänfelei gegen den Minifter, auf 
dejfen Sturz es die demokratiſche Partei abgejehen hatte. 

Der geplante Angriff auf das Kriegsdienftgefets ließ nicht lange auf 
ſich warten; 45 Abgeordnete, die theild der Volkspartei, theils der groß- 
deutſchen angehörten, brachten am 11. März den Antrag ein: „Hohe 
Kammer wolle 1) der fol. Staatsregierung erflären, daß fie in den 
militärischen Einrichtungen folche Aenderungen geboten finde, welche die 
großen volfSwirthichaftlihen und finanziellen Nachtheile des bejtehenden 
Syſtems erheblid, insbejondere durch Herabfegung der Präjenz, zu mil 
dern geeignet find, und daß fie die Ausgaben für Zwecke der militäri- 
hen Einübung nicht in der bisherigen Höhe zu bewilligen vermöchte; 
2) demgemäß die fgl. Staatsregierung bitten: noch im Laufe der Sejfion 
entiprechende Vorlagen einbringen zu wollen.” Die yorderung war 
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unterftütt durch eine von 150,000 Unterjchriften begleitete Mafjenpetition 
gegen das Kriegsdienftgejeg, die durch die Agitation der Volkspartei zu 
Stande gefommen war und am 22. März der Kammer überreicht wurde. 
Jener Antrag wurde an die Finanzcommiſſion gewiejen und der Abge- 
ordnete Mohl mit der Berichterftattung beauftragt. Bald darauf trug 
die Mehrheit der Commiffion darauf an, die Kammer folle der einge- 
brachten Bitte ihre Zuftimmung ertheilen, nur gegen das vorausgeſetzte 
Milizſyſtem erhob der Berichterſtatter Mohl Einſprache; die Minderheit 
wollte die Regierung nur erſucht wiſſen, den Kriegsetat zum Zweck einer 
erheblichen Ermäßigung deſſelben einer nochmaligen Prüfung zu unter- 
werfen. Außerhalb der Kammer murde die Agitation emfig fortgejekt, 
eine neue Yandesverfammlung der Volkspartei jprah am 20. März 
jenen 45 Abgeordneten den Dank des Volfe8 aus und begrüßte das 
übereinftimmende und gleichzeitige Vorgehen der bairiſchen Nachbarn 
gegen den von Preußen aufgedrängten Militarismus mit Freuden; fie 
ermahnte zugleich das ganze Volk im Süden, wie in Defterreich und im 
Nordbund, zu gleihem Thun, um jo vereint den Staaten’ Europa’s ein 
Beifpiel der Tyreiheit und eine Bürgſchaft des Friedens zu geben. Ueber: 
haupt benahmen jich die Demokraten fo, als ob fie Herren im Lande 
wären; jie erließen ihre Anweifungen an die Volfsvereine im Tone der 
anmaßendften Bureaufratie, und wenn ein Mitglied nicht eifrig und will- 
fährig genug war, fo wurde es wie ein Schulfnabe abgefanzelt, auch 
wohl dem fouveränen Volk als Abtrünniger oder Feigling denuncirt. 
Welchen Standpunkt die Regierung in der Frage über das Kriegs— 
dienftgefeg einnehme, darüber Fonnte man im Zweifel fein, denn jie hatte 
ſich während der ganzen Agitation völlig paffiv verhalten. Sie hatte es 
geſchehen Laffen, daß Schultheigen und andere Gemeindebeamten fic) eifrig 
daran betheiligten. Diefelben Oberamtleute, welche bei Wahlen eine 
eifrige Thätigfeit zu Gunſten des Negierungscandidaten entwidelten, ſahen 
ruhig zu, wenn ihre Schultheißen die Leute zu Volksverſammlungen ent- 
boten, bei welchen ein Agent der Beobachterpartei auftreten wollte. 
Man mußte auf den Gedanken fommen, es fei der Regierung gar nicht 
jo unfieb, wenn fid) eine ftarfe Oppofition gegen Einführung preußifcher 
Militäreinrihtungen erhebe, und fie fehe in der Demokratie eine Bundes— 
genofjin gegen die weitere Ausdehnung des preußiſchen Einfluffes. In 
der That war ein Theil des Meinifteriums nicht abgeneigt, der Beob- 
achterSpartei einige Zugeftändnifje zu machen, Varnbüler und Mittnacht 
mutheten dem Krieggminifter Wagner zu, von feinem Etat eine halbe 
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Million nachzulaſſen, obgleih er den Aufwand auf das Nothwendigfte 
bejchränft hatte. Aber dies konnte er ſich nicht gefallen lafjen. Eine 
Schmälerung feines Etats fchien ihm nicht vereinbar mit der bundes- 
pflihtmäßigen Neugeftaltung des Heeres, er bat um feine Entlaffung. 
Im Kampfe mit beftändigen Schwierigkeiten war ohnehin feine Geduld 
erihöpft. Nun boten auch die anderen Minifter ihre Entlaffung an. 
Schon glaubten die Demokraten und Großdeutihen gefiegt zu haben; 
ihre Führer machten ſich darauf gefaßt, in das Minifterium berufen zu 
werden. Ihre Täufhung war groß, als zwar Freiherr v. Wagner am 
24. März feine Entlafjung erhielt, aber feine rechte Hand bei der Mi— 
litärorganijation, Oberft dv. Sudomw, an jeine Stelle trat, und diefer zur 
Bedingung feines Eintritts machte, daß das am meiften antipreufifche 
Mitglied des Minifteriums, Cultminifter Golther, austrete, auf was der 
König auch gegen Erwartung einging. Auch der Minifter des Inneren, 
v. Geßler, dem befonders der Vorwurf zur Yaft fiel, daß er gegen die 
Agitation fir Abſchaffung des Kriegspdienftgefeges nichts gethan habe, 
mußte ausfcheiden, und an jeine Stelle trat Staatsrath Scheurlen, ein 
energiiher Mann, welcher aber den Beftrebungen der deutjchen Partei 
fremd war. Die Vollspartei war verblüfft, fie erlie ein Manifeft, 
worin fie unter anderem fagte: „Statt den Willen des Volkes zu hören 
und zu vollziehen, hat die Negierung vorgezogen, unter dem Schein der 
Nachgiebigkeit auf dem bisherigen, die Freiheit und Wohlfahrt des 
Landes gleich gefährdenden Wege zu beharren. Die Perfjönlichkeiten und 
die politiiche Vergangenheit der neu ernannten Minifter laſſen keinen 
Zweifel darüber, daß der wahre Geift des Kriegsdienftgejeges von 1868, 
d. h. die militärische Verpreußung Wirtembergs, aufrecht erhalten werden 
fol. Hr. v. Sudom, der neu ernannte Kriegsminifter, in weit höherem 
Grade als der abgetretene ein allezeit williger Bollftreder der militäri- 
ſchen Gebote Preußens, ift die lebendige Bedrohung unjerer Selbjtän- 
digkeit." — „Mit der Entlaffung Hrn. Golthers, des einzigen groß- 
deutſch gefinnten Mitgliedes der Regierung, ift die preußiiche Schmwen- 
fung des Minifteriums in der deutjchen Politif ausgefproden. Ya! 
ſolches Vorgehen einer „conftitutionelfen” Negierung ift ein Schlag in's 
Gefiht unſeres verfafiungstreuen Volfes, ift eine Verhöhnung feines 
hundertmal erklärten Willens in der deutfchen Frage. Allein nicht Hohn 
noch Gewalt wird das wirtembergifche Volf und feine treuen Vertreter 
abbringen von dem verfaffungsmäßigen Weg, den fie betreten haben zur 
Wahrung feines Rechts, zur Herftellung eines in Freiheit geeinten Vater: 
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lands. Wir erwarten von den Vertretern des Volks, daß fie fein von 
der Berfaffung gebotenes Mittel unverfucht lajjen, um dem Willen des 
Volkes Geltung zu verfchaffen. Wir erwarten vom Bolfe, daß es ein- 
müthig und entjchloffen zu jeinen treuen Vertretern fteht!“ 

Genauer betrachtet war die Minifterveränderung mehr ein Per- 
fonen- als ein Syſtemwechſel. Die Wahl des Oberften v. Sudom 
zum Vorftand des Kriegsminifteriums, die noch) am meiften auf eine 
Einlenfung in die Bahn der preußifchen Politik hinzuweiſen fchien, verlor 
doch von ihr.r Bedeutung, als man hörte, daß das Kriegsminifterium 
vorher dem General v. Wiederhold angeboten, von dieſem aber abgelehnt 
worden jei, weil man auf feine Bedingung, eine Erflärung an das Volt 
zu erlaffen und einen engeren Anſchluß an Preußen zu proclamiren, 
nicht habe eingehen wollen, und dann, daß Sudow ſich bereit erklärt 
babe, die feinem Vorgänger zugemuthete Verminderung des Militäretats 
auszuführen. Auch verkündete das neue Minifterium in einer officielfen 
Erklärung im Staatsanzeiger vom 28. März, daß ein auf Erſparniſſe 
zielender Plan für den Kriegsetat in Ausarbeitung begriffen fei, daB der 
Formationsftand der Linie beichränft, der Bedarf an Rekruten vermin- 
dert, die Präfenzzeit auf das niederfte zuläffige Maß herabgeſetzt werden 
jollte. In Beziehung auf die Verträge wurde erklärt, dag das Mini- 
jterium fie aufrichtig und loyal gehalten wiſſen wolle, daß es Auf: 
reizungen zum Bertragsbrud und Anfeindungen des durch den Frieden 
mit Preußen anerfannten Rechtszuftandes entgegengetreten werde; aber 
zugleich wurde auch hervorgehoben, daß die Regierung die Selbftändig- 
feit Wirtembergs zu wahren entjchloffen fei. 

Die deutſche Partei, die, durch den überhand nehmenden Einfluß 
der Demokraten völlig in den Hintergrund gedrängt war, befam jetzt 
auch wieder freiere Bahn. Sie berief auf Oftermontag, den 18. April 
1870, eine Landesverſammlung nad Stuttgart, die fehr zahlreich bejucht 
wurde. Der große Saal der Liederhalle war gedrängt voll von Mit- 
gliedern, Abgefandten der Vereine und anderen Gejinnungsgenofien. Dan 
freute ſich beſonders zu jehen, daß diesmal der Adel, der fich bisher 
noch fern von den öffentlichen Verſammlungen der Partei gehalten hatte, 
auch vertreten war. Ein angefehener vitterfchaftlicher Abgeordneter, Frei- 
herr v. Wöllwarth, erklärte im Namen feiner anmejenden Standes- 
genoffen, daß fie fich mit der Verfammlung in der deutjchen Frage, in 
der Forderung einer engen Zufammengehörigkeit aller deutſchen Länder 
und Stämme einig wiſſen. Die Verſammlung ſprach in einigen mit 
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allgemeiner Zuftimmung angenommenen Säten ihre Forderungen aus 
und erflärte mit Beziehung auf die Immer noch zmweifelhafte Haltung des 
Minifteriums: „Das Land bedarf einer Regierung, welche ehrlich zur 
nationalen Sache fteht, jeden Pakt nat Volfspartei und Ultramontanen 
von fich weist, und alfe nationalgefinnten Elemente jammelt, um jene 
unverföhnlichen Feinde der deutihen Einigung in der Ohnmacht zu er- 
halten, das Einigungswerk jelbft aber auf den gewonnenen Grundlagen 
weiter zu führen. In der heutigen haltlojen Lage, in weiche unſer Yand 
duch das bisherige Schwanfen jeiner Politik gerathen ift, gemügt es 
noch nicht, Angriffe auf die Verträge abzumehren und die Aufrechthal- 
tung des gegenwärtigen proviforifchen Zuftandes zu proclamiren. Das 
Bertragsverhältnig zu Norddeutichland ift zu erweitern zur vollen deut: 
ſchen Bundesgemeinfchaft. Die politiihe Vergangenheit der bisher 
leitenden Mitglieder des theilmeife neu gebildeten Miniſteriums berechtigt 
nicht zu der Hoffnung, daß dafjelbe dieje Aufgabe Löjen werde. Wir 
wollen aber feiner Mafregel unfere Anerkennung und die etwa erforder- 
liche Mitwirkung verfagen, welche geeignet wäre, die Unterftügung der 
deutichen Partei zu rechtfertigen. 

Diejes entjchiedene Auftreten der deutjchen Partei machte doch auch 
einigen Eindrud bei der Regierung, und ihre Anfichten wurden jett 
menigftens als ein berechtigter Ausdruck der öffentlichen Meinung aner- 
fannt. Auch hörte die unbegreifliche Nahficht gegen die Demokraten auf, 
und namentlih Minifter Scheurlen handhabte die Zügel der Negierung 
mit fräftiger Hand. 

In Baiern wurde nach dem Minifterwechfel eifrig über den Mili— 
täretat verhandelt; der Statiftifer Kolb beantragte in der Finanzcom— 
miffion, wenigftens zwei Millionen zu ftreichen. Zunächſt follte die 
Präfenzzeit auf 8 Monate reducirt, 6 Meiterregimenter aufgelöst, die 
Eadettencorpg aufgehoben und die Zahl der Offiziere vermindert werden. 
Diefe Vorſchläge hatten alle Ausfiht, von der Mehrheit angenommen 
zu werden, aber die Entjcheidung zog fich bei dem langſamen Gefchäfts- 
gang noch einige Zeit hinaus, und als endlich die Schlußdebatte auf die 
Tagesordnung kam, war die Sriegsfrage, bei welcher von feiner Militär- 
verminderung mehr die Rede fein konnte, fchon faft entjchieden. 
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Ohne Ahnung der fich vorbereitenden Ereigniffe fanden fich die 
Abgeordneten in der Mitte Februar zu Berlin ein; meift in etwas 
gedrücter Stimmung, denn die gute Yuverficht früherer NeichStage, daß 
fich bald die Abgeordneten von ganz Deutjchland zuſammen finden wir: 
den, hatte durch das Verhalten der füddeutjchen Staaten großen Abbrud 
erlitten. Die Thronrede, mit welcher am 14. die Situngen eröffnet 
wurden, fündigte mehrere wichtige Gefekesvorlagen an, unter denen in 
erjter Linie das neue Strafgefetzbuch erſchien. Auch erregte die Stelle 
der Thronrede, welche an die Adreſſe der ſüddeutſchen Particulariften 
gerichtet war, bejondere Aufmerkfamfeit. Der König fagte nämlich: 
„Die Gefammtheit der Verträge, welche den Norden Deutjchlands mit 
dem Süden verbinden, gewähren der Sicherheit und Wohlfahrt des ge- 
meinfamen deutichen Vaterlandes die zuperläffigen Bürgichaften, melde 
die ftarfe und geſchloſſene Organijation des norddeutſchen Bundes in 
fih trägt. Das Vertrauen, welches unfere jüddeutihen Verbündeten in 
diefe Bürgſchaften ſetzen, beruht auf voller Gegenfeitigfeit. Das Gefühl 
nationaler Zujammengebörigfeit, dem die bejtehenden Verträge ihr Dafein 
verdanfen, das gegenjeitig verpfändete Wort deutjcher Fürſten, die Ge— 
meinſamkeit der höchften vaterländifchen Intereſſen verleihen unjeren Be- 
ziehungen zu Süddeutſchland eine von der mwechjeluden Woge politijcher 
Leidenschaften unabhängige Feſtigkeit.“ Der König wollte damit zu ver: 
ftehen geben, daß er fich um das Gerede jener Abgeordneten, welche die 
Berträge gern in Frage ftellen möchten, nicht Fiimmere, fondern fih an 
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das Wort der Fürften halte und von ihnen Treue erwarte, andererjeits 
aber darauf rechne, daß die Gemeinjchaft der Intereſſen eine Bürgſchaft 
bieten werde. 

Die in nationaler Beziehung wichtigfte Verhandlung war die über 
den Antrag Yasfers, der die Aufnahme Badens im den morddeutjchen 
Bund zur Sprade bradte. Mit Baden war am 14. Januar ein 
Vertrag abgejchloffen worden, nach welchem fi) die Bundesregierung 
uud Baden verbindlich machten, ihren Staatsangehörigen gegenfeitig 
Rechtshilfe zu gewähren, wie dies auf dem vorigen Reichstag für die 
Staatsangehörigen des norddeutfchen Bundes bejchloifen worden war. 
Als diefer Bertrag ‚zur Genehmigung vorgelegt wurde, ergriff Lasker 
die Gelegenheit, zwar nicht direct den Antrag auf Aufnahme Badens in 
den Bund zu ftellen, aber den Reichstag zu der Erklärung aufzufordern, 
daß er in den ımabläfjigen nationalen Beftrebungen der badiſchen Re— 
gierung und des badischen Volkes den lebhaften Ausdrudf der nationalen 
Zufammengehörigfeit erfenne, und mit freudiger Genugthuung den mög- 
lichſt ungefäumten Anfchluß an den beftcehenden Bund als Biel derfelben 
wahrnehme. Die Aufnahme Badens erihien Vielen als eine nationale 
Pflicht fowohl gegen Baden al3 gegen Deutjchland überhaupt. Das 
Land hatte viele Opfer gebradt, um den Eintritt zu ermöglichen, und 
die Verzögerung dejjelben hatte eine peinliche Spannung herbeigeführt. 
Die entftandene Ungeduld hatte bereit einmal das gute Einvernehmen 
zwifchen Volfsvertretung und Regierung geftört, es war zwar wieder 
eine Verföhnung zu Stande gefommen, aber die Gefahr Fonnte wieder: 
fehren, wenn nicht bald eine vollendete Thatſache Beruhigung gewährte. 
Für die Gegner des Anfchluffes an Preußen in dem übrigen Süddeutſch— 
land, melche die Anhänger Preußens immer als Bettelpreußen verhöhn- 
ten, war die Nichtaufnahme Badens eine willfommene Nechtfertigung 
ihre Borwurfs, fie fonnten triumphirend auf Baden hinweiſen und 
fagen: Ihr fehet, man will euch ja gar nicht, höret doch auf euch auf- 
dringen zu wollen! Man fing an zu zweifeln, daß Bismard eine Ber: 
einigung ganz Deutfchlands beabjichtige und behauptete, es fei eben doc) 
nur auf einen preußifchen Einheitsjtaat abgefehen. Und wenn man auch 
die Bereitwilligfeit die Mainlinie aufzuheben zugab, jo konnte man fich 
doc feinen anderen Grund der Abweifung Badens denken, als die Rüd- 
ficht auf etwaige Einmiſchung Napoleons. Dies ftimmte aber wieder 
nicht zn dem ftolz verfündeten Wort, daß ein Appell an die Furcht fein 
Echo in deutjchen Herzen finde. Konnte nicht der Eintritt Badens ein 
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(ofender Vorgang für Wirtemberg werden, und wenigjtens für Rhein— 
baiern eine Nöthigung fein, aud) die Aufnahme zu betreiben? Alle dieje 
Gründe machte Lasfer im der Nede, mit welcher er feinen Antrag am 
24. Februar begründete, in beredter Sprache geltend. „Baden,“ fagte 
er, „will eintreten in den Bund — aber e8 gejchieht nicht. Wo ift 
die Schuld? Ich Tann fie nur in Preußen fuchen Wir müſſen über 
den Main gehen, wir haben die Mainlinie 1866 nur in der Noth des 
Augenblides acceptirt. Deutjchland darf nicht getheilt bleiben in zwei 
Hälften. Sobald Baden in den Bund eingetreten, ift der Bund 
Deutfchland, und die anderen ſüddeutſchen Staaten müſſen folgen; alle 
Künſte der Diplomaten helfen da nichts mehr. Ich kann unmöglich 
glauben, dag Rückſichten der auswärtigen Politif bei der Verzögerung 
der Aufnahme Badens in den norddeutſchen Bund maßgebend find. 
So meit ein Laie zu ſehen im Stande ift, find gerade die beiden ein- 
zigen Mächte, die hier in Frage kommen können, Frankreich und Dejter- 
reich, hinlänglich mit fich ſelbſt beichäftigt. Frankreich ſogar in dem 
Grade, daß die Eriftenz feiner Dynaftie auf dem Spiele ſteht. Und 
wollten fie fich dennoch mit dem Auslande bejchäftigen, jo liegt ihnen 
ja in Rom Stoff genug vor. Aber ich zweifle nicht daran, daß Rück— 
fihten auf das Ausland es nicht find, welche unfere Politik beſtimmen. 
— Wozu ift der Artifel wegen der Aufnahme füddeuticher Staaten in 
den Bund in die Bundesverfaffung aufgenommen worden, wenn nicht 
Gebraucd davon gemacht werden fol? Baden will in. den Bund eins 
treten, wir wiſſen es ganz bejtimmt. Darum möchte ich denn willen, 
warum das Präfidium auf den Wunſch Badens nicht eingehen will. 
Ich wünſche dringend, daR dieſes Räthſel fich heute löſe.“ Dies ge: 
Shah, indem Graf Bismard alle feine Berebtfamfeit und das ganze 
Gewicht feines ſtaatsmänniſchen Anſehens aufbot, um den Antrag Laskers 
abzumeijen. „Das Näthjel, das zu löſen iſt,“ fagte er, „iſt für Die 
badijche Negierung längft gelöst. Wünfht man den Eintritt Badens, 
jo kann Niemand von uns denjelben al3 einen definitiven Abſchluß der 
deutichen Trage betrachten, fordern nur als das Mittel, zwiichen Nord» 
deutfchland und dem geſammten Süden Deutichlands diejenige Vereini— 
gung herbeizuführen, die wir Alle erftreben, in welcher Form es auch 
fei, die ich aber dahin definiven möchte, daß wir die gemeinfamen In— 
jtitutionen, über die wir uns in aller Freiwilligkeit einigen, obne Dros 
dung, ohne Prefjion herbeiführen. Der verjtimmte, gezwungene Baier 
in der engften Genofjenichaft fann mir nichts helfen, und ich würde 
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einem Zwange vorziehen, lieber noch ein Menjchenalter zu warten. 
Es fragt fich, an welcher Stelle ift Baden, der einzige officielfe Träger 
des nationalen Gedankens unter den vier fiiddeutichen Staaten, der 
nationalen Einigung fürderlicher, als Beftandtheil des Bundes oder als 
jelbftändiger Staat? Ich bin überzeugt, wenn Baden in feiner natio- 
nalen Pflege durch feine Negierung, durch feine VBolfsvertretung, ja 
durch die Majorität feines Volles wie bisher fortfährt, daß es dann 
der Verwirflichung des nationalen Gedankens als einzelner Staat im 
Süden niütlicher ift, wie al3 ein heil des Bundes. Vergegenwärtigen 
Sie fi die Frage doch einmal in Bezug auf Baiern; wenn wir mit 
Baiern! zu thun hätten lediglich in der Zufammenfegung, wie fie 
Altbaiern, Ober: und Niederbaiern und Oberpfalz darftellt, wäre da 
nicht die Hoffnung, daß wir je mit Baiern zu einer befriedigenden 
Einigung kommen könnten, eine viel weiter hinauszurüdende — ganz 
würde ich fie nie aufgeben — als jekt, wenn die in dem bairifchen 
Lager uns befreundeten national gefinnten Stämme der Franken und 
der Schwaben, die dort fo nütlich wirfen, abgetrennt wären von Baiern? 
Es wäre ja ein Gedanke, den man 1366 hätte haben können, und deſſen 
Berwirklihung, glaube ich, nicht viel im Wege fland, wenn man aus 
den drei Franken einen befonderen Staat hätte bilden wollen, um Alt: 
baiern auf fich zu reduciren, und Franken etwa irgend einen national: 
gefinnten Fürſten gegeben hätte, der zum Südbunde oder Nordbunde 
hätte gehören fünnen, das wäre ja gleichgiltig; dann wiirde, meiner Leber: 
zeugung nad), der Ueberreft von Baiern, wenn nicht auf immer, doch 
auf Jahrhunderte für die deutjche Einheit verloren gewefen fein, Des— 
halb, glaube ich, thum wir nicht gut, das Clement, das der nationalen 
Entwicklung im Süden am günftigften ift, mit einer Barriere zu um— 
geben, gewiſſermaßen den Milchtopf abzufahnen und dag Uebrige fauer 
werden zu laſſen. Die glüdlihe Wirkung Badens bisher auf den 
Süden würde damit verloren gehen. Iſt aber durch eine Anerkennung 
diefer Wirkung diejelbe zu erhöhen, ift der badifchen Negierung daran 
gelegen, gerühmt zu werden, um in ihrem Eifer nicht? zu erlahmen, fo 
würde ich mit dem Antragfteller im Lobe Badens wetteifern. Mit der 
Einverleibung Badens in den Bund würden wir einen fühlbaren Drud 
auf Wirtemberg und Baiern ausüben. Bei der dort wachjenden Ber: 
ftimmung wäre leicht zu befürchten, daß ein Rückſchlag erfolgte, und 
durch eine voreilige Aufnahme Badens in den Bund die Herbeiführung 
der vollftändigen Einigung um fünf Jahre verzögert würde. Wir können 
21* 
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ja nicht wiſſen, wie die conftitutionellen Verhältniſſe in Baiern ſich ge- 
ftalten werden, ob dort bald eine Neuwahl bevorjteht oder nicht, ich bin 
darüber nicht jo genau unterrichtet, wie der erjte Herr Redner über 
Baden, aber wenn noch in diefem Jahre in Baiern eine Neumahl ftatt- 
finden follte, wäre e8 dann nicht ein Verluſt von wenigſtens einer bai- 
viihen Wahlperiode, wenn wir der Partei, die dort jet noch die Ma— 
jorität bat, irgend einen fcheinbar plaufiblen Grund zu dem Vorwurf 
einer Preſſion, übertriebener Anfprüche des Nichtabwartens freiwilligen 
Entfchluffes in die Hand gäben, wenn für die dortigen Wahlmanöver, 
von denen wir genug und mehr, als ich zu glauben geneigt bin, gehört 
haben, eine ſolche Handhabe lieferten, wodurch das bairiſche Selbftgefühl 
von Neuem über angebliche Bergewaltigungen durd den Norden aufge: 
ftachelt werden fünnte? Auf der andern Seite müſſen wir die Wirkung 
betrachten, die die Einverleibung Baden auf das Großherzogthum jelbft 
ausüben würde. Gegen den Weftwind würde es allerdings der Bund 
mit feinem Mantel fchügen; aber auf die militäriichen Möglichkeiten, die 
der Vorredner fupponirte, lege ich überhaupt fein fo großes Gewidt, 
daß ich deshalb Baden als eine Inſel des norddeutichen Bundes bin- 
ftellen möchte. Aber wie liegt die Sache wirtbichaftlih? Wäre es nicht 
eine Härte, wenn Baden bezüglid) der Fünftigen Bildung des Bollver- 
eins nicht mehr die Freiheit der Entfchliefung haben follte? Würde 
man uns nicht für hart halten, wenn wir Baden im Zollverein bebiel- 
ten und Heſſen ausfchlöffen — ein Fall, zu dem die Wahrjcheinlichkeit 
nicht vorliegt, daß er eintreten wird. Ich habe nicht den Wunjch, ein 
Yand von der geographifchen Ausdehnung Badens als eine Inſel im 
Zollverein einzuengen. Muthen Sie mir dag nicht zu. Käme deshalb 
jetst au das Präfidium von Karlsruhe aus der Antrag auf Aufnahme 
Badens in den Bund, jo würde ich im Intereſſe des Bundes und 
Badens jagen: „Rebus sie stantibus muß ich den Antrag ablehnen, 
id) werde Euch aber den Beitpunft bezeichnen, wo uns Eure Aufnahme 
im Geſammtintereſſe Deutichlands und im Intereſſe der Politik, die mir 
bisher — ich darf wohl fagen nicht ohne Erfolg — durchgeführt haben, 
angemeffen erjcheint.” Dem Antragfteller jcheinen unſere bisherigen 
Schritte zur Einigung wicht zu genügen, er will, daß etwas gejchebe. 
Aber unterfchägen Sie das wirklich Gejchehene nicht. Denken Sie zurüd 
an die Fahre vor 1848 und 1864, mit wie Wenigem wir damals zu— 
jrieden waren. Haben wir im Zollparlament in Bezug auf Süddeutfch- 
land nicht ein koſtbares Stück nationaler Einheit erreiht? Ich kann 
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dreift behaupten: übt micht das Präſidium des norddeutfchen Bundes 
in Süddeutichland ein Stück Faiferlicher Gewalt, wie es jeit 500 Jahren 
unter der Herrichaft der deutichen Kaijer nicht der Fall gemejen ift? 
Wo ift feit der Zeit der erjten Hohenſtaufen ein umbeftrittener Ober- 
befehl im Kriege und eine wirtbichaftliche Einheit im deutjchen Landen 
gewejen? Unterſchätzen Sie das nicht, fondern genießen Sie einen 
Augenblid froh, was Ihnen bejchieden iſt.“ — — „Dr. Laster ſieht 
in der Aufnahme Badens den Anfang der Vollendung des Bundes; ic) 
jehe darin nicht blos einen Anfang der Hemmung, jondern einen ziemlid) 
dauernden Hemmſchuh des Weiterarbeitens." 

So eingehend die Darlegung Bismards, fo gewichtig die Gründe 
waren, die er vorbrachte, jo hat er, mie es jcheint, Noch nicht ausge- 
ſprochen, was ihn eigentlich beftimmte, dem Verlangen fo entjchieden ent- 
gegenzutreten. Er mußte, daß fich etwa vorbereite, was eine weit ge— 
ſchicktere Gelegenheit darbieten werde, nicht nur Baden, fondern ganz 
Siiddeutichland mit Norddeutichland zu einigen. Er wußte, daß der 
Krieg mit Frankreich unvermeidlich fei, aber er wollte nicht, daß man 
jagen könne, Preußen hat den Ausbruch herbeigeführt durch die Un— 
geduld, mit der es die Erweiterung feiner Machtiphäre durchſetzte. Er 
wollte, daß Frankreich von einer anderen Angelegenheit Veranlaſſung 
nehme Krieg anzufangen, in einer Weife, die dafjelbe in den Augen 
Europa’3 unzweifelhaft al8 Angreifer und Friedensjtörer erjcheinen ließe. 
Alles das konnte er der Berjammlung des Reichstags nicht wohl aus- 
einanderjegen, aber er erreichte durch das, was er vorbrachte, und durd) 
das unbedingte Vertrauen, das er bei einem großen Theil der Abge- 
ordneten genoß, daß man nicht auf der Forderung der Aufnahme Badens 
beftand. Nachdem noch einige andere Redner, bejonders Miquel, fir 
den Antrag gejproden und Bismard noch eimmal das Wort genommen 
hatte, erklärte Yasfer, daß er den Antrag im Einverftändniß mit feinen 
politifchen Freunden zurüdziehe, nachdem derjelbe durch die ftattgehabte 
Erörterung jeinen Zwed vollſtändig erfüllt habe. 

Den größten Theil der dem Reichstag zugemefjenen Zeit nahm die 
Berathung des vorgelegten Entwurfs für ein neues Strafgejegbuc in 
Anſpruch. Diefer Entwurf, von einer Commifjion Sachverjtändiger und 
den Bındesrath in furzer Friſt bevathen, beruhte auf dem 1851 ein- 
geführten preußiichen Strafgefetbucd, das mit befonderer Rückſicht auf 
das öffentliche und mündliche Strafverfahren ausgearbeitet war und vor 
manchen anderen bejtehenden Strafgejeßgebungen den Vorzug hatte, daß 
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e8 dem richterlichen Erkenntniß freieren Spielraum gewährte. Dieſes 
wurde dem Reichstag in wefentlich verbefferter Geftalt vorgelegt. Doch 
fehlte e8 nicht an bedeutenden Steinen des Anftoßes, bei welchen ein 
Ihroffer Gegenjag der Meinungen zu Tage trat. Dies waren die 
Tragen über politiihe Verbrechen und die Todesſtrafe. Auf die ſchwe— 
reren politiihen Verbrechen war im Entwurf durchgehende Zuchthaus— 
ftrafe gejetst, und diefe fand auch im Neichstag manche Vertreter. Aber 
die Mehrzahl verlangte, daß politifche Verbrechen nur dann mit Zucht: 
haus bejtraft werden follten, wenn fejtgeftellt fei, daß die ftrafbar ge- 
fundene Handlung aus einer ehrlofen Gefinnung entjprungen ſei. Diejer 
Borihlag wurde am 15. März durch Aufftehen mit großer Majorität 
angenommen. Am 16. wurde für das Verbrechen des Hochverraths 
gegen einen Bundesfürften durch diejelbe Abſtimmungsweiſe lebensläng- 
liche Zucht: oder Feftungsftrafe angenommen, jedoch mit dem Vorbehalt, 
daß mildernde Umftände in Betracht gezogen und dieſen gemäß das 
Strafmaß herabgejegt werden könne. Weit Ditiger wurde über Die 
Zodesitrafe geftritten. Bei der erften Lefung am 1. März wurde ſie 
mit 118 gegen 81 Stimmen verworfen, obgleich Bismarck erklärt hatte, 
der Bundesrath werde nicht auf Abſchaffung der Todesitrafe eingehen, 
und fo fange er preußifcher Minifterpräfident fei, werde die Todesſtrafe 
in Preußen nicht geſetzlich abgeichafft werden. Es mar anzunehmen, 
daß wenn der Reichstag auf Verwerfung der Todesſtrafe beharre, die 
Bundesregierung den ganzen Entwurf eines norddeutichen Strafgejeß- 
buchs zurüdziehen werde, Dann wäre e8 bei Geltung der alten Straf: 
geſetzbücher geblieben, deren Mehrzahl für eine weit größere Anzahl von 
Fällen die Todesftrafe feſtſetzte. Das ſchon früher anerkannte Princip, 
die Todesſtrafe möglichjt zu bejchränfen, wurde jest im preußiſchen Mi- 
nifterium noch näher ins Auge gefaßt. Am 16. Mai jtimmte die 
Mehrheit der Minifter für die Beichränfung der Todesftrafe auf vor— 
fäglihen Mord, drei dagegen wollten fie auch für politiiche Verbrechen 
beibehalten wiffen, nämlich für den Hochverrath erften Grades, den 
Mordverfuh gegen das Bundesoberhaupt oder einen anderen der Bundes- 
fürften. Am 20. Mai fan die Todesftrafe in dritter Leſung zur 
Debatte und Abftimmung, und es wurde mit 127 Stimmen gegen 119 
beichlofjfen: unter den in $ 1 des Strafgefetbuches aufgeführten Straf: 
arten die Todesftrafe mwiederherzuftellen. Nun war noch die Frage über 
die Anwendung der Todesftrafe auf Mordverſuch gegen das Bundes— 
oberhaupt oder einen Bundesfürften zu erledigen, und auch diefe wurde 
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der Einheit der Strafgefeßgebung zulieb mit 128 gegen 107 Stimmen 
bejaht. Damit war die Annahme des neuen Strafgejeßbuches entſchie— 
den, und diefelbe wurde am 25. Mai beichloffen. An demfelben Tage 
wurde auch das dem Reichstag vorgelegte Gele über die Subvention 
einer internationalen Sct. Gotthardsbahn angenommen. Der nord» 
deutihe Bund machte fi) anbeiichig, von den 85 Millionen Francs, 
auf welche die Koften angefchlagen waren, 20 zu übernehmen. Graf 
Bismard empfahl die Unterftügung mit den Worten: „Das Hauptinter- 
effe ift für uns, eine faft directe Verbindung mit dem befreundeten, und 
wie wir glauben auf die Dauer befreundeten, Jtalien zu haben." Dies 
wurde in Paris jehr mipfällig aufgenommen und erregte die Eiferfucht 
gegen den morddeutichen Bund in hohem Grade. Am folgenden Tag 
wurde der Reichstag geichloffen, und der König Fonnte in feiner Thron- 
rede mit gerechtem Stolz auf die reichen befriedigenden Ergebnifje der 
erjten "Yegislaturperiode des norddeutichen Bundes hinweifen. 

Das Bollparlament wurde vom 21. April bis zum 6. Mat zwifchen 
die Sitzungen des NReichstages eingefhoben. Die Eröffnungsrede des 
Minifters Delbrück bezeichnete die Genehmigung des Handelövertrags 
mit Merico und die Neform des Vereinszolltarif3 als die Hauptauf— 
gaben der Verhandlungen. Er fagte in Beziehung auf den zweiten 
Gegenſtand: „Der forgfältig repidirte Entwurf verfolgt wie früher den 
Zwed, neben einer wejentlichen Vereinfachung des Tarif3 und Erleichte- 
rung des Verkehrs und Verbrauchs die finanzielle Grundlage unjeres 
Tarifſyſtems zu Fräftigen, damit nicht die durch zahlreiche Zollbefreiungen 
und Zollermäßigungen in den letsten Jahren herbeigeführte Verminderung 
der Zolleinnahmen die wirthichaftlihe Geftaltung der Steuerfyftene in 
den Vereinsſtaaten gefährde. In den Veränderungen, welche der Ent: 
wurf erfahren bat, haben die Bedenken, welchen einzelne der im vorigen 
Jahre gemachten Vorſchläge begegneten, thunlichſte Berüdfichtigung ge: 
funden, ingbejondere ift fiir die Herbeiführung eines Mehrertrags ein 
Verbrauchsgegenftand ins Auge gefaßt, deifen höhere Belaftung die jchon 
früher im Sollvereine gemachten Erfahrungen als zuläfjig darftellen. 
Eine Verjtändigung auf diefer neuen Grundlage wird, indem fie die 
Ausführung einer den Berkehrsintereffen erwünichten Reform des Tarifs 
ermöglicht, dem nachtheiligen Zuftande der Ungewißheit über deſſen 
weitere ©eftaltung ein Ende machen. Mit diefer Tarifreform werden 
Sie, geehrte Herren, die legte Seſſion einer Legislaturperiode würdig 
ſchließen, welche durch Erweiterung des Vereinsgebiets nach der Oſtſee 
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und Nordfee, durch die Herftellung des freien Verkehrs mit Tabak, durd) 
eine der Entwicklung des Handels entiprechende Umgeftaltung der Zoll- 
gefeßgebung und durch die Reform der Zuderbeftenerung Zeugniß ab- 
gelegt hat für den Erfolg der Anftitutionen, welche in dem Zollvereins— 
vertrag vom 8. Yuli 1867 gejchaffen find.‘ 

Der Handelsvertrag mit Mexico wurde nad) einigen Tagen ange: 
nommen, aber die Neform des Zolltarifs kam wieder nicht in dem von 
der Negierung gewünfchten Umfang zu Stande, weil die Politif der ſüd— 
deutfchen Fraction wieder darauf hinarbeitete, daß überhaupt nichts zu 
Stande fomme. Die DVereinsregierung ließ diesmal den früher vorge: 
ichlagenen Petroleumzoll fallen und beantragte dafür eine Erhöhung des 
Kaffeezolls, die einen Ertrag von 1,400,000 Thlr. ergeben ſollte. Da- 
gegen war eine Herabjegung der Zölle auf Baumwollengarne und Gewebe 
und auf Eifen vorgefchlagen. Beides wurde abgelehi:t, aber dafür ging 
ein von Patow geftellter VBermittlungsantrag durch, wornach die Herab- 
fegung des Baummollenzolls aufgegeben, der Noheifenzoll von 5 Sgr. 
auf 2'/, Sgr., der Reiszoll von 1 Thlr. auf 15 Sgr. herabgejett, 
und dagegen der Kaffeezoll von 5 Thlr. auf 5 Thlr. 25 Ser. uw 
höht wurde. 

Ein wichtiger Antrag war der von Bamberger am 5. Mai gejtellte: 
„die verbündeten Regierungen aufzufordern, daß fie die Angelegenheit 
der vor den Neichstag des norddeutjchen Bundes zu bringenden Münz— 
reform als eine gemeinfame Aufgabe ſämmtlicher Staaten des Zoll- und 
Handelsvereins ſich aneignen, namentlich aber dafür jorgen mögen, daß 
bei der in Ausficht genommenen VBorunterfuhung (Emquete) aud die 
ſüddeutſchen Staaten in Betracht und in Mitthätigfeit gezogen werden, 
und die Gejegentwürfe in foldher Weife vorbereitet werden, daß fie die 
gleichzeitige Herjtellung der Münzeinheit im ganzen deutichen Zollgebiet 
ermöglichen. Miniſter Delbrüd erklärte, der Bundesrath werde gern 
darauf eingehen, und das ganze Haus ſchien einverftanden. Aber num 
erhob fich der wirtembergifche Abgeordnete Becher, der ſchon bei feinen 
MWahlbewerbungen den Grundſatz ausgeſprochen hatte, die Miffion der 
ſüddeutſchen Abgeordneten fei, „das Einigungswerf Bismarcks zu ver: 
pfujchen“, um im Namen der füddeutfchen Fraction gegen den Antrag 
zu proteftiren. Er gab dad Bedürfniß der Münzreform zu, aber er: 
Härte den Antrag darum befämpfen zu müſſen, weil er einen neuen 
Berfuh darin fehe, die Competenz des Zollparlaments zu erweitern und 
die Grenzen der Territorialgefeßgebung zu jchmälern. Ueberdies glaube 
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er, die Aufgabe der Münzreform müfje nicht vom nationalen, fondern 
vom Fosmopolitiichden Standpunkt aus aufgefaßt werden. Obgleid in 
diejer Bemerkung einige Berechtigung lag, jo fand fie doch feinen An— 
Hang, da man der ganzen Polemik zu jehr anmerkte, daß fie nicht aus 
fachlihen Gründen, fondern aus Feindichaft gegen das Zoltparlament 
hervorgegangen jei. Bamberger erwiderte, die ſüddeutſche Fraction ſolle 
doch ja nicht meinen, daß fie die Anfichten Süddeutſchlands vertrete, da 
nur ein Heiner Theil der Süddeutſchen mit ihr übereinftimme Was 
aber die Münzfrage betreffe, jo jei Süddeutjchland jo bejonders der 
Reform bedürftig, daß man jede Gelegenheit ergreifen follte, aus der 
bejtehenden Confufion herauszufommen. Der Antrag Bamberger wurde 
dann auch mit großer Mehrheit angenommen, nr die füddeutiche Yrac- 
tion und drei Welfenanhänger jtimmten dagegen. 

Wenn man damals auf die Entwicklung der deutfchen Verhältniffe 
ſeit 1866 zurücblidte, jo konnte man fich nicht verhehlen, daß die Ein- 
beitsbewegung Rüdjchritte gemacht hatte. Erinnern wir ung der gün- 
ftigen Stimmung in der bairifchen Kammer im Auguft 1866, wo das 
Gentrum und die Yinfe darin cinverjtanden waren, daß die Mainlinie 
demmächft überfchritten werden müſſe, der muthigen Rede des Yürjten 
Hohenlohe für den Anjchluß an Preußen, der zuverfichtlihen Sprache 
Graf Bismards im conftituirenden Neichstag, daß das neue Deutſch— 
land, eimmal in den Sattel gefett, ſchon werde reiten können, der witzi— 
gen Aeußerung Miquels, daß die Meainlinie nur eine Station jei, wo 
wir Kohlen und Waſſer einnehmen, der jchönen Hoffnungen, die man 
auf das BZollparlament fette, der frendigen Neformarbeit in Baden, des 
guten Glaubens, den der Juſtizminiſter Yeonhardt ausſprach, daß Die 
Ausdehnung der neuen Mechtsgejetgebung in Preußen auf ganz Deutſch— 
land ſich nad) Monaten werde berechnen laſſen. Wie weit war man 
doch im Frühjahr 1870 davon zurüdgelommen! Das Zollparlament 
war in feiner nationalen Bedeutung völlig gelähmt; in Baiern und 
Wirtemberg jehen wir widerwillige particularijtiiche Kammern, die es als 
ihre wichtigjte Aufgabe betrachten, die Allianzverträge zu einen leeren 
Blatt Papier hevabzujegen und die Heeresgemeinjchaft mit Preußen ab- 
zujchneiden; daneben Minifterien, die es für die höchjte patriotiche Weis— 
beit befennen, auf halbem Wege ftehen zu bleiben; und jogar im Reichs— 
tag wird der Eintritt Badens don Bismarf als politiich unmöglich) 
erflärt! 
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Der norddentfche Bund zwar hatte fich befeitigt und feinen ftaat- 
lichen Ausbau in jeder Neihstagsfigung durch wichtige neue Geſetze ver- 
volljtändigt; aber je mehr er fich dadurch abrundete, und in der Nic» 
tung zum Einheitsjtaat fortjchritt, defio ſchwächer mußte die Hoffnung 
auf Vereinigung des Südens mit dem Norden werden. Der Muth der 
füddeutichen Einheitsfreunde fing an fehr zu finfen, man verzichtete auf 
baldige Verwirklichung der nationalen Wünſche und begnügte ſich damit, 
den Einheitsgedanfen wenigſtens fejthalten und auf bejjere Zeiten be- 
wahren zu wollen. Die Einen wollten ſich zufrieden geben, wenn 
wenigſtens die Allianzverträge aufrecht erhalten blieben und für einzelne 
gemeinfame Intereſſen weitere Berträge mit dem norddeutichen Bund 
geichloffen werden künnten; die Anderen gaben fich einem Peſſimismus 
hin, der darauf rechnete, dag die Wirthichaft der Ultramontanen und 
Demokraten den Regierungen ihre Selbjtändigfeit entleiden und fie 
nöthigen werde, bei Preußen einen Halt zu ſuchen. Dazu famen dann 
die beftändigen Symptome eines von Frankreich her drohenden Unge— 
mwitterd; man mußte, daß die Franzoſen es ihrem Kaiſer nicht verziehen 
hatten, daß er im Jahr 1866 eine faliche Berechnung gemacht, die 
Mactvermehrung Preußens geduldet und die Zurüdweilung feiner Com: 
penſationsanſprüche ſich hatte gefallen laſſen. Wer die Zuftände des 
Kaiſerreichs kannte, war von der Unvermeidlichkeit eines endlichen chau— 
viniftiichen Ausbruchs überzeugt. Zu dieſen Witterungskundigen gehörte 
vor Allen Graf Bismard. Und er mußte bei diefer Yage der Dinge 
in Deutjchland einen Krieg mit Frankreich eher wünſchen als fürchten. 
Je länger fih die Spannung Hinzog, deſto umficherer wurde die Ein: 
müthigfeit des Widerjtandes gegen Frankreich. Denn die Parteien in 
Siüddeutichland, welche Preußen und die Ausdehnung feines Einfluffes 
num einmal als das größte Uebel für Deutfchland anfahen, mußten von 
ihren Standpunkt aus endlich weiter zu einem Bündni mit Frankreich 
getrieben werden, oder wenigſtens die Neutralität als das natürlichite, 
von felbft ſich ergebende Verhalten anjehen. Auch - fauerte Defterreich 
beftändig auf eine Gelegenheit zur Rache für Königgräg, und nahm "an 
einem Bündniß mit Frankreich feinen Anſtoß. Nur das Bedürfniß der 
Erholung von 1866 und der Ueberwinduug der inneren Schwierigfeiten 
fonnte feinen Entjchluß zur activen Betheiligung verzögern. Daß Bis- 
mare den bejtehenden Zuftand in Deutſchland für ungefund und uner- 
träglih anjah, und daß er andererjeits auf nahe Ereigniſſe vechnete, 
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welche die Entjcheidung über Süddeutſchland zur Neife bringen mühten, 
glauben wir aus feinen Reden über die badifhe Frage entnehmen zu 
fünnen. Er wußte ohne Zweifel, daß bereit3 etwas im Werk fei, das 
die Alltanz mit ganz Süddeutſchland nicht nur bewähren, fondern er: 
weitern müſſe, oder Preußen das Recht gebe, auf eine andere Weije 
Klarheit in die Lage zu bringen. 
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Ein und dreifigftes Kapitel. 


Die Einigung Deutſchlands zum Kampf gegen Frankreich. 


Nach dem Schluß des Reichstags vom Frübiahr 1870 jchienen Die 
politiihen Gejchäfte zu ruhen; Fürften, Meinifter und Abgeordnete gingen 
in die Bäder oder juchten eine ländliche Sommerfrische auf. Unter den 
hohen Reiſenden bemerkte man auch den Kaiſer Alexander II. von Ruß— 
land, der auf der Durdreife einige Tage in Berlin bei feinem Oheim 
dem König verweilte und ſich dam nad) Ems begab. Bierzehn Tage 
nachher, am 2. uni, ermiderte der König den Beſuch; daß auch Graf 
Bismard an diefem Familienbeſuch Antheil nahm, wurde zwar in den 
Zeitungen berichtet, Doch fiel es bei dem freundlichen Verhältniß, in 
welchem der König mit feinem Premierminifter fland, nicht jehr auf. 
Erft jpäter munfelte man von einer Alltanz, die zwijchen Rußland und 
Preußen abgejchloffen jein jollte, man wollte wiſſen, es habe damals eine 
entjcheidungsvolle Unterredung jtattgefunden. Kaiſer Alexander babe 
jeinen Oheim nicht nur aufs neue der vollen Sympathie für jeine Inter— 
eſſen und Beſtrebungen verjichert, jondern auch für bevorftehende Ereig- 
niffe Zujagen gegeben und empfangen, namentlic) jei von der Abficht 
Rußlands, die läftigen Bedingungen abzumwerfen, die ihm im Parijer 
Frieden von 1856 in, Beziehung auf Haltung von Kriegsichiffen im 
ſchwarzen Meer auferlegt worden, die Rede gewefen.*) Die Zufammen- 
funft wurde damals nicht weiter beachtet, und die Gerüchte, die ſich 
daran knüpften, als unbegründete Bermuthungen angejeben, wie jie jo 
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häufig bei der Begegnung hoher Häupter entjtehen. Uns ift eg, nachdem 
jene Zujagen erfüllt find, und fowohl Deutfchland als Rußland ihre 
Ziele erreicht haben, nicht zweifelhaft, daß ſchon damals ein Krieg mit 
Frankreich im fichere Ausficht genommen umd auf wahrjceinlichen Sieg 
gerechnet war, denn unter diefer Vorausjegung allein konnte die Freund» 
Ihaft Rußlands von jo entjcheidender Bedeutung fein, und König Wil- 
beim ihm die Befreiung von den Feſſeln am jchwarzen Meere verheigen. 
Graf Bismard begab ſich bald darauf zu längerem Aufenthalt auf fein 
Gut VBarzin, und der König von Preußen fam fpäter, als der Kaifer 
von Rußland wieder abgereist war, nah) Ems, um dort in Ruhe die 
Brunnenkur zu gebrauchen. Der öfterreichifche Gefchäftsträger in Berlin 
berichtete am 2. Juli von dort, der Stellvertreter Bismard3 im aus— 
wärtigen Amte, Geh. Rath Thiele, habe ihm mit fichtbarem Wohlge- 
fallen gejagt, in der ganzen politifchen Welt herrfche tiefe Ruhe, und er 
werde nächftens® auch nach Karlsbad gehen. Der franzöfifche Meinifter 
Dllivier erklärte am 30. Juni im gefeßgebenden Körper, zu Feiner Zeit 
fei der Frieden jo gejichert gewejen, als jett, wohin man blicke, könne 
man nirgends eine Frage entdeden, die Gefahr in fi) berge. Aber es 
war die Stille vor dem Sturm. 

Am 3. Juli meldete die Correjpondance Havas aus Madrid, da 
dag Minifterium, das fchon feit 1868 einen König fiir den erledigten 
Thron Iſabella's ſuchte, bejchloffen habe, dem Prinzen Leopold von 
Hohenzollern, dem Bruder des Fürften von Rumänien, die fpanifche 
Krone anzubieten. Bereits fei eine Deputation nach Deutichland gereist, 
um ji) mit dem Prinzen zu verjtändigen. Dieje Nachricht fette ganz 
Paris in Bewegung, die Zeitungen jchlugen Lärm, und am 5. Juli 
richtete der Deputirte Cochery eine Interpellation an den Minifter des 
Auswärtigen, Herzog von Gramont, er möge Auskunft über die neue 
ipanifche Throncandidatur geben. Am folgenden Tag antwortete diefer, 
allerdings habe Marjchall Prim dem Prinzen Leopold von Hohenzollern 
die Krone Spaniens angeboten, und derſelbe habe fie angenommen. 
Frankreich aber werde nicht dulden, daß eine fremde Macht einen ihrer 
Prinzen auf den Thron Karls V. jete, dadurch das gegenwärtige Gleich: 
gewicht der Mächte Europa’s in Unordnung bringe und die Intereſſen 
und die Ehre Frankreichs gefährde. Das Mlinifterium werde feine 
Pflicht ohne Zaudern und ohne Schwäche zu erfüllen wiſſen. Der fran- 
zöſiſche Botjchafter am preußischen Hof, Graf Benedetti, welcher eben im 
Wildbad im wirtembergiihen Schwarzwald weilte, erhielt jegt von 
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Gramont die Weifung, fich unverzüglich nach Ems zu begeben, wo der 
König von Preußen fich befand, um von ihm zu verlangen, daß er dem 
Prinzen von Hohenzollern verbiete, die fpanijche Krone anzunehmen. 
Benedetti traf am 9. Juli in Ems ein und entledigte ſich am folgenden 
Tage feines Auftrags; am 12. traf die Nachricht von der Verzicht— 
leiftung des Prinzen von Hohenzollern ein, und am 13. ftellte Bene- 
detti auf der Promenade im Auftrag feiner Negierung das Anfinnen ar 
den König, daß er nicht nur die Verzichtleiftung des Prinzen gutheiße, 
fondern auch die Zuficherung ertheile, dag auch in Zukunft diefe Can- 
didatur nicht wieder aufgenommen werde. Diefe Zumuthung lehnte der 
König ab mit dem Beifügen, er wife von der ganzen Sache nur als 
Privatmann und könne dem Prinzen weder befehlen noch verbieten. 
Nachmittags 2 Uhr defjelben Tages erbat ſich Benedetti eine nochmalige 
Unterredung mit dem Könige, diefer Tieß ihm aber durch feinen Adjutan- 
ten jagen, er müſſe e3 ablehnen, fich in weitere Erörterungen einzulafjen. 
Der Bericht über diefe Vorgänge wurde an demfelben Tage, am 13. Juli, 
den Vertretern des norbdeutichen Bundes im Ausland telegraphiich ge: 
meldet, und dieſes Telegramm ging auch in einige Zeitungen über, 
namentlich im die Norddeutſche Allg. Ztg., da8 Organ des Grafen 
Bismard. Benedetti jelbft meldete nach Paris, der König habe ſich ge- 
weigert, ihm für die Zukunft bindende Zuficherungen zu geben. Der 
Inhalt jenes Telegramms vom 13., worin gejagt war, daß der König 
e8 abgelehnt habe, den franzöfiichen Botichafter nochmals zu empfangen, 
wurde von den Friegsluftigen Staatsmännern in Paris als eine dem 
Botſchafter zugefügte Beihimpfung aufgefaßt, und bejonder8 vom Herzog 
vd. Gramont in diefer Richtung zu einer aufregenden Mittheilung im 
Senate vermwerthet. Dllivier lag diefelbe Mittheilung im gejeßgebenden 
Körper vor. Beide Minifter verfündeten am 15. Yuli, Frankreich jet 
in feinem Botjchafter dur) die Weigerung des Königs von Preußen 
ihn zu empfangen, befchimpft und überdies durch eine Note der preufi- 
Ihen Regierung, denn jo nannten die Minifter jenes Telegramm, be- 
feidigt worden, Frankreich nehme nun den Krieg, den man ihm biete, 
auf. Zugleich) wurde ein außerordentlicher Credit von 50 Millionen für 
das Kriegsminifterium und 16 Millionen für das Marineminifterium 
verlangt, Reſerven einberufen, die Aushebung einer neuen Altersklaffe 
angeordnet und die mobile Nationalgarde einberufen. Damit war der 
Krieg factiſch erflärt. Am 19. Juli folgte die formelle Kriegserflärung, 
die Mittags 1/,2 Uhr zu Berlin von dem franzöfiihen Botjchaftsjecretär 
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Le Sourd dem Grafen Bismard übergeben wurde. Es war darin ge- 
jagt, die franzöfiihe Regierung könne den Plan, einen preußijchen Prinzen 
auf den Thron von Spanien zu bringen, nur ald ein gegen die terri« 
toriale Sicherheit Frankreichs gerichtetes Unternehmen betrachten, und 
jehe in der Weigerung des Königs von Preußen, einer folchen Com— 
bination für alle Zukunft feine Zuftimmung zu verfagen, einen Frank: 
reich ebenfo wie das allgemeine europäifche Gleichgewicht bedrohenden 
Hintergedanfen. Dieje Weigerung ſei noch ſchlimmer geworden durd) 
die den europäifchen Cabinetten zugegangene Anzeige, daß der König den 
franzöfifchen Botſchafter nicht empfangen wolle und jede neue Ausein- 
anderjegung mit ihm ablehne. In Folge deifen betrachte fich die fran- 
zöfiihe Regierung von jest an als im Kriegszuftand mit Preußen. 

Der Kaifer Napoleon war es nit, von dem die verhängnigvolle 
Initiative ausging, jondern feine Minifter; beſonders Gramont und der 
Kriegsminifter Le Boeuf trieben mit überftürzender Haft zur Kriegs— 
erflärung, wohl auch nicht aus eigener Kriegsluft, fondern getragen von 
der fieberhaften Ungeduld eines großen Theil der franzöfifchen Nation, 
welcher den Krieg forderte, um ſich an Deutjchland dafiir zu rächen, 
daß es durch die Machtentwiclung des Jahres 1866 einen Vorſprung 
gewonnen und das Preſtige Frankreichs in Frage geftellt habe. Napo— 
leon verhielt fi Anfangs bei der Aufregung um ihn ber, bei dem 
Drängen und Treiben zum Kriege jehr zuriüchaltend, er verhehlte ſich 
das Gefährliche eines Krieges mit Deutſchland nicht, und hätte Lieber 
eine friedliche Erledigung gefucht. Wie er fich doch über Nacht für den 
Krieg entjchied, darüber fchwebt noch ein Dunkel. Spätere Andeutungen 
Bismards laffen vermuten, daß Napoleon auf den Krieg eingegangen 
jet mit dem Vorbehalt, unmittelbar vor dem Losſchlagen oder nach der 
erſten Schlacht einen Frieden zu fchliefen, welcher beiden Mächten Ge— 
bietSermeiterungen gefichert hätte, und den die übrigen Mächte jich hätten 
gefallen laſſen müſſen, da nur Preußen und Frankreich gerüftet da— 
ftanden. Der Kaifer beurtheilte den Kanzler des norddeutichen Bundes 
nad) ſich; er konnte die Weite des Gejichtsfreifes und die Höhe der fitt- 
fichen Auffaffung nicht verftehen, die einen ehrlichen Kampf einem egoifti- 
Ihen Handel vorzog, der zwar Gebiets: und Machtvergrößerung ge: 
bracht, aber die nationale Ehre Deutſchlands geſchädigt haben wiirde. 

Für Bismarck und alle diejenigen, welche die Bollendung des von 
ihm angefangenen Werfes al3 nationale® Bedürfniß begriffen, war die 
franzöſiſche Kriegserffärung ein äußerſt willfommenes Creigniß. Der 
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Einigungsproce war ing Stoden gekommen und fornte nur durch äußere 
Ereiguiffe, durch Gefahr für die Integrität Deutſchlands wieder in Fluß 
gebracht werden. Die ſüddeutſchen Staaten waren in Zuftände gevathen, 
welche die Möglichkeit ihres Eintritt3 in den Bund mit Norddeutſchland 
in unabjehbare Ferne rückten, und wenn einmal das Provijorium der 
Mainlinie Jahrzehnte gedauert hätte, jo hätte fih daraus der alte 
Dualismus in neuer Form entwideln fünnen. Durch den Krieg aber 
wurden fie in die Waffengemeinjchaft des norddeutſchen Bundes hinein- 
genöthigt, und die Unterordnung unter den Dberbefehl des Königs von 
Preußen, die bei den Allianzen nur als ferne Möglichkeit in Ausſicht 
genommen war, mußte fich mit einemmale vollziehen. Sogar wenn der 
ihlimme Fall der Neutralitätgerflärung eingetreten wäre, hätte dies zu 
einer heilfamen Kriſis führen können; die nationale Partei in dieſen 
Staaten wäre dadurch zur Aufbietung aller Kräfte herausgefordert wor- 
den, umd Preußen wäre dagegen aller zarten Rüdfichten entbunden und 
genöthigt geweſen, nur nad) militärifcher Zwedmäßigfeit zu handeln. 
Dod bald zeigte ſich, daß jo etwas nicht mehr zu befürchten war. 
Ein friiher Luftzug ftrich über das ganze deutjche Yand und wehte den 
iheinbaren Ausdrud der BVollsjtimmung in den Kammermajoritäten 
widerſtandslos nieder. Die überall erwachende nationale Begeifterung, 
die Entrüftung über die brüsfe Herausforderung von Seiten Frankreichs 
ließ bald feinen Zweifel darüber, daß die Vertheidigung eine einmüthige 
und Fräftige fein werde. Mit dem Entjchluß, den Hingeworfenen Hand- 
ſchuh aufzunehmen, verband ſich alsbald die Siegeshoffnung, und als 
natürliche Frucht des Sieges jah man das einige Deutjchland an, das 
man den Franzoſen zum Trotz aufrichten müſſe. Im Süden wie im 
Norden war die Stimmung freudig gehoben, man hatte das Bewußtjein, 
daß jetzt die Grundbedingung der deutſchen Einheit gewonnen jei. An 
demfelben Tage, an welchem in Paris der Krieg gegen Deutjchland pro- 
clamirt wurde, am 15. Juli 1870, reiste der König von Preußen in 
einem wahren Triumphzug von Ems nad) Berlin; überall wo er an— 
bielt, wurde er enthufiaftiich begrüßt. Der Kronprinz, Bismard, Roon, 
Moltfe reisten ihn bis Brandenburg entgegen, um ohne Verzug feine 
Befehle entgegennehmen und ausführen zu können. An jämmtliche 
Zruppenförper des morbdeutichen Bundes erging der Mobilmachungs— 
befehl, der Bundesrath wurde auf den 16., der Neichätag auf den 19. 
einberufen. Auf den Bahnhof traf den König und fein Gefolge die 
telegraphijche Nachricht von den Vorgängen in Paris und der erfolgten 
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Kriegserflärung. Am 16. legte Bismard dem verfammelten Bundes» 
rathe den Stand der Angelegenheiten und die Auffaffung der preußischen 
Negierung dar; der Vertreter Sachſens, Minifter von riefen, erklärte 
das volle Einverftändnig der Bundesregierungen und Sprach den Wunfch 
aus, daß der Krieg, den Frankreich dem Bund aufgedrungen habe, mög- 
lichſt Schnell und Fräftig geführt werden möge. Bismard erließ am 18. 
eine Circulardepefhe an die diplomatischen Vertreter des norddeutfchen 
Bundes, worin er die Entftehungsgefchichte des Conflicts erzählte und 
erflärte, daß er als bewegende Urjachen nur die fchlechteften Inſtincte 
des Haſſes und der Eiferfucht auf die Selbftändigkeit und Wohlfahrt 
Deutfchlands zu erfennen vermöge, neben dem Beftreben, die Freiheit 
im eigenen Lande durch Verwicklung deffelben in einen auswärtigen 
Krieg niederzuhalten. Preußen fei bei einem Kampf für die nationale 
Ehre und Freiheit Deutfchlands des Beiftandes der gefammten deutfchen 
Nation durch die immer fteigenden Zeichen der freudigen Opferwilligfeit 
fiher, und dürfe die Zuverficht hegen, dak Frankreich für einen fo muth- 
willig und fo rechtlos heraufbeſchworenen Krieg keinen Bundesgenofjen 
finden werde. 

Der Reichstag wurde am 19. Juli vom König mit einer Thron- 
rede eröffnet, welche der ernften patriotiichen Stimmung kräftigen Aus: 
druck gab. Sie lautet: „Als ih Sie bei Ihrem letzten Zufammentreten 
an diefer Stelle im Namen der verbündeten Negierungen willkommen 
hieß, durfte ich e8 mit freudigem Danke bezeugen, daß meinem aufrich- 
tigen Streben, den Wünjchen der Völker und den Bedürfniſſen der 
Bivilifation durch) Verhütung jeder Störung des Friedens zu entjprechen, 
der Erfolg unter Gottes Beiftand nicht gefehlt habe. Wenn nichtSdefto- 
weniger Kriegsdrohung und Kriegsgefahr den verbündeten Regierungen 
die Pflicht auferlegt haben, Sie zu einer außerordentlichen Eejfion zu 
berufen, jo wird in Ihnen wie ung die Ueberzeugung lebendig fein, daß 
der norddeutiche Bund die deutiche Volkskraft nicht zur Gefährdung, 
fondern zu einer ftarfen Stütze des allgemeinen Friedens auszubilden 
bemüht war, und daß, wenn wir gegenwärtig diefe Volkskraft zum 
Schuße unferer Unabhängigkeit anrufen, wir nur dem Gebote der Ehre 
und der Pflicht gehorchen. Die ſpaniſche Throncandidatur eines deut— 
hen Prinzen, deren Aufitellung und Befeitigung die verbündeten Regie— 
rungen gleich fern ftanden, und die für dem norddeutichen Bund nur 
infofern von Intereſſe war, als die Regierung jener uns befreundeten 
Nation daran die Hoffnung zu knüpfen fchien, einem vielgeprüften Lande 
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die Bürgfchaften einer geordneten und friedliebenden Regierung zuzu— 
wenden, hat dem Gouvernement des Kaifers der Franzojen den Vor— 
wand geboten, in einer dem diplomatifchen Verkehr feit langer Zeit un— 
befannten Weife den Kriegsfall zu ftellen und denſelben aud nach 
Befeitigung jenes Vorwandes mit jener Geringichätung des Anrechts 
der Völker auf die Segnungen des Friedens feitzuhalten, von welcher 
die Gefchichte früherer Herrſcher Frankreichs analoge Beiſpiele bietet. 
Hat Deutfchland derartige Vergewaltigungen feines Rechtes und feiner 
Ehre in früheren Jahrhunderten jchweigend ertragen, fo ertrug es jie 
nur, weil es in feiner Zerriffenheit nicht wußte, wie ftarf es war. 
Heute, wo das Band geiftiger und rechtlicher Einigung, welches die 
Befreiungskriege zu knüpfen begannen, die deutſchen Stämme je länger, 
defto inniger verbindet: heute, wo Deutjchlands Rüſtung dem Feinde 
feine Oeffnung mehr bietet, trägt Deutfchland in fich jelbjt den Willen 
und die Kraft der Abwehr erneuter franzöfifcher Gewaltthat. Es ift 
feine Ueberhebung, welche mir diefe Worte in den Mund legt: die ver- 
bündeten Negierungen, wie ich felbft, wir handeln in dem vollen Be— 
wußtſein, daß Sieg umd Niederlage in den Händen des Yenfers der 
Schlachten ruhen. Wir haben mit Haren Blicken die Verantwortlichkeit 
ermeffen, welche vor den Gerichten Gottes und der Menſchen Den trifft, 
der zwei große und friedliche Völfer Europa's zu verheerenden Kriegen 
treibt. Das deutſche wie das franzöfiiche Volf, beide die Segnungen 
hriftlicher Gefittung und fteigenden Wohlftandes gleihmäßig genießend 
und begehrend, find zu einem heilfameren Wettfanpfe berufen, als zu 
dem biutigen der Waffen. Doch die Machthaber Frankreich haben es 
verftanden, das wohlberechtigte aber reizbare Selbftgefühl unſeres großen 
Nachbarvolfes durch berechnete Mipleitung für perfönliche Intereſſen und 
Yeidenfchaften auszubeuten. Ye mehr die verbündeten Regierungen fich 
bewußt find, Alles, was Ehre und Würde geftattet, gethan zu haben, 
um Europa die Segnungen de3 Friedens zu bewahren, und je unzwei— 
deutiger e8 vor Aller Augen liegt, daß man uns das Schwert in die 
Hand gezwungen hat, mit um fo größerer Zuverficht wenden wir uns, 
geftüßt auf den eimmüthigen Willen der deutſchen Regierungen, des 
Südens wie des Nordens, an die Vaterlandsliebe und Opferwilligfeit 
des deutjchen Volkes mit dem Aufrufe zur Vertheidigung feiner Ehre 
und Unabhängigkeit. Wir werden nad) dem Beifpiel unferer Väter für 
unfere Freiheit und für unfer Recht gegen die Gewaltthat fremder Er- 
oberer fämpfen, und in diefem Kampfe, in dem wir fein anderes Biel 
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verfolgen, als den Frieden Europa's danernd zu ſichern, wird Gott mit 
uns fein, wie er mit unſeren Vätern war." In gleichem Tone ant— 
wortete der Reichstag fchon am folgenden Tage mit nachjtehender Adrefie: 
„Die erhabenen Worte Ew. Majeftät finden im deutſchen Volke mäch— 
tigen Widerhall. Ein Gedanke belebt alle deutichen Herzen. Mit freu: 
digem Stolz erfüllt die Nation der Ernft und die Würde, womit Em. 
Majeftät die unerhörte Zumuthung zurüdgemwiefen hat. Das deutjche 
Bolt will in Frieden und Freundſchaft mit den Völkern leben, die feine 
Unabhängigkeit achten. Wie zur Zeit der Befreiungskriege, jo zwingt 
ung jett ein Napofeon zum heiligen Kampfe. Wie damal3 werden aud) 
jet die auf Schlechtigfeit und Untreue geftellten Berechnungen an der 
jittlichen Kraft des deutſchen Bolfes zu Schanden werden. Das durd) 
Ehrſucht irregeleitete franzöfifche Volt wird die böfe Saat erfennen, dem 
befonnenen Theil des frangöfiichen Volkes ift die Vermeidung des Ver: 
brechens nicht gelungen, und es fteht ein ſchwerer gewaltiger Kampf 
bevor. Wir vertrauen auf die Tapferkeit der bewaffneten Brüder, die 
nicht dulden werden, daß ein fremder Eroberer dem deutfchen Dann den 
Naden beuge. Wir haben Vertrauen zu dem greifen Heldenkönig, der 
berufen ift, den Kampf feiner Sünglingszeit am Abend feines Lebens zu 
beendigen. Die civilifirte Welt erfennt die Gerechtigkeit unferer Sache 
an. Die befreundeten Nationen fehen in unſerem Siege die Befreiung 
von bonapartiftiiher Herrfchfuht und die Sühne des auch an ihnen 
verübten Unrechts. Das deutihe Volk wird auf der Wahlftatt den 
Boden der Einigung finden. Es gilt die Freiheit, die Ruhe Europa’s 
und die Wohlfahrt der Völker.” Der von der Regierung geforderte 
Kriegseredit von 120 Millionen Thalern wurde ohne Debatte genehmigt. 

In den ſüddeutſchen Staaten war auch ſchon am 16. Juli der 
Mobilmahungsbefehl ergangen, und am 20. telegraphirten die Könige 
von Baiern und Wirtemberg und der Großherzog von Baden, daß fie 
den casus föderis für eingetreten erachten und ihre fänmtlichen Streit: 
fräfte dem Oberbefehl des Königs von Preußen unterftellen. Der König 
antwortete mit freudigem Dank und benachrichtigte die Fürſten, er habe 
ihre Truppen fpeciell dem Oberbefehl feines Sohnes des Kronprinzen 
zugetheilt. In den Abgeordnetenhäufern war dagegen noch einiger Wider: 
ftand zu überwinden. Die bairifhe Kammer ließ ich felbft durch die 
franzöfifchen Kriegsdrohungen nicht irre machen in ihren Berathungen 
über Erfparniffe im Militäretat. Während der Vorgänge in Ems und 
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geordnete Kolb entwickelte, unterftügt von Sörg, feine fchon im gedrudten 
Referat niedergelegten Vorſchläge. Das einzige Mittel, erdiedliche Er- 
jparniffe zu machen, liege in dem Verlaſſen des bisherigen Militär- 
ſyſtems, d. h. im Uebergang zum Milizigftem. Es bejtehe, meinte er, 
weder eine juriftiiche noch eine moralifche Verpflichtung gegen Preußen, 
deſſen Meilitäreinrichtungen nachzuahmen, es drohe auch feine Gefahr 
von außen, wenn ſich Baiern nicht zu agrefjiven Zwecken mißbrauchen 
fafie. Denn es war eine unter der Demofratie viel verbreitete Auf» 
faffung, daß Preußen durch agreſſive Machinationen den Conflict mit 
Frankreich herbeigeführt habe. Die Widerlegung des Minifters Grafen 
Bray und des Kriegsminifter8 v. Pranfh und die Hinweilung auf die 
drohenden Gefahren fanden bei der Mehrheit der Patrioten weder 
Glauben noch Verſtändniß, und der Präfident ſah fich gemöthigt, um 
thörichte Bejchlüffe zu verhindern, am 15. Juli die Situng abzubrecdhen 
und auf den 18. zu vertagen. Gleichzeitig verbreitete ſich die Nachricht, 
daß der König bereitS den bejtimmten Entichluß gefaßt habe, im bevor- 
ftehenden Kriege auf die Seite Preußens zu treten. Andererfeit3 jprachen 
fih ultramontane Blätter aufs heftigfte gegen die Betheiligung Baierns 
am Kriege aus. Eines diefer Blätter, das Baterland, verlangte geradezu 
Parteinahme für Frankreich) und behauptete, die bairischen Soldaten 
freuen fich längft auf das Ausrücen gegen die Preußen. Der Wedacteur 
diefes Blattes Dr. Sig! telegraphirte nody am 17. nad) Paris: „Die 
patriotifche Partei der Kammer ift entjchloffen, feinen Kreuzer für die zu 
Gunſten Preußens befohlene Mobilmahung zu verwilligen." An dem: 
jelben Tage aber wurde dem König von der Münchener Bevölferung 
zum Danf für feinen Entihluß eine großartige Huldigung dargebracht. 
Eine zahlreiche Volksverfammlung in Nirnberg beſchloß folgende Er: 
Härung: „1) Angeficht des Krieges, den Frankreich in frevelhafter 
Weife gegen Preußen erklärt hat, erachten wir ung mit dem ganzen 
übrigen deutſchen Volke folidariich verbunden. 2) Unfere Staatsregierung 
bat bereits die volle Kraft des bairischen Volfes aufgeboten zum Schute 
des gemeinfamen deutſchen Vaterlandes. Wir erwarten, daß unſere 
Bolfsvertretung einmiüthig und einftimmig alle Mittel zur energiichen 
Durchführung des Krieges bewilligt. 3) Wir erwarten von umferer 
friegsfähigen jungen Mannfchaft, daß fie fich in diefer Zeit der Gefahr 
dem Vaterland freudig zur Verfügung jtellt, und nicht minder von un— 
jeren übrigen Mitbürgern, daß fie jedes Opfer für die Unabhängigkeit 
und Unverleglichkeit des deutjchen Yandes bringen." 
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In der auf den 18. Juli verlegten Kammerfigung verlangte die 
bairiiche Regierung fir den Unterhalt des Heeres und die erforderlichen 
Rüftungen einen Credit von 26 Millionen. Auch jest verharrten die 
Gegner des Militäretats in ihrer Oppofition. Zur Begutachtung der 
eingebrachten Erigenz wurde eine Gommifjion gewählt, die zu zmei 
Drittheilen aus Ultramontanen bejtand, welche den Vorſatz ausfprachen, 
nur zu einer bewaffneten Neutralität Geld verwilligen zu wollen. In 
der That beichloß am folgenden Tag die Mehrheit der Commiffion mit 
7 gegen 2 Stimmen die Ablehnung der Negierungsvorlage, und mit 6 
gegen 3 bewaffnete Neutralität. In einer Abendftunde wurde die ent» 
ſcheidende Sitzung gehalten; eine zahlreiche Vollsmenge verjanmelte fich 
um das Ständehaus, man befürchtete Unruhen für den all, daß die 
Kammer die Geldmittel für den Krieg verweigern würde. Jörg, der 
Neferent der Commiſſion, wollte blos 5 Millionen zur Aufrechthaltung 
einer bewaffneten Neutralität verwilligt willen. Die Urjache der trau- 
rigen Berwidlung liege außerhalb des Gebiets deutjcher Intereſſen und 
deutjcher Ehre, fie ſei nur aus preußischer Hauspolitif hervorgegangen, 
welche durch das heimliche Betreiben der hohenzollern’schen Throncandi- 
tur einen großen politiichen Fehler begangen habe. Diejen Fehler hätte 
der König von Preußen ohne Beeinträchtigung feiner Würde wieder gut 
machen fünnen. Ein anderes Mitglied der Commiffion, der ultramon- 
tane Ruland, geftand geradezu: Lieber wolle er die Preußen zu Feinden 
haben als die Franzoſen, von diefen jei Baiern noch fein Leid gefchehen. 
Nur ein Ultramontaner, Dr. Sepp, ſprach mit Begeiſterung für den 
Krieg und erzählte mit großer Entrüftung, daß ihm jo eben von Frank— 
reih aus eine briefliche Aufforderung zugegangen fei, darauf hinzuwirken, 
daß die alte Waffenbrüderjchaft zwiichen Frankreich und Süddeutſchland, 
wie fie im Mheinbund beftanden, wieder erneuert werde. An dieſe 
Möglichkeit nur zu denken, erkläre er fir WVaterlandsverrath. Der 
Kriegsminifter v. Brandh, der fi als Particulariften vom reinſten 
Waſſer, als ächten Baier, aber auch als guten Deutjchen befannte, er: 
flärte, gerade das bairiiche Intereſſe verlange, daß das noch jelbjtändige 
Baiern feine Pflicht gegen Deutjchland erfülle, denn nur dann könne es 
in Deutjchland felbftändig fortbeftehen. „Halten wir zu Deutjchland," 
rief er aus, „ſonſt find wir verloren, jonft find wir das Object, über 
das fich die Streitenden ſehr ſchnell vereinigen werden." Als es endlich 
zur Abjtimmung kam, wurde der blos bewaffnete Neutralität verwilli- 
gende Commiſſionsantrag doch mit 89 gegen 58 Stimmen verworfen, 
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und endlich die Negierungsvorlage mit dem vermittelnden Zuſatz „für 
den Fall der Unvermeidlichfeit des Krieges" mit 101 gegen 47 Stim: 
men angenommen. Es kam die Patrioten freilich ſchwer an, ihrem Bor: 
fat, blos fir Neutralität zu ftimmen, untren zu werden. Die Rüchſicht 
anf die entjchiedene allgemeine Vollsftimmung und die Gewißheit, daß der 
König bereits jeinen Entichluß gefaßt habe, beftiimmte die Haltung der 
noh Schwanfenden. Auch dem bairischen Minifterium war der Gedanke 
an Neutralität Anfangs nicht ganz fremd. Mit der franzöfiichen Ge: 
fandtichaft in München wurde verhandelt und die Anfrage geftellt, ob 
Frankreich die Neutralität vefpectiven würde. Dies wurde mit Freuden 
zugefagt, aber die Bemerkung Hinzugefügt, es jei felbjtverftändlich, daR 
die Durchmärſche franzöfifcher Truppen durch Rheinbaiern nicht als Ver- 
letzung der Neutralität angefehen werden dürften. Diejer Beſcheid ver- 
leidete dann dem Minifterium die Luft zur Neutralität, und es verzichtete 
auf weitere Verhandlungen. Im Reichsrath wurde am 20. Juli vie 
Ereditforderung von ſämmtlichen anweſenden Mitgliedern einftimmig an— 
genommen, umd der bairische Gefandte in Berlin konnte im Auftrag 
feiner Negierung dem Grafen Bismard melden, daß jie auf Grund des 
Allianzvertrags ihre Truppen zum Kriege gegen Frankreich jtellen werde. 

Durch den Entſchluß Baierns wurde die Entjcheidung auch für 
Wirtemberg bejchleunigt. Die öffentliche Meinung ſprach fich alsbald 
jehr entichieden für die Theilnahme am Krieg au. Am 16. Juli er- 
Härte eine Verſammlung in Stuttgart: „Der Krieg zwifchen Frankreich 
und Preußen iſt ein nationaler Krieg. Sein Ausgang entjcheidet über 
die Zukunft unferes Volkes. Unter nichtigem Vorwand ift er von 
Frankreich heraufbeihworen, um Deutjchland in die alte Ohnmacht und 
Zerſtückelung zurüdzuftopen und deutſche Yänder vom vaterländijchen 
Boden abzureigen. In einem ſolchen Krieg darf es unter den Deutjchen 
feine Parteien geben. Fir die Bündnißverträge ift die Stunde der 
Probe gekommen. Bon der wirtembergifchen Regierung insbeſondere 
erwarten wir, daß fie fejt zur deutfchen Sache halte, mit allen Mitteln 
und auf alle Gefahr. Das Volf wird einer Regierung kräftig zur 
Seite ftehen, welche fich in der Zeit der Prüfung als eine deutjche er: 
weist." Man erwartete die Entſchlüſſe der Negierung mit großer Span— 
nung. Sie wurden durch die Abwefenheit des Königs, der mit feiner 
Gemalin im Bade St. Mori in Graubündten weilte, verzögert. Dem 
Diinifter des Auswärtigen dv. Varnbüler traute man in Ddiefer Sache 
nicht recht; man erinnerte fich, daß er im Jahre 1866 auf die in der 
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zweiten Kammer an ihn gerichtete Frage, welches die Haltung Wirtem- 
bergs jein würde, wenn es zu einem Kriege Frankreichs mit Preußen 
füme, jo ausmeichend geantwortet hatte. Man hörte, daß er am 17. 
zu dem bairifchen Miniſter Bray gereist ſei und mit ihm Erwägungen 
über die Möglichkeit der Neutralität gepflogen, daß er ſich in Wildbad 
bei Fürſt Gortſchakoff Raths erholt und durch deſſen Vermittlung in 
Berlin angefragt, aber von dort jehr entjchiedenen Bejcheid befommen 
habe. Am 17. fehrte der König aus der Schweiz zurüd, und unver: 
züglich wurde die Mobilifirung des Heeres angeordnet und die Stände 
auf den 21. Juli zufanmmenberufen. ‘Der Finanzminifter Nenner for: 
derte in der erjten Sitzung für die außerordentlihen Militärbedürfniffe 
5,900,000 Gulden, und Barnbüler gab eine Augeinanderfegung der der- 
maligen Lage. „Das Minifterium," fagte er, „welches in der ganzen 
Angelegenheit von Anfang an volljtändig einig ging, hält, jo wie die 
Dinge liegen, die Integrität Deutichlands bedroht. Für Deutichlands 
Unverſehrtheit und Ehre rechtzeitig, ohne Schwanfen und mit aller Kraft 
einzutreten, halten wir für Pflicht; wir find deshalb der Anſicht, daß 
auf Preußens Frage: ob wir im diefem Kriege ihm uns anzufchließen 
geſonnen jeien, mit einem offenen Ja geantwortet werden muß.” Ab— 
geordnete aller Parteien Sprachen ſich für die Negierungsvorlage aus, 
jelbjt der Nedacteur des Beobachters, der auf jeinem Wege zum Stände- 
haus unverfennbare Zeichen der veränderten Volksſtimmung befommen 
hatte, mit Pfuirufen und Pfeifen begrüßt worden war, erklärte: er habe 
bis geftern geglaubt, e8 fünnte die Vollspartei die Confequenz ihrer big- 
herigen Haltung ziehen. Durch eine wirtembergiſch-bairiſche Neutralität 
würde Defterreich die Gelegenheit gegeben, fih an einem nationalen 
Krieg zu betheiligen. Er gehe von der Anficht aus, daß die Unverjehrt- 
heit Deutichlands an der Donau wie am Rhein feitzubalten je, umd 
empfinde ſchmerzlich die Lostrennung der öfterreichiihen Macht. Es 
fehle uns in Defterreich der linke Arm zur Vertheidigung. Da aber 
die bairifche Kammer ein Nein ausgefprochen, fo ſei jetzt nichts mehr 
übrig, al3 unter den preußischen Oberbefehl zu treten und ji an dem 
Kriege zu betheiligen. Große politiihe Discuffionen feien nicht mehr 
möglich, und nichts mehr zu wünſchen, als der Sieg der deutihen Waf— 
fen, die im diefem Fall mit Preußen ziehen. Auch der Abgeordnete 
Moriz Mohl folgte der allgemeinen Strömung; er geftand zwar, er 
würde gern für eine bewaffnete Neutralität geftimmt haben, aber da 
diefe auc) in Baiern nicht angenommen worden fei, füge er fich der jegt 
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eingetretenen Zmwangslage im Gefühl der jchmerzlichen Nothwendigkeit. 
38 Demokraten und Großdeutiche erklärten unter Probſts Führung: nicht 
die Veranlaffung des ausgebrochenen Krieges, in welchem fie nur eine 
Folge des Werfes von 1866 fehen, fondern einzig und allein die Rück— 
fiht auf die bedrohte Unverſehrtheit des deutjchen Gebietes habe fie be- 
wegen können, dem Antrag der Commiffion, welche jofortige Bewilligung 
der Regierungsvorlage forderte, beizuftimmen.. Die Yorderung der 
obengenannten Summe wurde dann mit allen gegen eine Stimme 
vermilligt. 

Der Beſchluß der Kammer und die entjchiedene Erklärung des Mi- 
nifter8 erregte großen Jubel; die Minifter wurden beim Herausgehen 
aus dem Abgeordnetenhaufe mit Hochrufen empfangen, und Abends ver- 
ſammelte jich eine große Vollsmenge vor dem Schloß, um dem König 
Karl durch Anreden und patriotifche Lieder den Dank des Yandes dar- 
zubringen,. Ein Zeichen des aufrichtigen Anfchlufies an Preußen war 
auch das, daß der frühere preußiihe Militärbevollmächtigte in Wirtem- 
berg, Generallieutenant Obernig, zum Commandanten der wirtembergi- 
ihen Truppen und ein anderer preußifcher General, v. Prittwig, der in 
den Jahren 1842 —50 den Bau der Feſtung Ulın geleitet hatte, zum 
Gouverneur derjelben ernannt wurde. In Baden konnte von Anfang 
an fein Zweifel über die Theilnahme an dem Krieg gegen Franfreich 
beſtehen. Die Einberufung des Yandtags unterblieb, weil die Regierung 
der Zuftimmung dejjelben verjichert fein Eonnte. 

Dem franzöfifchen Gejandten in Karlsruhe, Grafen Mosburg, wurde 
am 22, Juli fein Paß zugeftellt, und der Großherzog fagte ihm bei der 
Abſchiedsaudienz, als deutjchem Fürften gebiete ihm feine Ehre, jetzt mit 
voller Kraft fi an Preußen anzujchliegen. Lieber wolle er als ſchlichter 
Privatmann in Dürftigfeit leben, denn als Rheinbundsfürjt von Napo- 
leons Gnaden im Schloſſe zu Karlsruhe refidiren. ine Aufſehen 
machende Demonftration Badens gegenüber von Fraukreich war es auch, 
dag am 22. Juli ein Pfeiler der Eifenbahnbrüde über den Rhein bei 
Kehl geiprengt wurde, um gegen einen plötzlichen Ueberfall gejichert zu 
fein. Dieſe fpäter als unnöthig getadelte Maßregel war hervorgerufen 
durch eine befondere Drohung gegen Baden. In der Nacht vom 20. 
auf den 21. Juli erfchien nämlich ein Beamter des franzöfiihen Mint: 
ftertumg der auswärtigen Angelegenheiten auf der Kanzlei der badiichen 
Gejandtichaft in Paris, mit der Anklage, daß nad) eingegangenen Nach: 
ridhten unter die am Rhein ftehenden Truppen erplofive Flintenfugeln 


Franzöfiihe Racheplane gegen Baden. 345 


ausgetheilt worden jeien. Wenn e8 fich wirklich jo verhalte, jo würde 
fich die franzöfifhe Regierung zu Repreſſalien genöthigt jehen, und nicht 
nur ebenfalls ihre Truppen mit Sprengfugeln verjehen, jondern über- 
haupt das Großherzogthum als außerhalb des Völkerrechts jtehend be- 
trachten. Baden würde vermwüftet werden wie die Pfalz unter Yud- 
wig XIV. und der vollftändigen Vernichtung ausgeſetzt fein, jelbjt Die 
Frauen würden nicht verfchont werden. Die Antwort auf die telegra- 
phifche Anfrage in Karlsruhe ergab, daß die Anklage völlig erdichtet 
war. Man hatte nur einen Vorwand zur Race gejuht. Nachdem 
fhon die Widerlegung eingelaufen war, wurde die Sache im gejet- 
gebenden Körper von Keratry noch einmal vorgebradht, und verlangt, 
man jolle Regierung und Voll in Baden außerhalb des Völkerrechts 
ftellen und das Land der Plünderung überliefern. Dieſe Raceplane 
waren der Ausdrud eines bejonderen Aergers über Süddeutichland, das 
durch jeine begeifterten Erklärungen für den Krieg die Hoffnungen und 
Berechnungen der Franzojen jo ſehr getäufcht hatte. Man muß geftehen, 
es war fein Wunder, wenn man in Frankreich der Süddeutſchen ficher 
zu jein glaubte. Baden hatte zwar feine Beranlafjung gegeben, auf 
feine Freundichaft zu rechnen, aber in Wirtemberg und Baiern waren 
in den fetten Jahren jo manche Erfcheinungen hervorgetreten, welche 
hoffen Tiefen, daß fie an einen Bertheidigungskrieg Preußens feinen 
Antheil nehmen, daß fie wenigjtens eine wohlmwollende, jchadenfrohe Neu— 
tralität halten würden. Das Wort: „lieber franzöjiih als preußifch“ 
war in jo mannigfachen Tonarten gejungen worden in hohen und niederen 
Kreijen; und felbjt von folchen, die nicht fo weit gingen, Fonnte man die 
refignirte Aeuferung hören: die Regierung würde fich nicht jehr fträuben, 
wenn die Franzoſen zuerjt das Yand bejegten und die Bevölkerung 
nöthigter, ji zu unterwerfen. Da konnte man es den Franzofen nicht 
verdenfen, wenn fie ihren Kriegsplan auf die Vorausſetzung bauten, daß 
eine Invaſion in Süddeutſchland ganz günftigen Boden finden werde, 
Ehe es zu militärifchen Operationen fam, machte Graf Bismard 
einen gelungenen Schachzug gegen Frankreich durh Enthüllung verſchie— 
dener Verfuche, welche Napoleon gemacht hatte, um den Beiftand Preu— 
ßens zu größeren oder Heineren Gebietserwerbungen zu gewinnen. In 
der englifchen Weltzeitung, der Times, wurde am 25. Juli der Entwurf 
eines Dffenjiv- und Defenjivbindnifjes veröffentlicht, das Frankreich 
während des Luxemburger Handels Preußen angeboten haben follte. 
Wir haben dejjen jchon oben ©. 203 gedacht. Frankreich erklärte fich 
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darin bereit, den Beitritt Siiddeutjchlands zum norddeutfchen Bunde an- 
zuerfennen, aber Preußen follte dafür Franfreih die Erwerbung Luxem— 
burgs geftatten und ihm eventuell zur Eroberung Belgiens beiftehen. 
Dieje Neuigfeit erregte natürlich in den diplomatischen Kreifen die größte 
Aufmerkſamkeit. Der engliſche Minifter des Auswärtigen, Lord Gran- 
ville, wollte nicht an die Mechtheit des in der Times mitgetheilten Aften? 
ftüds glauben; Bismarck aber fuchte feiner Kritik zu Hilfe zu kommen 
und richtete an den Botfchafter des morddeutichen Bundes in Yondon, 
Grafen Bernftorff, am 28. Juli ein Telegramm, worin er die in der 
Times gegebene Notiz bejtätigte und hinzufügte, jener Vertragsentwurf 
ſei nicht der einzige derartige Verſuch Frankreichs; feit 1866 habe die 
franzöfiiche Regierung nicht aufgehört, Preußen auf Koften Deutſchlands 
und Belgiens lockende Anerbietungen zu machen. Dieje telegraphiiche 
Meittheilung wurde bald darauf ergänzt durch ein Rundjchreiben, welches 
Bismarck am 29. Juli an die diplomatischen Vertreter des norddeutjchen 
Bundes richtete. Er jagt darin: jeit 1862, ſchon vor feiner Ueber— 
nahme des auswärtigen Amtes, ſei er mit Zumuthungen angegangen 
worden, die Abjichten Frankreichs auf Belgien und die Nheingrenze mit 
preußiſchem Beijtande durchführen zu helfen, es feien in diefer Sache 
mehrmals Privatichreiben an ihn gerichtet worden. In dem deutich- 
dänischen Streite habe Frankreich eine für Deutjchland günftige Haltung 
beobachtet, aber nicht aus Vorliebe für das Nationalitätsprincip, ſondern 
um Preußen zu verpflichten. Der Vertrag von Gaftein habe in Paris 
verjtinmmt, weil man gefürchtet habe, eine dauernde Befejtigung des öfter: 
reichiſch-preußiſchen Bündniffes könnte das franzöfiiche Cabinet um die 
Früchte feiner Beftrebungen bringen. Aber als ſich das Verhältniß 
zwiſchen Wien und Berlin zu trüben begonnen babe, jeien theil3 durch 
Verwandte Napoleons, theils durch andere franzöfiiche Agenten Bor: 
ſchläge zu beiderfeitiger Vergrößerung in Berlin gemacht worden, es 
habe fich um Luxemburg, um die Grenze von 1814, das Caarbeden, 
fogar um die franzöfifche Schweiz gehandelt. Im Mai 1866 haben 
dieſe Anerbietungen beftimmtere Geftalt gewonnen; es jei ein Offenfiv- 
und Defenſivbündniß vorgeichlagen worden, durch welches ſich Frankreich 
babe verpflichten wollen, den Krieg gegen Defterreih zu erklären und 
mit 300,000 Mann in denfelben einzutreten. Der Ziegespreis follte 
fir Preußen die Annerion deutfcher Yänder mit einer Bevöllerung von 
7-8 Millionen und die Dirchführung der Bundesreform ſein, für 
Frankreich) die Erwerbung des linksrheiniſchen Gebietes zwiſchen Moſel 
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und Rhein, jedoch ohne Coblenz und Mainz.*) Diefer Antrag jei 
mehrmals mit faft drohender Mahnung wiederholt, aber von Preußen 
entichieden abgelehnt worden. Nun habe ſich Frankreich wieder Oeſter— 
reich genähert, den Handel mit Venedig eingeleitet und auf die eventuelle 
Niederlage Preußens fpeculirt. Nah dem Siege Preußens und der 
Abweifung der im Auguft 1868 erhobenen Forderung habe Frankreich 
es mit Luremburg und Belgien verſucht. Nachdem die Verhandlungen 
über Yuremburg mit dem König der Niederlande in befannter Weije 
gefcheitert geiwefen, habe Benedetti jenen in der Times mitgetheilten 
Bindnifentwurf vorgebradht und habe die darin enthaltenen Anerbietun= 
gen mehrmals in verichiedenen Formen bis 1869 erneuert. Bismard 
verfichert in feinem Aundfchreiben, die Unmöglichkeit, auf irgend welche 
Anerbietungen der Art einzugehen, fei für ihn niemals zweifelhaft ge- 
weien, wohl aber habe er es im Intereſſe des Friedens für nützlich 
gehalten, den franzöfifchen Staatsmännern die ihnen eigenthünmlichen 
Illuſionen fo lange zu belafjen, als es ohne ihnen auch nur mündliche 
Zufagen zu machen möglich fein würde. „Ich vermuthete,“ fagte er, 
dak die Vernichtung jeder franzöfiihen Hoffnung den Frieden, den zu 
erhalten Deutſchlands und Europas Intereſſe war, gefährden würde. 
Ich war nicht der Meinung derjenigen Politiker, welche dazu viethen, 
dem Kriege mit Frankreich deshalb nicht nach Kräften vorzubeugen, weil 
er doch unvermeidlich ſei. So ſicher durchſchaut Niemand die Abfichten 
göttlicher Vorſehung bezüglid der Zukunft, und ich betrachte auch einen 
fiegreichen Krieg an fi) immer als ein Uebel, welches die Staatskunft 
den Völfern zu erfparen bemüht fein muß. Ich durfte nicht ohme Die 
Möglichkeit rechnen, daR in Frankreich Verfaſſung und Politik Verände— 
rumgen eintreten könnten, welche beide große Nachbarvölfer über die 
Nothwendigkeit eines Krieges hinweggeführt hätten — eine Hoffnung, 
welcher jeder Auffchub des Bruches zu gute Fam. Aus diefem Grunde 
ſchwieg ich über die gemachten Zumuthungen und verhandelte dilatoriſch 
iiber Ddiejelben, ohne meinerſeits jemals auch nur ein Verſprechen zu 
machen.” — — „sch habe den Eindrud, daß nur die definitive Ueber« 
zeugung, es fei mit uns feine Grenzerweiterung Frankreichs zu erreichen, 


*) Berge. S. 48 diefes Bandes. Die füddeutfhen Fürften erhielten die Mitthei- 
lung über die Anerbietungen Franfreihs an Preußen geraume Zeit vor dem Kriege, 
fie mußten fid) daher darauf gefaßt machen, daß fie Object der Ausgleihung jein 
würden, wenn fie fic für neutral erffärten. Siehe: „der deutjche Feldzug gegen Frank— 
reich, von einem preußifhen Stabsoffizier.‘‘ Berlin 1871, ©. 12. 
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den Kaifer zu dem Entjchluffe geführt hat, eine folche gegen ung zu 
erftreben. Ich habe jogar Grund, zu glauben, daß, wenn die fragliche 
Veröffentlihung unterblieben wäre, nach Vollendung der franzöfifchen 
und unferer Nüftungen ung von Frankreich; das Anerbieten gemacht fein 
würde, gemeinfam an der Spike einer Million gerüfteten Streiter dem 
bisher unbewaffneten Europa gegenüber die uns früher gemachten Bor- 
ſchläge durchzuführen, d. h. vor oder nach der erjten Schlacht Frieden 
zu fchliegen auf Grund der Benedetti'ſchen Vorfchläge, auf Koften Bel- 
giens.“ Ueber den mitgetheilten Allianzentwurf bemerft Bismard fchließ- 
ih, daß derjelbe von Anfang bis zu Ende von Benedetti eigenhändig 
gejchrieben fei und zwar auf dem Papier der franzöfiichen Botichafts- 
fanzlei, und daß die in Berlin anweſenden Geſandten fremder Mächte, 
welchen das Original vorgelegt worden, die Aechtheit der Handſchrift 
erfannt hätten. 

Graf Benedetti, der nun überwiefen war, den VBertragsentwurf ge— 
Ihrieben zu haben, machte jett, wahrfcheinlich in Paris dazu inftruirt, 
den unglüclichen Verſuch, denfelben als Ausdruck der perjönlichen Ideen 
Bismard3 darzuftellen; ev habe, jagt er im einem Schreiben vom 
29. Juli an feinen Chef den Minifter Gramont, mehrere Unterredungen 
mit Bismard gehabt über mögliche Combinationen zur Herjtellung des 
geftörten Gleichgewichts, und bei einer diefer Unterredungen habe er, um 
iiber die Ideen Bismards in’s Klare zu kommen, diefelben, jo zu jagen, 
unter feinem Dictat aufgezeichnet. Bismard habe nun die Abfaſſung 
behalten, weil er fie dem König unterbreiten wollte. Benedetti jelbjt 
habe der faijerlichen Negierung von den ihm gemachten Mittheilungen 
Bericht erftattet, der Kaifer aber habe die Vorjchläge zurückgewieſen. 
Diefe Ausrede fand natürlich nirgends Glauben, jelbft die franzöfiichen 
Blätter jpotteten über Benedetti, der fi als einen unfähigen Diplo- 
maten gezeigt habe. Die Enthüllungen Bismards thaten aber ihre 
Wirkung. Die Entrüftung Europas fehrte ſich gegen die Friedensftörer 
in Paris, und Frankreich war für den bevorftehenden Krieg ijolirt. 

Jene dilatorifche Behandlung der franzöfiihen Anerbietungen mußte 
endlich zum Bruce führen, und es war vorauszufehen, daß die fran- 
zöfifche Negierung irgend einen fi) darbietenden Vorwand ergreifen 
würde, um einerjeitS die längſt erftrebten GebietSerweiterungen mit 
Waffengewalt durchzufegen, amdererfeit3 Preußen für die miderholten 
Ablehnungen zu ftrafen. Schon längſt hatte man in Berlin voraus-« 
gejehen, daR es zum Krieg kommen werde, und Zeit gehabt, ji auf 
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denjelben zu rüften. Die neue Bundes-Militärverfaffung machte es 
möglich, diefe Rüftungen in aller Stille, ohne außerordentlihe Maf- 
regeln ind Werf zu jegen, und Moltke konnte die Operationsplane für 
den nach Umftänden in Form eines Angriffs zu führenden Vertheidi— 
gungsfrieg mit größter Sicherheit in feinem Cabinet ausarbeiten. Die 
Vorbereitung im Frieden hatte Alle jo fertig umd bereit geftellt, daß 
die Mobilifirung mit größter Schnelligkeit ausgeführt werden fonnte; am 
16. Juli angeordnet, war fie jchon am 26. fertig, und acht Tage fpäter 
hatten die deutichen Heere ſchon ihre Aufftellung am linken Rheinufer vollzogen. 

Das Heer des norddeutichen Bundes betrug vermöge der Kriegs— 
dienftpflicht, welche die Bundesverfaffung feitgeftellt hatte, 297,000 Mann 
riedensftärfe und 748,000 Mann Kriegsftärfe. Zu letterer kamen 
noch die Erjagbataillone und die Bejagungstruppen der Feitungen, durch 
deren Hinzuzählung fi eine Stärfe von 954,000 Mann (einfchlieh- 
(ih 22,000 Offiziere), 9000 Militärbeamten, 194,000 Pferden und 
1680 Gejchügen ergab. Die füddeutihen Staaten konnten nad) den 
Kriegsdienftgejegen, die jeit 1866 angenommen waren, auf dem Kriegs— 
fuß ein Heer von 181,900 Dann ftellen: Baiern 67,000 eigentliche 
Feldarmee und 47,000 Erſatz- und Bejagungstruppen; Wirtemberg im 
Ganzen 33,900; Baden 29,200. Mit Hinzuzählung der Süddeutſchen 
ergab fich für ganz Deutjchland eine Heeresmaſſe von 1,136,000 Mann. 
Das franzöfiihe Heer war nad den in Frankreich geltenden Dienft- 
pflichtgefegen um 241,000 Mann fchmwächer als das deutjche Feldheer 
und blieb in der Gefammtzahl mit Einfchluß der Erſatz- und Beſatzungs— 
truppen um 464,000 gegen die Zahl der deutjchen vermendbaren Mann: 
ichaft zurüd. Für den bevorftehenden Krieg wurden nun in Deutjchland 
drei Hauptarmeen gebildet. Die erfte unter Führung des Generals 
der Infanterie Steinmeß und des Generaljtabshef3 Sperling hatte 
61,000 Mann mit 180 Geihüten. Ihr Sammelplat war Trier und 
Umgegend. Die zweite unter dem Prinzen Friedrih Karl und dem 
Generalftabschef Generalmajor von Stiehle begriff das Gardecorps, die 
ſächſiſche Armee und mehrere andere Corps in fi), war 206,000 Mann 
jtarf und führte 534 Geſchütze. Sie follte zunächſt die Linie Bingen— 
Alzei-Mannheim bejegen. Der dritten Armee war der Kronprinz zum 
Dberbefehlshaber und der Generallieutenant von Blumenthal zum Ge- 
neralftabschef gegeben. Zu ihr gehörten die zwei bairifhen Divifionen 
und die wirtembergifch-badiiche, und das ganze Armeecorpg zählte 
180,000 Mann und 480 Geſchütze. 
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So war denn die Geſammtmacht, die gegen Frankreich ins Feld 
geführt wurde, 447,000 Dann ftarf, und war von 1194 Geſchützen 
begleitet. Die franzöfifche Armee, die zunächſt entgegengeftellt werden 
fonnte, betrug nur 300,000 Mann, und auch diefe waren weit nicht jo 
ausgerüftet wie die deutjchen Truppen. Außer jener in den drei Armeen 
ausrüdenden Mannfchaft wurden noch 188,000 Mann mobilgemadhte 
Truppen mit 384 Geſchützen als erjte Neferve in Deutjchland zurüd- 
behalten. Der größte Theil derſelben, etwa 112,000, wurde zum 
Schuß der deutſchen Küften an der Oftfee und Nordfee verwendet. Die 
Leitung diefer Aufgabe war dem als Fühner und gewandter Feldherr 
aus dem Mainfeldzug des Jahres 1866 rühmlich bekannten General 
der Infanterie, Vogel dv. Yaldenftein, anvertraut, und ihm ald Sit des 
Generalgouvernements Hannover angewiefen. Da man mit großer Wahr- 
Iheinlichkeit eine Yandung der Franzofen an der Nordjeefüfte erwartete, 
jo fchien die Organifirung der Küftenvertheidigung von großer Bedeu- 
tung und wurde ergänzt durch die Ausrüftung der deutjchen Kriegs- 
marine; vier große Panzerfchiffe und eine Anzahl anderer Fregatten 
unter dem Oberbefehl des Viceadmirals Jachmann wurden in der 
Nordfee und Oſtſee ftattonirt. Außer jenen 188,000 Mann Reſerve— 
truppen wurden auch noch 160,000 Mann Landwehr als zweite Reſerve 
mobil gemacht, und 226,000 Dann Erjattruppen bereit geftellt. 

Zur Webernahme der fiiddeutfchen Truppen reiste der Kronprinz 
von Preußen nah Süddeutjchland. Jene Verfügung, welche die Heeres- 
macht der Bundesgenoffen dem Sohne des oberften Kriegsherren unter- 
ftelfte, war getroffen, um den füddeutichen Fürften eine bejondere Artig: 
feit zu ermeifen, und auch von den betheiligten Höfen als ſolche aufge- 
nommen worden. Eine weitere Aufmerffamfeit von Seiten des Kron— 
prinzen war e8, daß er die Könige von Baiern und Wirtemberg bat, 
die Pathenftelle bei der am 24. Juli jtattfindenden Taufe feiner jüngjten 
Tochter zu übernehmen. Am 27. Juli Vormittags 11 Uhr traf der 
Kronprinz in München ein; der König war ihm zwei Stationen ent- 
gegengefahren, und am Bahnhof empfingen ihn die föniglichen Prinzen, 
die Minifter und die ftädtiichen Behörden; eine unermeßliche Vollsmenge 
brach in begeifterten Jubel und in ein Hochrufen aus, wie man es in 
München noch jelten gehört hatte. Abends erſchien der Kronprinz im 
Theater, mo Wallenjteins Yager aufgeführt wurde, und bier widerbolten 
fi) die Kundgebungen der lebhafteften Sympathie. Am anderen Morgen 
fuhr der Kronprinz nad) Stuttgart, wo ihm derjelbe begeifterte Empfang 
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zu Theil wurde. Unter den Deputationen, die ihm vorgeftellt wurden, 
waren auch vier hervorragende Mitglieder der deutjchen Partei, welchen 
er die Anerkennung ihrer nationalen Beftrebungen und feine Freude über 
die einmüthige Begeifterung ausjprach, die er im Süden wie im Norden 
gefunden habe. In Karlsruhe, wo er nicht mur als populärer Feld— 
herr, jondern als naher Verwandter der großherzoglichen Familie geehrt 
wurde, brachte er den Abend zu und begab ſich am folgenden Tag nad) 
Speier, wo das Hauptquartier der Südarmee war. Bon dort aus er 
ließ er am 31. Juli einen Armeebefehl, worin er den unter feinen 
Commando vereinigten preußifchen, bairiſchen, wirtembergifchen und badi- 
ichen Truppen feinen Gruß entbot. Er jagte: „Es erfüllt mich mit 
Stolz und Freude, an der Spite der aus allen Gauen des deutjchen 
Baterlandes vereinten Söhne fir die gemeinfame nationale Sache, für 
deutjches Necht, fir deutfche Ehre gegen den Feind zu ziehen. Wir 
gehen einem großen umd fchweren Kampfe entgegen, aber in dem Be— 
wußtjein unfers guten Rechts und im Bertrauen auf Eure Tapferfeit, 
Ausdauer und Manneszucht ift uns der fiegreihe Ausgang gewiß. So 
wollen wir denn fefthalten in treuer Waffenbrüderjchaft, um mit Gottes 
Hilfe unjere Fahnen zu neuen Siegen zu entfalten, fir des geeinigten 
Deutichlands Ruhm und Frieden.“ An demjelben Tag reiste auch der 
König in Begleitung Bismard’3, Roon's und Moltke's zur Armee ab. 
Kurz vorher verſammelte er die Minifter um ſich und hielt eine Anfprache 
an fie. Er wiederholte den Ausdrud feiner großen Freude und Genug: 
thuung über den herrlichen einmüthigen Geift, der ſich während der 
legten Wochen im ganzen Baterlande Fundgegeben und von welchen er 
fo erhebende Beweiſe erhalten habe. Dieſen Geift zu erhalten und zu 
beleben, werde die Aufgabe der hier zurücbleibenden Miniſter fein, vor 
Allen wenn, was Gott verhüten wolle, Augenblide eintreten follten, wo 
die Nachrichten vom Kriegsichauplage ungünftiger lauteten. Preußens 
Volk und Armee feien durch den beifpiello8 glüclihen Verlauf der 
Kriege von 1864 und 1866 einigermaßen verwöhnt, man dürfe nicht 
annehmen, daß es auch im diefem Kriege ohne unglücliche Tage abgehen 
werde. Wenn folche eintreten, dann werde fid) der Ernft und die Kraft 
der jegigen begeifterten Stimmung zu bewähren haben, um den im Felde 
Kämpfenden, und denen, welche fie führen, eine rechte Stüße zu fein. *) 

Die Mobilmahung wurde jehr erleichtert durdy die jich überall 


*) S.Hahn: der Krieg Deutfchlands gegen Frankreich S. 410. 
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kundgebende Begeifterung. Mit Freudigkeit eilten die einberufenen Be— 
urlaubten und Meferven zu ihren Fahnen. Junge Männer, die im 
Ausland in gefiherten Stellungen waren, fehrten, ehe der Einberufungs- 
befehl fie erreichte, in die Heimat zurüd, meil fie nicht fehlen wollten 
im Kampf für die Vertheidigung und Einheit des Vaterlandes. Die 
waffenfähige Jugend auf Univerfitäten umd technischen Hochichulen drängte 
ſich herbei, folche die das Friegsdienitpflichtige Alter noch nicht erreicht 
hatten oder aus irgend einem Befreiungsgrund zurücgeftellt waren, boten 
fich als Freiwillige an, jelbft junge Docenten, die ihre Dienftpflicht ſchon 
erfüllt hatten, meldeten fid) zum Eintritt in das Heer. Wer die Waffen 
nicht führen konnte, bot feine Dienfte für das Sanitätsweien an. Es 
wurden große Summen gezeichnet zur Pflege verwundeter Krieger oder 
Unterftügung ihrer Angehörigen, jowie zur Stiftung von Ehrenpreijen 
für hervorragende Kriegsthaten. 

In ganz Deutfhland war eine ähnlihe Stimmung und Opfer- 
willigkeit wie zur Beit des Befreiungsfrieges von 1813 uud 1814. 
Wie damald war es nicht nur der Gedanke an die Vertheidigung des 
Daterlands gegen den äußeren Feind, fondern auch die Hoffnung auf 
die Wiedergeburt, Macht und Einheit des ganzen deutfchen Volkes. Um 
diefen Geift zu nähren, ſuchte man anch die patriotifchen Lieder der 
Befreiungsfriege wieder hervor; die Lieder von E. M. Arndt, Schenfen- 
dorf, Theod. Körner und Anderen "wurden gefammelt, um fie den aus- 
ziehenden Kriegern al8 Herzensftärfung mit auf den Weg zu geben. 
Bejonderen Anklang fand das ebenfall8 in einer Zeit national gehobener 
Stimmung, im Jahr 1840 entjtandene Lied eines damals in der Schweiz 
lebenden deutjchen Mannes. Als Thiers die Gelüfte feiner Landsleute 
nach Eroberung des linken Rheinufer angefacht hatte, fang der num 
(ängjt verftorbene Mar Schnedenburger feine „Wacht am Rhein“: 

Es braust ein Ruf wie Donnerhall, 

Wie Schwertgeflire und Wogenprall: 

Zum Rhein, zum Rhein, zum bdeutfchen Rhein! 
Wer will des Stromes Hüter fein? 

Lieb Vaterland, magft ruhig fein, 

Feſt fkeht und treu die Wacht am Rhein. 


Durch Hunderttaufend zudt es fchnell, 
Und Aller Augen bfiten hell: 

Der deutihe Jüngling, fromm und ftarf, 
Beihirmt die heil’ge Landesmark. 

Lieb Vaterland, magft rubig fein, 

Feft fteht und treu die Wacht am Rhein. 
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Man fand in dem Gedichte, das noch vier weitere Strophen hat, 
einen treffenden Ausdruck für die gegenwärtige Lage, und die glückliche 
Compoſition Karl Wilhelms, eines Muſiklehrers in Crefeld, verſchaffte 
dem Lied allgemeine Verbreitung, jo daß es zu einem wahren National- 
liede wurde, das zu Haufe und im Yager, auf dem Mari und im 
Bivouac täglich gejungen wurde. Auch eine veiche Production neuer 
patriotiicher und politifcher Lieder gab Zeugniß von der mächtig er- 
wachten nationalen Begeifterung, und zeigte, daß die lyriſche Poefie im 
rechten Momente ſich zu der Kraft und Weihe erhob, welche ihr veinen 
Antheil an dem Ruhm des Sieges ſicherte. Dreihumdert Yieder er- 
ſchienen geſammelt, und theilweife in der Originalhandichrift der Dichter 
nachgebildet, unter dem Titel: „Yieder zu Schuß und Trug; Gaben 
deutjcher Dichter aus dev Zeit des Krieges in den Jahren 1870 --71. 
Herausgegeben vou Franz Lipperheide“ in vier jchön ausgeftatteten Heften. 
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Zwei und dreißigſtes Kapitel. 


Die Verträge von Berfailles, und die Wiederherftellung 
des deutſchen Neiches und der Kaiſerwürde. 


Wenige Tage nad) der Krieggerflärung jtanden jchon drei franzö- 
jiiche Heeresabtheilungen an der Grenze, wo diejelbe, einen nach Djten 
vorjpringenden rechten Winfel bildend, preußiſches, bairiſches und badiiches 
Gebiet berührt. Die deutichen Heere, die eben ihre Mobilmachung voll- 
endet hatten und ihre Concentrivung begannen, waren nod nicht im 
Stande, in geſchloſſener Aufftellung den Angriff ihrer Gegner zu erwar— 
ten, und e8 war große Gefahr, daß die Franzoſen zuerjt die Grenze 
überjchreiten und in das deutjche Gebiet einfallen könnten. Aber auch jie 
waren, wie ſich jpäter herausgeftellt hat, nicht in der Yage, ihre Opera- 
tionen ſchon Ende Juli's zu beginnen, weil die einzelnen Heereskörper 
noch nicht jchlagfertig waren und ihnen jelbft am Anfang des Auguft 
noch Vieles fehlte, was zu größeren Unternehmungen durchaus erforder: 
(ih ift; namentlich war die Beipannung und Ausrüftung der Artillerie 
noc nicht vollendet, der Train noch nicht bejchafft, die Nejerven noch 
nicht bei ihren Negimentern eingetroffen. Auch war der Kriegsplan 
weſentlich geftört worden durch die jchnelle Entjcheidung der ſüddeutſchen 
Staaten für die Theilnahme am Krieg auf der Seite Preußens. Na— 
poleon hatte nach dem jeit Jahren fejtgeftellten Kriegsplan*) beabjichtigt, 
die bei Met ftehende Armee näher an Straßburg heranzuziehen und in 
einer Stärke von 250,000 Mann bei Marau den Rhein zu überjchreiten, 
ji) in den ſüddeutſchen Staaten auszubreiten, diejelben zur Neutralität 


*) Siehe preußiſcher Generaljtabsbericht: Der dentichsfranzöfiiche Krieg p. 28. 
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zu zwingen umd dann evjt die preußifche Armee aufzufuchen und zu be- 
fümpfen. Dieſer Plan war jegt unausführbar geworden. Unjchlüffig 
und zu einem activen Vorgehen noch nicht disponirt, auch in vollftän- 
diger Unkenntniß von der Aufftellung und den Planen ihrer Gegner 
ftanden die franzöfifchen KHeere an der nördlichen Grenze des Elſaßes, 
und würden vielleicht noch längere Zeit mit ihren Operationen gezögert 
haben, wenn nicht die Armee des Kronprinzen von Preußen die Offen: 
jive ergriffen hätte. Das Glück begünftigte die Deutichen gleich) beim 
erjten Waffengang in ausgezeichneter Weile durch das fiegreiche Gefecht 
bei der Stadt Weißenburg im Elſaß, die am 4. Auguft genommen 
wurde. Noch glänzender aber war der Erfolg am 6. Auguft, an welchem 
die Armee des Marſchalls Mac Mahon bei Wörth aufs volfftändigfte 
von der fronprinzlichen Armee gejchlagen und der Auflöfung nahe ge- 
bradt wurde. Und an dentfelben Tage erfocht die erfte deutjche Armee 
unter General Steinmeg auf den Höhen von Spicheren bei Saarbrüden, 
unerachtet des jchwierigjten Terrains, einen neuen Sieg. Dieje glän— 
zenden, jchnellen Erfolge übertrafen alle Erwartungen. Vertrauensvoll 
war man wohl in Deutichland dem Kampf entgegengegangen und hatte 
auf endlichen Sieg gehofft, aber doch hatte man ſich auf einen langen 
ſchweren Krieg und auf jchlimme Wechjelfälte gefaßt gemadt. Und num 
ichon in den erjten Tagen Schlag auf Schlag drei Siege! Der deut: 
ihen Tapferkeit jchien auch Größeres nicht unerreichbar, und man fonnte 
für den Ausgang des ganzen Feldzuges die ſchönſten Hoffnungen fallen. 

Es ift nicht unfere Aufgabe, die Gejchichte des deutjch-franzöfiichen 
Krieges zu erzählen, wir haben es bier nur mit feinen Folgen für die 
deutſche Einheit zu thun. Für diefe aber war der Krieg und der Sieg, 
den er brachte, von entjcheidender Wirkung. Die Nothwendigfeit der 
gemeinfamen Bertheidigung batte die deutjchen Stämme und Staaten 
ſchneller und fefter geeinigt, als alle diplomatischen Verhandlungen, alle 
Berathungen und Beichlüffe von Volksverſammlungen es je vermochten. 
Die Siegesgemeinjchaft belebte den Wunſch nad) dauernder Bundes- 
gemeinfchaft. Aus all dem Jubel über die gewonnenen Schladten Fang 
die Freude durch, daß nun der Weg zur nationalen Einheit gefunden 
ſei. Es war nicht blos die Thatſache, daß ein übermüthiger neidiicher 
Gegner gründlich gefchlagen war, was die Herzen eleftrifirte, jondern 
die Ausficht, daß das, was die Franzoſen den Deutjchen hatten wehren 
wollen, die Gründung eines einigen, mächtigen Deutjchlands, jett aus- 
geführt werden könne. Auch die Gemeinjchaft der Pflege der Ber: 

23” 
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wundeten, in welcher der Süden und der Norden Deutjichlands wett- 
eiferte, trug viel dazu bei, die verjchiedenen Stämme einander zu be 
freunden. Tauſende von vermundeten Berlinern, Hannoveranern, Weit- 
phalen, Bommern u. f. w. fanden in den Städten Süddeutſchlands 
liebreiche Pflege, und andererjeitS wurden Baiern, Badenfer und Wir- 
temberger in norddeutichen Krankenhäuſern und Familien treulich ver- 
pflegt. Die rüdfehrenden Geneſenen bewahrten ihre Wohlthäter in dant- 
barem Andenken, und viele erhielten die Verbindung durch freundlichen 
Briefwechjel; jo wurden Bande der Dankbarkeit und Freundſchaft ge- 
fnüpft, welche die Abjonderung und Abneigung der Stämme jchneller 
überwanden, al3 man noch vor wenigen Jahren für möglich gehalten hätte. 

Der Sieg bei Wörth hatte die Deutichen zu Herren des Eljahes 
gemacht. Dies legte den Gedanken nahe, das jchöne Yand, das Die 
Franzoſen einft durch Liſt und Gewalt dem deutjchen Reich entriſſen 
hatten, wieder zurüdzufordern. Die Wiedererwerbung des Elſaßes und 
der deutichen Theile von Lothringen war ja längjt der Traum deutjcher 
Batrioten; jet war jie zu erreichbarer Möglichkeit geworden. Schon 
bei dem Parifer Frieden von 1814 und 1815 war die Forderung der 
Zurüdgabe des Elſaßes erhoben worden, Denkſchriften und diplomatifche 
Noten hatten die hiftoriiche Berechtigung und das Bedürfniß, Deutſch⸗ 
land beſſere militäriſche Grenzen zu verſchaffen, auseinandergeſetzt, aber 
die Mißgunſt der europäiſchen Mächte und das Ungeſchick deutſcher 
Diplomaten hatten die Gewährung der berechtigten Forderung vereitelt. 
Jetzt mußte man das Verſäumte nachholen. Dieſe Aufgabe wurde nach 
den erſten deutſchen Siegen ernſtlich beſprochen. Bon einem national- 
gejinnten Kreife in Wirtemberg wurde in der Mitte Augufts eine Denk— 
Ihrift an den Bundeskanzler gerichtet, in welcher die Wichtigkeit diejer 
Erwerbung ſowohl für die ſüddeutſchen Staaten als für die ganze Stel- 
lung Deutfchlands hervorgehoben und die Anficht ausgeſprochen wurde, 
daß das neu zu erwerbende Yand mit Preußen vereinigt werden müſſe, 
weil diefes allein die Macht befite, die widerftrebenden Elemente zu be- 
wältigen. Zugleich wurde aus perjönlicher Kenntniß des Eljaßes ver: 
fichert, daß es dort troß aller Franzöfirung noch mande Anfnüpfungs 
punfte für deutjche Einrichtungen gebe. 

Nach den enticheidenden Kämpfen bei Meß trat die deutiche Ver— 
fajjungsfrage mehr in den Bordergrund. Man konnte num einen voll- 
jtändigen Sieg über Frankreich im jichere Ausficht nehmen, man konnte 
bojjen, daß man ungejtört Herr im eigenen Haufe jein wirde. Und als 
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vollends durch den Sieg bei Sedan, durch die unerhörte Kapitulation 
einer großen Armee, durch die Gefangennehmung Napoleons (1. und 
2. Sept.) die Erfolge der deutichen Waffen ihren Glanzpunkt erreichten, 
erhob jich die nationale Begeifterung zum höchſten Grade. Jetzt konnte 
man jich freuen, ein Deuticher zu fein, und fich glücklich preifen, Ruhmes— 
tage erlebt zu haben, mie fie felten einem Bolfe zu Theil werden. Daß 
man nach folchen Siegen nicht mehr zögern dürfe, ein einiges ftarfes 
Neich deutscher Nation aufzurichten, war das allgemeine Verlangen. Aber 
bereit3 machten die neutralen Mächte Anftalt, dem Siegeslauf der deut: 
ihen Heere Einhalt zu thun, und VBerabredungen zu treffen, wie fie bei 
dem künftigen Friedensſchluß auch em Wort darein fprechen mollten. 
Doch in Deutfchland war man entichloffen, diesmal den Frieden felbit 
zu dictiren. 

Schon vor der Kataftrophe von Sedan Tamen die Gedanken über 
das, was man als Siegespreis zu fordern berechtigt fei, zu einem ge- 
meinfamen öffentlihen Ausdrud. ine Bolfsverfammlung, die am 
30. Auguft in Berlin zufammentrat, erließ einen Aufruf an das deutſche 
Volk und die Aufforderung zu einer Adreffe an den König von Preußen. 
Der erftere lautet wie folgt: „Während der bewaffnete Theil des Volkes 
auf fremden Boden den uns zugedachten Angriff abwehrt und feinen 
Siegeslauf mit feinem Herzblut befiegelt, rüſtet ſich die Diplomatie 
fremder Mächte, ung im entjcheidenden Zeitpunfte die Bedingungen des 
Friedens aufzuerlegen. Schon einmal nach den glorreichen Kämpfen von 
1813, 1814 und 1815 ift das deutfche Volk durch fremde Mißgunſt 
um den vollen Yohn feiner Siege, um die Erfüllung feiner heißeſten 
Wünſche betrogen worden. Der bejiegte Feind wurde über jein eigenes 
Erwarten gefchont und begünftigt, die deutichen Grenzen blieben gefährdet 
und der erneuten Angriffsluft ausgeſetzt; ftatt der Einheit des deutjchen 
Reiches wurde uns die Schwäche des alten Bundes auferlegt. Ein 
halbes Jahrhundert hat Europa im bewaffneten Frieden die Schuld der 
Diplomatie gebüßt. Während- jest die gleiche Gefahr droht, darf das 
deutfche Volk nicht jchweigen. Die Welt muß erfahren, daß Herricher 
und Volk entichloffen find, nachzuholen, was 1815 ung vorenthalten ift: 
ein einiges Reich und geſchützte Grenzen. In der nachjtehenden Adreſſe 
an Se. Maj. den König haben wir den einfachen Ausdruck unjerer Ge- 
finnungen niedergelegt. Mögen die Unterjchriften aus dem gejammten 
Deutjchland darthun, dak wir die Gefinnungen des ganzen Volkes 
wiedergeben." Die Adreffe lautet: „Um Em. Maj. und deren Ber- 
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bündete fchaarte fich, als der Krieg unvermeidlih war, einmüthig die 
Nation. Sie gelobte treu auszuharren in dem Kampfe für die Sidyer- 
heit, Einheit und Größe des deutihen PVaterlandes. Gott hat die 
Waffen gefegnet, welche für die gerechte Sade mit unübertroffener 
Tapferfeit geführt werden. Mit Strömen des edelſten Blutes find die 
Siege errungen worden, doch unerwartet ſchnell haben fie dem vorge- 
ftedften Ziele uns nahe gebracht. Gewaltige Anftrengungen ftehen noch 
bevor; das deutſche Volk ift zu jedem Opfer entjchloffen, welches den 
höchſten nationalen Aufgaben gewidmet ift. Aber in der Mitte der 
ernten und gehobenen Stimmung werden wir beunruhigt durch die immer 
wiederkehrenden Berichte, daß fremde Einmiſchung, die doch die Schreden 
des Krieges nicht abzumenden wußte, jetst bemüht ei, den Preis unferer 
Kämpfe nach ihrem Ermeſſen zu begrenzen. Das Andenken an die Vor— 
gänge nach der glorreichen Erhebung unferer Väter lebt friſch in unjerm 
Gedächtniß, und mahnt Deutfchland, daß es die Forderungen jeiner 
Wohlfahrt allein berathe. Darum nahen wir Em. Maj. abermals mit 
dem Gelöbnif: treu auszuharren, bis es der Weisheit Ew. Maj. ge: 
(ingt, unter Ausschluß jeder fremden Einmifchung, Zuftände zu jchaffen, 
welche das friedliche Verhalten des Nachbarvolfes bejjer als bisher ver- 
bürgen, die Einheit des gejammten deutſchen Neiches begründen und 
gegen jede Anfechtung ficher ftellen.” In anderen Theilen Deutfchlands 
erhoben fich übereinftimmende Kundgebungen und vielfady ausdrücdlicher 
Beitritt zur Berliner Adreffe. In München wurde von verjchiedenen 
Corporationen und hervorragenden Männern am 1. September ein 
Telegramm an den König von Baiern gerichtet, worin es heift: „Wir 
hegen das umerjchütterlihe Bertrauen, daß Ew. fgl. Maj. im Berein 
mit den verbündeten Fürften Deutjchlands dem deutjchen Wolfe durch 
die Wiedererwerbung der deutichen Lande Elſaß und Yothringen einen 
dauernden Frieden fichern, jeden Verſuch einer fremden Einmiſchung in 
die Friedensunterhandflungen energiſch zurückweiſen und der deutſchen 
Nation zu einer gemeinfamen, ihrer Stellung würdigen Geſammtver— 
tretung, deren Bedürfniß die deutjchen Fürften wie das deutjche Voll 
ihon längſt anerkannt haben, verhelfen werden." Eine großartige Volks— 
verfammlung in Stuttgart erklärte am 3. September: „1) Deutjchland 
hat einig, wie noch niemals in der Weltgefchichte, den Kampf allein, 
ohne Bundesgenofjen, aufgenommen, es hat den Feind mit vernichtenden 
Schlägen zu Boden geworfen; Deutfchland wird auch den Frieden allein 
zu jchließen wiſſen. Das deutiche Volk, jiegesbegeiftert und feiner Stärfe 


Borihläge für die Ariedensbedingungen, 359 


nad) jolchen Siegen bewußt, weist jeden Verfuch der Bermittlung oder 
Einwirkung der neutralen Mächte als unbefugten Eingriff in feine An- 
gelegenheiten zurüd. 2) Nur ein Friedensſchluß, der dem franzöfiichen 
Bolfe jeine in den Schlachten erlittene Niederwerfung zum Bemwußtfein 
bringt, wird ein dauernder fein. Falſche Grofmuth nach ſolchem Ans 
griff und mach folcher Kriegsführung wäre zu ſtets meuen Verſuchen 
herausfordernde Schwäche. Die Wiedergewinnung der Deutjchland ge: 
raubten Provinzen Elſaß und Lothringen für das deutjche Neid) ift die 
einzige Bürgſchaft gegen die von den Franzoſen unter jeder ihrer Re— 
gierungen verjuchten Gelüfte nach weiterem deutſchem Yand, der natio— 
nale Preis des nationalen Kampfs und Siegs. 3) Wie wir einig in 
den Krieg gingen, jo foll der Friede uns einig finden. Durch den 
Beitritt der füddeutjchen Staaten und die Erwerbung der lange ver: 
lorenen deutjchen Yänder muß der norddeutfche Bund zu dem die ganze 
Boltskraft in ſich ſchließenden deutſchen Bundesjtaat werden. Ein einiges 
Boll, Ein Heer, Ein Reichstag, Ein deutjches Staatswefen ift für 
Deutjchland und Europa die Gewähr des dauernden fichern Friedens." 

Die badiiche Kegierung war die erfte, welche jich in einem Schreiben 
vom 2. September an den Bundeskanzler für die verfallungsmäßige 
Bereinigung der jüddeutichen Staaten mit dem norddeutihen Bunde 
ausſprach. Dabei wies jie darauf hin, daß, da jene Erweiterung des 
Bundes in manchen Beziehungen eine Yoderung der bisherigen Gemein: 
jamfeit zur Folge haben werde, es möthig jei, durch Verftärfung der 
Gentralgewalt auf militärifchem und diplomatiichem Gebiet ein Gegen- 
gewicht zu jchaffen. Sie deutete damit jchon auf die Zuſammenfaſſung 
der Neichsgewalt im Kaiſerthum bin, und wollte die militärische Ober: 
hoheit, die Entjcheidung über Krieg und Frieden, ſowie das Gefandt- 
ſchaftsrecht ausjchlieglic in die Hände des Königs von Preußen gelegt 
wiſſen. In Betreff des Eljahes und Deutichlothringens machte fie gel- 
tend, daß deren Wiedererwerbung hauptjächlic im Intereſſe Süddeutſch— 
lands und jeiner militärischen Sicherheit nothwendig je. Der König 
vudwig von Baiern erklärte als Antwort auf die oben erwähnte Adreſſe 
und den Berliner Aufruf: er hege die volle Zuverficht, daR es gelingen 
werde, Deutjchland wie Baiern die Früchte des Sieges in veichjtem 
Maße zu fichern. Auch der König Karl von Wirtemberg erließ auf die 
an ihn gerichtete Adreife ein Cabinetsjchreiben, worin er fagte, er hoffe 
„daR ein baldiger Friede Deutjchland eine dauernde Garantie nad 
Augen, und im Innern eine Oejtaltung bringen werde, welche die 
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nationale Zufammengebörigfeit aller, wie die berechtigte Selbitändigfeit 
der einzelnen Staaten, in vichtigem Verhältniffe zur Geltung bringe. 
Hiezu werde der König als deutfcher Fürſt das einige beitragen.‘ 
Das bairishe Gefammtminifterium beantragte in einem Bericht an den 
König, Verhandlungen über eine nähere Verbindung Baierns mit dem 
norddeutfchen Bunde anzufnüpfen, umd der König von Wirtemberg jandte 
feinen Kriegsminifter dv. Sudow in das Hauptquartier nach Verſailles, 
um Unterhandfungen vorzubereiten und dem Kronprinzen von Preußen 
den höchiten, eben jett geftifteten militärischen Orden Wirtembergs zu 
überbringen. So jchienen die Wege geebnet, um zur Bereinigung der 
getrennten Theile Deutſchlands zu gelangen. 

Von Seiten der Bundesregierung gejchahen vor der Hand noch 
feine Schritte zn Unterhandlungen mit den füddeutichen Staaten. Bis- 
mard fuchte zunächſt die Ziele der Friedensunterhandlung mit frankreich 
feftzuftellen und zu verhüten, daß die neutralen Mächte ſich in die Ver— 
handlungen einmifchen. Er that dies durch zwei Erlaffe an die Ver— 
treter des norddeutſchen Bundes bei den europäifchen Großmächten. Der 
eine aus Rheims vom 13. September datirte bezeichnet die Garantieen 
des Friedens, die Deutjchland von Frankreich fordern müſſe, und mo- 
tivirt namentlich die Gebietsabtretungen und deren Umfang. Bismard 
fagt darin: „Wir dürfen ung nicht darüber täufchen, daß wir ung in 
Folge diejes Kriege auf cinen baldigen neuen Angriff von Frankreich 
und nicht auf einen dauerhaften Frieden gefaßt machen müſſen, und das 
ganz unabhängig von den Bedingungen, welche wir etwa an Frankreich 
ftellen möchten. Es ift die Niederlage an fich, es ift unfere fiegreiche 
Abwehr ihres frevelhaften Angriffs, welche die franzöfiihe Nation uns 
nie verzeihen wird. Wenn wir jett, ohne alle Gebiet3abtretung, ohne 
jede Eontribution, ohne irgend welche Vortheile ald den Ruhm unferer 
Waffen aus Frankreich abzögen, fo würde doch derjelbe Haß, dieſelbe 
Rachſucht wegen der verlegten Eitelkeit und Herrſchſucht in der fran— 
zöfifchen Nation zurückbleiben, und fie wiirde nur auf den Tag warten, 
wo fie hoffen dürfte, diefe Gefühle mit Erfolg zur That zu machen. 
Es war nicht der Zweifel an der Gerechtigkeit unferer Sache, und nicht 
Beſorgniß, daR mir nicht ftark genug fein möchten, welche uns im Jahre 
1867 von dem uns fchon damals nahe genug gelegten Kriege abbielt, 
fondern die Scheu, gerade durch unjere Siege jene Leidenfchaften aufzu— 
regen und eine Aera gegenfeitiger Erbitterung und immer erneuter Kriege 
heraufzubeſchwören, während wir hofften, durch längere Dauer und auf: 
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merkſame Pflege der friedlichen Beziehungen beider Nationen eine fejte 
Grundlage für eine Aera des Friedens und der Wohlfahrt beider zu 
gewinnen. Jetzt, nachdem man uns zu dem Kriege, dem wir wider: 
ftrebten, gezwungen hat, müffen wir dahin ftreben, für unfere Vertheidi— 
gung gegen den nächjten Angriff der Franzoſen beifere Bürgichaften als 
die ihres Wohlwollens zu gewinnen. Die Garantieen, welche man nad) 
dem Jahre 1815 gegen diejelben franzöfiichen Gelüfte und für den euro- 
päifchen Frieden in der heiligen Allianz und andern im europätjchen 
Intereſſe getroffenen Einrichtungen geiucht hat, haben im Laufe der Zeit 
ihre Wirfjamfeit und Bedeutung verloren, fo daß Deutichland allein ſich 
ſchließlich Frankreichs hat erwehren müffen, nur auf feine eigene Kraft 
und jeine eigenen Hilfsmittel. angewiejen. ine jolche Anftrengung, wie 
die heutige, darf der deutjchen Nation nicht dauernd von neuem ange: 
fonnen werden; und wir find daher gezwungen, materielle Bürgjchaften 
für die Sicherheit Deutfchlands gegen Frankreichs künftige Angriffe zu 
erjtreben, Bürgschaften zugleich für den europätfchen Frieden, der von 
Deutjchland eine Störung nicht zu befürchten hat. Dieſe Bürgichaften 
haben wir nicht von einer vorübergehenden Regierung Frankreichs, fon: 
dern von der franzöfifchen Nation zu fordern, welche gezeigt hat, daß 
fie jeder Herrichaft in den Krieg gegen uns zu folgen bereit ift, wie die 
Reihe der ſeit Jahrhunderten von Frankreich gegen Deutichland geführten 
Angriffskriege unmiderleglich darthut. Wir können deshalb unfere For— 
derungen für den Frieden fediglich darauf richten, für Frankreich den 
nächften Angriff auf die deutfche und namentlich die bisher jchutloje 
ſüddeutſche Grenze dadurch zu erſchweren, daß wir diefe Grenze und 
damit den Ausgangspunkt franzöfifcher Angriffe weiter zurüczulegen und 
die Feſtungen, mit denen Frankreich uns bedroht, als defenſive Boll- 
werfe in die Gewalt Deutjchlands zu bringen ſuchen.“ 

Veranlaßt durch ein Aftenftück, welches Jules Favre im Namen der 
Regierung, die fi) gouvernement de la defense nationale nannte, an 
die auswärtigen Mächte verfandte, umd durch die Rundreiſe Thiers' an 
die europäiſchen Höfe, um fie zur Intervention zu Gunſten Frankreichs 
zu bewegen, erklärte Bismard am 16. Sept. von Meaur aus den Ge- 
jandten, daß Deutjchland diefe Einmifchung abweiſen müſſe. Die deutjche 
Nation habe den Krieg allein ausfämpfen müſſen, jie wolle auch allein 
ihre Rechnung mit Frankreich abjchliegen. Deutjchland brauche beſſere 
Grenzen gegen Frankreich als bisher, es fünne nicht dulden, daß Straf: 
burg eine ſtets offene Ausfallpforte bleibe, und brauche auch die Feſtung 
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Mes, um einen Stübpunft zur Vertheidigung zu haben. Die bald 
nachher begonnenen Friedensunterhandlungen jcheiterten an der Weige- 
rung Jules Favre's und der ganzen vepublifanischen Regierung Frank 
reich, GebietSabtretungen zuzugeftehent. „Weder ein Zoll unjeres Terri- 
toriums, noch ein Stein von unferen Feſtungen“ war der Grundjak, 
welchen die Parifer Regierung am 20. September 1870 verkündete. 

Als To die Friedensverfuche gejcheitert waren, nahm Bismard die 
Berhandlungen zwifchen dem norddeutichen Bund und den jüddeutjchen 
Regierungen in Angriff. Am meisten Schwierigfeiten machten die bairi- 
ihen Berhältniffe. Hier kam die Einheitsidee mit den Anſprüchen auf 
Selbftändigfeit in Conflict, zu denen man ſich durch die Größe und die 
Ueberlieferungen des Staates berechtigt glaubte. Nicht nur die Dynaftie 
‚und die Beamtenmwelt, fondern auc ein großer Theil des Bolfes theilte 
diefe Anfprücde. Man meinte, es vertrage ſich nicht mit der Würde 
eines größeren Staates, jich der preußifchen Führung geradezu zu unter: 
werfen und im eine gegebene Verfaſſung einzutreten. Eine gewiſſe Selb- 
jtändigleit des bairischen Heeres, ein Antheil an der Yeitung der äußeren 
Politif, ein unbedingtes Veto gegen jeden Verſuch, die deutſche Verfaſ— 
jung zu Gunſten einer noch ftrengeren Einheit umzugeftalten, wurden 
al3 Forderungen angefehen, von denen man nicht abgehen fünne. iu 
officiöfer Artikel der Allg. Zeitung vom 17. September jtellte ein Pro- 
gramm der Bedingungen auf, unter welchen Baiern allein in den nord: 
deutſchen Bund würde eintreten können. Theilnahme an den Friedens: 
unterhandlungen mit Frankreich und iiberhaupt an allen Verhandlungen, 
die nad) einem gemeinfamen Bundesfrieg geführt werden fünnten, Bei— 
ziehung eines bairifchen Yegationsraths zu den wichtigften Gejandtichaften 
des deutschen Reichs, wurde als Bürgſchaft für den Antheil Baierns 
an der Yeitung der auswärtigen Politif gefordert. Den Oberbefehl 
Preußens im Krieg wollte man fich gefallen lafien, aber daß das bai- 
riiche Heer dem Bundesfeldherrn unbedingten Gehorſam jchwören jolite, 
glaubte man doch nicht zugeben zu fünnen, auch wollte man dajjelbe 
durch eigene Bekleidung unterjchieden willen. Da das Bier und dejien 
Confumtion eine jo hervorragende Stammeseigenthümlichkeit Baierns ift, 
jo wollte man auch die Art der Beftenerung, die auf den Preis jo 
großen Einfluß haben muß, der Yandesgejeßgebung vorbehalten und nicht 
verpflichtet fein, den Ertrag der Bierbejteuerung in die allgemeine Reichs— 
kaſſe abzuliefern. Auch die Gejeßgebung und Berwaltung der Eiien- 
bahnen, der Posten und Telegraphen jollte Baiern verbleiben. 
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Um die Verhandlungen des norddeutschen Bundes mit den füddeut- 
ichen Staaten zu erleichtern, traten die norddeutſchen Nationalliberalen 
mit ihren ſüddeutſchen Gefinnungsgenofjen in perfönlichen Verfehr. Die 
Abgeordneten Bennigfen, Fordenbed, Lasker und Bamberger famen in 
den Tagen vom 15.—-20. September zum Beſuche nah München, 
Stuttgart und Karlsruhe. In München fuchten fie nicht nur die Wünfche 
der nationalgefinnten Parteien fennen zu lernen, fondern auch in Regie— 
rungskreifen zu fondiren, wie weit man in der Einigung zu gehen geneigt 
jei. Die freundliche Aufnahme, die fie hier fanden, und die allgemein 
gehaltenen Zuficherungen, die man ihnen gab, Tiefen fie auf eine weit 
größere Bereitwilligfeit auch Opfer zu bringen ſchließen, als wirklich) 
vorhanden war, und fie glaubten, unter diefen Umftänden würden auch 
die particulariftiihen Wünfche und Vorbehalte der Fortichrittspartei nicht 
jo viel zu bedeuten haben. In Stuttgart fanden fie bei der deutjchen 
Partei den entjchiedenen Wunſch eines bedingungslofen EintrittS in den 
norddeutfchen Bund, aber auch eine klare Erfenntnig der Schwierigkeiten, 
die in dem Kreijen der Regierung zu überwinden fein würden. In Karls: 
ruhe trafen fie die nationalgefinnten Meitglieder der beiden Kammern in 
erfreulichjtem Einverftändnig mit den Miniftern. 

Wenige Tage nachdem die norddeutichen Nationalliberalen München 
verlafjen hatten, begannen die Verhandlungen der Bundesregierung mit 
dem bairifchen Minifterium. Auf den Wunſch des leßteren hatte Bis— 
mard den Miniſter Delbrück, der im Begriff war, von Berjailles nad) 
Berlin zurüczufehren, beauftragt, über München zu reifen, wo er am 
21. Sept. anfam. Er erklärte dort, er habe feine Vorjchläge zu machen, 
fondern nur die bairifchen entgegenzunehmen; denn man wollte von 
Seiten Preußens ‚Baiern die Initiative überlaffen. Diefe rückſichtsvolle 
Gejchäftsbehandlung wurde aber in München nicht als entgegenfommende 
Freundlichkeit, jondern als eine Huldigung aufgenommen, die den mili- 
tärifchen Leiftungen und der europäifchen Bedeutung des bairifchen Staates 
dargebracht werde, und das bairifche Minifterium glaubte ſich nun be— 
rechtigt, eine Reihe der weitgehendften Forderungen vorzulegen. Es 
wurden nicht weniger als 80 Punkte hervorgehoben, in welchen Baiern 
eine Veränderung der Bundesverfaffung wünſche, oder eine Ausnahme: 
ftellung beanfprude. Die bairiſchen Minifter forderten eine jelbjtändige 
Verwaltung der bairijhen Armee, Dispenfation von Beiträgen zur Unter- 
haltung der Flotte, eigene Fuftizgefeßgebung, eigene Verwaltung des 
Verkehrsweſens, privilegirtes Stimmenverhältniß im Bundesrath, abjolutes 
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Beto gegen alle Berfaffungsveränderungen, Zuziehung zur Yeitung der 
auswärtigen Politik, kurz alles das, was in jenem Artikel der Allg. 
Zeitung verzeichnet war, und noch weit mehr. An diejen zunächſt allein 
für Baiern beftimmten Verhandlungen nahm auch der mirtembergijche 
Suftizminifter v. Mittnacht*) Theil, der fih, von Baiern eingeladen, 
den Zutritt von Delbrüd erbeten hatte. Am 28. Sept. verließ Delbrüd 
München. Da jeine dortigen Verhandlungen nicht den gehofften und 
beabjichtigten Erfolg gehabt hatten, jo wandte fich jetzt Bismard an 
Wirtemberg und Baden und lud diefe Staaten ein, Bevollmächtigte nach 
Verſailles zu Schicken. Nach München machte min hiervon Anzeige und 
jtellte die Betheiligung frei. 

Rirtemberg und Baden beeilten fich, der Einladung zu folgen; am 
19. Oktober reisten die Minifter v. Mittnaht und dv. Sudow, Jolly 
und v. Freydorf nach Verfailles ab, und einige Tage ſpäter machten fich 
auch die bairifchen Minifter Graf Bray und Lutz, um eine Iſolirung 
Baiernd zu verhüten, auf den Weg; am 24. folgten auch die heſſiſchen 
Bevollmächtigten v. Dalwigk und Hofmann. 

Während der Verhandlungen in Minden hatte man in BVerfailles 
und Berlin beftimmt auf ein jchnelles und günftiges Ergebnik gehofft. 
Schon verfündete ein Telegramm vom 27. September aus Berlin, daß 
die füddeutichen Staaten auf Grund gegenwärtiger Bundesverfaſſung in 
den Bund eintreten werden, mit Vorbehalt einiger jpäter fejtzuftellenden 
Modificationen. Diefe Nachricht wurde im Süden wie im Norden mit 
großer Freude aufgenommen, und man glaubte jchon, die Verjtändigung 
jei gewonnen. Aber der wirtembergifche Staatsanzeiger beeilte jich, einen 
Dämpfer auf die Freude zu feten, indem er am 28. September berich— 
tigend bemerkte, was Wirtemberg betreffe, jo jei die Nachricht gänzlich 
unbegründet. Jedoch ſchon am folgenden Tag meldete dafjelbe offizielle 
Dlatt, es feien auf der Münchener Minifterconferenz die zur Gründung 
der Bundesverfaffung zwifchen den ſüd- und norddeutjchen Staaten als 
geboten erachteten Beftimmungen erörtert worden, und der Verlauf der 
Beſprechungen fünne als ein befriedigender erachtet werden. Es jei nur 
noch die Antwort der preufifchen Negierung zu erwarten, worauf Die 
weiteren Berhandlungen in Berfailles eröffnet werden würden. Da man 


*) Er war nämlih, da Freih. v. Varnbüler aus Gründen, die nicht mit der 
dentihen Frage zufammenhingen, am 31. Auguft feine Entlafjung erbeten und er 
halten hatte, Vertreter der answärtigen Angelegenheiten Wirtembergs, 
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aus diejen widerfprechenden Nachrichten auf ein Echwanfen in den maß— 
gebenden Kreiſen jchliegen zu müſſen glaubte, jo hielt die deutjche Partei 
ein öffentliches Ausiprechen der von ihr vertretenen Ueberzeugungen für 
angemeflen, und es wurde auf den 2. Oftober eine Verſammlung von 
Bertrauensmännern nach Stuttgart berufen, die auch unter zahlreicher 
Betheiligung ftattfand. Dort wurde eine Adrejje an den König be- 
ichlofien, welche gegen ein weiteres Bundesverhältniß, wie es von par- 
ticulariftiicher Seite empfohlen war, protejtirte und den unmittelbaren 
Anſchluß an den norddeutichen Bund verlangte. Am 9. Oktober lief 
der König der Deputation, welche mit der Veberbringung der Adreſſe 
beauftragt war, eröffnen, daß er hoffe, die in Ausficht ftehenden Ver— 
bandlungen werden einen den nationalen Bedürfniffen entjprechenden Ver: 
lauf nehmen, daß aber dev Stand der Verhandlungen nicht erlaube, jic) 
im Einzelnen über die Art und Weife auszujprechen, wie die Einigung 
Deutfchlands herbeizuführen ſei. Gleichzeitig veröffentlichte das Mini— 
fterium im Staatsanzeiger einen Bericht, e8 hätten eingehende Berathun: 
gen eine vollftändige Uebereinftimmung darüber ergeben, daß ein für die 
Dauer befriedigendes Definitivum durch die Yage geboten ſei: eine ver- 
faſſungsmäßige Einigung Deutfchlands mit Kentralgewalt, deutſchem Par: 
lament, gemeinjfamer Gejeßgebung und einheitlihem Heer ſei als Ziel 
erkannt. Cine genaue Prüfung der norddeutichen Verfaffung habe zu 
der Ueberzeugung geführt, daß dieſes Ziel erreicht werden könne, aud) 
ohne die unveränderte Annahme aller Beftimmungen der norddeutichen 
Berfaffungsurkunde. Namentlich könne eine freiere Bewegung der Einzel: 
ftaaten in finanzieller Beziehung und in Hinficht auf die Verwaltung 
ganz gut mit der nothwendigen Einheit bejtehen. In dieſem Sinn jei 
die Regierung bisher thätig gemejen. 

Die Volkspartei, die ſich bisher jo hartnädig gegen den Eintritt in 
den von Preußen gegründeten Bund gefträubt hatte, fand fich jett durch 
die allgemeine Stimmung bewogen, ihre Grundfäge zu modificiren. Eine 
Berjammlung von 14 Abgeordneten der wirtembergifchen Volkspartei, au 
welche ſich 5 Großdeutſche als Gäſte anjchlojjen, vereinigte fich zu dem 
Vorſchlag, die Regierungen jollten unter jich eine neue Bundesjtaats- 
verfajfung entwerfen und Ddiejelbe einem vom allgemeinen Stimmrecht 
gewählten Parlament zur Sanction vorlegen. Auch ſonſt hörte man 
von Männern der Vermittlung die Anficht ansprechen, daß nun ein 
ganz neuer Berfaflungsentwurf einem von alien Negierungen zu be 
rufenden gemeinfamen Parlament vorgelegt werden müſſe. Die joge- 
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nannte liberale Mittelpartei, d. h. die Anhänger der Regierung, erklärte 
in einer Volksverſammlung am 10. Dftober in Stuttgart, fie erwarte, 
daß eine neu zu wählende VBolfsvertretung einem Staatsvertrag ihre 
Zuftimmung gebe, durch welchen auf der Grundlage der norddeutichen 
Bundesverfaffung die gemeinfame Gefeßgebung, die diplomatifche Ver— 
tretung des geeinigten Deutſchlands und ein einheitliches Heer erreicht 
werde. Alle diefe Vorjchläge hatten feine andere Bedeutung, als die 
einer jubjectiven Motivirung des Uebergangs zur Anerkennung der neuen 
Ordnung der Dinge. 

Ende Oftober begannen die Verhandlungen in Berfailles.*) Graf 
Bismard hielt ſich zurüd und überließ es den Miniftern Delbrück und 
Roon, mit den Vertretern der ſüddeutſchen Staaten die von ihnen ge- 
jtellten Anträge durchzuſprechen. Auch der ſächſiſche Minifter v. Friefen 
wurde von Seiten der Bundesregierung als Vermittler beigezogen. Eine 
wichtige Frage wurde von den heffifchen Bevollmächtigten zur Sprache 
gebracht durch den Antrag auf Errichtung eines eigentlichen Staaten— 
baufes. Ein ehmaliger ſüddeutſcher Minifter (wahrſcheinlich Roggenbach) 
unterftütte den Antrag durch eine befondere Denkichrift, und Minifter 
v. riefen empfahl ihn mit Wärme. Aber die bairifchen Minifter, die 
Anfangs davon ausgingen, daß Baiern nicht eigentlich in den erweiter- 
ten norddeutfhen Bund eintreten, jondern nur ein weiteres Bündniß 
mit demfelben jchliegen follte, konnten für diefe Einrichtung ein Staaten- 
haus nicht gebrauchen, und Graf Bismard, der durch den Bundesrath 
die Zwede des Staatenhaufes vollkommen erreicht glaubte, und den 
Bundesrath nicht verändert wiſſen wollte, war auch gegen den hejjiichen 
Antrag, und fo fiel er im Rath der Bevollmächtigten durd. Zunächſt 
juchte nun jeder einzelne Staat gewiſſe Ausnahmen für fich zu erlangen. 
Daß folche geftattet werden müßten, davon war man in Berfailles über- 
zeugt. Auch die Abgeordneten des Reichsſtags, welche Bismard zur 
Berathung ins Hauptquartier berufen hatte, Bennigjen und Friedenthal, 
waren damit einverftanden umd gaben die Zuficherung, daß der Neichs- 
tag nichts dagegen einmwenden würde, wenn man den particulariftiichen 
Wünſchen Baierns und Wirtembergs einige Zugeftändniffe made. Nun 
gingen aber die Baiern in ihren Zumuthungen gar weit; fie verlangten 


*) Weber den Gang derjelben berichtet am ansführlihften die Allg. Zeitung im 
dem Artikel „Zur Geſchichte der deutichen Verträge”, Beilage vom 13. u. Pauptblatt 
vom 14, Jan. 1871. Ferner: Preußiſche Jahrbücher Bd. XXVI. Heft 6: „Die Ber- 
träge mit den Südftaaten” und „MWirtemberg und das deutſche Verfaſſungswerk.“ 
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zwar nicht jo viel wie bei der Conferenz mit Delbrüd in München, 
aber immer noch unmöglice Dinge. Sie nahmen für ihre Dynaftie 
eine Art BVicepräfidentichaft des Bundes in Anſpruch, und beftanden auf 
dem abjoluten Beto Baierns gegen alle VBerfaffungsveränderungen. 
Außerdem verlangten jie Privilegien für das Militärweien und fin die 
Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten. Wirtemberg bejchränfte 
feine Forderungen auf eine größere adminiftrative Selbjtändigfeit zu 
Gunften feiner Finanzen. Da Baiern jo viele principielle Schwierig- 
feiten machte, jo verjuchte Bismard vorerjt eine Verjtändigung mit den 
drei übrigen Südftaaten,; die Vertreter von Wirtemberg, Baden und 
Heſſen wurden am 6. November zu einer gemeinfchaftlichen Sitzung ein- 
geladen, deren Ergebniß eine Webereinfunft mit den beiden letzteren 
Staaten war, wornach diejelben vollftändig in den norddeutſchen Bund 
eintreten jollten, mit Vorbehalt bejonderer Feſtſetzungen über das Pojt-, 
Eifenbahn- und Telegraphenwejen, das ihrer Berwaltung verbleiben follte. 
Auch mit Wirtemberg ſchien der Abſchluß nahe zu fein, aber am 13. Nov. 
erhielten die Bevollmächtigten ein Telegramm aus Stuttgart, das ihnen 
die Siftirung des Bereinbarungsmerfes anbefahl. Miniſter Delbrüd 
berichtete in der Neihstagsfikung vom 5. Dec. 1870, daR gegen Mitte 
November mit allen drei Sidftaaten eine Berjtändigung erreicht worden 
jei, aber ein umvorhergefehener Zufall habe Wirtemberg verhindert, an 
dem bereits in allen Hauptpunkten fejtgeftellten Uebereinkommen theilzu: 
nehmen. Der oben erwähnte Bericht in den preußischen Jahrbüchern, 
ſowie der Artifel der Allg. Zeitung über die fiiddeutichen Verträge er: 
zählen übereinftimmend, daR jenes allem Anfcheine nad) von München 
aus veranlaßte Telegramm die wirtembergifchen Miniſter angewiejen habe, 
mit ihren bairiſchen Collegen zuſammen zu gehen, wodurd ihnen der 
Abſchluß auf der bereit vereinbarten Grundlage unmöglich gemacht 
worden ſei. Diefelben jollen (nah den Preußischen Jahrbüchern) nun 
verjucht haben, die Verhandlungen auf einem anderen Boden zu führen, 
Dabei aber die Erfahrung gemacht haben, daß der Bundeskanzler unter 
Umjtänden auch minder liebenswürdig jein könne. Die Allg. Zeitung 
berichtet, jie hätten jich vafch überzeugt, da Preußen auf andere Be- 
Dingungen nicht eingehen werde, und jie feien mut der Erklärung nad) 
Stuttgart zurücgeeilt, daß fie ihre Stellen niederlegen würden, wenn die 
von ihnen ihrer Inſtruction gemäß verhandelte Vereinbarung vor ihrem 
Spuverän nicht genehmigt würde. Dieje Berichte wurden allgemein als 
autbentiich angejehen, aber ein Halbjahr jpäter erklärte der wirtem 
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bergiiche Minifter v. Deittnacht in der Sigung dev zweiten Klammer vom 
12. Juli 1871, daß an der ganzen Gejchichte Fein wahres Wort jei, 
daß von den wirtembergijchen Bevollmächtigten wie ein Verſuch gemacht 
worden jei, die Unterhandlungen auf einer anderen Grundlage zu führen, 
und daher auch Feine derartige Zurechtweifung babe erfolgen können. 
Sein Dementi jcheint ſich nur auf diefen einen Punkt zu beziehen, denn 
Thatſache iſt es, daß die wirtembergijchen Minifter, ohne die Verhand— 
lungen abgeichloffen zu haben, am 13. Nov. von Berjailles abgereist 
und vm 20. Nov. nicht dahin zurüd, fondern nach Berlin gereist find, 
um, mit neuen Inſtructionen verjehen, dort den Vertrag abzuſchließen. 
Was fie zu jener plöglichen Abreife beftimmt hat, darüber gab Minijter 
v. Mittnacht bei jener Berichtigung feinen Aufjchluf. 

Sturz nachdem die wirtembergifchen Miniſter von Verſailles abge- 
reist waren, am 15. Nov. wurde von dem norddeutichen Bund mit 
Baden und Heſſen ein Vertrag abgejchlojfen, nach welchem dieje Staaten 
die im wenigen nicht wejentlichen Punkten modificirte Verfaſſung an— 
nahmen; auc wurde ein Sepavatprotofoll unterzeichnet, welches Die 
Deititärverhältnifie Hefjens näher beſtimmte. Die wichtigjten Baden zu— 
geftandenen Vorrechte waren die, daß die großherzogliche Regierung die 
Verwaltung der Eijenbahnen und die Befteuerung des inländichen Bieres 
und Branntweins behielt. 

Auch die Verhandlungen mit Baiern gingen jett vajcher vorwärts. 
In München war eine günftige Wendung eingetreten, die man der An- 
wejenheit des Grafen Beujt zujchrieb, welcher ſich über die Art, wie 
Graf Bray die Verhandlungen führe, ſehr mißbilligend äußerte, was 
diejen bejtimmte, weniger Schwierigkeiten zu machen. Am 23. November 
fam der Vertrag zwifchen Baiern und dem norddeutichen Bund zum 
Abſchluß. Die Sonderredte, die Baiern zugeftanden wurden, waren 
jehr umfafjender Art. Der König behielt die Militärhoheit in der Weife, 
dag ihm der Fahneneid geleiftet wird, und nur die Beſtimmung darin 
aufgenommen ift, daß der Soldat im Striege dem Befehl des Neichs- 
oberhaupts unbedingt Folge zu leiften bat. Ebenſo erfolgt die Anord- 
nung der Kriegsbereitichaft des bairiſchen Gontingents auf Veranlaſſung 
des Bundespräfidiums durch den König von Baiern. Im bundesvath- 
lichen Ausihuß für das Yandheer hat Baiern einen ftändigen Sik. Das 
Gejandtichaftsrecht behält Baiern in vollfter Ausdehnung, ferner jeine 
gejonderte Eifenbahn-, Poſt- und Telegrapbenverwaltung, dagegen ftebt 
dem Reiche theilweije die Gejeßgebung zu. Die Beftenerung des Bieres 
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und Branntweins ift der Yandesgefeßgebung vorbehalten, auch nimmt 
Baiern an den Bejtimmungen der Bundesverfaffung über Heimats- und 
Niederlafjungsverhältniffe feinen Antheil, namentlich findet das Frei— 
zügigfeitsgefeß auf Baiern feine Anwendung. Das wichtigjte Zuge: 
ſtändniß aber, wodurch der füderative Charakter der Bundesverfaſſung 
erheblich verftärkt wurde, war die Beſtimmung, daß Baiern mit Wirtem- 
berg und Sachſen den diplomatischen Ausſchuß bilden ſollte. Dieſe Ein: 
richtung fiel um jo mehr ins Gewicht, als zugleich beſtimmt wurde, daR 
alle Anträge auf VBerfaffungsveränderungen als abgelehnt gelten jollten, 
wenn fie 14 Stimmen gegen fich hatten. Da nun jene drei önigreiche, 
die im diplomatischen Ausſchuß vereinigt waren, gerade 14 Stimmen 
miteinander hatten, jo war es in ihre Hand gegeben, jede Verfaſſungs— 
veränderung, die eine Erweiterung der Bundesgewalt bezwedte, zu ver: 
hindern. Baiern hatte, wie wir wiſſen, fir fich allein ein Beto gegen 
Berfajlungsveränderungen beanfprucht, und dies wurde ihm nicht bewil- 
figt, aber jene Combination mit Sachſen und Wirtemberg gewährte ihm 
beinahe denfelben entscheidenden Einfluß. 

Der Bertrag Wirtembergs mit dem norddeitichen Bunde wurde 
zwei Tage jpäter, am 25. November, aber wie ſchon erwähnt, nicht in 
Berjailles, fondern in Berlin abgefchloffen. Auch Wirtemberg durfte die 
Verwaltung der Eijenbahnen, des Poft- und Telegraphenmwejens, md die 
bejondere Beftenerung des Bieres und Branntweins behalten. Uebrigens 
machte Wirtemberg dem Reiche in Betreff der Poft- und Telegraphen— 
verwaltung mehr Zugeftändniffe al3 Baiern. Die reglementarifchen und 
Zarifbeftimmungen follten für Wirtemberg in Beziehung auf Wechjel 
und Durdhgangsverfehr vom Bundespräfidium ausgehen. Eine bejondere 
Militärconvention gewährte Wirtemberg eine bejchränfte Militärhoheit. 
Die mwirtembergifchen Truppen follten das 14.*) deutſche Armeecorps 
bilden und im Fahneneid verpflichtet werden, dem Bundesfeldherrn und 
den Kriegsgeſetzen Gehorſam zu leiften, dem König von Wirtemberg aber 
treu zu dienen. In Beziehung auf Offiziere und Militärbeamte blieb 
dem Könige das unbeſchränkte Ernenmungsrecht, nur fir Anftellung des 
Höchftcommandirenden wird die vorherige Zuſtimmung des Königs von 
Preußen erfordert. Als Chef feiner Truppen genießt der König von 
Wirtemberg die damit verbundenen Ehren und Nechte, während die übri- 
gen Bundesfürften (mit Ausnahme des Königs von Baiern) nur die 

*) Später in das 13. abgeändert. 
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mit der Würde eines Chefs verbundenen Ehren zu genießen haben. Auch 
hat Wirtemberg wie Baiern einen ftändigen Sig im Militärausſchuß 
des Bundesraths. 

Sp war nun endlich das Ziel erreicht, nad) welchem man jo lange 
gerungen und das oft jo ferne gefchienen hatte. Das ganze außeröfter- 
reichiſche Deutſchland Hatte eine gemeinfame Verfaſſung, Ein Haupt, Ein 
Heer, eine gemeinfame Regierung und eine gemeinfame Volksvertretung. 
Diefe fefte Form, erworben durch den fiegreihen Kampf gegen Frank— 
reich, konnte ihm nicht jo leicht wieder geraubt werden. Mit dem äufße- 
ren Feind war auch der innere Feind, der Particularismus beſiegt. Es 
blieben zwar noch Beſorgniſſe übrig, welche durch die Sonderrechte her— 
vorgerufen wurden, die ſich Baiern und Wirtemberg vorbehalten hatten. 
Unter den Nationalliberalen in Nord: und Süddeutſchland erhoben jich 
Stimmen jhärffter Mißbilligung über die den ſüddeutſchen Königreichen 
gewährten Zugeftändniffe.*) Man klagte, das ſchön gefügte Gebäude 
der norddeutichen Bundesverfaffung ſei durch die bairifchen Staatsmänner 
mit voher Hand durchbrochen und verunftaltet, die Einheit des deut— 
hen Heeres jei den Großmachtanfprüchen Baierns geopfert, und die 
befondere Militärhoheit ftimme nicht zu der im Kriege gejchlojjenen 
Waffenbrüderfchaft; man fürchtete, die bairifche Militärverwaltung werde 
eine den übrigen Heerestheilen gleihmäßige und ebenbürtige Ausbildung 
der bairifhen Mannjchaft und beſonders des bairischen Dffiziersftandes 
verhindern. Die Ausnahme Baierns vom deutſchen Freizügigkeitsgeſetz 
jei ein ſchmerzliches Merkzeihen, daß die deutſche Einheit noch nicht 
vollendet fei; überall könne der deutjche Reichsbürger fich niederlaffen, 
nur nicht in Baiern. Aber diefe Kritif wurde doch in den Hintergrund 
gedrängt durch die unendlich werthvolle Thatjache, daß die lang erjehnte 
Einheit gewonnen war. Man hatte durch die Verträge ein alle deut- 
ihen Staaten umfaſſendes Band, die fatale Mainlinie war ausgewiſcht, 
der Süden mit dem Norden vereint, alle wejentlichen Bejtandtheile der 
norddeutfchen Bundesverfaſſung auf Süddeutjchland ausgedehnt. Man 
hatte eine Verfaffung, die eine weit beſſere Bürgjchaft der nationalen 
Einheit, Freiheit und Macht gewährte, als der alte deutiche Bund fie 
gab und alle jene Neformvorjchläge der bundestäglichen Zeit bätten 
bringen können. Wenn man fi) die Frage vorlegte, ob es denn beifer 





)Beſonders ſcharf ſprach fih H. v. Treitihle aus in dem Artilel der preußi- 
Ihen Jahrbücher: „Die Verträge mit den Südftaaten“ Bd. XXVI. ©. 684 u. ff. 
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gewejen wäre, auf die Berjtändigung mit Baiern zu verzichten und damit 
die Vollendung des Einheitäwerfes auf unbeftimmte Zeit zu vertagen, 
jo konnte man nicht im Zweifel fein, dak überwiegende Gründe vor- 
lagen, jene Ausnahmen und Sonderrechte zu geftatten, welche bei gutem 
Willen von beiden Seiten unſchädlich gemacht werden fonnten. Die 
Kunde von dem endlichen Abſchluß der Verträge erregte daher auch in 
allen deutihen Gauen großen Jubel. Schon wurden einzelne Freuden- 
feuer angeziindet, aber doc fehlte zu einem eigentlichen Volksfeſt noch 
die rechte Stimmung. Waren wir ja doch noch im Kriege, und ftanden 
die Söhne des BVaterlandes, in Kämpfen und Entbehrungen fich auf- 
reibend, vor Paris und vor Belfort! Man wartete mit Sehnfudht der 
legten Entfcheidung und eines glüclichen Friedensjchluffes. 

Die Verſailler Verträge bedurften der Zuftimmung fowohl des 
Reichstags als der Yandtage der betreffenden Einzelftaaten. Der Reichs— 
tag wurde am 24. November, noch ehe der letzte der Verträge abge- 
ſchloſſen war, eröffnet und ftatt des noch in Berjailles befindlichen 
Königs von Preußen hielt Minifter Delbrüd die Thronrede. Er be 
richtete zuerft von dem Stande des Krieges und den Bedingungen, welche 
die Bundesregierung für die Friedensverhandlungen feftzuhalten geſonnen 
fei, nämlich) in erfter Reihe eine vertheidigungsfähige Grenze Deutſch— 
lands, um gegen die von allen Macthabern Frankreichs feit Jahrhun⸗ 
derten geübte Eroberungspolitif eine Waffe in Händen zu haben. Es 
gelte die erlangten Erfolge zu fichern, zu diefem Zwecke müfje der Krieg 
noch fortgejegt werden, und dazu bedürfe die Regierung die nöthigen 
Geldmittel. Die Fortdauer des Krieges habe aber die friedliche Arbeit 
nicht verhindert, nämlich die Herftellung eines Bundes, welcher die ſüd— 
deutichen Kampfgenofien dauernd mit den norddeutjchen vereinige.. Es 
wurde fofort der Antrag zur Verwilligung eine® neuen Credit8 von 
100 Millionen Thaler zur Fortſetzung des Krieges gegen Frankreich 
vorgelegt und fpäter genehmigt, ſowie die Verträge mit Baden, Heffen, 
Baiern und Wirtemberg, und der Entwurf der dadurd) modificirten Ver— 
faflung des deutjchen Bundes vorgelegt. 

Zunähft wurden die Verträge im Bundesrath befprocden. Die 
mit Baden, Heifen und Wirtemberg wurden, wenn aud) nicht ohne Bean- 
ftandung einzelner Punkte, doh am 1. Dec. einftimmig genehmigt; der 
bairische Vertrag führte zu lebhaften Debatten, nnd mur, um das Eini- 
gungswerf nicht zu gefährden, wurde auch diefer an demſelben Tage 
angenommen. Cachfjen: Weimar und die übrigen thüringiichen Staaten, 
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Medlenburg-Strelig, Lübeck und Bremen gaben Erflärungen zu Protofolf, 
in denen fie ihr Bedauern über die Baiern gewährten Ausnahmen und 
die Hoffnung ausfprachen, daß man allmählich zu einer befjeren Einigung 
gelangen werde. Alle waren darüber einverftanden, daß der Vertrag 
das Princip der Gleichheit verlege und daß man mit feiner Annahme 
nur das kleinere Uebel gewählt habe. Am 5. Dec. fand die erfte 
Debatte im Reichstag über die füddentfchen Verträge ftatt, nachdent 
Delbrüd in einem ausführlichen Vortrag die Entſtehungsgeſchichte dar- 
gelegt und die gemachten Zugeftändniffe vertheidigt hatte. Die Baiern 
gewährte Ausnahmeftellung wurde von nationalliberafer Seite lebhaft 
befümpft, und es war eine Zeitlang wirffich zweifelhaft, ob nicht eine 
große Miinorität den batrifchen Vertrag verwerfen mwirde. Hätte man 
denfen können, die Ablehnung würde zum Abjchluß eines neuen befferen 
Vertrags führen, jo würde er ficher vom Reichstag verworfen worden 
fein. Aber da man fürchten mußte, dag in Baiern Regierung und Volf 
die Ablehnung als eine Zurückweiſung der dargebotenen Hand betrachten 
und die Einigung dadurch auf lange Zeit unmöglich machen würden, To 
entſchloſſen fidy viele Unzufriedene, ihre Zuftimmung doc nicht zu ver- 
jagen. Ein Telegramm des Bundesfanzlers aus Verſailles vom 
6. December ermahnte entjchieden zur Annahme der Verträge mit den 
jüddeutichen Staaten, und ftellte für den Fall der Verwerfung feinen 
Nüctritt in Ausfiht. Nachdem auch noch am 7. und 8. December dar- 
über verhandelt worden, fand am 9. die dritte Yefung ftatt. Die Ber: 
träge mit Baden, Heflen und Wirteniberg wurden mit allen Stimmen, 
außer denen der Socialdemofraten Bebel und Liebfnecht, angenommen. 
Der Vertrag mit Baiern wurde mit 195 gegen 32 Stimmen genehmigt. 
Bennigſen motivirte die Zuftimmung der Nationalliberalen, indem er 
jagte, feine Partei wiſſe wohl, daß die Weiterentwidlung der norddent- 
ihen Berfaffung Gefahr laufe, wenn man Elemente aufnehme, welche 
die Nechte umd Conceffionen dieſes Vertrages zu einer mißbräuchlichen 
Hinderung derjelben bemügen könnten. Indeſſen wenn aud die Ver- 
treter Baierns im künftigen Neichstag etwas der Art verfuchen jollten, 
jo fünne man e8 ruhig abwarten, ob fie diefen Verſuch nicht bald wieder 
aufgeben werden. „Wir nehmen," jagte er, „feine Gegner in den Bund 
auf, jondern deutjche Genoffen, bewährt in einem unerhört glorreichen 
Kampf für die unferem Vaterland gebührende Stellung, welche jett ihren 
Ausdrud findet in einer deutjchen Geſammtverfaſſung, die dem miß— 
tranifchen Europa und dem feindlichen Frankreich erſt abgewonnen werden 
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mußte. Nachdem die deutjche Nation aus dieſem jchweren, wohl dem 
ſchwerſten und verhängnißvolfften Kampfe, der ihr jemals auferlegt war, 
fiegreich hervorgeht, weshalb follte ihr nicht eine gefunde, Fräftige innere 
Entwidlung gegeben fein, wenn fie unter einheitlicher Regierung in einem 
freien deutihen Parlamente zufammenwirft?" 

Nun folgten aber noch zwei wichtige Beichlüffe, welche dem Ge— 
bäude der deutſchen Verfaſſung die Krone auffetten, nämlich die Er- 
theilung des Kaijertitel3 an den Reichsvorſtand und der Beichluß, den 
deutfhen Bund „deutſches Reich“ zu nennen. Der Gedanke daran 
hatte ſchon lange in der Yuft gelegen.*) Schon bei Begründung des 
norddeutjchen Bundes vermißten Manche eine greifbare monarchiſche 
Spike, der Titel Bundespräfident lautete ihnen gar zu republifanifch. 
E3 gingen Petitionen bei dem Reichstag ein, man möge doc) dem König 
den Raijertitel verleihen. Bei einer Privatzuſammenkunft der im De: 
cember 1866 für die Vorarbeiten zum conftituirenden Neichstag nach 
Berlin berufenen Bevollmächtigten machte ſchon der oldenburgifche Mi- 
nifter dv. Nöffing im Namen ſeines Souveräns den Vorſchlag, den König 
um Annahme des Kaifertitel3 zu bitten. Geh. Rath v. Savigny wurde 
angegangen, die Sache Bismarck vorzutragen, diefer aber antwortete 
entjchieden ablehnend, nnd damit war der Gedanke bei Seite gejchoben. 
Während des Krieges tauchte er auf neue auf. Graf Münſter meinte, 
die Verträge mit den Siüdftaaten feien nur unter der Bedingung der 
Widerherftellung der Kaiferwürde annehmbar. ES murde dagegen gel- 
tend gemacht, der Kaijertitel jei eine unzeitgemäße Nomantif, die nicht 
zu der realiftifch abgewogenen Bundesverfaffung paffe; es liege darin 
eine Betätigung der von den Demokraten vorgebrachten Behauptung, 
daß das Haus Hohenzollern nur darum die Einheit Deutjchlands er- 
ftrebt habe, um einen bonapartiftiihen Cäjarismus zu errichten, man 
müſſe vielmehr in deutjcher Bejcheidenheit fich an dem deutfchen Künig- 
thum genügen laffen. Aber dagegen fam in Betracht, daß es für das 
Souveränitätsbemwußtjein der deutſchen Könige viel leichter fein werde, 
ji) einem Kaiſer unterzuordnen, als einem Standesgenoffen, der auch 
wie fie den Titel König führte. Und bei einem großen Theil des deut: 
hen Volkes, bejonders im Süden, hatte der Raifername doch einen ehr— 
würdigen, imponivenden Klang. Unter den deutjchen Fürſten bildete fich 
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ein ſtilles Einverftändniß, daß es ein Gebot fürftlichen Anftandes jei, 
daß man dem, der doch einmal durch die Macht der Ereigniffe das 
Primat habe, die Kaiſerwürde verleihe. Und wenn einer der deutjchen 
Fürften die Fnitiative ergreifen follte, war es natürlich, daß es der 
Negent des nächft Preußen größten deutſchen Staates, der König von 
Baiern that. König Ludwig IT. faßte denn auch ten bochherzigen Ent- 
Ihluß, dem Könige von Preußen den Kaifertitel anzubieten. Er richtete 
zunächſt an jämmitliche deutjche Fürſten und die Senate der drei freien 
Städte am 30. Nov. 1870 ein Schreiben mit der Anfrage, ob fie ein- 
verftanden wären, wem mit Ausübung der Präfidialmacht des Bundes 
der Titel eines deutſchen Kaijer8 verbunden würde. Gleichzeitig ließ er 
durch den im Hauptquartier zu Verfailles befindlichen Prinzen Yuitpold 
dem König von Preußen ein Schreiben überreichen, worin er den Wunjch 
ausſprach, daß die dem Yundespräfidium zuftehenden Nechte durch Wider: 
berjtellung eines deutſchen Reiches und der deutichen Kaijerwürde aus- 
geübt werden follten. Im Reichstag richtete der Abgeordnete Friedens 
thal an den Minifter Delbrüd die Frage, ob nicht die gegenwärtige 
Phaſe der deutjchen Dinge dazu führen werde, in kürzeſter Friſt dem 
deutichen Wolfe ein Oberhaupt zu geben, und ob nicht in gegenwärtige 
Augenblick Thatfahen vorliegen, die und in diefer Hinficht Gemißheit 
verjchaffen fünnten? worauf Delbrüd das Schreiben vorlag, das König 
Ludwig von Baiern an den König von Preußen gerichtet hatte. Im 
Bundesrath war es der Vertreter Sachſen-Weimars, der den Antrag 
auf Widerherftellung der Kaiferwürde ftellte, und am 10. December 
fonnte Delbrüd dem Reichstag verkünden, daß ſämmtliche deutiche Für: 
ften, fowie die Senate der drei freien Städte ihre Zuftimmung zu dem 
Wunſche des Königs von Baiern gegeben haben, worauf der Antrag des 
Bundesraths im Reichstag mit 188 Stimmen gegen 6 angenommen 
wurde. Sn einer Abendfigung legte Lasker eine Adreffe an den König 
vor, in welcher er gebeten wurde, durch Annahme der Kaiferfrone das 
deutſche Einigungswerk zu weihen. Eine Deputation von .30 Abgeord- 
neten jollte fie in Verſailles überreichen. Dies geihah am 18. December 
nach feierlihem Gottesdienſt in der Schloffapelle zu Verſailles, wo der 
König, umgeben von dem Kronprinzen und deffen Stab, dem Bundes— 
fanzler, vielen deutjchen Fürſten und hohen Offizieren, die Adrefje ent 
gegennahm. Der Präfident Simfon hob in feiner Anrede hervor, daß 
die Abgeordneten des Neichätags in einer Stadt empfangen werden, in 
welcher mehr als ein verderblicher Heereszug gegen Deutjchland erjonnen 
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und ins Werf gejegt worden fei, daß aber heute die Nation von eben 
dieſer Stelle her fi) der Zuſicherung getröften dürfe, daß Kaiſer und 
Neich im Geift einer neuen lebensvollen Gegenwart wieder aufgerichtet 
werde. König Wilhelm begann feine Antwort mit dem Ausdrud des 
Danfes gegen die göttlihe Vorfehung, deren wunderbare Fügung die 
Bertreter Deutſchlands in der alten franzöfiichen Königsftadt zufammen- 
geführt und den Deutſchen Sieg verliehen habe in einem Maße, wie er 
es kaum zu hoffen und zu bitten gewagt habe. Die durch König Ludwig 
von Baiern an ihn ergangene Aufforderung, die Kaiſerwürde des alten 
deutjchen Neiches herzuftellen, Habe ihn mit tiefer Bewegung erfüllt; er 
werde ſich dem Rufe micht entziehen und die Würde eines deutjchen 
KRaifers annehmen, jobald auch die jüddeutichen Kammern ihre Zuftin- 
mung dazu erklärt haben. 

Nachdem der norddeutiche Neichstag die Verträge genehmigt hatte, 
murden fie auc den Einzellandtagen vorgelegt. Der badijche Yandtag 
wurde am 13. December eröffnet, und am 16. wurde über die Ver: 
träge verhandelt. Der Berichterftatter der Commiſſion trug unbedingt 
auf Genehmigung an und hatte nur den einen Tadel, daß die von 
Baiern erhaltenen Sonderredhte den Ausdrud des nationalen Gedanfens 
abgeſchwächt hätten. Staatsminifter Jolly hielt einen längeren Vortrag, 
in welchem er die Entftehung der Verträge erzählte und ſich wegen der 
auch für Baden angenommenen Veränderungen der norddeutjchen Bundes— 
verfaffung entjchuldigte. Er fagte: am 2. Oftober habe Baden jeinen 
Eintritt in den norddeutichen Bund beantragt, ohne irgend eine Aende— 
rung der Verfaſſung derjelben, bis auf den einen Punkt der Getränfe: 
fteuer, wo durchaus von den norddeutichen abweichende Betriebsverhält- 
niffe eine Ausnahme auch für Baden wünfchenswerth gemacht haben, da 
diejelbe für Baiern und Wirtemberg gefordert ſei. Wenn nun in den 
Berfailler Unterhandlungen jtatt der von Baden gewünſchten Verftärkung 
der Centralgewalt eine nicht unbedenflihe Schwächung erreicht ſei, jo 
trage Baden daran feine Schuld. Der eigenthümliche Gang der Ber: 
bandlungen habe es mit fich gebracht, daß fein Name fich unter einem 
Aktenftüc befinde, für welches er die Autorſchaft im ftricten Sinne nicht 
übernehmen fünne. Der mit Baden und Heſſen am 15. Nov. unter: 
zeichnete Vertrag enthalte verfchiedene Bejtimmungen, welche Baden nicht 
allein nicht gefordert, fondern nicht einmal gewünſcht habe, die vielmehr 
aus den gleichzeitig mit Baiern und Wirtemberg geführten Verhandlun— 
gen herrührten. Nichtsdejtoweniger habe er es nicht für angemefjen 
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gehalten, deswegen Schwierigfeiten zu machen, jo wenig er die in dem 
Vertrag mit Baiern getroffenen Stipulationen, jo bedenklich einige der- 
jelben fein möchten, für einen Grund halten könne, um dem ganzen Ver: 
tragswerk feine Zuftimmung zu entziehen. Er vertraue, daß eine nicht 
zu ferne Zukunft manche diefer Beftimmungen binwegräumen werde, und 
zwar, weil die anfcheinend bevorzugten Staaten die Erfahrung machen 
würden, daß die ihmen gewährten Ausnahmen vor alleın ihnen jelber 
nachtheilig jeien. Denn das habe doch die deutjche Gejchichte auf tau- 
jend Blättern gelehrt, daß das Sonderftreben der einzelnen Territorien 
nicht allein das Ganze geſchädigt, fondern namentlich über jene Einzelnen 
die jchwerften Prüfungen gebracht habe. Schließlich bemerkte er, das 
Kriegsminifterium werde in Zukunft wegfallen, zum großen Theil aud) 
das auswärtige Mintfterium; die ausländiichen Gejandtichaften werden 
eingezogen werden, meniger aus finanziellen wie aus politiichen Rück— 
jichten. Nur die Gefandtichaft in Berlin werde bleiben. Die Verträge 
nit dem norddeutichen Bund, ſowie die Militärconvention mit Preußen 
wurden mit allen gegen eine Stimme angenommen. Selbſt die vier 
ultramontanen Mitglieder des Yandtags ftimmten bei, wahrten aber ihren 
Standpunft durch eine befondere Erklärung. Am 19. December bejchloß 
and; Die erjte Kammer mit allen gegen 2 Stimmen ihre Zuftimmung 
zu den Berträgen. In Heſſen erfolgte die Annahme am 20. December 
ohne Schwierigkeit duch Beihluß von 40 gegen 4 Stimmen. 

Die wirtembergifche Negierung zeigte ihren guten Willen für die 
ungefäumte Annahme der Verträge jchon dadurch, daß fie ihre Abgeord- 
netenfammer, in welcher die Demokraten und Großdeutſchen die Majo— 
rität hatten, auflöste. Am 21. Oft. 1570 war nämlich der Yandtag 
eröffnet worden, um ihm die Exigenz eines weiteren außerordentlichen 
Militäveredits von 3,700,000 fl. vorzulegen. Nachdem derjelbe geneh— 
migt war, eröffnete der Minifter v. Scheurlen der Berfammlung, das 
ein jo hochwichtiges Werk wie der deutjche Verfaſſungsbau eine Stüge 
in der Ueberzeugung des Volkes haben müſſe, das vornemlich Durch die 
Wahl feiner Vertreter ji) auszufprechen berufen ſei. Die letzte Abge— 
oronetenwahl jet zu eimer Zeit erfolgt, in welcher die deutjche Frage, 
jo wie ſie jetzt liege, nicht inS Auge gefaßt worden jet, es dürfe daher 
die neue Bundesverfaflung nicht Der gegenwärtigen, jondern müſſe einer 
nen zu bildenden Verſanmlung vorgelegt werden. Es folgte jofort die 
Auflöfung der Kanımer und die Anordnung neuer Wahlen. Dieje fielen, 
wie man gehofft hatte, vorwiegend national aus. Bon den particulari— 
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jtiichen Demokraten, welche gegen das Kriegsdienftgejeg jo heftige Oppo— 
fition gemacht hatten, wurden nur 17 wieder gemählt, und darunter 
fehlte namentlich ihr Haupt, der Redacteir des Beobachters, Karl Mayer. 
Am 19. Dec. wurde der Yandtag mit einer Thronrede des Königs er: 
öffnet, worin er u. 4. fagte: „Die Waffengemeinjchaft, in welcher 
Deutjchlands Stämme verbunden find, hat in der Nation den Drang 
auch nach politiiher Einigung mächtig angefaht. Wird diejes Ziel, um 
welches Deutichland jo lange gerungen, jet nicht erreicht, jo fehlt den 
weltgejhichtlichen Ereigniffen diejes Jahres die höchfte Weihe.“ Ueber 
die Verträge wurde am 22. und 23. December verhandelt; die von 
Wirtemberg, Baden und Heilen abgefchlojjenen wurden mit 74 gegen 14, 
der bairifhe mit 76 gegen 12 und der Kaifertitel mit 81 gegen 7 Stim- 
men genehmigt. Zehn Anhänger der Volkspartei erflärten, daß auch fie 
für eine Einheit Deutjchlands feien, aber gegen die Verträge geſtimmt 
hätten, theil$ wegen der überftürzenden Behandlung diefer Frage, theils 
weil die Volksvertretung in die Zwangslage verjegt worden jei, diejelben 
ohne weitere Modification annehmen zu müffen, aber auch wegen der 
particulariftifchen Conceffionen, die man Wirtemberg und vornemlich 
Baiern gemacht habe, wegen des Mangel3 aller Gewährleiftung der 
Grundrechte in der Buudesverfaffung, jowie wegen des Umftandes, daß 
dem Reichstag Fein verantwortliches Minifterium gegemüberftehe, und 
diefer namentiich in allen militärischen Fragen die nöthigen conftitutio- 
nelfen Gerechtfame entbehre. Ein Zeichen des auch im demofratijchen 
Lager erfolgten Umſchwungs war, daß Karl Mayer die Nedaction des 
Beobachters niederlegte und ſich vom politischen Leben zurüdzog. Die 
erfte Kammer fprah am 29. Dec. ebenfall3 ihre Zuftimmung zu den 
Verträgen und der Kaiſerwürde aus. 

Den jchwierigften Stand hatten die Verträge in Baiern. Das 
Minifterium folgte dem guten Beilpiel Wirtembergs in Auflöfung der 
Kammer nicht, obgleidy von den halsftarrigen Patrioten noch viel weriger 
Nachgiebigkeit gegen die neue Geftaltung zu erwarten war, als von den 
wirtembergiichen Demokraten. Man Hatte die bairifchen Minifter im 
Verdacht, fie fürchteten durch Neuwahlen eine gar zu fortichrittliche 
Kammer zu bekommen. Am 14. Dec. wurden die Verträge vorgelegt, 
und der Juſtizminiſter Lutz begleitete die Vorlage mit einer längeren 
Nede, in welcher er den von Baiern abgefchlofjenen Vertrag vertrat und 
jehr im Gegenfag zu der Rede des badifchen Miniſters ſich darüber 
vechtfertigte, daß er foviel zugeftanden, daß er namentlich in Bezug auf 
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Juſtizgeſetzgebung die Competenz des Bundes in weit größerem Umfang 
anerkannt habe, als er früher thun zu müſſen geglaubt habe. Er habe 
dies gethan, nicht in Folge eines Zwanges, der von Preußen geübt 
worden wäre, jondern weil er fühle und wiffe, was es um ein allge 
meins deutjches Necht jei, und weil er es nicht habe wagen mollen, 
mit den Kräften, die dem einzelnen Staate zu Gebot ftehen, der ganzen 
Wiſſenſchaft des deutjchen Vaterlandes auf dem Gebiet der Gejekgebung 
Eoncurrenz zu machen. 

Die Zufammenjegung des Ausichuffes, welcher zur Begutachtung 
der wichtigen Frage gewählt wurde, zeigte, wie wenig die Kammer ge: 
neigt jei, die Thatfachen anzuerkennen; es wurden 12 Patrioten und 
nur 3 Viberale gewählt, und zum Referenten Jörg beftellt, der am 
19. Juli die Neutralität Baierns beantragt hatte. Wirklich brachte er 
e3 dahin, daß, der Parteidisciplin gehorfam, feine ultramentanen Col: 
legen ihm in dem Antrag auf VBerwerfung der Berträge beiftimmten. 
Dagegen ſprach die Feine Minorität des Ausſchuſſes fich für Annahme 
aus, Eine Kundgebung der üblen Laune des bairischen Patriotismus 
zeigte fi) darin, daß man die entjcheidende Verhandlung über die Ver: 
träge möglichft lang hinausſchob. Obgleich in dem Vertrage die Beſtim— 
mung ftand, daß der Austaufc der Ratificationsurkunden noch im Yaufe 
des Monats December erfolgen jollte, und man mohl mußte, dak in 
ganz Deutſchland mit Ungeduld auf den definitiven Abſchluß der Eini— 
gung gewartet werde, war die Partei der Patrioten jo ungefällig, die 
Verhandlungen erjt auf den 11. Januar 1871 anfegen zu laſſen. Da 
gegen beeilte fich die Kammer der Neichgräthe, noh am 30. December 
die Abftimmurg vorzunehmen und mit allen gegen 3 Stimmen die Ans 
nahme auszusprechen. Fürſt Hohenlohe Konnte nicht umhin als Mitglied 
des Neichsraths fein Bedauern darüber auszuſprechen, daß Baiern jid 
eine Sonderftellung bewahrt habe. Der König richtete an den Weiche» 
rathspräfidenten Freiherrn v. Stauffenberg ein Schreiben,‘ worin er 
feinen Dank für die Abftimmung ausſprach; ebenfjo an den Erzbiidof 
von München, an den er das Erfuchen ftellte, daß er aud in den 
Kreifen der Abgeordneten feinen Einfluß für eine günftige Entjcheidung 
verwende. 

Als endlich die Verhandlung begann, nahmen ſich die Herren Zeit, 
um wie damals, wo es ſich um den Sturz Hohenlohe's handelte, mit 
aller Behaglichkeit ihr Herz auszuleeren. Die Debatte dauerte volle 
10 Tage bis zum 21. Januar. Während aber die katholiſchen Geiſt— 
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fihen unter den Abgeordneten gegen die fluchwürdige Politit Preußens 
declamirten, liefen täglich Telegramme von emeindevertretungen und 
Eorporationen, und zwar gerade aus ultramontanen Bezirken ein, welche 
die Annahme der Verträge den Abgeordneten zur Pflicht machten. Die 
Fortichrittspartei und die Minifter gaben jich alle Mühe, die Mehrheit 
der Kammer umzuftimmen, und wirflic gelang es ihnen auch theilmeife, 
und es fam zu dem unerwartet günftigen Rejultat, daß 102 Stimmen 
für die Verträge und 48 dagegen abgegeben wurden. Drei von den 
54 Batrioten, die fih im Klub zu einem Nein verpflichtet hatten, waren 
franf geworden, einer war ausgetreten und zwei hatten ſich durch die 
Aufforderung ihrer Wähler umftimmen laſſen. 

In Berlin und Verſailles nahm man von der noch ausftehenden 
Zuftimmung Baierns feine Notiz. Am 30. Dec. wurden die Ratifica- 
tionsurfunden der Verträge mit Baden, Hefien und Wirtemberg ausge: 
taufcht, und die Ausdehnung des norddeutichen Bundes zum deutjchen 
Reich, ſowie die Annahme des Kaijertitels, al3 am 1. Januar 1871 in 
Kraft tretend, im Bundesgejetblatt verkündet. Im deutjchen Haupt: 
quartier fand am Neujahrstag 1871 feftlicher Gratulationgempfang bei 
dem König ftatt. Bei dem Feitmahl diefes Tages hielt König Wilhelm 
eine Anſprache an die anmejenden Fürſten, welche der Großherzog von 
Baden im Namen derjelben ermwiderte. „Der heutige Tag,” fagte er, 
„ist dazu beftimmt, das ehrmwürdige deutjche Reich in verjüngter Kraft 
erftehen zu jehen. Ew. Königl. Majejtät wollen aber die angebotene 
Krone des Reiches erjt dann ergreifen, wenn jie alle Glieder dejjelben 
fchügend umfaſſen kann. Nichtsdeftoweniger erbliden wir heute ſchon in 
Em. Königl. Majeftät das Oberhaupt des deutfchen Kaijerreihs und in 
deſſen Krone die Bürgjchaft unmwiderruflider Einheit. König Wilhelm IV. 
fagte vor 21 Jahren: „Eine Kaiſerkrone kann nur auf dem Schladht- 
felde errungen werden."*) Heute, da diejes füniglihe Wort fich glän— 
zend erfüllt hat, dürfen wir und wohl Alle in dem Wunfche vereinigen, 
es möge Em. Königl. Majeftät durch Gottes Gnade noch recht lange 
und gejegnete Jahre vergönnt fein, dieſes geheiligte Symbol deutjcher 
Einheit und Kraft in Frieden zu tragen. Zur Bekräftigung diefes auf- 
richtigen Wunfches rufe ich die Worte aus, welche der hohe Verbündete 
Em. Königl. Majeftät, der König von Baiern, zu geſchichtlicher Bedeu— 


*) Diefe Aeußerung that Friedrich Wilhelm bei Gelegenheit der Kaiſerdeputation 
am 3, April 1849, 
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tung erhoben hat: „Doc Lebe Se. Majeftät König Wilhelm der 
Siegreiche!“ 

Die definitive Annahme der Kaiſerwürde erfolgte von Seiten des 
Königs von Preußen durch ein Schreiben deſſelben an die deutſchen 
Fürſten und freien Städte. Er bezeichnete darin ſeine Auffaſſung mit 
folgenden Worten: „Ich nehme die deutſche Kaiſerkrone an, nicht im 
Sinne der Machtanfprüche, für deren VBerwirklihung in den ruhmvolliten 
Zeiten unferer Gejchichte die Macht Deutjchlands zum Schaden jeiner 
umeren Entwidlung eingejegt wurde, jondern mit dem feften Vorſatze, 
jo weit Gott Gnade gibt, als deutſcher Fürſt der treue Schirmherr 
aller Rechte zu fein und- das Schwert Deutjchlandg zum Schuge deffelben 
zu führen. Deutjchland, ſtark durch die Einheit feiner Fürſten und 
Bölfer, hat jeine Stellung im Rathe der Nationen wiedergewonnen, und 
das deutjche Volk hat weder das Bedürfniß noch die Neigung, über feine 
Grenzen hinaus etwas anderes als den auf gegenfeitiger Achtung der 
Selbftändigfeit und gemeinfamer Förderung der Wohlfahrt begründeten 
Verkehr der Völker zu erjtreben. Sicher und befriedigt in fich jelbjt 
und in jeiner eigenen Kraft, wird das deutſche Neid), wie ich vertraue, 
nach fiegreicher Beendigung des Krieges, in welchen ein unberechtigter 
Angriff ung verwidelt hat, und nach Sicherftellung feiner Grenzen gegen 
Frankreich ein Neich des Friedens und des Segens jein, in welchem das 
deutfche Volk finden und genießen wird, was es jeit Jahrhunderten ge- 
fucht und erjtrebt hat.” 

Am 18. Januar fand die feierliche Proclamirung der Kaijerwürde 
im Feſtſaale des Schlojfes zu Verſailles Mittags 12 Uhr ftatt. Außer 
dem Kronprinzen, den Fürften, Deiniftern und Generalen, die jich in der 
Umgebung des Königs befanden, nahmen auch BVertreter des Heeres an 
der FFeierlichkeit Theil. Bon der dritten Armee waren je 3—4 Ber- 
tretev jedes Regiments beordert, von den anderen Heerestheilen wenig: 
ſtens Deputationen gegenwärtig. Der Act wurde mit einer Feſtpredigt 
des Divifionspredigers Rogge eröffnet, hierauf hielt der König eine An- 
ſprache an die deutjchen Fürften, und dann verlag der an diefem Tage 
zum Genevallientenant ernannte Bundeskanzler die folgende Proclamation 
des Kaiſers an das deutjche Volk: „Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden 
König von Preußen, nachdem die deutjchen Fürſten und freien Städte 
den einmüthigen Ruf an Uns gerichtet haben, mit Herftellung des deut: 
chen Neiches die ſeit mehr denn 60 Jahren ruhende deutjche Kaifer- 
würde zu erneuern und zu übernehmen, und nachdem in dev Verfaſſung 
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des deutjchen Bundes die entiprechenden Beſtimmungen vorgefehen find, 
befunden hiermit, daß Wir es als eine Pflicht gegen das gemeinfante 
Vaterland betrachtet haben, diefen Rufe der verbündeten deutichen Für— 
ften ımd Städte Folge zu leiften und die deutiche Kaiſerwürde anzuneh- 
nıen. Demgemäß werden Wir und Unfere Nachfolger an der Krone 
Preußen fortan den Raiferlichen Titel in allen Unferen Beziehungen und 
Angelegenheiten des Deutjchen Reiches führen, und hoffen zu Gott, daR 
e8 der deutſchen Nation gegeben fein werde, unter dem Wahrzeichen 
ihrer alten Herrlichfeit das Baterland einer jegensreichen Zukunft ent- 
gegenzuführen. Wir übernehmen die Kaiferliche Winde in dem Bewußt— 
jein der Pflicht, in deutſcher Treue die Rechte des Reichs und feiner 
Glieder zu hüten, den Frieden zu wahren, die Unabhängigkeit Deutſch— 
lands, geftütt auf die geeinte Kraft feines Volkes, zu vertheidigen. Wir 
nehmen fie an in der Hoffnung, daß dem deutjchen Wolfe vergönnt fein 
wird, den Lohn feiner heißen und opfermüthigen Kämpfe in dauernden 
Frieden und innerhalb der Grenzen zu genießen, welche dem Baterlande 
die feit Jahrhunderten entbehrte Sicherung gegen erneute Angriffe Frank— 
reich gewähren. Uns aber und Unferen Nachfolgern an der Kaiferfrone 
wolle Gott verleihen, allezeit Mehrer des Deutſchen Reichs zu fein, 
nicht an Friegerifchen Eroberungen, fondern an den Gütern und Gaben 
des Friedens auf dem Gebiete nationaler Wohlfahrt, Freiheit und Ge- 
fittung. Gegeben Hauptquartier Verſailles, den 18. Januar 1871. 
Wilhelm." Nad) diefer Verlefung brachte der Großherzog von Baden 
ein Hoch auf Kaifer ‚Wilhelm aus, und die Verſammlung ftimmte ımter 
den Klängen der Volkshymne dreimal begeiftert ein. Zur Erhöhung der 
Feftesfreude fehlte es nicht an herrlichen Waffenthaten. Die Einnahme 
von Le Mans am 12. Yan. durch Prinz Friedrich Karl, die Einnahme 
von Alencon am 16. an. durch den Großherzog von Medlenburg, der 
Sieg des 14. Armeecorps unter General Werder am 17. Yan. vor 
Belfort, über die zum Rückzug gezwungene Armee des Generals Bour- 
bafi, waren die Feſtgaben, die das Heer darbrachte. Es folgte dann 
in den nächften Tagen die Zurückweiſung des Ietten großen Ausfalls 
aus Paris am 19. Jan., ein Sieg de8 General® Göben bei St. Quentin 
über die franzöfiiche Nordarmee, und am 28. Yan. der endliche Abſchluß 
der Kapitulation von Paris. Die fichere Ausficht auf baldigen Frieden 
war nun eröffnet. 
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Der Friedensſchluß mit Fraukreich und der erfte deutſche 
Reichstag im Frühjahr 1871. 


In den Friedensverhandlungen mit Frankreich mußte fich die Macht 
des wiederhergeftellten deutjchen Neiches erproben. Es galt jekt zu 
zeigen, daß das unter Preußens Führung geeinigte Deutjchland eine 
ganz andere Stellung in der europäiſchen Staatenfamilie einnehme, als 
der durch zwei vivalifirende Großjtaaten vepräfentirte deutſche Bund, 
welcher nicht im Stande geweſen war, in den beiden Parijer Friedens— 
ichlüffen feine berechtigten Anſprüche auf beſſere Grenzen durchzufegen. 
E3 fehlte auch jett nicht an Verfuchen der neutralen Mächte, Deutſch— 
land den Preis des Sieges zu jchmälern. Waren doc Defterreich und 
Italien nur durch die überwältigende Raſchheit der deutjchen Erfolge ab- 
gehalten worden, aus der nothgedrungenen Neutralität bervorzutreten. 
Und die Art wie England feine Neutralität auffaßte, indem es duldete, 
daß feine Kaufleute Frankreich mit Kohlen, Waffen und Munition ver: 
forgten und damit den Krieg verlängerten, Tieß eben nicht auf wohl: 
wollende Gefinnungen gegen Deutfchland ſchließen. Da e8 für Defter- 
reich nicht räthlich ſchien Partei zu nehmen, jo machte Graf Beuft 
mwenigftens den Verſuch, Italien und England für ein Einverftändnig 
zu gewinnen, das die Aufgabe haben follte, Frankreich vor Gebietsver- 
luften zu bewahren. Aber Rußland verharrte in mwohlwollender Neu- 
tralität, proteftirte gegen jede Einmifchung und erklärte jogar, jobald 
eine dritte Macht auf Seiten Frankreichs treten würde, werde es der 
Bundesgenofje Preußens fein. Dadurch war dag öfterreihiihe Cabinet 
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genöthigt feine Umtriebe aufzugeben. Es zeigte ſich für Preußen noch 
während des franzöfiichen Krieges Gelegenheit, feine Dankbarkeit für 
Rußlands freumdlihe Haltung zu bethätigen und zugleich feine durch den 
Krieg gehobene Geltung zu erproben. Eine Circulardepeſche des ruffi- 
ichen Reichskanzlers Fürften Gortſchakoff vom 31. Oftober 1870 er- 
flärte auf Befehl des Kaifers, daß Rußland fich die Beichränfungen des 
Pariſer Vertrags vom Jahre 1856 nicht mehr Länger gefallen laſſen fünne, 
übrigens nicht daran denfe, die orientalische Frage zu erneuern. Ruß— 
land berief fich darauf, daß jener Vertrag durch die im Jahr 1859 
vollzogene Bereinigung der Moldau und Walladhei zu einem Staat 
Rumänien und durch das Einlaufen fremder Kriegsfchiffe in das ſchwarze 
Meer jchon widerholt verletzt fei. Rußland könne nicht zugeben, daß ein 
zu Gunſten Anderer bereitS verlegter Vertrag mur in denjenigen Punf- 
ten, welche die directen Syutereffen des ruffischen Reiches berühren, un- 
antaftbar bleiben folle. Der Kaifer Fündige daher dem Sultan den 
Zufaßartifel zu dem Vertrag, worin die Zahl und Größe der Kriegs— 
Ichiffe, die er auf dem jchwarzen Deere halten dürfe, feftgeftellt jei, mache 
den Unterzeichnern der Berträge hievon in Loyalfter Weife Mittheilung 
und erbiete fich zu weiteren Unterhandlungen, die zu einem billigen Ab- 
fommen führen fünnten. Man konnte nicht in Abrede ziehen, daß das 
Berlangen Rußlands eigentlich ganz billig fei, jener bejchränfende Ver: 
trag hatte ihm nur nach einem unglüdlich geführten Krieg auferlegt 
werden können, jeitden hatten jich die Verhältniffe geändert. Rußland 
hatte ſich durch feine inneren Reformen, namentlih durch feine Eman- 
cipation der Peibeigenen feinen Pla unter den civilifirten Staaten 
Europas erobert und durfte nicht mehr in eine Linie mit der Türkei 
geftellt werden. Doch nahm man feine Erklärung in London und Wien 
mit der Miene großer Entrüftung auf, und wollte darin ein neues 
Attentat auf die Grundlagen des dermaligen VBölferrecht3 fehen. Die 
franzöfifche Regierung der defonse nationale bemühte fi, den Zwiſchen— 
fall zur Agitation gegen Rußland zu verwerthen und jchürte in dieſem 
- Sinn, bejonders in Yondon, in der Hoffnung, das englische Cabinet zu 
einer drohenden, zum Krieg führenden Erklärung gegen Rußland fort: 
reißen zu können. Das ruffiiche Cabinet that jedoch einen Schritt zur 
gütlichen Ausgfeihung, es richtete am 8. Nov. 1870 eine bejchwidhti- 
gende Note an die englifche Negierung und ſprach die Hoffnung auf 
baldige Widerherftellung des guten Einvernehmens aus. Die Pforte, 
welche bei der Sache zunächſt betheiligt war, nahm die ruſſiſche Erklärung 
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ganz gleihmüthig Hin und zeigte fich bereit, die Kündigung jener Ver: 
tragsbeftimmmungen fich gefallen zu laſſen. Dadurd) war dem drohenden 
Conflict jchon die Spite abgebrochen. Seit übernahm Graf Bismard 
die wohl ſchon vor dem franzöfiichen Krieg in Ausſicht geftellte Ver: 
mittlerrolfe. Er erließ an die bei dem Pariſer Frieden von 1856 be 
theiligten Mächte England, Defterreih, Frankreich, Italien und die 
Pforte, fowie an Rußland dur ein Telegramm vom 26. November 
den Borjchlag, ihre Vertreter in Yondon zu einer Konferenz zu ermäch— 
tigen, um die von Rußland aufgeworfene Frage näher zu prüfen. Alle 
betheiligten Mächte gaben eine zuftimmende Antwort. Jules Favre, der 
Vertreter der auswärtigen Angelegenheiten Frankreich, erklärte in einer 
Circulardepefche an die europäiſchen Mächte: er ei, obgleich dermalen 
durch die Belagerung in Paris eingefchloffen, gerne bereit, auch dabei 
zu erfcheinen, jobald er einen Geleitichein im Händen haben und die 
Lage von Paris es ihm geftatten werde, feinen Weg nach Yondon zu 
nehmen, „im Boraus ficher, nicht vergeblich im Namen feiner Regierung 
das Princip des Rechts und der Moral anzurufen, dem Achtung zu 
verjchaffen Europa ein jo großes Intereſſe habe." Er hoffte nämlich, 
in Pondon als legitimer Vertreter Frankreichs aufgenommen zu werden 
und dann feine Theilnahme an der Conferenz benüten zu Fünnen, um 
vor den europäiſchen Mächten die Sache Frankreichs zu führen und als 
Ankläger gegen Preußen aufzutreten. Am folgenden Tag ſchrieb er auch 
an Graf Bismarck und bat denſelben, den Geleitſchein, den er ſich durch 
engliſche Vermittlung erbeten hatte, in möglichſt kurzer Friſt ihm zuzu— 
ſchicken. Hierauf erwiderte Bismarck am 16. Januar, Jules Favre ſei 
ſehr im Irrthum, wenn er glaube, es ſei ein Geleitſchein für ihn bereit. 
Die Regierung der nationalen Vertheidigung ſei ja noch nicht einmal 
von der franzöſiſchen Nation anerkannt. Er überlaſſe es ihm, einen 
anderen Weg nach London, ohne den Anſpruch auf ſeine Anerkennung 
als legitimer Vertreter Frankreichs, zu finden, erlaube ſich aber die 
Frage, ob es rathſam ſei, daß er jetzt ſeinen Poſten in Paris verlaſſe, 
um an einer Conferenz über das ſchwarze Meer theilzunehmen, in einem 
Augenblick, wo in Paris Intereſſen auf dem Spiel ſtehen, welche für 
Frankreich wichtiger ſeien, als der Vertrag von 1856. Unter dieſen 
Umſtänden mußte Jules Favre darauf verzichten, an der Pontusconferenz 
theilzunehmen. Sie begann am 17. Yan. 1871 ohne die Anweſenheit 
eines franzöfifchen Gefandten, und erſt als die Anderen mit ihrer Auf- 
gabe fertig waren, erfchien der Herzog von Broglie ald Vertreter Fraul 
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reihs, um ſich den Beſchlüſſen der europäifhen Großmächte anzuſchließen. 
Diefe waren unter Vermittlung Preußens zu Gunjten Ruflands ausge: 
fallen. Es fam nämlih am 13. März 1871 ein neuer Vertrag zu 
Stande, in welchem Rußland alle feine Wünjche zugeftanden wurden. 
Bismard und der König von Preußen hatten damit ihre am 2. Juni 
1870 in Ems gegebene Zuſage gelöst. 

Jules Favre war indejjen dem Winf Bismarcks gefolgt und hatte 
fih am 23. Januar jtatt nach London, nach Verſailles begeben, um 
dort über die Eapitulation von Paris und einen Waffenftillftand zu 
unterhandeln. Die Bedingungen, die er anbot, waren nicht der Art, 
daß jie im deutjchen Hauptquartier angenommen werden fonnten. Paris 
jollte zwar Fapituliven, aber der Beſatzung, ſoweit fie aus regulären 
Truppen bejtand, geftattet werden, in voller Rüftung auszumarjchiren 
und ſich hinter die Yoire zurüdzuziehen, um dort ihre Waffen abzulegen. 
Von einer größeren Gebietsabtretung wollte die franzöfiiche Regierung 
immer noch nichts wiſſen. Nach mehreren Hin- und Herreiſen Jules 
Favres zwiichen Paris und Verfailles wurde am 28, Febr. eine Ueber: 
einfunft abgejchlofjen, vermöge welcher jämmtliche Forts von Paris und . 
das Kriegsmaterial den deutſchen Truppen übergeben werden und die 
franzöfifchen Bejagungstruppen als friegsgefangen ihre Waffen abliefern 
jollten, aber zunächſt noch in Paris bleiben durften. Gleichzeitig wurde 
ein Waffenftillftand vereinbart, der für Paris am 28. Januar, für die 
Departements in drei Tagen beginnen und 21 Tage dauern follte. Inner— 
halb dieſer Zelt jollte die proviforische Regierung eine frei zu mwählende 
Nationalverfammlung berufen, und dieſe darüber enticheiden, ob der 
Krieg fortzufegen oder ob und. unter welchen Bedingungen der Frieden 
abzujchliegen fei. Die Wahlen kamen innerhalb 8 Tagen zu Stande; 
am 12. Febr. fonnte die neue Nationalverfammlung ihre erſte Situng 
in Bordeaur halten, und am 17. wählte fie einftimmig den Gejchicht- 
jchreiber Thiers zum Chef der executiven Gewalt. Schon am folgenden 
Tag trat er die Negierung an umd wählte feine Minifter. Er felbfi 
begab ſich mit Jules Favre, feinem Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten, in das deutjche Hauptquartier nach Verfailles, und am 26. Febr. 
1871 wurden die Friedenspräliminarien abgeſchloſſen. Thiers verlangte, 
um die Einheit des deutjchen Neiches nicht anerkennen zu müfjen, Baiern, 
Wirtemberg und Baden jollten einen bejonderen Vertrag mit Frankreich 
abjchliegen. Bismard, der übrigens jelbjt am 20, Febr. die Minifter 
der ſüddeutſchen Staaten zur Theilnahme an den Friedensverhandlungen 
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eingeladen hatte, bejeitigte diefe Forderung durch die Anordnung, daR zu 
dem von ihm allein als Bertreter des deutjchen Reiches unterjchriebenen 
Bertrag die Gefandten der fübdeutichen Staaten den Beiſatz machen joll- 
ten, daß fie als Bertreter von Baiern, Wirtemberg und Baden, die als 
Bundesgenofien Preußens an dem Kriege theilgenommen haben und jett 
zum deutjchen Meiche gehören, Namens ihrer Souveräne der gegenwär- 
tigen Uebereinfunft beitreten. 

Unter den Friedensbedingungen ſtand in erfter Yinie, dag Frankreich 
zu Gunften des deutjchen Neich auf alle jeine Anfprüche auf Elſaß und 
Deutſch-Lothringen zu verzichten habe. Von Elſaß war leider Belfort 
ausgenommen, dagegen zu Deutjch-Yothringen auch die franzöfiich reden- 
den Städte Met und Diedenhofen gezogen. Nach der Watification des 
Bertrags jollte durch eine deutſch-franzöſiſche Commiſſion die Grenzlinie 
genau feftgejet werden. Die zweite Hauptbedingung war die Zahlung 
von fünf Milliarden Franken, die Frankreich innerhalb dreier Jahre dem 
deutſchen Meiche erlegen jollte. Daß Belfort, das jo lange von den 
deutjchen Truppen belagert und mit großen Anftrengungen und Opfern 
am 15. Febr. endlich zur Webergabe gezwungen worden war, nicht an 
Deutfchland abgetreten werden jollte, ſchien Vielen feineswegs gerechtfer— 
tigt, aber Belfort und Metz waren die Punkte, die Thiers mit größter 
Hartnädigfeit fejthielt, und an deren Erledigung das Zuftandefommen 
des Friedens hing. ES ftand jo, daß von deutſcher Seite entweder 
Met oder Belfort aufgegeben werden mußte, wenn man Frieden haben 
wollte, und da die Feſtung Met von überwiegender militäriicher Wich- 
tigfeit war, jo entichloß fih Bismard, das minder wichtige Belfort auf: 
zugeben und die Unterhandlungen zum Abſchluß zu bringen. Eine an- 
dere vielfach getadelte Nachgiebigkeit gegen die Empfindlichkeit der Fran— 
zojen war die, daß der Einzug der deutjchen Truppen in Paris auf 
30,000 Dann, und das Berweilen derjelben in der Stadt auf wenige 
Tage befchränft wurde. Dieß brachte viele Taufende des Belagerungs- 
heeres, welche vier Monate vor Paris gelegen und den endlichen Einzug 
in die berühmte Stadt als Yohn für jo manche Geduldsübung erjehnt 
hatten, um den Genug Paris zu jehen und um die volle Genugthuung 
des Siegesbewußtſeins. Die franzöfischen Unterhändler batten den 
Deutſchen jo viel von der erregten Stimmung der Pariſer Bevölferung 
und von den Gefahren blutiger Conflicte vorgeredet, daß die deutjchen 
Heerführer jchon im Intereſſe ihrer eigenen Truppen eine maffenbafte 
Dccupation und ein längeres Verweilen in der Stadt vermeiden zu 
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müſſen glaubten. Auf den 1. März wurde der Einzug der 30,000 Mann 
feftgefeßt; durch dieſen Akt follte den Parifern und dem ganzen fran« 
zöfischen Volk die Befiegung der Hauptjtadt anschaulich gemacht werden. 
Weitere 70,000 Mann wurden in nmächjter Nähe der Stadt bereit ge- 
halten, un wenn die Einziehenden, Widerjtand fünden, größere Maffen 
nachrücten zu laſſen. Die Einzugsarmee, aus Truppen des 6. md 11. 
preußiichen Armeecorps und dem batrifchen Armeecorps bejtehend, war 
bei Yongehamps am Beulogner Gehölz aufgejtellt; dort hielt der Kaifer, 
von den anwejenden Fürjten und Generalen des Hauptquartier begleitet, 
eine Mufterung. Um 1 Uhr begann der Einmarſch durch die avenue 
de limperatrice und die route de la grande armée auf den Triumph: 
bogen zu. Die Straßen und Pläte waren von zufchauendem Publicum 
dicht beſetzt. Im Ganzen verhielt ſich die Menge ruhig, doch fehlte es 
nicht an einzelnen Hevausforderungen und Reizungen der Truppen; höh— 
nende Zurufe und Schimpfworte, Ziſchen und Pfeifen wurden gehört. 
Die Soldaten fetten dem Allen eine umerjchütterlihe Ruhe und Geduld 
entgegen, und Die provocivenden Yaute wurden durch Trommeln und 
Militärmuſik übertönt. Einige deutjche Journaliſten, die ſich unter den 
Zufchauern befanden, geriethen in ernftlihe Gefahr und mußten durch 
Einjchreiten des Militärs bejchügt werden. Auch wurden mehrere fran- 
zöfiiche Frauen, die mit Deutſchen geiprochen oder fie begrüßt hatten, 
von dem Pöbel auf die rohejte Weife mißhandelt. Doc blieb es kei 
jolhen einzelnen Exceſſen. Am folgenden Tag wurden große Schaaren 
deutjcher Soldaten, die nicht zur Einzugsarmee gehörten, nur mit dem 
Seitengewehr bewaffnet, von ihren Offizieren durch die Stadt geführt. 
Indeſſen hatte die Nationalverfammmlung in Bordeaur am 1. März 
die ihr vorgelegten Friedenspräliminarien mit 566 gegen 107 Stimmen 
angenommen; am 2. März wurde diefe Nachricht von Jules Favre in 
das Hauptquartier nach Verſailles gebradt, und am 3. erfolgte die 
Unterzeichnung der Friedenspräliminarien durch den Kaifer und der Aus— 
tauſch der Ratificationsurfunden. Schon am 2. März wurde der Be— 
fehl zum Abzug der deutjchen Truppen aus Paris gegeben, und um 
9 Uhr des folgenden Tages begann der Abmarjch, der nad) einigen 
Stunden vollzogen war. Zur Berwandlung der Friedenspräliminarien 
in einen definitiven Friedensſchluß wurde eine Commiſſion von deutjchen 
und franzöfiihen Bevollmächtigten in Brüffel niedergejegt, die am 
28. März ihre Verhandlungen begann. Aber alle Welt fah die Frie- 
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denspräliminarien als dag wirkliche Ende des Krieges an, und feine der 
neutralen Mächte machte nur einen Verſuch der Einmiſchung. Die 
freundlichite Stellung zu dem Sieger nahm Rußland ein. Der Kaijer 
Wilhelm zeigte am 27. Febr. dem Kaiſer Alerander den Abjchluß der 
Friedenspräliminarien mit folgenden Worten an: „So ftehen wir denn 
am Ende eines ebenjo glorreichen als biutigen Krieges, welcher ung mit 
einer Frivolität ohne Gleichen aufgezwungen wurde. Preußen wird nie- 
mals vergeffen, daß es Ihnen zu verdanken ijt, wenn der Krieg nicht 
die äufßerften Dimenfionen angenommen hat. Möge Gott Sie dafür 
ſegnen.“ Alexander erwiderte: „Ich danke Ihnen für die Anzeige der 
Details der riedenspräliminarien. Ich theile Ihre Freude. Gebe 
Gott, dag denjelben ein dauerhafter Friede folge. Ich bin glüdlich, im 
Stande gemwejen zu jein, Ihnen als ergebener Freund meine Sympatbieen 
zu beweifen. Möge die Freundichaft, die ung verbindet, das Glück und 
den Ruhm beider Yändern fichern. 

Der Friedensihlug mit Franfreih bradte dem neuen deutjchen 
Neid) eine Gebietgerweiterung von 263 Quadratmeilen größtentheils 
fruchtbaren Yandes mit 1,549,000 Einwohnern. Dieſer für Franfreich 
beträchtliche Berluft wurde aber noch weit überwogen durch das gänz- 
liche Scheitern jeiner bisherigen Politif, durch die Niederlage jeines 
Syſtems. Don dem was Frankreich durch einen Krieg mit Deutjchland 
zu erreichen gehofft hatte, war gerade dag Gegentheil eingetreten: ſtatt 
jein durch die Erfolge Preußens im Jahre 1866 gejchädigtes Prejtige 
widerherzuftellen, war dajjelbe gründlich vernichtet. Die Einheit und 
Macht Deutjchlandg, welche den Franzoſen immer als das größte Na— 
tionalunglüd erjchienen war, gegen deſſen Verwirklichung fie alle ihre 
Kräfte zufanmennehmen müßten, jtand nun in unbeftreitbarem lange 
als überwältigende Thatfache da. Kein Wunder daher, wenn die Fran— 
zojen alle Schuld ihres Unglüds auf Deutjchland ſchoben und insbe: 
jondere Bismarck dafür verantwortlich machten. Wußte doch diejer 
geniale Staatsmann allerding® die von ihm vorgefundene Lage fo zu 
benügen, daß der durch Frankreichs Politif unvermeidlich gemachte Con- 
flict zur vechten Zeit ausbrah. ine Reihe franzöfiicher Schriftfteller 
nach dem Krieg wendet alle erdenkliche Mühe auf, um zu beweifen, daß 
‚sranfreich den Krieg nicht gewollt und nicht möthig gehabt habe. Dar- 
auf jtüßt auch der durch feine herausfordernden Erklärungen am Aus: 
bruch des Krieges jo mejentlich betheiligte Herzog v. Gramont jeine 
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Nedtfertigung:*) „En France“, jagt er, personne n’avait besoin de 
la guerre. En Prusse, elle etait necessaire, indispensable. C'était 
pour l'oeuvre de 1866 une question de vie ou de mort. Is fecit 
cui prodest.‘* Eine bejjere Erfenntniß hat ein anderer Politiker, der 
Verfaſſer des merkwürdigen Buchs: „Le dernier des Napoleon“. Er 
jagt ©. 299: „En France et quelque peu en Europe, on accuse 
M. de Bismarck d’avoir prepare la guerre contre la France, d'avoir 
teıfdu une serie de pieges ä son aveugle adversaire, jusqu’ au jour 
ou celui-ci s’est laisse prendre si pitoyablement dans la question 
d’Espagne. C'est une inexactitude. M. de Bismarck prevoyait 
une guerre avec la France, prenait ses mesures en consequence, 
mais ne la desirait pas au fond.“ Und in dem letzten Kapitel feines 
Buches, das die Ueberſchrift führt: „Les coupables“ bezeichnet er 
©. 382 u. ff. als die Haupturheber des Krieges in erfter Reihe la nation 
elle-m&me, zweitens le parlement francais, und drittens la presse. 
Diefe Mächte waren e8 allerdings, die mit vereinter Kraft am Kriege ſchürten. 
Sie glaubten, Frankreich könne feine Beftimmung nicht erfüllen, ohne den 
Beſitz des linken Nheinufers, darnach ging das Streben der Nation feit 
den beiden Parijer Friedensichlüffen. So oft die Politif einen neuen 
Aufſchwung nahm, jo entftand auch das Gefchrei nach dem linken Rhein— 
ufer. Und als Deutjchland im Jahre 1866 zu eimer nationalen That 
fich aufraffte und das Defterreich, welches die Deutjchen fo lange ver: 
hindert hatte jich zu einem nationalen Staat auszubilden, niederichlug 
und ausjtieß, betrachtete dieß die franzöfiiche Nation als eine perjönliche 
Beleidigung, die nur gefühnt werden könnte dadurch, daß Deutichland 
wie Italien im Jahre 1860 den Preis feiner Einigung an Frankreich 
bezahlte durch Abtretung einer Provinz. Bei diejer politischen Anſchauung 
der Franzoſen, welche die Organe der öffentlihen Meinung, die Prefie 
und die hervorragenden StaatSmänner beherrichte, mußte ein Staatsmann 
wie Bismard den Krieg zwiſchen Deutjchland und Frankreich als unver: 
meidlich anjehen. Wenn er diefen Krieg zur Ausführung feiner Plane 
für förderlich hielt, jo brauchte er denjelben nicht zu juchen, jondern nur 
anzunehmen, unter Verhältniffen, welche feinen Zweifel an der Schuld 
Frankreichs liegen und demjelben feinen Schein einer Berechtigung zum 
Angriff gaben. Dieß wurde volljtändig dadurch erreicht, daß alle Ueber: 
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griffe vermieden wurden, welche Frankreich fraft des Prager Friedens 
ein Recht zur Einmiſchung in deutjche Angelegenheiten hätten geben 
können. Dagegen war die lächerlihe Anmaßung, als dürfte Frankreich 
nicht dulden, daß ein entfernter Verwandter des preufiichen Regenten— 
haufes den ſpaniſchen Thron befteige, ganz geeignet, den Neid Frankreichs 
gegen das aufjtrebende Deutichland gehörig ins Yicht zu ftellen, und die 
ganze Verantwortung für den Krieg auf Frankreich laſten zu laſſen. 
Es war daher ganz in der Ordnung, daß Frankreich den Frieden durch 
eine jtarfe Buße erfaufen mußte. Statt das linke Aheinufer zu erobern, 
mußten die Franzoſen auch nocd den Theil defjelben abtreten, den fie 
dem Nationalitätsprincip zuwider ſeit zwei Jahrhunderten beſaßen, nach— 
dem fie ihn durch Intrike und Gewalt von Deutjchland losgerijien hatten. 
Daß der Sieger noch mehr forderte, als wozu Stammesverwandtichaft 
und deutſche Sprache berechtigte, und eine Bevölferung von etwa 
200,000 franzöſiſch fprechenden Bewohnern dem deutjchen Neich einver: 
(eibte, hatte feinen guten Grund in dem Recht und der Pflicht, die Ver: 
theidigung Deutichlands gegen künftige Angriffe Frankreichs zu erleichtern 
und zu fichern. Die Feſtung Meet jchien den deutſchen Strategen ein 
für Deutfchland unentbehrliches Bollwerf. 

Der definitive Abſchluß des Friedens zog ich länger hinaus, als 
man nach den DVerjailler Präliminarien zu erwarten berechtigt war, da 
in denjelben alle erheblichen ragen entjchieven waren und es fich mur 
noch um die Ausführung der feitgefetsten Bedingungen handelte. Der 
bald nach dem Abzug der Deutichen aus Paris daſelbſt ausgebrocdhene 
Aufjtand trug freilich viel dazu bei, den Fortgang der Unterhandlungen 
zu verzögern, indem er die Xhätigfeit der neuen franzöfiichen Regierung 
lähmte; aber theilweife jcheinen die franzöfiichen Unterhändler die Ber: 
handlungen auch abfichtlich in die Yänge gezogen zu haben, in der Hoff- 
nung, günftigere Bedingungen zu erhalten. Auch fehlte es vielleicht dem 
Bevollmächtigten des deutschen Reiches, Grafen Arnim, an Energie und Ge 
wandtheit. Graf Bismard ließ mehrmals Mahnungen an die Brüffeler Frie— 
densconferenz ergehen, endlich ging ihm die Geduld aus umd er beichloß, Die 
Sache ſelbſt in die Hand zu nehmen. Er lud den franzöjiihen Minijter 
Jules Favre, der ſelbſt eine Beiprechung mit dem Reichskanzler gewünſcht 
hatte, und den Finanzminiſter Pouyer-Quertier anf den 6. Mat zu einer 
Zufammenfunft in Frankfurt a. DM. ein. Sie trafen um 5 Uhr Abends 
mit ihren Secretären, Graf Salignac-Fenélon und Graf Baftard ein, 
und Graf Bismard fam eine Stunde ſpäter mit den Yegationsrätben 
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Graf Hapfeld und Yothar Bucher, und dem Secretär Graf Wartens- 
leben. Auch Graf Arnim kam von Brüffel, um an den Verhandlungen 
theilzunehmen. Sie begannen am folgenden Tag im Gafthof zum 
Schwanen und nahmen unter Yeitung des Reichskanzlers einen jo günftigen 
Verlauf, daß der definitive Frieden am 10. Mai Nachmitttags umter- 
zeichnet werden fonnte. Der erjte Artikel des Friedens betraf einige 
Abänderungen der in den Präliminarien feitgefetten Grenzbeſtimmungen. 
Deutjchland trat nämlich mehrere franzöſiſch jprechende Gebietstheile bei 
Belfort, die Cantone Belfort, Delle und Giromagıy, jowie den weit: 
fihen Theil des Cantons Fontaine, 4 Quadratmeilen mit 29,000 Seelen 
an Frankreich ab, unter der Bedingung, daß diefes 12 deutſch jprechende 
Gemeinden bei Diedenhofen, 7083 Seelen auf 1,81 Quadratmeilen, an 
Deutjchland überlaſſe. DObgleih der Taufh nah Umfang und Be— 
völferung nicht vortheilhaft für Deutjchland ſchien, war er es doch, da 
es Deutjche find, die auf diefe Weije zum deutjchen eich zurückehrten, 
und da die betreffenden Gegenden durch Reichtum an Eijenerzen fehr 
werthvoll jind. 

Eine andere wichtige Beſtimmung des Frankfurter Friedens war, 
daß die Zahlungsfriften der Kriegskoften verfürzt und die Occupation 
verlängert wurde, was wegen der revolutionären Zuftände in Paris 
nöthig jchien. Die erfte halbe Milliarde follte innerhalb 30 Tagen nad) 
der Unterwerfung von Paris unter die proviſoriſche Regierung von 
Frankreich, eine Milliarde bis Ende des Jahres 1871, '/, Milliarde 
bi8 März 1872, der Reſt bis zum März 1874 bezahlt werden. Die 
Räumung Frankreichs jollte zumächjt in den Departements Somme, 
Seine inferieure und Eure beginnen und der weitere Fortgang erfolgen, 
wenn die Autorität der Negierung in Paris und im Yande hergejtellt 
fein werde. Andere Bedingungen betrafen die Handelsverhältnifje, die 
Friſt für die Wahl der frangöfiichen oder deutſchen Nationalität in den 
abgetretenen Provinzen, die! bis zum 1. Oftober 1872 evftredt wurde, 
und den Anfauf der eljärifch-lothringiichen Eifenbahnen. Die jogenannte 
franzöfifche Dftbahn ging nämlich mit allen Grundſtücken und Gebäuden, 
aber mit Ausschluß des Betriebsmaterials gegen Bezahlung von 325 Mil- 
lionen Franken in den Beſitz des deutichen Reiches über. 

Bismard nahm am Abend des Lnterzeichnungstages an einem 
Feſtmahl bei dem Oberbürgermeifter Mumm in Frankfurt Antheil, und 
reiste am 11. Mai unter dem Jubel dev Bevölkerung nach Berlin ab, 
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wo der Neichstag verfammelt war, um die nöthigen Aenderungen der 
deutschen Verfaſſung zu berathen und den Friedensſchluß zu ratificiven. 

Am 21. März war der Reichstag vom Kaifer Wilhelm mit einer 
Thronrede eröffnet worden, welche die Neugeftaltung Deutjchlands Furz 
und treffend zeichnete. Er begann mit demüthigem Danf gegen Gott 
für die weltgefchichtlichen Erfolge, mit denen Seine Gnade die treue Ein: 
tracht der deutjchen Bundesgenofien, den Heldenmuth und die Manns: 
zucht der Heere und die opferfreudige Hingebung des deutichen Volkes 
gejegnet habe. „Wir haben erreicht", fagte er, „was jeit der Zeit 
unjerer Väter für Deutichland erjtrebt wurde: Die Einheit und deren 
organische Geftaltung, die Sicherung unferer Grenzen, die Unabhängig- 
feit unferer nationalen Nechtsentwidelung.” — — „Möge die Wieder: 
berftellung des deutjchen Neiches für die deutfche Nation auch nad} innen 
das Wahrzeichen neuer Größe fein, möge dem deutſchen Neichskriege, 
den wir fo ruhmveich geführt, ein nicht minder glorreicher Neichsfrieden 
folgen, und möge die Aufgabe des deutichen Volkes fortan darin bes 
ichloffen fein, ich in dem Wettkampfe um die Güter des Friedens ala 
Sieger zu erweifen. Das walte Gott!" ALS Aufgaben der Berathung 
bezeichnete der Kaifer: die Reviſion der Reichsverfaffung, ein Geſetz über 
die Betheiligung der einzelnen Bundesftaaten an den laufenden Aus- 
gaben des Neiches, ein Gejet über die von Baiern beabfichtigte Ein- 
führung norddeutſcher Gejege, ein Gejeg über die Verwendung der 
Kriegscontributionen und ein Geje über die Verwaltung der neuen 
Reichslande. 

Ein bedeutfamer Beftandtheil der zur Eröffnung des Neichstags 
ftattfindenden ?yeierlichkeiten war die Verleihung der Fürftenwürde an 
Graf Bismard, deſſen Name mit der Wiederherjtellung des deutſchen 
Reiches für alle Zeiten aufs innigfte verknüpft fein wird. Er war es, 
der die deutſche Entwidlung in die Bahnen gefenft hat, welche früher 
als die Zeitgenoffen hoffen und ahnen Fonnten, zu dem Ziele der deutjchen 
Einheit und Macht geführt haben. Er hat den norbdeutichen Bund mit 
Umficht und Thatkraft gegründet, feine Staatsweisheit hat denfelben zum 
deutfchen Neich erweitert, durch ihn ift eine neue Zeit fir Deutjchland 
heraufgeführt worden, er verdient vor Allen ein Fürft des deutſchen 
Volfes zu heißen. 

Die Wahlen fir den deutſchen Neichstag waren unter zahlreicher 
Betheiligung der Wähler vollzogen worden und hatten demjelben eine 
große Zahl von Abgeordneten zugeführt, welche der neuen Ordnung der 
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Dinge von ganzer Seele zugethan waren. In Süddentichland namentlich 
war die Stimmung eine ganz veränderte, die Freude iiber die endlich 
erreichte Einigung batte alle Klaſſen der Bevölkerung durchdrungen, und 
die Schmollenden hatten ich ftille zurücdgezogen. Es wurde viel bejjer 
gewählt, als bei dem Bollparlament; von den damaligen wirtembergifchen 
Abgeordneten wurde nur einer, Probjt, wieder geichicdt, und es waren 
unter den 17° Gewählten 15 entjchieden national gejinnt, nur zwei 
Herifal oder großdentfh. Baden fandte 12 Nationale und 2 Kierifale, 
unter diejen aber den Mainzer Biſchof Ketteler. Baiern ſchickte 29 Na- 
ttonale und 19 Klerikale; Heſſen lauter Nationale; Sachen, wo früher 
nur 4 Nattonalliberale gewählt worden waren, ſandte dießmal 15 Na- 
tionale verſchiedener Schattirung, daneben aber freilich auch die berüch— 
tigten Socialdemofraten Bebel und Yiebfneht. So ſchien die Partei- 
bildung jih ganz günftig zu geftalten, die Anhänger des alten Bundes 
und Dejterreich jchienen zu verfchwinden und den Freunden des neuen 
Neihs allein dag Wort laffen zu wollen. Aber in Norddentichland war 
es ſchon etwas auffallend, daß neben einer großen Zahl Nationalliberaler 
viele Altconfervative und Klerikale, die bisher im Reichstag nur ſchwach 
vertreten geweſen waren, gewählt wurden, von letteren 36, die mit den 
21 aus Süddeutſchland Hinzugefommenen eine ziemlich mächtige Fraction 
bildeten. Ein Sympton der neuen Regſamkeit diefer Partei und ihrer 
Zukunftsplane war, daß noch vor Eröffnung des Reichstags 56 Elerifale 
Mitglieder des preußifchen Abgeorönetenhaufes am 17. Februar 1871 
eine Adreije an den Kaiſer nach PVerjailles jandten, worin ſie ihm Die 
Bitte vortrugen, er möge mit der ganzen Macht des wieder geeinigten 
Neiches für die Wiederherftellung der weltlichen Macht des Papftes *) ein- 
treten. Unter diefer Bedingung wollten fie die Politik des deutjchen Reiches 
eifrig unterjtügen. Die Ultramontanen meinten nämlich allen Ernjtes, der 
- neue Kaifer habe nichts Eiligeres zu thun, als einen Heereszug nach Italien 
zu unternehmen, um den abgejetten Papft wieder in jeine weltliche Herrichaft 
einzufegen. Sie hatten fich früher die Wiederherftellung des Reiches nur unter 
Führung Oeſterreichs denken können, und wollten fich jett nur unter der 





*) Nah dem Sturze des Napoleoniſchen Kaiferreihes, am 20. September 1870, 
hatte nämlich die kgl. italienifhe Regierung Rom mit Ausnahme des Vaticans mit 
ihren Truppen bejett, und damit hatte die weltliche Herrichaft des PBapftes ihr Ende 
erreicht. Am 9. Oktober erfolgte durch kgl. Decret die Bereinigung des bisherigen 
Kirchenftaates mit dem Königreich Italien. 
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Bedingung mit dem Neiche befveunden, daß daſſelbe die Politif des alten 
römijch-deutfchen Kaiſerthums wieder aufnehme und in der Beſchützung 
der römischen Kirche ihren Beruf erfenne; fie wollten feine andere melt- 
liche Gewalt, als eine ſolche, die der geiftlichen ihren Arm feihe. Auf 
dieje Anſchauung gingen auch viele Confervative proteftantiicher Confeſſion 
ein, es waren die Feudalen, die Anhänger der mittelalterlichen Staats: 
idee, die in dem Oberhaupt des Staates einen König von Gottes 
Gnaden, d. h. einen unmittelbar von Gott eingejegten König jahen, und 
. denen die Vorftellung eines Königs, der zugleid ein Volljtreder des 
Volfswillens fein follte, ein Gräuel war. Aus den Anhängern diejer 
Staatsanſchauung bildete ſich jeßt eine Partei, das fogenannte Centrum, 
welche unter der Firma der Neichsfreumdlichkeit eine grundjägliche Feindin 
der auf die moderne Staatsidee gebauten Einrichtungen und Geſetze des 
norddeutſchen Bundes umd jekigen deutjchen Neiches war. Anfangs zwar 
trat dies noch nicht fo deutlich hervor, aber je mehr die Partei erfannte, 
daß die leitenden Staatsmänner nicht auf ihre Ideen eingehen woliten, 
deſto leidenjchaftlicher wurde fie, und dejto mehr verbündete fie jich mit 
den alten Feinden der nationalen Einigung. 

Der Reichstag conftituirte fi) und mählte zu jeinem Präjidenten 
den bisherigen Präfidenten des norddeutfchen Neichstages Dr. Simfon, 
und zu feinem BVicepräfidenten den früheren bairifhen Minifter Fürſten 
v. Hohenlohe und den Präfidenten der mirtembergifchen Abgeordneten: 
kammer Obertribunalraty Weber. Daß die faiferliche Thronrede mit 
einer Adreſſe zu beantworten fei, darüber waren alle Parteien ein- 
perftanden. Bennigſen legte am 30. März einen von Yasfer verfaßten 
und von allen Parteien außer den Stlerifalen gebilligten Entwurf vor. 
Die eben erwähnten Tendenzen der Ultramontanen famen auch bei diejer 
Selegenheit ins Spiel. Sie nahmen Anſtoß an einer Stelle, worin ge: 
jagt war: „Auch Deutjchland hat einft, indem die Herricher den Ueber: 
fieferungen eines fremdländifchen Uriprungs folgten, durch Einmiſchung 
in das Leben anderer Nationen die Keime des Verfalles empfangen. 
Das neue Neich ift dem jelbfteigenen Geifte des Volles entiprungen, 
welches, nur zur Abwehr gerüftet, unmandelbar den Werfen des Friedens 
ergeben ift. In dem Verkehr mit fremden Völkern fordert Deutfchland 
für feine Bürger nicht mehr, als die Achtung, welche Recht und Sitte 
gewährleiften, und gönnt, unbeirrt durch Abneigung oder Zuneigung, je: 
der Nation, die Wege zur Einheit, jedem Staate, die befte Form feiner 
Geitaltung nach eigener Weife zu finden. Die Tage der Einmiſchung 
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in das innere Leben anderer Völker werden, fo hoffen wir, unter feinem 
Vorwande und in Feiner Form wiederkehren“. Schon die Thronrede 
hatte e8 ausgefprochen, daß das deutjche Neich die Entwicklung der 
Staaten und Völker, mithin auch die Beftrebungen des italienischen 
Bolfes, feine nationale Einheit durch Einverleibung des Kirchenjtaats zu 
vollenden, vefpectiren werde; die Adreſſe drückte dieß noch deutlicher aus, 
und das gefiel den Ultramontanen nicht. Eingehend ſprach ſich über 
diefen Punkt Bennigfen in feiner Rede zur Begründung des Adreß— 
entwurfes aus. Er fagte: „Wir können ja nicht läugnen, daß die Auf- 
erjtehung des deutjchen Neiches und die Namen Kaifer und Neid Er- 
innerungen wachrufen an eine Univerfalmonarcbie, wie fie im Mittelalter 
im kriegeriſchen Volfe der Deutjchen ſtets lebendig waren. Die anderen 
Bölfer Europa’s haben in der Zeit, wo Deutjchland ſtark war, den 
Drud diefes Strebens erfahren; ja, wir wollen es nicht verjchweigen, 
es hat Zeiten gegeben, wo die Deutichen wegen ihrer Neigung, ſich Macht 
und Einfluß in anderen Ländern zu verjchaffen, der Schreden Europa’s 
gemwejen find. Dieſer Schreden könnte ſehr wohl wieder lebendig werden 
zu einer Zeit, wo unverhofft und unerwartet eine unerhörte Ktraftentfaltung 
des deutjchen Wefens zu Tage tritt. ES ift allerdings zu befürchten, 
daß diefem nen erſtandenen deutfchen Reich nicht das Vertrauen, jondern 
das Mißtrauen fremder Völfer entgegengetragen wird. Manche Erſchei— 
nungen unangenehmer Art in unferen Nachbarländern haben bejtätigt, 
daß jolche Vorurtheile vorhanden find. Und von vornherein Dem ent: 
gegenzutreten, haben wir um jo mehr VBeranlaffung, al$ gerade jetst dem 
Reiche früher entrijjene Yänder wieder gewonnen worden und wir immer 
noch von Nachbarn umgeben find, deren Yänder auch einmal in engem 
Zuſammenhange mit dem deutjchen Reich geftanden haben. Es fünnen 
Befürchtungen laut werden, daß wir auch nach jolchen Yändern ein Ge- 
füjte haben. Hier in Deutjchland wiſſen wir, daß dem nicht jo ift, und 
da derartige Gelüfte weder bei den Regierungen nod) bei den Vertretern 
des Volkes zu finden find. Aber je mehr wir dieje Leberzengung haben, 
um jo mehr find wir auch verpflichtet, wenn die Neichsregierung das 
Princip der Nichtintervention proclamirt, dazu unfere Zuftimmung nicht 
zu verfagen. Wir müſſen hervorheben, dak das Kaiſerthum weit entfernt 
ift, in die Bahnen deutjcheitalienifcher, in die Bahn deutſch-chriſtlicher 
Politif einzutreten. Wir müffen von vornherein einen Markſtein auf: 
richten, deutlich und jichtbar für alle Welt, daß unſere Politif begrenzt 
fein ſoll nur auf die inneren Aufgaben Deutfchlands, daß es nicht unfere 
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Aufgabe fein joll, in das innere Yeben fremder Nationen einzugreifen.‘ 
Die Katholiken wollten nicht geradezu die Zumuthung aussprechen, die 
neue Neichsgewalt jolle den Papſt mit Waffengewalt wieder in feine 
weltliche Herrichaft einfeten, aber fie kämpften wenigftens für theoretiiche 
Anerkennung des Interventionsprincips. Neichenfperger aus Crefeld 
jagte: „Dem Heereszuge über die Alpen will ich nicht das Wort reden, 
aber ihm auch nicht abjolut den Riegel vorfchieben." Biſchof Ketteler 
behauptete, es gehöre zum Wefen des Kaiſerthums, zum Schut des 
Rechts, aufzutreten in der ganzen Welt. Windthorft ging am meijten 
mit der Sprache heraus, indem er behauptete: „a, e8 tft ein Lebens: 
intereffe, ein Recht, auf das die fatholischen Deutichen Anſpruch haben, 
dar ihr geiftliche8 Oberhaupt jelbftändig und unabhängig fei und nicht 
nur ein Unterthan oder gebuldeter Mitbewohner. Zu diejer Selb- 
ftandigfeit gehört eine feitfundirte Souveränität; die alten Gründer Ihres 
Neiches haben fie dem Papft gegeben, Karl der Große und feine Nach» 
folger. Der Kirchenftaat ift durch die Verträge von 1815 wefentlich 
mit durch die Bemühungen Friedrich Wilhelms III. wiederhergeſtellt 
worden. Wenn wir jetzt bei feiner Vernichtung nichts mitfprechen wollen, 
wozu haben wir dann unfer Anſehen?“ 

Die Wünſche der Ultramontanen fonnten gegen die Mehrheit des 
Reichstags nicht durchdringen, die Lasker-Bennigſen'ſche Adreffe wurde 
am 30. März mit 243 Stimmen gegen 63 angenommen. Am 1. Aprit 
aber nahm die Fatholiihe Partei den Kampf für die Intereſſen ihrer 
Kirche noch einmal auf, indem fie in einem von Reichenſperger gejtellten 
Antrag verlangte, daß die jogenannten Grundrechte, die in der preußiſchen 
Verfaffung ftanden: Preffreiheit, Vereinsrecht und volle Selbftändigfeit 
der Fatholifchen Kirche auch in die Reichsverfafinng aufgenommen werden 
jollten. Es war ihnen aber damit nicht um Wahrung der Freiheit über: 
haupt zu thun, fondern nur infoweit fie den Zwecken ihrer Partei zu 
Gute fam. Sie wollten Preffreibeit für die ultramontanen Blätter, 
Bereinsrecht für die religiöfen Orden, Selbftändigfeit und Souveränität 
der römijchen Kirche, d. h. Herrichaft über den Staat und die Befugniß, 
den Staatsgejeten auch nicht zu gehorchen, wenn fie im Widerſpruch mit 
den päpftlichen waren. Won beiden Seiten wurde heftig gefämpft, und 
eine Neihe von gewandten Rednern traten gegeneinander auf: Reichen: 
jperger, Ketteler, Windthorſt, Mallinfrodt auf der Fatholiichen Seite, 
Treitichke, Kiefer, Barth, Miquel auf der proteftantiichen. Die Klerikalen 
juchten die Sache jo darzuftellen, als ob die Kirche im Umfreibeit und 
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Unterdrüdung jchmachtete, während die Yiberalen die Intereſſen des 
Staates vertraten, der nicht der Gefahr ausgejett werden dürfe, daß 
die Biichöfe den Yandesgejegen Hohn bieten. Nach dreitägiger Debatte 
wurde am 4. April der Antrag Neichenfpergers mit 223 Stimmen 
gegen 54 verworfen. 

Eine der nächſten Verhandlungen betraf eine Vorlage der königl. 
bairishen Regierung, wornad eine Reihe von Geſetzen des norddeutichen 
Bundes aud in Baiern eingeführt werden jollte. Die wichtigften davon 
waren: das Gejeg über die Freizügigkeit, über Erwerbung und Berluft 
der Staatsangehörigfeit, über Einführung der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung, über gegenfeitige Gewährung der Nechtshilfe und das 
Strafgejegbud des morddeutihen Bundes. Die bairiiche Regierung 
hatte ji aus eigener Initiative beeilt, auf einen Theil der Ausnahmen 
zu verzichten, welche der Vertrag von Verſailles ihr gewährt hatte. Bei 
der Debatte über diefe Vorlage, die am 31. März ftattfand, erklärte 
der bairische Bevollmächtigte, dieß feien die Geſetze, welche Baiern ohne 
Schwierigkeit zu übernehmen im Stande fei, und jtellte in Ausjicht, daR 
die Regierung noch mehrere andere Gefete, welche in vorliegendem Ent- 
wurf vermißt werden, wie die über Maß- und Gemwichtsordnung, ſowie 
das Kriegsdienftgefeg, im furzer Zeit auch in Baiern einführen werde. 
Die Vorlage wurde am 14. April in dritter Yefung vorgenommen und 
am 22. April als Gejet verkündet. 

Die auf den Reichstagen des norddeutihen Bundes jchon mehr- 
mals verhandelte Diätenfrage fam auch dießmal wieder zum Antrag, 
wurde aber wieder abgelehnt, nachdem Bismarck ſich auf's Entjchiedenfte 
dagegen ausgeſprochen und auch dem gelegentlich) angeregten Gedanten, 
durh Schaffung einer erften Kammer der etwaigen Wirkung der Diäten 
ein Correctiv zu geben, beftritten hatte. Eine erjte Kammer, ſagte er, 
jei unnöthig, da ja der Bundesrath das beſte Staatenhaus jei. Die 
revidirte Reichsverfaſſung wurde am 14. April mit großer Stimmen: 
mehrheit angenommen; nur 6 Polen und Profeilor Ewald jtimmten 
dagegen. 

Nun war noch über die Frage zu verhandeln, in welcher Weije 
die neu erworbenen Provinzen Elſaß und Deutjchlothringen mit dem 
deutjchen Neich vereinigt werden jollten. Der früher hin und wieder 
vorgebrachte Vorjchlag, das Yand am die füddeutichen Staaten zur Be— 
lohnung ihrer Treue zu vertheilen, oder einen befonderen neuen Staat 
daraus zu bilden, war durch die von nationaler Seite dagegen geltend 
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gemachten Gründe bejeitigt, es war eigentlich nur das die Frage, ob 
jene Provinz mit Preußen vereinigt oder als bejonderes Reichsland zu- 
nächjt proviforisch vegiert und verwaltet werden jollte. Der Gejetes- 
entwurf, der am 1. April von dem Bundeskanzler dem Bundesrath vor- 
gelegt wurde, jprach ſich für letztgenannte Form aus. Der Vorſchlag 
lautete wie folgt: „$ 1. Die von Frankreich durch den Art. I. des 
Präliminarfriedens vom 26. Februar 1571 abgetretenen Gebiete Elſaß 
und Yothringen werden, unbejchadet der in diefem Artikel vorbehaltenen 
endgiltigen Bejtimmung ihrer Grenze, mit dem Ddeutichen Neiche für 
immer vereinigt. $ 2. Die Berfaffung des deutfchen Reichs tritt in 
Elſaß und Lothringen am 1. Jannar 1874 in Kraft. Dir Ver: 
ordinung des Kaifers, im Einvernehmen mit dem Bundesrath, können 
einzelne Abjchnitte der Verfaſſung jchon früher in Wirkjamfeit gefett 
werden. $ 3. Auch in den der Neichögefeßgebung in den Bımdesjtaaten 
nicht unterliegenden Angelegenheiten fteht für Elſaß und Yorhringen das 
Recht der Gefesgebung dem Weiche zu, und wird bis zur Einführung 
der Reichsverfaſſung vom Kaifer, im Einvernehmen mit dem Bundes— 
vath, ausgeübt. Alle andern echte der Staatsgewalt übt der 
Kaifer aus," 

Der Bundesrathsausſchuß nahm diefen Vorſchlag im Wejentlichen 
an, gab aber zu verftehen, ınan würde es lieber jehen, wenn Elſaß und 
Yothringen einfach dem preußiſchen Staate einverleibt würden. Denn 
durch das ftaatsrechtliche Experiment eines provijoriichen Reichslandes 
fönnte der Reichsgeſetzgebung und Reichsverwaltung der Weg gezeigt 
werden, wie man auch die übrigen Bundesjtaaten durch das Reich voll- 
jtändig mediatifiren fünne. ‘Der Zmed des Krieges jei nicht Länder— 
erwerb und Groberung, jondern Abwehr und Sicherung gewefen. 
Deutichland wolle, um Ruhe und Frieden zu befommen, feine Grenzen 
gegen den fried- und ruhelojen Nachbar fichern. Dieß gejchehe durch 
Ausdehnung der deutichen Grenze über urjprünglic) ächt deutjches, von 
Frankreich geraubtes Gebiet. Dieſes Ziel wäre aud) dann erreicht, wenn 
Eljaß und Lothringen Bejtandtheile des mächtigjten deutſchen Bundes— 
ftaates Preußen würden. Was Preußen erwerbe, fei auch zugleich für 
das deutjche Weich erworben. Die übrigen Gebiete des Reichs würden 
nicht glauben beeinträchtigt zu fein, wenn Preußen ftatt als Mandatar 
des Reiches, kraft eigenen Rechts die Souveränität über Elſaß und 
Lothringen übernähme. Die Bewohner dieſer Yandichaften würden viel- 
leicht in der directen Einverleibung in Preußen eine entjchiedenere und 
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klarere Löſung ihrer Zukunftsfrage ſehen, als in der Aufnahme in den 
Bund einer Mehrheit von Staaten. Die Verfaſſung des Weiches fei 
für ein unmittelbares Reichsland noch nicht eingerichtet. Es entjtehe die 
Trage, wie es mit der Vertretung im Bundesrath und mit der Wahl 
der Reichstagsabgeordneten gehalten werden jolle? Uebrigens will der 
Bundesrath die Enticheidung, ob durchichlagende dauernde Gründe gegen 
die. Bereinigung von Elſaß und Yothringen mit der preußiichen Monarchie 
vorliegen, dem Ermeſſen der preußiichen Kegierung überlaffen und nur 
conftatiren, daß mindeftens fein Widerjtreben einer jolchen Löſung ent- 
gegentreten wirde. Der Gejeßesentwurf wurde un Bundesrath an- 
genommen, aber der Vorbehalt eingefügt, daß die erforderlichen Aende— 
rungen und Ergänzungen der Reichsverfaſſung auf verfaflungsmäßigem 
Wege feftgeftellt werden jollten. 

Bei der Berathung im Reichstag, die am 2. Mai beganı, hielt 
Fürft Bismard eine längere Rede, in welcher er jeine Anjichten über 
die Motive für die Einverleibung von Elſaß-Lothringen darlegte und 
ein Programm für die Behandlung der neuerworbenen Provinz auf: 
jtellte. „Jedermann“, jagte er, „erinnert ſich, daß unter unſeren Vätern 
ſeit dreihundert Jahren wohl jchwerlicd) eine Generation geweſen, die 
nicht gezwungen war, den Degen gegen Frankreich zu ziehen, und daß, 
wenn bei früheren Gelegenheiten verfäumt worden war, Deutjchland 
einen beſſeren Schutz gegen Weiten zu geben, dieß darin lag, daß wir 
den Sieg mit Bundesgenojjen erfochten hatten, deren Intereſſen eben 
nicht die unfrigen waren. Jedermann war alſo entjchlofien, dahin zu 
wirken, daß unferen Kindern eine gejicherte Zukunft hinterlaffen werde. 
Die Kriege mit Frankreich hatten im Yaufe der Jahrhunderte eine 
geographijch-militärifche Grenzbildung gejchaffen, welche für Frankreich 
voller VBerfuhung, für Deutfchland voller Bedrohung war, und ich fann 
die Lage, in der namentlih Süddeutſchland ſich befand, nicht jchlagender 
characterijiren, al8 es mir gegenüber von einem geiftreichen ſüddeutſchen 
Souverän, dem hochjeligen König Wilhelm von Wirtemberg geſchah, als 
Deutjchland gedrängt wurde, im orientalischen Kriege für die Weſtmächte 
Partei zu nehmen. Der jagte mir: „Ich gebe zu, daß wir fein Intereſſe 
haben, uns in diefen Krieg zu mifchen, aber wir dürfen uns mit den 
Weitmächten nicht überwerfen. So lange Straßburg ein Ausfallthor 
ift für eine ftetS bewaffnete Macht, wird mein Yand überſchwemmt von 
fremden Truppen, bevor mir der deutjche Bund zu Hilfe Fommen fann. 
Ich werde mich feinen Augenblick bedenken, das harte Brod der Ver— 
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bannung in Ihrem Yager zu ejjen, aber meine Unterthanen werden von 
Contributionen erdrüct werden, um auf Aenderung meines Entſchluſſes 
zu wirken. So lange Straßburg nicht deutjch ift, wird es immer ein 
Hindernig fir Süddeutfchland bilden, ſich einer deutjchnationalen Politik 
ohne Rückhalt hinzugeben." Ich glaube, diejer Fall jagt Alles. Der 
Keil, den die Ede des Elſaß bei Weißenburg in Deutjchland hineinjchob, 
trennte Süddeutſchland wirkffamer als die politiihe Meainlinie von Nords 
deutjchland, und es gehörte der hohe Grad von Entjchloffenheit, von 
nationaler Begeifterung und Hingebung bei unferen ſüddeutſchen Bundes: 
genofjen dazu, um ungeachtet der nahe liegenden Gefahr, der fie bei 
einer geſchickten Führung des Feldzuges von Seiten Franukreichs aus: 
gejett waren, feinen Augenblid anzuftehen, in der Gefahr Norddeutic- 
lands die ihrige zu ſehen und frifch zuzugreifen, um mit uns gemein 
Ichaftlich vorzugehen. Daß Frankreich in diefer überlegenen Stellung der 
Verſuchung zu erliegen jederzeit bereit war, das haben wir Jahrzehnte 
hindurch geſehen.“ Bismard erzählte dann, wie im Auguſt 1866 
Benedetti die Forderung geftellt habe, das linfe Aheinufer mit Mainz 
an Frankreich abzutreten, und wie ſchon damals in ‘Folge feiner Zurüd- 
weifung der Ausbruch eines Krieges gedroht habe. Gegen Widerholung 
jolher Lagen müſſen Bürgichaften territorialer Natur gejchaffen werden. 
Es jei der Vorfchlag gemacht worden, Deutfchland ſolle jih mit den 
Kriegskoften und Schleifung der Feſtungen in Elſaß und Lothringen be: 
gnügen. Er ſehe diejes Ausfunftsmittel nicht als genügend zur Erhaltung 
des Friedens an; die Abtretung der Feſtungen werde kaum ſchwerer 
empfunden werden, als das Gebot des Auslandes, innerhalb des Ge 
bietes der eigenen Souveränität feine Feſtungen bauen zu dürfen; zudem 
wäre der Ausgangspunkt der franzöfiihen Truppen immer gleich nabe 
an Stuttgart und München gelegen, wie jegt. „Es fam darauf an, ihn 
weiter zurück zu verlegen. Ein anderes Mittel wäre geweſen, und dieſes 
wurde auch von Einwohnern von Elſaß und Lothringen befürwortet, 
einen neutralen Staat, ähnlich wie Belgien und die Schweiz, an jener 
Stelle zu errichten. Es wäre dann eine Kette von neutralen Staaten 
hergeftellt gewejen von der Nordfee bis an die Schweizer Alpen, die es 
ung allerdings unmöglich gemacht haben würde, Frankreich zu Yande 
anzugreifen, weil wir gewohnt find, Verträge und Neutralitäten zu 
achten; keineswegs aber würde Frankreich gehindert gewejen jein, ge 
fegentlich jeine überlegene Flotte mit Yandungstruppen an unjere Lüſten 
zu ſchicken, oder bei Verbündeten franzöſiſche Truppen landen und bei 
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uns einrüden zu laſſen. Sodann ift aber auch die Neutralität überhaupt 
nur haltbar, wenn die Bevölferung entfchlofjen ift, ji) eine unabhängige 
neutrale Stellung zu wahren. Dieje Vorausjegung wäre bei dem neu— 
zubildenden neutralen Eljaß-Lothringen in der nächjten Zeit nicht zuge- 
troffen, jondern die ftarfen franzöfischen Elemente, welche im Lande noch 
lange zurüdbleiben werden, hätten diejen neutralen Staat bei einem 
neuen franzöfisch-deutfchen Kriege beftimmt, ſich Frankreich wieder anzu— 
ſchließen. Es blieb daher nichts Anderes übrig, als dieſe Yandesftriche 
mit ihren jtarfen Feſtungen vollftändig in deutjche Gewalt zu bringen, 
um jie jelbjt als ein jtarfes Glacis Deutſchlands gegen Frankreich zu 
vertheidigen." Der Reichskanzler jprach jofort die Hoffnung aus, daß 
es gelingen werde, die eljäßijche Bevölferung dadurd zu gewinnen, daß 
man ihr auf dem Gebiete der Selbjtverwaltung ohne Schaden für das 
gefammte Weich einen erheblich freieren Spielraum gewähre, als fie bis— 
ber unter franzöfischer Verwaltung gehabt habe. 

Auf diefe Rede hin wurde der Gejeßesentwurf über Elſaß-Loth— 
ringen an eine Commiſſion von 28 Mitgliedern zu weiterer Berathung 
übergeben. Einige Wochen jpäter, am 25. Mai, als die Frage über 
die Form der Einverleibung bei der dritten Yefung des Geſetzesentwurfs 
wieder zur Sprache fam, entwidelte Bismard feine Gedanfen noch ein- 
mal in ausführlicher Rede, aus welcher wir wieder eine Stelle außheben: 
„Wir müffen ung jchlüfjig machen über die Form, in der wir ihnen 
dieſes Bürgerrecht geben wollen, gewijfermaßen über die Thür, welche 
wir ihnen ins Reich hinein öffnen. Es bat ja dabei ernfthaft nur in 
Frage kommen fünnen, ob das Elſaß und Yothringen einem der be- 
ftehenden Bundesstaaten ganz oder unter Vertheilung der Länder an— 
gejchlojien werden joll, oder ob es zunächſt ein ummittelbares Reichsland 
bleibt, bis es jelbft, jo zu jagen, im der deutjchen Familie mündig ge= 
worden ift, um über jein eigenes Geſchick mitzuwirken. Ernfthaft ift 
wohl nur in Frage gefommen: joll Elſaß und Lothringen zu Preußen 
gelegt werden, oder joll e8 unmittelbares Reichsland fein? Ich habe 
mid unbedingt für die lettere Alternative von Anfang an entichieden, 
einmal um dynaftiiche Fragen nicht ohne Noth in unfere politischen zu 
mifchen, zweitens aber auch darum, weil ich es für leichter halte, daß 
die Elſäßer ji mit den Namen der „Deutſchen“ aſſimiliren, al3 mit 
dem Namen der „Preußen“. Die Eljäher haben ſich in ihrer zmei- 
bundertjährigen Zugehörigkeit zu Frankreich ein tüchtiges Stüd Par— 
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ticularismus nach guter deutjcher Art confervirt, und das ift der Bau— 
grund, auf dem wir meines Erachtens mit dem Fundamente zu beginnen 
haben werden; diefen Particularismus zunächſt zu jtärfen, iſt im Wider: 
ſpruch zu den Erjcheinungen, die ung in analoger Weife im Norden 
Deutjchlands vorgelegen haben, jett unjer Beruf. Je mehr ſich die Be- 
wohner des Elſaß als Elſäßer fühlen werden, um jo mehr werden jie 
das Franzoſenthum abthun. Fühlen fie ji erft volljtändig als Elſäßer, 
jo find fie zu logisch, um fich nicht gleichzeitig als Deutjche zu fühlen“. 
Im weiteren Verlauf der Rede theilte er jeine Verwaltungsplane jür 
das neuerworbene Yand mit und proclamirte den Grundjag, die Selbit- 
verwaltung jo weit ausführen zu wollen, als e8 möglich ſei. 

Am 3. Juni fam die Sache nod einmal zur Berathung, der Ent- 
wurf wurde mit einigen Modificationen mit großer Mehrheit angenommen 
und dabei die Frift des Proviforiums auf den 1. Januar 1873 feſt— 
gejegt. Am 9. Juni wurde der Beſchluß als Neichsgejeg verfündigt, 
aber durch ein jpäteres Neichsgefeg vom 20. Juni 1572 der Termin 
des Proviforiums auf den 1. Januar 1574 eritredt. 

Bon den übrigen Verhandlungen und Beichlüffen des evjten deut: 
ihen NeichStages ift nod) die Gejetesvorlage über die Dotationen für 
verdiente Heerführer zu erwähnen. Es wurden vier Kategorien dafür 
aufgeftellt: 1) Heerführer jelbftändig operirender Armeen, welche jieg- 
reihe Schlachten gejchlagen haben; 2) Generale, welche ohne jelbjtändige 
Armeen zu führen in wichtigen Kriegsmomenten erfolgreich eingegriffen 
haben; 3) Generalſtabschefs, welche der ganzen Armee oder einzelnen 
Heeren mit Erfolg vorgejtanden haben; 4) Männer, welchen man die 
Organifation ımd die Befejtigung der nationalen Heereskraft in aus: 
gezeichneter Weife verdankt. Als fünfte Klafje fügte die Commiſſion noch 
hinzu: deutſche Staatsmänner, welche bei dem nationalen Erfolge des 
Krieges in hervorragender Weife mitgewirkt haben. Die Dotationen 
fanden manchen Widerjpruch; die Gegner meinten, es jet eigentlich nicht 
ſchicklich, ſolche VBerdienfte mit Geld belohnen zu wollen, das eigene Be: 
wußtjein der nationalen Yeiftung, der Nuhm bei Zeitgenojjen und Nach 
welt jei allein die richtige Belohnung. Aber die öffentliche Meinung 
nahm feinen Anjtoß daran. Fürſt Bismard, der bei der Frage nicht 
perjönlid) betheiligt war, jprad in der Situng vom 13. Juni mit 
großer Wärme jür den Vorſchlag; es handle ſich dabei darum, 
dem faijerlichen Oberfeldherrn einen Act der Danfbarfeit, der ihm 
Herzensbedürfniß jei, möglich zu machen. Die Abſtimmung ergab eine 
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große Majorität fir die Dotationen*;, 175 Stimmen gegen 51, nud 
der Kaifer Sprach in der Thronrede, mit welcher er am 15. Juni den 
Reichstag jchloß, feinen beſonderen Dank für die VBerwilligung der Do- 
tationen aus. 

Am folgenden Tag fand der feftliche Einzug eines großen Theils 
des ans Frankreich zurückkehrenden Heeres in Berlin ftatt. ES war 
eines der jchönften Feſte, die Deutjchland je gejehen hat. Alle Waffen: 
gattungen und alle Heeresförper waren bei den 40,000 Dann vertreten, 
die dazu commandirt waren. Die Truppen verfanmelten fich fchon am 
frühen Morgen auf dem Tempelhofer Felde, und der Kaiſer begab ſich 
in Begleitung des Kronprinzen und eines glänzenden Gefolges zu ihnen 
hinaus, um mit ihuen in die Stadt zu ziehen. Um 11’/, begann unter 
dem Geläute ſämmtlicher Kirchengloden der Einzug durch die Königgräger 
Straße, das Brandenburger Thor, die Linden, den Opernhausplat bis 
zur Schloßbrüde. Der greife Feldmarſchall Wrangel, mit den ruſſiſchen 
und öfterreichiichen zFeitgäften: dem Baron von Meyendorff und dem 
öfterreichiichen General der Kavallerie von Gablenz, den der Kaiſer ge: 
jandt hatte, um feine Glückwünſche darzubringen, eröffneten den Zug. 
Es folgten dann die Offiziere des Ntriegsminifteriums und des General: 
jtabs, und die Generalgomverneme. Unmittelbar dem Kaiſer voran 
ritten in einer Linie der Neichsfanzler Fürſt Bismard, der Kriegsminifter 
Graf Roon, der Chef des Generalftabs Feldmarſchall Moltke**), dann 
der Kaifer auf jeinem Schlahtroß von Sedan, hinter denjelben der Kron- 
prinz und Prinz Friedrich Karl mit goldenen Marjchallsftäben, und die 
übrigen Prinzen des königlichen Haufes. An der Spige der Truppen 
ritt der Commandeur des Gardecorps, Prinz Auguft von Wirtemberg 
mit feinem Generaljtab und eine Anzahl Unteroffiziere verjchiedener Ne: 
gimenter, welche 81 erbeutete franzöfiiche Adler trugen. Auf dem Parijer 
Pla machte der Zug einen Augenblick Halt, und der Kaifer nahm dort 


*) Es wurden dazu 4 Millionen Thlr. aus den Kriegsentihädigungsgeldern ver- 
willigt, und 15 zu Dotirende dem Kaiſer vorgejchlagen. Aber erft im Jahre 1872 
wurde nad) dem Vorſchlag einer Commiſſion von Generalen die Vertheilung vorge: 
nommen und die Zahl der Dotirten bedeutend vermehrt. S. Näheres bei Wilh. Müller, 
Politiſche GSejchichte der Gegenwart. Jahrgang 1872. ©. 165. 

**) Moltke hatte als Feftgeichent die Ernennung zum Feldmarſchall, Moon die 
zum Grafen erhalten. Der Kronprinz und Prinz Friedrich Karl waren ſchon nad 
der Uebergabe von De am 28. Oftober 1870 zu Generalfeldmarihällen ernannt 
worden. 
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die Begrüßung der Feſtjungfrauen und den Lorbeerfranz, den jie ihm 
überreichten, iu Empfang. Den Schluß der Feſtſcenen machte die Ent- 
hüllung des Denkmals für König Friedrich Wilhelm III., deſſen Reiter: 
ftandbild im Yuftgarten aufgeftellt war. 

Auch in anderen Refidenzftädten wurden die heimfehrenden Truppen 
feftfih empfangen. Am 29. Juni fand der Feſteinzug in Stuttgart 
ftatt, am 11. Juli in Dresden, am 16. in München. Der legtere 
war bejonder8 glänzend; König Ludwig hatte auch den deutjchen Kron— 
prinzen dazu eingeladen, unter dejjen Führung die Baiern jo manche 
glänzende Waffenthat verrichtet hatten. In der That verdienten die jüd- 
deutichen Soldaten auc wohl, daß ihnen eine bejondere Siegesfeier zu 
Theil ward, Die Baiern hatten, in zwei Armeecorps getheilt, unter 
General von der Tann und unter dem greifen General Jakob v. Hart: 
mann, an dem ganzen Feldzug einen hervorragenden Antheil genommen. 
Gleich im erjten Gefecht bei Weikenburg hatten fie tapfer mitgefochten; 
in der Schlacht bei Wörth hatte das zweite bairiſche Corps unter Ge— 
neral Hartmann den Kampf eingeleitet, und am Schluß weſentlich dazu 
beigetragen, daß der Rückzug der Franzoſen in wilde Flucht ausartete; 
in der Schlacht bei Sedan hatten die Baiern unter General v. d. Tann 
bei dem Dorfe Bazeille die jchwerjte Arbeit auszuführen und den 
biutigften Kampf zu bejtehen gehabt. Am 11. Oftober waren jie es wieder 
unter vd. d. Tann, welche Orleans eroberten, und wenn ſie auch bald 
darauf der überlegenen Yoirearmee weichen mußten, jo nahmen fie die 
Stadt am 4. und 5. December noch einmal und erfochten einige Tage 
darauf einen neuen Sieg bei Beaugency. Auch die Truppen der anderen 
füddeutichen Staaten nahmen rühmlichen Antheil an den Kämpfen der 
fronprinzlichen Armee. Die Wirtemberger griffen gegen Ende der Schlacht 
bei Wörth mit beftem Erfolg ein. Bei den Ausfallgefechten vor Paris, 
bei Bilfierd und Coeuilliy am 30. November und bei Champiguy am 
2. December hielten fie mit großer Tapferkeit Stand und erwarben ſich 
die rühmliche Anerkennung, daß fie es hauptfächlich gewejen feien, die 
den Durchbruch der Franzojen verhindert haben. Auch die ſächſiſche 
Armee konnte bei ihrem feftlichen Einzug in Dresden auf manche Ruhmes— 
tage zurücbliden; fie hatte bei St. Privat, Beaumont und Sedan mit: 
gefochten und am 30. November und 2. December bei Villiers und Brie 
den Stoß der ausbrechenden Pariſer Armee mit tapferer Gegenwehr aus: 
gehalten. So durften Sachſen wie Baiern und Wirtemberger bei ibrer 
Heimkehr die Siegesfefte mit dem Bewußtſein feiern, daß Jedes im 
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ſeinem Iheil zum Ziege Deutschlands über Frankreich beigetragen habe. 
Für Badenſer und Heſſen konnte fein bejonderes Siegesfeſt veranjtaltet 
werden, da beide noch bei der Üccupationsarmee in Frankreich jtanden. 
Aber darum waren ihre Berdienfte nicht geringer. Die Babdenjer 
bolten fi ihre Yorbeeren bei dem berühmten Werder'ſchen Zug gegen 
Bourbafi im Januar 1871 bei Villerferel, Hericourt und Belfort. Auch 
nahmen fie an der Belagerung Straßburgs ausdanernden Antheil. Die 
Helen fämpften bei Mars-la-Tour, Gravelotte und Noijeville, bei Artenay, 
Orleans, Beaugency und Ye Mars aufs Rühmlichſte mit. So reihten 
fich die Bundesgenofjen Preußens, die bisher noch ihre eigenen Heeres— 
einrichtungen gehabt hatten, würdig dem preußiichen Heere an, mit dem 
fie num die einige deutjche Armee bilden ſollten. 

Das neue deutjche Reich war nun vollendet; durch den Frieden mit 
sranfreich hatte es jeine Stellung nad) außen begründet, und die Ver: 
Handlungen des Reichstags hatten die inneren Verhältniffe geregelt. Im 
Sriedensihluß hat das Reich nicht mur entfremdete Glieder zurüd- 
erhalten, jondern auch eine natürliche, die Vertheidignng fichernde Grenze 
gegen zsrankreich gewonnen. Dieſe Grenze ift nun fefigejtellt und 
militäriich gefichert durch den Bejig der zwei großen Feſtungen Met 
und Straßburg und einen langgeftredten Gebirgswall. Eine andere 
Bürgichaft fir die äußere Stellung ift die einheitliche Vollziehungsgewalt, 
die, durch eine treffliche Wehrverfaſſung unterftügt, die größte Macht: 
entwidelung ermöglicht. Nicht nur die alte Bundesverfaflung, ſondern 
auch die Reichsverfaſſung, wie fie in ihren bejten Zeiten bejtand, ift weit 
übertroffen. Und für den Schuß der Nechte, fir alle Gebiete des all: 
gemeinen Wohls ift durch eine Reichsgewalt gejorgt, an deren Gejeg- 
gebung und Berwaltung dem vernünftigen Volkswillen der weitgehendjte 
Antheil gewahrt it. Alle Stämme und Staaten jind zu einer wohl: 
organijirten Einheit verbunden, und die politifche Freiheit ift durch alle 
wünjchenswerthen Bürgichaften geſichert. Die deutſche Verfaſſung darf 
fih in diefer Beziehung mit allen bejtehenden Berfaffungen mejjen, jie 
wird von feiner übertroffen. Wir wollen uns daher zum Schluß noch 
ihre Grundzüge vergegenwärtigen. 

Ein wejentliches Erforderniß gefunden StaatSlebens ift eine Boll 
ziehungsgewalt, welche ihre Geichäfte mit Entichiedenheit, Schnelligkeit, 
Stetigfeit und in aufgeregten Zeiten mit Heimlichkeit beforgen Tann. 
Dieſe Eigenſchaften hat die Centralgewalt des deutjchen Reiches in vollem 
Maße, der Träger derjelben ift mit den Befugnifjen ausgeftattet, die ein 
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ichnelles Handeln erlauben. Daß das Neich3oberhaupt den Kaifertitel 
führt, ijt ein nicht zu unterfchätender Vortheil, der fein Anjehen um ein 
Bedeutendes erhöht. ES werden dadurch die Beichränfungen, welche der 
Reichsgewalt durch die Vorrechte der ſüddeutſchen Könige auferlegt find, 
großentheil® ausgeglichen. Der Kaifer hat als folcher eine factifche 
Souveränität, die ihn über alle anderen Eouveräne erhebt. Diefe 
wichtige und erfreuliche Thatſache fonnte freilich nicht auf dem Wege der 
Theorie zu Stande fommen, es bedurfte dazu einer jo würdigen Per: 
jönlichkeit, wie fie dem dermaligen Träger der Neichsgewalt eigen ift, 
deſſen Vorſtandſchaft überall bereitwillige frendige Anerkennung findet. 
So große Befugniffe dem Kaifer eingeräumt find, jo trägt er doch nicht, 
wie es bei dem num geſtürzten Kaiſer dev Franzoſen der Fall war, die 
Berantwortlichkeit, ſondern diefelbe fällt feinem erften Beamten und Stell: 
vertreter dem Neichsfanzler zu, deſſen perfönlihe Echöpfung das neue 
Neich und feine Verfaſſung ift. So lange dieſer fräftige Staatsmann 
an der Spite der Gejchäfte fteht, ijt es nicht anders als natürlich, daR 
er die Verantwortung trägt, und zwar ev allein und nicht ein viellöpfiges 
Minifterium. Aber auch abgejehen von Bismarck's Perjönlichkeit wird 
für die Schnelligkeit, Einmüthigkeit und Kraft der erecutiven Gemalt 
am bejten gejorgt jein, wenn Einer allein die Verantwortung zu tra: 
gen bat. 

Eine von den bejtehenden Verfaſſungen anderer europäiſchen Staaten 
abweichende Einrichtung ijt der Bundesvath, deſſen Entjtehung bervor- 
gerufen wurde durch das Bedürfniß, den Intereſſen der einzelnen Staaten, 
aus denen der norddeutfche Bund zufammengejett war, Vertretung zu 
gewähren. Zugleich jollte ev aber dem aus gewählten Abgeordneten zu: 
ſammengeſetzten Neichstag ein confervatives Gegengewicht geben und die 
Bedeutung einer erjten Kammer haben, und drittens eine Verſammlung 
von Sachverftändigen fein, welche über die vorfommenden Gefetgebungs- 
und Berwaltungsfragen ein technifches Gutachten geben fünute. Diefes 
Collegium des norddeutichen Bundes wurde auch im das neue deutjche 
Reich herübergenommen, aber die Zahl der urſprünglichen 43 Mitglieder 
oder Stimmen auf 58 erhöht. Die einzelnen Mitglieder werden von 
den betreffenden Negierungen ernannt, und da dieje bei ihrer Wahl nicht 
an Geburts: und Standesvorrechte gebunden jind, welche fonft vor- 
berrichend die Zufammenjegung der erften Kammer bedingen, jo iſt es 
möglich, ſolche Bertreter zu beftellen, die für einen Theil der Geſetz— 
gebung oder Verwaltung gejchulte Fachmänner find, Bei der Widstigfeit, 
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welche die Berathungen des Bundesraths baben, Tiegt es im Intereſſe 
der Hegierungen, die tüchtigften Männer, die ihnen zu Gebot jtehen, zu 
jenden, ſehr verjchieden von der Praris des alten deutfchen Bundes, bei 
welcher entbehrlich gewordene Diinifter als Bundestagsgefandte unter: 
gebracht wurden. So ift denn der Bundesrath nicht blos eine durch 
den föderativen Character der Reichsregierung aufgedrungene Abnormität, 
jondern eine äußerſt glüdlihe Combination, die mehrere Zwecke mit 
einem Schlag erfüllt. Seine Thätigkeit hat ſich bis jetzt trefflich 
bewährt. 

Der dritte Hauptfactor der NeichSgewalt ift der Neichstag, eine 
durch allgemeines Stimmrecht und directe Wahlen zufammengefette Ver: 
ſammlung, die nach der jetigen Eintheilung der Wahlbezirke aus 382 Ab- 
geordneten bejteht. Diefer Neichstag hat, abgejehen von dem durch Die 
Verfaſſung feſtgeſetzten Mititärbedarf, die Ausgaben zu vermilligen, und 
zu allen innerhalb der Competenz der Reichsgewalt Tiegenden Geſetzen 
jeine Zuſtimmung zu geben, kann aber auch nad) eigener Initiative An 
träge einbringen. Er iſt mit allen den Befugniſſen ausgeftattet, welche 
ihn befähigen, den Willen des Bolfes zur Geltung zu bringen. Doch 
fünnen wir bier nicht umhin, einige Bedenken auszufprechen, welche uns 
die Zukunft des Reichsſtags erwedt. Wir fehen in feiner Zuſammen— 
jegung feine Bürgichaft dafür, daß bei unvermeidlichen Parteilämpfen 
der wirkliche, vernünftige Volkswille die Oberhand behalten werde. 
Denn bei der großen Zahl von Wählern, denen ein gleichmäßiges Wahl— 
vecht eingeräumt ift, überwiegt die urtheilsloſe Maſſe jo jehr, daR leicht 
die Agitation derjenigen Partei das Feld behalten fan, welche auf Un— 
vernunft jpeculirt und die populären Schlagwörter zu handhaben ver: 
ſteht. Daß bei der Gründung des norddeutichen Bundes wm das all- 
gemeine directe Wahlrecht möglich war, haben wir oben gejehen. Aber 
bei dem Webergang der Bundesverfaflung zur Neichsverfaffung wäre es 
vielleicht möglich geweſen, eine Modification im. confervativer Richtung 
durchzufegen. Ein Antrag auf Einführung eines mäßigen Cenſus würde, 
wenn er von einem populären NeichStagsmitglied eingebracht und von 
Bismard nicht befämpft worden wäre, gewiß die Majorität erlangt haben. 
Durch eine Steuerquote im Betrag eines Thalers hätte eine große Menge 
von urtheilslofen Wählern, die in der Regel demofratiicher oder ultra- 
montaner Wühlerei anheimfallen, bejeitigt werden fünnen. Mit der 
Diätenlofigkeit glaubte Bismarck dem allgemeinen Wahlrecht ein heilfames 
Gegengewicht zu geben, und gewiß werden dadurch Yente aus dev Klaſſe 
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des niederen Staats- und Gemeindedienftes und der fleinen Advocaten, 
die eine Abgeordnetenftelle juchen, um dadurch ihre Yage zu verbejiern, 
von der Bewerbung abgehalten; aber die gefährlichiten focialiftiichen oder 
ultramontanen Candidaten werden durch die Diätenlofigfeit nicht ausge- 
ſchloſſen, und es ift wahrjcheinlich, daß ſich diefelbe gegen die auf jedem 
Neichstag ich miderholenden Gegenanträge nicht wird halten fünnen. 
Dur den Mangel an geeigneten Kandidaten für die Neichstagsmwahl, der 
fih in manchen Bezirken bemerflich macht, Tind Viele, die grundfäglich 
für die Diätenlofigfeit waren, zweifelhaft geworden, ob es tbunlich jein 
werde, daran feſtzuhalten. Wird aber die Viätenlofigfeit aufgegeben, fo 
wird das Bedürfniß einer Aenderung des Wahlgeſetzes jich mit zwin- 
gender Nothmwendigfeit geltend machen. 

Bei dem Mangel an brauchbaren Candidaten drängt jich auch die 
Frage auf, ob nicht überhaupt eine Vereinfachung des conftitutionellen 
Apparates geboten jein wird. Das Nebeneinanderbeftehen langwieriger 
Einzellandtage mit dem Neichstag ift eine Verſchwendung parlamentarifcher 
Kräfte, die nicht in die Pänge fortbeftehen fann. Entweder werden auf 
den Einzellandtagen der größeren Staaten diejelben politiihen Fragen 
befprochen wie im Reichstag, und zwar von denjelben Yeuten, die zugleich 
in den Reichstag und in den Einzellandtag gewählt find, und dann ift 
es eine unnüge Widerholung, oder erledigt der Reichstag die politiichen 
Tragen von allgemeiner Bedeutung und überläkt den Einzellandtagen die 
provinzielfen und inneren Angelegenheiten, dann iſt e8 auch nicht nöthig, 
daß eine fo zahlreiche Bolfsvertretung die Hälfte des Jahres mit diejen 
Verhandlungen zubringt. Gewiß genügt dann eine weit geringere Zahl 
von Abgeordneten der Einzellandtage, und diefe werden auch gewiß viel 
weniger Zeit gebrauchen, um die ihnen noch übrig bleibenden Angelegen- 
heiten zu erledigen. Eine verfafjungsmäßige Beichränfung ihrer Befugniſſe 
ift auch darum wünfchenswerth, weil dadurch die Gelegenheit zu Com: 
petenzconflicten abgefchnitten würde. Denm nicht felten find die Mitglieder 
der Einzellandtage, die nicht zugleich im Reichstag ſitzen, oder die dort 
es zu feiner Geltung gebracht haben, verfucht, jich zu Vertheidigern des 
Particularismug und der Nejervatrechte aufzu:verfen. 

Daß das Verhältniß der Neichsgewalt zu den Einzeljtaaten einer 
genaueren Feſtſtellung durch Gejeßgebung und Praxis bedarf, darüber 
find Particulariften und Unitarier einverftanden. Uebrigens neigt fich 
die Mehrheit der Publiciften zu der Anficht, daß die Competenz; der 
Neichsgewalt auszudehnen fei und die Eonderrechte der Einzelftaaten mebr 
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beichränft werden müſſen. Schon miderhoft iſt die Ueberzeugung aus- 
geiprechen worden, daß die Nefervatrechte für die betreffenden Staaten 
mehr ein Nachtheil als ein Vortheil ſeien*). Schon ift die Erweiterung 
der NeichScompetenz auf das gefammte Wechtögebiet von ſüddeutſchen 
Staatsmännern als eine berechtigte Forderung principiell zugejtanden **), 
und die Einführung eines allgemeinen deutſchen Civilgeſetzbuches und 
einer allgemeinen Gerichtsordnung in Ausficht genonmmen. Auch die Er- 
richtung eines oberften Reichsgerichts wird als eine Conſequenz der Rechts— 
einheit jic) ergeben. Die bejondere Gejeßgebung und Verwaltung der 
Eifenbahnen und Poſten wird allmählich dem Bedürfniß der Berfehrs- 
freiheit weichen müſſen. Bereits ift ja die Errichtung eines Meichseijen- 
bahnamt3 beantragt und von Bismard mit Freuden acceptirt. Das 
Recht der bejonderen Gejandtfchaften ift von Baiern und Wirtemberg in 
der Ausübung auf einige wenige Poften beſchränkt; Baden hat nur noch 
einen Gejandten in Berlin, und jein Minifterium der auswärtigen An: 
gelegenheiten ift am 2. Juli 1871 völlig aufgehoben morden. Ebenſo 
ift das badische Heer ganz im preufifchen aufgegangen und bildet mit 
einigen preußiichen Megimentern dag 14. Corps. 

Faſſen wir diefe Thatiachen und Wünſche ins Auge, fo dürfen mir 
uns gewiß von Herzen freuen, daß das deutſche Reich in feiner äußeren 
Geftalt feſt begründet, und daß auc feine innere Entwidlung auf dem 
beten Wege zur Befeitigung ftörender Bejonderheiten iſt. Handelt es 
fi) doch nicht darıım, die Unterichtede, welche zwiichen dem Norden und 
Süden beſtehen, zu verwiichen, vielmehr follen fie ſich vertragen und 
gegenjeitig ergänzen lernen; aber darnach ijt zu ftreben, daß alle die 
Sonderrechte, welche blos formale Bedeutung haben, allmählich ver: 
Ihwinden. Ein anderer und jchwererer Kampf bedroht nun aber den 
inneren Frieden des Reichs. Seine gejeggebende Gewalt bat die Auf: 
gabe, einen fchügenden Wall aufzurichten gegen die Webergriffe der 
römijchen Kirche, welche nicht aufhört, das Gedeihen einer freien vecht- 


*) Siehe Jofeph von Held „Die Berfaffung des Deutſchen Reichs“. Leipzig 
1872. Der Berfafjer, Profeffor in Würzburg und eim guter Baier, gefteht zu, daß 
die Bedeutung der Refervatrechte eine nur zeitweife und ihr materieller Werth zmeifel- 
haft fei, und bemerft, daß viel Zeit und Kraft für Gefebgebungsarbeiten verſchwendet 
werde, melde Tediglich der formalen Seite der Reſervatrechte entfpringen. 

**) Erklärung des wirtemb. Minifters v. Mittnacht in der Sitzung der zweiten 
Kammer 24. Jannar 1873, Berhandlungen ©. 3663. Vgl. auch Allg. Zeitung 1873 
Rr. 26 Hauptblatt. 
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lichen und fittlichen Entwidlung zu ftören. Diefe Macht erhebt immer 
aufs Neue den Anjpruch, das ganze weltliche und ftaatliche Yeben zu be- 
herrichen unter dem Vorwand, man müſſe Gott mehr gehurchen, als den 
Menſchen, und et ſich jo mit all ihrer menjchlichen Herrſchaft an die 
Stelle Gottes. Das deutiche Reich hat die Angriffe Frankreichs auf 
feine Grenzprovinzen mit tapferem Arm abgewehrt ımd jich gute Grenzen 
zur Vertheidigung gegen Fünftige Angriffe erobert: jest handelt es jich 
darum, auch die Örenzgebiete des Staates gegenüber der römischen Kirche 
zu vertheidigen, und durch weiſe Geſetze die Gefahren des Zufammen. 
ſtoßes zu befeitigen. Dazu bedarf es nicht minder Muth, Ausdauer und 
Klugheit als zur Kriegführung mit eifernen Waffen. Aber es werden 
dem deutjchen Wolfe, wenn es ernftlich will nnd einig zuſammenhält, die 
geiftigen Waffen nicht fehlen, deren es zum Siege bedarf. Bereits ijt 
der Kampf aufgenommen: die Gejege, welche zum Zweck haben, das Auf: 
fichtsrecht des Staates über die Geiftlichen und ihre Ausbildung, ſowie 
über den Volksunterricht zu wahren, jind bejchlofien, und ihre fräftige 
Handhabung ift die nächjte Aufgabe. Darin die Neihsgewalt mit allen 
Kräften zu unterftügen, ift die Pflicht des deutjchen Volkes; es darf ſich 
weder durch die jcheinbaren Gründe eines doftrinären Yiberalismus, noch 
durch die ängjtlichen Bedenken eines falſchen Neligionseifers daran irre 
machen laffen. Denn in der That hat weder die wahre Freiheit noch 
die Religion den jtarfen einigen Staat zu fürchten; es iſt Allen vergönnt 
mitzubelfen, daß das Gute geſchützt und erhalten, das Schlechte und Ber: 
derbtiche befämpft und niedergehalten werde. Und wenn wir bei den 
ſchlimmen umftürzenden Tendenzen der Neuzeit, bei den jchwierigen 
Problemen der focialen Frage, auf etwas Menjchliches eine Hoffnung 
jeßen, jo iſt es gerade dieſe Neichsgewalt, Die nun fo angelegt iſt, daR, 
wenn jie irgend ihre Aufgabe erfüllt, die guten Elemente zur Herrichaft 
fommen müſſen. 


Anhang 


Entwurf der Verſaſſung des norddentſchen Bundes. 


Se. Majeſtät der König von Preußen, Se. Majeftät der König von Sachſen, 
Se. Königlihe Hoheit der Großherzog von Medleuburg- Schwerin, Se. Königliche 
Doheit der Grofherzig von Sachſen-Weimar-Eiſenach, Se. Königliche Hoheit der Groß: 
herzog von Medlenburg-Strelit, Se. Königliche Hoheit der Großherzog. von Olden— 
burg, Se. Hoheit der Derzog von Braunfchweig und Lüneburg, Se. Doheit der Herzog 
von Sahien-Meiniugen und Dildburgbanien, Se. Hoheit der Herzog von Sachſen— 
Altenburg, Se. Doheit der Herzog zu Sachſen-Coburg und Gotha, Se. Hoheit der 
Herzog von Anhalt, Se. Durchlaucht der Fürft zu Schwarzburg-Rudolftadt, Se. Durd)- 
laucht der Fürſt zu Schwarzburg-Sondershanfen, Se Durchlaucht der Fürft zu Walded 
und Pyrmont, Ihre Durchlaucht die Fürſtin Reuß älterer Linie, Se. Durchlaucht der 
Fürft Neuß jüngerer Linie, Se. Durdlaudt der Fürſt von Schaumburg-?ippe, Se. 
Durchlaucht der Fürft zur Lippe, der Senat der freien und Hanfeftadt Pübed, der 
Senat der freien Danfeftadt Bremen, der Senat der freien Danjeftadt Hamburg, jeder 
für den gelammten Umfang ihres Staategebietes, und Se. Königliche Hoheit der 
Großherzog von Deffen und bei Rhein, für die nördlich vom Main belegenen Theile 
des Großherzogthums Deflen, jchließen einen ewigen Bund zum Schutze des Bundes- 
gebietes und des innerhalb defjelben gültigen Rechtes, forwie zur Pflege der Wohlfahrt 
des deutichen Volles. Diefer Bund wird den Namen des Norddeutichen führen und 
wird nachftehende Berjaffung haben: 

I. Bundesgebiet. Art. 1. Das Bundesgebiet beftcht aus den Staaten 
Preußen mit Lauenburg, Sachſen, Medienburg- Schwerin, Sadien-Weimar, Medlen- 
burg-Strelit, Didenburg, Braunſchweig, Sachlen-Meiningen, Sacfen-Altenburg- 
Sachſen-Coburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudolftadt, Schiwarzburg-Sondershaufen, 


*) Siehe S. 170. Dieſer erfte Entwurf findet fih nur in Schultheß Geſchichts— 
falender für 1867, und fehlt in anderen Sanımlungen von Actenftüden diefer Zeit, 
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Waldeck, Reuß älterer Linie, Neuß jüngerer Linie, Schaumburg-Fippe, Lippe, Lübed, 
Bremen, Damburg und aus den uördlih vom Main befegenen Theilen des Groß— 
herzogthums SHeffen. 

Il. Bundesgefeßgebung. Art. 2. Innerhalb diejes Bundesgebiets übt der 
Bund das Recht der Gefetgebnng nad Mafgabe des Inhalts diefer Verfaſſung und 
mit der Wirfung aus, daß die Bundesgeſetze den Landesgeieten vorgeben. Die Buudes- 
gejege erhalten ihre verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung von Bundes wegen, 
welche vermittels eines Bundesgeſetzblattes geſchieht. So fern nicht in dem publicirten 
Geſetze ein anderer Anfangstermin feiner verbindlichen Kraft beftimmt tft, begimmt die 
fetstere mit dem vierzehnten Tage nad dem Ablaufe desjenigen Tages, an melchem 
da8 betreffende Stüd des Burndesgelegblattes in Berlin ausgegeben worden iſt. Art. 3. 
Kür den ganzen Umfang des Bundesgebiers befteht ein gemeinfames Judigenat mit 
der Wirkung, daß der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Yundet 
ftaates in jedem anderen Bundesftaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum 
feften Wohnfig, zum Gewerbebetrieb, zu öffentlihen Wemtern, zur Erwerbung von 
Grundftüden, zur Erlangung des Staatsbürgerrehts und zum Genuffe aller ſonſtigen 
bürgerlichen Rechte unter denielben Vorausſetzungen wie der Einheimiſche zugelafien, 
aud in Betreff der Rechtsverfolgung und des NRechtsichuges demſelben gleich zu be- 
handeln ıft. Im der Ausübung diefer Befugniß darf der Bundesangehörige meder 
durch die Obrigkeit feiner Deimath, noch dur die Obrigkeit eines anderen Bunde 
ftaates beihränft werden. Diejenigen Beftimmungen, welche die Armenverforgung 
und die Aufnahme in den localen Gemeindeverband betreffen, werden durch den ım 
erften Abſatz ausgeiprochenen Grundſatz nicht berührt. Eben fo bleiben bis auf Wei— 
teres die Berträge in Kraft, welche zwischen den einzelnen Bundesftaaten in Beziehung 
auf die Uebernahme von Auszumeiienden, die Verpflegung erfranfter umd die Be 
erdigung verftorbener Staatsangehörigen beftehen. Hinſichtlich der Erfüllung der 
Milttärpfliht im Berhältmiß zu dem Heimathslande mird im Wege der Gejetsgebung 
das Nöthige geordnet werden. Dem Auslande gegenüber haben alle Bundesangebö- 
rigen gleihmäßig Anipruh auf den Bundesfhug. Art. 4. Der Beauffichtigung 
Seitens des Bundes und der Gefeßgebung defjelben unterliegen die nachſtehenden An 
gelegenheiten: 1) die Beftimmungen über Freizügigleit, Deimathe- und Niederlaffungs- 
Berhältniffe und über den Gewerbebetrieb, einſchließlich des Berficherungsmeiens, io 
weit diefe Gegenftände micht ſchon durch den Artikel 3 dieſer VBerfaffung erledigt find, 
desgleichen über die Colonifation und die Auswanderung nad außerdeutihen Ländern; 
2) die Zoll- und Handelsgeleggebung und die für Bundeszwede zu verwendenden in— 
directen Steuern; 3) die Ordnung des Maf-, Münz und Gewichtsſyſtems, nebſt 
Feftftellung der Grundfäte über die Emilfion von fundirtem und unfundirtem Paper» 
gelde; 4) die allgemeinen Beftimmungen über das Bankweien; 5) die Erfindunge- 
Patente; 6) der Schuß des geiftigen Eigenthums; 7) Organiſation eines gemeinſamen 
Schutes des deutichen Handels im Auslande, der deutihen Schifffahrt und ihrer Flagge 
zur See und Anordnung gemeinfamer coninlariicher Bertretung, welche vom Bunde 
ausgeftattet wird; 8) das Giienbahnwefen im Intereſſe der Landesvertheidigung und 
des allgemeinen Verkehrs; 9) der Schifffahrtöbetrieb auf den mehreren Staaten gemein 
famen Wafferftraßen und der Zuftand der letteren, fo wie die Fluß- und ſonſtigen 
Wafferzölle; 10) das Poft- und Telegraphenweien; 11) Beftimmungen über die wechſel⸗ 
feitige Vollſtreckung von Erfenntniffen und Erledigung von Requifitionen überhaupt; 
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12) fo wie über die Beglaubigung von öffentlichen Urkunden; 13) die gemeinjame 
Eivil-Progeßordnung und das gemeiniame Concursverfahren, MWechiel- und Handels- 
recht. Art. 5. Die Bundeögeießgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und 
den Reichstag. Die Uebereinftimmung der Mehrheits-Beichlüffe beider Berfammlungen 
ift zu einem Bundesgeſetze erforderlich und ausreichend. 


Il. Bundesratb Art. 6. Der Bundesrayh befteht aus den Vertretern der 
Mitglieder des Bundes, unter welchen die Stunmführung fi nad Maßgabe der Bor- 
Ichriften für das Plenum des ehemaligen deutichen Bundes vertheilt, fo daß Preußen 
mit den ehemaligen Stimmen von Pannover, Kurheſſen, Dolftein, Naſſau und Frank 
furt 17 Stimmen führt, 


Sadien . 4 Schwarzburg-Rudolftadt 1 
Heſſenn 1 Schwarzburg-Sondershaufen 1 
Medienburg- Schwerin . . . . . 2! Walded. 1 
Sadien-Weimar . 1 Reuß ä. 8. 1 
Medtenburg-Strelik . 1 Reuß j. L.. — 
Oldenburg . >. 22020. 1) Schaumburg-Fippe 1 
Braunſchweig.. 2 Uippe. | 
Sadjjen-Meiningen 1 | 2übed a | 
Sadjien-Altenburg ee 2" Bremen. 1 
Sachſen-Coburg Gotha. 18Samburg 7 2 are 
ae: Sa Ze ae 1 Summa 43 


Art. 7: Jedes Mitglied des Bundes fann jo viel Bevollmächtigte zum Bundesrathe 
ernennen, wie es Stimmen bat, doch fann die Geſammtheit der zuftändigen Stimmen 
nur einheitlich abgegeben werden. Nicht vertretene oder nicht inftruirte Stimmen 
werden nicht gezählt. Jedes WBundesglied ift befugt, VBorfchläge zu madhen und in 
Bortrag zu bringen, und das Präfidium ift verpflichtet, diefelben der Berathung zu 
übergeben. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit einfacher Dtehrheit, mit Ausnahme von 
Beſchlüſſen über Berfaffungs-Beränderungen, welche zwei Drittel der Stimmen er- 
fordern. Bei Stimmengleichheit giebt die Präfidialftimme den Ausſchlag. Art. 8, 
Der Bundesrath bildet aus feiner Mitte dauernde Ausihüffe 1. für das Landheer und 
die Feftungen, 2. für das Seeweien, 3. für Zoll und Steuerweien, 4. für Handel 
und Berfehr, 5. für Eiienbahnen, Poft und Telegraphen, 6. für Juſtizweſen, 7. für 
Rehnungsweien. Im jedem diefer Ausichüffe werden außer dem Präfidium mindeftens 
zwei Bundesftaaten vertreten fein, und führt innerhalb derjelben jeder Staat nur eine 
Stimme Die Mitglieder der Ausihüffe zu 1 und 2 merden von dem Bunbdes- 
feldheren ernannt, die der übrigen von dem WBundesrathe gewählt. Die Zulammen- 
ſetzung diefer Ausſchüſſe ift für jede Seffion des Bundesrathes reip. mit jedem Jahre 
zu erneuern, wobei die ausicheidenden Mitglieder wieder wählbar find. Den Aus- 
ſchüſſen werden die zu ihren Arbeiten nöthigen Beamten zur Verfügung geftellt. 
Art. 9. Jedes Mitglied des Bırndesrathes hat das Recht, im Neichstage zu ericheinen, 
und muß dafelbft auf Verlangen jeder Zeit gehö-t werden, um die Anfichten jeiner 
Regierung zu vertreten, auch dann, wenn diejeflben von der Majorität des Bundes— 
rathes nicht adoptivt worden find. Niemand fann gleichzeitig Mitglied des Bundes. 
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raths und des Reichstages fein. Art. 10. Dem Bundes-Präſidium liegt es ob, den 
Mitgliedern des Bundesrathes den üblichen dipfomatifhen Schuß zu gewähren. 

VI. Bundes-PBräfidium Art. 11. Das Präfidium des Bundes fteht der 
Krone Preußen zu, welde in Ausübung deijelben den Bund völkerrechtlich zu ver- 
treten, im Namen des Bundes Krieg zu erklären und Frieden zu Schließen, Bündniſſe 
und andere Verträge mit fremden Staaten einzugehen, Gefandte zu beglaubigen umd 
zu empfangen berechtigt ift. Im fo weit die Verträge mit fremden Staaten fi auf 
ſolche Gegenflände beziehen, welche nach Art. 4. in dem Bereich der Bundesgefetgebung 
gehören, ift zu ihrem Abſchluß die Zuftimmung des Bundesrathes erforderlich. Art. 12. 
Das Präfidium ernennt den Bundeskanzler, welcher im Bundesrathe den Vorſitz führt 
und die Gejchäfte leitet, Art. 13. Dem Präfidium fteht es zu, den Bundesrath und 
den Reichstag zu berufen, zu eröffnen, zu vertagen umd zu fchließen, Art. 14. Die 
Berufung des Bundesrathes und des Reichstages findet alljährlich ftatt, und lann der 
Bundesvath zur Vorbereitung der Arbeiten ohne den Reichstag, letzterer aber nicht 
ohne den Bundesrath berufen werden Art. 15. Die Berufung des Bundesvathes 
muß erfolgen, jobald fie von einem Drittel der Stimmenzabl verlangt wird. Art. 16. 
Der Bundesfanzler kann fid) in Leitung der Geichäfte durch jedes andere Mitglied des 
Bundesrathes vermöge Ichriftlicher Subftitution vertreten laffen. Art. 17. Das Prö- 
ſidium hat die erforderlichen Borlagen nad) Maßgabe der Beichlüffe des Bundesratbes 
an den Reichstag zu bringen, two fie durch Mitglieder des Bundesrathes oder durd 
befondere von legterem zu ernennende Commiſſarien vertreten twerden. Art. 18. Dem 
Präfidium fteht die Ausfertigung und Berkündigung der Bundesgeiege und die Ueber- 
wachung der Ausführung derfelben zu, Die hiernach von dem Präſidium ausgehenden 
Anordnungen werden im Namen des Bundes erlaffen und von dem Bundeskanzler 
mitunterzeichnet. Art. 19. Das Präſidium ernennt die Bundesbeamten, hat diefelben 
für den Bund zu vereidigen umd erforderlichen Falles ihre Entlaffung zu verfügen. 
Art. 20. Wenn Bundesglieder ihre verfafjungsmäßigen Bundespflichten nicht erfüllen, 
jo fünnen fie dazu im Wege der Erecution angehalten werden. Dieſe Erecution iſi 
a) in Betrefj militäriicher Yeiftungen, wenn Gefahr im Berzuge, von dem Bundet 
jeldheren anzuordnen und zu vollziehen, b) in allen anderen Fällen aber von dem 
Bundesrathe zur beichließen und von dem Bundesfeldheren zu vollfireden. Die Erw 
cution kann bis zur Sequeftration des betreffenden Yandes und feiner Regierungk 
gewalt ausgedehnt werden. Im den unter a. bezeichneten Fällen ift dem Bundesrathe 
von Anordnung der Execution, unter Darlegung der Beweggründe, ungeſäumt 
Kenntniß zu geben. 

V. Reichstag. Art. 21. Der Reichstag geht aus allgemeinen und directen 
Hahlen hervor, welche bis zum Erlaffe eines Reihswahlgefeßes nach Maßgabe des 
Geſetzes zu erfolgen haben, auf Grund defjen der erfte Reichstag des morddeutichen 
Bundes gewählt worden if. Beamte im Dienfte eines der Bundesftaaten find nicht 
wählbar. Art. 22. Die Berhandlungen des Reichstages find öffentlich. Art. 2. 
Der Reichstag hat das Recht, Geſetze innerhalb der Kompetenz des Bundes vorzu— 
ichlagen. Art. 24. Die Legislatur- Periode des Reichstages dauert drei Jahre. Zur 
Auflöfung des Reichstages während derielben ift ein Beichluß des Bundesrathes unter 
Zuftimmung des Präfidiums erforderlich. Art. 25. Der Reichstag prüft die Legitt, 
mation feiner Mitglieder und entieidet darüber. Er regelt feinen Geihäftsgang und 
feine Disciplin durch eine Gefhäftsordnung und erwählt jeinen Präftdenten, feine 


I 


Anbang. 415 


Bice-Präfidenten und Schriftführer. Art. 26. Der Reichstag beichließt nad) abſoluter 
Stimmenmehrheii. Zur Gültigkeit der Beichlußfaffung ift die Anmejenheit der Mehr- 
heit der Mitglieder erforderlih. Art. 27. Die Mitglieder des Reichstages find Ber- 
treter des gefammten Volles und an Aufträge und Imftructionen nicht gebunden. 
Art. 28. Kein Mitglied des Neichstages darf zu irgend einer Zeit wegen feiner Ab- 
ftimmmug oder wegen der in Ausübung feines Berufes gethanen Aeußerungen gericht- 
lich oder disciplinarifcd verfolgt oder fonft außerhalb der Berfammlung zur Berant- 
wortung gezogen werden. Art. 29. Die Mitglieder des Reichstages dürfen als ſolche 
feine Befoldung oder Entichädigung beziehen. 

VI. Zohl- und Dandelswefen. Art. 30. Der Bund bildet ein Zoll- und 
Dandelsgebiet, umgeben von gemeinfchaftlicher Zollgränze. Ausgeſchloſſen bleiben die 
wegen ihrer Yage zur Einſchließung in die Zollgränze nicht geeigneten einzelnen Ge— 
bietstheile. Alle Gegenftände, welche im freien Berlehre eines Bundesftaates befindlid) 
find, lönnen in jeden anderen Bundesflaat eingeführt und dürfen in leßterem einer 
Abgabe nur in jo weit unterworfen werden, als dajelbft gleichartige inländiiche Er- 
zeugnifje einer inneren Steuer unterliegen. Art. 31. Die Hanfeftädte Kübel, Bremen 
und Hamburg mit einem dem Zwede entiprechenden Bezirfe ihres oder des umliegen- 
den Gebietes bleiben als Freihäjen außerhalb der gemeinjchaftlihen Zollgränze, bis fie 
ihren Einſchluß im diejelbe beantragen. Art. 32. Der Bund ausſchließlich hat die 
Geſetzgebung über das geſammte Zollwefen, über die Beſteuerung des Berbraudes von 
einheimischen Zucker, Branntwein, Salz, Bier und Tabal, jo wie über die Maf- 
regeln, welche in den Zollausichlüffen zur Sicherung der gemeinihaftlichen Zollgränge 
erforderlich find. Art. 33. Die Erhebung und Berwaltung der Zölle und Verbrauchs— 
ftenern (Art. 32) bleibt jedem Bundesftaate, jo weit derjelbe fie bisher ausgeübt hat, 
innerhalb jeines Gebietes überlaffen. Das Bundes-Präfidium überwacht die Einhaltung 
des geieglichen Verfahrens durch Bundesbeamte, welche es den Zoll- oder Steuer- 
Aeıntern und den Directivbehörden der einzelnen Staaten, nad Vernehmung des Aus- 
Ihufies des Bundesrathes für Zoll- und Steuerweſen, beiordnet. Art. 34. Der 
Bundesrath beichließt 1. über die dem Reichstage vorzulegenden oder von demfelben 
angenommenen, unter die Beſtimmung des Art, 32 fallenden gejeglichen Anordnungen, 
einjchließlih der Handels- und Scifffahrtsverträge; 2. über die zur Ausführung der 
gemeinſchaftlichen Geſetzgebung (Art. 32) dienenden Berwaltungs-Borjchriften und Ein- 
richtungen; 3. über Mängel, welche bei der Ausführung der gemeinſchaftlichen Geſetz— 
gebung (Art. 32) hervortreten; 4. über die von jeiner Nechnungsbehörde ihm vor- 
gelegte ſchließliche Feftftellung der im die Bundeslaſſe fließenden Abgaben (Art. 36). 
Jeder über die Gegenftände zu 1 bis 3 von einem Bundesftaate oder über die Gegen- 
ftände zu 3 von einem controlivenden Beamten bei dem Bundesrathe geftellte Antrag 
unterliegt der gemeinſchaftlichen Beihlußnahme. Im Falle der Meinungsverichiedenheit 
giebt die Stimme des Präfidiums bei den zu 1 und 2 bezeichneten aladann den Aus- 
fchlag, wenn fie fid für Anfrechthaltung der beftehenden Vorſchrift oder Einrichtung 
ausipricht, in allen übrigen Fällen enticheidet die Mehrheit der Stimmen nad dem 
in Art. 6 dieſer Berfafjung fetgeftellten Stimmverhältnig. Art. 35. Der Ertrag der 
Zölle umd der in Art. 32 bezeichneten Berbrauds-Abgaben fließt in die Bundeslaſſe. 
Diefer Ertrag befteht aus der gejammten von den Zöllen und Berbrauchs-Abgaben 
aufgefommenen Ginnahme nad) Abzug 1. der auf Gefegen oder allgemeinen Verwal— 
tungs-Borjhriften beruhenden Steuer-Bergütungen und Ermäßigungen; 2. der Er- 
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hebungs- und Berwaltungsloften, und zwar: a) bei den Zöllen und der Steuer von 
inländiſchem Zuder, fo weit dieſe Koften nad) den VBerabredungen unter den Mit- 
gliedern des deutichen Zoll- und Handels-Bereins der Gemeinichaft aufgerechnet werden 
fonnten, b) bei den übrigen Steuern mit 15 pCt. der Gefammt-Einnahme Die 
außerhalb der gemeinſchaftlichen Zollgränze liegenden Gebiete tragen zu den Buudes- 
Ausgaben durch Zahlung eines Averfums bei. Art. 36. Die von den Erhebungs- 
behörden der Bundesftaaten nad) Ablauf eines jeden Bierteljahres aufzuftellenden 
Duartal-Ertracte und die nad dem Jahres- und Bücherſchluſſe aufzuftellenden Fınal- 
Abſchlüſſe über die im Laufe des Vierteljahres, beziehungsweiſe während des Redinungs- 
jahres fällig gewordenen Einnahmen an Zöllen und Berbrauche-Abgaben werden von 
den Directiv-Behörden der Bundesftaaten, nad vorangegangener Prüfung, in Yaupt- 
überfichten zujammengeftellt und diefe an den Ausihuß des Bundesrathes für das 
Rechnungsweſen eingeiandt, Der letztere ftelt auf Grund diejer Ueberfichten von drei 
zu drei Monaten den von der Kaffe jedes Bundesftaates der Bundesfafle ſchuldigen 
Betrag vorläufig feft und jegt von diejer Feftftellung den Bundesrath und die Bundes» 
ftaaten in Kenntniß, legt auch alljährlich die ſchließliche Feftitellung jener Beträge mit 
feinen Bemertungen dem Bundesrathe zur Beſchlußnahme vor. Art. 37. Die Be 
ftimmungen in dem Zoll-Bereinigungsvertrage vom 16. Mai 1865, ın dem Bertrage 
über die gleiche Beſteuerung innerer Erzeugnifje vom 28. Juni 1864, in dem Ber- 
trage über den Verkehr mit Tabak und Wein von demjelben Tage und im Art. 2 des 
Zoll- und Anjchlußvertrages vom 11. Juli 1864, desgleihen in den Thüringiſchen 
Bereinsverträgen bleiben zwiichen den bei dieſen Berträgen betheiligten Bundesftaaten 
in Kraft, jo weit fie nicht durch die Vorfchriften der gegenwärtigen Verfaſſung ab» 
geändert find und jo lange fie nicht auf dem im Art. 34 vorgezeichneten Wege ab» 
geändert werden. Mit diefen Beſchränkungen finden die Veftimmungen des Zoll« 
Bereinigungsvertrages vom 16. Mai 1865 aud auf diejenigen Bundesſtaaten und 
Gebietätheile Anwendung, welche dem deutihen Zoll- und Handele-Vereine zur Zeit 
nicht angehören. 

VI. Eiſenbahnweſen. Art. 38. Eiſenbahnen, welche im Interefje der 
Bertheidigung des Bundesgebietes oder im Interefie des gemeinjamen Verkehrs für 
nothwendig erachtet werden, können fraft eines Bundesgeleges aucd gegen den Wider. 
Ipruch der Bundesglieder, deren Gebiet die Eiſenbahnen durchichneiden, unbeichadet 
der Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Bundes angelegt oder an Privat-Unternehmer 
zur Ausführung conceifionirt werden. Dede beftehende Eijenbahn-Verwaltung ift ver 
pflichtet, fi den Anichluß neu angelegter Eiſenbahnen auf Koften der legteren gefallen 
zu lafjen. Art. 39. Die Bundesregierungen verpflichten fid), die im Bundesgebiet 
befegenen Eifenbahnen im Interefie des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches 
Net verwalten und zu diefem Behufe aud) die neu herzuftellenden Bahuen nad ein- 
beitlihen Normen anlegen und ausrüften zu lafjen. Art. 40. Es jollen demgemäß 
mit thunlichfter Beſchleunigung gleiche Betriebseinrichtungen getroffen, imsbejondere 
gleiche Bahn-Polizei- und Betriebö-Reglements für Perlonen- und Gütertransport ein- 
geführt werden. Der Bund hat dafür Sorge zu tragen, daß die Eiienbahn-Ber- 
maltungen die Bahnen jederzeit in einem die nöthige Sicherheit gemwährenden baulichen 
Zuftande erhalten und diefelben mit Betriebsmaterial fo ausrüften, wie das Bertehrt- 
bedürfniß es erheiſcht. rt. 41. Die Eifenbahn-Berwaltungen find verpflichtet, die 
nöthıgeu Perfonen- und Güterzüge mit entſprechender Fahrgeſchwindigkeit einzuführen, 


Anhang. 417 


auch directe Erpeditionen im Perſonen- und Güterverkehr, unter Geftattung des Ueber— 
ganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen bie übliche Ber- 
gütung einzurichten. Art. 42. Dem Bunde ſteht die Controle der Tarife zu. Er 
wird diefelbe ausüben zu dem Zwecke, die Gleihmäßigleit und möglichſte Herabiekung 
derjelben zu erreichen, insbeiondere für den Transport von Kohlen, Coals, Holz, 
Erzen, Steinen, Salz, Robeilen, Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenftänden einen 
dem Bedürfnifje der Landwirthichaft und der Induſtrie entfprechenden ermäßigten 
Tarif für größere Entfernungen und jchließlih den EimPfennig- Tarif für Eentner 
und Meile im ganzen Bundesgebiete einzuführen, Art. 43. Bei eintretenden Noth- 
ftänden, inebejondere bei ungewöhnlicher Thenerung der Lebensmittel, find die Eifen- 
babn-Bermwaltungen verpflichtet, für den Transport namentlid von Getreide, Mehl, 
Hülſeufrüchten und Kartoffeln zeitweile einen dem Bedürfniſſe entfprechenden, von dem 
Bundes-Präfidium auf Vorſchlag des betreffenden Bundesraths-Ausſchuſſes feftzuftellen- 
den niedrigen Special-Tarif einzuführen. Art. 44. Den Anforderungen der Bundes- 
behörden in Betreff der Benugung der Eifenbahnen zum Zwecke der Berthäidigung 
des Bundesgebietes haben ſämmtliche Eifenbahn-Berwaltungen unweigerlich Folge zu 
feiften. Insbeſondere ift das Milttär und alles Kriegsmaterial zu gleichen, ermäßigten 
Sätzen zu befördern. 

VIII. Poſt- und Telegraphenwefen Urt. 45. Das Poſt- und das 
Telegraphenweien werden für das gefammte Gebiet des norddeutichen Bundes als ein- 
heitliche Staats-Verkehrsanftalten eingerichtet und verwaltet. Die im Art. 4 vor- 
geiehene Gefetgebung des Bundes in Poft- und Telegraphen-Angelegenheiten eritredt 
ſich nur auf diejenigen Gegenftände, deren Regelung, nah den gegenwärtig in der 
preußiſchen Poft- und Telegraphen-VBerwaltung maßgebenden Grundfägen, der regle— 
mentarifchen Feftiegung oder adminiftrativen Anordnung überlafjen ift. Art. 46. Die 
Einnahmen des Poft- und Telegraphenweiens find für dem ganzen Bund gemein- 
ihaftlih. Die Ausgaben werden aus den gemeinihaftlihen Einnahmen  beftritten. 
Die Ueberſchüſſe fließen in die Bundesfaffe (Abſchnitt XII). Art. 47. Dem Bundes- 
Präſidium gehört die obere Leitung der Poft- und Telegraphen-Berwaltung an. Das- 
jelbe hat die Pflicht und das Recht, dafür zu ſorgen, daß Einheit in der Organifation 
der Verwaltung und im Betriebe des Dienftes, fo wie in der Dualification der 
Beamten hergeftellt und erhalten wird. Das Präfidium hat für den Erlaß der regle- 
mentarifchen Feftiegungen und allgemeinen adminiftrativen Anordnungen fo wie für 
die ausſchließliche Wahrnehmung der Beziehungen zu anderen deutſchen oder aufer- 
deutichen Poft- und Zelegraphen-Berwaltungen Sorge zu tragen. Sämmtliche Beamte 
der Poſt- und Telegraphen-Berwaltung find verpflichtet, den Anordnungen des Bundes— 
Präfidvinms Folge zu leiften. Dieje Berpflihtung ift in den Dienfteid aufzunehmen. 
Die Anftellung der bei den Verwaltungsbehörden der Poft und Telegraphie in den 
verichiedenen Bezirken erforderlichen oberen Beamten (3. B. der Directoren, Räthe, 
DOber-Infpectoren), ferner die Anftellung der zur Wahrnehmung des Auffichte- u. ſ. m. 
Dienftes in den einzelnen Bezirken als Organe ber erwähnten Behörden fungirenden 
Pofte und Telegraphen-Beamten (3. B. Imfpectoren, Eontroleure) geht für das ganze 
Gebiet des norddeutichen Bundes von dem Präfidium aus, welchem diefe Beamten 
den Dienfteid leiften. Den einzelnen Landesregierungen wird von den in Rebe 
fieheuden Ernennungen, fomeit vdiejelben ihre Gebiete betreffen, Behufs der landes- 
herrlichen Betätigung und Publication rechtzeitig Mlitiheilung gemacht werden. Die 

Klüpfel. Einheitsbeſtrebungen. 11 27 


= 
410 Anhang. 


anderen bei den Verwaltungsbehörden der Poſt und Telegraphie erforderlichen Beamten, 
ſowie alle für dem localen und techniſchen Betrieb beſtimmten, mithin bei den eigent⸗ 
lichen Betriebsftellen fungivenden Beamten u. ſ. w. werden von ben betreffenden 
Landesregierungen angeftellt. Wo eine felbftändige Landes-Poft-, reſp. Telegraphen- 
Berwaltung nicht befteht, entfcheiden die Beftimmungen der befonderen Verträge. 
Art. 48. Zur Befeitigung der Zerfplitterung des Poſt- und Telegraphenweſens in 
den Hanfeftädten wird die Verwaltung und der Betrieb der verſchiedenen dort befind- 
lichen ftaatlichen Poft- und Telegraphen-Anftalten nach näherer Anordnung des Bundes» 
Präfidiums, welches den Senaten Gelegenheit zur Aeußerung ihrer hierauf bezüglichen 
Wünfche geben wird, vereinigt. Binfichtlich der dort befindlichen deutihen Anftalten 
ift diefe Bereinigung fofort auszuführen. Mit den auferdeutfchen Regierungen, welche 
in den Hanfeftädten noch Poftrechte befigen oder ausüben, merben die zu dem vor— 
fiehenden Zwede nöthigen Vereinbarungen getroffen werden. Art. 49. Bei Ueber- 
weifung des Ueberjchuffes der Poftverwaltung für allgemeine Bundeszwede (Art. 46) 
fol, in Betracht der bisherigen BVBerfchiedenheit der von den Landes-Poftverwaltungen 
der einzelnen Gebiete erzielten NRein-Einnahmen, zum Zwecke einer entfprechenden 
Ausgleihung während der unten feftgefetsten Uebergangszeit folgendes Verfahren beob- 
achtet werden. Aus den Poſt⸗Ueberſchüſſen, welche in den einzelnen Poftbezirten wäh— 
rend der fünf Jahre 1861 bis 1865 aufgelommen find, wird ein durchſchnittlicher 
Jahres-Ueberihuß berechnet und der Antheil, welchen jeder einzelne Poftbezirt an dem 
für das gefammte Gebiet des norddeutſchen Bundes ſich danach herausftellenden Poft- 
Meberfchufje gehabt Hat, nach Procenten feſtgeſtellt. Nach Mafigabe des auf diefe 
Weiſe feftgeftellten Verhältniffes werden aus den im Bunde auflommenden Poft-Ueber- 
ihüffen wäheend der nächſten acht Jahre den einzelnen Staaten, die fidh für diefelben 
ergebenden Duoten auf ihre fonftigen Beiträge zu Bundeszweden zu Gute gerechnet. 
Nah Ablauf der acht Jahre hört jene Unterfheidung auf, und fließen die Pofl-Ueber- 
Ihüfje in ungetheilter Aufrehnung nad dem in Art. 46 enthaltenen Grundſatze der 
Bundeskaffe zu. Bon der während der vorgedachten acht Jahre für die Hanfeftädte 
ſich herausftellenden Quote des Poft-Ueberfchuffes wird alljährlich vorweg die Hälfte 
dem Bundes-Präfidium aur Dispofition geftellt zu dem Zwecke, daraus zunächſt die 
Koften für die Herfiellung normaler PBofteinrichtungen in den Hanfeflädten zu beftreiten. 

IX. Marine und Schifffahrt Art. 50. Die Kriegs-Marine der Nord» 
und Oſtſee ift eine einheitliche unter preußiſchem Oberbefehl. Die Organifation und 
Zufammenfegung derjelben liegt Str. Maj. dem Könige von Preußen ob, welcher die 
DOfficiere und Beamten der Marine ernennt und für welchen diefelben nebft den Mann» 
ſchaften eidlich im Pflicht zu nehmen find. Der kieler Hafen und der Jadehafen find 
Bundes-Kriegshäfen. Als Mafftab der Beiträge zur Gründung und Erhaltung der 
Kriegsflotte und der damit zufammenhängenden Anftalten dient die Bevölkerung. Ein 
Etat für die Bundes-Marine wird nad diefem Grundfage mit dem Reichstage ver- 
einbart. Die gefammte feemännifche Bevölkerung des Bundes, einjchließlich des Ma- 
ſchinen⸗Perſonals und der Schiffs-Handwerker, ift vom Dienfte im Landheere befreit, 
dagegen zum Dienfte in der Bundes-Marine verpflichtet. Die Bertheilung des Erſatz- 
bedarfs findet nad; Maßgabe der vorhandenen feemännifhen Bevöllerung ftatt, und 
die hiernadh von jedem Staate geftellte Ouote kommt auf die Geftellung zum Land— 
heere in Abrehnung. Art. 51. Die Kauffahrteiſchiffe aller Bundesftaaten bilden eine 
einheitliche Handels-Marine. Die Kauffahrteifchiffe ſämmtlicher Bundesftaaten führen 
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diejelbe Flagge, Ihmwarz-weiß-roth. Der Bund hat das Verfahren zur Ermittlung der 
Ladungsfähigkeit der Seeichiffe zu beftimmmen, die Ausftellung der Mefbriefe, jo wie 
der Schiffö-Eertificate zu vegeln und die Bedingungen feftzuftellen, von welchen die 
Erlanbniß zur Führung eines Seeſchiffes abhängig if. Im den Seehäfen und auf 
allen natürlichen und fünftlihen Wafferftraßen der einzelnen Bundesftaaten werden 
die Kanffahrteifchiffe fämmtlicher Bundesftaaten gleihmäßig zugelaffen und behandelt. 
Die Abgaben, melde in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder deren Ladungen für 
die Benugung der Scifffahrte-Anftalten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung 
und gewöhnlichen Herftellung diefer Anftalten erforderlichen Koften nicht überfteigen. 
Auf allen natürlichen Wafjerftraßen dürfen Abgaben nur für die Benutung befonderer 
Anftalten, die zur Erleichterung des Berfehrs beftimmt find, erhoben werden. Diefe 
Abgaben, jo wie die Abgaben für die Befahrung folder Lünftlichen Wafjerftraßen, 
welche Staatseigenthum find, dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung 
der Auftalten und Anlagen erforderlichen Koften nicht überfteigen. Auf die Flößerei 
finden diefe Beftimmungen in fo weit Anwendung, als diejelbe auf ſchiffbaren Waſſer— 
ftraßen betrieben wird. Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere 
Abgaben zu legen, ald von den Schiffen der Bundesftaaten oder deren Ladungen zu 
entrichten find, fteht feinem Cinzelftaate, fondern nur dem Bunde zu. 

X. Eonfulatwejen. Art. 52. Das gefammte norddeutſche Conſulatweſen 
fteht unter der Aufficht des Bundes-Präfidiumg, welches die Confuln, nad) Bernehmung 
des Ausfchuffes des Bundesraths für Handel und Verkehr, anftell. In dem Amts- 
bezirt der Bundesconfuln dürfen neue Yandesconfulate nicht errichtet werden. Die 
Bundesconjuln üben für die im ihrem Bezirk nicht vertretenen Bundesflaaten die 
Funetionen eines Landesconjuls aus. Die fämmtlihen beftehenden Landesconfulate 
werben aufgehoben, jobald die Organijation der Bundesconfulate dergeftalt vollendet 
ift, daß die Vertretung der Einzelintereffen aller Bundesftaaten ala durch die Bundes» 
conjulate gefihert von dem Bundesrathe anerlannt wird. 

XI Bundestriegsmwefen. Art. 53. Jeder Norddeutfche ift mehrpflichtig und 
fann fi in Ausübung dieſer Pflicht nicht vertreten laffen. Art. 54. Die Koften und 
Laften des geſammten Kriegsweſens des Bundes find von allen Bundesftaaten und 
ihren Angehörigen gleihmäßig zu tragen, fo daß weder Bevorzugungen noch Prägra- 
vationen einzelner Staaten oder Klaffen grundfäglih zuläffig find. Wo die gleiche 
Bertheilung der Laften ſich in natura nicht herftellen läßt, ohne die öffentliche Wohl- 
fahrt zu jhädigen, ift die Ausgleihung nad) den Grundjägen der Gerechtigkeit im 
Wege der Gejeßgebung feftzuftellen. Art. 55. Jeder mehrpflichtige Norddeutſche ge 
hört fieben Jahre lang, im der Regel vom vollendeten 20. bis zum beginnenden 
28. Lebensjahre, dem ftehenden Deere und die folgenden fünf Lebensjahre hindurch der 
Landwehr an. Im denjenigen Bundesftaaten, in denen bisher eine läugere als zwölf. 
jährige Gefammtdienfizeit geleglic war, findet die allmähliche Herabjegung der Ber 
pflitung nur in dem Maße ftatt, als dies die Rüdficht auf die Kriegsbereitichaft des 
Bundesheeres zuläßt. Art. 56. Die Friedens-Präfenzftärte des Bundesheeres wird 
auf ein Procent der Bevölkerung von 1867 normirt und pro rata berfelben von den 
einzelnen Bundesftaaten geftellt; bei wachſender Bevölkerung wird nad) je zehn Jahren 
ein andermeitiger Procentjat feftgefegt werden. Art. 57. Nach Publication diefer 
Berfafjung ift in dem ganzen Bundeögebiete die gefammte preußifche Militär-Gejeh« 
gebung ungeſäumt einzuführen, jowohl die Geſetze jelbft, als die zu ihrer Ausführung, 
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Erläuterung oder Ergänzung erlaffenen Reglements, Inftructionen und Refcripte, na- 
mentlich alfo das Militär-Strafgefegbuh vom 3. April 1845, die Militär-Straf- 
gerichtsordnung vom 3. April 1845, die Verordnung über die Ehrengeridte vom 
20. Zuli 1843, die Beftimmungen über Aushebung, Dienftzeit, Servis- und Ber- 
pflegungs-Wefen, Einquartierung, Erſatz von Flurbeſchädigungen, Mobilmachung ıc. 
für Krieg und Frieden. Die Militär-Kirchenordnung ift jedoch ausgeſchloſſen. Art. 58. 
Zur Beftreitung des Aufwandes für das gefammte Bundesheer und die zu demfelben 
gehörigen Einrichtungen find dem Bundesfeldherrn jährlich fo vielmal 225 Thaler, in 
Worten zweihundert fünf und zwanzig Thaler, als die Kopfzahl der Friedensſtärke des 
Heeres nad) Art. 56 beträgt, zur Verfügung zu ftellen. Vergl. Abjchnitt XII. Die 
Zahlung diefer Beiträge beginnt mit dem erften des Monats nad) Publication der 
Bundesverfaffung. Art. 59. Die gefammte Landmacht des Bundes wird ein ein- 
heitliches Heer bilden, welches in Krieg und Frieden unter dem Befehle Seiner Ma- 
jeftät des Königs von Preußen als Bundesfeldheren fteht. Die Regimenter zc. führen 
fortlaufende Nummern durch die ganze Bundesarmee. Für die Bekleidung find die 
Grundfarben und der Schnitt der königlich preußifchen Armee maßgebend. Dem be- 
treffenden Contingentsheren bleibt es überlafjen, die äußeren Abzeichen (Cocarden :c.) 
zu beiimmen. Der Bunbdesfeldherr hat die Pflicht und das Recht, dafür Sorge zu 
tragen, daß innerhalb des Bundesheeres alle Truppentheile vollzählig und kriegstüchtig 
vorhanden find, und daß Einheit in der Organifation und Kormation, in Bewaffnung 
und Commando, in der Ausbildung der Mannfcaften, jo wie in der Qualification 
ber Offiziere hergeftellt und erhalten wird. Zu diefem Behufe ift der Bundesfeldherr 
berechtigt, fich jederzeit durch Infpectionen von der VBerfaffung der einzelnen Contingente 
zu überzeugen und die Abftellung der dabei vorgefundenen Mängel anzuordnen. Der 
Bundesfeldherr beftimmt den Präfenzftand, die Gliederung und Eintheilung der Eon- 
tingente der Bundesarmee, ſowie die Organifation der Landwehr, und hat das Recht, 
innerhalb des Bundesgebietes die Garnifonen zu beftimmen, fowie die friegsbereite 
Aufftellung eines jeden Theiles der Bundesarmee anzuordnen. Behufs Erhaltung 
der umentbehrlichen Einheit in der Adminiftration, Verpflegung, Bewaffnung und 
Ausrüftung aller Truppentheile des Bundesheeres find die bezüglichen künftig ergebenden 
Anordnungen für die preußische Armee den Commandenren der übrigen Bundes» 
Contingente, durd) den Art. 8 Nr. 1 bezeichneten Ausihuß für das Landheer und die 
Seftungen, zur Nachachtung im geeigneter Weije mitzutheilen. Art. 60. Alle Bundes- 
truppen find verpflichtet, den Befehlen des Bundesfeldheren unbedingte Folge zu leiten. 
Dieſe Berpflihtung ift in den Fahneneid aufzunehmen. Der Höchſteommandirende 
eines Kontingents, ſowie alle Offiziere, welche Truppen mehr als eines Kontingents 
befehligen, und alle Feftungs-Commandanten werden von dem Bunbdesfeldherrn ernannt. 
Die von demfelben ernannten Offiziere leiften ihm den Fahneneid. Bei Generalen 
und den General-Stellungen verjehenden Offizieren innerhalb des Bundes-Eontingents 
ift die Ernennung von der jedesmaligen Zuftimmung des Bundesfeldherrn abhängig 
zu maden. Der Bundesfeldherr ift berechtigt, Behufs Verſetzung mit oder ohne Be» 
förderung für die von ihm im Bundesdienfte, fei e8 im preußiichen Deere oder im 
anderen Contingenten, zu bejeenden Stellen aus den Offizieren aller Contingente des 
Bundeösheeres zu wählen. Art. 61. Das Recht, Reftungen innerhalb des Bundes- 
gebietes anzulegen, flcht dem Bırndesfeldheren zu, welcher die Bewilligung der dazn 
erforderlichen Mittel, foweit das Ordinarium fie nicht gewährt, nach Abſchnitt XII 
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beantragt. Art. 62. Wo nicht befondere Eonventionen ein Anderes beftimmen, er- 
nennen bie Bundesfürften, bezichentlich die Senate, die Offiziere ihrer Kontingente, 
mit der Einihränkung des Art. 60. Sie find Chefs aller ihren Gebieten angehörenden 
Truppentheile und genießen die damit verbundenen Ehren. Sie haben namentlih das 
Recht der Imipieirung zu jeder Zeit und erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten 
und Meldungen über vorlommende Beränderungen, Behufs der nöthigen landesherr- 
lihen Publication, rechtzeitige Mittheilung von dem die betreffenden Truppentheile be 
rührenden Avancements und Ernennungen. Auch fteht ihnen das Recht zu, zu po— 
fizeilihen Zweden nicht bloß ihre eigenen Truppen zu verwenden, fondern auch alle 
anderen Xruppentheile der Bundesarmee, welche in ihren Ländergebieten dislocirt find, 
zu requiriren. Art. 63. Griparniffe an dem Militär-Etat fallen unter feinen Um— 
fänden einer einzelnen Regierung, ſondern jederzeit der Bundesfaffe zu. Art. 64. 
Der Bundesfeldherr faun, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundesgebiete ber 
droht ift, einen jeden Theil defjelben in Kriegszuftand erflären. Bis zum Erlaffe 
eines die Borausjegungen, die Form der Verkündigung und die Wirkungen einer 
ſolchen Erflärung regelnden Bundesgefeßes gelten dafür die VBorfchriften des preußifchen 
Sefees vom 10. Mai 1849. (Geſ.Samml. 1849, ©. 165 bis 171.) 

XU. Bundes-Finanzen. Art. 65. Abgeſehen von dem dur Art. 58 be» 
fiimmten Aufwande für das Bundesheer und die au demjelben gehörigen Einrichtungen, 
fowie von dem Aufwande für die Marine (Art. 50) werden die gemeinſchaftlichen 
Ansgaben im Wege der Bundesgefeßgebung und, jofern fie nicht eine nur einmalige 
Aufwendung betreffen, für die Daner der Legislatur- Periode fefgeftellt. Art. 66. Zur 
Beftreitung aller gemeinfchaftlichen Ausgaben dienen zunächft die aus den Zöllen, den 
gemeinfamen Steuern und dem Poſt- und Telegraphenmweien fließenden gemeinichaft- 
lihen Einnahmen. Inſoweit diefelben durch «diefe Einnahmen uicht gededt werden, 
find fie durch Beiträge der einzelnen Bundesftaaten nah) Maßgabe ihrer Bevöflerung 
aufzubringen, weldje von dem Präfidium nad dem Bedarfe ausgefchrieben werden. 
Art. 67. Ueber die Verwendung der gemeinfchaftlihen Einnahmen und der Beiträge 
der Einzelftaaten ift von dem Präfidium dem Bundesrathe und dem Neichstage Rech— 
nung zu legen. 

XI. Schlichtung von Streitigleiten und Strafbeftiimmungen. 
Art. 68. Jedes Unternehmen gegen die Eriftenz, die Integrität, die Sicherheit oder 
die Verfaffung des norddeutihen Bundes, die Erregung von Haß oder Verachtung 
gegen die Einrichtungen des Bundes oder die Anordnungen der Bundesbehörden durch 
öffentliche Behauptung oder Verbreitung erdichteter oder entftellter Thatſachen oder 
durch öffentliche Schmähungen oder Verhöhnungen, endlich die Beleidigung des Bundes- 
rathes, des Neichstages, eines Mitgliedes des Bundesrathes oder des Reichstages, einer 
Behörde oder eines öffentlichen Beamten des Bundes, während bdiejelben in der Aus- 
übung ihres Berufes begriffen find oder in Beziehung auf ihren Beruf, durd Wort, 
Schrift, Drud, Zeichen, bildliche oder andere Darftellung, werden in den einzelnen 
Bundesftaaten beurtheilt und beftraft nah Maßgabe der in dem letsteren beftchenden 
oder fünftig in Wirkjamfeit tretenden Geſetze, nad) welchen eine gleiche gegen den ein— 
zelnen Bundesftaat, feine Berfafjung, Einrichtungen und Anordnungen, feine Kam— 
mern oder Stände, feine Kammer: oder Stände-Mitglieder, feine Behörden und 
Begmten begangene Handlung zu richten wäre. Art. 69. Für diejenigen in Art. 68 
bezeichneten Unternehmungen gegen den norddeutihen Bund, welche, wenn gegen 
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einen der einzelnen Bundesſtaaten gerichtet, als Hochverrath oder Landesverrath zu 
qualificiren wären, ift das gemeinfhaftlihe Ober-Appellationsgeriht der drei freien 
und Hanfeftädte in Lübeck die zuftändige Spruchbehörde im erfter und letter Inftanz. 
Art. 70. Streitigkeiten zwiſchen verfchiedenen Bunbesftaaten, ſofern dieſelben nicht 
privatrechtlicher Natur und daher von den competenten Gerichtsbehörden zu enticheiden 
find, werden auf Anrufen des einen Theils von dem Bundesrathe erledigt. Ver— 
fafjungsftreitigkeiten in ſolchen Bunbdesftaaten, in deren Verfaſſung nicht eine Behörde 
zur Enticheidung folder Streitigkeiten beſtimmt ift, bat auf Anrufen eines Theiles 
der Bundesrath gütlich auszugleichen oder, wenn das nit gelingt, im Wege ber 
Bundesgefegebung zur Erledigung zu bringen. 

XIV. Berhältniß zu den füddentfhen Staaten. Art. 71. Die Be 
ziehungen des Bundes zu den ſüddeutſchen Staaten werden fofort nad) Feftftellung der 
Berfaffung des norddentichen Bundes, durch befondere dem Reichstage zur Genehmigung 
vorzulegende Verträge, geregelt werden. 


Perfonen-Regifter. 


Albert Prinz, deffen Berfaffungsentwurf 
für Deutihland I. 39. 

Albrecht Erzherzog von Defterreih, er- 
ſcheint als Unterhändler in Berlin I, 
193; Oberbefehlshaber des öfterreihiichen 
Heeres in Stalien UI. 77; zum Ba 
der Nordarmee ernannt II. 110. 

Alerander Prinz von Heflen, Ober 
befehlshaber des 8. Bundesarmeecorps 
U. 65; führt bei feinen Truppen die 
\htwargrotägoidenen Armbänder ein 


— II. Kaiſer von Rußland, 
am 2. Juni 1870 in Ems II. 332; 
fein Glüdwunfd zum Frieden II. 388. 

Andraijy Graf, — Miniſter⸗ 
präfident II. 220 - 222. 

Arentsſchild General, Führer der han— 
noverſchen Truppen II. 65. 

Arndt E M. I. 2; fein Brief an den 
König von Preußen I. 102; tritt aus 
der Nationalverfammlung aus I. 117. 

Arnim Heinr. dv. verlangt einheitliche 
Leitung der deutfchen Kriegsmacht durch 
Preußen I. 196. 

Arnim Graf Harry, der deutiche Bevoll- 
mächtigte bei dem Wriedenscongreß in 
Brüffel II. 390. 

Arnim-Boytzenburg Graf, richtet eine 
Adreſſe für — — Hol⸗ 
ſteins an den König J. k 

Auerswald Hans v. — I. 70. 

Auerswald Rudolph v., preußiicher 


Staatsminifter I. 177; erhält feine Ent« 


laffung II. 265. 

Bamberger Ludwig, Antrag über die 
heifiihen Weinftenern II. 262, wird 
angenommen II. 268. Antrag auf 
Miünzeinheit II. 329, 


Baffermann Friedr. I. 20; Antrag in 
der badiihen Kammer 1. 21; Ber- 
trauensmann bei dem deutſchen Bundes- 
tag 1. 24. 

Becher, wirtembergifcher Rechtsanwalt, 
zum Reichsregenten gewählt I. 119; 
—* das Einigungswerk zu verpfufchen 

328, 

Beder Oscar, Mordverſuch auf den König 
von Preußen I. 238. 

Bederath Herm. v. Reihsfinanzminifter 
I. 58. „Das Warten auf Defterreich“ 
I. 88; ſucht den König von Preußen 
zur Annahme der Kaiſerwürde zu bes 
wegen I. 107. 

Benedel Feldzeugmeifter, Oberbefehls- 
haber der öfterreihiichen Armee II. 80; 
deffen Kriegsplan II. 82; nimmt eine 
fefte Stellung bei Joſefſtadt ein II. 86; 
Stellung bei Königgräß II. 94; wechſelt 
jeinen &eneralftab II. 96; angellagt 
und zur Niederlegung des Dberbefehe 
genöthigt II. 100. 

Benedetti, im das preußifche Haupt— 
quartier gefandt II. 104; erhält den 
offictellen Auftrag, die Compenſations⸗ 
anfprüde Frankreihs zur Sprade zu 
bringen II. 123; in Ems II. 334; 
läugnet feinen "Bertragsentwurf ab 
II. 348. 


Bennigfen Rud. v., Mitglied des 36er 
Ausſchuſſes I. 330. Präfident des Na- 
tionafvereins I. 349. Interpellation 
wegen der Luxemburger Angelegenheit 
II. 204. Referent für den nationalen 
Adrefentwurf im Zollparlament II. 260. 
Reife nad) Süddeutihland II. 363; be- 
fürmortet in Berfailles einige Zu — 5 — 
niſſe an Baiern und Wirtemberg II. 366; 
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fpricht für die Verträge mit den Süd» 
ftaaten II. 372. Rede zur Begründung 
des Adreßentwurfs II. 395. 

Bernhardi Theod. v. Denfichrift über 
den italieniſchen Feldzugsplan gegen 
Oeſterreich II. 76. 

Bernſtorff Graf, preußiſcher Miniſter. 
Antwort auf den Beuſt'ſchen Reform— 
entwurf 1. 257. 

Bejeler G. will Ausicheidung Defterreichs 
aus Deutſchland 1. 75. 

Bejeler Wilh,, Miftrauensvotum gegen 
Schmerling 1. 85. 

v. Bethmann» Hollweg, preußiicher 
Eultusminifter I. 177. 

v. Beuft ſächſiſcher Minifter, räth dem 
König von Sachſen zur Ablehnung der 
deutichen Reichsverfafjung 1. 115. Säch— 
fiicher Bevollmächtigter für die Ver— 
rg über das Dreilönigsbiindniß 
. 126. Vertheidiger der Selbftändig- 
feit der deutichen Mittelftaaten I. 198. 
Sein Reformplan 1. 249 u. ff. Grobe 
Beantwortung der engliihen Drohnote 
1. 341; beftreitet den Auſpruch der Groß- 
mädte auf unbeichränfte Verfügung 
über Holſtein I. 364; geht mit dem 
ſächſiſchen Deere auf öfterreichifches Ser 
biet 11. 85; erfcheint in Paris, um ges 
gen Preußen zu wirfen I1. 107; erhält 
jeine Entlafjung als ſächſiſcher Minifter 
11. 141; als öfterreichiicher Reichslanzler 
im Gefolge des ne von Oefterreich 
in Salzburg II. 220; gegen ein Bünd« 
niß mit ne les 1 222; in Münden 
11. 568; bemüht ſich Frankreich vor 
Gebietöverluften zu bewahren II. 382. 

Beyer ©. F. v. preußiicher General, 
zieht in Kafjel ein II, 70; zum Kriegs: 
minifter in Baden ernannt Il. 241. 

Bismard Otto von, preuf. Bevollmäd): 
tigter bei der Bundesveriammlung I. 
175; als Geſandter nad) Petersburg ge- 
ſchickt J. 191; Brief über Oeſterreichs 
deutiche Politit 1. 197; des Einver- 
ftändnifjes mit Frankreich beichuldigt 1. 
218; zum Minifterpräjidenten vorge» 
ihlagen I. 237; zum Staatsminiſter 
ernannt I. 279; feine Antecedentien I. 
281; mill die großen Zeitfragen durch 
Blut und Eijen entichieden wiſſen 1. 
282; zum Präfidenten des Minifteriums 
ernannt I. 283; Unterredung mit dem 
Grafen Karolyi 1. 288; Rede im preit- 
ßiſchen Landtag von 1863 I. 294; ge- 
gen die Betheiligung des Königs am 
Frankfurter Fürjtentag I. 308; hält am 


Perjonen-Regifter, 


Londoner Vertrag feft I. 326; befämpft 
die auguftenburgiihe Sympathie des 
preußiichen Yandtags I. 331; fagt fich 
vom Yondoner Vertrag los I. 353; ver: 
handelt mit dem Prinzen von Auguften- 
burg I. 360; wird in den Grafenftand 
erhoben I. 389; betreibt die Yölung der 
dentichen Frage Il. 12; verhandelt mit 
Napoleon FH. 13; fragt die deutichen 
Mittelftaaten, ob auf fie zu zäblen jei 
11. 19; entgeht einem Mordveriud 11. 
27, Cirenlardepeiche vom 4. Juni 1366 
II. 45; verkündet die Nothwendigleit 
der Bundesreform II. 52; nimmt die 
Vermittlung Napoleons an 11. 104; 
macht den Austritt Defterreihs aus dem 
deutichen Bund zur Friedensbedingung 
II. 1245; Rede über die Annerionsfrage 
11. 156; wird zur Dotirung beantragt 
11. 143; Rede über die Reichsverfaſſung 
Il. 185; über das Wahlgejeg II. 191; 
über den Eintritt der ſüddeutſchen 
Staaten II. 196; erflärt die Annahme 
der Berfaffung II. 199; beantwortet 
Bennigiens Imterpellation wegen des 
Luremburger Handels II. 204; beruft 
die jüddentihen Minifter zur Zollcon» 
ferenz nach Berlin II. 216; Circular- 
depeihe vom 7. September 1867 II. 
225; Rede gegen Probfts Appell ar die 
Furcht II. 264; Rede gegen ein ver 
antwortlihes Bundesminifterrum II. 
287; Brief an den Fürften von Burbus 
II. 294; Rede über die Aufnahme Ba- 
in den morddeutihen Bund I. 
322; über die Todesftrafe 11. 326; mit 
König Wilhelm in Ems II. 332; "Ent- 
hüllungen über die Anträge Frankreichs 
11. 345; Rriedensbedingungen an Frank— 
reich 11. 360; ermahnt zur Annahme 
der Verträge mit den Südftaaten II. 
372; Bermittlung in der Pontusfrage 
II. 385; unterhandelt mit Jules Favre 
1I. 385; wird in den Fürftenftand er» 
hoben Il. 392; Rede über die Eimver- 
feibung von Elſaß-Lothringen II. 399 
und 401. 

Bluntihli Job. Kasp. Antrag für Neu- 
tralität Badens II. 38. Rede im Zoll» 
parlament für die nationale Adreſſe 
Il. 261. 

Bonin General v., 
minifter I. 177. 
v. Borries hannoveriſcher Minifter, Er- 
Härung gegen den Nationalverein 1. 

217.. 


preußiſcher Kriegs- 


Brandenburg Graf, preußiicher Mi— 


Perfonen-Regifter. 


uifterpräfident I. 75; fein „niemals“ 
I. 107; ftirbt aus Aerger I. 146. 

Brater Karl, gründet die füddentiche Zei— 
tung I. 240; Hagt die bairiſchen Par— 
—— frangöfticher Sympathieen au 
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Blumenthal Leonh v., Generalftabschei 
des Kronprinzen II. 82; Generalftabschef 
der dritten Arınee II. 349, 

Blum Rob., ald Bertreter der Frank. 
furter Linken nad Wien geſchickt I. 72 
dort verhaftet und erichoffen 73. 

Braun K. aus Wiesbaden, vertritt im 
Sollparlament die Beſchwerden der deut» 
hen Bartei in Wirtemberg 11. 258. 

Bray-Steinburg Graf, bairiſcher Mi— 
nifter, proteftirt ın London gegen die 
erbliche Katjerwürde für Dentihland 1. 
92; zum bairifhen Miniſter des Aus: 
wärtigen ernannt II. 309; kommt zu 
den Unterhandlungen nad) Berjailles 
11. 364. 

Brud KR. v. Denkſchrift über die öfter- 
reichiſch deutſche Dandelseinigung I. 168; 
reist nad Berlin und ſchließt einen 
Dandelsvertrag ab 1. 170. 

Bunien 8. Chr. Joſ. Bericht über das 
Berhalten Hannovers und Sadjens in 
den Berhandlungen über das Drei- 
tönigsbündniß I. 129; weigert ſich das 
— Protofoll zu unterzeichnen 1. 
164, 

Buol Graf, öfterreihiicher Minifter, er- 
läßt ein voreiliges Ultimatum an Sar- 
dinien 1. 186. 

Bürgers Abgeordneter, ſpricht gegen 
Theilnahme Preußens am italienischen 
Krieg I. 196. 

Camphauſen Ludolf v., preußiſcher Mi- 
niſter, Bevollmächtigter bei der deutſchen 
Centralgewalt J. 92; Brief an Bunſen 
I. 146. 

v. Carlowitz, 
Staate nhauſes 1. 140. Rede im Reichs— 
tag gegen die bevorzugte Stellung Bai— 
erns und Wirtembergs II. 188. 

Cavour Graf, leitet die Befreiung Ita— 
liens ein I. 180; fondirt in Baden— 
Baden den Prinzen von Preußen 1. 
184; formulirt die Forderungen Ita— 
fiens I. 185; unterzeichnet die Ab- 
tretung Savoyens I. 228, 

Chriftian Auguft Herzog von Holftein- 
Auguftenburg I. 317. 

Shriftian Prinz von Glüdsburg, König 
von Dänemark als Ehriftian IX. 1. 
322, 


Mitglied des Erfurter 
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Cialdini italienifcher General, räth zur 
Vereinigung mit der preußiſchen Daupt- 
armee 11. 76. 

Cohen Karl, macht einen Mordverſuch 
auf Bismard II. 27. 

Cotta 9. Fr. wirft für den Zollverein 
I. 13. 

Dahlmann Friedr. Eriftoph, Vertrauens: 
mann bei dem Bundestag 1. 24. Ent- 
wurf eines deutichen Reichsgeſetzes I. 36. 
Ausihußbericht über die Gentralgewalt 
I. 52. Rede !gegen Gagerns kühnen 
Griff I. 55. Imterpellation wegen des 
Malmöer Friedens 1. 68; mit Bildung 
eines neuen Minifteriums beauftragt I. 
69; über das Berhältniß Defterreichs 
zu Deutichland I, 74; tritt aus der Na- 
tionalverjammlung aus 1. 117; bei der 
Gothaer Verſammlung 1. 131. 

. Dalmwigt, heſſ. Minifter, Wirlſamkeit 
für den Schein deuticher Einheit I. 208; 
flüchtet nah München 11. 134; fein 
Zeugniß für Beuft II. 222. 

Dammer Oberft, als Parlamentär zu dem 
Herzog von Koburg geihidt II. 73. 

v. Delbrüd Rud., Präfident des Bundes- 
fanzleramtes II. 227; zum Staate- 
minifter ernannt II. 292; in München 
und in Beriailles II. 363; führt die 
Verhandlungen dort II. 366; Antwort 
auf die Frage wegen des Kaifertitels 
1I. 374. 


S 


Derby Lord, läugnet die Berpflichtung 
Englands, für die Neutralität Luxem— 
burgs einzutreten II. 210. 

Detmold Reichsminifter I. 118. 

Döring Oberft, bietet dem König Georg 
nod) einmal Kapitulationsbedingungen 
an 11. 73. 

Drouyn de l'Huys bezeichnet einen 
Krieg mit Deutichland als die gewagteſte 
Unternehmung 1. 346; Rundſchreiben 
vom 11. Juni 1866 II. 50; Vermitt- 
lungsprogramm II. 106; wird am 
1. Septbr. 1866 von Napoleon entlafjen 
II. 126. 

Droyjen oh. Guft., Vertrauensmann 
bei dem deutihen Bundestag I. 24; 
jein Anıheil an dem Verfaffungsentwourf 
I. 36; fein Austritt aus der National» 
verfammlung I. 117. 

Dudwig Arnold, Mitglied des Bor- 
parlamens I. 35; zum Neichehandels- 
minifter ernannt 1. 59. 

Edelaheim badiſcher Minifter, Partei⸗ 
nahme für Oeſterreich Il. 37; wird ent« 
laſſen 11. 145. 
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Ernft, Herzog von Koburg, Beſchützer des 
Nationalvereins I. 207; vertritt Die 
Einheitsidee am Bundestag I. 253; 
ſucht in Berlin für Erhaltung des Frie- 
dens zu wirfen II. 49. 

Fabeck Oberft, fordert den König Georg 
zur Capitulation auf II. 72. 

Faldenftein General Vogel v,, rüdt in 
Dannover ein und übernimmt die Re— 

ierung II. 70; rüdt in Sranffurt ein 
I. 112; Generalgouverneur von Nord» 
weftdentichland II. 350. 

Favre Jules, will die Londoner Con— 
ferenz befuchen II. 384; fommt nad) 
Berfailles II. 385. 

Fidler in Mannheim verhaftet I. 41. 

Finkenſtein Graf, überbringt dem Kron— 
prinzen den Befehl zur Schlacht II. 95. 

Fiſcher Laur. Hannibal, verfteigert die 
deutſche Flotte I. 166. 

Flies General, erhält Befehl, die Han— 
noveraner zur Capitufation zu zwingen 
11. 73; greift bei Langenſalza an und 
wird geſchlagen II. 74. 

Forckenbeck in Sübdbeutfchland II. 363. 

Franz Joſeph, Kaifer von Oeſterreich 
in Bregenz I. 144; Manifeft vom 
16. Juli 1859 I. 201; beruft den 
Fürftentag nad) Frankfurt I. 305; er- 
öffnet den Fürftentag I. 309; Manifeft 
vom 17. Sanuar 1866 I. 83; Zus 
fammenfunft mit Napoleon in Salz- 

burg II. 220. 

— y General, Kampf auf dem linken 
Flügel der Schlacht bei —— II. 
97; Sieger bei Blumenau II. 111. 

Frauer Ludwig, über die Reform des 
Bollvereins I. 247. 

Bu. Se aus Holftein ausgewiefen 

80. 


v. Freydorf, badifher Minifter, Rede 
bei Borlegung des riedensvertrags II. 
164; geht nad) Berlin zur Zollconferenz 
II. 216; unterzeichnet den Vertrag über 
Miederherftellung des Zollvereins II. 
217; Austunft über den Südbund II. 
232; in Berfailles II. 364. 

Friedenthal Neichstags- Abgeordneter, 
SInterpellation wegen des Kaiſertitels 
II. 374. 

Friederich, König von Dänemark ftirbt 
I. 316. 


Friederih, Prinz von —— 
ſchleswig⸗ holſteiniſcher Throncandidat 1. 
317; als legitimer Erbe proclamirt I. 
324; verhandelt perſönlich mit Bismarck 
I. 360; legt feine Forderungen in einer 
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Denkichrift nieder I. 377; verläßt am 
7. Juni 1866 eilends Kiel II. 55. 
Sriederih, Großherzog von Baden I. 
241; Thronrede am 5. Septbr. 1867 
I. 224; ertheilt dem franz. Gejandten 
die Abjchtedsaudienz II. 344; Toaft am 

Neujahr 1871 IL. 379, 

Friederih Franz, Großherzog von 
Medlenburg, Führer eines preußiſchon 
Refervecorps, befetst den nördlichen Theil 
bon Baiern II. 112, 

Friederih Karl, preußiicher Prinz, 
flürmt Miffunde I. 345; erobert die 
Düppeler Schanzen I. 352; Oberbefehls- 
haber der preuftichen Armee in Scles- 
wig⸗ Holſtein I. 355; Oberbefehlshaber 
des erften preußifchen Heeres II. 81; 
überfchreitet die böhmiſche Grenze II. 
87; beicjließt unverzüglih mit ganzer 
Armee dem Feinde entgegenzugehen 
II. 95; beginnt die Schlacht bei König- 
grät II. 96; Befehlshaber der zweiten 
Armee II. 349; zum Feldmarſchall er- 
nannt II. 403. 

Friederih Wilhelm I., Kurfürft von 
Heſſen I. 160; zum Nachgeben ge» 
zwungen I. 273; Staatsgefangener auf 
der Wilhelmshöhe Il. 70; nad der 
Feftung Stettin abgeführt II. 71; Dent- 
Ihrift gegen Preußen II, 284. 

Friederih Wilhelm IIL, König von 
Preußen I. 5. 

Friederih Wilhelm IV., König von 
Preußen I. 17; beauftragt Radomwit mit 
Defterreich zu unterhandeln I. 25; Pa- 
tent vom 18. März 1848 I. 27; madt 
den Umritt am 21. März 1848 I. 28; 
feine Bemerkungen zum Berfafjungs- 
entwurf des Prinzen Albert I. 39; bei 
dem Dombaufeft in Köln I. 62 u. ff. 
Erklärung über die deutſche Kaiſerwürde 
I. 82; zum deutſchen Kaijer gewählt I. 
97; Antwort an die Deputation 1. 
101; Brief an Arndt I. 102; veriam- 
melt den Fürftencongreß in Berlin I. 
141; wird regierungsunfähig I. 176; 
ftirbt I. 231; fein Wort über die Kaiſer⸗ 
trone II, 379. 

Friedrih Wilhelm, Kronprinz von 
Preußen, vermähft I. 178; Oberbefebls- 
haber der zweiten Armee II. 81; er 
ſcheint auf dem Schlachtfeld bei König- 
grät II. 98; erhält den Orden pour 
le merite II. 99; Oberbefehlahaber der 
dritten Armee II. 349; übernimmt die 
füddeutichen Truppen II. 360; bei dem 
Fefteinzug in Münden II. 404. 
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Friejen Richard v., ſächfiſcher Staats- 
minifter, führt die Friedensunterhand- 
lungen mit Preußen II. 141; zu den 
Berjailler Berhandlungen beigezogen II. 
366. 

Fröbel Jul., als Bertreter der Frank— 
furter Yinfen nad) Wien geſchickt I. 72; 
dort verhaftet und zum Tode verurtbeilt, 
aber begnadigt 73. 

Gablenz, Feldmarichall- Lieutenant v., 
zum öfterreidhifchen Statthalter in Dol« 
ftein eingeletst I. 389; ſucht fich populär 
zu machen und Preußen die Annerion 
zu erfchweren II. 6; beruft die hol— 
fteiniihen Stände nad) Itehoe II. 54; 
überfällt die Preußen bei Trautenau 
11. 89; wird bet Burgersdorf und Soor 
geichlagen II. 90. 

Oagern Friedr. v., General I. 9; fein 
Tod I. 41. 

Gagern Heinr. v., Mitglied des Heidel- 
berger Ausichufjes I. 23; Präfident der 
Nationalverfammlung in Frankfurt 1. 
46; Ferfte Präfidialrede I. 50; Rede 
über die Centralgewalt I. 54; beantragt 
einen weiteren Bund mit Defterreic) 1 
75; ald Vermittler nad) Berlin geſchickt 
I. 81; verfucdht vergebens, den König 
zur Annahme der Kaiferwürde zu bes 
wegen I. 82; Programm vom 16. De- 
cember 1848 I. 85; Schreiben an das 
Präfidium der Nationalverfammlung I. 
87; beruft die Vertreter der Hleineren 
deutihen Staaten zu ſich I. 106; tritt 
aus der Nationalverfammlung aus I. 
117; nimmt an der Gothaer Berfamm: 
fung Theil I. 131. 

Gagern Mar v., Bertrauensmann bei 
dem deutichen Bundestag, Gejandter an 
die jüddentihen Höfe I. 24; Reichs— 
gefandter in Malmö I. 67. 

Georg V., König von Hannover, lehnt 
die Neutralität ab II. 62; begiebt fich 
mit feinen Truppen nad) Göttingen II. 
63; verweigert die Garantien für eine 
neutrale Haltung feiner Truppen II. 73; 
ſchließt einen Entihädigungsvertrag mit 
der Krone Preußen ab II. 247; feiert 
zu Dieging feine filberne Hochzeit II. 
248; fein Vermögen mit Beſchlag be- 
fegt 11. 249. 

Gervinus ©. G. Redacteur der deut- 
jhen Zeitung I. 19; Bertrauensmann 
bei dem deutihen Bundestag I. 24. 

Giskra, Beitrag zur Geſchichte der Ni- 
SIG Briedensunterhandlungen LI. 
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Gneift Rud., VBerichterftatter der Militär- 
commiffion I. 382; gegen die Sou— 
veränität der Einzelftaaten II. 136; für 
ein verantwortliches Bundesminifterium 
11. 190. 

Göben General, rüdt in Rendsburg ein 
1. 358. 

Sortihakfoff Fürft, Eireufardepeiche vom 
31. Oft. 1870 II. 383. 

Govone General, wird nad) Berlin ge- 
ſchickt II. 15. 

Grabow, Präfident des preußiſchen Ab- 
geordnetenhaujes I. 274. 

Gramont Herzog von, Erflärung gegen 
die fpaniiche Throncandidatur des Dohen- 
zollern II. 333; aufregende Rede im 
Senat II. 334; Rechtfertigungsverſuch 
II. 390. 

Grävell, Reihsminifter I. 118. 

Griesheim General v., Schrift gegen 
* Huldigung der preußiſchen Armee 

62. 


Hacke ſächſiſcher General, Commandant 
der Bundestruppen in Holſtein I. 344. 

Hagen, preußiicher Pandtagsabgeordneter, 
Antrag für Specialifirung des Militär- 
etats I. 264. 

Halbhuber, öfterreihifcher Kivilcom- 
miffär in Holſtein I. 380. 

Danfemann David, preußischer Premier- 
minifter I. 77. 

Harleß, Konfiftorialpräfident, Rede gegen 
Fürft Hohenlohe IT. 306. 

Dartmann Jakob v., General, Ober- 
befehlahaber des zweiten bairiichen Armee- 
corps II. 404. 

Häuffer Ludwig, Zweifel an dem Willen 
und der Macht Preußens 1. 131; be- 
gutachtet den öſterreichiſchen Entwurf 1. 
311; Mitglied des 36er Ausichufles J. 
330; Sylveſterbetrachtungen I. 372, 

Haym Rob., Profeffor in Halle, fpricht 
fi in einer Erklärung vom 26. April 
für die Nothmwendigfeit des Krieges aus 
II. 33. 


Heder Friedr. beim Borparlament in 
Frankfurt I. 33; geht in das badijche 
Oberland I. 34; Freiihaarenführer im 
Schwarzwald I. 31. 

Heckſcher, Reichsminiſter 1. 58; flieht 
nad Höchſt I. 70. 

Helvig Profeffor, begründet die Erb» 
anjprüche Preußens auf Schleswig-Hol- 
ftein I. 368. 

Hennilftein Baron v., öfterreichifcher 
Generalftabehef II. 81. 


Derwarth von Bittenfeld, General, 
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beießst die Juſel Alien I. 355; Ober 


befehlehaber der Elbarmee II. 81; be 


ſetzt Dresden II. 85. 

Deubner, Mitglied der proviſoriſchen 
Regierung in Sadjien I. 115. 

von der Heydt, preußiſcher Finanz. 
minifter I. 265. 

Diller von Gärtringen, General, erobert 
Chlum und Rosberig II. 98; fällt II. 99. 

Dobredt, Bürgermeifter in Breslau, 
Adrejje für den Krieg II. 40. 

Dofmann, heſſiſcher Minifterialrath, über 
die Aufnahme Heſſens in den nord» 
deutſchen Bund II. 196; gegen die Com: 
petenz des Zollbundesraths II. 263. 

Dohenlohe- Ingelfingen Würft v., 

. Interimiftifcher Minifterpräfident I. 265. 
Dohenlohe-fangenburg Fürft v., für 
möglichft baldigen Eintritt Wirtembergs 
in den norddeutichen Bund II. 238. 

Dohenlohbe - Schillingsfürft Fürft 
Chlodwig v., ſpricht im bairischen Reichs⸗ 
rath für den Anihluß au Preußen 11. 
157; zum Minifter des Auswärtigen 
ernannt II. 212; fein politiiches Pro» 
gramm II. 214; geht nad) Berlin zur 
Sollvereinsconferenz II. 216; lehnt die 
preußiichen Borfchläge ab II. 217; fein 
politiiher Standpunft II. 230; An— 
griffe gegen ihn II. 301; Circular⸗ 
depeſche gegen die päpfiliche Unfehlbar: 
feit II. 302; Sturz II. 309; bedauert, 
daß Baiern ſich eine Sonderftellung be» 
wahrt habe Il. 378; Bicepräfident des 
erften deutichen Reichstags IL. 394. 

Dohenzollern Anton Fürft v., preu- 
ßiſcher Minifterpräfident I. 177; nimmt 
feine Entlafjung I. 265. 

Dölder Jul. wirtemb, Abgeordneter, An- 
trag für riedensunterhandlungen LI. 
r zu für eine preußenfreundliche Adreſſe 

. 162. 

v. Hügel, wirtemb. Minifter des Aus- 
wärtigen, erflärt, die Mittelftaaten könn⸗ 
ten nicht ohme oder gegen Oeſterreich 
und Preußen vorgehen 1. 329. 

Jachmann, Biceadiniral, Befehlshaber 
der dentichen Flotte II. 350, F 

Jellachich, öſterreichiſcher General J. 
T1.. 78. 

Jochmus, Reihsminifter I. 118. 

Johann, Erzherzog von Defterreich, zum 
Reichsverweſer gewählt I. 55; Ankuuft 
in Frankfurt I. 57; bildet ein Reichs— 
minifterium I. 58; bei dem Dombaıt- 
jeft in Köln I. 62; ernennt ein neues 
Reihsminifterium I. 118; fucht jeine 
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Stelle im Interefje Oeſterreichs zu bes 
haupten I. 134; übergiebt fein Amt in 
die Hand der Bundescommiffäre I. 135. 

Johann, König von Sachen, verweigert 
die Annahme der Reichsverfaffung 1. 
115; wird durch preußiihe Truppen vor 
Berluft feines Thrones bewahrt I. 116; 
folgt feinem Deere II. 85; zu Beſuch 
an dem Hofe von Berlin II. 170, 

John, Generalftabschef des öſterreichiſchen 
Heeres in Stalien II. 77; fiegt in der 
Schlacht bei Euftozza II. 78. 

Yolly, zum bad. Minifter ernannt IT. 
242; Oppofition gegen fein Miniftertum 
1I. 282; in Berjailles II. 364; Ent- 
ſchuldigung wegen der für Baden an- 
genommenen Sonderrechte II. 375. 

Jörg, bairiicher Abgeordneter, Adrefje ge- 
gen das Minifterium Hohenlohe 11. 
307 ; für bewaffnete Neutralität II. 341; 
beantragt die Ablehnung des Berfailler 
Bertrags II. 378. 

Itzenplitz Graf, preuß. Aderbauminifter 
I. 265. 


Karl, Prinz von Baiern, Oberbefehls- 
haber der bairifhen Armee IL 57; 
m die Pannoveraner aufzuſuchen 
I. 72, 


Karl König von Wirttemberg, tritt die 
ag I. 385; jein Gabinets- 
fchreiben II. 359. 

Kielmeyer Rechtsanwalt, offener Brief 
an vd. Barnbüler II. 145. 

Klopp Onno, Bevollmädtigter des Königs 
Georg im bairischen Hauptquartier IL. 72. 

v. Kübed, öfterreih. Präfidialgefandter 
bei dem Bundestag, löst denjelben auf 
II. 155. 

La Farina, Secretär des ıtalienijchen 
Nationalvereins I. 182. 

La Marmora, Minifterpräfident und 
Generalftabschef II. 76; beabfichtigt nur 
ein politiſch⸗militäriſches Duell IL. 77, 
zieht das Heer unzeitig zurüd Il. 79; 
lahme Kriegsführung II. 198. 

Lamey, Minifter in Baden I. 241. 

Lafalle, jchreibt für Italien I. 191. 

Laster Ed., preuß. Abgeordneter, ftellt 
den Antrag auf Gewährung von Diäten 
1I. 193; Amendement über den Ein» 
tritt der Südftaaten II. 196; Rede für 
ein Bundesminifterium II. 291; An» 
trag auf Ausdehnung der Bundesgeieh- 
gebung auf das ganze Nechtögebiet II. 
292; über die Aufnahme Badens in 
den norddeutfchen Bund II. 321; Reife 
nah Süddeutſchland IL 363; Adreſſe 
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für die Kaiſerkrone II. 374; Berfaffer 
der Adreffe des erſten deutichen Reichs— 
tags II. 394. 
La Balette, franz. Minifter, Rundichrei- 
ben vom 16. Sept. 1866 II. 126. 
Le Boeuf, franz. Kriegsminifter, treibt 
zum Kriege II. 335. 

Leonhardt, preußischer Minifter, Rede 
— das einheitliche deutſche Recht LI. 
83 


Leopold, Prinz von Hohenzollern 11. 
333; feine Berzichtleiftung II. 334. 
Leopold II, Großherzog von Toscana, 

muß Florenz verlafien I. 187. 

Lerchenfeld, a bairiſcher Gejandter 
in Berlin I. 126. 

Lerhenfeld Guftav v., eröffnet die Ber- 
fammlung des Reformvereins 1. 285. 
Le Sourd, übergiebt die Kriegserflärung 

in Berlin II. 335. 

v. Leutrum, wirtemb. Staatsrath und 
Civilcommifjär bei der Occupation der 
Hohenzollern'ſchen Lande II. 150. 

% en wett Felir, Fürſt v., wird ermordet 


v. Linden, wirtemb. Minifter, in Bregenz 
I. 145. 

Lindner Ludw. Friede. I. 7. 

Lippe Graf zur, Antrag gegen das Bundes- 
oberhandelsgericht Il. 294. 

Lift Friedr. 1. 18. 

Löwe, med. Dr. aus Calbe, Präfident 
des Stuttgarter Rumpfparlaments1. 120. 

Ludwig IL, König von Baiern, entſchließt 
fih, auf die Seite Preußens zu treten 
11. 340; Erflärung binfichtlic) des Ber- 
liner Aufrufs Il. 359; bietet den 
Kaifertitel an II. 374; fchreibt an den 
Erzbifhof von Münden II. 378. 

Lug, bairiſcher Minifter, in Verſailles II. 
a Apologie feiner Zugeftändnifje II. 


Mackowiezka, öfterreih. Abgeordneter, 
erflärt, er werde für die Kaiferwahl des 
Königs von Preußen ftimmen I. 95. 

Mac Mahon, Sieger bei Magenta ]. 
187; befiegt bei Wörth II. 355. 

Mat, Redacteur, wird verhaftet I. 380. 

Manin David, füftet den italienifchen 
Nationalverein I. 181. 

Manteuffel Otto v., die Seele des Mi— 
niftertums vom 2. Nov. 1848 I. 78; 
übernimmt das auswärtige Minifterium 
I. 147; fucht eine perfönliche Berhand- 
lung mit Fürſt Schwarzenberg I. 149; 
geht nah Olmütz I. 150; wird ent- 
lafien I. 176. 
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v. Manteuffel General, ala Statthalter 
in Schleswig eingejegt I. 389; erflärt 
die gemeinfame Herrſchaft twiederher- 
geftellt II. 54; führt die jchleswig-hol- 
fteinifche Armee i in das weftliche Deutic)- 
land II. 64; überrumpelt die Feftung 
Stade, befetzt Hannover II. 70; fordert 
von Frankfurt 25 Millionen "Gulden 
Kriegscontribution II. 112. 

M athy Karl, erflärt die Weiterentwidlung 
2 Bundesverfaffung fir unmöglid 1. 

; läßt Fickler verhaften I. 41; für 
——— des Bundestags I. 51; zum 
Reihsfinanzminifter beftimmt L 58; 
gegen die Verdrängung Schmerlings 1. 
85; tritt aus der Nationalverjammlung 
aus 1. 117; betreibt die Berjammlung 
in Gotha 1. 131; badiſcher Handels» 
minifter, entfchieden für Preußen 11. 
37; Schmerz, daß Baden die faljche 
Partei ergriffen habe II. 60; zum ba» 
diſchen Premierminifter ernannt IL. 145; 
betreibt die Erneuerung des Zollvereind 
als Uebergangsftufe zum deutichen Bun— 
desftaat Il. 218; Schreiben an Bismard 
II. 239; Tod II. 241. 

Marimilian IL, König von Baiern; 
Thronbefteigung 1. 25; fommt in Bre- 
gen; mit dem Kaifer" von Defterreich 
zufammen I. 144; erflärt ſich für das 
Erbredt Herzog "Friedrichs I 329; 
Freund der Triasidee I. 348; ftirbt am 
10. März; 1864 I. 350. 

Mayer Karl, Redacteur des Beobachters 
und Agitator gegen Preußen II. 158; 
für den Südbund II. 274; erflärt ſich 
für den Anſchluß an Preußen II. 343; * 
legt die Wedaction des Beobachters 
nieder II. 377. 

Mensdorff-Pouilly Graf, zum Mi- 
nifter des Auswärtigen ernannt I. 357; 
über die beabfichtigte Einverleibung 
Schleswig-Holfteins in Preußen I. 367; 
vertrauliche Anfrage an die deutfchen 
Mittelftaaten II. 18. 

Merk, Reihsminifter I. 118. 

Metternich Fürft v. entlaffen I. 32. 

he Meza, Kommandant der däniſchen 
Truppen I. 344. 345. 

Michaelis, preuß. Abgeordneter, bean- 
tragt eine unauflösliche — — 
—— sHolfteins wit Preußen 1 


— Mitglied des 36er Ausſchuſſes 
J. 330; Reichstagsabgeordneter, Rede 
über die Reichsverfaſſung Il. 183; will 
die Competenz der Bundesgefeßgebung 
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auf das gefammte Rechtsgebiet ausges 
dehnt wiffen II. 189. 

Mittnacht Staatsrat v., zum wirtemb. 
Juftizminifter ernannt 11. 215; für die 
Berträge II. 236; für eine particulare 
wirtembergiiche Juftizreform II. 238; 
tritt als Kandidat für das Zollparlament 
auf II. 253; vertheidigt die Wahlpolitif 
der wirtemb. Regierung II. 258; in 
Münden 1. 364; Erklärung in der 
wirtemb. Kammer II. 566. 

Mohl Moriz, mwirtemberg. Abgeordneter, 
gegen die Veitung Deutſchlands durd) 
Preußen I. 244; Mahnruf an Süd— 
deutichland II. 236; Rede gegen die 
Berträge II. 236. 

Mohl Robert v., Reichsjuſtizminiſter I 
y badifher Bundestagsgefandter 1. 

1 


v. Moltfe, oberfter Generalftabschef II. 
82; fein Kriegsplan II. 86; über die 
dreijährige Präjenz II. 194; nimmt für 
Deutichland das Recht des europätichen 
Sciedsrichteramtes in Anſpruch 11.272; 
zum Feldmarihall ernannt II. 403. 

Mühler Heinr. v., Unterrihtsminifter I. 
265. 

v. Münchhauſen, Bittfteller für den 
König von Dannover II. 133. 

Münfter Graf, ©. v., an die ſüddeutſchen 
Höfe geſchickt 1. 197; Antrag für Er- 
richtung eines Bundesminifteriums II. 
287; für Widerherſtellung der Kaiſer— 
würde II. 373. 

Napoleon III. veranftaltet den Krim— 
frieg I. 170; gibt das Signal zum 
italienischen Krieg I. 179; Anſprache in 
St. Cloud I. 201; in Baden-Baden 
I. 221; geheimer Bertrag mit Franz 
Joſeph über Ceffion Benedigs II. 49; 
als Friedensvermittler von Oeſterreich 
angerufen II. 103; geht auf die For— 
derungen Preußens ein II. 105; Wei- 
jung an Lavalette die Sompeniationd- 
forderungen abzuläugnen 11.125; fommt 
in Salzburg mit dem Kaifer von Dejter- 
reich zufammen II. 220; zurüdhaltend 
II. 335; Gefangennehmung II. 357. 

Napoleon Jerome, heirathet die Prin- 
zejfin Clotilde I. 185. 

Nebenius Karl Friedr. 1. 13, 

v. Neurath, ſchließt für Wirtemberg 
einen Waffenftillftand mit General 
v. Manteuffel ab II. 150. 

Nicolaus, Kaifer von Rußland, zum 
Schiedsrichter angerufen I. 145. 

Dbernig General v., preuß. Militär 
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bevollmädhtigter in Wirtemberg II. 216; 
Oberbefehlähaber der wirtemb, Truppen 
II. 344. 

Ollivier Emil, franz. Minifter, droht 
mit Krieg U. "334. 

ae! a Selig, Attentat auf Napoleon I. 

D Re vie n, wirtemb. Abgeordneter, inter- 
pellirt den Minifter v. VBarnbüler we— 
gen Oeſterreich I. 385. 

Pallavicino Georg, Mitftifter des ita- 
lienifhen Wationalvereins I. 182, 

v. Batomw, preuß. Sinanzminifter I. 177. 

Perponder Graf, preuß. Gejandter in 
Daag, wird wegen der Abtretung 
— an Frankreich befragt II. 


Perſano Admiral, bei Lifja geichlagen 
U. 109. ee 
Peuder, Reichskriegsminiſter 1. 58. 
Pfizer P. U. I. 10—15; zur deutfchen 
Berfaffungsfrage I. 279. 

Pfordten von der, bair. Minifterpräfident 
in Bregenz I. 145; erhält jeine Ent- 
lafjung I. 240; beantragt Rüftungen 
Il. 37; fein Schwanten II. 57; gefteht, 
den Frieden abgewieſen zu haben II. 
144; bittet in Nifolsburg um Frieden 
U. 147; bietet ein Bündniß Baierns 
mit Preußen gegen Fraufreich an II. 152. 

nn General, preuß. Premierminifter 


uns Graf, zum Zuchthaus verurtheilt 


Pranth, bairiſcher Kriegsminiſter, gegen 
Neutralität II. 340. 341. 

v. Prittwit, Gouverneur der Feftung 
Um II 344. 

Probft, mwirtemb. Abgeordneter im Zoll« 
parlament, droht mit franzöfiicher Ein- 
milhung II. 263. 

v. Prokeſch⸗Oſten, 
in Berlin 1. 126. 

Radowitz Joſ. v. 1.17; mit Abfafjung 
einer Dentichrift beauftragt I. 25; preuß. 
Bevollmädtigter für das Dreilönige- 
bündniß 1. 126; Rede für die Union 
I. 154; am 26. März in Erfurt ı. 139; 
Minifter der auswärtigen Angelegen- 
heiten I. 145; räth zum Kriege I. 146; 
nimmt feine Entlajjung I. 147; preu- 
Pilger Bundescommifjär in Frankfurt 

1 


öfterr. Gelandter 


Raveaur, zum Reichsregenten gemäblt 
I. 49; gegen gleichzeitige Wahl für 
Sranffurt und Berlin I. 50. 

Rehberg Graf, Bundestagsgejandter, 


Perjonen-Regifter. 


wird Minifter des Auswärtigen in Wien 
und ſchneidet die Berftändigung mit 
Preußen ab L 197; Note vom 14. Juni 
1859 L 199; Antwort auf die Er- 
Öffnungen Bismarde an den Grafen 
Karolyı L 292; nimmt feine Entlaffung 
L 357. 


Reihenfperger (Olpe) beantragt Auf. 
nahme der Grundrechte II. 395. 
Reuß Prinz, als Unterhändler nad) Paris 
geihict Il. 105. 
v. Rochow, preuf. Bundestagsgeiandter 
- L16. 


v. Rodbertus, Antrag auf Annahme 
der Reihsverfaffung L 107. 

v. Roggenbad, Minifter der auswär— 
tigen Angelegenheiten in Baden L 241. 

Römer Friedrih, Mitglied des Heidel- 
berger Ausſchuſſes L 23; Interpellation 
wegen des Programms von Kremſier 
L 84; erflärt feinen Austritt aus dem 
Stuttgarter Rumpfparlament, erläßt an 
das Präfidium ein drohendes Schreiben 
L 120; und löst die Nationalverjamm: 
lung mit Waffengewalt auf L 121. 

Römer Rob., wirtemb. Abgeordneter, 
Rede für Preußen U. 37. 

v. Roon, preuß. Kriegeminifter L 213; 
bemüht ſich vergeblich, dem preußifchen 
Abgeordnetenhaufe das Verhältniß Preu⸗ 
* zu Deutſchland J zu en L 
382; leitet die Kriegsführung Il. 81; 
verhandelt mit den füddeutichen Mi. 
niftern im Verſailles II. 366; zum 
Grafen ernannt II. 403. 

dv. Röffing, oldenburgifcher Minifter, 
en die Annahme des Kaifertitels 


Rotted K. v. L 16. 

Rümelin Guft., Mitglied der Kaifer- 
deputation L 101, 

Savigny, preuß. Bundestagsgefandter, 
Ay den Bundeövertrag für gebrochen 


Schäffle, Rechenſchaftsbericht der füd- 
an Braction im Zollparlament II. 


Scheel-Pleſſen Karl v., Führer der 
dänischen Gefammtftaatspartei L 323: 
Adreffe für die Einverleibung Scie- 
wig- Holfteins in Preußen L 367; 
Adrefje an Bismard für Perfonalunion 
Schleswig-Holfteins mit Preußen II. 6; 
wird als Oberpräfident der Regierung 
Schleswig-Holſteins eingefet II. 50. 

v. Scheurlen, zum wirtembergifchen 


Minifter des Innern ernannt FL. 317; 
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kündigt die Auflöfung der Kammer an 
ll. 376, 


o 


. Shleinig, preuß. Minifter des Aus- 

wärtigen L 177; kündigt eine nationale 

Politit an L 195: Zurüdhaltung in 
Betreff der deutichen Politik L 214: 
erklärt, Preußen wolle die Buudesreform 
nicht gegen den Willen Oeſterreichs 
durchſetzen L 274, 

v. Schmerling, Bertrauensmann bei 
dem deutichen Bundestag L 24; Reiche- 
minifter L 58; fpricht feine Sympathie 
für Ungarn und die Wiener Infurs 
genten aus L 72; Manifeft an dag 
deutihe Bolt L 50; wird aus dem 
Reihsminifterium ausgeichieden L 85; 
wird Bevollmächtigter Oeſterreichs bei 
der deutichen Gentralgewalt L 87; gibt 
feine Entlafjung ein L 95; Premier: 
minifter, der intelectuelle Urheber des 
Fürftentags L 303, 

Schmoller G., Profeffor in Halle, er- 

re fid) für den Krieg des Jahres 1866 


Schnedenburger Mar, Die Wacht am 
Rhein II. 352. 

Schoder, Mitglied drr Nationalverfamm- 
lung, Antwort auf das Drohfchreiben 
Römers L 120. 

Schott Sigmund, wirtemb. Abgeordneter, 
Interpellation gegen Barnbiüler II. 314, 

dv. Schrent, bairifcher Handelsminifter, 
lehnt den Beitritt zum preuß. franz. 
Handelsvertrag ab L. 270; nimmt feine 
Entloffung L 360, 

Schuler, Rechtsanwalt, zum Reichs: 
regenten gewählt L 119. 

Schwarzenberg Felix, Fürft v., Pro- 
gramm von Kremfier L 83; will nur 
ein duch Deutſchland vergrößertes 
Oeſterreich L 96; ladet die Mitglieder 
des ehemaligen deutfchen Bundes nad) 
Frankfurt ein L 142; mit dem Kaijer 
von Defterreih im Bregenz; L 144; 
Feindfhaft gegen Preußen L 146; fett 
die Rüftungen gegen Preußen fort L 
147; fordert weitere Bürgfchaften des 
Friedens L 148; Undank gegen Ruf- 
fand L 171; ftirbt L 169, 

Schwerin Mar, Graf v., preuf. Mi— 
nifter des Innern L 177; Antwort auf 
eine Adreſſe der Stadt Stettin L 207; 
über den Standpunft der preußifchen 
Regierung L 235; entlafjen L 265. 

Sepp, bairiſcher Abgeordneter, für den 
Krieg II. 341 
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Simon PDeinr,, zum Reichsregenten ges 
wählt I. 119. 

Simjon, Präfidentder Nationalverfanm« 
lung 1. 85: tritt aus I. 117; ſpricht 
gegen Theilnahme Preußens am Krieg 
Oeſterreichs gegen Italien J. 196; zum 
Präfidenten des Zollparlaments gewählt 
II. 256; Präfident des erjten deutichen 
Reichstags 11. 394. 

Soiron U. v., Präfident des Fünfziger- 
ausſchuſſes I. 35; Vicepräfident der Na— 
tionalveriammlung I. 46. 

Solms-Faubad Graf, Imterpellation 
über die Aufnahme des Großherzogthums 
Heſſen in den norddeutihen Bund II. 
196, 

Somaruga, ſchwärmt für ein öfter 
reichisch-deutiches Kaiferthum I. 91. 
Sophie, Königin von Bolland, Brief an 

Napoleon III. II. 200. 

Stanley Lord, englifher Minifter des 
Auswärtigen, über die Garantie der 
Neutralität Luremburgs Il. 208. 

Stavenhagen Oberſt, Amendement I. 
233. 

Stein 8.5.2.1. 1.3, 

Stein, Advocat in Breslau, beantragt 
die conjervativen Offiziere zum Austritt 
zu nöthigen I. 78 

v. Steinmeß, preuß. General, fiegt bei 
Nachod über Feldmarſchall Ramming 
II. 90; und bei Stalig II. 91; Be- 
jehlshaber der erften deutjchen Armee 
Il, 349, 

v. Stiehle, Generalmajor, General- 
ftabschef II. 349. 

v. — ckhauſen, preuß. Kriegsminiſter 
i. 1 

v. Stoid General, Generalftabsoffizier 

Streubel I. 299. 

Struve Guft. v., Agitator für die Re— 
publit I. 40. 

Stüve Karl, Bertreter des hannoveriſchen 
Barticularismns 1. 64; hannoveriſcher 
Minifter; Verhandlungen über das 
Dreikönigsbündniß I. 129; Entlafjung 
I. 133. 


Sybel Heinr. v., verläßt München I. 240. 

v. Sudomw, wirtemb. Generalftabschef 
1I. 299; zum Kriegsminifter ernannt 
II. 817. 

von der Tann, Freicorpsführer in Dol- 
ftein I. 43; nad) Wien geſchickt II. 57; 
bairiicher Generalftabschef Il. 68; Ober: 
befehlshaber des erften batriichen Armer- 
corps II. 404. 
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Tauffkirchen Graf, Sendung nad Wien 
II. 207, wegen Erneuerung des Zoll. 
vereins nad) Berlin gelandt II. 217. 

a Admiral, Sieger bei Liſſa 11. 


Chiere A. 1. 17; Chef der A acc 
Gewalt in Franireich II. 385 

v. Thüngen, gegen den neuen Zoll« 
vereinsvertrag II. 233; reist mit dem 
Fürften v. Pohenlohe nach Berlin D. 
234; belämpft die nationale Adrefje des 
Zollparlaments II. 261. 

Todt, Mitglied der proviforiihen Re- 
gierung in —— I. 115. 

Treitſchke H. v., über die Löſung der 
ichleswig-holfteiniihen Frage I. 374; 
über die Parteien und die derzogthümer 
1. 384; der Krieg und die Bundes» 
reform II. 59; Bundesftaat und Ein- 
heitsftaat II. 177; die Verträge mit den 
Süpdftaaten 11. 370; gegen Aufnahme 
der Grundrechte II. 395. 

Tümpling General v., jhlägt die Tefter- 
reicher bei Gitihin 11. 88. 

Tweften Karl, Reicstagsabgeordneter, 
Rede bei den Debatten über die Reichs- 
verfafjung II. 180; Antrag auf Er- 
—— eines Bundesminiſieriums TI. 
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Tzihirner, Mitglied der provijortichen 
Negierung in Sachſen I. 115. 

Uhland Ludwig, Toaft auf der Germa- 
niftenverfammlung in Frankfurt I. 18; 
BVertrauensmann bei dem dentichen 
Bundestag I. 24; gegen den Ausihlug 
Oeſterreichs J. 76; Aufruf an das 
deutſche Bolt J. 119; ftimmt gegen 
die Anträge des Rumpiparlaments 11. 
119. 

Ujedom Graf, räth den Stalienern zur 
en mit dem preußiſchen Heere 

76. 


v. Barnbüler, Borftand des Reforin- 


vereins I. 286; wird zum wirtember- 
giſchen Minifter des Auswärtigen er» 
nannt I. 385; fein „vae victis‘‘ in 
der Kammer II. 37: Rede für den 
Friedensvertrag II. 144; verhindert eine 
Friedenspreifion der wirtemnb. Abgeord⸗ 
neten II. 148; bittet in Nilolsburg 
um Frieden ii. 149; geht zur Zoll« 
vereinsconferenz; nad "Berlin I. 216; 
unterzeichnet den Präliminarvertrag über 
MWiderherftelung des Zollvereins 11.217; 
reist Napoleon nad) Mühlader entgegen 
II. 237; gegen den Gintritt in den 
norddentichen Bund II. 239; tritt ala 
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Candidat für das Zollparlament auf 
II. 253; verteidigt die wirtembergifche 
Wahlpolitit I. 258; Vertheidigung gr 
Im, den Vorwurf des Schwantens 

77; für den Aufhluß an Preußen IL. 


— Emanuel, König von Sar— 
dinien, kündigt den Krieg an I. 179; 
erflärt den Krieg gegen Defterreich II. 76. 

Binde ©. v., für die Wahl Erzherzog 
Johanns I. 55; jucht in der preußiichen 
Kammer die Annahme der Reichsver⸗ 
faffung durdaujegen I. 107; Bericht» 
erftatter über die Militärreform I. 215; 
hält das Recht der Kammer auf Com 

trolirung des Etats feft I. 283. 

Birchow beantragt die Anerkennung des 
Prinzen von Auguftenburg I. 326. 

Bisconti Benofta, italien. Minifter, 
correcte Antwort an Napoleon II. 104. 

wen on zum Neichsregenten gewählt 

. 119. 


Voigts-Rhetz, Generalftabschef des 
Prinzen Friedrich Karl II. 82; im das 
Dauptquartier geidhidt II. 95. 

Bollmer, wirtemb. Abgeordneter, Rede 
für den Südbund II. 276. 

Bölt Joſeph, ſpricht für Reform der deut- 
ihen Bundesverfaffung I. 204; Ber» 
treter der nationalgefinnten Schwaben 
im Zollparlament II. 265. 

Waitz ©., hofft auf A der öſter⸗ 
veihifchen Monardie I. 75. 

v. Wagner, wirtemb. — 
216; reformirt das Heer nad) preußiſchem 
Wufte U. 242; nimmt feine Entlaffung 

v.Walded, ah age Rede 
über die Reiösveroffung II . 182. 

Wangenheim 8.4 v 
Weber, Präſident der — Kammer 

der Abgeordneten II. 159; Vicepräſident 
des erſten demtichen Reichstags II. 394. 

Weis, Minifterialvath, Programm für 
den Reformperein I. 284. 

Welcker K., Schlägt eine fiebenföpfige 
Reichsregierung vor I. 92; beantragt 
dem König von Preußen die erbliche 
Kaijerwürde zu übertragen I. 94; fein 
Antrag wird verworfen I. 97; dring« 
liher Antrag gegen dag Minifterium 
Grävell I. 118. 

.Wiederhold, wirtemb. Kriegsminiſter, 
wird entlaffen I. 35; Ichnt das neu 
angebotene Kriegsmtini eriumab II. 318. 

Bilhelm Karl, Tondichter der Wadıt am 
Rhein I. 353. 


Klüpfel, Ginheitäbeftrebungen. II. 


o 
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Wilhelm III, König der Niederlande, 
* Luremburg an Frankreich verlaufen 
102. 


Wilhelm (deutfher Kaifer) Prinz von 
Preußen, räth zu Rüftungen I. 147; 
übernimmt die Regentichaft I. 176; Ans 
ſprache an das M inifterium I. 177; 
nimmt die Reform der Militäwverfaffung 
ernftlich in Angriff I. 212; Thronrede 
Mai 1860 I. 219; Zufammentunft mit 
Napoleon in Baden-Baden 1. 221; wird 
König und erläßt eine Proclamation I. 
231; Thronrede 1862 I. 261; Er— 
widerung auf die Adreſſe des Abgeord- 
netenhaufes I. 275; verweigert ftandhaft 
die Theilnahme am "Frankfurter Fürſten⸗ 
tag I. 310; hält in Regensburg einen 
Minifterratb I. 386; oberfter Kriegs⸗ 
ber UI. 81; "Broclamation II. 83; 
übernimmt den Oberbefehl II. 93; ber 
Quet die Annahme der Schlacht U. 

; Ankunft in Berlin am 4. Auguft 
1586 U. 127; Thronrede bei dem con» 
ftituivenden Reichsta U. 171: An 
ſprachen in Kiel und —— U. 273; 
Thronrede im Februar 1870 II. 320: 
reist von Ems nad, Berlin II. 336; 
Thronrede am 19. Juli 1870 I. 337: 
erflärt die Annahme der Kaiferwürde 
II. 380; Telegramm an Saifer Aler- 
ander II. 388; Throntede IL. 392. 


Wilhelm L, König v. Wirtemberg, er- 
Härt fi bereit, die Leitung der deut- 
ſchen Angelegenheiten dem König von 
Preußen zu übertragen I. 24; ver- 
weigert die Annahme der Reichsverfaffung 
I. 109; erflärt, dem Haufe Hohen« 
zollern unterwerfe er fi nicht I. 110; 
nimmt die Reichsverfafjung an I. 111; 
Thronrede im Jahre 1850 I. 137; 
fommt mit dem Kaifer von Defterreid) 
in Bregenz — I. 144; Toaſt 
in Bregenz J. 144; Schreiben an den 
Fürſten von Schwarzenberg über die 
deutſche Verfaſſungsfrage I. 155; ſtirbt 
J. 388; über die deutſch— framfiſche 

Grenze Ir. 399. 

Williſen General v., na Wien eg 
J. 197; nad) Kafiel geihidt I 

Windiihgräß Fürft v., vor Wien I. 
72; in auferorbentlicher Sendung nad) 
Berlin I. 200 

Windthorſt, verlangt Intervention zu 
Gunften der weltlichen Herrſchaft des 
PBapftes Il. 396. 

v. Wöllwarth, ritterfchaftlicher Abgeord- 
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neter in Wirtemberg, erflärt fi für gerung des Königs von Preußen für 
die deutiche Partei II. 318. fein Sinderniß des Berfafjungsplanes 
v. Wrangel Feldmarſchall, Oberbefehls- I. 114. 

2... der ra ee Truppen in Hol- Zachariä H. A., — — 

ſtein J bei dem feſtlichen Einzug Antrag auf ein Oberhaus U. 193. 

in Berlin 5 403. v. Zedlitz, preuß. Ebilcommiffar in 
v. Wydenbrugk, ſachſen-weimar. Mi- Holſtein I. 380. 

nifter, Nede gegen Bannover I. 64; ° v. Zu-Rhein, gegen die Erneuerung des 

ſucht zwiſchen Gagern und Schmerling Zollvereins II. 234. 

zu vermitteln I. 58; erflärt die Wei- 


Trud von A. Haad in Berlin. 


-—_ 


Digitized by Google 


Digitized by Google 


J 
RR 
y m - 


> 
a, 
AN 


IN 


EN 
N 


gpNar'SSRHE 
4Feb'sORBE 


4 — * J— 
nl rn “ M 
Ay wu 
/ EM N 


— war WER 2 





BI m a | 
= .C. BERKELEY LIBRARIES 


C006 149919 








